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Die  ,,Unter8achuiigen  xur  Dentsehen  Stute-  und  Hechte- 
gesehlchte“  sind  dazu  bestimmt,  wiesenschaiUiche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können,  fline  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  lindet  nicht  Statt:  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  Uber  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Hefl  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  flir  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Hofrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Heidelberg  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breilau. 


Wilhelm  Koebner. 
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Vorbemerkung. 


Die  nachfolgenden  Untersuchungen  über  das  Recht  des  Über- 
hangs und  Überfalls  bemühen  sich,  ein  Bild  der  historischen 
Entwickelung  beider  Rechtsinstitute,  sowie  eine  vergleichende 
Charakterisirung  der  gegenwärtig  in  den  einzelnen  Territorien  für 
beide  Fälle  geltenden  Sätze  zu  erbringen.  Der  Verfasser  hofft 
hierbei,  den  Voraussetzungen,  an  welche  Grimm*)  die  von  ihm  in 
die  Zukunft  verlegte  Möglichkeit  einer  eingehenderen  Bearbeitung 
des  Überhangs-  und  Überfallsrechtes  knüpfte,  durch  Verwertbung 
aller  irgendwie  zugänglichen  Quellen  gerecht  geworden  zu  sein. 
Die  Zahl  derselben  gestaltete  sieb  um  so  grösser,  als  dem  Verfasser 
mit  einer  Liberalität,  die  nicht  genug  gerühmt  werden  kann,  ge- 
stattet war,  die  üben  eichen  Schätze  der  Bibliothek  des  Reichs- 
gerichts zu  Leipzig  einzusehen  und  zu  benutzen. 

Die  Grundlage  der  Untersuchungen  bilden  die  Darstellungen 
der  Grundsätze  des  römischen  und  des  deutschen  Rechts,  — nach 
ihnen  bestimmt  sich  die  äussere  Eintheilung  in  drei  Hauptabschnitte, 
deren  erster  und  zweiter  in  je  zwei  §§  die  Grundsätze  des  Über- 
hangs und  Überfalls  im  römischen  und  im  älteren  deutschen  Rechte 
enthält,  während  der  dritte  die  Gränzen  beider  Rechte  in  den 
Gesetzbüchern  der  Gegenwart  zieht.  Eine  eingehende  Erörterung 
der  römischrechtlichen  Bestimmungen  war  vor  Allem  um  deswillen 
erforderlich,  weil  sich  Jeder,  der  die  hier  einschlagenden  Fragen 
zu  lösen  sucht,  genöthigt  sieht,  sich  gegenüber  der  grossen  Zahl 
differenter  Auslegungen  eine  feste  Ansicht  zu  schaffen,  die  bei  der 
Beurtheilung  des  Einflusses  des  römischen  Rechts  auf  die  Quellen 
nach  der  Reception  als  Richtschnur  dienen  kann.  Die  Belegstellen 
des  zweiten  Theils  sind  ca.  120  einzelnen  Rechtsbüchern,  Statuten  und 
Weisthümern,  in  der  Zeit  der  Rechtsbücher  beginnend  bis  ungefähr 


*)  Grimm,  Zeitachr.  tür  kritiaclie  Kcchtawissensch.  (Tübingen),  R.  IV 
.S,  174  (.lalirg.  1H2S). 


Digitized  by  Google 


VIII 

zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  entnommen,')  und  zwar  sind  die- 
selben in  der  Mehrzahl  der  Fälle  dem  Wortlaute  nach  wiedergegeben. 
Wenn  hiermit  auch  bisweilen  der  Nachtheil  einer  lokalen  Anhäufung 
von  Gesetzesstellen  verbunden  ist,  so  wird  derselbe  doch  hinreichend 
durch  den  mit  der  wörtlichen  Anführung  von  Qucllcnentscheidungen 
verbundenen  Vortheil,  — der  Möglichkeit  für  den  Leser,  selbst 
prüfen  und  verbessern  zu  können  — , aufgewogen. 

Im  dritten  Theile  endlich  sind  sowohl  die  Gesetzbücher,  Ent- 
würfe und  die  hier  einschlagendcn  Entscheidungen  der  einzelnen 
Bundesstaaten  des  deutschen  Reichs,  als  auch  diejenigen  Oesterreichs 
und  der  Schweiz,  einschliesslich  der  Kantonalgesetzgebungen  der 
französischen  Schweiz  eingehender  berücksichtigt.  Sind  überdies 
bereits  im  zweiten  Theile  (§  8 u.  4)  einzelne  Stellen  älterer  fran- 
zösischer, holländischer  und  spanischer  Quellen  zum  Vergleiche 
herangezogen , so  ist  die  Zahl  der  Legislationen  Frankreichs, 
Hollands  und  Spaniens  im  dritten  Theile  durch  die  vergleichsweise 
Behandlung  englischer,  däni.scher,  italienischer,  portugiesischer  u.  a. 
Gesetzesstellen  bezieh.  Rechtsfülle  zu  vervollständigen  gesucht.  Eine 
ausführlichere  Besprechung  hat  hierbei  ein  Mal  auf  Grund  seiner 
praktischen  Wichtigkeit  für  einen  Theil  Deutschlands,  andrerseits 
aber  seiner  Bedeutung  für  die  Rechtscodificationen  Belgiens,  Hollands, 
Italiens,  Rumäniens  und  einiger  schweizer  Kantone  halber  der  Code 
Napoleon  und  die  mit  ihm  in  Zusammenhang  stehende  Literatur 
erfahren. 


')  Kino  Trcmiuug  der  (Quellen  vor  der  Kcceptiou  von  denjenigen  nach 
der  Heception  erschien  angesichts  des  geringen  Einflusses,  welchen  das  römische 
Recht  gerade  in  diesen  beiden  hier  behandelten  Fällen  auf  die  deutschen 
Rechtsaufzeichnungen  ausgeübt  hat,  unzweckmässig.  Der  Verfasser  hat  daher 
richtiger  zu  handeln  geglaubt,  wenn  er  bei  Erwähnung  der  einzelnen  Quellen, 
sobald  sich  fremde  Einflüsse  geltend  zu  machen  schienen,  darauf  hingewiesen  hat. 
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I.  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls 
im  römischen  Rechte. 


§ 1.  Dlg.  XLIII,  27  de  arboribus  caedendis. 

Der  27.  Titel  des  XLIII.  Buches  Dig.,  de  arboribus  caedendis, 
welcher  die  Bestimmungen  des  römischen  Rechts  über  den  Über- 
hang in  sich  begreift,  hat  lange  Zeit  für  einen  Titel  gegolten,  der 
vermöge  der  Schwierigkeit  seiner  Auslegung  willkommene  Gelegen- 
heit zu  tiefergehenden , die  mannigfaltigsten  Gebiete  des  römischen 
Rechtslebens  berührenden  Studien  und  als  Frucht  derselben,  Ge- 
legenheit zur  Aufstellung  einer  neuen  selbständigen  Ansicht  über 
seinen  Inhalt  zu  bieten  schien. 

Gegenwärtig  ist  seine  Behandlung  als  minderwichtige  Inter- 
pretationscontroverse  in  der  romanistischen  Literatur  mehr  und  mehr 
in  den  Hintergrund  getreten,  und  hat  den  die  Romanisten  der  Neu- 
zeit in  ungleich  höherem  Maassc  beschäftigenden  Controversen  rechts- 
philosophischer Natur,  den  Streitfragen,  welche  Gedankengänge  der 
Theoretiker  zu  durchlaufen  hat  bis  ein  Rechtssatz  als  Product  einer 
logischen  Geistesthätigkeit  vor  ihm  steht,  das  Feld  geräumt. 

Es  ist  characteristisch,  wie  mit  einem  Schlage  die  Specialliteratur 
über  Dig.  lib.  XLIII.  27  abbricht,  und  der  Streit  der  Meinungen 
nur  noch  in  dem  Rahmen  von  Monographieen  Uber  Eigenthumsbeschrän- 
kungen  im  Allgemeinen , sowie  in  den  Pandektenlehrbüchem  auf 
kleinem  Raume  zusammengedrängt  fortglimmt.  *)  Trotz  des  Fehlens 

’)  An  Literatur  ist  snzuführen:  Krebs,  „tractatua  politico  — juridicos  de 
li^o  et  lapide“  (1700),  spcciell  pars  I dass.  3 art.  2 t;  1 sequ.  (vol.  I pg.  68 
sequ.);  — O.  F.  Kraus,  de  iure  in  arbores  vicini  in  uostrnm  prominentes 
aerem.  (Disaert.,  Vitenberg.  1765;  bisweilen  unter  dem  Namen  Ad.  Adler’s,  des 
XU  Promovirenden,  citirt);  — Christian  Wildvogel,  de  eo  quod  iustum  est 
circa  arbores,  Jena  1767  (Dissertation);  — A.  Kirsten,  de  coeroitione  arborum 
in  fundum  vicinalem  propendentium,  Döttingen  1H20  (Dissertation);  — v.  Koch, 
„Über  das  fr.  1.  D.  de  arboribus  caedendis“,  Kagazin  für  Hechtewissenschaft  und 
GeaetzgebungB.lv  (1844)8.331 — 352;  Dirksen,  „Über  die  gesetzlichen  Be- 
schränkungen des  Kigenthums  nach  römischem  Recht,  und  über  die  arborum 

Sekmidi^  Dm»  Heolit  dei  Qb«rhAugi  uod  UbarteUa.  ], 
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aber  von  umfänglicheren  diese  Specialfrage  behandelnden  Literatur- 
beiträgen aus  den  letzten  Decennien , hat  sich  doch  im  Laufe  der 
Zeit  ein  reichhaltiges  Material,  — ebenso  reichhaltig  an  Hypothesen 
und  Widersprüchen  — , angesammclt,  ohne  dass  es  einer  der  auf- 
gestellten Ansichten  gelungen  ist,  sich  endgültig  Bahn  zu  brechen. 

Man  hat  bei  der  Erklärung  des  Titels  27  1.  c.  den  m.  E.  grossen 
Fehler  begangen,  nicht,  wie  unbedingt  nothwendig,  in  die  Zeit 
zurückzugehen,  in  denen  die  Bestimmungen  de  arboribus  caedendis 


aublucatio  inabetondere“,  Zeitachrift  für  geschichtliche  Rechtawiasenachaft  B.  II 

H.  II  S.  40.^ — 431.  Die  beiden  letztgenannten  Monographieen  enthalten  das 
meiste  positive  Material  und  sind  deshalb  am  eingehendsten  besprochen.  Vgl. 
weiter : £.  J.  B e k k e r,  die  gesetzlichen  Eigenthumsbeschränkungon  des  römischen 
Rechts,  Jahrb.  des  gern,  deutsch.  Rechts  von  Bekker  u.  Huther  B.  V 
S.  147  ff.  — ; Werenberg,  Über  die  Collision  der  Rechte  verschiedener  Orund- 
eigenthümer,  Jahrb.  für  Dogmatik  des  heutigen  römischen  u.  deutschen  Privat- 
rechts B.  VI  S.  1 ff.;  — Hoffmann,  Über  die  Rrundzüge  des  Nachbarrechts 
beim  Orundeigenthum , Archiv  für  praktische  Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  I 
S.  337;  — Ihering,  Zur  Lehre  von  den  Beschränkungen  des  Drundeigen- 
thUmera  im  Interesse  der  Nachbarn,  Jahrbücher  für  Dogmatik  des  heutigen 
röm.  u.  deutsch.  Privatrechts  B.  VI  S.  81  ff.;  — Hesse,  Zur  Lehre  von  den 
nachbarrechtlichen  Verhältnissen  der  Drundeigentliümer,  a a.  0.  S.  378  ff.;  — 
Besse,  Über  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Orundstücksnachbam.  (Eisenberg, 
1859  n.  1861;  2.  Aufl.  1880);  — von  Schelhass,  das  Nachbarrecht  nach 
gern.  Recht  und  heutiger  Praxis  (Würzburg,  1863);  — Ouyet,  Bemerkungen 
aus  dem  römischen  Oeconomierechte , Archiv  für  civilistische  Praxis  B.  XVII 
Heft  I S.  31  — 41;  — Ausserdem  finden  sich  mehr  oder  minder  eingehende 
Beiträge  in  Hugo,  Rechtsgeschichte,  Ausg.  XI  S.  204  ff.,  sowie  in  den  Pan- 
dektenlehrbnchem  von  Thibaut,  System  des  Pandektenrechts  §271  (9.  Aufl.), 
hierzu  Frohen,  Erörterungen  einzelner  Lehren  des  römischen  Rechts  B.  II 
8.  164;  — von  Wening-Iugenheim,  Lehrbuch  des  gemeinen  Civilrechts 
B.  I § 118;  — Puchta,  Pandekten  § 399;  — von  Vangerow,  Leitfaden  für 
Pandektenvorlesungen  B.  I § 297  S.  545  sub  4 (7.  Aufl.);  — Sintenis,  Das 
praktische  gemeine  Civilrecht  B.  I S.  487;  — Arndts,  Lehrbuch  der  Pandekten 
8 131  Anm.  1 und  § 347  Anm.  3;  — von  Holzschuher,  Theorie  und  Casuistik 
des  gemeinen  Civilrechts  B.  II  8.  150  ff.  (3.  Aufl.);  — Böcking,  Pandekten 
des  römischen  Privatrechts,  oder  Institutionen  des  gemeinen  Civilrechts  B.  II, 

I.  Lieferung  8.50;  — Brinz,  Lehrbuch  der  Pandekten  § 132—133;  — Wind- 
scheid, Lehrbuch  des  Pandektenrechts  B I § 169  sub  4 (8.  527);  — v.Wächter, 
Pandekten  B.  II  § 119  S.  13  fl'.;  — Dernburg,  Pandekten  § 200;  — Vrgl. 
ferner  Schmid,  Handbuch  des  gegenwärtig  geltenden  gemeinen  deutschen 
bürgerlichen  Rechts  B.  I 8.  22  ff.  und  Voigt,  das  Civil-  und  Criminalrecht 
der  Xn  Tafeln  (2  Bändel , welches  für  die  Zeit  des  alten  Roms  eine  reiche 
Fülle  juristischen  und  culturhistorischen  Quellenmaterials  enthält.  (Besonders  für 
unsern  Fall  B.  II  8.  619,  622,  632).  Unter  den  Verfassern  der  Lehrbücher  behandelt 
von  Wächter  die  Frage  dos  tiberhangsrcohtes  am  eingehendsten  (Beilageu). — 
Vgl.  ausserdem  die  Literaturnachweise  bei  Anm.  69  (Recht  des  nberfalls  im 
römischen  Recht)  und  Anm.  99  (das  Recht  des  Überhangs  im  deutschen  Rechte). 
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entstanden,  und  aus  den  Rechts-  und  OuIturTerhältnissen  jener  älteren 
römischen  Zeit,  sowie  aus  dem  von  dem  Gesetze  verfolgten  prak- 
tischen Zwecke  auf  seinen  Inhalt  zu  schliessen,  sondern  man  ist  mit 
rein  theoretischen  Sätzen  an  seine  Interpretation  herangetreten,  und 
dadurch  endlich  zu  einer  Auslegung  gelangt,  die  sich  wohl  in  den 
Rahmen  des  Systems  einzufügen  scheint,  die  aber  dem  Zweck  im 
Rechte  geraden  Wegs  entgegenläuft. 

Was  zunächst  die  äusserliche  Zusammensetzung  des  Titels  de 
arboribus  caedendis  anlangt,  so  ist  derselbe  zum  bei  weitem  grösseren 
Theilc  den  Erläuterungen  Ulpian’s  zum  prätorischen  Edicte  ent- 
nommen, nur  der  Schluss  enthält  einen  Satz  des  Pomponius  ad 
Sabinum  lib.  XXXIV.  Die  Stellen  des  prätoriscben  Edictes  selbst 
werden  seitens  Ulpian’s  in  Form  von  Oitaten  wörtlich  angeführt, 
während  seine  Bemerkungen  zu  dem  Edicte  ein  Mal  kurze  literarische 
und  historische  Notizen  enthalten,  andererseits  aber  bestimmt  sind, 
den  Inhalt  der  prätorischen  Verfügung  zu  erläutern.  Dass  sie  diesem 
ihren  letzteren  Zwecke  nicht  in  vollem  Maasse  gerecht  werden,  be- 
weist die  grosse  Anzahl  differirender  Ansichten,  welche  sich  über 
Titel  27  1.  c.  bilden  konnten,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur  von  uns, 
die  wir  den  römischen  Verhältnissen  nach  Zeit  ebenso  wie  in  land- 
wirthschaftlicher  Beziehung  ferner  stehen,  sondern  der  Streit  der 
Meinungen  begann,  wie  dies  die  Auslegung  der  Basiliken  beweist, 
bereits  weit  früher.  — 

„Ait  Prätor,  — so  beginnt  Titel  27  1.  c.  — : Quae  arbor 
ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius  impendet,  si  per  te  stat,  quo 
minus  eam  adimas,  tune  quo  minus  illi  eam  arborem  adimere 
sibique  habere  liceat,  vim  fieri  veto. 

Die  erste  Frage,  welche  Ulpian  in  Anschluss  hieran  erörtert, 
ist  die,  ob  der  Prätor  in  den  eben  angeführten  Worten  bestimmt 
habe,  dass  der  ganze  Baum  zu  fällen  sei,  oder  ob  er  damit  nur 
habe  sagen  wollen,  dass  „id  solum  quod  superexcurrit“  zu  kappen 
wäre.  Rutilius,  so  berichtet  er,  verträte  die  erstere  der  beiden 
Ansichten,  ebenso  Labeo,  und  ihnen  schlössen  sich  „plerique“  an. 

Die  Worte  des  Edictes  lauten  mit  Bezug  auf  diesen  Punkt  so 
bestimmt,  dass  sich  eine  andere,  als  die  von  Rutilius  gegebene 
Auslegung  m.  E.  nicht  rechtfertigen  lässt.  Der  Ausdruck  „arborem 
adimere“  *)  weist  deutlich  darauf  hin,  dass  nicht  nur  von  dem  Ab- 


*)  adimere  heisst  in  seiner  Grundbedeutung  „ab  — wegnehmen“,  und  er- 
hält auch  phraseologisch  nie  einen  hiervon  diflerenten  Sinn.  Vgl.  Brissoniiis, 
ed  verb.  signif.  s.  v.  „adimere“. 

1* 
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schneiden  „eins,  quod  superexcamt“  die  Rede  ist,  sondern  dass 
der  Prätor  die  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  verlangt.  Gegen- 
wärtig herrscht  auch  über  diese  Frage,  wie  überhaupt  über  die 
Erklärung  dieses  ersten  Theils  des  prätorischen  Bdictes  in  der 
Literatur  Einverständniss.  Man  nimmt  allgemein  an,  dass  darin  be- 
stimmt werde,  „dass  wenn  der  Baum  über  ein  Haus*)  hinüberhängt, 
derselbe  von  Grund  aus  abgeschnitten  werden  muss“,  und  begnügt 
sich  in  der  Regel,  die  Worte  des  prätorischen  Edictes  selbst  wieder- 
zugeben. 

Anders  bei  dem  zweiten  Theile  des  prätorischen  Edictes  (1. 1 § 7 1.  c.): 
„Quae  arbor  ex  agro  tuo  in  agrum  illius  iinpendet,  si  per 
te  stat,  quo  minus  pedes  quindecim  a terra  eam  altius  coerceas, 
tune  quo  minus  illi  ita  coercere,  lignaque  sibi  habere  liceat, 
vim  fieri  veto“. 

Auf  den  ersten  Blick  ist  so  viel  sogleich  zu  übersehen,  dass 
diese  zweite  prätorische  Bestimmung  gegenüber  der  an  erster  Stelle 
Aufgeführten  eine  Milderung  für  den  Baumeigenthümer  enthält,  darin 
bestehend,  dass  derselbe,  wenn  das  benachbarte  Grundstück  ein  ager 
ist,  nicht  zur  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  sondern  nur  zum  Ab- 
schneiden der  Äste  in  Höhe  von  15  Fuss  verpflichtet  wird.  Dies 
besagen  auch  die  erklärenden  Worte  Ulpian’s  in  § 9 I.  c.: 

DiflTerentia  duorum  capitum  interdicti  haec  est,  si  quidem 
arbor  aedibus  impendeat,  succidi  eam  praecipitur  si  vero  agro 
impendeat  tantum  usque  ad  quindecim  pedes  a terra  coerceri. 
Gehen  wir  aber  tiefer  auf  den  Inhalt  der  Worte: 

„si  p>er  te  stat  quo  minus  pedes  quindecim  a terra  eam  altius 
coerceas“, 

ein,  so  stellen  sich  uns  die  mannigfaltigsten  Zweifel  entgegen,  welche 
den  Brennpunkt  des  Streites  über  die  Auslegung  der  1.  1 Dig.  XLIII, 
27  in  sich  begreifen,  und  deren  Lösung  auf  die  verschiedenste  Art 
und  Weise  angestrebt  worden  ist.  Hierbei  sind  es  zwei  Haupt- 
ansichten, unter  welche  sich  die  zahlreichen  Einzelansichten  sub- 
sumiren  lassen;  alle  Verschiedenheiten  der  Letzteren  untereinander 
sind  nur  geringe  Abweichungen  von  diesen  beiden. 


*)  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  aedes  und  über  die  Form  dieses  ersten 
Theils  des  Edictes  in  den  XII  Tafeln  vgl.  unten  bei  Aiim.  50—55. 

“)  8o  Vangerow  a.  a.  O.  B.  L tj  297  sub  4;  Arndts,  a.  a.  O.  § 847 
Anm.  8;  Dem  bürg  a.  a.  0.  § 200.  Kurze  Bemerkungen  enthalten  hierüber 
Wildvogel,  1.  c.  pg.  18;  Bekker  a.  a.  O.  S.  169;  Koch  a.  a.  0.  S.  838: 
von  Wächter  a.  a.  U.  11  g 119  sub  11  und  Windscheid  B.  I S.  527. 
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Die  Vertreter  der  einen  Meinung  legen  die  Worte  des  ^7  1. 
c.  80  aus,  dass  diese  Bestimmung  mit  Rücksicht  auf  den  Über- 
hang im  eigentlichen  Sinne  getroffen  sei,  und  dass  darin  ein 
Anspruch  des  Grundstücksnachbars  auf  Beseitigung  der  auf 
das  ]Nachbargut  uberhängenden  Aste  bis  zur  Höhe  von 
15  Fuss*)  constatirt  werde,  während  die  Vertreter  der  anderen 
Hauptansicht  behaupten,  dass  der  Überhang  im  eigentlichen 
Sinne  bereits  aus  allgemeinen  gesetzlichen  Regeln  über  die  Er- 
streckung der  Herrschaftsphäre  des  Grundeigenthümers  zu  beseitigen 
sei,  und  deshalb  die  Bestimmung  des  prätorischen  Edictes  sich  nicht 
auf  die  Regulirung  des  Überhangs  i.  e.  S.  beziehen  könne,  viel- 
mehr in  derselben  angeordnet  werde,  dass  ausser  dem  Überhänge 
i.  e.  S.  die  nicht  über  das  Nachbar-Grundstück  reichenden  Zweige 
des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes  auf  ein  Maass  von  „quin- 
decim  pedes  a terra  altius“  beschränkt  werden  müssten. 

Die  erstgenannte  Ansicht  hat  lange  Zeit  die  unbestrittene  Herr- 
schaft in  der  Literatur  besessen,  — sprachen  sich  doch  auch 
Thibaut,  Vangerow,  u.  a.  ^ für  dieselbe  aus;  die  Auslegung 
im  letzteren  Sinne  wurde  von  Hugo*)  angebahiit,  von  Koch*) 
und  Guy  et’”)  in  den  im  Folgenden  mehrfach  citirten  Schriften 
ausgebaut,  und  hat  dadurch,  dass  sich  von  Wächter  und  Wind- 
scheid”) derselben  zugeneigt  haben,  ausschlaggebende  Vertreter 
erlangt.  — Trotz  der  gegen  sie  geltend  gemachten  Gegengründe  aber^ 
ist  m.  E.  die  ältere  in  der  Neuzeit  fast  verdrängte  Auslegung  mit 
Bestimmtheit  aufrecht  zu  erhalten,  für  sie  treten  auch  die  folgenden 
üntersuchungen  ein. 


•)  Über  die  Frage,  welche  Aste  mit  den  Worten  „usque  ad  quindecim 
a terra  pedes“  gemeint  seien  vgl.  unten  bei  Anm.  2ö  ff.,  vor  Allem  Anm.  30—36. 

’)  Thibaut  a.  a.  ü.  § 271 ; — Vangero  w a.  a.  ü.  § 297  sub  4;  — Vgl. 
auch  unten  bei  Anm.  25  imd  26. 

')  Hugo,  Rechtsgeschichte  XI  Aufl.  S.  20.'i;  gewöhnlich  unrichtig  wieder- 
gegeben, so  auch  von  Vangerow  a.  a.  O.,  Dirksen  a.  a.  O.  S.  427;  richtig 
verstanden  von  Böcking  a.  a.  O.  S.  50  (Anm.  38).  — Vgl.  Frohen,  Er- 
örterungen B.  II  S.  15ä  — Vgl.  auch  u.  bei  Anm.  37. 

’)  von  Koch,  Magazin  für  Rechtswissenschaft  B.  IV  besonders  8.  341;  — 
Bekkera.a  0.8.  170  ff.  (Kritik  von  Wä  chter’ s über  die  Koch 'sehe  Arbeit 
vgl.  V.  Wächter  a.  a.  O.  8.  15  sub  2). 

‘•)  Guyet,  Bemerkungen  aus  dem  römischen  Oeconomierechte , Archiv 
für  civilistische  Praxis  B.  XVII  Heft  I 8.  31  — 76. 

”)  von  Wächter  a.  a.  ü.  8.  15;  — Windscheid  a.  a.  O.  8.  527.  Vgl. 
auch  Kirsten  1.  c.  pg.  16.  (Kritik  bei  Koch  a.  a.  O.  .S.  336). 
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Es  ist  bereits  angedeutet  worden,  dass  es  für  die  Interpretation 
des  Inhalts  von  1.  1 Dig.  XLdll,  27  von  besonderer  Wichtigkeit  sei, 
die  Grundbestimmuug  in’s  Äuge  zu  fassen,  auf  welche  sich  der- 
selbe aufbaut.  Es  wird  ausdrücklich  von  ülpian  hervorgehoben, 
dass  bereits  die  XII  Tafeln  jene  Bestimmung,  wonach  der  über- 
häugcnde  Gränzbaum  beschnitten  bezieh,  vollständig  beseitigt  werden 
müsse,  enthalten  hätten,  eine  rechtshistorische  Notiz , der  wir  vollen 
Glauben  schenken  können,  und  die  in  dem  parallele  Rechtsverhält- 
nisse berührenden  Zeugnisse  des  Fomponius  ad  Sabinum  34  (1.  2. 
Dig.  XLIII,  27)  ihre  Bestätigung  findet.  Nach  den  Reconstructions- 
versuchen, welche  man  mit  Hülfe  der  auf  uns  gekommenen  schrift- 
lichen Überlieferungen  angestellt  hat,  lautete  tab.  VIII,  6:  Si  arbor 
in  vicinum  hortum  inpendit,  coinquito,  und  tab.  VIII,  7:  Si  arbosem 
in  vicinum  agrum  immisit,  XV  pedes  altius  sublucato. 

Nun  ist  es  richtig,  dass  durch  die  Auslegung,  es  handele  sich 
hierbei  um  einen  Überhang  im  eigentlichen  Sinne  und  um  die  Ver- 
pflichtung des  Feldnachbars,  überhängende  Zweige  in  Höhe  von 
15  Fuss  zu  dulden,  nach  der  heutigen  Doctrin  eine  Beschränkung 
des  dominus  agri  normirt  wird'^),  denn  so  interpretirt  bildet 
1.  1 § 7 Dig.  XLIII,  27  eine  Ausnahme  von  dem  gegenwärtig  all- 
gemein anerkannten  Satze,  dass  der  Eigenthümer  eines  Grundstückes 
nicht  nur  Herr  über  den  begränzten  Thell  der  Erdoberfläche  und 
den  unter  demselben  gelegenen  Theil  der  Erdkugel,  sondern  auch 
Herr  des  über  seinem  Grundstück  gelegenen  Luftraums 
ist.  **) 

Man  hat  wohl  versucht,  diese  Ausnahmestellung  des  § 7 1.  c. 
von  dem  ebengedachten  Grundprincipe  der  heutigen  gemein- 
rechtlichen Lehre  vom  Eigenthum  zu  leugnen:  Die  Luft  sei  res 
onmium  communis,  ein  Satz,  der  auch  dadurch,  dass  die  Luft  sich 
über  einem  in  Privateigenthume  stehenden  Grundstücke  befinde, 
keine  Ausnahme  erlitte,  zumal  nirgends  in  den  Quellen  ausdrücklich 
ausgesprochen  werde,  dass  der  Grundeigeuthümer  zur  ausschliess- 
lichen Benutzung  der  über  seinem  Grundstücke  befindlichen  Luft- 
säule berechtigt  sei.  **) 

”)  So  richtig  Dirksen  a.  a.  0.  S.  428:  Koch  a.  a.  O.  S.  332  ff. 

”)  Vgl.  Windscheid  § ItiH  hei  Anm.  2;  — Böcking,  a.  a.  ü.  11  8.  12 
bei  Anm.  23;  — Sintenis,  a.  a.  O.  S.  487  Anm.  26;  — Schmid  a.  a.  Ü. 
S.  17  Anm.  7 und  die  daselbst  Angeführten,  weiter  auch  S.  24;  — Guyet 
a.  a.  O.  8.  3.Ö  besond.  Anm.  7;  — Hageraann,  Landwirthschaftsrecht  § 137 
(8.  232);  — Hesse,  Kecbtsvei hältn.  zw.  Grundstücksnachbar.  B.  II  8.  löl  fg. 
(2.  Auff  8.  481  fg.). 

“)  Werenberg  a.  a.  O.  8.  68.  Ks  ist  besonders  darauf'  hinzuweisen. 
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Der  Irrthum,  der  diesen  Behauptungen  zu  Grunde  liegt,  ist 
unschwer  zu  erkennen.  Dass  die  Luft  res  uniniuni  communis  ist, 
wird  Niemand  leugnen , hier  kommt  es  jedoch  nicht  auf  die  Luft 
als  solche,  sondern  auf  den  Baum  an,  innerhalb  dessen  sich  die 
Luft  befindet.  Ihcring*'')  macht  mit  Hecht  darauf  aufmerksam, 
dass  ebenso  das  fliessende  Wasser  res  omnium  communis  sei,  und 
doch  dürfe  man  nicht  des  Nachbars  Grundstück  betreten,  um  dieses 
Was.ser  zu  schöpfen,  oder  das  Wild,  welches  res  nullius  ist,  zu  jagen. 
W enn  nun  auch  der  Kaum  als  substanzlos  nicht  im  Eigenthum  Je- 
mandes stehen  kann,  — Eigenthum  setzt  stets  etwas  substantielles, 
eine  res  corporalis  voraus , — so  ist  es  doch  io  Übereinstimmung 
mit  I he  ring  gegenwärtig  als  eine  blosse  Schulfrage  zu  bezeichnen, 
ob  man  abusiv  von  einem  Eigenthum  an  der  Luftsphäre  oder  einer 
Consequenz,  einem  Annex  des  Grundeigenthums  sprechen  will,  jeden- 
falls wird  damit  nicht  das  Recht  als  solches,  einen  Dritten  von 
Eingriffen  in  diesen  Kaum  auszuschliessen , verneint.  ‘*)  Es  fragt 
sich  nur,  ob  wir  diese  letzten  theoretischen  Sätze  bereits  auf  das 
Zwölftafelgesetz  übertragen  dürfen,  und  diese  Frage  glaube  ich  mit 
Entschiedenheit  verneinen  zu  müssen. 

Wohl  kannte  das  Recht  der  XU  Tafeln  im  Gegensatz  zum 
griechischen  und  älteren  deutschen  Rechte  eine  juristische  Aus- 
prägung der  Zubehörigkeit  eines  Objects  zu  einem  Subjecte  in  dem 
„meum  esse  ex  iure  Quiritium“  mit  seiner  Gesammtbezeichnung  als 
„manus“;  manus  ist  aber  nicht  Eigenthumsrecht  im  heutigen  Sinne 
des  Wortes,  denn  sie  ergreift  nicht  nur  das  sachliche  Vermögen, 
die  pecunia,  sondern  auch  die  familia,  die  Gesammtheit  der  familiäres, 
darunter  die  freie  Ehefrau  und  ihre  Kinder.*')  Es  liegt,  wie  Voigt**) 
treffend  bemerkt,  der  Bezeichnung  manus  „eine  naiv  versinnlichende 
oder  symbolisirende  Auffassung  zu  Grunde.'*  Das  allen  Functionen 
der  manus  Gemeinsame  ist  die  äusserliche  Thatsache  der  Ausübung 
einer  Herrschaft,  welche  sich  in  gleichmässiger  Weise  in  der  Ge- 
walt des  Hausvaters  über  den  filiusfamilias,  wie  in  der  freien  Ver- 
fügung des  Herrn  über  eins  seiner  Lastthiere  oder  dgl.  zu  äussern 

dsiB  die  Aatfiihrungen  Werenberg’s  sich  gegen  die  heutige  gemeinreohtUche 
Lehre  vom  Eigenthum  richten,  und  ihren  Zielpunkt  nicht  in  dem  älteren 
römischen  Rechte  suchen. 

“)  Ihering  a.  s.  0.  S.  86. 

“)  Uber  die  Grenzen  dieses  Rechts  vgl.  Ihering,  a.  a.  0.  8.  90  u.  91; 
— vgl.  hierzu  Hesse,  Jahrb.  für  Dogmatik  B.  VI  ,S.  993  u.  401;  — Hoff- 
mann,  a.  a.  0.  S.  273. 

'*)  Vgl.  Voigt  a.  a.  ü.  S ^9- 

*•)  A.  a.  ü.  B.  11  8.  85. 
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schien,  und  welche  in  der  menschlichen  Hand,  dem  Concentrations- 
pnnkte  der  physischen  Kraft  und  ihrer  berechneten  Anwendung 
zum  Ausdruck  gelangte.  Der  Luftraum  als  solcher  eutbehrt  des 
Fassbaren,  Körperlichen,  und  bot  demnach  weder  die  Möglichkeit, 
noch  auch  nur  ein  „anschauliches  Yerhältniss“  dar,  ihn  in  den 
Rahmen  der  manus  hineinzuzichen ‘*);  die  Auffassung  aber,  dass 
der  Luftraum  als  Annex,  als  eine  Consequenz  des  Grundeigenthums 
zu  betrachten  sei,  ist  nicht  die  Auffassung  eines  auf  den  unteren 
Stufen  der  Rechtsentwickelung  stehenden  Volke.s,  sondern  das  Pro- 
duct einer  an  der  Hand  der  Wissenschaft  erzielten  Ausbildung  und 
theoretischen  Erweiterung  der  Lehre  vom  Eigenthume. 

So  fehlt  es  im  Rechte  der  XII  Tafeln  für  die  Ansicht,  dass 
man  in  den  Uberhängenden  Zweigen  einen  Eingriff  in  die  un- 
beschränkte Herrschaftssphäre  des  Grundeigenthümers  erblickte, 
und  dass  man  aus  diesem  formell  rechtlichen  Grunde  die  Beseitigung 
sämmtlicbe  r auf  das  NachbargrundstUck  reichenden  Aste  mit  der 
actio  negatoria  fordern  konnte,  an  jeglicher  Unterlage.  Wir  dürfen 
demnach  auch  bei  der  Erklärung  des  Wortlautes  von  tab.  VIII,  !• 
si  arborem  in  vicinum  agrum  immisit  XV  pedes  altius 
sublucato, 

nicht  davon  ausgehen,  dass  sich  diese  Bestimmung,  und  die  in  ihr 
enthaltene  Maassangabe  auf  die  nicht  Uberhängenden  Zweige  des 
Gränzbaums  bezieht,  während  der  Überhang  im  eigentlichen  Sinne 
bereits  auf  Grund  der  in  ihm  liegenden  Eigenthumsbeschränkung 
gefallen  ist,  sondern  müssen  uns  vielmehr  vor  Augen  führen , dass, 
von  tab.  VIII,  7 abgesehen,  der  an  der  Gränze  wachsende  Baum 
durch  keinen  Rechtssatz  gehindert  seine  Zweige  Uber  das  Nachbar- 
grundstUck breitete,  und  erst  durch  die  tab.  VIII,  7 getroffene  An- 
ordnung eine  theilweise  Beschränkung  seiner  überhängen- 
den Aste  erfuhr.  Das  Motiv  für  jenen  Satz  der  XII  Tafeln  fasst 
Ulpian  in  den  Schluss -Worten  des  § 8 1.  c. : 

et  hoc  idcirco  effectum  est,  ne  umbra  arboris  vicino  praedio 
noceret, 

zusammen.  Man  sah  in  dem  Überhang  eine  Beschränkung  des 
Nachbars  in  der  zweckentsprechenden  Benutzung  seines  ager,  — 


■•)  Vgl.  Voigt,  II  § 149. 

*")  Vgl.  1.  1 B.  de  interd.  VIII,  1,  wo  gesagt  ist:  Die  vorliegende  Streit- 
frage solle  nach  Analogie  der  Interdicte  „si  arbor  in  alienas  aedes  impendebit“ 
und  „si  arbor  in  alienum  agrum  impendebit“,  „quibus  ostenditur  nec  per  ar- 
boris quidem  occasionem  vicino  nocere  oportere“  entschieden  werden;  — 
Hesse,  Über  die  Rechtsverhältnisse  zw.  Grundstücksnachb.  B.  II  S.  196,  u. 
210  (2.  Aufl.  S.  Ö2Ö  u.  .540j;  Schelhass,  a.  a.  O.  S.  16. 
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der  andauernde  Schatten  der  tief  hcrabreichenden  Zweige  hinderte 
das  Wachsthum  seiner  Feldfrüchte  — , und  war  bemäht,  da  man 
eine  generelle  Klage  hiergegen  nicht  kannte,  diesem  Ubelstande 
durch  die  Verleihung  einer  actio  de  arboribus  sublucandis  *’)  ab- 
zuhelfen. 

Diese  Überlegung  ist  insofern  von  besonderer  Wichtigkeit,  als 
das  Besultat,  zu  welchem  wir  hierbei  gelangen,  auch  für  die  Er- 
klärung von  1.  1 § 7 Dig.  XLIII,  27  ausschlaggebende  Bedeutung 
besitzt,  da  ja  die  in  Dig.  XLIII,  27  citirten  Stellen  des  prätorischen 
Edictes  unmittelbar  auf  tab.  VIII,  6 und  7 der  XII  Tafeln  fussen. 
Das  prätorische  Edict  nahm  den  Inhalt  jener  beiden  Sätze  unver- 
ändert auf,  und  stellte  nur  neben  die  actio  de  arboribus  sublucandis 
bezieh,  coinquendis  der  XII  Tafeln  ein  interdictum,  durch  welches 
geschützt  der  Nachbar  bei  Säumniss  des  'Baumeigenthümers  sein 
Recht  auf  dem  Wege  der  SelbsthUlfe  realisirte;  — das  war  das 
Neue,  was  der  Prätor  gegenüber  dem  bereits  Bestehenden  schuf.  **) 
Justinian  endlich  beschränkte  sich  darauf,  diesen  Theil  des  prä- 
torischen  Edictes  seiner  Gesetzessammlung  unter  Zugrundelegung 
des  Werkes  Ulpians  in  Form  von  Citaten  einzufdgen,  sodass  eine 
ununterbrochene  durch  Jahrhunderte  lange  Übung  gefestete  Kette 
in  der  Anwendung  dieser  im  Beginne  des  römischen  Rechtslebens 
geschaffenen  Bestimmung  bestand,  welche  den  Kern  des  Gesetzes 
in  seiner  ür.sprünglichkeit  bewahrte.  Hatte  demnach  auch  der  Be- 
griff des  Eigenthums  eine  Au.sbildung  und  Vertiefung  erfahren, 
welche  die  Anschauungen  der  früheren  Jahrhunderte  weit  hinter 
sich  liess,  so  blieb  doch  jene  eng  begränzte  Bestimmung  der  XII 
Tafeln,  welche  dem  Nachbar  vorschrieb,  die  Aste  des  überhängenden 
Baumes  nicht  höher  als  „quindecim  pedes  a terra  altius“  zu  be- 
schneiden, in  Kraft,  nur  dass  sich  die  Auffassung  ihrer  rechtlichen 
Natur  geändert  hatte,  und  man  nicht  mehr  wie  früher  in  derselben 
eine  Beschränkung  des  Baumeigenthümers  zu  Gunsten  seines  Nach- 
bars, sondern  in  Hinsicht  auf  die  von  der  Rechtswissenschaft  an- 


”)  Sowohl  diese,  als  die  weiter  unten  ersichtliche  Bezeichnung  der  actio 
de  arboribus  coinquendis  sind  Neubildungen  auf  Grund  der  zur  Bezeichnung 
des  Sachverbältnisses  gebrauchten  Ausdrucke  „sublucare“  und  „coinquere“  (vgl. 
Voigt  a.  a.  O.  B.  II  § 149  Anm.  ö und  12). 

”)  VgL  Voigt  a.  a.  0.  ß.  II  .S.  634  Anm.  7;  Es  ist  dieses  Edict  adiuvandi 
iuris  civilis  gratia  erlassen : von  vornherein  demjenigen  gegeben,  der  als  Sieger 
in  der  actio  de  arboribus  sublucandis  bei  Ausübung  der  Selbsthülfe  vom  Gegner 
behindert  ward  (ursprünglich  also  concurrirend  mit  der  actio  iudicati),  später 
aber  dazu  verwendet,  damit  den  Rechtsstreit  selbst  zu  eröfihen.  — Unrichtig 
Koch  a.  a.  O.  S.  340. 
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erkannte  principielle  Dnbeschränktheit  des  Grundeigenthiims  auch 
nach  der  Richtung  des  Luftraums,  eine  Beschränkung  des  Grund- 
stUcksnaebbars  erblickte. 

Ob  1.  c.  Dig.  XLin,  27  im  Einklang  mit  unserer  mudernen  Doctrin 
steht,  und  ob  sich  im  Speciellen  die  Beibehaltung  der  dort  ergriflfenen 
Maassregeln  noch  gegenwärtig  emphehlt,  ist  eine  andere  Frage;  jeden- 
falls ist  jede  Auslegung,  welche  sich  in  Widerspruch  mit  der  rechts- 
historischen  Entwickelung  des  Titels  de  arboribus  caedendis  befindet, 
und  seinen  Inhalt  gezwungen  dem  Rahmen  unseres  heutigen  Systems 
cinzufiigen  sucht,  nicht  zu  billigen.  ’*) 

Es  ist  aber  nicht  allein  diese  aus  der  Geschichte  des  Titels 
de  arboribus  caedendis  geschöpfte  Erkenntniss,  welche  uns  zwingt 
in  Widerspruch  zu  der  neueren , herrschenden  Ansicht  zu  treten, 
sondern  auch  die  Untersuchung  des  jener  Stelle  zu  Grunde  liegenden 
praktischen  Gesichtspunktes,  welche  uns  denselben  Weg  weist. 

Wie  bereits  bemerkt,  war  das  Motiv,  welches  bestimmend  für 
die  Beschneidung  des  überhängenden  Baumes  wirkte,  das  Bestreben 
dem  NachbargrundstUck  den  schadenstiftenden  Schatten  fernzuhalten, 
— hoc  idcirco  effectum  est,  ne  umbra  vicino  praedio  noceret.  Hierbei 
bedarf  es  vorerst  eines  näheren  Eingehens  auf  die  verschiedenfache 
Auslegung,  welche  die  Worte: 

„quo  minus  pedes  quindecim  a terra  eam  altius  coerceas“ 
erfahren  haben.  Sie  sind  es  vor  Allem,  auf  welche  sich  der  Streit  in 
der  älteren  Literatur  concentrirte,  und  zwar  basiren  die  entgegen- 


“)  Dirksen  setzt  in  seinem  mehrfach  citirten  Aufsätze  8.  428  zur  Be- 
gründung seiner  im  Resultate  mit  dem  V'orgetragenen  übereinstimmenden  An- 
sicht an  einem  andern  Ausgangspunkte  ein.  Er  constatirt,  dass  in  der  Stelle 
der  XU  Tafeln,  auf  welcher  die  in  die  Digesten  aufgenommene  pratorische 
Bestimmung  de  arboribus  caedendis  beruht,  ein  EingrilT  in  das  Herrschalts- 
sphäre des  EigenthUmers  des  Nachbargrundstücks  zum  Besten  der  Baumcultur 
liege;  und  zwar  gelangt  er  zu  diesem  Ergebniss  durch  die  Folgerung,  dass 
weil  dem  Baumcigenthümer  principiell  genommen  das  Recht,  die  Aste  seiner 
Bäume  auf  das  Nachbargrundstück  Überhängen  zu  lassen,  nicht  zustehe,  in 
unserer  Gesetzesstelle  eine  Beschränkung  auch  nur  das  Recht  Desjenigen  treffen 
könne,  der  Eigenthümer  des  benachbarten  Grundstücks  sei.  Abgesehen  von 
der  unrichtigen  Annahme  einer  Eigenthumsbeschränkung  durch  den  Überhang 
im  Rechte  der  XII  Tafeln,  so  erwägt  Dirksen  vor  Allem  nicht,  dass,  wenn 
man  so  schliessen  will,  wie  er  es  thut,  ebenso  gut  auf  der  Seite  des  Baum- 
eigenthümers  Rechte  vorhanden  sind,  die  eingeengt  werden  können  und  dass 
der  Titel  de  arbor.  caedend.,  die  Richtigkeit  des  von  ihm  angenommenen 
Frincips  vorausgesetzt,  ebenso  gut  eine  weitergeheude  Beschränkung  des  Baum- 
eigenthüraers  enthalten  könnte.  Insofern  entbehrt  auch  Dirksen’s  Ansicht 
der  Begründung. 
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getietzten  AnBichten  über  ihre  Erklärung  auf  der  einen  Seite  auf 
der  Gluase  zu  1.  1 Dig.  de  arbor.  caed.,  audererseita  aber  auf 
ßaailic.  lib.  60  tit.  16  § 13.»*) 

Die  Glosse  bedient  sich  des  Ausdrucks: 

ergo  si  ultra  quindeciin  pedes  impendeat  arbor  tua  non 
pussum  agere, 

was  entschieden  so  zu  verstehen  ist,  dass  man  nur  dann  eine  Klage 
anstcllen  kann,  wenn  sich  an  dem  Stamme  innerhalb  der  vom  Boden 
aus  gerechneten  Strecke  von  15  Fuss  Aste  befinden,  während  be- 
treffs der  oberhalb  dieser  15  Fuss  langen  Strecke  wachsenden  Aste 
die  Möglichkeit  der  Klagerhebung  ausgeschlossen  ist. 

Der  Glosse  ist  Th i baut“),  obgleich  er  eine  Zeit  lang  ge- 
schwankt hatte,  gefolgt;  ebenso  vertreten  Vangerow,  Böcking, 
Sintenift,  Dirksen,  Hoffmann  u.  a.“)  die  Ansicht  der  Glosse. 
Die  Vertreter  der  gegentheiligen  Ansicht  finden  einen  Beleg  für  die 
Richtigkeit  ihrer  Auffassung  in  den  Worten  Basilic.  lib.  60  tit.  16 
§13: 

To  — divdQov,  H Ix  jov  aoi-  dygov  xaid  tov  dygov  rovtov 
iTtijgriyrai,  idy  fiij  xXadevarj(i  avxd  tipwdiv  v/fk^  tovg  xataiitvri 
nodat;,  6 dyfforyilnav  oov  loclo  rtoiijaij.xai  ak  xcuAi’au  ßiav 
aoTcij  nottjaai.*'’) 


”)  Es  soll  hierbei  vorläufig  von  den  Erklärungsversuchen  der  neueren 
Ansicht  (Ouyet,  Koch,  Wächter  u.  a.)  abgesehen  werden;  sie  finden  unten 
bei  Anm.  37  fT.  eine  besondere  Besprechung. 

Thibaut,  System  § 271;  Civilistische  Abhandl.  I S.  1 u.  Note  2; 
Proben,  Erörterungen  B.  II  S.  154  fg. 

")  Vgl.  Vangerow  a.  a.  O.  § 297;  — Böcking  a.  a.  O.  S.  .ötl;  — 
Sintenis  S.  4t<7  bes.  Anm.  26;  — Dirksen  a.  a.  O.  S.  42H;  — Hoffmann 
a.  a.  O.  S.  627;  — Überdies  vgl.  Göschen,  Vorlesungen  II  § 277;  — 
von  Langenn  und  Kori,  Erörter.  prakL  Rechtsfragen  aus  dem  gemeinen  u. 
sächs.  Civilv.  und  Civilproc.  Th.  II  S.  2.52  Anm.  17  (2.  Aufl.);  — Hesse,  Über 
die  Reebtsverh.  zw.  Grundstücksnachb.  B.  II  S.  196  fg.  (2.  Aufl.  S.  .525);  — 
Schelhass,  das  Nachbarr.  nach  gern.  R.  u.  heut.  Praxis  S.  16;  — Wening- 
Ingenheim  a.  a.  0.  B.  I § 118;  — Werenberg  a.  a.  0.  S.  67  fg.;  — Hill  e- 
brand,  Zeitschr.  für  deutsch.  R.  B.  IX  S.  316,  und  hierzu  Koch  a.  a.  O. 
S.  332  — Sl-kfi;  — Dernburg  a.  a.  O.  § 200  Nr.  3 Anm.  8.  — Unbestimmt 
Holzschuher  a.  a.  0.  Arndts  constatirt  nur  § 347  Anm.  3 die  Controverse* 
ohne  sich  nach  der  einen  oder  andern  .Seite  hinzuneigen.  — Von  Alteren  ist 
zu  nennen  Andreae,  comment.  exeget,  ad  tit.  D.  de  arbor.  caed.  Jen.  1818 
pg.  23,  und  Lang,  ad  fragm.  I Dig.  de  arbor.  caed.  (Heidelberg  1823);  — 
Mackeldey,  Lehrb.  d.  röm.  R.  8.  70  (VIII  Aufl.);  Weiske,  Handbuch  des 
allgem.  deutsch.  Landwirthschaftsr.  § 82  (1838). 

‘0  Gloss.  nomicae  bei  Labbaeus,  glossaria.  Lut.  Par.  1679.  Append.  lö 

V.  ivxi^iixxov  df^ötnufioS' 
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Betreffe  der  Beweiskraft  der  Basiliken  für  die  Auslegung  unserer 
Stelle  ist  wohl  uicht  mit  Unrecht  der  Zweifel  rege  geworden,  ob 
die  Basiliken  bei  Erklärung  eines  römischen  Sprachgebrauchs  iiir 
ausschlaggebend  gelten  können.*")  Demgemäss  unterlässt  auch 
Schmid,  welcher  am  entschiedensten  die  Beseitigung  der  oberen 
Aste  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab,  sowie  die  Duldung  des 
darunter  befindlichen  Überhangs  i.  e.  S.  durch  den  Grundstiieks- 
nachbar  betont,  die  Bezugnahme  auf  die  Basiliken,  und  beruft  sich 
auf  den  Wortlaut  von  1.  1 § 9 1.  c.  (jct.  1.  1 § 7 1.  c.): 

si  quidem  arbor  aedibus  impendeat  succidi  eam  praecipitur, 
si  vero  agro  impendeat  tantum  usque  ad  quindeeim  pedes 
a terra  coerceri, 

woraus  Schmid  folgert,'  dass  sich  die  Bestimmung  der  „quindeeim 
pedes“,  weil  in  beiden  Fällen  des  tit  27  1.  c.  von  eihem  Ab- 
schneiden des  Baumes  gesprochen  werde,  aus  leicht  begreiflichen 
Gründen  auch  nur  auf  den  oberhalb  15  Fuss  vom  Erdboden  ent- 
fernt gelegenen  Theil  des  Baumes  beziehen  könne.**) 

Bei  der  Stellungnahme  zu  dieser  Frage  ist  vor  Allem  dagegen 
zu  kämpfen,  dass  1.  1 § 7 Dig.  1.  c.  ein  Abschneiden  des  Baumes, 
nicht  ein  blosses  Beschneiden  der  Äste  im  Auge  hat.  Abgesehen 
davon,  dass  ein  grosser  Theil  der  Bäume  ein  Rappen  des  Stammes 
nicht  verträgt,  spricht  sowohl  1.  1 § 8 Dig.  1.  c.  ausdrücklich  davon, 
dass  „quindeeim  pedes  altius  rami  arboris  circumcidantur“,  als 
auch  Paulus  rec.  sent.  lib.  V.  6 § 13  von  einem  „compescere“  der 


**)  Dirksen  a.  a.  O.  S.  42.5;  — Hesse,  Über  die  Rechtsverh.  zw.  Gtnind- 
stUcksnachb.  B.  II  S.  196  (2.  Aull.  S.  5'24);  — ebenso  folgert  Koch  a.  a.  O. 
S.  Slö  den  Mangel  der  Autorität  der  Basiliken  in  diesem  Punkte  aus  der 
falschen  Erklärung  des  interdict.  de  glande  legeuda.  Auch  Bckker  hält  a.  a.  O. 
8.  ITO  eine  Berufung  auf  die  Basiliken  bei  der  Erklärung  eines  römischen  Sprach- 
gebrauchs Tür  geringwerthig , entscheidet  sich  jedoch  ebenfalls  für  die  Be- 
schneidung der  oberen  Aste  bis  zur  Höhe  von  lö  Fuss  herab,  da  ein  Schutz 
gegen  die  in  Höhe  von  lö  Fuss  vom  Erdboden  aus  gerechnet  seitwärts  ein- 
dringenden Zweige  „durch  Hecken,  Zäune,  Mauern  unschwer  herzustellen  war. 
Darüber  hinaus  half  das  Zwölftafelgesetz  durch  Oewährung  des  Sublucations- 
rechts“.  Ob  die  Einzäunung  ganzer  Feldcomplexe  durch  1&  Fuss  hohe  Mauern, 
Zäune  u.  dgL  „unschwer“  herzustellen  war,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

'*)  Schmid  a.  a.  0.  S.  2ö  Anm.  31;  — Bekker  a.  a.  0.  S.  I7U  (hierzu 
Windscheid  a.  a.  ().  S.  527  Anm.  10);  — vgl.  auch  Voetius,  Comment.  ad 
Paud.  lib.  4-3  tit  '27;  — Majansius,  de  arbor.  caed.  Disput,  iur.  T.  I,  163  ff. 
Porro  quod  dictum  est  circumcindendos  esse  ramos  usque  ad  XV  pedes  a terra, 
ita  exaudieudum  est,  si  altius  e terra  XV  pedes  sese  extulerint  (Koch  a.  a.  O. 
S.  334);  — Kirsten  1.  c.  pg.  6 seq.;  — Heimbach  im  Rechtalexicon  B.  V 
S.  539. 
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„luxnries  ramorum“.  Fernerhin  steht  entgegen,  dass  kein  Grund 
vorhanden  ist,  „arborem  coercere“  in  1.  1 § 9 Dig.  1.  c.  mit  „den 
Baum  kappen“  wiederzugeben,  oder  überhaupt  besonderes  Ge- 
wicht auf  diesen  Ausdruck  zu  legen,  zumal  § 9 lediglich  eine  kurze 
Zusammenstellung  der  Hauptuntersebiede  zwischen  dem  ersten  und 
zweiten  Theile  der  Bestimmungen  de  arboribus  caedendis  geben 
soll,  und  hierbei  von  (Jlpian  weniger  eine  Erklärung  der  vom 
Prätor  gebrauchten  Ausdrücke,  als  eine  Gegenüberstellung  der  voll- 
ständigen und  der  theilweisen  Beschränkung  des  überhängen- 
den Baumes  je  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  bezweckt  wird. 

Eis  besteht  noch  ein  dritter  Factor,  welcher  gegen  die  Ansicht 
Schmid's  spricht,  und  uns  zugleich  belehrt,  für  welche  der  beiden 
ebengedachten  Ansichten  wir  uns  zu  entscheiden  haben.  Man 
nimmt  an,  dass  tab.  VIII.  7,  wie  dies  auch  oben  ersichtlich  gemacht 
worden  ist,  den  Ausdruck  „quindecim  pedes  altius  sublucato“ ) 
enthalten  habe,  und  spricht  auf  Grund  hiervon  von  einer  actio 
de  arboribus  sublucandis.  Allerdings  wird  die  Richtigkeit  dieser 
Behauptung  von  einigen  Schriftstellern,  so  u.  a.  von  Koch**),  be- 
stritten, jedoch  unterlassen  dieselben  einmal  ihren  Widerspruch  zu 
begründen,  überdies  aber  spricht  Paulus  sent.  rec.  V,  6,  13,  — 
hierauf  basirt  auch  die  Annahme  für  die  XII  Tafeln  — , mit  klaren 
Worten  davon,  dass  der  Herr  des  Baumes  aufzufordern  sei,  „ut  eam 
sublucet“. **)  Auch  die  Beweiskraft  dieses  „sublucare“ , dessen 


••)  Voigt  a.  a.  O.  B.  I S.  72.Ö,  B.  II  S.  633  bes.  Anra.  ."i;  — Dirksen 

а. a.O.  .S.  431.  — Cajacius  bei  Schulting  in  der  Note  70  S.  462  zu  Paul.  V. 

б.  13;  — Kirsten  1.  o.  pg.  9. 

*•)  Koch  a.  a.  O.  S.  339. 

**)  Koch  verwendet  a.  a.  0.  S.  342  Anm.  1 diese  Stelle  des  Paulus 
znm  Zwecke  des  Beweises  seiner  Ansicht  in  einer  m.  E.  äusserst  willkürlichen 
Weise.  Allerdings  enthält  dieselbe  keine  Haassangabe  Tiir  die  Besohneidung 
der  überhängenden  Aste,  dies  berechtigt  uns  jedoch  noch  nicht,  daraus  zu 
schliessen,  dass  alle  überhängenden  Zweige  zu  beseitigen  gewesen  seien, 
zumal,  wie  Koch  selbst  bemerkt,  die  auf  uns  gekommene  Stelle  nur  ein  Bruch- 
stück der  Ausführungen  des  Paulus  Uber  den  trberbang  bildet  und  in  ihrem  nicht 
auf  uns  gekommenen  Theile  eine  an  das  Vorangehende  anschliessende  Gegenüber- 
stellung der  „snblucatio  arborisXV  pedes  a terra  altius“  und  der  „sublu- 
catio  totius  arboris“  je  nach  der  Verschiedenheit  der  localen  Verhältnisse 
des  Überhangs  enthalten  haben  mag.  Die  uns  erhaltenen  Worte  der  sent.  rec. 
V,  6,  13  schildern  nur  die  beiden  Fällen  gemeinsamen  Momente.  So  bedarf 
es  auch  nicht  der  Eliminirung  des  „in  alienas  aedes  vel“,  wie  sie  Cujacius 
grundlos  vomimmt.  (Huschke,  iurispr.  anteinstin.  pg.  Ö22;  Koch  a.  a.  O. 
8.  34.3.  Anm.  I;  — Auch  Voigt  hält  a.  a.  O.  B.  II  8.  633  Anm.  6 die  Worte 
„in  alienas  aedes  vel“  für  eine  Einschiebung  des  Breviers.).  — Betreffs  weiterer 
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Existenz  man  nicht  ableugnen  kann,  wird  bestritten,  indem  man 
auf  die  unsichere  Definition  des  Fcstus  s.  v.  „sublucare“  und  „conlu* 
care“  hinweist**);  m.  E.  aber  ist  weder  die  Interpretation  des  Aus- 
drucks „sublucare“,  welche  Festus  in  den  Worten: 

sublucare  arbores  est  ramos  eorum  supputare  et  veluti  subtus 
lucem  mittere, 

giebt,  eine  „unsichere“  zu  nennen,  noch  bedarf  es  überhaupt  der 
Bezugnahme  auf  Festus,  um  den  Sinn  dieses  „sublucare“  aus 
seinen  Bestandtheilen  richtig  zu  verstehen  und  aus  dem  „sub“  auf 
ein  Lichten  der  unteren  Zweige  zu  schliessen. 

Ausser  diesen  sprachlichen  Gründen  ist  es  hauptsächlich  der 
dem  Gesetze  zu  Grunde  liegende  praktische  Gesichtspunkt  „ne 
umbra  arboris  vicino  praedio  noceret“,  welcher  die  Auslegung,  dass 
es  sich  in  1.  1.  §7  1.  c.  um  eine  Beseitigung  der  unteren  Aste  handelt, 
rechtfertigt.  Es  bedarf  keiner  landwirthschaftlichen  Vorkenntnisse, 
um  zu  verstehen,  dass  Feldfrüchte  durch  die  unmittelbar  über  sie 
hinstreichenden  Aste  in  ihrem  Wachsthum  aufgehalten,  wohl  gar 
völlig  behindert  werden**),  während  der  Schatten,  den  die  oberen 
Aste  eines  Baumes  erzeugen,  keine  Licht-  und  Luflentziehung  in  dem 
Grade,  wie  dies  die  niedrigen  Baumzweige  thun,  herbeiführt  und 
eine  schadenstiftende  Wirkung  nicht  besitzt.**)  Für  den  letzteren 
Punkt  liefert  unsere  heimische  Feldcultur  hinreichenden  Beweis, 
wie  viel  weniger  kommt  der  Schatten  von  höherstehenden  Asten  in 
einem  Lande,  wie  Italien  in  Betracht,  dessen  südliche  Lage  einen 
uns  unbekannten  Sonnen-  und  Vegetationsreichtbum  zur  Folge  hat.**) 


sprachlicher  Gegengründe,  welche  gegen  die  hier  bekämpfte  Ansicht  geltend 
gemacht  worden  sind:  vgl.  Hesse  a.  a.  O.  ß.  II  S.  197  (2.  Aufl.  S.  625). 

'*)  Koch  a.  a.  O.  S.  3.39  bei  Anm.  2:  „dass  aber  Festus  selbst  nicht 
gewusst  habe,  wovon  der  Ausdruck  sublucare  gebraucht  worden  ist,  zeigen 
u.  s.  w.“ 

•*)  Unter  dem  „schadenden  Schatten“  sind  hier  alle  diejenigen  Nachtheile 
zu  versahen , welche  mit  der  fortgesetzten  Entziehung  von  Licht  und  Wärme 
verknüpft  sind.  Vgl.  Weis  thum  von  W iuhering  § 15;  stet  dergleichen  paumb 
in  ainem  acker,  so  wird  das  traid  darunter  wie  sunst  ain  anders  nit  zeitig,  ist 
es  in  ainer  wisen,  so  wechst  niuesz  darunter  und  heigt  sich  nit,  sondeni  man 
muesz  es  mit  bemüchenung  herausbringen,  des  also  nit  ain  claiue  beschwer  und 
nit  wol  zu  gedulten  ist.  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  142). 

**)  Ebenso  unsere  deutschen  (Quellen  vgl.  u.  bei  Anm.  131  ff. 

**)  Es  ist  noch  heute  in  Italien  allgemeine  Sitte,  hochstämmigere  Frucht- 
bäume auf  den  Feldern  anzupflanzen,  ohne  dass  man  darin  einen  Nachtheil  für 
die  darunter  wachsenden  Feldfrüchte  erblickt.  — Die  andern  Gründe,  welche 
gegen  ein  Abschneiden  der  oberen  Aste  sprechen,  sind  im  Folgenden  angegeben. 
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Anch  die  Vertreter  der  gegnerischen  Ansicht,  wie  Koch, 
Wächter  u.  a.  gehen  von  U Ipi  an ’s  Worten:  „hoc  idcirco  effectum 
est,  ne  nmbra  arboris  vicino  pruedio  noceret“,  aus,  ihre  Schluss- 
folgerung ist  aber  mit  Nothwendigkeit  insofern  eine  andere,  als  sie 
von  vornherein  nicht  die  auf  das  Nachbargrundstück  reichenden 
Aste  in  Betracht  ziehen,  sondern  § 7 1.  c.  nach  ihrer  Auffassung 
diejenigen  Zweige  des  Gränzbaumes  trifft,  welche  sich  nach  Be- 
seitigung des  Überhangs  im  eigentlichen  Sinne  noch  am  Stamme 
befinden.  Bei  dieser  GrundaufTassung  kann  es  sich,  wie  dies  auch 
Hugo,  Koch,  Guyet,  Wächter  u.  a.  annehmen*’),  nur  um  die 
oberen  Äste  des  Gränzbaumes  handeln,  denn  ihr  Schatten  liegt  die 
längste  Zeit  des  Tages  auf  dem  Nachbarfelde.  Ein  niedriger 
Baum  wird  je  nach  der  Himmelsrichtung,  in  welcher  er  zu  dem 
Nachbarfundus  steht,  nur  unmittelbar  zur  Zeit  des  Sonnenaufgangs 
oder  zu  der  des  Sonnenniedergangs  seinen  Schatten  auf  das  an- 
gränzende  Feld  werfen,  während  umgekehrt,  wenn  man  die  Äste 
am  unteren  Theil  des  Stammes  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  vom 
Boden  aus  gerechnet  beseitigte**),  nur  zu  diesen  beiden  genannten 
Tageszeiten  der  Zweck,  den  man  mit  der  Lichtung  der  Zweige 
verfolgt,  erreicht,  und  somit  kein  praktischer  Erfolg  erzielt  würde. 

Gegen  diese  Auslegung  und  damit  auch  gegen  die  Grund- 
auffassung, auf  welcher  sie  beruht,  ist  vor  Allem  einzuwenden,  dass 
der  angebliche  Vortheil,  welchen  man  damit  zu  erreichen  sucht, 
dass  man  einem  Felde  den  seitwärts  fallenden  Schatten  des  Grenz- 
baumes femhält**),  nicht  im  mindesten  im  Yerhältniss  zu  dem  Nach- 


*’’)  S.  Hugo,  Rechtsgeschichte  (XI  Aufl.)  S.  205  (vielfach  missver- 
standen, so  auch  von  Vangerow  § 297,  4;  Dirksen  a.  a.  0.  S.  426,  Koch 
a.  a.  O.  S.  335).  Ebenso  Koch  S.  334  , 347  und  öuj  et  a.  a.  O.  [Unrichtig 
verstanden  von  Hesse  a.  a.  0.  B.  II  S.  209  fg.;  2.  Aufl.  S.  540];  v.  Wächter 
a.  a.  0.  .S.  15,  o.  — Bey  scher,  das  gemeine  und  württembergische  Privatrecht 
§ 285  (B.  III  S.  11)  spricht  Anm.  7 mit  Bezug  hierauf  von  der  „unästhetischen 
Ansicht“  Hugo's.  — Hesse,  a.  a.  0.  S.  196  (2.  Aufl.  S.  525). 

**)  Dass  bei  einer  Anzahl  Baumarten  die  Aste  überhaupt  erst  in  grösserer 
Höhe  als  15  Fass  Uber  dem  Erdboden  beginnen  und  dass  desshalb  „die  Be- 
stimmungen des  prätorisohen  Ediktes  selten  ausführbar  wären“  (so  Koch  a.  a. 
0.  S.  348)  ist  doch  wohl  kein  Grund,  der  dafür  spricht,  dass  es  sich  in  den 
Worten  „quindecim  pedes  a terra  altius"  um  die  oberen  Zweige  handeln  muss. 

**)  Wenn  nicht  ein  Mal  der  Schatten  überdachender  Zweige,  sofern 
dieselben  in  angemessener  Höhe  vom  Boden  entfernt  aus  dem  Stamme  hervor- 
wachsen, schadet,  um  wie  viel  weniger  ist  dies  der  Fall  bei  dem  von  der 
Seite  her  fallenden  Schatten,  dessen  Ausdehnung  mit  dem  .Stande  der 
Sonne  wechselt. 
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theile  steht,  welchen  man  dem  BaumeigenthUmer  durch  das  Be- 
schneiden der  Krone  seines  Fruchtbaumes,  d.  h.  gerade  desjenigen 
Theiles,  welcher  die  meisten  Früchte  trägt,  zufUgt.  So  interpredrt 
erscheint  die  Bestimmung  des  § 7 1.  c.,  da  sie  praktisch  kaum  zu 
rechtfertigen  ist,  als  eine  legislatorische  Spielerei,  ohwohl  gerade 
die  XII  Tafeln  bemüht  waren,  den  einfachen  Lebens-  und  Verkehrs- 
bedürfnissen ihrer  Zeit  durch  schlichte,  ungekünstelte  Rechtssätze 
gerecht  zu  werden. 

Wir  sind  aus  zahlreichen  Schriftstellern  über  die  Natur  der  an 
der  Gränze  angepflanzten  Bäume,  welche  neben  den  Qränzsteinen 
als  Markzeichen  gelten  sollten,  unterrichtet.^”)  Es  waren,  dies  geht 
aus  1.  13  Dig.  fin.  regund.  X,  1 hervor,  ein  Mal  der  Oel-  und 
Feigenbaum,  weiterhin  aber  noch  Eiche,  Wallnuss,  Cy presse,  Pinie, 
Ulme,  Esche  und  Pappel.  Auf  die  an  erster  Stelle  genannten 
Baumsorten,  — Oel-  und  Feigenbaum,  Eiche  und  Wallnus,  — würde 
eich  der  ebengerügte  Nachtheil  der  Beseitigung  der  früchtereichsten 
Zweige  erstrecken ; man  führe  sich  aber  weiter  vor  Augen,  welchen 
Anblick  ein  seiner  Aste  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  beraubter 
Baum,  wie  die  hochstämmige  Pinie  oder  Pappel  gewährt,  so  wird 
man  die  Unhaltbarkeit  der  gegnerischen  Ansicht  einsehen,  und  das 
Treffende  jenes  bekannten  Scherzwortes  Thibaut's:  „en  arbor  Hu- 
goniana“  verstehen. 

Fernerhin  kommt  in  Betracht,  dass  der  BaumeigenthUmer  be- 
reits insofern  beschränkt  war,  als  ihm  das  Gesetz  vorschrieb,  seine 
Bäume  in  einem  Abstand  von  9 resp.  5 Fuss  von  der  Gränze  ent- 
fernt zu  pflanzen**),  eine  Entfernung,  die  durch  das  beiden  Gränz- 
nachbarn  gemeinsame  5 Fuss  breite  conflnium  auf  14  bezieh.  10  Fuss 
wuchs.  Jene  Bestimmung  aber  ist  nicht  verständlich,  wenn  wir  in 
ihr  nicht  neben  der  gesetzlichen  Wahrung  der  Interessen  des  Nachbar- 

*”)  VrI-  Voigt  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  632  und  hierzu  die  Anm.  2 a.  a.  O. 
angeführten  Stellen;  Cicero,  pro  Caoe.  8,  22;  Horat.  Ep.  II,  2,  170;  Sie.  Flacc., 
de  cond.  agr.  143,  14  ff.  I.ö4,  1.6  f.  — Vgl.  die  folgende  Anmerkung. 

*')  Oaius,  Uhr.  IV  ad  leg.  XII  tab.;  Sciendum  eat,  in  actione  finium  re- 
gundorum  illud  observandum  esse,  quod  ad  exemplum  quodammodo  eins  legis 
scriptum  est,  quam  Athenis  Solouem  dicitur  tulisse ; nam  illic  ita  est; 

'Edv  Ttg  alfiatlav  xaf  dlloTgl^  opov  /iij  nafaßaiviiv 

ilttiav  8f  xal  avtijv  ivvia  nbias  <fni  rov  ällorytov  ipvtBvf  tv  . to; 
dl  «Aiet  8fv8fa  nivri  n68as-  [1.  13  Dig.  fin.  regund.  X,  1.]  (Vgl.  Voigt 
Bd.  1 S.  10  ff.)  — Voigt  stellt  diese  Bestimmung  unter  tab.  VIII,  1.  (a.  a.  0. 
B.  I,  8.  724;  II,  S.  632);  — von  Langenn  u.  Kori,  Erörter.  prakt.  Rechts- 
fragen aus  dem  gern.  u.  dem  sächs.  Civilr.  u.  Civilpr.  II.  Th.  S.  2.61  (2.  Aull.); 
Hesse,  Über  die  Rechtsverh.  zw.  (Irundstücksnachbam  Bd.  U S.  261  ff. 
(2.  Aufi.  § 120). 
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grundatiicks  zugleich  die  Absicht  des  Gesetzgebers  erblicken,  die 
Gränzen  für  die  Anpflanzung  von  Bäumen  von  Anfang  an  so  zu 
ziehen,  dass  durch  richtige  Bevormundung  des  Eigenthümers  eines 
mit  Bäumen  bestandenen  fundus  einer  Schädigung  der  Baumcultur 
möglichst  vorgebeugt  werde.  Denn  aus  welchem  andern  Grunde 
wurde  der  Abstand  für  den  im  Werthe  höher  stehenden  Oel-  und 
Feigenbaum  auf  9 Fuss  festgesetzt,  während  das  Gesetz  die  Ent- 
fernung der  „caeterae  arbores“  von  der  Oränze  nur  auf  ö Fuss 
normirte?  Jedenfalls  kann  eine  etwaige  stärkere  Kronenentwicklung 
des  Oel-  oder  Feigenbaums  nicht  hierfür  bestimmend  gewirkt  haben, 
denn  diese  steht  bei  den  genannten  Baumsorten  hinter  der  Aus- 
breitung der  Kronen  von  Ulmen,  Pinien  u.  a.  weit  zurück.**)  — 
Dass  aber  diesem  legislatorischen  Zwecke  durch  die  Auslegung 
im  Sinne  der  gegnerischen  Ansicht  ins  Gesicht  geschlagen  wird, 
bedarf  wohl  keines  Beweises. 

Endlich  ist,  wenn  wir  auch  von  diesen  Gegengpdinden  absehen 
wollten,  die  Durchführung  des  von  der  Gegenansicht  dem  § 7 U c. 
implicirten  praktischen  Gesichtspunktes  wenn  nicht  unmöglich,  so 
doch  vollkommen  aussichtslos.  Wenn  man  mit  dem  Kappen  der 
Gränzbäume  bezieh,  ihrer  Zweige  bis  zu  einer  Höhe  von  Ih  Fuss 
herab  dem  Nachbarfelde  den  seitwärts  fallenden,  angeblich  schäd- 
lichen Schatten,  — ne  umbra  arboris  vicino  praedio  noceret  — , 
fernhalten  wollte,  so  wird  dies  sogleich  illusorisch,  sobald  eine 
grössere  Anzahl  von  Bäumen  beieinander  steht,  oder  wohl  gar  eine 
Waldparzelle  mit  einem  Feldgrundstück  zusammenstösst.  Was  nützt 
es,  die  der  Gränze  nächsten  Bäume  bis  auf  15  Fuss  herab  zu  be- 
schneiden, wo  doch  die  unmittelbar  dahinter  stehenden  Bäume  einen 
Schatten  von  fast  gleichem  Umfange  werfen?  Es  geht  auch  Niemand 
so  weit,  zu  behaupten,  dass  in  einem  solchen  Falle  alle  Bäume  deren 
Schatten  das  Nachbarfeld  treffen,  bis  auf  15  Fuss  herab  beschnitten 
werden  müssten,  zumal  1.  1 § 7 D.  1.  c.  ausdrücklich  hervorhebt, 
dass  nur  der  Baum,  „quae  ...  ex  agro  tuo  in  agrum  illius  im- 
pendet“ auf  das  Mass  von  15  Fuss  herab  beschränkt  werden  solle. 

Auch  dieses  impendet  lässt  eine  Interpretation  im  Sinne  der 
gegnerischen  Ansicht  nicht  zu,  denn  es  nicht  erklärlich,  weshalb 
dieser  von  den  Gränzbäumen  auf  das  Nachbarfeld  geworfene  Schatten, 
so  lange  die  Zweige  derselben  nicht  Uber  die  Gränze  hinüber- 
ragen, von  dem  Feldeigenthümer  geduldet  werden  müsste,  und  erst 
dann,  wenn  ein  Ast  hinüberragt,  durch  Beschneiden  des 


*’)  Unrichtig  Koch  a.  a.  8.  34!t. 

Sehmtidl,  Das  Becht  da«  (Tbarbangi  oud  ÜbarfalU.  2 
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Baumes  beseitigt  werden  dürfte.  **)  Wenn  dann  der  Baum  nach 
dieser  Verstümmelung  wieder  zu  wachsen  beginnt,  so  müsste  der 
Nachbar,  um  von  Neuem  berechtigt  zu  sein,  die  gesetzlichen  Gegen- 
mittel zu  ergreifen,  wiederum  so  lange  warten,  bis  ein  Zweig  über 
die  Grenze  herüberragt.  Wächter“)  hat  das  Widersinnige,  was 
hierin  liegt,  wohl  erkannt,  und  den  Versuch  gemacht,  eine  logische 
Auslegung  im  Sinne  der  von  uns  bekämpften  Ansicht  durch  eine 
verändei-te  Auffassung  des  Wortes  „impendet“  zu  erzielen,  indem 
er  dieses  impendet  nicht  mit  „Hinüberhängen  über“,  sondern  mit 
„Hinhängen  nach“  wicdergiebt  und  somit  dem  Nachbar  gestattet, 
bereits  zu  einem  früheren  Zeitpunkte  die  Beschneidung  des  Gränz- 
baumes  bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  zu  fordern  bezieh,  bei 
Weigerung  des  Baumeigenthümers  selbst  vorzunehmen.  Einmal  aber 
widerspricht  diese  Übersetzung  der  Worte  „in  agrum  illius  impendet“ 
sowohl  der  Bedeutung  des  synonym  gebrauchten  Ausdrucks  „in 
vicini  agrum  imminet“  in  Paul.  rec.  sent.  V,  6,  lö,  als  auch  dem 
sonstigen  für  impendere allgemein  üblichen  Sprachgebrauch^^),  anderer- 
seits aber  erhält  dadurch  1.  1 § 7 1.  c.  einen  Inhalt,  der  die  Gestattung 
der  Selbsthülie  als  ein  sehr  gewagtes  legislatorisches  Unternehmen 
erscheinen  lässt.  Denn  wo  sind  dann  die  Gränzen  zu  ziehen,  welche 
für  den  Gränzbaum  eingehalten  werden  müssen,  und  wie  muss  seine 
Stellung  zum  NachbargrundstUck  beschaffen  sein,  um  dem  Eigen- 
thümer  des  Letzteren  zu  berechtigen.  Selbsthülfe  zu  üben?'*) 

Beachtenswerther  sind  die  weiteren  durch  die  veränderte  Auf- 
fassung des  Wortes  „impendet“  von  Wächter  angeregten  Punkte, 
welche  eich  besonders  auf  den  ersten  Theil  des  Titels  de  arboribus 
caedendis  „quae  arbor  ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius  impendet“ 


Koch  a.  a.  O.  S.  H51  giebt  zu,  dass  es  bei  seiner  Interpretation  des 
des  § 7 I.  c.  auffbilig  sei,  dass  ein  Baum  trotz  seines  sebadenstiftenden  Schattens 
von  dem  Nachbar  so  lange  geduldet  werden  müsse,  als  er  noch  nicht  direct  Uber 
die  Oränze  reicht,—  daun  aber,  sobald  nur  e i n Zweig  diese  Uränze  überschreitet, 
nicht  nur  dieses  überhängenden  Zweiges,  sondern  auch  seiner  übrigen  Zweige 
bis  zur  Höhe  von  15  Fuss  herab  beraubt  werden  solle,  motivirt  dies  jedoch 
durch  den  Hinweis  auf  die  Strenge,  welche  in  der  Anordnung  der  1.  1 pr,, 
in  der  Beseitigung  des  ganzen  Baumes,  liegt. 

")  von  Wächter  a.  a.  0.  S.  15  sub  II  und  I,  2, 

Vgl.  1.  1 § 5 Dig.  si  serv.  vind.  VIII,  ü:  nam  et  si  arborem  impen- 
dcutem  habest  vicinus,  qua  viam  vcl  iter  invium  vel  inhabile  facit  . . .;  auch 
auch  1.  I C.  de  interd,  VIII,  1.  — Brissonius  s.  v.  „impendere“. 

*'■•)  Dass  unter  diesen  Umständen  der  Chikane  des  Nachbars,  den  das  Ge- 
setz legitimirto,  in  das  fremde  Kigenthura  einzugreifen,  Thür  und  Thor  geöffnet 
w.ar,  muss  auch  von  den  Gegnern  zugegeben  werden. 
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beziehen.  Man  hat  von  jeher  darauf  hingevrieeen,  dass  in  einer 
bedingungslogen  Durchführung  dieser  in  1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  ent- 
haltenen Bestimmung  eine  Härle  der  Gesetzgebung  liegt,  und  ist 
deshalb  auf  verschiedene  Weise  bestrebt  gewesen,  einen  Punkt  zu 
finden,  der  eine  diese  Härte  mildernde  Auslegung  zu  gestatten 
scheint.  Dieses  Bestreben  sieht  seine  Berechtigung  vorzüglich  darin, 
dass  sich  bei  dem  zweiten  Theile  des  Titels  de  arbor.  caed.  eine 
Hotivirung  der  Beschränkung  des  Baumeigenthumers  in  den  mehr- 
fach herbeigezogenen  Worten  „ne  umbra  arboris  vicino  praedio 
noceret“  findet,  während  1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  einer  derartigen  Be- 
gründung entbehrt.  Es  liegt  nabe,  eine  den  Worten  „ne  umbra  etc.“ 
zu  parallelisirende  Bemerkung  in  den  Worten  Ulpian’s  „cui  arbor 
officeret“  (1.  1 § 2 Dig.  1.  c.)  zu  finden,  und  hiernach  die  An- 
wendung der  in  1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  enthaltenen  Massregel  der  Be- 
seitigung des  ganzen  Baumes  davon  abhängig  zu  machen,  dass  dem 
Nachbargebäude  aus  der  Berührung  mit  dem  Gränzbaume  ein  er- 
sichtlicher Schaden  erwächst.  Diese  Ansicht  vertritt  auch  Wächter^'^), 
nur  dass  er  auch  hier  nicht  von  dem  „über  das  Nachbargebäude 
hinüberhängenden  Baume“  spricht,  sondern  die  Bestimmung,  von 
1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  auf  den  Fall  bezieht,  „wenn  ein  Baum  oder  Wein- 
stock so  nahe  an  einem  fremden  Gebäude  steht,  dass  er  ihm  schadet.“ 
Hagemann*")  geht  sogar  soweit,  da  1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  eine 
sichere  Auslegung  angeblich  nicht  zulässt,  auch  in  diesem  Falle 
nur  die  Beseitigung  der  schadenden  Aste  zu  befürworten.  Holz- 
schuher**)  verwirft  dies  mit  Recht,  und  neigt  sich  einer  der  An- 
sicht Wächters  verwandten  Auffassung  zu,  enthält  aber  insofern 
etwas  Neues,  als  er  die  Entscheidung  eventuell  von  einem  Sach- 
verständigengutachten abhängig  machen  will. 

Geht  man  zum  Zwecke  der  Erklärung  von  1.  1 pr.  Dig.  I.  c., 
wie  wir  es  bereits  bei  der  Interpretation  von  1.  1 § 7 Dig.  1.  c.  ge- 
than  haben,  auf  die  XII  Tafeln  zurück,  so  zeigt  tab.  VIII,  6 
^e  nackte  Bestimmung: 

Si  arbor  in  vicinum  hortum  inpendit,  coinquito.  **) 
Allerdings  ist  diese  Formulirung  von  tab.  VIII,  6 nur  ein  Recon- 
structionsversuch, und  nicht  unfehlbar  mit  der  Originalfassung  über- 


*'')  von  Wächter  a.  a.  ü.  B.  11  S.  lö  — vgl.  auch  Sintenis  a.  a.  0. 
I i 47  Note  26. 

*•)  Hagemann,  Landwirthschaftsrecht  § 137;  — vgl.  auch  Hugo  a.  a.  O. 
S.  204.  Hagemann  thut  dies  hauptsächlich  vom  Uesichtspunkte  der  An- 
wendbarkeit von  I.  1 ]>r.  Dig.  1.  c.  in  der  Gegenwart  aus. 

**)  Holz  schuher  B.  U S.  löO. 

“)  Voigt,  B.  1 S.  72Ö;  B.  11  S.  634  ff. 

2» 
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einstiinmend,  jedenfnlls  aber  hat  tab.  VIII,  6 — , wie  dies  auch  aus 
dem  in  Dig.  XLIII,  27  im  Wortlaute  überlieferten  prätorischen 
Edicte  hervorgeht  — , ausser  der  Voraussetzung,  dass  der  Baum  ^1» 
vicinum  hortum  inpendit“  keinen  Zusatz  enthalten,  welcher  den 
Sinn  einer  Bedingung,  von  deren  Eintreten  die  Anwendung  des 
ebencitirten  Satzes  abhängig  gemacht  wurde,  besessen  hätte.  Dass 
das  Motiv,  welches  den  Grund  zur  Abfassung  jenes  Satzes  in  der 
uns  vorliegenden  Formulirung  gab,  ein  dem  Nachbargute  aus  dem 
Überhänge  erwachsender  Schaden  gewesen  sei,  ist  — , so  dürfen 
wir  aus  tab.  VIII,  7 in  Verbindung  mit  1. 1 § 8 Dig.  1.  c.  schliessen  — , 
nicht  zu  bezweifeln;  die  Fassung  des  Gesetzes  selbst  aber  ist  eine 
derartige,  dass  wir  in  dem  einzelnen  Falle  seiner  Anwendung  nicht 
zu  untersuchen  haben,  ob  ein  solcher  Schaden  auch  wirklich  vor- 
liegt. ^')  Jedenfalls  hielt  das  Gesetz  den  Nachbar  bereits  dadurch, 
dass  sich  die  Zweige  des  Gränzbaumes  über  sein  Hausgrundstück 
breiteten,  dermassen  für  gefährdet,  dass  ein  quasidelictischer  That- 
bcstand  gegeben  und  demgemäss  die  stricte  Anordnung  der  Beseitigung 
dieses  Baumes  berechtigt  erschien.^')  Ob  dann  in  römischer  Zeit 


“)  Uebereinitiinmend  Koch  a.  a.  O.  8.  352;  ebenso  die  meisten  anderen 
Autoren. 

")  Dass  man  hierbei  zu  dieser  stren){en  MasareKfel  der  völligen  Vernich- 
tung des  Baumes  griff  („et  Rutilius  ait,  a stirpe  exscindendam“),  mag  seinen 
Urund  darin  finden,  dass  der  für  Gebäudeanlagen  verwandte,  bezieh,  unmittelbar 
zu  denselben  gehörige  Baum  nicht  dazu  bestimmt  erschien,  Baumcultur  zu 
treiben , und  man  deshalb  nicht  veranlasst  wurde , schonend  gegen  dort  ange- 
pflanzte Bäume  vorzugehen ; zumal  ja  hier  ein  Mal  der  Zweck  ihrer  Verwendung  als 
Gränzbäume  in  Wegfall  kam,  andrerseits  aber  eine  aus  dem  Überhänge  resul- 
tirende  Benachtheiligung  in  Folge  des  strenggegliederten  und  zugleich  eng- 
begränzten  Baumes  einer  Gebäudeanlage  seitens  des  Nachbars  schwerer  em- 
pfunden, und  deshalb  auch  von  dom  Gesetze  kräftiger  reprobirt  wurde,  als 
bei  einem  ausgedehnteren  FeldgrundstQcke.  Endlich  aber  mag  bestimmend 
gewirkt  haben,  dass  bei  der  niedrigen  Bauart  der  Häuser,  vorzüglich  der  älteren 
römischen  Zeit,  die  t heil  weise  Beschneidung  eines  Baumes,  welcher  so  an 
Ausdehnung  gewonnen  hatte,  dass  er  mit  seinen  Asten  über  das  Nacbbardach 
hinüber  zu  ragen  begann,  nur  geringen  Vortheil  versprach,  da  ja  jeder  neue  Ast 
denselben  Nachtheil  mit  sich  brachte.  — Über  einzelne  Fälle  der  Beschädigung 
von  Gebäuden  durch  Bäume  vgl.  die  anschauliche  Schilderung  in  B.  II  cap.  125 
des  Hechtsbuebs  des  Johannes  Purgoldt  (Ausg.  von  Ortloff):  Es  sal 
ouch  keyn  boym  mit  seinen  zcelgin  hangen  ober  eynes  andern  mannes  dach, 
uff  das  ome  nicht  dorvon  gesche  mit  dem  winde  unndt  von  den  blettem, 
die  das  gerynne  stoppfen  unndt  liebt  unndt  luft  ome  werin,  her  wolle  es  denne 
ome  gerne  vortragin.  — Neben  1.  1 Dig.  XLIII,  27  hebt  noch  I.  2 Dig.  1.  o. 
(Pomponius,  libro  XXXIV.  ad  Sabinum)  hervor:  „Si  arbor  ex  vioini  fundn 
vento  incliiiata  in  tuum  fundum  sit  ex  lege  duodecim  Tabularum  de  adimenda 
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eine  mildere  Praxis  dieses  Gesetz  so  auslegte,  „dass  der  über- 
hängende Baum  nur  dann  beseitigt  worden  dürfe,  wenn  er  dem 
Nachbarg^ndstücke  schade“,  entzieht  sich  unserer  Kenntniss  ebenso, 
wie  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  in  der  Praxis  im  Falle  des 
Brachliegens  des  'benachbarten  Feldes  der  überhängende  Baum  den 
Beschränkungen  der  tab.  V1II,7  nicht  unterworfen  zu  werden  brauchte, 
weil  die  Motivirung  des  Gesetzes  „ne  umbra  vicino  praedio  noceret“ 
nicht  EUtreften  würde.  M.  E.  spricht  die  strenge  Gesetzesauslegung 
besonders  der  älteren  römischen  Zeit  eher  dafür,  beide  Fragen  zu 
verneinen. 

Leichter  wird  uns  die  Entscheidung  einer  anderen  Frage  des 
Geltungsgebietes  von  Dig.  XLIII,  27,  nämlich  deijenigen,  welche 
locale  Verhältnisse  unter  den  beiden  Worten  „ager“  und  „aedes“ 
zu  begreifen  sind.**)  „Ager“  ist  seiner  Grundbedeutung  nach  ein 
mit  Halmfrüchten  oder  anderen  Feldfrüchten  bestelltes  Grundstück, 
während  unter  „aedes“  im  Sinne  von  1.  1 pr.  Dig.  1.  c.  „quae  arbor 
ex  aedibus  tuis  in  aedes  illius  impendet“  nicht  nur  das  Gebäude 
selbst,  sondern  da  der  Baum  „ex  aedibus  impendet“  zugleich  auch 
der  mit  Gebäuden  nicht  besetzte,  aber  mit  demselben  unmittelbar  zu- 
sammenhängende Raum  zu  verstehen  ist,  — eine  Begriffsausdehnung, 
die  uns  darauf  hinweist,  dass  „aedes“  als  Repräsentant  des  prae- 
dium  urbanum,  „ager“  als  solcher  des  „praedium  rustinum“  aufge- 


ea  recte  agere  potes,  ius  ei  non  esse,  ita  arborem  habere“.  £s  beziehen  sich 
diese  Worte  auf  den  Fall,  in  weichem  ein  Baum  durch  die  Gewalt  des  Sturmes 
umgebrochen  oder  mit  einem  Theil  seiner  Wurzeln  aus  dem  Erdboden  gehoben 
ist,  und  so  sich  auf  das  Nachbargrundstück  neigt  (hierzu  Hesse,  Über  die 
Rsverhältn.  zw.  Qrundstücksnachb.  B.  II  S.  19ö;  Voigt,  a.  a.  O.  B.  II  S.  628 
u.  629).  Kan  könnte  vielleicht  auch  daran  denken,  dass  Pomponius  zum 
Unterschiede  von  1.  1 Big.  1.  c. , den  Fall  im  Auge  gehabt  hat,  in  welchem 
ein  Baum  zwar  nicht  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  auf  das  Nachbargrund- 
stück  reicht,  aber  doch  so  hart  an  der  Gränze  steht,  dass  er  sich  bei  Sturm, 
vento  inclinata,  hinübergebeugt,  so  das  Nacbbargrundstück  in  derselben  Weise 
wie  in  dem  Falle  I.  1 pr.  Big.  1.  c.  gePährdet  hat  und  dann  in  seine  frühere 
Lage  znrückgekehrt  ist.  Man  müsste  bei  dieser  Auslegung  „inclinata  sit“ 
in  seiner  richtigen  perfectivischen  Bedeutung  mit  „geneigt  gewesen  ist“  über- 
setzen. Ich  gebe  jedoch  zu , dass  diese  Auslegung  gekünstelt  erscheinen  kann 
und  möchte  daher  diesen  Gedanken  nur  berührt  haben,  ohne  mich  selbst  ihm 
zuzoneigen. 

**)  Es  bedarf  der  Beantwortung  dieser  Frage  um  so  mehr,  als  sie  sowohl 
in  den  Lehrbüchern,  wie  auch  in  den  Monographieen  mit  Stillschweigen  über- 
gangen wird;  nnr  Voigt  enthält  Bd.  I.  S.  725  und  IL  S.  634  eine  Reihe  Be- 
merkungen für  die  ältere  römische  Zeit.  — Vgl.  für  die  Identiücirung  von 
„ager“  mit  „praedium  rusticum“  Hesse,  Über  die  Kechtsverh.  zw.  Grundstücks- 
nachb.  B.  II  S.  195  (2.  Aufl.  S.  523). 
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fasst  werden  muss.  Es  genügt  hierbei  wohl  der  kurze  Hinweis, 
dass  wir  unter  praudiiiin  urbiinum  jede  Gebäudeanlage  ohne  Unter- 
schied ihrer  Beschaffenheit,  Bestimmung  und  Lage,  unter  praedium 
rusticura,  dagegen  jedes  zur  Gewinnung  natürlicher  Früchte  dienende 
Grundstück  zu  verstehen  haben. 

Wir  schliessen  überdies  aus  mancherlei  Nachrichten,  dass  die 
XII  Tafeln  in  tab.  VIU,  6 den  Ausdruck  „hortus“®M,  der  dann 
erst  durch  den  Prätor  in  „aedes“  umgewandelt  wurde,  enthielten. 
„Hortus“  aber  bezeichnet  den  Bauernhof,  d.  h.  einen  mit  Gebäuden 
bestandenen  oder  unmittelbar  zu  diesen  gehörigen  Raum  eines 
Landgutes  im  nicht  technischen  Sinne,  sodass  die  XII  Tafeln  mit 
der  Gegenüberstellung  von  „hortus“  und  „ager“  die  Doppelnatur 
eines  der  Landwirthschaft  dienenden  Grundstücks  umfassten.  Zu 
dieser  Erkenntniss  werden  wir  auch  dadurch  gedrängt,  dass  die 
Hausanlage  in  den  altitalischen  Städten  für  Anpflanzungen  nur  einen 
beschränkten  Raum  gewährte,  und  der  kleine  Fleck  Erde,  welcher 
eine  solche  gestattete,  nur  zur  Blumenzucht  und  besonders  zum  Ge- 
müsebau, nie  aber  zur  Baumcultur  Verwendung  finden  konnte.“^) 
Der  Prätor,  dessen  Edict  im  Gegensatz  zu  den  XII  Tafeln  stets 
dun  Stempel  einer  universell  rechtschaffenden  Thätigkeit  trägt,  ver- 
tauschte den  spccicllen  Ausdruck  „hortus‘‘  mit  dem  allgemeineren 
„aedes“'“);  vielleicht  mochten  veränderte  Verhältnisse  ihm  eine  um- 
fassendere Bezeichnung  wünschenswerth  erscheinen  lassen.  — 

Der  Rechtsschutz,  den  das  römische  Recht  dem  Eigenthümer 
des  Feldes  bezieh,  des  Gebäudes  gegen  den  Überhang  des  Nachbar- 
bauiues  gewährte,  bestand  in  ältester  Zeit,  den  Regeln  des  Legis- 
actionenprocesses  entsprechend,  in  einer  speciellen  actio  für  jeden 
der  beiden  Fälle  des  Überhangs,  der  actio  de  arboribus  sublucandis 
und  der  actio  de  arboribus  coinquendis.  Neben  dieselben  tritt  im 
prätorischen  Edicte  das  inteidictuin  de  arboribus  caedendis,  welches 
den  Nachbar,  der  die  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  in 


'“)  Uber  die  Bedeutung  von  „hortus''  vgl.  Brissonius  s.  v.  hortus  und 
hierzu  C.  211  Dig  de  verb.  signil'.  L,  16;  — Ausserdem  Voigt  a.  a.  0.  B.  II 
S.  634  Anm.  9 und  B.  1 S.  72ö. 

“)  Plautus,  Most,  ö 1,  4 und  Mil.  glor.  IL  3,  (>9.  — Ausserdem  Pli- 
uius,  Hist.  nat.  XIX.  4,  Ö9  und  besonders  öl:  Homae  quidem  per  se  hortus 
ager  pauperis  erat.  Bx  horto  plebei  maoellum:  quanto  innocentiore  victu. 
(Voigt,  a.  a.  O.  II  S.  6.J4  Anm.  10.)  Über  die  „viridaria“  der  späteren  Zeit 
vgl.  Becker,  Crallus  II*,  265;  betreffs  der  Controverse,  ob  hier  an  die  horti 
pensiles  zu  denken  sei,  vgl.  Voigt  a.  a.  O. 

“)  Über  die  Boppelbedeutung  von  „aedes“  vgl.  1.  41  g S Dig.  de  legat. 
et  tideicomm.  (1);  überdies  Brissonius  1.  c.  sub  voce  „aedes“. 
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gesetzlich  vorgcechriebener  Höhe,  bezieh,  die  des  ganzen  Baumes 
selbst  vornahm,  gegen  den  widerstrebenden  Baumcigenthüiner 
schützen  sollte.  *'•)  Voraussetzung  des  genannten  Interdicts  ist  nach 
der  gegenwärtig  allgemein  angenommenen  Ansicht  nur,  dass  der 
Nachbar  an  den  Baumeigenthümor  vergeblich  die  Aufforderung  ge- 
richtet hat,  seinen  Baum  in  dem  gesetzlich  normirten  Umfange  zu 
beschränken.  Die  Frage,  ob  diese  Selbsthülfe,  deren  Ausübung 
das  interdictum  de  arboribus  caedendis  gewährleistete,  ursprünglich 
nur  mit  der  actio  iudicati  concurrirte,  d.  h.  einen  gerichtlich  ent- 
schiedenen Rechtsstreit  voraussetzte,  und  erst  späterhin  in  Er- 
weiterung ihrer  tiränzen  in  den  speciellen  Fällen  der  actiones  pro- 
hibitoriae  auch  ohne  vorausgegangenes  gerichtliches  Verfahren  An- 
wendung fand,  ist  m.  E.,  wenn  wir  die  Fassung  des  in  Dig.  XLIII, 
27  überlieferten  prätorischen  Edietes  zu  Rathe  ziehen,  nicht  mit 
voller  Sicherheit  zu  entscheiden®*);  zweifellos  aber  müssen  wir, 
wenn  dem  Nachbarn  auch  ohne  vorausgegangene  richterliche  Ent- 
scheidung gestattet  war.  Selbsthülfe  zu  üben,  dies  Recht  ihm  um 
SU  unbedenklicher  nach  einem  den  Baumeigenthümer,  condemniren- 
den  rechtskräftigen  Drtheile  einräumen. 

Was  überdies  die  Art  und  Weise  der  vorher  an  den  Baum- 
eigenthümer ergehenden  Aufforderung  anlangt,  so  ist  es  jedenfalls 
unrichtig,  wenn  Koch  a.  a.  O.  S.  342  Anm.  1 annimrot,  dass 
dieselbe  auch  nach  Dig.  XLIII,  27,  in  der  Anstellung  der  actio 
negatoria  besteht,  es  genügt  vielmehr  hier  eine  seitens  des  Nachbars 
an  den  Baumeigenthümer  ergangene,  keiner  Form  bedürfende 
Mahnung®*),  den  gesetzwidrigen  Zustand  zu  beseitigen,  und  die 

•’)  1.  1 >5  1 1-  0--  Hoc  interdictum  prohibitorium  ost.  — Vgl.  Paulus, 

rcc.  sent.  lib.  V tit.  \’l  § 13:  Quodsi  conventus  dominus  iil  facerc  noluerit  a 
Ticino  luxuries  ramorum  compescatur,  idque  <iualiscumque  dominus  facere  non 
probibetur. 

“)  V oigt  spricht  sich  in  seinem  mehrfach  citirten  Werke  ß.  I S.  502 
und  II  S.  634  für  die  Bejahung  dieser  Frage  ausj  — vgl.  Hesse,  Über  die 
KeebtsTerhältn.  zw.  Gruudstücksnachbam  B.  II  S.  19.5  (2.  Aufl.  S.  523). 

‘*)  Lauterbach,  colleg.  practic.  III  pg.  422,  meint  allerdings,  dass  die 
Aufforderung  durch  den  Richter  erfolgen  müsse,  hält  jedoch  eine  blosse  De- 
nnnciation  für  genügend.  Zweifellos  beziehen  sich  die  Worte  „si  per  te  stat“ 
auf  diese  an  den  Baumeigenthümer  ergangene  Aufforderung  und  die  darauf 
folgende  Renitenz  des  Genannten.  Der  Ausdruck  „si  per  te  stat“  wird  von  den 
Quellen  vielfach  mit  dem  Begriffe  der  mora  identificirt  1.  33  § 1 de  receptis  4.  S; 
1.  21  § 3,  1.  51  pr.  de  act.  emti  19.  1;  — Guyet  a.  a.  0.  XVU  S.  39;  — 
Massot,  Archiv  für  praktische  Rechtswissensch.  a.  F.  B.  VIII  S.  281  ff.  Anm.  2; 
Vgl.  auch  Schaffer,  Beiträge  zur  Lehre  von  der  Selbsthülfe  u.  s.  w.  im  Archiv 
für  praktisch.  Rechtswiss.  a.  F.  B.  I S.  II,  und  Andrea,  ad  tit.  de  arbor. 
caed.  (1818)  pg.  31. 
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Nichtbefolgung  dieser  Aufforderung  durch  den  Letzteren  zugleich 
suchte  der  Prätor  mittelbar  dadurch  einen  Druck  auf  den  Baum- 
cigcnthümer  auszuüben,  dass  er  dem  Nachbar,  welcher  sich  des 
Überhangs  durch  Anwendung  von  Selbsthülfe  erwehrte,  die  An- 
eignung des  hierbei  gewonnenen  Holzes  gestattete.**) 

Von  einem  Sondereigenthum  an  den  überhängenden  Asten 
kann  selbstverständlich  vor  ihrer  Trennung  von  dem  Baume  nicht 
die  Rede  sein,  die  Aste  sind  Eigenthum  des  Eigenthümers  des 
Baumes,  d.  h.  desjenigen,  in  dessen  Grund  und  Boden  der  Baum 
seine  Wurzeln  geschlagen  hat,  und  für  den  Pall,  dass  der  Baum 
„radicibus  vicini  aletur“,  desjenigen,  „in  cuius  fundo  origo  eius 
fuerit“.*')  Der  Grundstücksnachbar  erwirbt  das  Eigenthum  an  den 
getrennten  Asten  bezieh,  an  dem  ganzen  Baume  erst  dann,  wenn 
der  Eigenthümer  des  Baumes  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung, 


Von  der  Ocwähning  eines  „ Vortheils“  an  den  BaumeigenthUmer,  welcher 
der  Äuflbrderung  seines  Nachbars  entspricht,  kann  nur  abusiv  gesprochen  werden, 
da  der  Baumeigenthümer  nur  das  behält,  was  ihm  bereits  tbatsächlicli  gehört 
hat.  — ln  1.  1 § 4 1.  c.  wird  dem  Usufructuar  des  Nachbargrundstücks,  welcher 
einem  schadenstiftenden  Überhandnehmen  des  an  der  (üränze  wachsenden  Baumes 
gegenüber  die  gleichen  Interessen  als  der  Bigenthnmer  des  geschädigten  Feldes 
oder  Hauses  hat,  auch  das  gleiche  Kecbt,  welches  man  dem  letzteren  gewährt, 
zugestanden.  Steht  das  durch  den  Umfang  beeinträchtigte  Hrundstück  im  Kit- 
cigenthum,  so  kann  jeder  der  Kiteigenthümer  das  Interdictum,  ebenso  wie 
jeder  derselben  die  Serritutenklage  anstellen  darf,  geltend  machen  (1.  1 § 5 
D.  1.  c.). 

“)  Diese  Streitfrage  erforderte  an  sich  eine  ausführlichere  Behandlung; 
da  sie  hier  nur  vorübergehend  gestreift  wird,  so  soll  nur  Folgendes  zur  Be- 
gründung der  im  Texte  vertretenen  Ansicht  bemerkt  werden:  Allerdings  herrscht 
zwischen  den  hier  einschlageuden  (Quellen  insofern  ein  Widerspruch,  als  nach 
der  Bestimmung  von  tj  31  J.  de  K.  D.  II,  1 und  1.  7 § 13  Dig.  de  adquir.  ver. 
dom.  XLI,  1 ein  „prope  conünium“  gelegener  Baum , „si  etiam  in  vicinum, 
fundnm  radices  egerit,  communis  est“,  während  1.  6 2 Dig.  arb.  furt.  caes. 

XLVII,  7 entscheidet:  „Si  radicibus  vicini  arbor  aletur,  tarnen  eius  est,  in 
cuius  fundo  origo  eius  fuerit“;  wenn  wir  aber,  wie  dies  Windscheid  § 188 
Anm.  7 thut,  auf  den  Versuch  einer  Lösung  dieses  Widerspruchs  verzichten, 
so  müssen  wir  doch  unbedingt  die  letztere  Ansicht  der  an  erster  Stelle  ge- 
nannten vorziehen.  £s  ist  ein  Mal  unschwer  einzusehen,  zu  welchen  Conflicten  es 
führen  würde,  wenn  ein  in  der  Nähe  der  (rränze  wachsender  Baum  damit,  dass 
eine  seiner  Wurzeln  auf  das  Nachbargrundstück  reichte,  sofort  Miteigenthum 
der  beiden  angränzendeu  Urundeigenthümer  werden  würde,  andererseits  scheint 
aber  auch  im  römischen  Hecht  selbst  diese  letztere  Auffassung  als  die  herrschende 
gegolten  zu  haben,  weil  sonst  jede  Erklärung  für  1.  1 Cod.  de  interd.  VIII,  8 
(vgl.  Anm.  B8)  fehlen  würde.  Uber  die  hinsichtlich  der  ebengen.  Stellen  an- 
gestellten  Vereinigungsversuche  vgl.  Hesse,  Hechtsverh.  zw.  GrundstUcksnachb. 
B.  II  S.  182  ff.  (2.  AufL  S.  522)  u.  Vangerow,  § 329  Anm.  2.  — Anders  ge- 
stalten sich  die  Verhältnisse  dann,  wenn  der  Baum  „in  conünio“  (auf  der 
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ihre  Beseitigung  vorzunchmen,  keine  Folge  leistet,  und  n u n er  die 
Aste  bezieh,  den  ganzen  Baum  selbst  abschneidet.*') 

Uber  den  Eigenthumserwerbsgrund,  der  hierbei  auf  Seiten  des 
Grundstücksnachbars  vorliegt,  ist  man  in  der  Literatur  bisher  zu 
keiner  feststehenden  Ansicht  gelangt,  meist  berührt  man  die  Frage 
nur  kurz,  ohne  auf  ihren  Kernpunkt  einzugehen.  Man  könnte  an 
eine  Dereliction  der  Äste  bez.  des  ganzen  Baumes  durch  den  bis- 
herigen Eigenthümer  und  eine  darauf  folgende  Occupation  dieser 
Objecte  durch  den  Nachbar  denken**),  dem  steht  jedoch  entgegen, 
dass  die  Dereliction  eine  ausdrücklich  ausgesprochene  oder  den 
Umständen  nach  zu  präsumirende  Derelictionaabsicht  des  Eigen- 
thümers  verlangt,  während  in  unserem  Falle  der  Baumeigenthümer 
damit,  dass  er  erklärt,  er  entspräche  dem  an  ihm  gestellten  An- 
sinnen nicht  und  unterlasse  die  von  ihm  geforderte  Beseitigung, 
nicht  zu  erkennen  giebt:  „ich  begebe  mich  meines  Rechtes  an  den 
abzuschneidenden  Asten  bezieh,  an  dem  schadenstiflenden  Baume 
und  gestatte  Dir,  dem  Nachbar,  ihre  Beseitigung  und  Aneignung“.**) 
Wenn  man  aber  in  unserem  Falle  von  einer  „gesetzlich  zu  prä- 
sumirenden  Dereliction“  sprechen  will,  so  ist  dies,  abgesehen  davon, 
dass  wir  um  eine  entbehrliche  Fiction  reicher  wären,  eine  blosse 
Wortspielerei.  Man  giebt  damit  zu,  dass  der  Grund  des  Eigenthums- 
erwerbs in  dem  Gesetze  selbst  zu  suchen  ist,  und  kommt  deshalb 


Gränzlinie,  nicht  prope  confinium)  wächst.  Windscheid  unterlässt  es  im 
§ 188  Anm.  7,  diese  fälle  (1.  19  pr.  Dig.  comm.  div.  X,  8;  1.  83  Dig.  pro  soc. 
XVU,  2)  von  den  vorgenannten  zu  trennen,  während  die  herrschende  Ansicht, 
und  in  Übereinstimmung  mit  Letzterer  der  Verfasser,  die  Nothwendigkeit  einer 
diesbezüglichen  Scheidung  betont;  hier  liegt  ein  condominium  pro  diviso  vor, 
d.  h.  es  gebührt  jedem  der  angränzenden  Grundstückseigentbümer  das  Stück, 
welches  aus  seinem  Grund  und  Boden  „sichtbar  hervorwächst“  (Wächter: 
II  § 133  Beit.  IV,  3).  Vglt  hierzu  ausser  Hesse  u.  Vangerow  a.  a.  O., 
Girtanner,  in  v.  Gerber’s  u.  Ihering’s  Jahrbüchern  Ul  S.  28ö  fg.; 
Schmid,  a.  a.  O.  B.  I S.  153  fg.  Note  94;  Pagenstecher,  Fandekten- 
Fraktikum  (Heidelberg  1860)  S.  218.  Die  unrichtige  Ansicht  Ge  s terdi  ng’s , 
a.  a.  O.  S.  243,  wird  gegenwärtig  durch  Niemand  mehr  vertreten  (Vangerow, 
a.  a.  O.  unter  2). 

•’)  Bezüglich  der  Wahl  der  Mittel,  deren  sich  der  Grundstücksnachbar 
zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  Überhangs  der  einzelnen  Aste  bezieh,  des 
ganzen  Baumes  bedienen  darf,  besteht  keine  Beschränkung;  ausgeschlossen  ist 
natürlich  jede  Vornahme  seinerseits,  welche  ein  chikanöses  Handeln  in  sich 
begreift.  Zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  ganzen  Baumes  wird  sich  in  der 
Kegel  das  Betreten  des  Grundstücks  des  Baumeigenthümers  nothwendig  machen. 

**)  So  Bekker,  a.  a.  0.  S.  169. 

**)  auch  unten  Anm.  271. 
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lu.  E.  der  Wahrheit  am  niiehsten,  wenn  man  das  Gesetz  kurzweg 
als  Quelle  des  zu  Gunsten  des  Naehbars  bestimmten  Eigeiithums- 
überganges  an  dem  Holze  der  abgeschnittenen  Zweige  bezeichnet. 
Da  die  Digesten  selbst  nirgends  eine  Klage  des  Nachbars  gegen  den 
ßaumeigenthümer  erwähnen,  mittelst  deren  der  Letztere  gezwungen 
werden  könnte,  die  Beseitigung  der  iiburhängenden  Aste  zu  be- 
wirken, so  hat  man  daraus  schliessen  wollen,  dass  dem  Nachbar 
nach  dem  Verschwinden  der  obenerwähnten  actio  de  arboribus  sub- 
lucandis  und  der  actio  de  arboribus  coinquendis  nur  der  Weg  der 
Selbsthülfe  überlassen,  und  ihm  kein  Mittel  geboten  gewesen  wäre, 
die  Beseitigung  des  Überhangs  auf  dem  Wege  einer  gegen  den  Baum- 
cigenthümer  gerichteten  Klage  zu  erzwingen.  Im  Gegensatz  hierzu 
spricht  sich  die  gegenwärtig  herrschende  Ansicht  in  der  Theorie  so- 
wohl wie  in  der  gemeinrechtlichen  Praxis  mit  Recht  dahin  aus,  dass 
der  Nachbar  auf  Grund  seines  Eigenthumsrcchts  an  der 
über  seinem  Grundstücke  befindlichen  Luftsäule  mittelst 
der  actio  negatoria  die  Beschneidung  der  überragenden  Zweige 
fordern  könne,  — ein  Gedanke,  den  wir  für  das  ältere  römische 
Recht  bestimmt  in  Abrede  stellen  mussten.  Voigt  verwirft  diese 
Construction  eines  Eigenthumsrechtes  an  der  Luftsphäre  auch  im 
Hinblick  auf  das  justinianische  Recht  und  behauptet,  dass  auch  dieses 
die  Luftsäule  oberhalb  eines  Grundstücks  nur  als  Object  eines  blossen 
Nutzungsrechtes  . . .,  somit  als  ein  dem  Prädialservituten -Rechte 
analoges  Stück  der  „causa  rei“  aufgefasst  habe.  Letzteres  würde 
an  sich  die  Anwendung  der  actio  negatoria  gegenüber  den  über- 
ragenden Zweigen  eines  fremden  Baumes  nicht  hindern,  nur  be- 
dürfte es,  sofern  man  sich  der  Ansichts  Voigt’s  anschliesst,  um 
die  actio  negatoria  erheben  zu  können,  des  Nachweises  einer  in 
Folge  des  Überhanges  thatsüchlich  vorhandenen  oder  doch  wenigstens 
drohenden  Störung  in  der  Ausübung  dieses  „Nutzungsrechtes“. 

Eine  andere,  für  diejenigen  Länder,  in  denen  noch  heute  die 
römischen  Grundsätze  des  Überhangsrechtes  gelten,  praktisch  wichtige 
Frage  i.st  die,  ob  der  Eigenthünier  eines  Feldgrundstücks 
mittelst  der_  actio  negatoria  die  Beseitigung  sämmtlicher  über- 
hängender A.ste  fordern  darf,  oder  auch  hier  an  die  Massbestimmung 


“)  Gegen  diese  Sehlussfolgening  mit  Recht  Bekk  er,  in  den  .lahrb.  des  germ. 
Rechts  H.  V.  S.  170.  — Kein  Gegengrund  gegen  das  Vorhandensein  der  Mög- 
lichkeit, den  Baumeigenthümer  mittelst  einer  Klage  zur  Besuhneidung  seines 
Baumes  zu  zwingen,  ist  in  den  Worten  des  § 13  von  Pauli,  recept.  sent.  V.  6: 
„Qiiodsi  conventus  dominus  id  facere  noluerit,  a vicino  luxuriös  ramorum 
compescatur.“  Hier  soll  nur  die  Voraussetzung  für  die  seitens  des  Nachbars 
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der  ,,quindecini  pedes  a terra  altiiis“  gebunden  ist.  Hesse**)  spricht 
sich,  obgleich  er  rücksichtlich  der  Auslegung  der  „quindecim  pedes 
etc,“  mit  der  vom  Verfasser  vorgetragenen  Ansicht  übereinstimmt, 
für  die  Bejahung  des  ersten  Theils  dieser  Frage  aus;  — m.  E.  mit 
Unrecht.  Sobald  wir  auf  Grund  der  rechtshistorischen  Entwickelung 
des  römischen  Überhangsrechtes  (vgl.  oben  bei  Anm.  22)  in  der 
Bestimmung  der  „quindecim  pedes  a terra  altius“  zur  justinianischen 
Zeit  eine  gesetzliche  Eigenthumsbeschränkung  des  Feldgrundstücks 
sehen,  so  ist  der  von  dem  Eigenthümer  des  Letzteren  erhobenen 
actio  negatoria  auch  nur  eine  auf  dieses  Muss  beschränkte  Wirkung 
einzuräumen.  •’)  **) 


§ 2.  Dig.  XLllI,  28  do  glande  legenda. 

Zu  weit  weniger  Zweifeln  giebt  das  von  uns  im  Zusammen- 
hang mit  dem  Überhangsrecht  zu  behandelnde  Überfallsrecht  iiu 


zu  übende  Selbstbülfe  angegeben,  nicht  aber  ausgesprochen  werden,  dass  dieses 
„nolo“  des  Baumeigenthümers  in  keiner  Weise  zu  beugen  sei. 

“)  Hesse,  Über  die  Rechtsverhältn.  zwischen  Grundstücks • Nachbarn 
ß.  II  S.  210  (2.  Aufl.  8.  .541). 

Hiermit  übereinstimmend  Massot,  im  Archiv  für  prakt.  Rechtswiss. 
B.  VllI  S.  284;  ebenso  die  Ausführungen  in  einem  Erkenntniss  des  ü.  A.  G 
zu  Wolfenbüttel  bei  Seuffert,  Archiv  Bd.  XI  Nr.  115.  Ein  sächs.  Erkennt- 
niss in  den  „Annalen  des  Oberappellationsgerichts  zu  Dresden“  B.  VI  S.  387 
behandelt  diese  Frage  nur  in  allgemeinen  Zügen. 

")  Uber  die  anal  oge  Ausdehnung  der  Bestimmungen  von  1.  1 Dig.  XLIIl, 
27  auf  die  in  das  fremde  Grundstück  hinüberragenden  Wurzeln  vgL  Vangerow, 
§ 207  unter  4;  Wächter,  § 119  IV;  Hesse,  Rechtsverh.  zw.  Grundstücks- 
nachbam  II  S.  194  (2.  AuH.  S.  522);  Massot,  im  Archiv  für  prakt.  Rechts- 
wissensch.  Bd.  VIII  S.  285  fg.  Allerdings  erwähnt  1.  6 g 2 Dig.  arbor.  furt. 
caes  XLVII,  7 nur  den  Fall  einer  gegen  den  BaumeigenthUmer  zu  erhebenden 
Klage  (Si  arbor  in  vicini  fundum  radices  porrexit,  recidere  eas  vicino  non  li- 
cebit,  agere  autem  licebit,  non  esse  ei  ius,  sicuti  tignum  aut  protectum  immissum 
habere],  1.  1 Cod.  de  interd.  VIII,  1 will  jedoch  für  den  Fall  überragender 
Wurzeln  die  Bestimmungen  von  1.  1 Dig.  XLIIl,  27  völlig  analog  angewandt 
wissen : Quum  proponas  radicibus  arborum  in  vicina  Aganthangeli  area  positis, 
erescentibus  fundamentis  domus  tuae  periculum  afferri,  praeses  ad  exemplum 
interdictorum , quae  in  albo  proposita  habet:  „Si  arbor  in  alienas  aedes 
impendebit,  item  si  arbor  in  alienum  agrum  impendebit“,  quibus 
ostenditur,  nec  per  arboris  quidem  occasionem  vicino  nooere  oporterc , rem  ad 
suam  aequitatem  rediget.  Vgl.  hierzu  auch  die  Ausführungen  iu  den  „Annalen 
des  sächs.  Oberappellationsger.  zu  Dresden“  Bd.  VI  S.  387  fg.,  und  die  in  dem 
„Wochenbl.  für  merkwürdige  Rechtsfälle“,  Jahrg.  1855  S.  186. 


Digitized  by  Google 


28 


römischen  Rechte  Anlass.**)  Jiistinian  beschränkt  sich  auch  da- 
rauf, neben  der  prätorischen  Bestinmiung: 

Ait  Prätur:  (ilaiideni,  quae  ex  illius  agru  in  tuum  cadat, 
quo  minus  illi  tertio  quoque  diu  legere,  auferre  liceat,  vim 
fieri  veto, 

in  I.  un.  § 1 Dig.  XLIll,  28  die  kurze  erläuternde  Bemerkung  aus 
Ulpian’s  LXXI  B.  ad  Edict.; 

Glandis  nomine  omnes  fructus  continentur, 
wiederzugeben. 

Es  ist  bereits  oben  bei  Anm.  41  darauf  hingewiesen  worden, 
welcherlei  Art  die  an  der  Gränzc  wachsenden  und  neben  den  Mark- 
steinen als  Markzeichen  dienenden  Bäume  waren;  zugleich  wurde 
auf  die  für  die  Anpflanzung  derselben  massgebende  Stelle  1.  18 
Dig.  X,  1: 

at  vero  oleam  aut  ficuin  ab  alieno  ad  novem  pedes  plan- 
tato,  ceteras  arbores  ad  pedes  quinque, 
in  welcher  der  praktische  Gesichtspunkt  einer  wohlthätigen  Bevor- 
mundung des  Baumeigenthümers  unschwer  erkennbar  ist,  Bezug 


*°)  An  Literatur  vgl.  Krebs,  tract.  de  ligno  et  lapide  vol.  1 pg.  63sequ. ; 
Heinrich  Hildebrand,  de  fructibus  in  alienum  praedium  propendentibus, 
Alturf  1746  (Dissertation).  Es  ist  bei  dieser  Schrift  nicht  mit  Sicherheit  zu 
bestimmen,  ob  sie  Hildebrand  i’rof.  sen.  oder  der  zu  Promovirende  (Bal- 
thasar Sebastian  Muuker)  selbst  verfasst  bat,  und  ist  deshalb  die  übliche 
Anführung  unter  Hildebrand’s  Namen  (so  bei Thibaut,  Kunde,  Eichorn, 
Uittermaier  u.  a.)  beibehalten;  die  am  Ende  angefüg^ten  Gliickwunschgedichte 
der  Upponenten,  sowie  die  Schlussworte  der  Dissertation  lassen  es  wahrschein- 
licher erscheinen,  dass  Munker  der  Verfasser  ist;  — Wildvogel,  L c.  § XI 
(pg.  17);  — Thibaut,  Archiv  für  civilist  Praxis  B.  1 S.  117  fg.; — Kossbirt, 
Zeitschrift  für  Civil-  und  Criminalrecht  B.  I Heft  1 S.  117 — 119;  — Schweppe, 
juristisches  Magazin  B.  I Heft  I S.  142  — 14.Ö;  — Weiterhin  Qrimm,  „Etwas 
über  den  Überfall  der  Früchte  und  das  Verhauen  überragender  Aste“  in  der 
Zeitschrift  für  gesch.  Rechtswissenschaft  ß.  III  S.  .549  ff.;  Kritik  hierzu;  Gaupp 
Zeitschrift  für  kritische  Kechtswissensch.  B.  III  Heft  2 S.  264,  Gegenkritik 
hierzu  Grimm  an  demselb.  Orte  B.  IV  S.  171,  und  wieder  Gaupp  a.  a.  ü. 
B.  IV  S.  501—503.  Ausserdem  vgl.  die  bereits  in  der  Literatur  des  Überbanga- 
rcchtes  Aufgeführten,  so  Koch  a.  a.  U.  S.  349;  — Dirksen  a.  a.  0.  8.  423  fg.; 
Hesse,  Über  die  Kechtsverbältn.  zwischen  Grundstücksnachb.  B.  II  S.  197  ff. 
(2.  AuH.  S.  526  ff.);  — Bekker  a.  a.  0.  S.  164;  — Von  Lehrbüchern  vgl. 
Thibaut  a.  a.  U.  271;  hierzu  Proben,  Erörterungen  B.  II  8.  156;  — 
P uchta  Sj  399  sub  1;  — Vangerow  a.  a.0.  § 297  No.  3;  — Sintenis  B.  I 
§ 47;  — Arndts  § 347  sub  1;  — Holzschuber  ß.  II  § 99  sub  5;  — 8cbmid 
a.  a.  O.  B.  I 8.  22  sub  4;  — Böcking  a.  a.  U.  II,  I 8.  50  sub  3;  — Brinz 
§ 133;  — Windscheid  B.  I S.  169  sub  3 (8.  526);  — v.  Wächter  B.  U 
§ 119  Beilage  U (8.  16);  — Dernburg  B.  I § 200;  — Weiterhin  Voigt  a.  a. 
0.  B.  U 8.  643  ff. 
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genominen.  Aus  den  angegebenen  Entfernungen  will  nun  Koch  einen 
Schluss  auf  die  Entstehung  des  edictum  de  glaiide  legenda  ziehen’’"),  in- 
dem er  auf  Grund  derselben  folgert,  dass  der  Terassenbau,  die  seiner 
Meinung  nach  überwiegende  Art  der  Anlage  der  römischen  Felder, 
den  Anlass  zur  Schafihing  des  edictum  de  glande  legenda  gegeben 
haben  müsse,  da  es  sonst  nicht  begreiflich  wäre,  wie  die  herab- 
fallenden Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  gelangen  sollten.”) 
Zweifellos  aber  kann  der  Terassenbau,  wie  überall,  so  auch  in  Italien, 
nur  als  Ausnahme  von  der  normalen  Feld-  und  Gartenanlage  gelten, 
da  die  Flussthäler  und  Ebenen  Italiens  den  Landbau  in  dieselben 
Bahnen  leiten , wie  in  unseren  Gegenden ; gerade  die  Bom  um- 
gebende, ehemals  fruchtbare  Ebene,  welcher  die  XII  Tafeln  und 
nach  ihnen  der  Prätor  die  Motive  für  ihre  landwirthschaftlichen 
Gesetze  entnahmen,  bot  für  den  Terassenbau  und  eine  hierauf 
aielende  Beohtsentscheidung  keinen  Anlass.  ’") 

Dadurch,  dass  wir  annehmen,  dass  der  Nachbar  einen  Über- 
hang i.  e.  S.  dulden  musste,  wird  jeder  Zweifel  über  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Früchte  des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes 
auf  das  Nachbargrundstück  gelangten,  gehoben;  wir  können  aber 
auch,  wenn  wrir  uns  die  Sachlage  im  Sinne  der  Koch’schen  An- 
sicht vor  Augen  führen , bei  der  Aufsuchung  des  Grundes  für 
Dig.  XLIII,  28  de  glande  legenda  auf  weit  einfachere  Motive,  wie 
z.  B.  das  Herabwehen  der  Früchte  durch  den  Wind,  oder  das 
HinttberroUen  der  herabfallenden  und  in  Folge  ihrer  Elasticität 
wieder  emporspringenden  Früchte  auf  das  durch  keinen  Zaun  ge- 
trennte Nachbargrundstück  zurückgehen,  zumal  ja  damit,  dass  der 
Stamm  der  Bäume  9 Fuss  von  der  Gränze  des  benachbarten  Feldes 
entfernt  sein  musste,  nicht  gesagt  ist,  dass  nicht  die  Aste  bis  un- 
mittelbar an  die  Gränzlinie  selbst  heranreichten,  sodass  es  nur  einer 
geringen  Abweichung  von  dem  senkrechten  Pall  oder  einer  un- 
bedeutenden Neigung  des  Bodens  bedurfte,  um  die  sich  loslösenden 
Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  gelangen  zu  lassen.  — 

’•)  Koch  a.  a.  0.  S.  349. 

’•)  Koch  a.  a.  O.  S.  3ö0  glaubt  einen  Beleg  hierfür  in  dem  Wortlaute 
dea  Titels  de  glande  legenda  selbst  zu  finden.  Da  hier  gesagt  wurde  „quae  ex 
Ticino  agro  cadunt“,  so  beweise  dies,  dass  die  Fruchte  erst  von  dem  Acker, 
auf  welchen  sie  gefallen  seien,  auf  das  Nachbargrundstiiek  gelangen  mussten, 
und  dies  sei  nur  bei  einer  terassenartigen  Anlage  der  Felder  und  (rärten  möglich. 

’*)  Betreffs  der  (rartenanlagen  im  alten  Kom  vgl.  oben  bei  Anm.  .V>.  — 
Koch  glaubt  ausserdem  die  Entstehung  der  actio  aquae  pluviae  arcendae  auf 
den  Terassenbau  zurückzufuhren  zu  müssen,  während  jeder  Rinnstein  den  Be- 
weis liefert,  welche  geringe  Senkung  genügt,  um  dem  Wasser  Bewegung  und 
Richtung  zu  geben. 
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Ebenso  wie  das  edictum  de  arboribus  caedendis,  so  basirt  auch 
das  edictum  de  glande  logeiida  auf  den  XII  Tafeln,  für  zweifelhaft 
galt  es  nur  von  jeher,  ob  bereits  die  XII  Tafeln  die  Bestimmung 
des  tertio  quoque  die  enthielten , oder  ob  diese  ßegränzung  des 
Leserechtes  eine  nicht  durch  den  Frätor  geschaffene  Neuerung  sei. 
Während  man  sich  bisher  allgemein  im  Sinne  der  letzteren  Auf- 
fassung entschied betont  neuerdings  Voigt  im  Gegensatz  hierzu, 
dass  sich  diese  Terminsbestimmung  bereits  in  den  XII  Tafeln  vor- 
gefunden haben  müsse,  und  kein  Zusatz  einer  späteren  Zeit  sein 
könne,  weil  sonst  ftir  den  Fall  einer  Entstehung  dieses  Zusatzes 
in  der  goldenen  Latinität  anstatt  des  „tertio  quoque  die“  die  richtigere 
Form  „tertia  quaque  die“  gewählt  worden  wäre.’*) 

Dieses  „tertio  quoque  die“  ist  es,  welches  zu  zweifeln  Anlass 
giebt,  und  über  dessen  Auslegung  sich  eine  kaum  zu  erwartende 
Anzahl  differenter  Ansichten  gebildet  hat.  Gegenwärtig  ist  der 
grösste  Theil  derselben  als  völlig  unhaltbar  aus  der  Literatur  ver- 
schwunden; es  erscheinen  deshalb  von  den  noch  im  IB.  Jahrh.  be- 
stehenden circa  8 verschiedenen  Auffassungen  über  die  Wiedergabe 
des  „tertio  quoque  die“  nur  einige  der  Aufführung  werth:  So  be- 
hauptet eine  Ansicht,  dass  unter  je  3 Tagen  ein  Tag  zum  Sammeln 
der  Früchte  gewählt  werden  könne.’“)  Gesterding  nimmt  an, 
dass  das  interdictum  de  glaude  legenda  in  3 Tagen  von  dem  Mo- 
mente an  gerechnet,  in  welchem  der  Nachbar  das  Betreten  seines 
Grundstücks  dem  Baumeigentbümer  versagte,  veijäbre,  und  nennt 
diese  Ansicht  gegenüber  der  bei  Anm.  80  bemerkten  Auslegung 
Tbibaut’s  die  „natürlichere“.  ’*)  Der  Prätor  habe  zur  Vermeidung 
gerichtlicher  Streitigkeiten  eines  so  unbedeutenden  Gegenstandes, 
wie  herabgefallener  Früchte  wegen,  die  Rechtsverfolgung  in  so  enge 
Schranken  eingeschlossen.”)  Ruginellus’“)  endlich  legt  I.  un. 


’•)  Hildebrand,  1.  c.;  Kivalius,  Hist.  jur.  eiv.  lib.  II  num.  lOj  — 
Dirksen,  a.  a.  O.  S.  424. 

”)  Voigt,  a.  a.  0.  B.  II  S.  646  bei  Anm.  17. 

”)  Hildebrand,  1.  c.  pg.  17.  — Krebs  1.  c.  vol.  I |ig.  64. 

’•)  Gesterding,  „AusfUhrlicbe  Darstellung  der  Lehre  vom  Kigenthum 
und  solchen  Rechten,  die  ihm  nahe  kommen“  (1817),  S.  24.  — Kbenso  die 
Basiliken;  vgl.  hierzu  Koch  a.  a.  0.  S.  33Ö,  Holzschuher  o.  a.  O.  B.  II 
t;  99  sub  ö. 

”)  Von  anderer  Seite  wird  als  Grund  hierfür  angegeben,  dass  die  Frist 
deshalb  so  kurz  bemessen  sei , damit  das  Urtheil  innerhalb  eines  Zeitraumes 
von  3 Tagen  gesprochen  und  so  ein  Faulwerden  der  herabgefallenen  Früchte, 
bezüglich  deren  das  Urtheil  gefallt  werde,  vermieden  würde. 

'")  Jul.  Caes.  Kuginellus,  de  arbor.  controv.  rep.  6 num.  4;  — vgl. 
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Dig.  XLIII,  28  80  aus,  dass,  weil  die  Früchte  allmählich  reiften 
und  sieh  nicht  an  einem  Tage,  sondern  nach  und  nach  an  einer 
Reihe  von  Tagen  vom  Baume  lösten,  jede  Frucht,  die  auf  das 
Nachbargrundstück  fällt,  nur  3 Tage  lang  vom  Baumeigenthümer 
au%elesen  werden  dürfe,  während  sie  nach  Ablauf  dieser  Frist  dem 
Eigenthümer  des  Grundstücks,  auf  dem  sie  liegt,  verfällt.  Als  Be- 
weis hierfür  wird  angeführt,  dass  eine  vollkommen  reife  Frucht 
nach  drei  Tagen , wenn  sie  nicht  innerhalb  dieser  Frist  nach  ihrer 
Trennung  vom  Baume  aufgelesen  werde,  zu  faulen  begönne,  und 
dass  sie  unter  diesen  Umständen  nach  Ablauf  der  gedachten  Frist 
als  derelinquirt  gelten  müsse  und  dem  Nachbar  zufiele. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  diese  letztgenannte  Deduction, 
oberflächlich  betrachtet,  etwas  Bestechendes  besitzt,  sie  läuft  jedoch 
sowohl  dem  Rechte,  als  auch  — in  Folge  ihrer  UndurchfUhrbarkcit 
in  der  Praxis  — der  Vernunft  zuwider '•),  und  ist  deshalb,  gleichwie 
die  an  erster  Stelle  aufgeführten  nur  schwach  begründeten  Ansichten, 
gegenwärtig  von  der  Theorie  wie  von  der  Praxis  mit  Recht  ver- 
worfen, man  streitet  vielmehr  in  der  neueren  Literatur  in  der  Haupt- 
sache nur  darüber,  ob  vermöge  des  „tertio  quoque  die“  der  Bauiii- 
eigenthUmer,  wenn  er  an  einem,  — dem  ersten  Tage  zur  Abholung 
seiner  Früchte  bei  dem  Eigenthümer  des  Nachbargrundstücks  vor- 
gesprochen  hat,  erst  am  dritten  Tage  darauf,  den  Zutritt  zu 
dem  Nachbargrundstück  von  Neuem  fordern  darf,  oder  ob  demselben 
durch  diesen  Zusatz  gestattet  wird , das  Nachbargrundstück  einen 
um  den  andern  Tag  zu  betreten. 

Für  die  erstere  Ansicht  haben  sichThibaut,  Schmid , Sinten  is 
n.  a.^)  erklärt,  das  Beweismaterial  der  genannten  Vertreter  beschränkt 


biersra:  Hüdebrand,  I.  c.  pg.  17,  und  die  daselbst  Citirten:  Wissenbach 
ad.  D.  disp.  24  thes.  23;  Brunnemann  ad  1.  un.  de  glande  leg.  num.  3;  — 
Vor  Allem  Carpzow  ps.  III  const  XXXII  def.  25:  „nam  postea  putresouut 
et  pro  derelicto  liabentur  adeoque  vicino  ccdunt“.  — Froben,  Erörterungen 
B.  n S.  156. 

™)  Man  vergegenwärtige  sich  die  Unmöglichkeit,  bei  jeder  einzelnen 
Frucht  zu  constatiren,  ob  dieselbe  bereits  drei  Tage  auf  dem  Nachbargrund- 
stück gelegen  und  demgemäss  als  derelini]uirt  gelten  kann.  — Uber  andere 
Ansichten  vgl.  Hildebrand,  1.  c.  pg.  16  und  17. 

“)  Tbibant  hat  anfänglich  die  letztere  der  beiden  gegenübergeslellten 
Ansichten  vertreten  (vgl.  Archiv  für  civilist.  Praxis  B.  I S.  117  und  118; 
Thibaut,  civilistische  Abhandlungen  B.  I No.  1)  hat  sich  später  aber  bleibend 
zu  der  ersteren  Auffassung  bekannt  (vgl.  Thibaut,  .System  VllI  Aufl.  § .582 
Note  p,  Froben,  Erörlerungen  II  S.  1.56  u.  157;  — Schmid  a.  a.  O.  B.  I 
S.  23  sub  Anm.  25;  — Sintenis  a.  a.  0.  S.  487  bei  Anm.  24  u.  die  dort  tie- 
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sich  jedoch  auf  rein  sprachliche  Gründe,  ohne  den  praktischen  Ge- 
halt des  tit.  28  1.  c.  in  Betracht  zu  ziehen.  Vor  Allem  ist  es  die 
Stelle  Suetons  in  vita  Caesaris  cap.  40: 

annum  ad  cursum  solis  accomodavit,  ut  COGLXV  dierum 
esset  et  intercalario  in  meuse  sublato  unus  dies  quarto 
quoque  anno  intercaleretur, 

und  weiterhin  der  bei  der  Jahresangabe  eines  „lustrum“  übliche 
Sprachgebrauch,  wonach  ein  „lustrum“  „quinto  quoque  anno“ 
stattlinde,  obgleich  nur  4 Jahre  dazwischen  lägen,  — auf  welche  man 
sich  stützt. 

Die  an  zweiter  Stelle  gedachte  Auslegung  vertreten  Puchta, 
Arndts,  Wächter,  Windscheid  u.  a.^'),  und  ist  diese  nach 
der  Ansicht  des  Verfassers  vor  Allem  aus  sachlichen  Gründen  die 
allein  richtige.  Streng  genommen  hätte  der  Baumeigenthümer  jeder- 
zeit das  Recht,  die  abgefallenen  Früchte  als  sein  Eigenthum  in 
Anspruch  zu  nehmen  und  dementsprechend  auf  dem  Nachbargrund- 
stücke aufzusammeln  — , dieses  Recht  ist  an  sich  kein  intermit- 
tirendes**),  zur  Vermeidung  von  Chikane  seitens  des  Baumeigen- 
thümers  hat  man  jedoch  eine  Gränze  für  die  Ausübung  dieses  seines 
Eigenthumsrechts  geschaffen  und  gestattet  dem  Genannten  nur,  in 
gewissen  Zeitpausen  das  Nachbargrundstück  zu  betreten.  Würde 
man  nun  diesen  Zeitraum,  welcher  zwischen  den  Momenten,  in 
denen  ein  Betreten  des  Nachbarfundus  gestattet  ist,  auf  zwei  Tage 
bemessen,  so  würde  der  praktische  Zweck,  den  man  verfolgt,  durch 
übergrosse  Schonung  des  Eigenthümers  des  benachbarten  Grund- 
stücks vollständig  hinfällig  werden.  Es  gehört  wenig  Naturkenntniss 
und  Beobachtungsgabe  dazu,  um  einzusehen,  dass  der  Baumeigen- 
thümer in  der  Mehrzahl  der  ITälle  nur  Früchte,  welche  durch  das 


nannten;  — Holzschuher  a.  a.  O.  B.  II  § 99  aub  5;  — Hesse  a.a.0.  B.  II 
S.  197  fg.  (2.  Aufl.  S.  526  fg.);  — Dirksen  a.  a.  O.  S.  424;  — Besonders 
ausfübriicb  Guyet  im  Archiv  für  civil.  Praxis  ß.  XVII  H.  1 S.  64  — 76;  — 
Vgl.  auch  Grimm,  Zeitschr.  für  gesch.  Kechtswissensch.  ß.  III  S.  357,  sowie 
Grimm  in  der  Krit.  Zeitschr.  für  Rechtswiss.  B.  IV  H.  1 S.  171  gegen  die 
Kritik  Gaupp's  in  der  Kritischen  Zeitschr.  für  Rechtswissensch.  B.  III  H.  2 
S.  254,  nnd  hierzu  wieder  Gaupp  a.  a.  ü.  B.  IV  S.  601—603.  — Von  älteren 
Quellen  vgl.  Cicero,  in  Verr.  orat.  II  sp.  56  No.  139;  — Uacrob.  Saturnal. 
Ijib.  I 0.  13.  14;  — Isidori  orig.  Lib.  VI  cap.  17  $ 16. 

")  Puchta  § 399  sub  1;  Arndts  g 377  sub  1;  Wächter  II  8.  16  sub 
Beil.  II;  Windscheid  a.  a.  U.  B.  1 8.  526  sub  3 u.  Anm.  9.  — Ebenso 
Bücking  a.  a.  0.  B.  U 8.  50  sub  3;  — Voigt  a.  a.  0.  B.  U 8.  646;  — 
Weiske,  Landwirthschaftsr.  g 82.  Vgl.  auch  Dernburg  a.  a.  U.  § 200 
Anm.  5. 

**)  Vgl.  unten  bei  Anm.  94. 
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längere  Liegen  faul  und  unbrauchbar  geworden  sind,  vorfinden  würde. 
Diese  Nothwendigkeit,  die  für  das  Aufsammeln  der  Früchte  be- 
sdmmten  Termine  in  kürzeren  Zeitabschnitten  einander  folgen  zu 
lassen,  wächst  mit  der  Überlegung,  dass  die  Bestimmung  der  1.  un. 
Dig.  XLIII,  28  in  einem  so  sonnenreichen  Lande  wie  Italien,  in 
welchem  vermöge  der  grösseren  Wärme  auch  die  Fäulnisserscheinun- 
gen  rascher  auftreten,  entstanden  ist.  Vielleicht  bestände  diese  Noth- 
wendigkeit weniger  für  glandes,  es  triffl  aber  nach  Ulpian’s  Zusatz: 
„Olandis  nomine  omnes  fructus  continentur“ 
die  Bestimmung  des  tertio  quoque  die  ebenso  gut  alle  anderen 
Früchte. 

Auch  sprachliche  Gründe**)  führen,  obgleich  dieselben  in 
Folge  ihrer  vielfach  umstrittenen  Natur  nicht  als  allein  ent- 
scheidend bezeichnet  werden  können,  zu  derselben  Auslegung: 

Eis  wird  gegenwärtig  trotz  des  noch  immer  nicht  endgültig 
entschiedenen  Streites  der  Meinungen  als  Regel  des  älteren  römi- 
schen Sprachgebrauchs  betrachtet,  dass  bei  Zahlangaben  durch 
Ordinalzahlen  die  Frist  bereits  an  dem  Tage,  in  weichem  der 
mathematische  Anfangspunkt  liegt,  zu  laufen  beginnt,  somit  eine 
Zurückdatirung  des  Beginns  dieser  Frist  auf  die  vorhergehende 
Mitternacht  zu  erfolgen  hat.**)  Hiernach  ergiebt  sich  für  die 


"*)  oben  bei  Anm.  6U.  Über  den  Begriff  des  Wortes  „glans"  vgl. 
Voigt  a.  a.  O.  B.  II  § Ibl  (S.  643  fg.). 

**)  M.  £.  überwiegen  die  ebenangeführten  sachlichen  thünde,  denen  von 
gegnerischer  Seite  nichts  entgegengesetzt  werden  kann. 

*‘)  Die  entgegengesetzte  Ansicht  rechnet  wie  bekannt  den  Anfang  der 
Frist  erst  vom  Anbruche  des  kommenden  Tages.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz, 
diese  Controverse  eingehender  zu  besprechen,  vielmehr  soll  nur  auf  die  haupt- 
sächliche Literatur  hingewiesen  werden.  Savigny  stellt  allerdings  in  seinem 
System.  B.  IV  S.  .361  ff.,  602  ff.  eine  grössere  Anzahl  Fälle  einander  gegen- 
über, aus  denen  er  folgert,  dass  der  römische  Sprachgebrauch  in  dem  im  Texte 
bezeichneten  Punkte  ein  äusserst  schwankender  gewesen  sei,  (vgl.  auch 
Vangerow  B.  1 § 297  sub  3;  — Sintenis  B.  I S.  22S  fg.;  — Holzschuher 
B.  I § 43),  nur  wird  auch  von  Savigny  und  Vangerow  so  viel  festgestellt, 
dass  der  häufigere  Sprachgebrauch  bei  Ordinalzahlen  die  im  Texte  dar- 
gestellte  Ansicht  bestätigt.  Gegenwärtig  wird  nach  dem  Vorgänge  Baohoven  s 
in  der  Zeitschrift  für  Civilr.  u.  Process  ß.  XVIII  S.  33  ff.  S.  47  — 50,  von 
Wäohter's,  B.  II  S.  16  sub  Beil.  II  u.  a.  ein  Schwanken  des  älteren  römischen 
Sprachgebrauchs  bei  Ordinalzahlen  mit  Bestimmtheit  verneint,  und  angenommen, 
dass  erst  Missverständnisse  späterer  Zeiten  sowie  einreissende  Sprachunregel- 
mässigkeiten  Störungen  und  Abweichungen  von  dem  bisherigen  festen  Ge- 
brauche hervorgerufen  hätten.  — Vgl.  auchMommsen,  römische  Chronologie 
S.  162  und  Windscheid  B.  I S.  301. 

SekmidXt  Um  Bscht  das  Überhaziga  und  Übarfults.  3 
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Quellenbezeichnung  „tertio  quoque  die“  in  tit.  28  1.  c.  die  Aus- 
legung, dass  der  Baumeigenthiimer  seine  Früchte  an  jedem  dritten 
Tage  abholen,  demgemäss,  von  der  andern  Seite  betrachtet,  der 
Eigenthümer  des  NachhargrundstUcks  ihm  nur  einen  um  den 
andern  Tag  das  Betreten  des  Grrundstücks  verweigern  darf. 

Beabsichtigte  nun  die  Hinzufügung  einer  Zeitangabe,  welche 
die  Beschränkung  des  EigenthUmers  des  NachhargrundstUcks,  dem 
Baumcigenthümer  den  Zutritt  zu  seinem  Grundstück  gestatten  zu 
müssen,  für  bestimmte  Tage  aufhob  — , einer  etwaigen  Chikane  des 
Letzteren  gegen  seinen  Nachbar  zu  steuern**),  so  schützte  den 
Grundstücksnschbar  noch  ein  weiterer  Factor,  nämlich  die  Ver- 
pflichtung des  EigenthUmers  des  Baumes,  Caution  für  eine 
eventuelle  Beschädigung,  welche  durch  das  Betreten  sowie 
das  Aufsammeln  der  Früchte  dem  Nachbargrundstück  zugefUgt 
werden  könnte,  zu  stellen.  *’) 

Der  Rechtsschutz,  den  das  römische  Recht  dem  Eigenthümer 
des  Fruchthaums  gewährt,  ist  das  interdictum  de  glande  legenda, 
und  zwar  ist  der  hierdurch  gesicherte  Anspruch  der  Natur  der 
Sache  nach  kein  dinglicher,  sondern  lediglich  ein  ohligatorischer. 
Er  geht  nicht  auf  die  Früchte  selbst,  sondern  darauf,  dass  ihm, 
dem  Eigenthümer  des  Baumes,  gestattet  werde,  das  Nachbargrund- 
stück zum  Zwecke  des  Abholens  der  Früchte  zu  betreten.**) 

Unrichtig  ist  es,  das  interdictum  de  glande  legenda  als  eine 


**)  Nicht  ganz  correct  ist  es  m.  E.  wenn  Qrimm,  Kritische  Zeitschr.  tUr 
Rswissensch.  £.  IV  (1828)  S.  174  dieser  Beschränkung  des  römischen  Bechts 
zum  Beweise  dafür,  dass  man  in  dem  älteren  deutschen  Rechte  „gar  nichts 
aus  dem  unschädlichen  Betreten  eines  fremden  Gartens  machte“,  ed.  Roth.  289 
[8i  quis  in  hortum  alterius  intrarerit  aut  salierit  ad  furtum  feciendum  componat 
sol.  VI,  nam  ai  pro  sua  re  ingreditur  et  damnum  non  fecerit,  non 
sit  culpabilis  (mit  Grimm  nach  Walter,  corp.  iur.  German.  I pg.  737 
citirt).]  entgegensetzt,  denn  in  letzterem  Falle  handelt  es  sich  um  die  Ver- 
neinung der  Auffassung,  dass  in  diesem  Betreten  eines  fremden  Grundstücks  „pro 
sua  re“  eine  mit  Busse  bedrohte  strafbare  Handlung  vorliegt. 

•')  Cautio  damni  infecti.  — W iudscheid  B.  I § 169  Anm.  9.  — Hoff- 
man n,  Archiv  für  praktische  Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  I S.  290. 

")  Bei  dem  Überfall  der  Früchte  überwiegt  aus  leicht  erklärlichen  Gründen 
der  Gesichtspunkt,  welche  Rechtsmittel  dem  Baumeigenthümer  mit  Bezug 
auf  die  auf  dem  Nachbargrundstück  beündlicben,  in  seinem  Eigenthum  stehenden 
Gegenstände  geboten  werden;  die  Frage,  in  wieweit  der  Grunds  tücksnaohbar 
ein  Recht  hat,  die  Wegnahme  der  Früchte  zu  fordern,  tritt  bei  dem  geringen 
Umfange  der  Letzteren  und  bei  der  in  Folge  hiervon  fast  ausgeschlossenen 
Belästigung  des  Nachbars  weit  mehr  in  den  Hintergrund.  Vgl.  auch  H off- 
mann, Archiv  für  praktische  Rechtswissenscli.  n.  F.  B.  I.  8.  287. 
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Unterart  der  actio  ad  exhibendutn  zu  betrachten,  der  Charakter 
der  actio  ad  exhibendum  ist  ein  vollkommen  verschiedener,  er  geht 
auf  die  Vorweisung  der  in  fremden  Besitz  befindlichen  Sache**), 
demnach  auf  ein  „facere“  der  andern  Partei,  während  das  inter- 
dictum  de  glande  legenda  nur  ein  „pati“,  ein  Betretenlassen  des 
Qrundstücks,  auf  dem  die  herabgefallenen  Früchte  liegen,  fordert. 
Anderer.seits  ist  die  Wirkung  des  interdictum  de  glande  legenda 
insofern  eine  sicherere  und  umfassenderere,  als  der  Eigenthümer  des 
NachbargrundstUcks  durch  die  Anstellung  desselben  zugleich  ge- 
nöthigt  wird,  in  die  Wegnahme  der  Früchte  zu  willigen. 

In  der  neueren  Zeit  wird  auch  weder  die  Eigenart  des  inter- 
dictum de  glande  legenda  ebensowenig  wie  die  der  verwandten 
Institute  des  interdictum  de  thesauro  u.  a.  bestritten**),  noch  ver- 
wundert man  sich  vom  rechtshistorischen  Standpunkte  Uber  die 
Ausbildung  eines  derartigen  speciellen  Rechtsinstitutes,  welches  in 
jeder  Weise  den  Umständen  einer  einzelnen  Erscheinung  des  Ver- 
kehrslebens angepasst  war.  — 

Das  interdictum  de  glande  legenda  ist  jedoch  nicht  das  einzige 
Rechtsmittel,  dessen  sich  der  Baumeigenthümer  behufs  Erlangung 
seiner  Früchte  bedienen  kann,  vielmehr  steht  ihm  überdies  gemäss 
1.  9 § 1 Dig.  ad  exhib.  X,  4: 

Nam  et  si  glans  extaret,  nec  patieris  me  tollere,  ad  ex 
hibendum  teneberis,  quemadmodum  si  materiam  meam  de- 
latam  in  agrum  suum  quis  auferre  non  pateretur** '), 

die  Exhibitionsklage  zu. 

Diese  Stelle  scheint  der  ebenangeführten  Charakteristik  der  actio 
ad  exhibendum,  wonach  der  Beklagte  nur  zum  Vor  weisen  der 
von  dem  Kläger  bezeichneten  Sache  verpflichtet  ist,  zu  widersprechen, 
jedoch  ist  dieser  Widerspruch  nur  ein  scheinbarer  und  löst  sich  so- 
gleich, wenn  wir  zum  Verständniss  von  1.  9 § 1 Dig.  1.  c.  hinzu- 
fugen, dass,  wenn  der  Rachbar  den  Anspruch  des  Baumeigenthümers 
auf  die  Früchte  nicht  bestreitet,  und  nur  den  äusserlichen  Akt  der 


**)  Windacheid  B.  11  § 474;  Fuchta  § 397. 

**)  Uekker  a.  s.  U.  S.  16t;  Fuchta  a.  a.  O.  § 399. 

*°*)  Ulpian  fügt  (libro  XXtV  ad  Bdict.)  noch  hinzu;  Et  plaoet  nobis 
Fomponii  aenUntia,  aive  glana  extet,  aive  conaumta  ait.  Sed  si  extet,  etiam 
interdicto  de  glande  legenda,  ut  mihi  tertio  quoque  die  legendae  glandia  facultas 
esset,  uti  potero,  si  damni  infecti  cavero.  — Hesse,  Rechtsverh.  zw.  Ornnd- 
stüoksn.  B.  n 8.  197  (3.  Aufl.  8.  536);  Dernburg,  a.  a.  U.  § 300. 

3* 


Digitized  by  Google 


36 


Übergabe  verweigert,  „das  Resultat  der  Vorweisung  dasselbe  ist,  als 
wenn  die  Sache  herausgegeben  worden  wäre“.**) 

Gerade  hier  deckt  recht  eigentlich  den  Bauineigenthümer  für  den 
Fall,  dass  sich  die  Früchte  noch  auf  dem  Flecke  des  Nachbargrund- 
stücks, an  welchen  sie  beim  Überfallen  gelangt  sind,  befinden,  das 
interdictum  de  glande  legenda,  während  die  actio  ad  exhibendum  vor- 
züglich dann  Platz  zu  greifen  hat,  wenn  der  Nachbar  die  übergefallenen 
Früchte  vom  Boden  aufgenominen  hat**),  denn  was  nützt  es  dem 
Baumeigenthümer,  wenn  er  sich  vermöge  des  interdictum  de  glande 
legenda  den  Zutritt  zu  dem  Nachbargrundstück  erzwingt,  ohne  im 
Stande  zu  sein,  die  Früchte  zu  lesen.  Liegt  eine  bewusst  wider- 
rechtliche Aneignung  der  Früchte  seitens  des  Eigenthümers  des 
Nachbargrundstücks  vor,  so  ist  der  Fall  des  furtum  gegeben;  dem 
Baumeigenthümer  steht  demgemäss  ein  Anspruch  auf  Rückgabe 
des  Entwendeten  und  Leistung  des  vollen  Interesses  zu.  **) 

Zum  Schluss  endlich  ein  Wort  über  die  Eigenthumsfrage:  So- 
lange die  Früchte  auf  dem  Baume  hängen,  sind  sie  Eigenthum  des 
Eiigenthümers  des  Baumes;  dieses  Eigenthumsverhältniss  ändert  sich 
auch  nicht  mit  ihrer  Trennung  von  dem  Baume.  Sie  werden  da- 
durch keineswegs  herrenlose  Gegenstände,  deren  Eigenthum  Jeder- 
mann, — also  auch  der  Grundstücksnachbar,  — durch  Occupation 
erwerben  kann,  vielmehr  bleibt  an  ihnen  das  bisherige  Eigenthuins- 
recht,  welches  sie  als  Theile  der  Hauptsache  mit  umfasste,  auch 
nach  ihrer  Separation,  gleichgültig  ob  sie  auf  einen  fremden  Boden 
zu  liegen  kommen  und  momentan  der  äusseren  Herrschaftssphäre 
des  Baumeigenthümers  entrückt  sind,  bestehen**);  die  Beschränkung, 

•')  Windsoheid  B.  II  § 474  sub  1;  Vangerow  a.  a.  O.  § 707  sub  III,  1. 

”)  Z.  B.  wenn  der  Nachbar  bona  fide  gebandelt  hatte,  und  die  Früchte 
für  sein  Eigenthum  hielt.  Hier  diente  die  actio  ad  exhibendum  als  präpara- 
torium.  (Vgl.  'Windsoheid  a.  a.  O.  § 474  bei  Anm.  7;  Vangerow  S 707 
snb  II). 

")  Dig.  de  condict.  furtiva  XIII,  1;  Cod.  IV,  8.  Kein  Hinderungsgrund 
für  die  condictio  furtiva  ist,  dass  sich  die  Früchte  bei  ihi  er  Entwendung  nicht 
im  Gewahrsam  des  Eigenthümers  befunden  haben  (Windscheid,  B.  II  §452 
sub  8 u.  bei  Anm.  8). 

")  Der  EigenthUraer  des  Nachbargrundstücks  darf  die  herabgefallenen 
Früchte  unter  keinen  Umstanden  aufsammeln  und  sich  aneignen;  nicht  ein  Mal, 
wenn  dieselben  augenscheinlich  zu  faulen  beginnen  und  dadurch  ihre  Brauch- 
barkeit für  den  Baumeigenthümer  zweifelhaft  wird.  Die  einzige  Ausnahme 
hiervon  könnte  der  Fall  einer  negotiorum  gestio  sein.  — Nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  eine  Dereliclion  der  Früchte  seitens  des  Baumeigenthümers 
anzuuehmen,  sind  wir  weder  rechtlich  befugt,  noch  ist  die  Zuliülfenahme  einer 
derartigen  Präsumtion  der  schwer  zu  bestimmenden  (Triinzen  wegen  legis- 
latorisch zu  empfehlen. 
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welche  tit.  28  1.  c.  dem  Letzteren  aufcrlegt,  bezieht  sich  nicht  auf 
sein  Eligcnthuins-,  sondern  auf  sein  Lcscrecht. 

Unrichtig  sind  deshalb  die  obenerwähnten  Ansichten  Gcstcr- 
ding’s  u.  a.;  ebenso  unrichtig  aber  auch  Grimm’s  Behauptung, 
dass  der  Nachbar  „verrauthlich“  an  den  am  ersten  und  zweiten 
Tage  auf  sein  Grundstück  gefallenen  Früchten  Eigenthum  erwerbe, 
während  das  am  dritten  Tage  herübergefallene  Obst  des  in  der 
Nähe  der  Gränze  stehenden  Baumes  dem  ßauineigenthümer  zu- 
falle und  von  diesem  auf  des  Nachbars  Grund  und  Boden  auf- 
gesammelt werden  dürfe. *•)  Grimm  überträgt  deutsche  Rechts- 
gedanken auf  römische  Verhältnisse,  und  hat  sich  zu  dieser  Aus- 
legung wohl  mehr  durch  den  Gedanken  „der  Heiligung  des  Zufalls“, 
ein  dem  deutschen  Rechte  wohlbekanntes  Motiv,  welches  Grimm 
auch  in  der  von  ihm  behaupteten  Vertheilung  der  Früchte  zwischen 
den  beiden  Nachbarn  erblickt,  verleiten  lassen. 

Grimm  giebt  überdies  selbst  in  seinen  „Gegenbemerkungen“*’) 
gegen  die  Kritik  Gaupp’s  (in  der  kritischen  Zeitschrift  für  Rechts- 
wissenschaft B.  III  8.  254)  zu,  dass  er  diese  den  Eigenthumserwerb 
des  Nachbars  an  den  übergefallenen  Früchten  betreffende  Behauptung 
nicht  aus  dem  römischen  Rechte  zu  beweisen  vermöge,  und  dass 
sic  ihm  zur  Zeit  als  er  die  „Gegenbemerkungen“  niederschrieb 
„weniger  wahrscheinlich“  geworden  sei.“  — 

Auf  Grund  dieser  Betrachtungen  kann  die  Frage,  auf  wessen 
Seite  die  Beschränkung  gelegen  ist,  keinen  Augenblick  zweifelhaft 
sein,  denn,  wenn  auch  der  ßaumcigenthümer  nur  einen  Tag  um 
den  andern  das  Grundstück  seines  Nachbars  betreten,  und  die  ihm 
gehörigen  Früchte  aufsammeln  darf,  so  wird  damit  doch  sein 
Eigenthumsrecht  als  solches  nicht  alterirt,  vielmehr  kann  man  hierin 
eine  gesetzlich  hinzutretende  Erweiterung  seines  Rechtes  sehen,  In- 
dem der  BanmeigenthUmer  zu  seinem  Eigenthumsrecht  noch  das 
im  Interesse  der  Billigkeit  gegenüber  dem  Nachbar  auf  bestimmte 


**)  Bekker  a a.  O.  8.  164. 

•*)  Grimm,  Zeitschr.  für  geschieht!.  Kcchtswissensch.  B.  III  S.  361. 
Grimm  stellt  hier  das  römische  Recht  mit  den  Bestimmungen  des  deutschen 
Rechts  betreffs  des  Überfalls  in  Parallele,  bezeichnet  es  aber  in  der  Anm  4. 
selbst  für  zweifelhaft,  ob  der  Eigenthümer  des  Baumes  nicht  auch  das  am  ersten 
und  zweiten  Tage  gefallene  Obst,  welches  liegen  bleiben  musste,  aufsammeln, 
und  nur  der  eventuellen  Beschädigung  wegen  aller  drei  Tage  kommen  durfte. 

*’)  Kritische  Zeitschrift  für  Rechtswissensch.  B.  IV  8.  171.  — Über  die 
weiteren  Untersuchungen  Grimm’s  vgl.  unten  Anm.  206. 
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Tage  fixirte  Lescrccht  hinzucrhält.*^)  Die  Beschränkung  liegt  dem- 
nach lediglich  auf  Seiten  des  Eigenthümers  des  Nachbargrundstücks, 
dessen  freie  Verfügung  über  sein  Grundstück  durch  die  zeitweise 
fremde  Einwirkungs-  und  Eingriffsmöglichkeit  gehindert  wird. 


•*)  Ebenso  Voigt  a.  a O.  II  8.  647,  welcher  das  interdict.  de  glande 
legenda  der  jüngeren  actio  confessoria  parallel  stellt.  — Anderer  Heinang  mit 
Unrecht  Bekker  a a 0.  S.  164. 


Digitized  by  Google 


n.  Das  Recht  des  Überhangs  nnd  Überfalls 
in  den  deutschen  Eechtsqnellen  bis  zur  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts. 


§ 3.  Das  Überhangsrecht 

Infolge  der  easuistischen  Natur  der  älteren  deutschen  Rechts- 
aufaeichnungen,  verbunden  mit  der  vielfach  an  Weitschweifigkeit 
gränzenden  Ausführlichkeit  in  der  Darstellungsweise,  liegen  die  Ver- 
hältnisse für  eine  sachliche  Interpretation  der  Quellenentscheidungen 
über  den  Überhang  im  deutschen  Rechte  ungleich  günstiger  als  im 
römischen  Rechte.**) 


**)  An  Specialtiteratnr  vgl.:  Georg  Friedrich  Kraus,  de  iure  in  ar- 
bores  vicini  in  nostrum  prominentes  aerem,  Wittenberg  1765  (Dissertation; 
bisweilen,  so  von  Emminghaus,  unter  dem  Namen  des  Defendenten  und  auf 
Grund  derselben  zu  Promovirenden,  Adolphus  Adler,  citirt);  — Grimm, 
„Etwas  über  den  Überfall  der  Früchte  und  das  Verhauen  überragender  Aste“, 
Zeitsebr.  für  gcachichtl.  Rechtswissenschaft  B.  111  8.  319  — 357,  und  hierzu: 
Kritische  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  B.  III  Heft  2 S.  254,  B.  IV  S.  171 
ff.,  497  ffi  Ausserdem  die  Zusammenstellung  von  Quellencitaten  in  Grimm’s 
Rechtsalterthümern  S.  76  u.  ööO — 552;  — Hillebrand,  das  deutsche  Über- 
hangs- und  Überfallsrecht“,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechts- 
wissensch.  IX  S.  310  ff.  (hierzu  Stobbe,  B.  II  § Hö  Anm.  21).  Der  Aufsatz 
Hillebrand’s  enthält  kein  erschöpfendes  Quellenmaterial;  eine  Kritik  der 
Ansicht  Hillebrand’s  vgl.  unten  bei  Anm.  179  ff.;  — Emminghaus,  „Vom 
Waldbanmüberhange  nach  deutschem  Rechte,  insbesondere  nach  dem  Rechte 
des  Sachsenspiegels“,  Zeitsohr.  für  RechtspHege  und  Verwaltung  n.  F.  B.  XIX 
S.  289  — 807.  Emminghaus  erbringt  ebenfalls  für  die  Beantwortung  der 
Frage  des  Überhangsreohtes  im  Allgemeinen  nur  geringes  neues  Material,  und 
beschränkt  sich  hauptsächlich  auf  die  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Grund- 
sätze des  deutschen  Rechts  über  die  Beseitigung  des  Überhangs  auch  auf 
Waldbäume  zu  erstrecken  seien;  — Frosch,  „Die  Rechte  der  Nachbarn“, 
(Schwerin,  1826)  und  Hesse,  „Über  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Grund- 
stücksnachbam“  B.  II  8.  198  ff.  (2.  Aufl.  8.  527  ff.)  beschäftigen  sich  dem  all- 
gemeineren Charakter  ihrer  Werke  entsprechend  mit  der  Darstellung  des 
Überhangsreohtes  nur  in  grösseren  Zügen.  — Particnlarrecbtliche  Abhandlungen, 
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Welche  praktische  Bedeutung  der  Frage  des  Überhangs, 
ebenso  wie  der  des  Überfalls  ini  Rechtsleben  des  deutschen  Volkes 
beigciiiesssen  wurde,  ersehen  wir  sowohl  aus  der  numerisehen  Fülle 
von  Bestimmungen,  die  sich  in  den  verschiedensten  Quellen,  vor 
Allem  in  den  WeisthUmern  von  Städten  und  Dörfern,  finden,  als 
auch  aus  der  Sorgfalt,  mit  welcher  die  denkbar  mannigfaltigsten 
Modificationen  in  den  einzelnen  Quellen  behandelt  werden. 

Unrichtig  würde  es  sein,  — und  zwar  gilt  dies  fUr  die  Cha- 
rakteristik der  älteren  deutschrechtliohen  Quellen  im  Allgemeinen  — , 
wollte  man  aus  der  Häufigkeit  der  Quellenentscheidungcn 
über  eine  bestimmte  Rechtsfrage  auch  auf  die  principielle  Wich- 
tigkeit derselben  schliessen.  Die  älteren  deutschen  Rechtsquellen 
sind  weder  bestrebt,  eine  Darstellung  des  Rechtes  in  seiner  Gc- 
sammtheit  zu  geben,  noch  auch  nur  die  Morksteine  festzusetzen, 
innerhalb  deren  sich  die  Bahnen  des  Rechtes  bewegten,  sondern 
bilden  eine  Zusammenfügung  einzelner  Sätze,  welche  ihre  schrift- 

welcbe  zugleich  eine  kurze  allgemeine  Darstellung  der  deutachrechtlichen 
Lehre  vom  Überhang  voranaohicken,  sind  Kayaer,  „Das  preussiache  Über- 
hangs- und  ÜberfalUrecht  im  Anschluss  an  deutschrecbtliche  Bestimmungen“ 
in  Gruchot’s  Beiträgen  zur  Erläuterung  des  deutschen  Hechts  B.  XXI  (1877) 
S.  69  ff.  und  Hasset,  „Was  ist  im  Grossberzugthum  Hessen  Rechtens  in  An- 
sehung Uberhängender  Äste  und  übergreifender  Wurzeln?“,  Archiv  für  prak- 
tische Rechtswissenschaft  n.  F.  B.  VIII  S.  281 — 292.  Für  das  oesterreichische 
Recht  findet  sich  eine  sehr  eingehende  Untersuchung  Schuster ’s  in  der  „all- 
gemeinen oesterrcichischen  Gerichtszeitung“,  Jahrgang  XXXIV  (1883)  Ko.  18  ff. 
Die  drei  letztgenannten  Arbeiten  sind  unten  § 5 bei  der  Behandlung  der 
einzelnen  Particularrechte  genauer  besprochen.  Daselbst  ist  auch  die  Tür  die 
neueren  Gesetzgebungen  in  Betracht  kommende  Literatur  namhaft  gemacht.  — 

Von  Lehrbüchern  sind  citirt  die  von  Runde  § 276  (VlU  Aull.);  Eich- 
horn § 176  (V.  Aufl.);  Mittermaier  § 1G5,  Phillips,  I S.  o62;  Mauren- 
brech  er  S.  516;  Wolff  I S.  209;  Beseler  § 87  sub  IV'  (IV  Aufl.);  v.  Gerber 
§ 91  (S.  245)  XIV  Aufl.;  ferner  Bluntschli,  Walter,  Gengier  und  vor 
Allem  das  Lehrbuch  von  Stobbe.  Stobho  bietet  in  seinem  Handbuche  B.  II 
S 85  bei  Anm.  21  ff.  fast  eine  eigene  Monographie  über  die  Frage  des  Über- 
hangs, so  reichhaltig  sind  die  von  ihm  angegebenen  t^uellenbelege.  — Aus 
jüngster  Zeit  vgl.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  B.  II  (1886) 
8 114  S.  193  fg. 

Den  einzelnen  Quellencitaten  ist  regelmässig  der  Name  des  Herausgebers 
oder  die  Bezeichnung  der  Sammlung,  welcher  sie  entnommen  sind,  hinzugerügt. 
Eine  hauptsächliche  Unterlage  bilden  die  „Weisthümer“  in  ihrer  Sammlung 
von  Grimm  (VI  Hände),  unil  ferner  „die  Tirolischen  Weisthümer“  (heraus- 
gegeben von  V.  Zingerle  und  v.  I nam a- S te r negg,  III  Bände),  die  „salz- 
burgisclien  Taidinge“  (herausgeg.  von  Siegel  und  Tomasebek),  „die  steieri- 
schen und  kärnthischen  Taidinge“  (herausgegeben  von  Bischoff  und  Schön- 
bacl.)  und  die  „niederösterr.  Weisthümer“  (herausgeg.  von  Winter  1886). 
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liehe  Aufzeiehnung  weniger  ihrer  principiellen  Bedeutung,  al«  einem, 
ich  möchte  sagen,  zufälligen  Umstande  verdankten:  Man  fixirte 
durch  die  Niederschrift  die  Fragen,  über  welche  im  Volke  in  Folge 
ihrer  grösseren  Detailirung  Zweifel  entstehen  konnten,  oder  welche, 
wie  z.  B.  die  Höhe  der  Bussen,  legislatorisch  geordnet,  und  daher 
nicht  so  tief  in  das  Volk  cingedrungen  waren  und  sein  konnten, 
als  ein  durch  Jahre  lange  Übung  auf  gewohnheitsrechtlichem  Wege 
entstandener  Rechtssatz.  Allerdings  bezeichnet  die  Zeit  der 
RcchtsbUchcr  nach  Jahrhunderte  langer  Pause  eine  neue  Epoche 
in  der  Methode  der  Rechtscodification : man  begann,  das  im  Volk 
lebende  überreiche  Rechtsmaterial  in  der  Sprache  des  Volkes  in 
seiner  Gesamintheit  zu  fixiren,  bemühte  sich  sichtend  und  ordnend 
die  verschlungenen  Fäden  gewohnheitsrechtlicher  Übung  zu  ent- 
wirren, und  versuchte  die  Zusammengehörigkeit  und  Wechsel- 
wirkung der  einzelnen  Rechtssätze  zur  Darstellung  zu  bringen; 
allein  es  scheint  der  hohen  Geistesgaben  und  der  Originalität  eines 
Eike  von  Repgowe  bedurft  zu  haben,  um  die  mannigfaltigen 
Theile  des  Rechtes  zu  einem  harmonischen  Ganzen  zu  verbinden,  — 
bereits  die  Rechtsquellen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts,  vor  Allem 
die  Sonderweisthüiner  von  Kreisen  und  Ortschaften  zeigen  mit 
seltenen  Ausnahmen  das  alte  Bild  der  Volksrechte  und  reihen  in 
buntem  Wechsel,  reich  an  Widersprüchen  und  Wiederholungen 
Rechtssatz  an  Rechtssatz,  ohne  einem  leitenden  Principe  zu 
folgen. 

So  können  wir  aus  der  Thatsache  der  schriftlichen  Fixirung 
nait  Sicherheit  nur  das  Bedürfniss  einer  endgültigen  Entscheidung 
für  die  Praxis  entnehmen,  ein  Grund,  der  auch  für  die  Niederschrift 
der  Grundsätze  über  den  Überhang  und  Überfall  bestimmend  wirkte. 


'°*)  Es  ist  deshalb  nicht  unbedenklich,  aus  einer  lückenhaften  Rechts- 
quelle  der  älteren  Zeit  auch  auf  ein  unfertiges  Rechtsleben  des  Volkes , in 
welchem  diese  Rechtsquelle  galt,  zu  schliessen.  Vielleicht  besaas  gerade  dieses 
Volk  den  reichsten  Schatz  von  Reohtssätzen , ohne  aber  in  Folge  des  in  ihm 
lebendig  wohnenden  Rechts  das  Bedürfniss  einer  schriftlichen  Fixirung  dieser 
Rechtssätze  zu  fühlen.  Selbstverständlich  sind  wir  bei  der  Beurtheilung  der 
Frage,  inwieweit  ein  Volk  rechtlich  gebildet  war,  auf  das  angewiesen,  was  uns 
schriftlich  überliefert  ist  und  dürfen  uns  nicht  in  fruchtlosen  Speculationen 
über  das,  was  möglicher  Weise  bestanden  hat,  verlieren,  es  muss  jedoch 
bei  Beurtheilung  einer  auf  uns  gekommenen  Rechtsquelle  älterer  Zeit  mehr  die 
juristische  Gestaltung  des  Gedankens,  das  äusserliche  Moment  der  Rechts- 
sprache,  der  innere,  praktische  Werth  der  einzelnen  Bestimmung,  als  die  nume- 
rische Reichhaltigkeit  der  Rechtssätze  betont  und  hiervon  auf  das  Rechtsganze, 
dessen  Theil  sie  bilden,  geschlossen  werden. 
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und  eine  Fülle  der  mannigfaltigsten  RechtsenUcheidungen  za  Tage 
förderte.  ***) 

AU  Grundpfeiler,  von  dem  wir  auszugehen  haben,  ist  die  Be- 
stimmung des  Sachsenspiegels  B.  II  Art.  52  § 2: 

Siner  bome  teige  ne  seien  over  den  tun  ok  nicht  gan  sime 
nakebure  to  scaden 

zu  betrachten.  Alle  früheren  Quellen,  wie  die  Volkerechte,  ent- 
halten keine  diesbezügliche  Stelle,  nicht  ein  Mal  die  umfangreiche 
lex  Wisigothorum,  obgleich  ihr  der  Begriff  einer  gesetzlichen 
Beschränkung  des  Eigenthums  nicht  fremd  war.  "**) 

Was  die  rein  äusserliche  Frage  der  Textesform  der  ebencitirten 
Sachsenspiegelstelle  anlangt,  so  ist  der  Wortlaut  derselben  in  den 
verschiedenen  Handschriften  im  Wesentlichen  übereinsümmend,  nur 
die  in  der  Hamburger  Bibliothek  befindliche,  aus  derUffenbach- 
schen  Sammlung  stammende  Sach8en8piegelhand8chrift(15.Jahrh.)*®*), 
welche  die  Homeyer’sche  Ausgabe  mit  der  Chiffre  Bh  bezeichnet, 
enthält  zu  B.  II  Art.  52  § 2 noch  einen  längeren  Zusatz  über  den  Er- 
satz für  abgehauene  Bäume,  der  jedoch  mit  unserm  Thema  in  keinem 
näheren  Zusammenhang  steht,  und  dessen  Verbindung  mit  der  ge- 
dachten Stelle  lediglich  darauf  zu  beruhen  scheint,  dass  hier  wie 
dort  von  Bäumen  und  ihren  Rechtsverhältnissen  gehandelt  wird.’®*) 


Vielleicht  verführte  in  unserem  Falle  bei  dem  Mangel  der  bewussten 
Verfolgung  allgemeiner  Grundsätze  und  bei  der  sich  darbietenden  Möglichkeit, 
abwägend  bald  den  Baumeigenthümer,  bald  den  Nachbar  zu  begünstigen,  gerade 
die  schriftliche  Fixirung  zu  einer  derartigen  Mannigfaltigkeit  der  Entscheidun- 
gen und  war  oft  das,  was  niedergeschrieben  wurde,  — wenn  wir  hierbei  die 
sogen.  Privatarbeiten  ins  Auge  fassen  — , weniger  der  Niederschlag  der  all- 
gemeinen in  einer  Gemeinde  oder  einem  Territorium  lebenden  Rechtsauffassung, 
als  die  ausgeklügelte,  billige  Ansicht  dessen,  der  die  Rechtsaufzeichnung  ver- 
nahm. Die  darauf  folgende  Unterordnung  unter  das  Niedergeschriebene  als 
einen  schriftlich  hxirten  Reebtssatz,  ist  bei  der  geringen  selbständigen  Reflexion 
des  Einzelnen  in  damaliger  Zeit  und  der  Scheu  vor  dem  Geschriebenen,  dessen 
Entzifferung  den  Meisten  unmöglich  war,  recht  wohl  zu  erklären,  ebenso  wie 
der  Umstand,  dass  das  römische  Recht  ein  geschriebenes  Recht,  bei  dem 
Mangel  feinerer  juristischer  Bildung  und  der  demgemäss  langsam  reifenden  £r- 
kenntniss  seines  inneren  Wertbes  einen  der  Hauptkempunkte  der  Reoeptions- 
frage  bildet 

*")  Lex  Wisigoth.  lib.  VIII  tit  IV.  25.  26.  27;  vgl.  hierzu  Dahn, 
westgoth.  Studien  S.  96. 

’°*)  Vgl.  Wilda,  Beiträge  aus  nordischen  Bibliotheken.  (Rhein.  Museum 
für  Jurisprudenz  B.  VII  S.  31U). 

*°*)  Über  die  sonstigen,  nur  geringen  Textesabweichungen  der  übrigen 
Handschriften  des  Ssp.  vgl.  Homeyer  B.  I.  S.  281. 
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Die  Begtimmung  dcg  Ssp.  igt  die  Bichtgchnur  für  die  Ent- 
wickelung des  Überhangsrechtes  im  deutschen  Rechte  geworden  und 
hat  ihren  Einfluss  auf  die  Legislationen  auch  nach  der  Reception 
des  römischen  Rechts  in  weit  höherem  Maasse  geltend  gemacht  als 
Dig.  lib.  XLin  tit.  27.*«») 

Wollen  wir  die  auch  bei  oberflächlicher  Betrachtung  ins  Auge 
fallenden  OiSerenzpunkte  beider  Rechte  betreffs  des  Überhangs 
kurz  hervorbeben,  so  unterscheidet  sich  das  deutsche  Recht  von 
der  Bestimmung  der  Oigesten  ein  Mal  dadurch,  dass  cs  einen 
Unterschied  zwischen  dem  Überhang  Uber  Gebäude  und  einem 
solchen  Uber  FeldgrundstUcke  nicht  constatirt,  andrerseits  aber  da- 
durch, dass  ersteres  nur  die  Beschneidung  der  Uberhängenden  Aste, 


”*)  Die  römiacben  Beatimmungen  über  den  Überbang  haben  in  vollem 
Umfange  in  der  Wormaer  Reformation  von  1498  Aufnahme  gefunden. 
£a  beiaat  dort  B.  VI,  1 tit.  14:  AVann  einer  oder  mehr  bäume  biengen  einem 
andern  anatoaaende  nacbbauren  uff  aein  hauaa  vnd  aolicher  bäum  oder  die 
wurtzeln  deaaelben  dem  hauaae  oder  grund  schaden  theten  so  mag  dersclb  nach- 
baur,  des  das  bauaa  were,  vnser  Bürgermeister  je  zuzeiten  darumb  anauchen  vnd 
begeren  den  schaden  oder  bachwemua  zu  besichtigen,  das  auch  also  auff  bitt 
vnd  begere  des  klagenden  bschehen  vnd  sich  bachwernus  oder  schaden  erfände 
vnd  erkennet  würde  abzuthun,  oder  den  bäum  abzuhawen,  das  soll  der  des  der 
bäum  were  gehorsam  sein  in  XIV  tagen  nebst  nach  aolicher  erkenntnua,  vnnd 
so  er  darüber  säumig  oder  vngehorsam  were  mag  der  des  das  hauss  ist,  den 
bäum  selbst  abhawen  vnd  das  holtz  jme  selbst  behalten,  heym  tragen  oder  füm 
lassen.  Hangt  aber  ein  bäum  einem  andern  aufi  seinen  acker,  weingart,  garten, 
wisen  oder  dergleichen  ligend  erbgut,  so  mag  derselb  auff  des  gut  der  bäum 
hangt  durch  sich  selbst  oder  andern  von  seinent  wegen  denselben  bäum  ent- 
ästen, stümlen  oder  die  äste  abhawen  XVIII  schuch  hoch  von  der  erden  zu- 
messen gegen  seinr  seiten  in  die  höhe  vnd  sol  damit  nit  vnrecht  gethan  haben, 
doch  dass  er  des  seinen  nachbanr  VIII  tag  zuvor  gewamet  vnnd  erfordert  hab 
selbe  zu  thun  (citirt  nach  der  Ausgabe  von  Christian  Egenolph,  Frank- 
furt a.  H.  1534).  Über  die  hiervon  beeinflussten  Heilbronner  Statuten 
von  1541  und  die  Frankfurter  Reformation  von  1578  vgl.  Anm.  106  und 
Anm.  148;  bei  letzterer  Anmerk,  siehe  auch  über  das  gleichfalls  in  derWorm  ser 
Reformation  erwähnte  Klagrecht  des  Nachbars.  — Unmittelbar  auf  Dig. 
XLIII,  27  fnsst  auch  der  erste  Theil  des  cap.  XLI  art.  23  des  „böhmischen 
Rechts,  wie  dasselbe  in  des  Königreichs  Beheim  neuen  Stadt 
Prag  in  üblichem  Brauch  gehaldten  wirdt“.  (1607;  Leipzig):  Ein  Bawm 
sc  eines  andern  Hebäwde  oder  ürund  vnd  Boden  schadet  sol  abgehawcn  vnd 
aossgerottet  werden,  aber  ein  Bawm  auffm  Felde  oder  in  einem  Bawmgarten, 
welcher  schadet  vnd  schatten  gibt  sol  auff  der  seiten  da  er  schadet  beschneitelt 
werden.  [Das  deutsche  Recht  blickt  darin  durch,  dass  das  Vorhandensein  eines 
Schadens  verlangt  wird  (vgl.  unten  bei  Anm.  109  ff.),  und  weiterhin  in  den 
Schlussworten  derselben  Stelle;  es  were  denn,  dass  der  Nachbar  sich  mit  dem 
Obst,  so  von  den  ästen  auff  seine  seite  bangende  abfiele  wolte  besagen  vnd  be- 
gnügen lassen]. 
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niclit  aber  die  Beseitigung  de»  ganzen  naunies  kennt"**);  betreffs 
der  Norinirung  einer  fest  in  Zahbui  ausgedrUcktun  Gränze,  bis  zu 
welcher  die  überragenden  Zweige  zu  beseitigen  sind,  schwankt,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  der  Gebrauch  in  den  älteren  deutschen 
Rechtsqnellcn.*®’) 

Eine  weitere  Verschiedenheit  beider  Rechte  besteht  darin,  dass 
Dig.  XLIII,  27  die  Anwendung  seiner,  den  Baumeigenthümer  be- 
schränkenden Sätze  unbedingt  fordert,  und  die  Worte  „ne  umbra 
arboris  vicino  praedin  noceret“,  wie  oben  ausgeführt  worden,  als 
allgemein  gültiges  Motiv,  nicht  als  Bedingung  für  die  Geltend- 
machung der  in  1.  1 § 7 1.  c.  gewährten  Gegenmittel  betrachtet 

■"')  Den  an  erster  Stelle  aufgeführteu  DitTcreiizpunkt  folgern  wir  bei  der 
überwiegenden  Zahl  der  deutschen  Rechtsquellen  aus  der  Negative,  dem  Nicht- 
erwühlicn  eines  Unterschiedes  in  der  Behandlung  des  überbängenden  Baumes 
nach  der  Beschaflenheit  des  (Grundstücks,  ülier  welches  die  Zweige  überragen, 
ln  einigen  (Quellen  werden  Feld  - und  Hausgrundstücke  mit  ausdrücklichen 
Worten  gleichgestellt;  so  in  dem  westerwoldschen  Landrechte  von  1470 
cap.  8 art.  8;  Item  of  een  bocni  hanget,  otl  wasset  up  eens  anderen  mans 
gru  nd  o ff  up  syu  ti  m nier  (•=>  Gezimmertes, — Gebäude);  soe  machmenstaeii 
Up  die  ploechrade  ende  verhouwen  den  buem  myt  ener  bylcn  u.s.  w.(Kichtbofen, 
friesische  Recbtsquellen  B.I  S.268;  G rimm,  Zcitschr.  fürgesch.  Rechtswissensch. 
B.  III.  S.  353  ft'.);  ebenso  Landrecbt  von  Wedde  ende  Westerwol- 
dingc  Land  Art.  124  (Grimm  a.  a.  U.).  Eine  Ausnahme  bietet  das 
Zuchtbuch  uud  Mannszuchtrodel  von  Pfeffers  (Grimm,  Weisth.  VI 
S.  375),  welches  die  Aste,  welche  über  einem  Kraut-  oder  Weingarten  hängen, 
1*/,  Klafter  hoch,  dagegen  die  über  ein  „tach“  hängenden  nur  „ein  holbea 
klofter“  abschneiden  lässt.  Es  liegt,  — trotzdem  diese  Rechtsaufzeichnungen 
aus  dem  J.  1523,-  zum  Theil  aus  noch  späterer  Zeit  stammen,  und  der  Verfa-sser 
des  Zuchtbuches,  wde  aus  der  Überschrift  in  § ßl  a.  a.  0.  hervorgeht,  mit  dem 
rümischen  Rechte  nicht  ganz  unbekannt  sein  mochte  — bei  der  Ursprünglich- 
keit dieser  Bestimmung  keine  Veranlassung  vor,  eine  Be<;influssung  durch  das 
römische  Recht  anzunehmen;  es  ist  ein  rein  jiraktischer  Ge.sichtspunkt,  der 
hier  bestimmend  gewirkt  hat.  — Auf  römisch  rechtlicher  Basis  beruht  sehr 
wahrscheinlich  die  Vorschrift  in  dem  Rcchtsbuch  de»  .1  ohannes  Purgoldt 
II,  c.  125  (citirt  bei  Anm.  122  und  unmittelbar  nach  Anm.  124).  — Die 
'Wormser  Reformation  und  das  „behmische  Recht  u.  s.  w.“  sind  be- 
reits in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnt;  die  Heilbronner  Statuten  von 
1541  [Statuten,  Satzung,  Reformation  vnd  Ordnung  Bürgerlicher  Pollicey  der 
Heyligen  Reichssstat  Haylpronn]  schliessen  sich  in  Th.  IX  tit.  XVII 
„Vom  Baum  abhawen  in  der  .Stadt“  eng  an  B.  VI,  1 tit.  14  der  Wormser 
Reformation  von  1498  an,  nehmen  jedoch  nur  den  ersten  Theil  der  lezt- 
genannten  Rechtsaufzeichnung  auf,  und  fassen  hierbei  auch  die  vollkommene 
Beseitigung  des  auf  das  fremde  Haus  überhängenden  Baumes  ins  Auge,  ent- 
scheiden jedoch  nicht,  wie  es  zu  halten  sei,  wenn  der  Baum  über  ein  Feldgrund- 
stiiek  herüberhängt.  — Vgl.  auch  Regensbu rg er-Wach tge rieh  ts  u.  Bau- 
Ordnung  vom  .fahr  1657  tit.  XIX  § 2 (citirt  u.  bei  Anm.  119). 

’"’)  Vgl.  unten  bei  Anm.  131  ft'. 
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wisaen  will,  während  da»  deutsche  Recht  nach  dem  Vorgänge  des 
Sachsenbpiegels  eine  Beseitigung  der  überhängeuden  Zweige  nur 
unter  bestimmten  Verhältnissen  als  gerechtfertigt  zulässt.*®*) 

Der  Beleg  dieses  letzten  Satzes  findet  sich  in  den  Worten  des 
Sachsenspiegels  II  Art.  52  § 2:  „sime  nakebure  to  scaden“,  in 
denen  der  conditionale  Sinn  enthalten  ist,  dass  das  Gesetz  nur  dann 
eine  Beseitigung  des  Überhangs  fordert,  wenn  mit  dem  Über- 
wachsen der  Aste  ein  Schaden  für  das  Nachbargrund- 
stQck  verbunden  ist.*®*) 

Ein  Eingehen  auf  den  inneren  juristifi  hen  Grund  dieser  Rechts- 
entscheidung empfiehlt  sich  erst  nach  der  Behandlung  der  andern 
hier  einschlagenden  Quellen  und  des  übrigen  ihnen  zu  entnehmenden 
äusseren  Materials. 

Wörtlich  wird  die  Bestimmung  dos  Sachsenspiegels  von 
dem  Breslauer  Landrecht**"),  der  „systematischen  Be- 
arbeitung des  Sachsen  s piegels  für  Be  rlin  “***),  dem  Sächsi- 


*<*)  Stobbe  a.  a.  0.  B.  II  §85  Anin.  2i;  — Hillebrand,  o.  a.  ü.  S.  311 
Anm.  2;  — Von  älterer  Literatur  vgl.;  Zobel,  diff.  iur.  civ.  et  Sax  pg.  371; 
Lauterhaeb,  colleg.  pract.  III  pg.  422:  hodie  potius  rarai  officientes 
tantum  resoindi  solent;  Brunnemann  ad  1.  1 Cod.  de  interd.;  Stryck, 
usua  modernus  Baud,  sub  tit.  XLIH,  27  § 2 (IV  pg.  363);  Hahn,  observ.  ad 
coroment.  Wesembccii  pg.  82Ö.  Die  letzteren  Citate  sind  bei  Massot  a.  a.  0. 
S.  2S9  und  290  im  Wortlaute  (wenn  auch  mit  mancherlei  Druckfehlern)  ange- 
führt. Das  ebenfalls  von  Massot  a.  a.  O.  wiedergegebene  Citat  eines  „Jo- 
hann Friederich  Koch,  Traktates  vom  Nachbarrechte  (1721)  S.  529  (!)“  ist 
wohl  identisch  mit  JohannFriederichKoeh,  tractatio  iuridico  — politica 
de  iure  viciniae  (Berolin.  1721),  und  nur  eine  dem  Original  nicht  entnommene 
Verdeutschung  des  lateinisch  geschriebenen  Buches  und  einer  nur  annähernd 
dem  Sinne  nach  in  Letzterem  enthaltenen  Stelle. 

'••)  Ich  möchte  nicht  unterlassen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  uns 
bei  der  Erklärung  des  Sp.  U,  52  § 1 sprachliche  (iriinde  zu  der  im  Texte 
gegebenen  Auslegung  nicht  zwingen.  Betrachtet  man  vielmehr  die  Worte 
des  Ssp.  vollkommen  unbefangen  und  ohne  Berücksichtigung  des  übrigen  (^uellen- 
materials,  so  würde  vielleicht  Niemand  behaupten,  dass  in  ihnen  ein  condi- 
tionaler  Sinn  enthalten  ist,  man  würde  vielmehr  weit  eher  geneigt  sein,  in 
ihnen  einen  die  vorhergehende  Bestimmung  allgemein  motivirenden  Zusatz 
Eike’s  zu  sehen;  der  Wortlaut  einer  grossen  Reihe  von  Reehtsaulzeichnungen 
aber,  welche  mit  dem  Ssp.  in  unmittelbarem  Zusammenhänge  stehen,  und 
welche  sich  einer  ausführlicheren  zu  keinerlei  Zweifeln  Anlass  bietenden  Form 
bedienen,  bestätigt  die  Richtigkeit  der  im  Te.xte^wiedergegebenen  Interpretation. 

*‘°)  Ausgabe  von  Gaupp  1828  (das  schlesische  Landrecbt  oder  eigentlich 
Landrecht  des  FUrstenthums  Breslau)  cap.  216:  Von  hopphen  czelgen  (S.  171). 
[Dasselbe  entstammt  dem  .1.  1356]. 

"')  Enthalten  in  dem  dritten  Tbeilc  des  Berliner  Stadtrechtsbuchs  von 
1397;  Ausgabe  von  Fidicin,  historisch-diplomatische  Beiträge  zur  Geschichte 
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sehen  Weichbilde  in  einer  berliner  Handschrift  des  15.  Jahr- 
hunderts"’) und  einigen  späteren  Rechtsquellen  wiedergegeben”*), 
während  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  diesen  Oedanken  des 
zugefügten  Schadens  näher  ausfUhrt. 

So  sagt  die  Ausgabe  der  Glosse  zum  Ssp.  vom  Jahre  1474 
(gedruckt  in  Basel)  zu  II  Art.  52  § 2: 

ap  wol  die  wortczeln  deyn  seyn  du  salt  doch  durch  des 
willen  der  czelge  ader  rancken  frucht  als  du  dy  irkrigen 
wilt  deynem  nackebure  nicht  schaden, 
und  fügt  im  weiteren  Verlaufe  noch  hinzu: 

Dis  vernym  ap  die  czelge  seyme  nackebur  schaden. 
Schaden  si  em  abir  nicht,  so  cn  darff  man  sie 
nicht  abe  hauwen.“*) 

Diesem  letzteren  Satze  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel 
entspricht  der  Wortlaut  der  Glosse  zum  Weich  bi  Id  in  cap.  125  § 1 : 
so  sollen  auch  diner  boume  zwige  obir  dynes  nakebures 
zun  nicht  hengen  em  zu  schaden  ut  ff.  42,  27  de  arbor. 


der  Stadt  Berlin,  1837,  B.  1.  S.  103:  Siner  bome  tel^e  scolen  oucr  den  thun 
nicht  gan  synem  neyber  tu  scade.  Das  Görlitzer  Landreclit  (Honieyer 
II,  2)  enthält  keine  Bestimmung  über  den  Überhang,  ebenso  fehlt  es  im 
culmischen  Recht  und  in  den  Pölmann'schen  Distinctionen  an  einer 
diesbezüglichen  Bestimmung.  Auffällig  ist  auch  der  Mangel  einer  hierauf  zielen- 
den Entscheidung  im  Deutschen-  und  Schwabenspiegel.  [Fälschlicher 
Weise  nimmt  Anton,  Geschichte  der  deutschen  Landwirthschaft  Theil  III 
S.  291  an,  dass  der  Sebwabenspiege  1 eine  Bestimmung  über  den  Überhang 
enthält.] 

*”)  von  Daniels  u.  von  Gruben,  das  sächsische  Weichbild  (1857) 
cap.  125  § 1 und  hierzu  die  lateinische  Übersetzung  (a.  a.  0.):  rami  arborum 
sepem  non  transcendant  in  damnum  vicini.  Vgl.  auch  Zobel,  diff.  iur.  civ. 
et  Sax.  pg.  370;  et  ramos  arborum  sepem  non  debere  transcendere,  si  hoc  vi- 
cino  damnosum  sit.  — Über  die  abweichende  Stelle  des  sächsischen  Weichbildes 
in  der  Berliner  Handschrift  von  1369  vgl.  u.  bei  Anm.  121. 

"•)  So  die  Bestimmung  der  Landfeste  von  Hattnegge  (jetzt  Hattin- 
gen in  der  Ruhrgegend  zwischen  Werden  und  Boekum)  § 66:  bäum  teigen 
sollen  über  den  zaun  nicht  gacn  seinem  nachbam  zum  schaden  (Grimm, 
Weisth.  m S.  47). 

'“)  Ebenso  die  bis  auf  geringe  Sprachverschiedenheiten  wörtlich  überein- 
stimmenden Ausgaben  der  Glosse  von  1490  (Leipzig),  1501  (Schönsperger  in 
Augsburg)  und  1621  (M.  Lotter  in  Leipzig).  Übereinstimmend  wird  auch  von 
der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  ein  einzelner  Fall  des  Schadens  hervorgehoben: 
wenne  deynes  nackebures  krut  ader  boume  lichte  (vielleicht)  wuchsen  dar  du 
eyn  gebuwede  uff  richten  weidest  vnd  hindertten  dich,  dorumbe  aaltu  sie  abe- 
hawen  (citirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  von  1474). 


Digitized  by  Googlfc 


47 


caed.  1.  1 Alt  praetor.  Dis  ist  zu  TOrnemen,  ab  bj  em 
schaden."*) 

Auch  andere  mit  dem  Sachsenspiegel  in  directem  Zusammen- 
hänge stehende  Quellen  wie  die  clevische  Rechtsquelle  aus 
dem  15.  Jahrhundert"*),  die  Magdeburger  Blume"’)  und 
das  älteste  polnische  Rechtsdenkmal"*)  geben  diesem  G-e- 
danken,  dass  die  Voraussetzung  der  Beseitigung  der  Qberhängenden 
Aste  regelmässig  der  dem  NachbargrundstUck  zugefUgte  Schaden 
sei,  einen  ihr  Vorbild  an  Ausführlichkeit  Ubertrefifenden  Ausdruck. 

Ferner  lässt  sich  aus  späteren  Rechtsaufzeichnungen  eine  grosse 
Anzahl  charakteristischer  Beispiele  die  Vorbedingung  eines  vor- 
handenen Schadens  betrelTend  anfiihren,  bisweilen  entstammen  diese 
Entscheidungen  Gegenden,  in  denen  sich  weder  ein  unmittelbarer 
noch  ein  mittelbarer  Einfluss  des  Sachsenspiegels  nachweisen  lässt, 
sodass  wir  in  der  HinzufUgung  dieses. beschränkenden  Zusatzes  des 
Schadensmomentes,  wenn  auch  nicht  eine  gemeine,  so  doch  all- 
gemeine deutsche  Rechtsauffassung  zu  sehen  berechtigt  sind. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  man  alle  hier  einschlagenden 
Quellenentscheidungen  im  Texte  näher  besprechen,  eine  Zusammen- 
stellung einer  grösseren  Anzahl  derselben  in  den  Anmerkungen 
wird  den  Beweis  für  das  eben  Gesagte  liefern.  Eine  besondere 
Hervorhebung  verdienen,  weil  sie  den  durch  den  Gesetzgeber  ver- 
folgten praktischen  Zweck  besonders  deutlich  erkennen  lassen,  die 
Bestimmung  der  Ofnung  zu  Schwartzenbach: 


"')  von  Daniels  u.  U-ruben,  a.  a.  U.  Spalte  432  Art.  135.  Auch  hier, 
wie  in  der  Dlosse  zum  Sachsenspiegel,  Verweisung  auf  das  römische  Recht. 

"*)  vgl.  Clevische  Rechtsquelle  aus  dem  15.  Jahrb.  tit.  176,  heraus- 
gegeben  von  Schröder  in  der  Zeitschr.  für  Rechtsgesch.  B.  IX  S.  448:  soe 
en  sollen  de  boem  teiger  aver  den  tuin  niet  hangen  dinen  naburen  toe  scheiden, 
want  dins  nabuers  kruit  off  blomen  wassen  des  toe  quciliker  ofl'  wolde  hi  licht 
een  gebauwe  dair  op  setten  soe  binderden  sie  oen,  dair  om  sal  men  si 
aff  hou  wen. 

'")  ^gh  Blume  des  magdeburger  Rechts  lib.  1 cap.  36  [heraus- 
gegeben von  Boehlau,  Weimar  1868]:  hengin  seiner  bown  czweyge  in  seins 
nageburs  hoff  im  czu  scbadin,  er  mag  seinen  schadin  beleitin  mit 
richter  und  mit  schepfin  vnd  im  gebot  legin  den  schadin  ozu 
wand  elin. 

“*)  Vgl.  „das  älteste  geschriebene  polnische  Rechtsdenkmal“  (heraosgeg. 
von  Volkniann  in  dem  Programm  des  Cymnasiums  zu  Elbing  1869)  cap.  19 
S.  21):  Begynnen  abir  sich  dy  bowme  zcu  breiten  vnde  bittet  in  ienir  mit  ge- 
cznge  daz  her  do  von  entmme,  wen  sy  im  schade  zin,  daz  muz  her  tun. 
Ebenso  entscbeiilet  dos  polnische  Rcchtsdeukmal  bezüglich  des  Hopfens  im 
ersten  Theile  derselben  Stelle. 
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Item  welche  die  wären  80  bäum  bettend,  die  einem  andern 
auff  seine  ackern  hangeteiid,  dardurch  demselben  nit 
wol  müglich  sin  veld  zu  ehren,  ald  sonst  einem 
an  körn  ald  haber  schaden  bescheeben  möchte, 
derselbig  solle  alsdann  gewalt  haben  . . . dieselbigen  ab- 
howen  u.  s.  w.  “•) 

und  die  Entscheidung  der  Landfeste  von  Hattnegge  Art.  67: 
dar  bäume  stahn  an  dem  wege  und  die  teigen  hangen  über 
den  weg,  dar  man  hinfahren  soll,  und  hinderen  an  dem 


"’)  Vgl.  Urimm,  Weisth.  B.  I 8.  218  letzter  Absatz.  (St.  Gallenl;  — 
Daa  Zuchtbuch  und  Hauna-Zuchtrodel  von  Pfeffere  (1523  und  später; 
ebenfalls  aus  8t.  (ihillen)  spricht  sich  in  derselben  Weise  aus  und  bestimmt, 
dass  im  freien  Felde  „keine  wilde  (oder)  zame  bäum  auf  die  mareben  der  an- 
stöseren  geaezt  werden,  wodurch  der  ackerbau  köne  gehindert  wer- 
den. (Urimm,  Weisth.  B.  VI  8.  375  § 76);  — Zeitschr.  für  schweizer.  Recht 
n.  F.  B.  V 8.  318  cap.  92:  wo  ein  bäum  einen  irte  an  seinen  steg  und  weg;  — 
Statuten  von  Fürststenau  und  Urtenstein  (Schweiz):  . . doch  soll  der 
dessen  der  Stock  des  Baumes  nit  ist  die  Aest  nit  abbauen,  es  wäre  denn  Sach 
dass  solche  Aest  ihm  an  seinen  Gemechern  Schaden  thäten  oder 
zuzubauen  Irrete n,  was  aber  die  Aest  anbelangt,  so  auf  eines  andern  ge- 
freiten Gut  langet,  als  Baum-,  Wein-  und  Krautgarten,  solle  derjenige  des  der 
Garten  ist  und  durch  selbige  Aest  der  Schaden  geschieht  die  Wahl 
haben,  die  Aest  abzuhauen  u.  s.  w.  [Planta,  Bändnerisohes  Civilgesetzbuoh 
mit  Erläuterungen,  zu  § 237  Anm.  (S.  165)].  — Weiter  vgl.  das  Benker 
Heidenrecht  art.  20:  Item  so  wise  ick  ock  vor  recht  dar  dei  boeme  up  des 
andern  grund  overbangen  tbut,  dat  dem  selbigen  schaden  van  tboge- 
kebret  würde  etc.  (Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  42).  Das  weitere  Citat  siehe 
unten  bei  Anm.  131 ; auch  im  weiteren  Verlaufe  dieser  Stelle  wird  von  dem 
„beschädigten“  und  „dem  boeme  dar  de  schade  gesebüt“  gesprochen.  — Weisth. 
von  Winbering  (Bayern  — 1591)  § 13  bei  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  141, 
und  ferner  aus  Bayern  die  Statuten  von  Heilbronn  vom  Jahre  1641, 
IX  tit.  XVII  (vom  Baum  abhawen  in  der  Stadt):  Wann  einer  oder  mer  Baum 
hiengen  einem  andern  anstossenden  Nachpam  auff  sein  hauss  vnd  solcher 
bäum  oder  die  würtzel  desselben  baums  dem  hauss  oder  gründt 
schaden  tbetten  u.  s.  w.  (Über  den  Charakter  der  Heilbronner  Statuten 
vgl.  oben  bei  Anm.  1U6),  und  die  Regensburger  Wachtgerichts-  u.  Ban- 
Ordnung  von  1657  tit.  XIX  § 2:  Wann  auch  solche  Bäum,  Stauden 

oder  Glender  darnach  so  hoch  Ubersich  wuchsen,  oder  sonsten  von  alters- 
hero  so  hoch  weren,  dass  sie  dem  Nachbarn  sein  Liecht  benähmen,  oder 
auff  eines  Nachbarn  Tach  sich  erstrecken  dadurch  jhme,  dem  Nachbarn, 
an  seinem  Liecht  oder  Tach  schaden  geschehe,  der  soll  dieselben  uff 
der  Nachbarn  begehren  allweg  widerumb  hinwegk  tbun  und  abhauen;  — 
Schweinfurter  Statutenreebt  bei  Weber  a.  a.  0.  III  S.  665;  — Überein- 
stimmend das  „behmische  Recht  u.  s.  w.“  (1607)  cap.  XLI  art.  28,  und  der 
Tractatus  de  juribus  incorporalibus  (Nioderösterreich)  tit.  XIII,  § 10: 
Wenn  aber  die  Bäum  sich  soweit  aussbreiten,  dass  sie  mit  deren  Aesten 
und  Wurtzeln  dess  Nachbarn  Gründen  schädlich  seynd,  so  hat  der 
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fahren,  so  mag  derjenige  so  das  recht  hat  hinfahren  und 
die  teigen  off  hawen  so  hoch,  dass  sie  ihmc  nicht 
hinderen  an  dem  fahren’*®), 

ebenso  cap.  68 : desgl.dar  bäume  über  des  andern  land  gewachsen  seind. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Quellen  unterlassen  andere  Bechts- 
aufzeichnungen  die  ausdrückliche  Hervorhebung  des  Erfordernisses 
eines  Schadens  für  den  Eigenthümer  des  Nachbargrundstückes,  und 
enthalten  die  unbedingte  Forderung  einer  Beseitigung  der  auf  das 
Nachbargut  reichenden  Aste,  ohne  eine  Beschränkung  in  dem  eben- 
gedachten Sinne  hinzuzufugen.  So  vor  Allem  das  „buk  wich- 
belde  recht“  in  einer  Berliner  Handschrift  von  1369  cap.  112**’): 

Nachbar  Macht  u.  a.  w.  (Schuster,  Oesterr.  allgem.  Uerichtazeit.  XXXIV  S.  bH). 
Ferner  Niederösterreich.  Weisth.  (herauagcg.  von  Winter)  I S.  ö06 
Z.  25  ff.,  688  Z.  13  ff,  742  Z.  25  ff.,  811  Z.  9 ff.,  8‘>4  Z.  24  ff.,  894  Z.  10  fl. 
Ebenao  im  Feld-Recht  der  Stadt  Müllhausen  art  IX  § 10:  Wenn  aber 
die  Aeste  . . dem  Nachbar  zu  weit  überhingen  und  schädlich  wären, 
mag  er  an  gehörigem  Urt  klagen  u.  a.  w.  — Von  Tiroler  Quellen  vgl.  das 
Weisthum  von  W eer  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  171  Z.  40  fg.)  und  das  Weis- 
thum von  Kolsaas:  Und  wann  ainen  solliches  Überhängen  irret  und  nit  dar 
vor  pauen  mecht  u.  a.  w.  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  181  Z.  31  fg.).  — Auch  der 
Wortlaut  des  Brünner  Schöflenbuohs:  cuius  hortum  obum brant,  scheint 
dafür  zu  sprechen  (vgl.  u.  Anm.  165).  — Vgl.  ausserdem  Krebs,  de  ligno  et 
lapide,  vol.  I pg.  66;  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V.  Hai.  1785) 
§ 187:  . . . Si  arbor  vicini  ramos  suos  per  spatium  atmosphaericum  nostrum 
diffundit,  nobis  competere  ius  sublucandi  arborem,  quatenus  nobis  impedi- 
mento  sint  rami  in  usu  fundi  nostri,  et  ramos  ipsoa  tarn  quam  eorum 
fructus  nostros  esse  licet  et  hoo  non  obstante  dominus  arboris  eam  caedere  possit 
qoantum  delibuerit;  — Christ,  de  Wolff,  inst.  nat.  et  gent.  (HaL  1750)  § 341. 

'“)  Urimm,  Weisth.  111  S.  47  u.  18;  fast  wörtlich  übereinstimmend  die 
Bestimmung  des  Schwelmer  Vestenrechts  (Grimm,  Rechtsalterth.  S.  70 
sub  13  und  Weisth.  III  S.  29).  Dieselbe  Saehdarstellung  und  Entscheidung 
findet  sieh  im  Landreoht  der  sieben  Freien  (Westphalen),  Grimm, 
Weisth.  Ul  S.  69  und  im  Bochumer  Landrecht  § 37  bei  Grimm, 
Rechtsalterth.  S.  70.  — Vgl.  auch  Salzburger  Landtäding  von  1531  fr.  35 
(Walch  VI  S.  175).  — In  derselben  Weise  äussem  sich  die  Quellen  rücksicht- 
lich der  Gränzzäune  eines  Grundstücks  , auch  hier  wird  bei  Überwachsen  der 
Zaunäste  der  für  den  Nachbar  entstehende  Nachtheil  hervorgehoben;  so  Land- 
recht  des  Gerichtes  Kaschenberg  (Bayern  — 1671»  § 8:  so  aber  solches 
durch  denselben  (d.  h.  das  Abhauen  der  überstarrenden  Zauuruthen  durch  den 
Eigenthümer  der  Hecke)  nicht  beschecho  und  der,  so  seine  daran  stoszente 
gründ  durch  Verhinderung  derselben  nit  pauen  oder  reiszen 
macht,  so  mag  er  u.  s.  w.  (Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  154);  vgl.  auch 
Weisthum  von  Winhering  (Bayern)  § 11  in  Grimm,  Weisth.  B.  VI 
S.  141:  dann  wo  solche  zein  hökchen  oder  Stauden  seien  da  trenkt  es  und 
thuet  einer  dem  andern  schaden. 

■>‘)  Ausgabe  von  Daniels,  Berlin  1853.  (Die  Fassung  der  anderen  von 
Daniels  n.  Gruben  edirten  Weichbildhandschrift  vgl.  oben  bei  Anm.  112). 

Sekmiidtf  Dsi  Bacllt  dm  Überbsngi  und  ÜberfsUi.  4 
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War  en  bom  tvischen  tven  rennen  steit  bredet  he  eine  tvige 
in  enen  vretnden  hof,  des  hovea  here  mach  ei  wol  vor- 
howen  of  he  wil  . . . (S.  52). 

und  dae  mit  dem  Weichbild  verwandte,  ebenfalle  zur  Gruppe  der 
eächeiechen  Stadtrechtabücher  gehörige  Rechtabuoh  dea  Jo- 
hannea  Purgoldt  II  c.  125***): 

her  aal  sine  boyme  mit  erin  eaten  in  aeime  garthenn  be- 
halden,  adder  aal  die  zcelgin  abehowen. 

Von  apäteren  Hechtsaufzeichnungen  aind  zu  nennen  daa  ürtheil 
zum  Sandwell  cap.  19: 

Daer  zwei  marken  gründe  bey  einander  liggen  und  ob  den 
einen  grund  ehezeita  teigen  gepottet,  die  nun  über  dea  an- 
dern manna  land  wachsen,  ao  aey  deraelbig  achuldig, 
die  zweiger,  welche  ober  dea  andern  land  Über- 
hängen, abzuatüven***), 

und  ferner  daa  Zuchtbuch  und  Mannazuchtrodel  von 
Pfeffere  § 76: 

Item  mag  ein  wingertman  oder  beaitzer  einea  krautgartena 
die  äat  der  zamen  bäumen  anderthalb  klafter  hoch 
von  der  erden  abhauen,  die  in  ein  wein-  oder  kraut- 
garten hangen,  und  über  ein  tach  ein  halbes  klofter  hoch.***) 
Man  könnte  geneigt  sein,  in  diesen  Stellen  eine  principielle,  auf 
theoretisch  begründeter  Basis  beruhende  Abweichung  von  der  Ent- 


Dieselbe  Fassung  in  älteren  ausserdentscben  Quellen  bei  Grimm,  Zeitschr. 
für  Rechtswiss.  B.  111  S.  3ö3.  Vgl.  u.  Anm.  177  u.  f. 

•M)  Ausgabe  von  Ortloff  (Jena  — 1860). 

'**)  Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  186  fg.  (Westpbalen);  — Auch  das  Del- 
brücker  Landreoht  p.  25  (Grimm,  Kechtsalterth.  S.  561)  erörtert  zwar 
mehr  das  Eigenthumsverbältniss,  unterlasst  aber  gleichfalls  bei  der  Anordnung  dea 
Abachneidens  der  überbängenden  Aste  die  Erwähnung  dea  Schadensmomentea. 
Vgl.  ferner  die  Nürnberger  Reformation  (1479)  XXVI,  14;  So  yemandt 
Pawmen  auff  sein  selbs  gründen  bat,  die  dann  mit  jren  Esten  auff  seins  Nach- 
pawm  gründe  reychen  oder  hangen,  wo  dann  des  derselb  sein  Nach- 
pawr  nit  gedulden  wil,  ao  ist  der  Herr  des  Pawma  auff  desselben 
seins  anstossenden  Nacbpawm  kuntlich  ersuchen  schuldig  söl  liehe  Este 
seiner  pawmen  sovern  die  auff  seines  Nachpawrn  gründe  reychen, 
abzethun.  (Titel  XXVI,  14  fehlt  in  derV.  Ausgabe  (1522)  der  Nürnberger 
Reformation,  und  ündet  sich  auch  weder  in  der  VI.  Ausgabe  von  1564, 
noch  in  der  VII.  vom  Jahre  1595  wiederholt  Vgl.  hierüber  Hildebrand, 
I.  0.  pg.  22. 

'**)  Grimm,  Weisth.  B.  VI  S.  875  (St.  Gallen);  ebenso  das  Landrecht 
dea  Gerichtes  Klosters  in  der  Sammlung  der  Statutenrechte  von  Grau- 
bünden (Chur  — 1838)  S.  H9. 
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Scheidung  des  Ssp.  £.  II  Art.  42  § 2 zu  erblicken,  es  kommen 
dieselben  jedoch  insofern  als  wesentlich  abweichend  nicht  in  Be- 
tracht, als  auch  in  ihnen,  trotz -der  fehlenden  Hervorhebung  des 
Momentes  des  Schadens , doch  die  Bezugnahme  der  betreffenden 
Gesetzesstellen  auf  einen  solchen  mehrfach  unverkennbar  hervor- 
tritL  Bo  enthält  das  Rechtsbuch  des  Johannes  Purgoldt  in 
unmittelbarer  Folge  auf  die  bei  Anm.  122  citirte  Entscheidung  die 
Bestimmung : 

Es  sal  auch  keyn  boym  mit  seinen  zcelgin  hangen  ober 
eynes  andern  mannes  dach,  uff  das  ome  nicht  dorvon 
gesche  mit  dem  winde  unndt  von  den  blettern, 
die  das  gerynne  stoppfeu  unndt  licht  unndt  luft 
ome  werin  .... 

Hieraus  aber  geht  hervor,  dass  auch  Purgoldt  die  schadenstiftende 
Wirkung  der  überreichenden  Aste  vor  Augen  batte,  und  ihre  Be- 
seitigung in  n cap.  125  nicht  aus  tieferliegenden  Gründen  forderte, 
ebenso  wie  auch  die  Beschränkung  und  das  Maass  der  Beschneidung, 
welche  dem  Nachbar  in  dem  Zuchtbuch  und  Mannszucht- 
rodel von  Pfeffers  für  die  Beseitigung  der  Uberhängenden 
Zweige  anferlegt  worden,  zeigen,  dass  man  einer  Schädigung  des 
Orundstücksnachbars  verbeugen  wollte.  Der  Unterschied  der  hier 
angeführten  Stellen  von  den  bei  Anm.  109  ff.  citirten  Quellen- 
entscheidungen besteht  demnach  darin,  dass  die  letzteren,  sofern 
wir  sie  wortgetreu  auslegen,  die  Beseitigung  des  Überhangs  nicht 
von  dem  Vorhandensein  eines  wirklichen  Schadens  abhängig  machen, 
sondern  dieselbe  bereits  in  gewisser  Aussicht  eines  Schadens  für 
den  Fall  des  Überwachsens  von  Zweigen  anordneten. 

Was  speciell  das  „buk  wichbelde  Recht“  (Sächs.  Weich- 
bild) in  der  berliner  Handschrift  von  1369  anlangt,  so  ist  es,  be- 
sonders in  Hinblick  auf  die  übrigen  Handschriften  des  Sächsischen 
Weichbilds  (vgl.  die  von  v.  Daniels  u.  v.  Gruben  herausgegeb. 
oben  bei  Anm.  112)  schwer  zu  entscheiden,  ob  nicht  in  der  von  der 
Handschrift  des  Jahres  1369  gewählten  Ausdrucksweise  nur  ein 
Irrthum  des  Abschreibers  jener  Handschrift,  und  nicht  ein  bewusstes 
Ab  weichen  von  den  Grundsätzen  des  Ssp.  II,  52  zu  erblicken  ist; 
in  den  späteren  der  ebencitirten  Quellen  aber,  vor  Allem  in  der 
Nürnberger  Reformation  XXVI,  14  lassen  sich  vielleicht 
nicht  mit  ünrecht  die  Keime  des  erst  in  den  Gesetzgebungen  der 
Gegenwart  voll  ausgebildetcn  Gedankens,  dass  in  dem  Überhänge 
an  sich  eine  Verletzung  der  Herrschaftsgränzen  des  Nachbars  liegt, 
erkennen.  Dieser  Gedanke  hndet  auch  in  andern  Quellen  darin 
seinen  Ausdruck,  dass  die  Klage  über  den  Überhang  bei  den 
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tiränzgerichten  angebracht,  und  der  Streit  durcli  die  „ünter^nger“ 
(so  in  den  Heilbronner  Statuten,  IX  tit.  XVII)  geschlichtet 
werden  sollte. 

Bezüglich  des  Umfangs  der  Beseitigung  des  Überhangs,  so 
fehlt,  wie  bereits  angedeutet  wurde,  eine  dem  römischen  Rechte 
analoge  Bestimmung,  welche  die  Beseitigung  des  ganzen  Baumes 
forderte,  das  deutsche  Recht  beschränkt  sich  vielmehr  darauf,  eine 
Beschneidung  der  auf  das  Nachbargrundstück  reichenden  Zweige 
anzuordnen,  und  zwar  unterlassen  hierbei  die  einzelnen  Quellen  ent- 
weder die  Bestimmung  einer  für  alle  Fälle  gesetzlich  fixirten 
Gränze,  oder  sie  schaffen  eine  solche  Gränze,  indem  sie  jedoch 
hierbei  kein  in  Zahlen  ausgedrücktes  Maass  gleich  den  „quindecim 
pedes“  des*  Titels  de  arboribus  caedendis  angeben,  als  vielmehr  streng 
zu  beobachtende  Formen  über  Standort  und  Beschaffenheit  des 
Werkzeugs  für  den  die  Beschneidung  ausführenden  Nachbar  vor- 
schreiben.***) 

Oie  Frage,  ob  wir  bei  denjenigen  Quellen,  welche  in  Folge 
der  allgemeineren  Fassung  des  Rechtssatzes  über  den  Überhang 
eine  solche  Maassbestimmung  nicht  enthalten,  — wie  z.  B.  bei  dem 
Sachsenspiegel,  dein  Breslauer  Landrecht,  dem  Sächsi- 
schen Weichbild  u.  a.,  — annehmen  müssen,  dass  sie  alle 
Aste,  welche  auf  das  benachbarte  Grundstück  hinüberreichen,  bis 
zu  dem  Gipfel  beseitigt  wissen  wollen,  ist,  da  der  Wortlaut  des 
Gesetzes  selbst  keine  bestimmten  Anhalte  hierfür  bietet,  noch  nicht 
defiuitiv  entschieden.  *'*)***)  M.  E.  ist  aber  dem  die  Beschneidung 
bedingenden  Zusatze  des  Schadens,  der  Behinderung  des  Nachbars 
„sin  veld  zu  ehren“***),  eine  Begränzung  insofern  zu  entnehmen, 
als  wenn  dieser  Schaden  gehoben  war,  auch  ein  weitergehendes 
Abhauen  der  Äste  zu  unterbleiben  hatte,  denn  es  ist  nicht  einzu- 
sehen, warum  der  Nachbar,  dem  erst  in  Hinblick  auf  einen  ihm  durch 


Über  die  liDguläre  Beatimmung  des  Zuchtbuch  und  Mannszucht- 
rodel  von  Pfeffers  vgl.  unten  bei  Anm.  135. 

'”)  Vgl-  Stobbe  a.  a.  0.  § 85  in  der  Anm.  21  bei  Besprechung  der 
Schrift  Hildebrand’a.  — Lauterbach,  colleg.  pract  III  pg.  422:  hodie 
potiuf  rami  officieutes  tantum  reacindi  aolent  Siehe  auch  die  oben  in  Anm.  119 
Citirten. 

'”)  Deutlicher  bereits  die  Glosae  zum  Ssp.  II,  52:  . . Schaden  sie  em 
aber  nicht,  so  en  darff  man  sie  nicht  abe  hauwen  (Citirt  nach  der 
Baseler  Ausg.  v.  U74). 

'")  Vgl.  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V.  Hai  1785)  § 487: 
nobis  conipcter,'  ius  suhlucandi  arborem,  quatenus  iiol)is  impedimento 
eint  rami  in  usu  fundi  nostri. 
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den  Überhang  zugefiigten  Schaden  ein  Selbsthülferecht  erwuchs, 
bei  Ausübung  dieser  Selbsthülfc  zu  einer  die  Gränzen  des  Noth- 
wendigen  überschreitenden  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige 
legitimirt  gewesen  sein  sollte.'**) 

Für  die  Fixirung  einer  durch  äussere  Formen  ge- 
schaffenen Qränze  lassen  sich  aus  der  Fülle  der  Weisthümer 
zahlreiche  Oesetzesstellen  anführen,  welche  die  Neigung  des  deutschen 
Rechts,  „bei  der  Feststellung  von  Recht  und  Pflicht  das  unabänder- 
liche Maass  und  die  mechanische  Zahl  zu  vermeiden“  '*")  treu 
wiedergeben.  Hierher  gehören  die  Bestimmung  des  Benker 
Heidenrechts  Art.  20: 

so  sali  de  beschädigter  nehmen  enen  leddern 
waigen  und  führen  unter  dieselbige  boeme,  dar  de  schaden 
geschiit  und  nehmen  ene  anxe,  den  stiehl  einer 
ebleu  lang,  wat  he  sick  damit  ent  wehren  kann,  und  ab- 
gehauen up  dem  wagen  verbliflft,  sali  he  mit  hem  fahren, 
und  dat  ander  liggen  lassen. 

Ähnlich  die  Landfeste  von  Hattnegge  Art.  67, 

so  mag  deijenige  so  das  recht  hat  hinfahren,  und  die  teigen 
off  hawen, ....  mit  nahmen  so  hoch,  als  ein  man  gereiken  kan 
mit  einer  heilen,  und  derstielsall  lang  sein  elfhand- 
breit  wan  erstehet  uf  einem  geledderden  wagen.'**) 

In  mehreren  Ordnungen  wird  an  Stelle  des  „geledderden  wagen“ 
die  Pflugschar  oder  „ploechrade“  als  Standpunkt  Tür  denjenigen 
der  die  Äste  kappt,  genannt;  so  in  der  Sennfelder  Dorfordnung 
§ 24,  in  welcher  aber  abweichend  kein  Werkzeug  für  den  Äb- 


'**)  Id  zahlreichen  späteren  mit  dem  Ssp.  eng  zusnmmenhängenden  Quellen 
wird  dies  ausdrücklich  bestimmt;  so  Landfeste  von  Hattnegge  art.  67: 
so  mag  derjenige  so  das  recht  hat  hinfahren  und  die  teigen  off  hawen  so  hoch, 
dass  sie  ihme  nicht  hinderen  an  dem  fahren  (Grimm,  Weisth.  III 
S. 47);  ebenso  ÖfnnngzuSchwartzenbach(Qrimm,  Weisth.  I S.  218)  o. a 

'•")  Gierke,  „Der  Humor  ira  deutschen  Rechte“,  S.  12  (Berlin  — 1871). 

'•*)  Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  42  (Westphalen). 

'")  Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  47  (Westphalen);  übereinstimmend  das 
Scbwelmer  Vestenrecht:  so  hoge  als  ein  man  gerecken  kan  mit  einer 
bilen  wan  he  stünde  up  einem  geledderten  wagen.  (Grimm,  Kechtsalterth. 
S.  70  sub  12).  Dieselben  Mittel  gewährt  dem  Nachbar  das  Landrecht  der 
sieben  Freien  (Westphalen)  bei  Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  67  und  die 
neuere  Abfassung  desselben,  — das  Boebumer  Landrecht  (Grimm,  Kechts- 
alterth.  S.  70  sub  13). 
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»chmtitlciidcn  vorgcsclirie'bun  wird.  ***)  Ebenso  erwähnt  den  Pflug 
das  Wester w oldsche  Landrecht  von  1470  cap.  8 art.  8,  das 
Landrecht  von  Wedde  ende  Westerwoldinge  Land  art.  124 
u.  a. ’•*) 

Eine  singuläre  Erscheinung  ist  die  Maassangabe  im  Zucht- 
buch und  Mannszuchtrodel  von  Pieffers,  welches  den  Über- 
hang über  einen  „wein-  oder  krautgarten“  anderthalb  Klafter,  den 
Überhang  über  ein  „tach“  ein  halb  Klafter  hoch  beseitigt  wissen 
will.  >«'') 

Die  an  erster  Stelle  aufgeführten  Stellen  aus  der  Landfeste 
von  Hattnegge,  dem  Schwelmer  Vestenrecht,  demBochumer 
Landrecht  u.  a.  m.  behandeln  den  Fall  des  Überhangs  über  den 
Weg,  an  dem  einem  Andern  ein  Recht  zusteht  ***),  deshalb  bedient 


„£s  mag  einer  einen  bäum  auf  seinem  acker  aus  sohneizen , so  hoch 
er  den  auf  dem  pflüg  erlangen  kann,  aber  nit  verderben“.  Schriften  der  Grö- 
ninger  Genootschap  pro  excolendo  iure  patrio  B.  IV  St.  2.  — Grimm,  Zeit- 
schr.  für  geschichtl.  Rechtswiss.  B.  111  S.  35Ü. 

”‘)  Westerwoldiscbes  Landrecht;  soe  maohmen  staen  up  die  ploech- 
rade  ende  verhouwen  den  poem  myt  ener  bylen  dat  helif  up  enen  dume  — eile 
lanck;  fast  wörtlich  übereinstimmend  das  letztgenannte  B«cht.  (Kichthofen, 
friesische  Kechtsquellen  B. I S.  2öS;  — StobbeB.lI  § 8.5  Anm.  29. — Grimm, 
Zeitschr.  f.  gesch.  Rsw.  B.  111  S.  fläl.)  — Am  detailirtesten  ist  die  Bestimmung  der 
Üfnung  zu  Schwartzenbach  (St.  Gallen):  derselbig  (der  Geschädigte)  solle 
alsdanngewalt  haben  wann  er  mit  seinem  bawgescbirr  ufiem  acker  fahrt,  undwi  wit 
und  hoch  er  mit  der  lenggen  hand,  wann  er  uffem  schellrädli  stath  die  est  er- 
langen mag,  dieselbigen  abhowen,  ob  er  wälle  und  damit  nit  gefrälflet  haben. 
(Grimm,  Weisth.  B.  1 S.  218  1.  A.);  „bawgescbirr“,  zusammengesetzt  aus  bawen 
und  geschirr  =■  Gerätbschaft  jeder  Art  (Schmeller  II  p.  457),  bedeutet  hier 
des  folgenden  „schellrädli“  wegen  den  Pflug,  schell  = trennen  (Schmeller  II, 
395),  rädli  = Kädlein,  woraus  sich  für  schellrädli  die  Bedeutung  des  in  der 
ausgehobenen  Ackerfurche  gehenden  Pflugrades  ergiebt.  — Von  Tiroler  Quellen 
vgl.  das  Weistbum  von  Weer  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  171  Z.  40);  — 
weiter  das  Weisthum  von  Kolsass  (Tirol.  Weisth.  B.  I S.  184  Z.  33):  So 
mag  er  auf  den  pflueg  stehen  und  mit  dem  pfluegbeil  rauraben  als  hoch  er 
reichen  mag,  und  endlich  das  Landrecht  oder  ehehaft  Teiding  des  Land- 
gerichts Haunsberg  (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  19).  — Analog  ist  die  von 
Grimm,  Zeitschr.  für  gesch.  Hswiss.  B.  III  .S.  3.52  fg.  angeführte  Bestimmung 
des  spanischen  Rechts,  Fu'ero  viejo  de  Castiella  Lib.  V.  tit.  3 § 12,  wo 
der  die  Besebneidung  der  Zweige  Ausführende  auf  einem  Maultbier  mit  ge- 
bogenen Knieen  stehen,  und  soviel  mit  einer  Axt  abhauen  soll,  als  er  er- 
reichen kann. 

■«)  Grimm,  Weisth.  B.  VI  8.  375  § 76.  (St.  Gallen).  Über  diese  Stelle 
ist  bereits  oben  bei  Anm.  124  das  Nötbige  gesagt. 

’*')  üas  Lhebaftrecht  von  Wilzhut  Art  11,  2 berechtigt  Jeden, 
nicht  nur  den,  der  ein  Recht  an  dem  Wege  hat,  zur  Beseitigung  der  über- 
bängenden  und  den  Weg  versperrenden  Äste:  und  sich  der  pämb  mit  esten 
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man  sich  als  Standort  des  „geledderden  wagen“.  Denkt  man  sich 
auf  diesem  Wagen  einen  Mann  mit  ausgestrecktem  empor  gehobenen 
Arme  eine  Axt  mit  einem  „elf  hand  breit“  langen  Stie|_  haltend,  so 
wird  derselbe  im'  Stande  sein,  von  den  überhängenden  Asten  so  viel 
abzuhauen,  dass  ein  vollbeladener  Wag^n,  wie  ein  Erntewagen, 
ungehindert  unter  dem  Baum  wegfahren  kann,  — dies  ist  wohl  der 
diesen  Entscheidungen  zu  Grunde  liegende  praktische  Gesichts- 
punkt.**’) Der  Pflug  andrerseits  lag,  wie  er  im  Leben  der  Deutschen 
überhaupt  eine  hervorragende  Stelle  einnahm  und  vielfach  bei  Rechts- 
handlungen Verwendung  fand  *•*),  bei  der  Beseitigung  der  über 
einen  Acker  hängenden  Äste  als  Standort  am  nächsten.'**) 

Grimm  macht  auf  die  Unsicherheit,  mit  welcher  der  auf  einem 
Pfluge  als  Unterlage  Stehende  nach  den  Ästen  schlagen  kann,  und 
auf  das  hieraus  sich  ergebende  Zufällige  eines  Erfolges  aufmerksam.  **'’) 
Ich  glaube  nicht,  dass  dies  beabsichtigt  gewesen  ist,  da  ja  der 
zum  Abhauen  Berechtigte  die  Beseitigung  der  Äste  innerhalb  der 
ihm  vom  Rechte  gesteckten  Gränzen  so  oft  wiederholen  kann,  als 
er  will,  richtiger  ist  der  andere  geltend  gemachte  Gesichtspunkt, 
dass  man  es  mit  Rücksicht  auf  den  Baumeigenthümer  dem  in  das 
Eigenthum  eines  Andern  Eingreifenden  habe  erschweren,  min- 
destens nicht  erleichtern  wollen,  obgleich  auch  dies  wieder  mit 
dem  „geledderden  wagen“  nicht  vollkommen  harmonirt. 

In  ähnlicher  Weise  wie  mit  den  überhängenden  Baumästen, 
verfährt  man  auch  mit  den  aus  der  Gränzhecke  über  Gebühr  her- 
vurwachsenden  Zweigen,  und  zwar  lassen  sich  die  Vorläufer  der 


dennauen  auf  gebracht,  dass  niemandt  on  nachtail  durchfahren,  oder 
reiten  mecht,  so  soll  der  so  geirt  wirdt  mit  allem  fueg  herab  zu 
bauen  macht  haben.  (Grimm,  Weisth.  UI  S.  a.  E.).  Zweifellos  ist 
hier  an  öffentliche  Wege  gedacht. 

»»’)  Das  Benker  Heidenrecht  Art  20  (bei  Anm.  131)  bedient  sich 
des  Leiterwagens  ganz  allgemein  bei  Überhang  „up  der  andern  grund*^ ; ebenso 
verallgemeinert  die  Landfeste  von  Hattnegge  in  cap.  68  die  Specialbestim- 
mang  des  cap.  67. 

***)  Befahren  des  neuerworbenen  Landes  — , die  Pflugschaar  bei  Gottes* 
urtheilen  (Grimm  , Rechtsalterth.  B.  1 S.  186;  Grimm,  Zeitschr.  für  geschiohtl- 
Rswiss.  UI  S.  364). 

Auch  hier  ist  der  praktische  Gesichtspunkt  der,  dass  ein  pflügender 
onter  dem  Baume  ungehindert  fahren  kann:  Weisth.  von  Weer:  das 
der  mener  mit  den  rossen  wol  durch  fahren  mag.  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  171 
2.  40);  — vgL  auch  Taiding  von  Haunaberg.  (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  20) 
Grimm,  Zeitschr.  für  geschichtl.  Rechtswiss.  lU  S.  354;  ebenso  be- 
tont er  a.  a.  0.  8.  ;I51  den  Zufall  bei  dem  Überfall  der  Früchte,  (vgl.  unten 
bei  Anm.  205). 
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hier  vinsclilagcndcn  BeHtimmungen  bereits  in  den  ältesten  deutschen 
Keuhtsquellcn,  den  Volksrechten,  wahrnehmen.“*) 

Der  Sachsenspiegel  selbst  hebt  den  Fall  der  sich  auf  das  Nach- 
grundstUck  ausbreitenden  Heckenzweigen  nicht  mit  ausdrücklichen 
Worten  hervor,  dagegen  schlagen  an  dieser  Stelle  aus  dem  Kreise 
der  sächsischen  Rechtsbücher  die  Bestimmung  des  Rechtsbuchs 
nach  Uistinctionen  II,  2 Dist  XV: 

Alle  zeune  dy  man  zeunet  in  wichbilde,  adder  in  felde, 
ymme  boymgarten  adder  umbe  krutgarten,  dy  sal  eyn 
iczlich  man  dy  storczen  uf  dy  gewer  kern  unde 
nicht  herusz“*), 

sowie  die  fast  wörtliche  übereinstimmende  Entscheidung  des  Eise- 
uachischcn  Rechtsbuchs  III  Art.  26***)  ein. 

Aue  der  Reihe  der  späteren  Weistbumer  spricht  sich  hierüber 
am  eingehendsten  das  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg 
in  § 8***)  aus; 

„es  solt  auch  ain  ieder  pandzaun  ....  durch  dene,  dem 
solcher  pandzan  zu'friden  zuegehört  am  dritten  jahr  gestimblt 
werden  . . . .“  — geschieht  dies  nicht,  so  soll  der  Nach- 
bar „auf  das  pfluegrad  stehen  und  mit  seinem  handpeil 
was  er  erlangen  kann“,  abhacken.***) 


“')  Vgl.  A.  B.  Schmidt  in  Oierke’s  Untersochangen  zur  deutschen 
Staats-  und  Rechtsgeschichte  B.  XVIII  S.  39. 

'“)  Ausgabe  von  Ortloff,  1836  8.  114.  — Vgl.  Brünner  Schöffen- 
buch (Kössler)  cap.  208:  Item  sepem  faciens  ramos  virgarum  ad  curiam 
viciui  non  vertet.  ferner  Altprager  Stadtrecht  (herausgegeben  von 
Kössler  I84Ö)  S.  150  cap.  167:  wer  seinen  zaun  zeunen  sal,  der  sol  este  von 
den  gerten  in  seinen  hoff  keren  vnd  anders  nyernt. 

'*•)  Ausgabe  von  Ortloff  S.  710. 

“•)  Orimm,  Weisth.  B.  VI  S.  154  «Bayern);  — Weisthum  von  Win- 
hering  (1Ö94)  § 11=  Fürs  aindlift,  als  man  auch  etlicher  orten  rauhe  zein 
ziglet  und  poschen  einsetzt,  solle  dieselben  ain  ieder  auf  seine  grünt 
sezen  und  alweg  am  dritten  jar  sonderlich  auch  die  unnuzen  bocken  und 
Stauden  järlicb  schnaiten  und  ansstocken  . . . (Orimm,  Weisth.  B.  VI  S.  140 
— Bayern). 

lu)  Yg]  ferner  der  sieben  freien  Hagen  Hecht  cap.  20:  Ich  frage 
wie  soll  man  bey  hagen  umgehen,  wenn  sie  einem  zu  nahe  wachsen?  Wann 
der  dem  der  hage  zugehöret  nicht  will  abränmen,  wie  siobs  gebührt,  so  soll 
der  deme  er  zu  nahe  wachset,  die  barden  dröge  wetzen,  und  ziehen  sie  durch 
eine  zipollen  und  räume  weg  bis  an  den  alten  stamm.  Derselbe  Gedanke  liegt 
dem  cap.  21  desselben  Ge-setzes  (von  den  zäunen)  zu  Grunde  (Grimm,  Weisth. 
B.  III  S.  309  — Niedersachsen);  — Wcsterwolder  Landrecht  cap.  8 § 2: 
von  tuinen  (Richthofen  a.  a.  0.  B.  I S.  268).  — Von  oesterreicfaischen  Reebts- 
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Einen  weiteren  Punkt  des  bei  der  Beselineidiing  der  Aste  zur 
Anwendung  kommenden  Verfahrens  anlangend,  so  gestattete,  wie 
aus  der  oben  bei  Anm.  119  ff.  gegebenen  Zusammenstellungen  un- 
schwer ersichtlich  ist,  die  grosse  Mehrzahl  der  deutschen  Rechts- 
quellen dem  GrundstUcksnachbar  oder  dem  anderweit  in  der  Aus- 
übung seines  Rechtes  Beeinträchtigten,  die  Ausübung  unmittel- 
barer Selbsthülfe***),  nur  selten  wird  dies  Selbsthülferecht  des 
Nachbars  auf  die  Vollstreckung  eines  vorausgegangenen,  den  Raum- 
eigenthümer  condemnirenden  Urtheils  beschränkt. 

Als  Ausnahme  von  der  Regel  erscheint  u.  a.  die  Endbestimmung 
des  I.  Buches  der  Ooslarer  Statuten: 

Wes  bomtelghe  up  des  anderen  eghen  gat  eme  to  scaden 
de  scal  ime  umbeden,  des  se  sint  mit  gherichte,  dat 
he  so  af  houwe,  ne  det  he  des  nicht  so  mach  he  se 
selven  af  houwen  alse  verne  alse  up  dat  sin  gat.’**) 
Andere  Rechte,  wie  die  Magdeburger  Blume,  das  „älteste 
polnische  Rechtsdenkmal“,  die  Heilbronner  Statuten  u.  a., 
unterlassen  überhaupt  ganz  ein  Selbsthülferecht  des  durch  den  Über- 


aufzeiebunngeD  vgl.  das  Ehehaftrecbt  von  Wilzhut  Art.  11.  2:  breitet 
sich  der  am  Wege  stehende  Zaun  soweit  aus,  dass  er  die  Benutzung  des  Weges 
hindert  „so  sali  der  so  geirt  wirdt  mit  allem  fueg  herab  zu  hauen  macht  haben“. 
(Grimm,  Weisth.  B.  III  S.  682);  — Vgl.  auch  Wagner,  „Rechtsquellen  des 
grauen  und  oberen  Bundes“  in  der  Zeitschrift  für  Schweizer  Recht  B.  XXV 
S.  846  art.  44:  Witer  ist  ouch  das  mera  worden  an  der  ganzen  gmeint  das 
niemant  kein  zün  der  stras  zuach  setzen  sol  ob  aber  der  zun  znach  im  wäg 
säss  und  einen  der  zun  irrte  so  mag  eren  um  stossen  und  brächen  da  mit 
byderblüt  frömpt  und  heimsch  gefaren  mügen.  Ebenso  art.  .52  a.  a.  O.  S.  347. 

““l  Der  Sachsenspiegel  11,  Ö2,  das  Breslauer  Landrecht,  das 
sächsische  Weichbild  u.  a enthalten  das  einfache  Verbot  „einer  bomc  teige 
ne  Solen  over  den  tun  ok  nicht  gan“,  ohne  die  Mittel  anzugeben,  deren  sich 
der  geschädigte  Nachbar  zum  Zwecke  seiner  Befreiung  von  den  überhängendeu 
Zweigen  bedienen  darf;  erst  spätere  (Quellen  legen  auf  das  Selbsthülferecht  des 
Nachbars  besonderen  Nachdruck.  Ob  hierin  ein  besonderes  Characteristikum 
des  deutschen  Rechts  zu  sehen  ist:  vgl.  u.  bei  Anm.  26ö. 

“’)  Ausgabe  von  Göschen  S.  41; — Vgl.  auch  das  „behm  ische  Recht  wie 
dasselbe  in  des  Königreichs  Beheim  neuen  Stadt  Prag  in  üblichem  Brauch  ge- 
halten wird“,  cap.  XLI  art.  2.ö  in  der  Ausgabe  von  1607  (Leipzig,  Henning, 
Grossen).  Dasselbe  bestraft  denjenigen  „so  . . . mit  seinem  Nachbar  streitig 
vnnd  kriegisch  were  in  Sachen  die  Bawmgärten  vnd  Hopffengärten  betreffend 
vnd  er  warteten  nicht  des  Rechtlichen  Entschiedes,  sondern  hiebe 
ans  eigenem  fürsatz  die  Bäwme  ab“.  Ferner  vgl.  N i ederösterr. 
Weisth.  (Winter)  I S.  742  Z.  2ö  ff.,  HU  Z.  7 ff.,  aö4  Z.  22  ff.,  894  Z.  8 ff. 
— Mit  denGoslarer  Statuten  stimmt  hinsichtlich  der  im  Texte  hervor- 
gehubenen  Punkte  die  Wormser  Reformation  von  1498  überein,  (citirt 
oben  Anm.  lOö). 
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hang  Beeinträchtigten  zu  verftigen  '**),  sie  verweisen  denselben,  viel- 
mehr ein  Mal  wie  in  der  ebencitirten  Stelle  der  Uüslarer  Sta- 
tuten, auf  den  Weg  der  Klage,  und  legen  dann  dem  Bauroeigen- 
thümer,  welcher  sich  weigert,  in  Gemässheit  des  gegen  ihn  ver- 


""l  Polnisches  Rcchtsdenkmal  (hcrausg.  v.  Volk  mann)  cap.  19 
(citirt  oben  bei  Anm.  118);  bei  Weigerung  des  Baumeigcnlhümers  wird  eine 
Strafe  von  „III  hundirt“  ausgeworfen;  — Magdeburger  Blume  lib.  I 
cap.  36:  er  mag  seinen  sebadin  beleitiu  mit  richter  und  mit  schepfin  und  im 
gebot  legin  den  sebadin  czu  waudelin.  (Auf  diese  Quelle  bezieht  sich  jedoch 
nur  der  erste  Theil  des  im  Text  Oesagten ; die  Frage,  wie  cs  bei  Widerstreben 
des  BaumeigenthUmers  zu  halten  sei,  bleibt  unbeantwortet).  Heilbronner  Sta- 
tuten von  1.^11  Th.  IX  tit.  XVII  (von  Baum  abhawen  in  der  Stadt):  Der  Nach- 
bar welcher  unter  dem  Uberbange  eines  fremden  Baumes  leidet  „mag  ....  die 
Untergenger  ye  zu  zeytten  darumb  ansueben  vnd  begern  den  schaden  oder  be- 
schwernuss  zu  besichtigen,  das  auch  also  auH  bitt  vnd  beger  des  Clagenden  be- 
sebeben  vn  l so  sich  beschwernuss  oder  schaden  erfände  vnd  erkendt  würd  ab- 
zuthun  oder  den  bäum  abzuhawen“.  Die  Beseitigung  soll  seitens  des  Baum- 
eigenthümers  innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  erfolgen,  für  deren  Nicht- 
einhaltung das  (iesetz  eine  Strafe  von  „Zwey  pfundt“  verhängt.  Dieselbe  Ent- 
scheidung und  zwar  gleichfalls  unter  FesUetzung  einer  I4-tägigen  Frist  trifll 
die  Frankfurter  Heformatio  n von  1578  Theil  VIII  tit.  13.  — Allerdings 
ist  sowohl  die  Blume  des  Magdeburger  Hechts,  als  auch  des  Heil- 
bronner Statut  und  die  Frankfurter  Reformation  von  1578  (letztere 
Beide  besonders  durch  das  Mittelglied  der  Wormser  Reformation  von  1498) 
vielfach  von  römischem  Rechte  beeinflusst;  da  jedoch  Dig.  XLUI,  27  das 
Recht  der  Klagerhebung  des  Nachbars  zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  Über- 
hangs nicht  ausdrücklich  hervorhebt,  und  der  Einfluss  des  römischen  Rechts 
in  der  iiberwiegenden  Anzahl  der  damaligen  deutschen  Codificationen  seinen 
Ausdruck  weniger  in  einem  Eindringen  der  Gesetzesredaktoren  in  die  leitenden 
Grundgedanken  des  römischen  Rechts  und  die  hieraus  zu  ziehenden  Folgerungen, 
als  in  einer  mehr  mechanischen  unmittelbaren  HerUbernabme  römischer  Rechts- 
bestimmungen findet,  so  ist  es  m.  £.  unrichtig,  die  Entstehung  dieses  dem 
Nachbar  eingeräumten  Klagerechts  unbedingt  fremden  Einflüssen  zuzu- 
schreiben.  — Vgl.  auch  Feld-Recht  der  Stadt  Müllbauscn  art.  IX  § 10: 
Wenn  aber  die  Aeste  davon  dem  Nachbar  zu  weit  überhingen  und  schädlich 
wären,  mag  er  an  gehörigem  Ort  klagen,  dass  solche  gestimmelt  und  der  Regen- 
Trauf  so  dahin  abfallet  von  des  Nachbarn  Guth  abgeschafft  werden.  — Zugleich 
mache  ich  vergleichsweise  auf  die  übereinstimmende  Verfügung  der  inter- 
essanten Statuta  Mentoni  (veröffentlicht  1886,  Augustae  Taurinorum)  pg.  42 
„de  arboribus  impendientibus  vias“  aufmerksam:  Item  statuit  et  decrevit  quod 
ubi  aliqua  Mentoni  habuerit  arborcs,  que  vias  se  per  illas  pedester  vel  e<|nester 
transeuntes  quomodlibet  impediant  vel  occupent  quod  doraini  talium  arbomm 
teneantur  et  debeant  illas  infra  tres  dies  postquam  eisdem  fuerint  denunciatnm 
arbitrio  potestatis  seu  alterius  ad  id  deputati  taliter  infundere,  quod  impedi- 
mentum  aliquod  cum  bestiis  vel  sine  bestiis  transeuntibus  non  inferant;  quod 
si  non  fecerint  in  bannum  unius  grossi  pro  quolibet  denunciante  incurrat  et 
quilibet  accusare  possit  et  accusanti  pro  iuramento  credatur. 
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gangencn  IJrthcils  ilcii  Nachbar  von  dem  Überhänge  selbst  zu  be- 
freien, eine  Busse  auf,  deren  Höhe  den  widerstrebenden  Willen  des 
Baumeigentbümers  brechen  sollte. 

Ein  gewissermassen  abgekürztes,  ausserordentliches  Verfahren 
bezeichnet  die  Bestimmung  des  Augsburger  Statuts  von  1276 
Art.  LXXXl,  demzufolge  sich  der  Nachbar  für  die  ihm  aus  dem 
Überhang  entstehenden  Nachtheile  durch  die  Früchte  der  über- 
ragenden Zweige  entschädigen  darf, 

„Wil  aber  er  des  obzes  niht  so  mag  er  dem  vogte  wol 
clagen  unde  sol  der  vogt  daz  danne  abe  hawen  swaz  über 
din  gut  da  hanget,  swelher  hant  bäum  daz  ist.““*) 

Wenn  schon  es  sich  hier  nur  um  eine  Beschwerde  zu  handeln  scheint, 
über  welche  ohne  jede  weitere  Verhandlung  entschieden  wurde,  so 
tritt  doch  das  in  dem  vorliegenden  Citate  angegebene  Verfahren 
durch  die  Theilnahme  des  Vogts  aus  dem  Rahmen  der  von  dem 
Benachtheiligten  unmittelbar  geübten  Selbsthülfe  heraus. 

Wie  bereits  bemerkt  müssen  diese  Stellen  gegenüber  der  grossen 
Anzahl  derjenigen  Quellenentscheidungen,  welche  sich  zu  Gunsten 
eines  unmittelbaren  Selbsthülferechts  des  Nachbars  aussprechen,  als 
Seltenheiten  bezeichnet  werden;  das  deutsche  Recht  geht  sogar  so- 
weit, im  Gegensatz  zum  römischen  Rechte  von  dem  benachtheiligten 
Grundstücksuachbar  nicht  ein  Mal  den  Erlass  einer  Aufforderung 
an  den  Baumeigenthümer  und  eine  ausdrückliche  Weigerung  des- 
selben zu  fordern,  ehe  es  dem  Ersteren  das  Recht  einräumte,  durch 
eigenes  Eingreifen  den  ihm  schadenbringenden  Überhang  zu  be- 
seitigen. “*) 

Als  Ausnahme  für  diesen  letzten  Punkt  ist  zwar  auch  die 
Glosse  zum  Sachsenspiegel  11  Art.  52  § 2; 

du  bist  is  ane  schuld  ap  du  is  jm  gestaten  wilt,  das 
er  is  selbir  tut  ut  £T.  de  arboribus  cedendis  1.  ait  praetor  . . . '*') 
zu  nennen,  jedoch  ist  dieser  Stelle  in  Folge  des  gekünstelten  Ver- 
einigungsversuches, welchen  sie  gegenüber  dem  römischen  Rechte 
anstcllt,  nur  geringes  Gewicht  beizumessen.  Von  grösserem  Belang 


>**)  Meyer,  das  Stadtbuch  von  Augsburg  S.  162;  — Walch,  Beiträge  IV 
8.  286. 

'*“)  Beyer,  1.  c.  pg.  555  und  Kraus,  1.  c.  pg.  sequ.;  — Schmidt,  Vor- 
lesung. über  sächs  Frivatr.  B.  I S.  257;  — Uellfeld,  jurispr.  forens.  § 187.5. 

'*')  Citirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  von  1474.  — M.  Kling,  Sächsisches 
Landr.  Bl.  104  enthält  statt  des  im  Texte  gegebenen  Wortlautes:  „so  soll  er 
sie  abhauen,  und  du  bist  ohne  Schuld,  ob  du  es  ihm  nicht  gestatten  willst, 
da  du  es  selbst  thust:  1.  1 Dig.  XLIII,  27  (abgedr.  bei  Emminghaus, 
Pandekt.  des  gern,  sächs.  R.  S.  444  No.  18). 
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i»t  cap.  19  d(iH  Ürthcils  ziiin  Sa  nd  w ul  I '**),  worin  verfügt  wird, 
das8  der  Baumcigenthünicr  die  Beseitigung  des  Überhangs  vor* 
nehmen  solle, 

„oder  sofern  er  solches  zu  thun  verweigerte,  soll 
der  andere  mann  (hier:  der  Nachbar)  die  absteubung  selbst 
thuen  mögen. 

In  derselben  Weise  wie  das  Unheil  zum  Sandwell  entscheiden 
das  Weistliura  von  Weer***),  sowie  das  Weisthum  von  Kol- 
sass,  während  der  Wortlaut  des  Benker  Heidenrechte  § 20***); 
Item  so  wise  ik  ok  vor  recht  dar  dei  boeme  up  des  andern 
grund  overhangen  thut,  dar  deroselbigen  schaden  van  tbo- 
gekehret  würde,  und  derjenige  in  dessen  grund  der 
boem  stehen  thut,  nicht  abschaffen  will, 
eine  bestimmte  Auslegung  nicht  zulässt,  da  die  Worte  „nicht  ab- 
schaffen  will“  ebenso  gut  nur  ein  blosses  Unterlassen,  und  nicht 
ein  ausdrückliches  Widerstreben  des  Baumeigenthttmers  enthalten 
können.  — 

Über  den  Rechtsgrund,  welcher  den  GrundstUcksnachbar 
berechtigt,  eine  Beseitigung  der  Uber  sein  Grundstück  hängenden 
Aste  zu  fordern,  bezieh,  persönlich  deren  Beschneidung  vorzunehmen, 
ist  in  der  deutschrechtlichen  Literatur  viel  gestritten  worden. 

'*’)  Grimm,  Weisth.  B.  HI  S.  13<i  fg.  — vgl.  auch  Stobbe  a a.  O.  II 
S.  lOö.  — Die  Nürnberger  Reformation  XXVI,  U nnd  die  Regensburger 
WachtgerichtsordnuDg  von  1BÖ7  tit.  XIX  g i sprechen  nur  von  der  an  den 
Banmeigenthümer  ergangenen  Aufforderung  ohne  die  Möglichkeit  der  durch 
den  Nachbar  zu  übenden  Selbathülfe  zu  erwähnen  (das  Regensburger 
Statutarrecht  in  der  von  Weber,  a.  a.  O.  B.  V S.  75  wiedergegebenen  Fassung 
spricht  in  § 131,  2 davon,  dass  der  Nachbar  „zu  klagen  befugt“  sei). 

>“)  Weistbum  von  Weer  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  171  Z.  40  fg.):  Item 
wo  zween  mit  iren  grünt  an  einander  stossen  oder  ligent  und  aut  dem  ainen 
thail  perent  pämb  stcen,  und  der  ander  seinen  grünt  pauen  wolt,  das  soll  ir 
ainer  dem  andern  zu  wissen  thuen,  das  der,  des  die  paum  sind  die 
öste  selb  aufsebneid  . . . thät  er  das  nicht  so  mag  darnach  der 
ander  steen  . . . und  mit  ainem  peil  die  öst  selbe  raumen.  Der- 
selbe Ausdruck  im  Weisth.  von  Kolsass  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  ItU  Z.  28). 
— Vgl.  auch  den  tractatus  de  juribus  inrorporalibus  tit.  XIII  8 10 
Wenn  aber  die  Bäum  sich  soweit  ausbreiten,  dass  sie  mit  deren  Aesten  und 
Wurtzen  dess  Nachbarn  Gründen  s.bädlioh  seynd,  so  bat  der  Nachbar  Macht, 
wenn  es  der  Baumherr  auf  Ersuchen  nicht  wenden  will,  solche 
schädliche  Aest  und  Wurtzen  selbst  ab  und  weg  zu  hauen.  (Niederöster- 
reich; vgl.  Schuster,  oesterr.  allgcm.  Geriebtszeitung  XXXIV  No.  14). 

'“*)  Grimm  111  S.  42  § 20.  Ähnlich  im  Rechte  der  sieben  freien 
Uagen  cap.  20:  Wann  der  dem  der  bage  zugehöret  nicht  will  abräumen 
wie  siebs  gebührt.  (Grimm  HI  S.  309X 
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Man  glaubte  sich  vor  eine  Principfrage  gestellt,  deren  Beant- 
wortung zugleich  Licht  auf  andere  demähnliche  Rechtsverhältnisse 
werfen  könnte  und  bemühte  sich  daher  einen  theoretischen,  die 
Keimkraft  für  die  Erklärung  einer  Reihe  von  Rechtsinstituten  in  sich 
schliessenden  Kernpunkt  zu  finden. 

Ks  ist  vorauszuschickeu,  dass  der  Baum  im  Eigenthum  dessen 
steht,  aus  dessen  Grund  und  Boden  der  Stamm  hervorwächst ; 
dieses  Eigenthumsreuht  begreift  alle  Zweige  des  Baumes  in  sich, 
gleichgültig,  ob  sie  sich  Uber  den  Boden  dessen  breiten,  dem  der 
Baum  als  solcher  gehört,  oder  ob  sie  hinüber  über  das  in  fremdem 
Eigenthume  stehende  NachbargrundstUck  reichen.  Dies  ist  die  in 
der  älteren  wie  in  der  neueren  Literatur  herrschende  und  allein 
richtige  Ansicht.’**) 

Nicht  zu  billigen  ist  demgemäss,  weil  von  Anfang  an  auf  un- 
richtiger Grundlage  ruhend,  die  Ansicht  Beseler’s’**),  derzufolge 
bei  dem  Überhänge  „das  Recht  des  benachbarten  Grundstücks 
als  maassgebend  betrachtet  wird“,  und  hierdurch  der  Eigenthümer 
des  NachbargrundstUcks  bei  Beseitigung  der  Aste  nur  in  der  Aus- 
übung seiner  freien  Verfügungsgewalt  über  die  ihm  gehörige  Sache 
begriffen  erscheint’*’)  Allerdings  besteht  eine  Stelle,  welche  die 


iM)  Vgl.  Runde,  Orunda.  des  gern,  deutsch.  Privstr.  $ 276  a.  E. ; Stobbe, 
a.  a.  U.  § 85  a;  Futdaischea  Privatrecht  bei  Weber,  Daratellung  der 
tämmtl.  Provinzial-  u.  Statutarrechte  Bayema  B.  III  8.  9H0;  „Daa  Eigenthum 
eines  auf  der  Uränze  atehenden  Baumes  wird  nach  Fuldaischer  Ubservanz  nicht 
nach  dem  Überhang  der  Äste,  sondern  nach  dem  Hauptstamm  bemessen" 
(§  166,  t);  Nettelbladt,  syst  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V,  Ual.  1785)  § 487;  . . 
„de  dominio  arborum  notari  meretur : arborem  eins  esse  in  cujus  fundo  truncus 
est";  Hagemann,  Landwirthaohaftsr.  § 137;  Weiake,  Landw.  § 83;  Hesse, 
Rebverh.  zw.  Orundstäcksnachb.  §53;  Oruchot,  Beiträge  VII  S.  119  ff.; 
— Brückner,  Handbuch  des  herzogl.  Sachsen -Goth.  Privatr.  t;  465.  — Ab- 
weichend Land-  u.  Urbarrecht  des  Pfleg-  n.  Landgerichtes  Hütten- 
stein cap.  22;  fahlss  ein  solcher  (fruchttragender)  paumb  also  situieret  ist, 
daz  er  auch  von  eines  andern  grund  oder  erden  saft  und  wacha- 
thnmb  erhaltet,  so  haben  beede  auf  gleiche  thail  die  fruchten 
(Salzb.  Taid.  S.  175  Z.  1 ff.);  Braunachweiger  Rescript  vom  21.  Januar 
1793  (Steinacker,  Particulsrea  Privatrecht  des  Herzogthums  Braunschweigs 
S.  395  Anm.  1).  Über  Letzteres  vgl.  auch  unten  Anm.  197. 

Beseler,  System  § 87  sub  IV,  S.  356  (4.  Aufl.);  vgl.  auch  Hille- 
brand, a.  a.  0.  S.  322  und  Kayser  in  Gruchot’s  Beiträgen  XXI  S.  73  ff. 

“')  So  muss  man  wenigstens  die  Worte  Beseler’a:  „so  dass  dem  Eigen- 
thümer  desselben  (d.  h.  des  benachbarten  Grundstücks)  die  heröberragenden 
Äste  und  Früchte  . . . des  fremden  Baumes  gehören"  auffaasen.  — Diese 
Ansicht  wurde  vor  Allem  im  18.  Jahrhundert  von  der  sächsischen  Jurispru- 
denz, welche  ein  besonderes  „ius  aeris"  construirte,  vertreten;  vgl.  Beyer, 
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Auffassung,  dass  die  über  ein  fremdes  Grundstück  ragenden  Zweige 
nicht  im  Eigenthuin  des  BaumeigenthUmers  inbegriffen  seien  unter- 
stützen könnte;  es  ist  dies  die  Verfügung  des  Urtheils  zumSand- 
well  cap.  19: 

„Daer  zwei  marken  gründe  bey  einander  liggen  und  ob 
den  einen  grund  ehezeits  teigen  gepottet,  die  nun  über  des 
andern  manns  land  wachsen,  so  sey  derselbig  schuldig,  die 
zweiger,  weiche  ober  des  andern  land  überhangen  abeu- 
stüven,  unddasz  holz  bei  derselbigen  sonnen  darhen 
zu  schaffen <u»sj 

Das  „darhen"  am  Schlüsse  der  eben  citirten  Stelle  würde  sich 
als  Demonstrativ  gefasst  auf  „des  andern  manns  land“  beziehen, 
und  demnach  ein  Anrecht  des  Nachbars  an  dem  Holze  der  über- 
hängenden Zweige  voraussetzen,  es  ist  jedoch  richtiger,  dieses 
„darhen“  '*•)  in  Verbindung  mit  dem  darauffolgenden  „schaffen", 
ohne  einen  besonderen  Nachdruck  auf  die  locale  Beziehung 
desselben  zu  legen,  mit  „wegschaffen“  wiederzugeben.**®)  Wenn 
dies  aber  auch  nicht  als  die  richtigere  Auslegung  erschiene,  so 
würde  doch  diese  einzige,  überdies  in  anderer  Beziehung  ziemlich 
isolirt  dastehende  Stelle  nicht  im  Stande  sein,  eine  eventuell  auf 
ihr  führende  Theorie  zu  rechtfertigen. 

Gegen  die  Ansicht  Beseler’s  streiten  vor  Allem  die  oben  bei 
Anm.  147  ff.  angeführten  Stellen  der  Magdeburger  Blume,  der 
Goslarer  Statuten,  des  „ältesten  polnischen  Rechtsdenk- 
mals“ u.  a.,  denn  es  wäre  nicht  einzusehen,  warum  man  klagen  sollte, 
um  sich  der  Aste  zu  erwehren,  welche  nach  Beseler’s  Ansicht  dem 


delineat.  iur.  oivil.  ad  tit.  Fand,  de  arbor.  caed.  XLIII,  27;  Berger,  oecon 
iur.  lib.  II  tit.  U § XVII  n.  2;  Wernher,  observ.  for.  P.  II  obs.  426. 
Heinrich  Hahn,  ad  Wesembecium,  tit.  de  glande  leg.  and  hierzu  unten  bei 
Anm.  269  u.  261;  — Neuerdings  vertritt  Schuster,  in  der  allgem.  oesterr. 
Uerichtszeitung,  Jahrg.  ItiKS  (B.  XXXIV)  No.  13  ff.  dieselbe  Ansicht. 

■“)  Grimm,  Weisth.  B.  III  8.  136  ff. 

'*')  Über  die  Bedeutung  des  Wortes  „darhen“  vgl.  Hüller,  Mittelhoch- 
deutsch. Wörterbuch  S.  307. 

““)  Der  Hauptgrund  für  diese  letztere  Wiedergabe  liegt  in  der  auch  un- 
mittelbar darauf  im  Texte  borvorgehobenen  Überlegung,  dass  wenn  die  auf  das 
NachbargrundstUck  überragenden  Aste  dem  Nachbar  gehören,  das  Gesetz  dem 
Baumeigenthümer  vollkommen  grundlos  die  Verpflichtung  zu  ihrer  Beseitigung 
suferlegte.  — Ich  möchte  hier  zugleich  einem  Irrthum  Vorbeugen,  und  bemerke 
deshalb,  dass  weder  Beseler,  noch  ein  anderer  Vertreter  der  Beseler’schen 
Ansicht  sich  auf  diese  Stelle  stützt.  — Gegen  die  Ansicht  Beselor’s  vgl. 
auch  Hesse,  a.  a.  U.  B.  II  S.  llftl  (2.  Aufl.  S.  528). 
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Kläger  selbst  gehören.  Auch  wenn  man  diesen  Quellen  ihrer  Sonder- 
stellung wegen  nicht  ausschlaggebendes  Gewicht  einräumen  will,  so 
steht  doch  der  von  Beseler  vertretenen  Meinung  des  in  zahlreichen 
Quellen  für  die  Beseitigung  der  Äste  angegebene  Maass  entgegen. 
Denn  aus  welchem  andern  Grunde  giebt  das  Gesetz  dem  Nachbar 
nur  ein  „elf  handbreit“  lang  gestieltes  Beil  in  die  Hand,  als  aus  dem 
Streben,  den  Eingriff  in  das  fremde  Eigenthum  innerhalb  der 
Gränzen  der  Nothwendigkeit  zu  beschränken?  Oder  warum  darf 
nach  einigen  Quellen  der  Nachbar,  welcher  die  Aste  selbst  ab- 
gescbnitten  hat,  nur  so  viel  mit  sich  nehmen,  als  auf  seinem  Wageu 
liegen  bleibt,  während  er  den  übrigen  Theil  der  abgehauenen  Zweige 
dem  Baumeigenthümer  belassen  muss?’*^) 

Auch  das  lässt  sich  nicht  mit  der  Ansicht  Beseler’s  ver- 
einigen, dass,  wie  sich  das  Eisenacher  Bechtsbuch  ausdrückt, 
dem  der  „den  stog  yn  sime  hofe“  hatte'**),  gestattet  war,  den 
Überhang  von  des  Nachbars  Grundstück  „bi  omen  to  zeihen“. 
Allerdings  ist  es  bestritten,  ob  wir  dieses  Recht  auf  den  Überhang 
jedes  Baumns , oder  nur  auf  den  gewisser  Gewächse , wie  Ranken- 
pflanzen u.  dgl.  zu  beziehen  haben,  und  könnte  von  der  gegnerischen 
Seite  gerade  hierin  der  springende  Punkt  gefunden  werden,  dass 
der  schwankende  Hopfen,  dessen  Ranken  der  Wind  bald  auf  diese 


'*')  Es  wird  in  den  Quellen  nur  ganz  ausnahmsweise  über  die  Frage, 
wem  die  abgehanenen  Zweige  Zufällen  gehandelt.  Um  so  mehr  Beachtung  ver- 
dienen daher  die  Entscheidungen  des  Landrechts  der  sieben  Freien 
(Orimm,  Weisth.  III  S.  69)  und  des  Benker  Heidenrechts  § 20  (Qrimm, 
Weisth.  III  S.  42)  — , beide  Westphalen  angehörig,  — welche  eine  Theilung 
der  abgehauenen  Aste  zwischen  dem  Baumeigenthümer  und  dem  die  Beseiti- 
gung Tomehmenden  Nachbar  bestimmen,  indem  sie  dem  Letzteren  gestatten 
das  „was  in  die  ledderen  feit“  (in  die  „Leitern“  des  Wagens),  oder  wie  sich 
dos  Benker  Heidenrecht  deutlicher  ausdrückt,  was  „abgehaueu  up  den 
wagen  verblifft“  mitzunehmen , während  er  „dat  ander  liggen  laten“  soll.  — 
Bemerkenswerth  ist  anderseits  die  Bestimmung  in  einer  auf  der  Reicbsgcrichts- 
bibliotbek  zu  Leipzig  befindlichen  Handschrift  derEisenacbischen  Statuten 
von  1687  Th.  III  Art.  17  (fehlerhafter  Abdruck  bei  Franken,  neue  Beiträge 
zu  der  Geschichte  ....  der  Lande  des  Chur-  und  Fürstlichen  Hauses  Sachsen 
I Tb.):  „Wolte  auch  des  Baums  eigenthumsberr  die  schädlichen  Aste  nicht  ab- 
bauen,  so  mag  sein  Nachbar,  dem  sie  schaden,  siewohlselbstabhauen 
und  in  seines  Nachbarn  Hoff  werfen;  und  leidet  daran  keinen  wandel. 
— Ygl.  Stobbe  a.  a.  O.  § 8ö  Anm.  21.  Die  in  Sachsen  herrschende  Doctrin 
sprach  vor  der  Emanation  des  Bürgerl.  Gesetzb.  für  das  Kgr.  Sachsen  dem 
Nachbar,  welcher  die  Beseitigung  des  Überhangs  vornahm,  das  Holz  der  al>- 
gebauenen  Zweige  zu.  Genauer  ist  hierüber  bei  der  speciellen  Besprechung 
des  sächsischen  Hechts  unten  bei  Anm.  2öS  fl',  gehandelt. 

'*’)  Ausgabe  von  Ortloff  S.  710. 
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bald  auf  jene  Seite  treibe,  in  Gegensatz  zu  den  festeren  Baum- 
zweigen geeetzt  wird;  eine  genauere  Prüfung  der  Quellen  aber  wird 
die  Unrichtigkeit  dieser  Auffassung  darthun. 

Betreffs  der  Rankengewächse  trifft  der  Ssp.  eine  klare,  nicht 
misszu verstehende  Bestimmung  in  B.  II  cap.  52  § 1: 

Vlichtet  hoppe  over  enen  tun,  sve  die  wortelen  in  deme  hove 
hevet,  die  gripe  deme  tune  se  he  nest  möge,  und  tie  den 
huppen;  svat  is  ime  volget,  dat  is  sin;  svat  is  in  anderhalf 
blift,  dat  is  sines  nakebures. 

Wörtlich  stimmt  hiermit  wieder  der  Ausdruck  des  Breslauer 
Landrechts  der  „systematischen  Bearbeitung  des  Ssp. 
für  Berlin“’**)  und  des  Sächsischen  Weichbildes’**)  über- 
ein; ebenso  enthält  das  „polnische  Rechtsdenkmal“’**)  in  de- 
tailirter  Ausführung  dieselbe  gesetzliche  Anordnung. 

Es  herrscht  nun,  wie  bereits  bemerkt,  darüber  Streit,  ob  diese 
den  Hopfen  ausdrücklich  hervorhebenden  Bestimmungen  nur  in 
diesem  Gebiete  der  leicht  beweglichen  und  leicht  von  dem  Eigen- 
thümer  auf  sein  Gut  zu  ziehenden  Ranken  Geltung  besitzen'*’), 
oder  ob  eine  Ausdehnung  dieses  Rechtssatzes  auch  auf  Bäume 
und  die  von  ihnen  auf  das  Nachbargrundstück  ragenden  Aste  im 
Sinne  des  Gesetzgebers  liegt. 

Ich  möchte  mich  für  die  letztere  Auffassung  entscheiden,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen : Allerdings  kann  die  kurze  bestimmte 
Fassung  des  § 2 des  Ssp.  II,  52  den  Eindruck  hervorrufen,  als  ob 


"*)  Oaupp,  a.  B.  O.  cap.  216. 

'**)  Fidicin,  a.  a.  0.  8.  104.  £benso  wieder  das  Eisenachiache 
Aecbtsbuch  III,  26:  Flichtet  der  hopphe  ubir  den  zcun,  wer  den  stog  >n 
s)'tne  hofe  had,  der  gritfe  an  dem  zcune,  so  er  ferrist  mag,  und  zeihe  di  hopphen 
bi  omen.  Waz  em  danne  volget,  das  ist  sin;  daz  andirsit  blibit,  daz  ist  syns 
nagkeburs.  Übereinstimmend  die  Landfeste  von  Hattnegge  cap.  76 
(Orimm,  Weistb.  III  8.  48). 

’**)  Cap.  125  § 1 (Ausgabe  von  Daniels  u.  Drüben). 

***)  „Polnisches  Rechtsdenkmal“  cap.  19  (Volkmano):  Alzo  der 
gebuer  garten  zo  no  anenander  stan,  daz  der  hoppe  us  eynet  garten  wechzet 
in  den  andern.  Bittet  denne  ienir  mit  geczuge,  daz  her  sinen  hoppe  wene  ua 
zynen  garten  vnde  tut  her  des  nicht,  wen  der  hoppe  ryf  wirt,  her  mos  (darf) 
nicht  in  gens  garten  geen,  Synen  hoppe  abe  brechin,  sundir  her  gewinne  zin 
in  zines  garten  zelbes  alzo  vil  , . . . Waz  abir  des  hoppen  in  eynes  garten 
blibet,  den  mus  her  wol  vrilichin behalden.  — Ygl.  auch  Westerwolder  Land- 
recht cap.  8 g 15:  was  hem  volget  to  den  wortelen  dat  mach  he  holden,  dat 
ander  mach  die  gene  hebben  daer  hy  hoven  syn  grünt  wasset.  (Kichthofen, 
B.  I 8.  26H  fg.). 

'*')  Uillebiand  a.  a.  O.  8.  311  bes.  Anm.  2. 
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die  Bäume  in  ihrer  tieeammtheit  im  (Gegensatz  zu  den  Ranken- 
gewächsen gestellt  würden'*^),  wir  vermögen  jedoch  aus  andern 
mit  dem  Ssp.  in  engem  Connexe  stehenden  Quellen,  den  wahren 
Inhalt  der  ebengedachten  Stelle  zu  bestimmen. 

So  fuhrt  die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  als  Erklärung 
zu  Buch  II  Art.  52  § 1 und  2 an: 

Dieses  § meinung  ist  auch  czweierley,  wen  als  er  geseczt 
hat  von  kreuten  vnd  von  czweigen  dy  man  ge- 
czihen  mag,  die  gebogen  sein.  Darumb  sagt  er  erst 
von  czweigen  dy  nicht  gefolgig  sein  vnd  sagt:  die  czweige 
etc. ***) 

In  ähnlicher  Weise  bedient  sich  die  „Clevische  Rechtsquelle 
des  XV.  Jahrhunderts“  in  Titel  176”®)  des  Ausdrucks: 

ind  sin  die  teigen  niet  böige  soe  en  sullen  die  boem 
teiger  aver  den  tuin  niet  hangen  dinennaburentoeschaiden.’^‘) 
Man  betonte  demnach  nicht  den  Gegensatz  von  fiopfenranken  und 
Baumästen,  sondern  den  von  biegsamen  und  nicht  biegsamen  Zweigen. 

Weiterhin  finde  ich  einen  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  hier 
vertretenen  Ansicht  darin,  dass  man  bereits  früh  bestrebt  war, 
dieses  leicht  misszuverstehende  Verhältniss  des  § 1 zu  dem  § 2 
des  Sachsenspiegels  II,  52  durch  grössere  Ausflibriiehkeit  auf- 
zuklären bez.  bei  neuen  Codificationen  zu  vermeiden. 

So  stellt  bereits  die  Görlitzer  Glosse”*)  die  „hopfingertin 
oder  weingertin  oder  banmgertin“  und  damit  die  verschiedenartigen 
aus  ihnen  auf  des  Nachbars  Grundstück  reichenden  Zweige  auf 
eine  Stufe,  während  sich  das  Rechtsbuch  nach  Distinctionen, 


'")  So  Kayier  a.  a.  O.  8.  71,  der  deshalb  auch  eine  Ausdehnung  der 
Bestimmang  des  § I des  Sachsenspiegels  II,  52  verwirft.  — Andrerseits 
vgl.  Brückner,  Handbuch  des  herzogl.  sächs.  Privatr.  § 465  (8.  102):  „Jeder 
Hrundeigenthömer  hat  das  Recht,  die  Uber  sein  Orundstnok  hängendm  Aeste 
eines  fremden  Baumes  abzuschneiden  oder  sonst  nach  Gefallen  zu  benützen. 
Doch  darf  der  EigenthUmer  des  Grundstücks,  auf  welchem  ein  Baum  Wurzel 
geschlagen  hat,  der'über  die  Grenze  des  nachbarlichen  Grundstücks  hinaus  ge- 
wachsen ist,  denselben  nach  seinem  Grundstück  hinzieben.  [Sp.  II.  62];"  — 
.Siehe  auch  Nettelbladt,  syst.  univ.  jurispr.  nat.  (ed.  V.  Hai.  1786)  § 487. 

’*")  Citirt  nach  der  Baseler  Ausgabe  von  1474. 

•”)  Zeitschrift  für  Recbtsgesch.  B.  IX  (1870)  8.  448. 

*”)  Auch  kurz  vorher  finden  sich  in  derselben  Stelle  die  Worte:  „off  die 
böige  si“  u.  s.  w. 

'")  Heidelberger  Jahrbücher  1825  8.  106.  — Verallgemeinerung  in  der 
Glosse  von  1340,  (hierzu  Schulte,  Recbtsgesch.  8.  140.  144  und  Kayser 
a.  a.  O.  8.  71). 

Uaa  Bsoht  dn  Cberbang«  untl  (Tberfslli. 


Digitized  by  Google 


66 


sowie  die  „Caseeler  Handschrift  eines  ßechtsbuches“  II, 
22,  betreffs  der  Überhangsfrage  ganz  allgemein  ausdrUcken,  ohne 
die  Hankengewächse  besondere  hervorzuheben.  *'’*) 

Es  kommt  noch  ein  zweiter  Orund  hinzu.  Mir  scheint  es  sich 
nämlich  im  vorliegenden  Falle  weniger  um  eine  Frage  des  prin- 
cipiellen  Rechts,  als  vielmehr  um  eine  Frage , welche  nach  der  je- 
weiligen Sachlage  zu  beantworten  ist,  zu  handeln.  Ist  es  möglich, 
die  auf  das  Nachbargrundstück  hinüberragende  Baumäste  „bi  omen 
to  zeihen“,  so  ist  es  nicht  einzusehen,  warum  es  dem  Baumeigen- 
thUmer  verwehrt  sein  sollte,  sich  desselben  Mittels  wie  bei  dem  Über- 
hängen von  Hopfenranken  zu  bedienen.  Weshalb  sollten  bei  dem 
Vorhandensein  völlig  gleicher  Bedingungen  die  ßaumäste  einem 
andern  rechtlichen  Grundsätze  unterliegen,  als  die  Rankengewächse? 

Drittens  endlich,  und  zwar  richtet  sich  dies  zugleich  als  schwer 
wiegender  Grund  gegen  die  Ansicht  Beseler’s,  — war  ja  der 
Baumeigenthümer  nicht  ein  Mal  gesetzlich  behindert,  die  Be- 
schneidung der  überhängenden  Zweige  selbst  vorzunehmen. 

Hat  der  Baumeigenthümer  die  Pflicht,  die  Aste  seines  an  der 
Gränze  wachsenden  Baumes  auf  das  Grundstück  des  Nachbars 
hinüberragen  zu  lassen,  oder  liegt  es  nicht  vielmehr  im  Sinne  des 
Gesetzes,  dieselben  derartig  einzuschränken,  dass  der  Gefahr  einer 
Schädigung  des  Nachbars  vorgebeugt  werde?  Darin,  dass  das  Ge- 
setz dem  Nachbar  gestattet,  die  Beseitigung  der  Aste  durch  einen 
Akt  der  Selbsthülfe  vorzunehmen,  liegt  doch  noch  kein  dem  Baum- 
eigenthümer gegenüber  gesetzlich  garantirter  Anspruch  des  Nach- 
bars, ihm  dies  Selbsthülferecht  nicht  zu  verkümmern  und  die  Aste 
über  dem  Nachbargrundstück  zu  belassen! Nur  in  einem 


"')  Keohtsbuoh  nach  Diatinctionen  II  cap.  II  Dist.  14;  Welch  man 
hy  sime  nackebur  haü  eynen  boymgarten  leg^n  waz  do  obir  dez  andern  were 
kempt  mit  einen  eaten  adder  zcelcken,  der  denne  den  atam  adder  worczeln  uf 
einer  gfewer  had , der  zoy  eich  der  eate  adder  zceicke  an  unde  griffe  denne  ao 
her  neaten  möge;  waz  om  denne  fulget  daz  iat  ein  (waz  im  da  nicht  gevolgen 
en  mac,  daa  acbol  ienea  ein)  — vgl.  Hillebrand  a.  a.  O.  S.  811  bei  Anm.  2. 
Fast  wörtlich  übereinatimmend  die  Bestimmung  der  Caaaeler  Handschrift 
eines  Kechtabuchs  3,  22  (citirt  bei  Qrimm,  Becbtaaltertb.  S.  561  fg.  und 
bei  Hillebrand  a.  a.  0.);  Vgl.  auch  Kayser  a.  a.  0.  8.  72;  Hesse,  die 
Rechtaverhältn.  zwischen  Grundatückanachb.  B.  II  S.  200  (2.  Aufl  8.  528  fg.). 

Zahlreiche  Quellen  beginnen  sogar  ihre  Bestimmungen  über  den  Über- 
hang damit,  dass  sie  sagen  der  Baumeigenthümer  „aey  . . schuldig,  die  zweiger, 
welche  ober  des  andern  land  Überhängen,  abzustüven“  (Urtheil  zum  Land- 
well, Weisthum  von  Raschenberg,  Weiathum  von  Win- 
bering  u.  a.). 

Auafiihrlich  äussert  sich  über  diese  Frage  ein  Erkenntniaa  des 
Wittenberger  Schöffenatuhls  aus  der  Mitte  des  18.  Jahrb.  [ab- 
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Falle  beechränkte  da:«  Gesetz  nach  particulärer  Bestimmung  den 
Baumeigenthümer  in  der  freien  Verfügung  über  die  überhängenden 
Aste  seines  Baumes:  Man  mochte  nämlich  einsehen,  dass  es  un- 
billig war,  dem  Nachbar,  der  bisher  den  Überhang  geduldet  hatte, 
die  Vortheile,  welche  ihm  aus  dem  geduldigen  Ertragen  des  un- 
bequemen, wohl  gar  schadenstiftenden  Zustandes  erwuchsen,  zu  ent- 
ziehen. Mit  gesundem  Rechtsgefühl  bestimmt  deshalb  die  Augs- 
burger Willkür*’*): 

cap.  LXXXI.  Item  uflan  donrstag  vor  sant  Matheus  tag 
anno  1445  ist  durch  ainen  raut  erkennet  worden  als  von 
der  paum  wegen  die  von  ainem  gartten  ufF  den  andern 
hangent,  daz  ain  yeglicher  seinen  paum  oder  die 
estte  daran  die  uff  ainen  andern  hangent  wohl 
abhowen  mug,  wenne  er  wolle  so  kein  obs  daran 
ist,  6n  mengliches  widersprechen.*”)  — 

gedruckt  bei  Kraus,  de  iure  in  arbores  vicini  in  nostrum  prominentes  aerem 
(Wittenberg,  1765)  pg.  24):  „Dieweil  aber  Klägers  Meinung,  als  ob  ihm  an 
denen  auf  sein  Feld  herüber  gehangenen  Aesten  derer  in  Beklagtens  Uarten  be- 
findlichen Bäume  das  Eigenthum  zustehe,  er  also  selbige,  nachdem  sie  Beklagter 
abgehauen,  nebst  denen  daran  gewachsenen  Früchten  zu  vindiciren,  oder,  da 
sie  nicht  mehr  vorhanden,  die  Erstattung  des  Werthes  zu  fordern  berechtigt 
sey,  nicht  gegründet  ist,  indem  wenn  gleich  nach  der  Absicht  des  Land-Kechts 
lib.  2 Art.  52  und  Weichbilds  Art.  125  et  126  und  der  diesfalls  übereinstimmen- 
den Meinung  derer  Rechts  - Lehrer , einem  Grundherrn,  wenn  die  Aeste  von 
seines  Nachbars  Baume  herüber  auf  sein  Grund-Stück  hangen,  selbige,  soweit 
sie  herüber  hangen,  abzuschneiden,  ....  nachgelassen  ist,  dennoch  dem  Nach- 
bar als  Eigenthümer  des  Baumes  hierdurch  die  Freyheit,  entweder  den  Baum 
selbst  oder  dessen  Aeste  nach  Gefallen  abzuhanen  ....  nicht  benommen 
ist....  vielmehr  derselbe,  wenn  er  die  Aeste  so  nach  des  An- 
dern Grund-Stück  Überhängen  abnimmt,  der  Vorschrift 
des  Land-Rechts  Art.  52  lib.  2 und  Weichbilds  Art.  126,  nach 
welchen  er  seine  Baumzweige  nicht  über  den  Zaun  gehen 
noch  hangen  lassen  soll,  sich  gemäss  bezeiget....“  (vgl. 
Anm.  10!)  ff.),  so  erfolgt  die  Abweisung  des  Klägers.  — Vgl.  auch  Hesse, 
Rechtsverh.  zw.  Grundstücksnachb.  B.  II  8.  109  fg.  (2.  Aufl.  S.  628  fg.). 

”*)  Meyer,  das  Stadtbuch  von  Augsburg,  insbesond.  das  Stadtrecht  vom 
Jahre  1276  S.  162;  — Brünner  Schöffenbuch  cap.  208;  Quia  si  hoc 
contingat  fructus  eorundem  ramorum  cum  vicino  cuius  hortum  nbumbrant  divi- 
dantur,  — vel  per  dominum  arborum,  si  vicinus  carere  voluerit, 
praescindantur.  — Vgl.  auch  Stobbe,  a.  a.  O.  B.  II  § K5  Anm.  23.  — Im 
Gegensatz  hierzu  Leu,  Eydgenössisch.  Stadt-  u.  Land-Recht,  S.  646,  welcher 
eich  wieder  auf  Krebs,  tract.  politico-juridicus  de  ligno  et  lapide  (1700)  p.  I 
dass.  3 sect.  2 § 11  stützt  (vol.  I pg  73).  — Für  das  neuere  Recht,  so  das  Pr. 
L.  R.,  vgl.  Gruchot,  Beiträge  B.  VII  S.  127. 

'”)  Derselbe  Gedanke  liegt  zweifellos  der  Bestimmung  der  Statutenvon 
Heilbronn  vom  .lahrc  1641  IX,  16  zu  Grunde,  dcrziifolge  das  Obst  der  über- 
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Eine  andere  Ansicht,  deren  Richtigkeit  wir  zu  prüfen  haben,  ist 
die  Eichhorn’s. 

Eichhorn  folgert  das  Recht  des  Nachbars,  die  überhängenden 
Zweige  eines  fremden  Baumes  zu  beschneiden,  aus  dem  „ehedem 
gemeinrechtlichen  Grundsätze  des  Eigenthums  des  Luftraums  über 
dem  Boden“.  Dieser  Grundsatz  hätte  vor  der  Reception  des  römi- 
schen Rechtes  die  deutschrechtlichen  Bestimmungen  des  Überhangs 
und  Überfalls  geschaffen,  und  hätte  auch  späterhin  auf  die  Weiter- 
entwickelung jener  Sätze  unter  dem  Elinflusse  des  römischen  Rechts 
eingewirkf.  •’*) 

Ich  glaube  nicht,  dass  wir  uns  dieser  Meinung  Eichhorn’s 
anschliessen  dürfen;  — sie  fällt  mit  der  Erkenntniss,  ^lass  das  ältere 
deutsche  Recht  einen  „ehedem  gemeinrechtlichen  Grundsatz“  in  der  von 
Eichhorn  behaupteten  Fassung  nie  gekannt  hat;  überdies  motivirt 
die  Herrschaft  des  Grundeigenthümers  Uber  den  Luftraum  oberhalb 
des  Bodens  keineswegs,  „dass  überhängende  Früchte  vermöge  des 
Eigenthums  des  Luftraums  über  dem  Boden  erworben  werden“, 
sondern  begreift  nur  ein  Beseitigungsrecht  der  überragenden  Aste 
in  sich. 

hängenden  Äste  dem  zogesproohen  wird,  auf  dessen  Oruud  die  Äste  reichen, 
der  Baumeigenthümer  aber  „soll  auch  derselben  äst  keinen  abbawen,  er  thn 
dann  den  bäum  gar  ab  bey  peen  zwey  pfundt“.  Man  wollte  damit  der  Möglich- 
keit einer  Chikane  des  BaumeigenthUmers  gegenüber  seinem  Nachbar  verbeugen; 
beseitigte  Ersterer  den  ganzen  Baum,  war  der  Gedanke  einer  absichtlichen 
Benachtheiligung  des  Nachbars  so  gut  wie  ausgeschlossen,  da  sich  ja  der  Baum- 
eigenthümer in  diesem  Falle  selbst  ein  Opfer  auferlegte.  Diese  Auslegung 
findet  ihre  Bestätigung  in  einer  Stelle  des  Wertbeimiseben  Stadt- 
recht  s von  1466,  wo  es  heisst:  „es  soll  auch  keiner  der  also  beum  hat  davon 
sein  Anstosser  Ueberhang  haben,  denselben  Anstosser  zu  wider- 
driss  die  este,  davon  der  Ueberhang  zu  nemen  g^ebürt  mit  nichten  abhawen, 
wo  er  aber  je  seinen  Anstosser  seinen  Ueberhang  nit  gedeihen  lassen,  so  mag 
er  dieselb  beum  gantz  abhawen  (Mittermaier,  Beitr.  zum  deutsch.  Privatr. 
Landshut  1824  S.  23).  — Vergleichsweise  mache  ich  auf  die  coutume  de 
Bergh  Saint  Vinoix  art.  37  aufmerksam.  Darnach  muss  der  Eigentbümer 
eines  Fruchtbaumes  „couper  les  branches,  qui  pendent  par  dessus  on>bandonner 
au  probt  de  son  voisin  la  moitie  de  tous  les  fruits  <jui  pendent  la  ainsi  par 
dessus  au  choix  et  a volonte  de  son  voisin  (Fournel,  traite  du  voisinage 
t.  L pg.  1411).  In  gleicher  WeLe  in  den  Statuta  Mechlinensium  tit.  XIV 
art.  42:  „ . . . daer  af  de  ghebuere  over  wiens  erve  de  boomen  hangen  de  Eeure 
heeft“,  und  in  dem  Landrecht  von  Ruremunde:  „ . . . d’welk  de  Nabuer 
van  beiden  ’t  beste  belieft  (Trotz,  jus  agrar,  foeder.  Belgii  t.  II  p.  449), 

“')  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsch.  Privatr.  $ 176:  „Zu  diesen 
(d.  h.  den  Grundsätzen  des  deutsch.  Rechts)  gehört  namentlich  der  ehedem  ge- 
meinrechtliche Grundsatz,  dass  Uberhängende  Früchte  vermöge  des  Eigenthums 
des  Luftraums  Uber  dem  Boden  erworben  werden  und  der  EigenthUmer  des 
letzteren  jene,  soweit  sie  in  diesen  eintreten,  überhaupt  nicht  zu  dulden  braucht.“ 


Digitized  by  Googli 


69 


Die  meiste  Beachtung  hat  unter  den  über  die  Frage  dee  Über- 
hänge aufgestellten  Meinungen  von  jeher  die  zuletzt  und  am  aus- 
führlichsten von  Hillebrand  verfochtene  Ansicht,  welche  dem 
deutschen  Bechtsgeiste  in  besonders  hohem  Maasse  zu  entsprechen 
schien,  erfahren.*'*)  Die  Anfänge  derselben  liegen  in  der  von 
Albrec  h t aufgestellten  Theorie  der  Gewere,  welcher  Jahrzehnte  lang 
einem  Magneten  gleich  die  einzelnen  Theile  des  deutschen  Rechts  an 
eich  zu  ziehen  und  ihre  harmonische  Verbindung  zu  vermitteln  schien. 

Albrecht  ist  nur  insofern  nicht  als  Gewährsmann  für  die  An- 
sicht Hillebrand’s  anzufuhren,  als  er  selbst  erklärt,  dass  die 
Innehabung  einer  unbeweglichen  Sache  die  Apprehension  einer 
Mobilie,  die  in  den  Kreis  der  Gewere  des  Inhabers  von  Haus  und 
Hof  tritt  ohne  den  Nachweis  eines  „rechtlichen  Interesses“ 
nicht  rechtfertigt,  und  dass  das  von  ihm  aufgestellte  „Princip  nicht 
ausrciche“,  um  die  Erscheinungen  des  Überhangs  und  Überfalls  zu 
erklären.'*®) 

Trotz  dieser  Einwendungen  Albrechts  gegen  sich  selbst,  geht 
Hillebrand  bei  seiner  Erklärung  des  Überhang^-  und  Überfalls- 
rechtes von  dem  Gesichtspunkte  der  Gewere  aus,  und  erörtert  ein 
Mal,  dass  die  überragenden  Zweige,  obgleich  sie  Theile  des  fest  in 
der  Erde  wurzelnden  Baumes  seien,  dennoch  vom  deutschen  Rechte 
überhaupt  nicht  als  Theile  einer  Immobilie,  sondern  als  fahrende  Habe 
angesehen  worden  wären,  und  sich  deshalb  recht  wohl  der  Gewere  des 
Inhabers  der  benachbarten  Immobilie  unterordneten.'*')  Der  Beweis 
dieser  Behauptung  scheint  mir  von  Hillebrand  nicht  erbracht  worden 
zu  sein,  und  ist  auch  für  diesen  seiner  allgemeinen  Fassung  halber 
unrichtigen  Satz  nicht  zu  erbringen.  Wollten  wir  aber  auch  die  Richtig- 
keit dieses  Ausgangspunktes  Hillebrand’s  zugeben,  so  scheitert  doch 
seine  weitere  Beweisführung  an  der  Klippe,  welche  die  von  Albrecht 
ausdrücklich  betonte  Beschränkung  des  Grundsatzes  von  dem  Herr- 
schaftsrechte des  Inhabers  einer  Immobilie  bildet.  Unmöglich  konnte 
Hillebrand  diese  Frage,  deren  Erörterung  und  eventuelle  Negirung 
m.  £.  den  Ausgangspunkt  seiner  Doctrin  bilden  musste,  umgehen. 


”*)  Hillebrand,  das  deutsche  Überhangs-  und  Überfallsrecht,  in  der 
Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft  B.  IX  (l&lö) 

5.  310  fg.; — vgl.  auch  Phillips,  Grundsätze  des  deutschen  Privatrechts  I 
8.  ÖÖ2;  — Wolff,  Deutsches  Privatrecht  I S.  210;  — Diese  Ansicht  ist  auch 
in  die  Praxis  übergegangen,  so  in  dem  Urtheil  des  Kgl.  Pr.  Obertribunals  vom 

6.  Febr.  1865.  (Entsch.  d.  Kgl.  Obertrib.  Jahrg.  IHöö  [B.  XXXJ  8.  433). 

*"•)  Albrecht,  Gewere  S.  20  und  21,  Anm.  49. 

*•')  H i 1 1 e h r a n d a.  a.  O.  S 319  a.  E.  — Vgl.  Stobbe  a.  su  O.  § 63 
bei  Anm.  10  ff.,  bes.  Anm.  14  u.  21. 
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Er  erörtert  sic  am  Schlüsse  seines  Aufsatzes,  und  bemüht  sich,  den 
Einwand,  den  man  aus  der  Lehre  Albrechts  gegen  ihn  erheben 
könnte,  zu  beseitigen  **’),  ohne  sich  bewusst  zu  werden,  dass  er  mit 
der  von  ihm  angewandten  Beweisführung  selbst  sein  künstlich  auf- 
geführtes Gebäude  zerstört.  Hillebrand  gesteht  zu,  dass,  wenn 
die  auf  das  Nachbargrundstück  hinüberragenden  Aste  mit  ihren 
Früchten  im  Eigenthume  dessen  stünden,  dem  der  Baum  gehört, 
ein  fremder  entgegenstehender  ßechtsgrund  vorhanden  wäre,  welcher 
den  Grundstückseigenthümer  hinderte,  eich  die  in  seiner  Qewere 
befindliche  fahrende  Habe  anzueignen.  Dieser  Satz  wäre  nun  zwar 
nach  römischem  Rechte  richtig,  zweifelhaft  sei  es  jedoch,  ob  man 
denselben  auch  für  das  deutsche  Recht  anzuerkennen  habe,  und  da 
die  Beweise  für  die  Richtigkeit  desselben  von  Runde,  auf  welchen 
sich  Hillebrand  bezieht,  nicht  hinreichend  erbracht  worden 
wären,  so  entscheide  er  sich  für  die  Verneinung  dieser  Frage.***) 
Wenn  aber  so  Hillebrand  das  Eigenthiim  des  Baumeigenthümers 
an  den  auf  das  NachbargrundstUck  ragenden  Asten  leugnet,  so 
schreibt  er,  — weil  der  Gedanke,  dass  dieselben  res  nullius  seien, 


'”)  Hillebrand  a.  a.  O.  S.  821  u. 

*"*)  Vgl.  hierzu  Stobbe  a.  a.  O.  II  § 85  bes.  Anm.  22  und  Gerber, 
Privatrecht  (14.  Anfl.)  § 91  bes,  Änm.  8 (S.  246).  — Bluntschli  a.  a.  O.  S.  215 
(3.  Aull.)  — Für  die  Anwendung  der  Grundsätze  über  die  Gewere  vergl.  auch 
Gaupp,  Kritische  Zeitschrift  für  Rechtswissensch.  B.  III  Heft  2 S.  254, 
welcher  die  Beseitigung  des  Überhangs  auf  die  „Heiligkeit  der  were“  zurück- 
führt  und  Phillips,  Reichs-  u.  Rechtsgeschicht.  §37,  IV.  Aufl.  S.  115 
(siehe  hierzu  Grimm,  Kritische.  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft  B.  IV 
L Heft  S.  172,  und  Gaupp  a.  a.  O.  B.  IV  2.  Heft  S.  497;  vgl.  auch  Kayser 
a.  a.  0.  S.  75).  Übereinstimmend  ist  die  Ansicht  Mittermaier’s , derzufolge 
das  Überhangs-  und  Überfallsrechts  als  eine  „theils  aus  nachbarlichen  Verhält- 
nissen, theils  aus  der  Heiligkeit  der  were  und  der  Gränze,  theils  aus  der  An- 
sicht, den  Nachbar  der  durch  den  nahen  Baum  Schaden  leidet,  zu  entschädigen, 
erklärbare,  einst  allgemeine  Gewohnheit  betrachtet  werden  darf“.  Zu  Mitte r- 
maier  vgl.  Maurenbrecher,  deutsches  Privatrecht  S.  516.  — Prosch,  die 
Hechte  der  Nachbarn  (1826)  S.  57  ff.  geht  bei  seinen  Erklärungsversuchen  auf 
die  Gesammtbürgschaft  zurück.  Hiergegen  Grimm,  Kritische  Zeitschrilt  für 
Rechtswissenschaft  B.  IV,  1.  Heft  S.  174,  Gaupp  a.  a.  0.  B.  UI  S.  254  und 
IV  2.  Heft  S.  496,  und  Beseler  a.  a.  G.  § 87  sub  IV.  — Grimm  selbst  giebt 
weder  in  den  Rechtsalterthümern,  noch  in  seinem  öfter  citirteu  Aufsatze  über 
den  Überfall  (Zeitschr.  für  geschichtliche  Rechtswissensch.  ß.  Ul  S.  349  ff.), 
noch  in  seinen  „Gegenbemerkungen“  gegen  Gaupp  in  der  Kritischen  Zeit- 
schrift ß.  IV  1.  Heft  S.  174  eine  eigene  Erklärung  der  in  Frage  stehenden 
Rechtsinstitute,  ebenso  begnügt  sich  Kayser  a.  a.  O.  S.  69  ff.  mit  einer  Neben- 
einanderstellung der  verschiedenen  Ansichten;  letzterer  übt  jedoch  insofern 
eine  gewisse  Kritik  aus,  als  er  .S.  74  die  Auffassung  Hillebrand’s  auf  das 
Entschiedenste  bekämpft. 
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von  vornherein  ausgeiichlossen  ist,  — da»  Eigenthumsrecht  an  den- 
selben dem  Eigenthümer  des  Nachbargutes  zu  und  dieser  könnte 
darnach,  ohne  dass  wir  der  Herbeiziehung  dieser  Kette  haltloser 
Hypothesen  bedürften,  die  Beseitigung  der  überragenden  Zweige  auf 
Grund  seines  Eigenthumsrechtes  vornehmen. 

Hieraus  erhellt  zur  Genüge  die  Unhaltbarkeit  der  Theorie 
Hillebrand’s,  es  wäre  deshalb  kaum  nothwendig,  auch  noch  auf 
die  anderen  von  ihm  hervorgehobenen  Punkte  einzugehen,  da  über- 
dies die  gegen  die  Ansicht  Beselers  geltend  gemachten  Ein- 
wendungen auch  Hillebrand’s  Ausführungen  treffen.  Nur  darauf 
soll  noch  hingewiesen  werden,  dass  Hillebrand  durch  die  Grund- 
auffassung, von  welcher  er  ausgeht,  gezwungen  wird,  die  voll- 
ständige Beseitigung  aller  Uberhängenden  Zweige  als  Regel'"*), 
dagegen  die  vielfachen  Modificationen , denenzufolge  der  Nachbar 
nicht  den  ganzen  Überhang  sondern  nur  einen  Theil  dieser  Aste 
beseitigen  darf  als  spätere,  wenn  auch  nicht  unter  römischem  Ein- 
flüsse entstandene  Ausnahmen  anzuerkennen.  Hiergegen  ist  einzu- 
wenden, dass  es  ein  Mal,  wie  bereits  oben  bei  Anm.  126  fl‘.  ausgeführt 
wurde,  zum  mindesten  zweifelhaft  ist,  ob  das  ältere  deutsche  Recht 
den  Nachbar  überhaupt  berechtigte,  alle  überhängenden  Aste  des 
fremden  Baumes  zu  beseitigen — auch  Hillebrand  erbringt 
hierfür  keinen  Beweis  — , zweitens  aber,  dass  die  Annahme  Hille- 
brand’s,  das  ältere  Rechtssystem  sei  das  consequentere  gewesen, 
und  habe  jede  Ausnahme  von  dem  Grundsätze  der  unbedingten 
Herrschaft  des  Grundeigenthümers  über  seinen  Grund  und  Boden 
verworfen,  während  erst  das  spätere  Recht  Ausnahmen  wie  die  der 
Begränzung  in  der  Beseitigung  des  Überhangs  geschaffen  habe,  nur 
geringe  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.  Als  das  natürlichere  muss 
Jedenfalls  bei  dem  Mangel  fester  Grundsätze  die  Abschneidung  nur 
der  direct  schadenstiftenden  Zweige  gelten,  während  ein  über  dieses 
Maass  hinausgehendes  Recht  des  Nachbars  bereits  auf  eine  an  der 
Hand  der  Theorie  fortschreitende  Ausbildung  und  Bestimmung  der 
Herrschaftsgränzen  des  Grundeigenthümers  schliessen  lässt.'**)  Über- 
dies belehrt  uns  eine  Betrachtung  der  Quellen,  dass  gerade  die- 
jenigen Rechtsaufzeichnungen,  welche  dem  Nachbar  bei  der  Be- 


'**)  £benso  die  Aneignung  aller  Früchte  der  überhängenden  Zweige. 

’**)  VrI-  Stobbe  a.  a.  0.  II  !;  Rö  Anm.  21,  und  oben  Anm.  126  und 
131  ff. 

So  in  den  neueren  Gesetzgebungen:  vgl.  unten  Anm.  257. 
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Heiligung  (icH  ÜberhuiigH  die  detailirteHtcn  MaanHe  vurachreiben,  ho- 
viele  urBprUnglichc  Rcchtsbestandtheilo  enthalten,  daes  daraus  ein 
Schluss  auf  die  Natur  und  das  Alter  der  in  ihnen  enthaltenen  Be- 
stimmungen über  den  Überhang  berechtigt  erscheint. 

Angesichts  der  Lückenhaftigkeit  dieser  theoretischen  Erklärungs- 
versuche ist  man  deshalb  in  neuerer  Zeit  zu  der  Überzeugung  ge- 
langt, dass  sich  eine  Ableitung  des  Überhangsrechtes  aus  höheren 
Rechtegrundsätzen  nicht  erbringen  lässt,  und  steht  darum  auch  mit 
Recht  davon  ab,  in  der  Beantwortung  dieser  Frage  zugleich  eine 
Entscheidung  von  principieller  Wichtigkeit  zu  suchen.  Gleichwie 
das  Motiv  der  XII  Tafeln  die  Vermeidung  eines  Schadens  für  das 
Nachbargrundstück  bildete,  so  wenden  sich  auch  die  Bestimmungen 
des  deutschen  Rechts  gegen  den  schadenbringenden  Überhang  als 
Quasidelict  gegen  den  angränzenden  Grundstücksnachbar;  von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  müssen  wir  die  von  den  einzelnen  Quellen  er- 
griffenen Gegenmittel  betrachten.  Die  äussere  Verschiedenheit  dieser 
in  den  Rechtsaufzeichnungen  enthaltenen  Gegenmittel , vor  Allem 
die  vielfach  von  einander  abweichende  Intensität  derselben  bei  an 
sich  gleicher  Sachlage,  findet  ihre  Erklärung  iu  einer  die  Interessen 
beider  Theile,  — des  Baumeigenthümers  und  des  Nachbars,  — ab- 
wägenden Billigkeit,  und  dem  hiermit  noth wendiger  Weise  ver- 
bundenen Wechsel  der  Ansichten  darüber,  welche  von  den  dem 
Gesetzgeber  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  der  Billigkeit  am  meisten 
entsprechend,  und  zugleich  am  zweckdienlichsten  seien. 

Eines  besonderen  Hinweises  darauf,  dass  die  Qränze  des  Grund- 
stücks zugleich  die  Grunze  für  das  seinem  Eigenthümer  bezüglich 
der  überragenden  Aste  zustehende  Beseitigungsrecht  bildete,  bedarf 
es  wohl  nicht.  Es  liegt  auch  kein  logischer  Widerspruch  darin, 
dass  man,  solange  es  sich  um  einen  Überhang  handelte,  welcher 
den  Nachbar  nicht  benachtheiligte,  in  der  überwiegenden  Zahl  der 
deutschen  Rechtsquellen  die  Gränze  des  Grundstücks  vollkommen 
ausser  Acht  zu  lassen  schien,  während  man  sie  doch,  wie  oben  be- 
merkt, für  die  Erstreckung  der  Beschneidung  der  überragenden  Aste 
als  maassgebend  auffasste.  In  dem  ersten  Falle  begann  eben  nach  der 
Auffassung  des  Ssp.  und  der  mit  ihm  übereinstimmenden  Rechtsauf- 
zeichnungen die  unzulässige,  der  Beschränkung  bedürfende  Aus- 
dehnung des  Gränzbaumes  erst  dann,  wenn  derselbe  schadete,  während 
die  eigenmächtige  durch  den  Nachbar  vollzogene  Beschneidung  der 
überhängenden  A.ste,  — abgesehen  davon,  dass  mit  der  Beseitigung 
der  überdachenden  Zweige  bis  an  die  Marksteine  der  Schaden  ge- 
hoben war,  — stets  einen  Eingriff  in  die  Integrität  einer  fremden 
Sache  bildete,  und  deshalb  nur  .soweit  ausgedehnt  werden  durfte, 
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al»  die  Herrsehaftsaphärc  des  durch  den  Überhang  beeinträchtigten 
Grundstücksnachbars  reichte.  — 


'*’)  Das  Bestreben  der  dentschen  Rechtsqncllen,  von  vornherein  die  Zahl 
der  überhängenden  Aste  möglichst  zu  beschränken,  und  hierdurch  zugleich  dem 
UaameigenthUmer  seinen  Baum  intact  zu  halten,  geht  aus  den  zahlreichen  Be- 
stimmungen, welche  eine  Entfernung  für  die  Anpflanzung  von  der  Giänzlinie 
des  Grundstücks  festsetzen,  deutlich  hervor.  So  vgl.  Brunner  Schöffen- 
buch cap.  208;  — Statuten  von  Heilbronn  vom  Jahre  1541,  IX  tit.  XVI: 
Item  wer  Bacm  anff  sein  aygen  setzen  will,  der  soll  die  zu  allen  enden  zehen 
schuch  auflT  das  sein  setzen  u.  s.  w.; — Schweinfurter  Statutarrecht  bei 
Weber  a.  a.  O.  III.  S.  66.5;  — Augsburger  Bauordnung  von  1740  bei 
Weber  a.  a.  O.  IV  S.  501;  — Recht  von  Memmingen  bei  Weber  IV 
S.  823;  — Weisthum  von  Winhering  (Bayern,  1594)  g 13  bei  Grimm, 
Weisth.  VI  S.  141;  — Urtheil  zum  Sandwell  (Westphalen,  1566  — 1585) 
g 19:  und  wofern  jemand  newe  pottinge  oder  teigen  thun  wolte,  soll  so  weitb 
von  des  andern  mannes  gründe  verpleiben  als  die  schein  von  einem  vollwachsen- 
den eichenbaum  zu  st.  Johannis  mittsommer  des  morgens  zu  8 uhren  und  den 
abend  zu  6 uhr  sich  erstreckt  (Grimm,  Weisth.  III  S.  137);  — Monzinger 
Gerichtsbrauch;  soll  such  keiner  Bäum  setzen  in  sein  Güter,  es  sei  wo  es 
wolle  bei  drei  viertel  der  Messruthen  von  andern,  damit  sein  Nachbar  neben 
ihme  nit  zu  klag  verursacht  werde.  (Senkenberg,  1.2  pg.  56).  — Rügnng 
und  Landgebote  des  Landgerichts  Anthering  art.  47  (Salzb  Taid. 
S.  70  Z.  4 ff.).  — Churer  Stadt-Recht  von  1549  bei  Planta,  Bündneriscbes 
Civilgesetzbnch  mit  Erläuterungen,  zn  g 2.37  (S.  166);  — Landbuch  des 
Hofgerichtes  Klosters  (Statuten  von  Graubünden  B.  VII  S.  89  und  auch 
erwähnt  bei  Planta,  a.  a.  0.  S.  165  in  der  Anmerk.):  „ . . kein  Baum  . . . den 
andern  nächer  denn  techen  wärschuh  auf  zibl  und  marcben  nit  setzen“;  hier 
wird  noch  besonders  betont,  dass,  wenn  diese  Bedingungen  erfüllt  seien,  eine 
Abgabe  an  den  Nachbar  nicht  geleistet  zu  werden  brauche,  weil  in  diesem 
Kalle  der  Baumcigenthümer  Alles  gethan  hat,  um  einem  Schaden  für  den  Nach- 
bar vorzubeugen: — Statuten  von  Fürststenau  und  Ortenstein,  bei 
Planta,  a a.  O.  S.  165  Anm.  — Feld-Recht  der  Stadt  Müllhausen, 
art.  IX  § 7:  Wer  junge  Bäum  auf  seinem  Guth  setzen  will  soll  sie  von  des 
Nachbars  Guth  wenn  es  Reben  sind  12  Schuh  und  von  Acker,  Matten,  Gärten 
oder  Hanf  Länder  10  Schuh  weit  von  dem  Scheid  - Stein  an  gerechnet  ent- 
fernen; — Baseler  Gesetz  v.  1770  art.  VI  (Rechtsquellen  von  Basel  Stadt  und 
Land  I S.  1054).  — Dieselben  Bestimmungen  bestehen  für  Hecken;  so  im 
Landrecht  von  Haunsberg  (Salzb.  Taid.  S.  57  Z.  11  fg.);  in  der  Rügung 
von  Anthering  art  57  (Salzb.  Taid.  S.  71  Z.  25  ff.);  im  Ehehaft  Taidiug 
von  Raschenberg  (Salzb.  Taid.  S.  95  Z.  25);  Weisthum  vonWinhering 
$ 11  (Grimm,  Weisth.  VIS.  141).  — Allgemein  gültige  .Sätze  bestehen  über 
diesen  Punkt  nicht,  es  musste  vielmehr,  — dies  gilt  auch  heute  noch  — 
die  Frage,  ob  ein  solcher  Abstand  einzuhalten  war,  auf  Grund  des  jedesmal 
zur  Anwendung  kommenden  Particularrechts  beantwortet  werden.  Für  das 
sächsische  Recht  vor  der  Emanation  des  „Bürgerlichen  Gesetzbnehes“  vgl. 
von  Langenn  und  Kori,  Erörterung  prakt.  Rechtsfragen  Th.  II  N.  23 
8.  254;  Kind,  Sammlung  auserlesener  Hechtssprüche  B.  I N.  1 ; Zeitschr.  für 
Rechtspfl.  u.  Verwalt,  n.  F.  B.  II  S.  277,  B.  XIX  S.  95  fg.;  Wochenblatt  für 
merkwürd.  Rechtsfalle  n.  F,  B.  VT  fl  (1860)  S.  173,  und  andrerseits  auch 
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E»  ist  noch  auf  eine  Qucllenentscheidung  hinzuweisen,  welche 
mehrfach  in  der  Literatur  in  unrichtiger  Weise  behandelt,  und  so- 


Cartiua,  Handb.  des  sächs.  Civilr.  Th.  II  Abs.  1 § S12.  — Die  Verhältnisse 
im  Grossherzogth.  Saohsen-Wei mar  ordnet  das  Patent  vom  15.  Juni  1819 
§ 6,  demzufolge  Äpfel-,  Kirnen-,  Susskirschen-  u.  Nussbäume  20  Fuss,  Pflaumen- 
bäume u.  a.  12  Fuss  Abstand  haben  müssen,  bei  Abgränzung  öflcntlicber  Wege 
nur  fl  Fuss  u.  s.  w.  (vgl.  hierzu:  Völker,  Handb.  des  grossherz,  sächs.  Privat- 
rechts (18.55)  8.  325;  Sachse,  Handb.  des  grossh.  sächs.  Privatr.  8.  466).  — 
Für  Baden  und  diejenigen  Länder,  in  welchen  der  Code  Napoleon  Geltung 
besitzt  vgl.  Code  civil,  art.  670  u.  671  (hierzu:  Behaghel,  das  badische 
bürgerl.  Recht  8.  329).  — Hinsichtlich  B r a u ns  c h wei  g’s : Wolfcnbüttler 
Erkenntuiss  vom  9.  Uärz  1807.  (Hesse  a.  a.  0.  B.  II  8.  261  u.  262,  Anm.  1). 
— Frankfurt  a.  M.:  Die  Bestimmungen  der  Frankfurt.  Reformation 
Th.  IX  tit.  5.  (hierzu : Adlerflycht,  das  Privatr.  der  freien  Stadt  Frank- 
furt [1824]  § 155.  Souohay,  Anmerk.  zu  d.  Reform,  der  fr.  St.  Frankfurt 
B.  II  S.  1244  ff.)  — Nassau:  Feldfrevelordnung  vom  19.  Febr.  1868  § 29 
u.  32  (Bertram,  nassauisch.  Privatr.  8.  79).  — Im  Gebiete  des  früheren 
Churfürstenthums  Hessen  gelten  die  Bestimmungen  der  Bau- 
ordn  ung  vom  9.  Januar  1784  § 33:  Wer  Bäume  gegen  eiue  Wand  setzen 
will,  in  welcher  der  Nachbar  Lichter  oder  Fenster  zu  haben  berechtigt  ist,  der 
soll  drey,  vier  oder  sechs  Schuhe  nach  Befinden  damit  zurnckweichen  u.  s.  w. 
(Ko  pp,  Handb.  zur  Kenntniss  der  Hessen  - Cassel.  Landesverfass.  u.  Rechte, 
B.  I 8.  474).  — Die  Verhältnisse  im  Grossherzogth.  Hessen  regelt 
das  Gesetz  vom  23.  Januar  1861.  (Massot,  im  Archiv  für  prakt.  Rechts- 
wissensch.  n.  F.  B.  VUI  8.  281).  — Ebenso  enthält  sowohl  der  Entwurf  des 
hessischen  Gesetzbuches  (tit.  UI  art.  80),  als  auch'der  Entwurf  für  ein  bayrisches 
Civilgcsetzbuch,  letzterer  in  Th.  III  Hauptst.  UI  art,  197  hier  einschlagende 
Bestimmungen.  Dahinzielende  Anordnungen  fehlen  dagegen  im  Preussi- 
schen  Landrecht  (vgl.  Kayser,  bei  Gruchot,  XXI  8.  77  bei  Anm.  60) 
und  im  Bürgerlichen  Gesetz b.  f.  d.  Kgr.  Sachsen.  — Aus  der 
Zahl  der  Schweizer  Gesetzbücher  vgl.:  Privatrechtliches  Gesetzbuch  für 
den  Kanton  Schaffhausen  §525;  Civilgcsetzbuch  für  den  Kanton  Solo- 
thurn § 796;  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Aargau  § 489 
(hochstämmige  Bäume,  welche  nicht  Ubstbäume  sind,  sollen  20  Fuss  Abstand 
von  der  Gränze  besitzen,  Obstbäume  nur  10  Fuss);  Privatrechtliches  Gesetz- 
buch für  den  Kanton  Zürich  § 583  (hierzu  Bluntschli,  ß.  U,  Sachen- 
recht 8.  98);  Bürgerliches  Gesetzbuch  Tür  den  Kanton  Glarus  § 34;  Bünd- 
nerisches  Civilgesetzbuch  § 237  (Ausgabe  von  Planta),  darnach  sollen 
Waldbäume,  Zierbäume  und  Nussbäume  in  einer  Entfernung  von  18  Fuss, 
Obstbäume  in  einer  solchen  von  12  Fuss  von  der  Gränze  gepflanzt  werden;  — 
Vgl.  auch  die  Gesetzbücher  der  sogen,  französischen  Schweiz:  Lois  civiles  du 
canton  de  Fribourg  art.  471  u.  472,  Code  rural  du  Canton  de  Vaud 
art.  45  ff.,  Code  civil  du  Canton  du  Valais  art.  515,  Code  Genevois 
art.  671.  — Bemerkenswerth  ist  noch  in  Hinblick  auf  diese  Bestimmungen,  dass 
ein  Theil  der  neueren  Gesetzbücher  dem  Nachbar  eine  Frist  vorschreiben, 
innerhalb  deren  er  bei  Nichteinhaltung  des  gesetzlich  fixirten  Abstandes  durch 
den  Baumeigenthümer  Klage  erheben  muss  und  durch  deren  Ablauf  er  mit 
seinem  diesbezüglichen  Ansprüche  präcludirt  wird.  Vgl.  die  Gesetzbücher  von 
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gar  von  Em  tn  i nghau  s zum  Stützpunkt  einer  eigenen  Be- 
arbeitung des  angeblich  differirenden  Rechtes  des  Überhangs  bei 
Waldbäumen  verwandt  worden  ist,  — ich  meine  die  Bestimmung 
des  jütischen  Low  (B.  I Art.  53  § 1): 

Möten  sick  unde  stötcn  gegen  einander  des  einen  mannes 
holt  unde  des  anderen  mannes  veldt  thosamende,  de  me  dat 
holt  gehöret,  dem  gehöret  ock  so  vele  van  dem 
velde  alse  de  teigen  aver  hengen  unde  de  wörtclen 
sick  erstrecken'**); 

es  betrifft  dieselbe  jedoch  nicht  die  Frage  des  Überhangsrechtes  in 
unserem  Sinne,  sondern  die  der  Gränzhestimmung  hei  der  Berührung 

Solothurn  § 7t)7  (3  Jahro),  Zürich  § Ö84,  Schsffhauaon  g 
(5  Jahre),  GlBrus§35(5  Jahre);  die  lois  civiles  du  Canton  de  Fribourg 
art.  472  und  der  Code  rural  du  Canton  de  V'  a u d art.  4ö  ff.  dehnen  diese  Frist 
auf  10  Jahre  aus.  — Vergleichsweise  mache  ich  auf  den  Codice  per  lo 
Regno  delle  due  Sicilie  (V.  Ausgabe,  1826)  lib.  II.  tit.  IV  cap.  II 
scz.  I,  Ö92  aufmerksam:  Non  e permesso  di  piantar  alberi  di  altro  fusto  se  non 
alla  distanza  prescritta  da'  regolamenti  particolari  attualmente  vigenti,  o dalle 
usanze  del  paese  costanti  e ricevute,  ed  in  mancanza  degli  uni  et  delle  altre 
alla  distanza  di  palmi  sette  e mezzo  della  linea  di  separaziono  di  due  fondi, 
per  gli  alberi  di  allo  fusto  e palmi  due  per  gli  altri  alberi  e siepi  vive;  hier- 
mit stimmt  sowohl  der  ältere  Codice  civile  . . di  Sardegna  art.  603, 
als  auch  der  gegenwärtig  ausschliessliche  Geltung  für  das  Königreich  Italien 
besitzende  Codice  civile  del  Regno  d'Italia  art  Ö7il  fg.  überein. 
In  gleicher  Weise  schliessen  sich  an  den  Code  Napoleon  hinsichtlich  dieser 
Bestimmung  De  Nederlandsche  Wetboeken  und  der  C o d i c i 1 c 
Romane  (rumänisches  Gesetzbuch)  art.  607  an.  Im  Unterschiede 
hierzu  bebt  der  Codigo  civil  Portuguez  in  art.  2317  ausdrücklich 
hervor:  „Sera  licita  a plantä^ao  de  arvores  ou  arbustos  a qualquer  distancia 
da  linba  divisoria,  que  separar  do  predio  vizinho  azjuellc  era  que  a plautä^äo 
for  leita.“  (Die  Anpflanzung  von  Bäumen  und  Büschen  kann  in  jeder  Ent- 
fernung von  der  Gränzlinie  desjenigen  Grundstücks,  auf  welchem  die  Pflanzung 
vorgenommen  werden  soll,  erfolgen). 

'S")  Emminghaus,  „Vom  Wald  - Baumüberhange  nach  deutschem 
Rechte  insbesondere  nach  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels“,  Zeitschrift  für 
Rechtspflege  u.  Verwaltung  n.  F.  B.  XIX  (1860)  S.  289  — 307.  Emming- 
h a u s verficht  die  Ansicht,  dass  bei  dem  Ancinandergränzen  von  Feldern  mit 
Waldgrundstücken  der  Eigenthümer  der  Ersteren  die  überhängenden 
Zweige  nicht  beseitigen  dürfe.  Ebenso  H artig,  Forst-  und  Jagd -Staats- 
recht S.  125  (ohne  Angabe  von  Gründen). 

’**)  Nach  Blasius  Eckenberger’s  Übersetzung  aus  dem  Dänischen, 
in  N.  F a 1 c k,  das  jütische  Low  etc.  (Altona,  1819)  8.  29.  — Emminghaus 
a.  a.  O.  S.  801;  — Hurtigkarl,  Danske  og  Norske  Ret,  D.  II,  B.  1 S.  208 
und  Danske  Low  6 — 10 — 20;  — Grimm,  Zeitschr.  für  gesch.  Rechts- 
wiasensch.  B.  III  S.  355. 
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von  Wald-  und  Feldgrundstiickcn '•*),  und  da  sich  das  Eigenthums- 
reclit  des  Waldeigenthümers  nach  dem  jütischen  Low  auf  den 
von  den  Zweigen  seiner  Bäume  überdeckten  Raum  erstreckt,  so 
kann  auch  selbstverständlich  der  Nachbar  nicht  die  Wegnahme 
dieser  Zweige  fordern,  weil  es  ja  nicht  sein  Grund  und  Boden  ist, 
dem  die  Uberhängenden  Aste  des  an  der  Gränze  wachsenden  Baumes 
Nachtheil  bringen. 

Emminghaus  giebt  selbst  die  an  letzter  Stelle  gedachte 
Schlussfolgerung  zu , und  legt  das  Hauptgewicht  der  Beweiskraft 
der  cbencitirten  Stelle  auf  die  in  derselben  s.  A.  nach  ausgedrückte 
Bevorzugung  des  Waldeigenthümers  vor  dem  Feldeigenthüiner. 
Wie  aber  ein  Mal  die  kleine  Anzahl  der  von  Emminghaus  zum 
Belege  dieser  Bevorzugung  aufgeführten  Quellenentscheidungen  nicht 
im  Stande  ist,  eine  allgemein  gültige  Ausnahmestellung  des  Wald- 
baumüberhangs  zu  motiviren,  so  erbringen  auch  die  übrigen  von 
Emminghaus  aufgeführten  Punkte  keinen  Beweis  für  die  Richtig- 
keit seiner  Ansicht.  Denn  jedenfalls  ist  daraus,  dass  die  Quellen 
nur  von  dem  Abzweigen  von  Bäumen  im  Allgemeinen  und  im 
Falle  einer  ausführlicheren  Darstellung  nur  von  fruchttragenden 
Bäumen,  nie  aber  ausdrücklich  von  einer  Beschneidung  überragen- 
der Waldbäurae  reden,  nicht  zu  schliessen,  dass  die  Letzteren 
von  den  Beschränkungen,  welche  alle  anderen  Bäume  unterlagen, 
ausgenommen  gewesen  sind;  eine  besondere  Hervorhebung  der  Obst- 
bezieh.  der  im  Garten  gepflegten  Bäume  wurde  zweifellos  durch 
das  gesteigerte  Interesse,  welches  raan  an  ihnen  nahm,  bedingt.’**) 


'*“)  P au  Isen,  Lehrbuch  des  Privatr.  in  den  Herzogth.  Holstein  und 
Schleswig  (2.  Ausg.)  § 56  Note  6;  Faick,  Handb.  des  Schlesw.- Hollstein.  Pri- 
vat-R.  B.  V Abth.  1 S 111  Note  26  S.  159  (Altona  184«),  sowie  Hillebrand 
a.  a.  O.  S.  320. 

*s')  Dass  übrigens  die  älteren  Quellen  unter  den  „fruchtbar  bäuraen*' 
(Landf.  v.  Hattnegge,  Landr.  r.  Bochum  u.  a)  nicht  nur  Äpfel-, 
Birnbäume  u.  dgl.  verstanden,  beweist  u.  a die  Stelle  des  Rietberger 
Landrechts:  Wem  die  eichein  zugehören , so  von  des  nachbam  bäume, 
dessen  zweyger  auf  des  andern  naohbarn  grund  hengen,  fallen?  (Grimm, 
Weistb.  III  S.  106  Nr.  35).  Emminghaus  legt  diese  Stelle  auf  sehr  ge- 
zwungne Weise  zu  seinen  Gunsten  aus  (a.  a.  O.  S.  300).  Zweifelhaft  ist  es, 
ob  wir,  wie  dies  Hesse,  a.  a 0.  2.  Aufl.  S.  525  thut,  einen  „directeu  Beweis“ 
für  das  Beseitigungsreebt  des  Waldbaumüberhangs  in  dem  Wendhagener 
Bauernrechte  (Recht  der  VII  freien  H a ge  n c ap.  20»:  „Wann 
der  dem  der  hage  zugehöret  nicht  will  abräumen,  wie  siehs  gebührt,  so 
soll  der  deme  er  zu  nahe  wüchset , die  barden  dröge  wetzen , und  ziehen  sie 
durch  eine  zipollen,  und  räume  weg  bis  an  den  alten  sUmm“,  erblicken  sollen. 
Allerdings  übersetzt  Grimm.  Hechtsalt.  .S.  525  Anm.  „heg“  mit  „Wald“, 
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Die  ausdrückliche  AuffUhrung  fruchttragender  Bäume  empfahl 
sich  in  denjenigen  Stellen,  welche  von  dem  Abschneiden  der  Uber- 
hängenden Zweige  sprachen,  überdies  deshalb,  weil  damit  zugleich 
die  Entscheidung  der  Frage  des  Fruchtüberfalls  verbunden  werden 
konnte.  Ebensowenig  ist  m.  E.  den  von  dem  Ssp.  und  von  an- 
deren Quellen  gebrauchten  Ausdrücken,  welche  davon  sprechen, 
dass  die  Aste  nicht  „über  den  Zaun  oder  aus  dem  angrenzenden 
„boymgarten  . . . . obir  dez  andern  were“  reichen  sollen,  eine 
Bestätigung  dafür  zu  entnehmen,  dass  hinsichtlich  der  Beschneidung 
der  Aste  überhaupt  nur  einzelne  auf  cultivirtem  Lande  wachsende 
Bäume  in  Betracht  kamen. 

So  ist  das  Resultat,  zu  welchem  Ein ming haus  gelangt,  wie 
er  selbst  einräumt,  weniger  ein  positives,  als  im  Grunde  „mehr  blos 
ein  negatives“,  und  wohl  mehr  die  mühevolle  principielle  Durch- 


m.  £.  ist  jedoch  in  dieser  Stelle  nicht  von  einem  Walde,  sondern  von  einer 
lebenden  „Hecke“  (im  Gegensatz  zu  den  cap.  21  behandelten  „zäunen“)  die 
Rede;  vgl.  cap.  19  derselb.  Stelle  (Orimm,  Weisth.  III  S.  309). 

'**)  Von  den  neueren  Gesetzbüchern  hebt  das  „Privatrechtliohe  Gesetz- 
buch für  den  Kanton  Schaffhausen“  in  g 531  ausdrücklich  hervor: 
„ . . . Ebenso  ist  der  Anstösser  von  Waldungen  berechtigt,  vom  Waldeigen- 
thümer  die  Kappung  der  Uberhängenden  Aeste  zu  verlangen“ ; vgl.  ferner:  Lois 
eiviles  du  canton  de  Fribourg  art.  472,  3:  „Celui  sur  la  propriete  duquel 
avancent  les  branohes  des  arbres  du  voisin  peut  oontraindre  celui -oi  ä les 
oouper  i quinze  pieds  de  hauteur  du  sol , et  ä vingt  pieds  si  ce  sont  des 
arbres  forestiers  ..  .“  — Eine  Anzahl  schweizer  Quellen  heben  die 
Bestimmungen  über  die  bei  Anpflanzung  von  Bäumen  einzuhaltenden  Ent- 
fernungen sowie  das  Recht,  vom  Baunieigenthümer  die  Beseitigung  des  Über- 
hangs verlangen  zu  können , für  die  Fälle  auf,  in  denen  das  Nacbbar- 
grundstück  (also  dasjenige,  über  welches  die  jenseits  der 
Gränze  wurzelnden  Bäume  hängen)  Waldboden  oder  überhaupt 
geringwerthiger  Boden  ist.  Vgl.  Privatrechtl.  Gesetzb.  für  d.  Kanton  Zürich 
§ ÖS6  (Bluntschli,  a.  a.  U.  II  S.  100);  Bürgerl.  Gesetzb.  für  den  Kanton 
Glarus  § 37 ; Pri vatr.  Gesetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  § 528 ; 
Code  rural  du  Canton  de  Vaud  art  55  — Rücksichtlich  Frankreichs  bestimmt 
die  Anwendbarkeit  des  art.  672  des  Code  Napoleon  (vgl.  u.  Anra.  278) 
auf  Waldbäume  das  Gesetz  vom  10.  XII  1854  art.  110.  Hierzu  vgl.  Duranton, 
eonrs  de  droit  franvais  B.  V S.  431  No.  393;  Laurent,  principes  de  droit 
civU  B.  Vni  No.  16. 

ms)  Für  die  Bcschneiduug  des  Überhangs  von  Waldbäumen  sprechen 
sich  aus;  Friederich  Adam  Georg,  instit.  jur.  foresial  German.  (Francof. 
ad  Moen.,  1803)  § CLVIII  pg.  114  und  K.  Friedrich  Schenck,  Handb. 
über  Forstr.  u.  Forstpolizei  (Gotha,  1825)  § 131  Note  a u.  b;  ebenso  Hilde- 
brand pg.  32.  Gegen  Emminghaus  vgl.  besonders  Hesse,  a.  a.  U.  B.  II 
■S.  -202  ff.  (2.  Aufl.  S.  .531  ff.)  — Von  Erkenntnissen  vgl.  diis  bei  Eichhorn 
a.  a.  Ü.  ^ 176  angeführte  Erkenntniss  der  Göttinger  Fanultüt. 
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führung  einer  vorgefassten  irrthiimlichen  Ansicht,  als  der  Nach- 
weis eines  wirklich  vorhandenen  ßechtssatzes. 


§ 4.  Dag  Überfallsrecht. 

Im  deutschen  fiechte  ist  ein  Auseinanderhalten  der  Grundsätze 
Uber  den  Überhang  und  derjenigen  über  den  Überfall  ungleich 
schwieriger  als  im  römischen  Rechte.  Nicht  nur  deshalb,  weil  zahl- 
reiche deutschrechtliche  Quellen  Überfall  und  Überhang  äuss er- 
lich in  ein  und  derselben  Bestimmung  verbinden,  sondern  vor 
Allem  deshalb,  weil  beide  Institute  auch  rücksichtlich  ihres  recht- 
lichen Gehaltes  von  den  Quellen  vielfach  auf  eine  Stufe  ge- 
stellt werden,  und  man  deshalb  leicht  versucht  ist,  Überfall  und 
Überhang  in  gemeinsamer  Darstellung  zu  behandeln.'”)  Wie  wenig 
jedoch  dies  zur  Übersicht  beiträgt,  zeigt  die  Schrift  Hillebrand’s, 
in  welcher  die  Normirung  einer  Gränze  zwischen  beiden  Rechts- 
instituten so  gut  wie  unterlassen,  und  welche  dadurch  nur  wenig 
geeignet  ist,  einen  Einblick  in  die  singulären  Eigenthümlichkeiten 
beider  Rechtsinstitute  zu  gewähren. 

Am  meisten  empfiehlt  sich  noch  die  Subsumtion  des  vorhan- 
denen Quelleninaterials  unter  zwei  Hauptkategorien,  deren  jede  sich 
wiederum  in  eine  Anzahl  ünterabtheilungen  zerlegen  lässt,  und  zwar 
bilden  die  erste  Kategorie,  wenn  wir  von  der  geringeren  Beschränkung 
des  Eigenthümers  des  Eruchtbaums  ausgehen,  diejenigen  Ent- 
scheidungen, welche  den  Sinn  des  vielgebrauchten  Rechtssprich- 
worts '•*) 

„Was  in  des  Nachbarn  Hof  fällt  das  ist  sein“, 

"*)  An  Literatur  vgl.  Orimm  in  der  Zeitschr.  für  gesoh.  Reohtswisienioh. 
III  S.  349  — 1157  und  auch  an  den  in  Anm.  99  citirten  Stellen:  — Hillebrand^ 
Zeitsohr.  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Keohtswissenschaft  IX  S.  310  ff.; 
— Kayscr  in  Orucbot's  Beiträgen  B.  XXI  S.  69  ff.;  — Von  älteren  Sohrift- 
stollem  enthält  Krebs,  de  ligno  et  lapide  (1700)  201  I pag.  63  sequ.,  und 
Hildebrand  (Hunker)  in  seiner  Dissertation  „de  fructibus  in  alienum  praedium 
propendentibus“  (1727)  einige  Angaben  aus  deutschen  Quellen,  jedoch  kommt 
Letzterer  über  ö Stellen,  die  er  an  verschiedenen  Stellen  wiederholt,  nicht 
hinaus.  — Betreffs  des  den  Lehrbüchern  zu  entnehmenden  Materials  vgl.  die  in 
Anm.  99  Angeführten.  Auch  hier  wieder  ist  auf  das  in  Stobbe’s  Handbuch 
enthaltene  reichhaltige  Quellenraaterial  hinzuweisen.  — Über  die  partinular- 
rechtliche  Literatur  vgl.  unten  § 6. 

'*')  Eisenhart,  Urundsätzc  des  deutschen  Hechts  in  Sprüebwörtern, 
II.  Ausg.  1M23  S.  229.  Graf  und  Dietherr  deutsche  Kechtsaprüchwürtcr 
(II.  Ausg.)  S.  98. 
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wiedergeben.  Die  zweite  Kategorie  uinfaest  diejenigen  Quellen, 
welche  dem  G-rundetücksnachbar  gestatten,  nicht  nur  die  fruchte 
weiche  vom  Baume  herübergefallen  sind,  aufziisammeln  und 
sich  zuzueignen,  sondern  dem  Nachbar  auch  ein  Anrecht  an  den 
noch  an  den  überragenden  Zweigen  hängenden  Früchten 
zusprechen. 

Man  hat  erst  spät  begonnen,  die  Verschiedenheit  dieser  beiden 
Gesichtspunkte  zu  erkennen,  und  sich  zu  fragen,  ob  dieselbe  nicht 
in  einer  diflTerirenden  Kechtsanschauung  ihren  Grund  findet;  in  der 
älteren  Literatur  werden  Citate  beider  Kategorien  unvermittelt  neben 
einander  gestellt,  und  wird  regelmässig  nur  auf  den  auf  der  Hand 
liegenden  Unterschied  zwischen  dem  deutsclien  und  römischen  Rechte 
aufmerksam  gemacht. 

Zum  Verständniss  der  rechtlichen  Natur  dieser  verschiedenen 
Formen,  in  denen  das  Überfallsrecht  im  deutschen  Rechte  erscheint, 
müssen  wir  vorausschicken,  dass  die  Früchte  eines  Baumes,  solange 
sie  noch  nicht  von  demselben  getrennt  sind,  dem  Figenthümer  des 
Baumes  g^ehören: 

Goerlitzer  Landrecht  XLVIl  § 4:  Ein  gepotit  boum 
unde  sin  obiz  die  habin  beide  ein  recht.'**) 

Von  einem  Eigenthumsrechte  des  Nachbars  an  den  über- 
hängenden, noch  an  den  Zweigen  befindlichen  Früchten  könnte 
darnach  ohne  die  gleichzeitige  Construction  eines  Eigenthumsrechts 
an  den  Asten  selbst  keine  Rede  sein.'*’)  Dieses  rechtliche  Ver- 


“*)  Streng  genommen  kann  man  bei  der  zweiten  von  uns  aufgestellten 
Kategorie  nicht  von  einem  „Überfall  der  Früchte“  sprechen;  es  empfiehlt 
sich  jedoch,  um  Verwechslungen  mit  dem  Überhang  der  Zweige  vorzubeugen, 
ancb  hier  den  Ausdruck  „Überfallsreoht“  zur  Anwendung  zu  bringen. 

•**)  Homeyer,  B.  II,  2 8.  219.  — Vgl.  auch  Blume  des  magdeburger 
Rechts:  Dy  bowme,  dy  in  eins  mans  hotf  stehen,  dy  sint  seine,  alzo  ist  auch 
dy  Frucht  seine  bowme.  (Bühlau,  1 3G).  — Charakteristisch  ist  auch  die 
Stelle  im  Feldrecht  der  Stadt  MUllhausen  art.  IX  Ü 11;  Obschon  ein 
Baum  und  dessen  Früchte  demjenigen  zugehören,  in  dessen  Qrund  und  Boden 
er  gewachsen,  jedoch,  wenn  die  Aste  über  eines  andern  Outh  reichen,  soll 
diesem  von  dem  obst  so  auf  seine  Seiten  fallet  oder  abgebrochen  wird  nach 
alter  bisheriger  Uewohnheit  die  Hälfte  gebühren,  was  aber  auf  die  Almende 
fallt,  bleibt  dessen  eige,  dem  der  Baum  zugehört.  (Hinsichtlich  des  letzten 
Punktes  vgl.  unten  Anm.  231  u.  232.) 

’*’)  Vgl.  Stobbe  a.  a.  0.  § 8.Ö  unter  c.  a.  A.  — ßetreß's  der  Ausnahme- 
bestimmungen einzelner  (Quellen  bei  fructus  industriales  verweise  ich,  unter 
Anschluss  an  die  dort  vertretene  Ansicht,  auf  Stobbe  a.  a.  O.  § 152,  bes 
Anm.  3 u.  Stobbe,  Beiträge  S.  (17  fg.;  die  — in  einzelnen  Rechtsaufzeiebnun- 
geu  ausdrücklich  anerkannte  — llobiliarqualität  niclitscparirtcr  Früchte 
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hältni88  der  Früchte  zum  Baumeigenthümer  ändert  «ich  auch  nicht 
dadurch,  das«  «ich  die  Früchte  vun  dein  Baume  trennen  und  auf 
das  Nachbargrundstück  zu  liegen  kommen.  Vollkommen  unrichtig 
ist  e«,  sie  in  dem  letzteren  Falle  als  herrenlose  Sachen  zu  be- 
trachten, deren  Occupation  Jedem,  in  erster  Länie  dem  Nachbar, 
auf  dessen  Grund  und  Boden  «ie  eich  befinden,  zusteht,  denn  das 
Eigenthumsrecht  an  einem  Gegenstände  wird  durch  seine  Lage, 
seine  Entfernung  vom  EigenthUmer,  der  Einwirkungsmöglichkeit 
bezieh.  -Unmöglichkeit  desselben  auf  diesen  Gegenstand  in  keiner 
Weise  beeinflusst. 

Diese  Erstreckung  und  ununterbrochene  Fortdauer  des  Eigen- 
thumsrechtes des  BaumeigenthUmers  an  den  übergefallenen  Früchten 
seines  Baumes  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  Letztere  seiner  faktischen 
Herrschaft  entzogen  und  in  den  Besitz  eines  Andern  gelangt  sind, 
kennt  auch  das  deutsche  Recht,  denn  warum  rechnete  sonst  das 
Weisthum  von  Erlenbach  Zuertheilung  eines  anries  an  den 
Nachbar  geradezu  unter  die  Abgaben,  gleich  den  Zehnten***),  und 


(Stobbe  , Handbuch  !;  79  Anm.  9)  rechtfertigt  nicht  die  Behauptung  des  Vor- 
handenseins eines  Eigenthumsrechtes  auf  Seiten  des  Nutzungsberechtigten 
vor  der  Separation  (Ausm.  Preuss.  L.  R.  I.  9 § 221).  — Wenn  der  Hanm  auf  dem 
gemeinsamen  Reine,  welcher  beide  Orundstücke  scheidet,  steht,  hat  jeder  der 
beiden  Nachbarn  gleiches  Recht  an  dem  Baume,  die  Früchte  stehen  im  Eigen- 
thume  Beider  und  werden  zu  gleichen  Tbeilen  getheilt.  Vgl.  Landrecht  von 
Kessendorf  (Salzb.  Taid.  S.  39  Z.  3t  ff  );  — Ehehaft  Recht  der  .Schranne 
Höchfeld:  wo  aber  die  paumb  es  seien  gleich  gepfelzt  oder  wild,  geradt  auf 
dem  march  stehen , mag  jeder  thail  halbs  obst  zu  sich  nemmen.  (Salzb.  Taid 
S.  12  Z.  29  ff.);  Rügung  und  Landgebote  des  Landgerichts  Ant- 
hering  art.  48,  3 (Salzb.  Taid.  S.  70  Z.  26  ff.);  — Ehehaft  Taiding  von 
Rasohenberg,  Frage  12  (Salzb.  Taid.  S.  96  Z.  31  ff.  und  Orimm,  Weisth. 
\'I  S.  166). — Weisthum  von  Winhering  § 16  a.  E.:  „wo  aber  aaoh  were, 
das  ain  solcher  paumb  miten  in  ainem  march  stuende,  so  sollen  bede  naebtbam 
disen  paum  mit  einander  schitten  und  treulich  teilen“.  Das  Oesetz  fügt  noch 
hinzu:  „wo  es  dann  in  ainem  perg  oder  leuten  wer,  so  hat  ain  ieder  auf  seinem 
grünt  macht  ain  pröt  oder  anders  furzesezen,  denn  es  bleibt  nit  sonder  lauft 
auf  eines  andern  grünt  abwerz  (Orimm,  Weisth.  VI  S.  142);  Recht  von 
Reichenau  (Orimm,  Weisth.  III  S.  684);  Land  u.  Urbarrecht  des  Pfleg- 
u.  Landgerichtes  HUttenstein  cap.  22:  fahls  ain  solcher  fruchttragender 
paumb  also  situieret  ist,  duz  er  auch  von  eines  andern  grund  oder  erden  saft 
und  wachsthumb  erhaltet,  so  haben  beede  auf  gleiche  thail  die  flüchten.  (Salzb. 
Taid.  .S.  175  Z.  1 ff.),  vgl.  hierüber  oben  bei  Anm.  136.  — Emminghaus, 
Pandekten  des  gern,  sächs.  R.  S.  446  Nr.  26;  Völker,  Handb.  des  grossh. 
sächs.  Privatrechts  S.  326. 

'”*)  Weisthum  von  Erlenbach  (am  Züricher  See;  die  vorliegende  Auf- 
zeichnung stammt  aus  dem  .Jahre  1610).  Hier  heisst  es,  um  die  Abgabenfreiheit 
der  HofgUter  darzutlmen,  sie  seien  so  frei,  dass  sic  keinen  „anries“  gäl>en: 
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gestattete  deshalb  den  EigenthUinern  der  abgabenfreien  Hofgüter, 
den  Überfall  auf  dem  Nachbargrundstücke  zu  sammeln  ? Oder 
warum,  — dies  ist  in  Folge  der  Häufigkeit  der  Belegstellen  ein 
ungleich  schwerer  wiegender  Grund,  — gewährten  sonst  zahlreiche 
Quellen  dem  Nachbar  nur  einen  Th  eil  der  über  gefallenen 
Früchte,  während  sie  den  übrigen  Theil  dem  Bauuieigcnthünier 
zusprechen  ? > ••)  *®®) 

Dass  man  im  deutschen  Rechte  dem  Baumeigenthümer  nicht, 
wie  im  römischen  Rechte,  gestattete,  die  übergefallenen  Früchte 
seines  Baumes  in  Ausübung  seines  Eigenthumsrechtes  auf  dem 
Nachbargrundstücke  einzusammeln,  ja,  dass  man  sogar  so  weit 
ging,  ihm  den  Fruchtgenuss  der  auf  das  Nachbargrundstück  über- 
hängenden Zweige  seines  Baumes  völlig  zu  entziehen , beruht  ent- 
sprechend den  Grundsätzen  über  den  Überhang  nicht  auf  einem 

„and  were  tach,  das  einer  ein  bös  tach  bette  und  ein  nuszbom  bj  dem  hus 
stuend  vnd  die  nussen  zuo  dem  für  durch  dz  tach  helind,  so  sol  einer  in  dz 
hus  gan  zuo  dem  für  vnd  sol  die  nussen  vflesen  vnd  sol  im  dz  nieman  weren". 
(Orimm,  Weisth.  IV  S.  336  § 2Gj  Sebauberg,  Beitr.  VIII  283  fg.)  Hierzu 
auch  Gierke,  der  Humor  im  deutschen  Becht  S.  24  und  Rochholz,  Aar- 
gauer  Weisthümer  (1876)  S.  lOO  1.  Anm. — Ähnlich,  wenn  auch  aus  anderen 
Motiven  hervorgegangen,  die  Bestimmung  des  Landbuohs  des  Hofgeriebtes 
Klosters:  „so  aber  die  Bäum  gemelte  zechen  Schuh  von  Zil  und  Märchen 
standt  unnd  nüt  destminder  die  Aest  lützel  oder  viel  ob  oder  auf  eins  andern 
Gut  giengen,  sollend  die  Frücht  des  der  Baum  auch  ist  seyn  und  gehören." 
(Vgl.  unten  Anm.  187). 

'**)  unten  bei  Anm.  21ä  ff.  Betreffs  des  Überfalls  auf  die  Atmende 
vgl.  unten  bei  Anm.  231  u.  232. 

**')  Der  Nachbar  musste  bei  Theilung  der  übergefallenen  Früchte  in  der 
Kegel  dem  Baumeigenthümer  den  ihm  zukommenden  Theil  einhändigen,  da- 
rauf deuten  die  Ausdrücke:  der  Nachbar  soll  „zwei  thail  zu  dematamen  legen“ 
(Ehehaft  Hecht  der  Schranne  Höchfeld,  Salzb.  Taid.  8.  12  Z.  23  ff.), 
„sollen  die  nachbarn  den  vberfall  . . . halb  an  den  stock  lieberen  vnd  widergeben“, 
iWeisth.  von  Kenne,  Grimm,  Weisth.  II  S.  314)  u.  a.  Seltner  finden  sich 
die  Bestimmungen,  in  denen  der  Baumeigenthümer  mit  einer  „lankwit“  oder 
einer  „ahrraute"  auf  das  Nachbargrundstücke  hinüberreichen  darf  (vgl.  unten 
bei  Anm.  248);  von  einem  Abholen  der  lYüchte  durch  den  Baumeigenthümer 
spricht  ansdrücklich  die  würtembergische  Bauordnung  von  1656  „von 
Rebstöcken,  Bäumen  und  Überhängen  i;  5"  (S.  75):  Der  Eigenthümer  des 
Nachbargrundstücks  ist  verpflichtet,  „das  dritte  Theil  bey  verzäunten  oder  ge. 
hägten  Güttem  wider  zu  erstatten  oder  an  offenen  Güttern  wie  von 
alters  Herkommen,  das  dritte  Theil  ligen  zu  lassen“.  [Im  Gegensatz 
hierzu  vgl.  Landrecht  von  Liebenau  (Bayern)  § 13:  Es  soll  Keiner  seine 
Äste  auf  das  Nachbargut  hängen  lassen  (mit  paumen  bioiiberziglen),  „wo  ers 
aber  thuet,  so  soll  er  sich  kains  fales  auf  des  andern  grund  undorsten.“  Andrer- 
seits steht  ihm  frei  auf  seinen  Baum  liiuaufzusteigen  „uud  sich  des  abprokkeins 
zu  unterwinden“.  (Vgl.  u.  .\nm.  24.5.)  Grimm,  Weisth.  VI  S.  1.50.) 

l>M  Recht  det  Überhang!  und  t^erfaUa  ^ 
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rein  theoretisch  zu  begründenden  Grundsätze,  sondern  auf  der  Recht 
schaffenden  Billigkeit , welche  ihren  Ausdruck  in  dem  sprichwort- 
artigen  Satze*®*): 

„Der  den  bösen  tropfen  genicsset,  geniesset  auch 
den  guten“*®*), 

oder,  wie  sich  das  Wester wolder  Landrecht  ausdrückt: 

„wer  die  onnutten  hevet,  die  mach  den  nutten  drup  hebben 
in  hoffgrunde“, 

findet.®"*)  Man  wollte,  wie  es  sich  bereits  in  der  oben  bei  Anm.  17ß 
angelührten  Stelle  der  Augsburger  Willkür: 

„daz  ain  yeglicher  seinen  paum  oder  die  estte  daran  die 


*•')  Graf  u.  Dietherr,  Rechtssprichwörter  S5,  \'12. 

*"*)  Rictherger  Lanürecht  (zwischen  Paderborn,  Münster  und  Lippe 
an  der  Ems  § 95  (1697  — Grimm,  Weisth:  III  S.  106).  f übereinstimmend  die 
Urtheilc  zum  Sandwell  (16.  Jahrh.)  § 6 a.  K.:  wandeweil  er  den  quaden 
droplen  haben  muess,  soll  er  auch  des  gueten  geuieszeu.  Vorliegendes  Kechts- 
sprichwort  passt  auch  in  nicht  übertragener  Bedeutung,  da  vielfach  der  Tropfen- 
fall, der  vom  Baum  auf  das  Nachbarfeld  herabfalH,  durch  übergrosse  Feuchtig- 
keit das  Wachsthum  der  Pflanzen  hindern  kann,  während  die  überfallende 
Frucht  als  der  „guete  dropfen“  gilt. 

’"•)  Westerwolder  Landrecht  eap.  8 § 14  (Richthofen,  friesische 
Rccbtaquellen  B.  I S.  268).  Derselbe  Gedanke,  nur  nicht  in  der  Fassung  eines 
Rechtisprichwortes  flndet  sich  im  Weisthum  von  Winhering  (Bayern, 
1594)  II  § 15:  denn  wes  hat  ainer  darvon,  so  er  ain  ganz  jar  des  paumhs  an 
geniesz  schaden  nemen  mueszt,  wie  dann  guetes  wissen.  (Grimm,  Weisth.  VI 
S.  142).  Im  Folgenden  charakterisirt  das  Weisth.  von  Winhering  den 
„bösen  tropfen  den  der  nachbar  geniesset“;  stet  dergleichen  paumb  in  ainem 
acker  so  wird  das  traid  darunter  wie  siinst  aiu  anders  uit  zeitig,  ist  es  in  ainer 
wisen,  so  wechst  muesz  darunter  und  heigt  sich  nit  (es  wächst  „wirres  Zeug“ 
darunter  und  keine  hohen  Halme),  sondern  man  muesz  es  mit  bemüchenung 
heraus  bringen,  des  also  nit  ain  clainc  beschwer  und  nit  wol  zu  gcdulten  ist.  — 
Vgl.  hierzu  Stobbe  a.  a.  O.  i;  85  unter  c.;  — Falck,  Handbuch  des  schles- 
wig-holstein.  Privatr.  ß.  V,  1 S.  160  Anm.  27;  — Bluntschli,  Privatrechtl. 
Gesetzb.  für  den  Kanton  Zürich  II  S.  102;  — Heusler,  Institutionen  des 
deutsch.  Privatr.  II  S.  193.  — Dies  ist  auch  die  Ansicht  der  älteren  Doctrin 
gewesen:  Melonius,  Thes.  ,Tur.  lib.  43  tit.  5 (unten  Anm.  223);  Krebs,  de 
ligno  et  lapide  vol.  I pg.  67  n.  68  und  die  daselbst  Citirten.  (Carpzow,  B.  III 
Const.  32  def,  25;  Philipp,  us.  pract.  instit.  lib.  II  eclog.  13);  — Hesse, 
a.  a.  O.  B.  II  S.  200  (2.  Aufl.  S.  .529).  . — Dieselbe  Begründung  noch  in  den 
Motiven  für  den  Entwurf  des  hessischen  Gesetzbuches,  in  denen  es  S.  118 
heisst,  ..dass  man  dem  Stammeigenthümer  das  Ansichzieben  des  Überhangs 
nicht  verwehren  wollte,  im  librigen  die  herablällenden,  aber  nicht  die  hängenden 
Früchte  als  stillschweigend  zugestandcuen  Entgelt  fiir  die  vom  Stammeigen- 
thümer hängen  gelassenen  Zweige  gedacht  habe“.  Vgl.  unten  .Anm.  316b. 
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ufT  üncn  andern  hangent  wohl  alhowen  mug,  wenne  er  wolle 

80  kain  ob»  daran  ist “ ***) 

ausprägt,  dem  Nachbar,  welcher  den  Überhang  und  die  damit  un- 
vermeidlich verbundenen  Nachtheile  und  Unannehmlichkeiten  ge- 
duldig ertragen  hatte,  nicht  den  Vortheil  entziehen,  welcher  durch 
die  überhängenden  Zweige  geboten  wurde,  und  sprach  ihm  deshalb 
ex  lejge  den  vollen  oder  wenigstens  thcilweisen  Genuss  der  Früchte 
des  Überhangs  zu.**'“)  Dies  ist  ni.  E.  der  einzige  eine  Erklärung 
des  deutschen  Überfallsrcchtes  gewährende  Gesichtspunkt;  auch  hier 
treffen  die  bereits  bei  Gelegenheit  des  Überhangsrechtes  besprochenen, 
zugleich  das  Recht  des  Überfalls  in  sich  begreifenden  Theorieen 
Eichhorn 's,  Bescler’s  und  Hillebrand’s  nicht  zu. 

Eine.s  besonderen  Hinweises  bedaif  ihrer  Eigenartigkeit  wegen 
die  Ansicht  Grimm ’s,  weichein  den  Kestimmungen  des  deutschen 
Rechts  über  den  Überfall  die  „Heiligung  eines  Zufalls“  erblickt; 
„Oie  Vollziehung  der  dem  einen  oder  andern  Eigenthümer  zu- 
gesprochenen Gunst  wird  vorher  erst  noch  von  dem  Schicksal  ab- 
hängig gemacht.“  ***) 


•**)  Vgl.  auch  Brunner  Schöffenbuch  cap.  208:  quia  si  hoc  contingat 
fruetus  eomudem  ramorum  cum  vicino,  enius  hortura  obumbrant,  dividantur, 
vel  per  dominum  arborum,  >i  vioinus  carere  volnerit,  praescindantur ; und  auch 
im  „bebmischen  Hecht  u.  s.  w.“  (Aiisg.  von  1607)  cap,  XLI  art.  25:  Es 
were  denn,  dass  der  Nachbar  sich  mit  dem  Übst  so  von  den  ästen  auff  eine 
Seite  hangende  abfiele,  wolte  besagen  und  begnügen  lassen.  — Sehr  be- 
zeichnend ist  ferner  die  „Verbesserte  Schützenordnungvon  Köln“,  welche 
dem  Baumeigenthümer,  der  die  Früchte  der  überhängenden  Zweige  abbriebt 
und  so  den  dem  Nschbar  zukommenden  Überfall  vereitelt,  vorschreibtt  derselbe 
„soll  nicht  desto  weniger  ....  seinem  Nachbaren,  so  den  Ueberhang  des  Baums 
leiden  muss,  auch  nach  adveuant  und  der  Billigkeit  gemäss  Theil  von  den  ab- 
gebrochenen Früchten  zuschicken“  (Vollständ.  Sammel.  deren  die  Verfass,  des 
hohen  Ertzstifts  Cölln  betreff.  Statuten,  B.  II  S.  897).  — 

Einen  ausserordentlich  glücklichen  Beleg  für  die  im  Texte  ver- 
tretene Ansicht  bietet  cap.  08  des  Stadtrodels  von  Maienfeld,  1505;  „Be- 
schluss von  ops  und  bömen;  Item  zu  beschluss  diser  ops  und  bömen  artickel 
(a.  a.  O.  cap.  08  — 07)  ist  abgeret,  ob  sacb  wurde  sin,  das  villicht  dem  entaohaid, 
so  in  der  gittikeit  von  uns  gestelt  nit  goläpt  wurde,  sonder  mer  Uneinigkeit 
danus  entsprungc,  es  sig  mit  den  bömen,  so  einandren  thättind  und  sich  ein 
tayl  der  fruchten  so  im  in  sin  gut  Rele  sich  nit  weite  beniegen,  sonder  im 
me  schaden  brächte  wan  das  anriss  in  nutzen  möcht,  und  so  fil  das 
ärs  vermaint  den  bom  so  des  andren  ist  zestumpen,  so  sol  är  im  fräfelich  sem- 
lichs  nit  für  nemen  sonder  das  an  ein  wärch  mcister  lassen  langen“,  welcher 
dann  die  Sache  im  Beisein  zweier  Oemeindemitglieder  beilegen  soll  (Zeitschr. 
für  schweizer.  R.  n.  F.  B.  V S.  169). 

•“)  Grimm  in  der  Zeitschr.  für  geschichtl.Kechtswissenschaft  B.  II  IS.  850  ff. ; 
— Selbstkritik  Grimms  in  der  Zeitschrift  für  krit.  Rswissensch.  B.  IV  S.  178: 

()• 
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Es  scheint  sich  diese  Auslegung  insofern  der  Wahrheit  zu 
nähern,  als  das  deutsche  Recht  häutig  da,  wo  es  sich  nicht  berufen 
oder  befähigt  fühlte,  eine  bestimnite  Entscheidung  aus  sich  selbst 
zu  geben,  die  Lösung  des  Knotens  einer  höheren  verborgenen  Macht 
Uberliess.  Andrerseits  ist  jedoch  die  Ansicht  Grimm ’s  an  diesem 
Punkte  deshalb  nicht  zu  verwerthen,  weil  sie  uns  nur  über  einen 
Theil  unseres  Rechtsinstitutes,  — nämlich  den  ohne  äussere  Störungen 
erfolgenden  Überfall  — aufklärt,  während  sie  in  Allen  andern  Fällen, 
besonders  wenn  ein  Eingreifen  von  Seiten  des  Baumeigenthümers 
oder  gar  des  Nachbars  gesetzlich  gestattet  wird  versagt.  Ebenso 
versagt  sie,  wenn  die  Quellen  eine  Theilung  der  Früchte  zwischen 
den  Gränznachbarn  unter  Angabe  bestimmter  Quoten  festsetzen.  — 
Eine  nähere  Betrachtung  der  Quellen  belehrt  uns,  dass  sich  die- 
selben am  häutigsten  in  dem  Sinne  des  von  uns  als  erste  Kategorie 
bezeichneten  Sprichwortes:  „Was  in  des  Nachbars  Hof  fallt,  das 
ist  sein“,  aussprechen,  nur  ist  es  vielfach . nicht  der  ganze  Über- 
fall *“•),  den  man  dem  Nachbar  zuspricht,  sondern  man  zwingt  ihn 
entweder,  mit  dem  Herrn  des  Baumes  zu  theilen,  oder  beschränkt 


„lull  verdeuko  es  Niemandem,  wenn  er  diese  Deutung  seltsam  findet“.  Zu 
dem  Aufsatze  Urimm’s  vgl.  auch  Daupp,  Kritische  Zeitschr.  B.  III  Heft  2 
S.  254  lg.  und  Gau  pp,  a.  a.  0.  B.  IV  S.  500.  — Ein  Beleg  für  die  Ansicht 
Grimm’s  liesse  sich  in  dem  Zuchtbuch  und  Man  nszucbtrodel  von 
Pfeffere  § 7t>  finden:  . . gehört  der  völlige  abfall  deme  in  dessen  wein- 

oder  krautgarten  oder  dach  die  fruchten  fallen,  doch  sollen  keine  hurden 
auf  den  tachoreu  gemacht  werden“,  weil  sonst  das  durch  Zufall  erzeugte 
Theilungsverhältniss  durch  fremden  Kingrift'  gestört  werden  würde.  [Grimm, 
Weisth.  VI  S.  Ö75).  — Auch  Grimm  giebt  (Zeitschr.  für  krit.  Kechtswissensch. 
111,  S.  174)  zu,  dass  ihm  das  Sprichwort  „Wer  den  bösen  Tropfen  geniesst 
u.  s.  w.“  „bedeutend  scheine“. 

Die  Quellen  bedienen  sich  zur  Bezeichnung  des  Überfalls  des  Wortes 
„anrics“:  „das  einem  über  den  Zaun  auf  seinen  Grund  fallende  Obst,  was 
an  einem  riset  — gerisen  ist“  (Grimm,  Wörterbuch  I 8.  429).  — Mehrfache 
woitergehende  Definitionen  des  Wortes  „anries“  finden  sich  in  den  neueren 
Schweizer  Gesetzbüchern,  so  in  dem  „Privatrechtlicben  Gesetzbuch  für  den 
Kanton  Schaffhausen“  § 6ÜH:  „Das  Anries  besteht  in  dem  Rechte  des 
Nachbars,  die  übrrhängenden  Früchte  zu  gewinnen  und  die  überfallenden  zu 
liehalten.“  Wörtlich  übereinstimmend  das  „Privatreohtliche  Gesetzbuch  für 
den  Kanton  Zürich“  § 591.  (Hierzu  Bluntschli,  II  S.  103).  — Strafe  für 
die  Entziehung  des  anries  durch  den  Baumeigenthümer  in  der  Öfnung  zu 
Niederbüren  (Grimm,  Weisth  1 S.  223),  in  der  Öfnung  zu  Rorschach 
aus  dem  .1.  1469  (Grimm,  Weisth.  I.  S.  238X  Öfnung  zu  Tablat  (Grimm, 
1.  ,S.  231).  sümmtlich  aus  dem  Gebiete  von  St.  (Hllen;  vgl.  auch  Weisthum 
von  Hefenhofen  (1467)  8 37  (Grimm,  Weisth.  V S.  129)  und  Hoftaiding 
an  dem  Gschaid  von  1570  (Steir.  u.  kärnth.  Taidinge  S.  156  Z.  ;ftt  ff.). 
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ihn  durch  Vergünstigungen,  die  man  dein  Baumeigenthümer  zu 
Theil  werden  Hess. 

Den  ganzen  Überfall  gewährt  dem  Eigenthüiner  des  Nachbar- 
grundstücks die  Glosse  zum  Sachsenspiegel  in  den  Worten: 
Schottestu  deyn  abist,  was  yn  deynen  nackebures  hoff  vellit 
das  bleibet  seyn,  — 

ein  Satz,  den  die  Glosse  zum  Weichbild  wörtlich  wiederholt.*®*) 
Es  bedarf  hierbei  wohl  kaum  der  besonderen  Hervorhebung,  dass 
in  diesen  Stellen  nicht  nur  der  Fall  eines  Suhüttelns  durch  den 
Bauineigcuthümer  begriffen  ist,  und  dass  ebenso  die  anderweit  berab- 
fallenden  Früchte  in  das  Eigenthum  des  Nachbars  übergingen. 

Ebenso  spricht  sich  sowohl  das  polnische  Rechtsdenkraal 
cap.  19:*"») 

wo  abir  obes  bowme  obir  den  czwn  in  eynes  andern  garten 
wachzen,  dez  der  garte  ist,  der  mag  des  obesses  nicht  brechen 
noch  schoten,  waz  aber  nedir  vellet,  daz  mag  her  wol 
lezen, 

als  auch  eine  grosse  Beihe  anderer  Rechtsquellen  wie  die  ältere 
clevische  Rechtsquelle  des  15.  Jahrhunderts*'®),  das  Herr- 
schaftsrecht von  Elgg*“),  die  Ordnung  von  Winzer- 


Citirt  nach  der  Baseler  glossirten  Ausgabe  des  Sachsenspiegels  von 
UV4 ; Dieselbe  Bemerkung  findet  sich  in  der  Lübecker  Handschrift  des  Sachsen- 
spiegels vom  J.  1427  und  in  der  Berliner  Handschrift  vom  J.  146(i  (vgl. 
Homeyer  in  der  Anm.  zu  Ssp.  II,  art.  52).  — Die  Glosse  zürn  S«p.  sucht 
durch  ScheingrUnde  eine  Vereinigung  mit  Dig.  XLIII,  28  herbeizuführen,  ohne 
dass  sich  jedoch  ihr  in  den  Ländern,  in  welchen  der  Ssp.  Geltung  erlangte, 
Theorie  und  Praxis  anschlossen,  (vgl.  Beyer  I.  c-;  Thomasius  not.  ad. 
Instit.  pg.  146;  Heineccius,  £lem.  iur.  germ.  Lib.  II  tit.  III  § 70;  Kraus, 
de  iure  in  arbores  vicini  etc.  pg.  17).  Ausführliche  Besprechung  der  Glosse 
zum  Ssp.  n,  52  bei  Schuster,  in  der  allgemeinen  oesterr.  Gerichtszeitung 
B.  XXXIV  8.  49. 

*•")  von  Daniels  u.  v.  Gruben  a.  a.  O.  Sp.  432  fg.  Auch  sie  legt  der 
Sspglosse  gleich  darauf  Nachdruck;  keine  gewalt  aal  man  abir  thun  ut  ff.  50, 
17  de  regrulis  iuris  L.  55,  Nullus. 

*"*)  vgl.  Volkmann  a.  a.  O.  S.  20. 

”")  vgl.  Schröder,  llittheilungen  über  eine  clevische  Kcchtsquelle  des 
lö.  Jahrh.  (Zeitachr.  für  Kechtswissensch.  B.  IX  S.  448)  tit.  176  § 2.  Im 
Wortlaut  mit  den  Glossen  zum  Sachsenspiegel  u.  zum  Weichbilde  überein- 
stimmend. Ebenso  kurz  das  Delbrüoker  Landrecht  (zwischen  Lippe  und 
bims  entstanden)  bei  Grimm,  Weisth.  III  S.  102  a.  £.). 

*")  H errschaftsrecht  von  £lgg  (1535)  68,  2:  Stat  der  heimsch  nusa 
ald  ops  boum  in  einem  wingarteii  oder  in  des  Flecken  Fridkreiss,  oder  in  einem 
krutgarten , so  nimpt  ictlicher  wass  uff  in  valt  und  gibt  dem  stan  (—  Stamm) 
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hausen*'-),  Jas  Hie  t her  ge  r Landrecli  t ■'"*),  die  Frankfurter 
Reformation*'*)  u.  a.  aus. 


herren  kein  auriss  nit  wider  (Bluotscbli,  a.  a.  U.  S.  215  § 72  Anm.  3). 
Ähnlich  das  Zuchtbuch  und  Mannszuchtrodel  von  Ffeffers  (St.  (lallen, 
15211  u.  später)  § 76.  Letzteres  setzt  noch  hinzu:  doch  solleu  keine  hurdeu 
auf  den  tacheren  gemacht  werden,  damit  der  nachbaur  (hier;  der  Baumeigen- 
thümer)  nbervortheilt  werde  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  il75).  Leu,  Eidgenössi- 
sches Stadt-  und  Land- Recht  S.  645.  Von  Schweizer  Quellen  vgl.  ferner  das 
Unterwaldner  Landbuch  S.  6 (bei  Frosch  a.  a.  0.  S.  63)  und  auch  das 
Landbuch  des  Hofgerichtes  Kloster  (Sammlung  sämmtl.  Statutarrechte 
von  Granbünden  VII,  3 S.  36):  „so  soll  alsdann  die  Fracht  so  auf  eines  Än- 
dern dem  die  Bäume  zu  nach  seinen  Gut  oder  Marchzihlcii  wärend  und  auf 
desselben  fallen  mag,  wirklichen  gehören“.  Abweichend  wird  im  Folgenden 
bestimmt,  dass  wenn  die  Bäume  in  der  gesetzlich  festgesetzten  Entfernung  vom 
Nachbargrundstück  angepflanzt  seien,  und  dennoch  die  Aste  über  den  Gränz- 
zaun  i-agten ; „sollend  die  Frücht  des  der  Baum  auch  ist  seyn  und  gehörcu : 
(Über  eine  eventuelle  Abholung  der  Früchte  wird  nichts  bemerkt).  — Von 
Tiroler  Quellen  vgl.  Hoftaiding  an  dem  Gschaid  (1.570):  Item  wan  ein  obs- 
baumb  in  einem  khag  ader  fridt  stett  und  wen  das  obs  abreist  (d.  h.  abfällt) 
das  soll  ain  jeder  auf  seinem  teil  wo  es  hin  gfallen  ist  macht  aufzuklauben  haben 
und  kainer  dem  andern  sich  ubergreifen.  (Steir,  u.  kärnth.  Taidiuge  S.  156 
Z.  39  ff.).  — 

*'•)  Winzerhauser  Dorfordnung  von  1.59.3  § .53;  Das  hinfirther  ain 
■lodcs  wahin  es  Tält  bleiben  vnnd  nichtz  wider  zum  Stamen  geben  werden  solle. 
(Reyscher,  das  gemeine  u.  Württemberg! sehe  Frivatrccht  § 2H5  (B.  III  S.  II) 
Anm.  8).  — S.  J.  Kap  ff,  de  eo  quod  circa  glandes  justum  est.  Tub.  177.5. 

”*)  Rietberger  Landrecht  cap.  3.5:  Wem  die  eichein  zugehören  so 
von  des  nachbarn  bäume  dessen  zweyger  auf  des  andern  nachbarn  grund  hengen 
fallen?  Der  den  bösen  tropfen  geniesset,  geniesset  auch  den  guten  (Grimm, 
Weisth.  III  S.  106).  Da  sich  diese  Stelle  ganz  allgemein  ausdrückt,  so  ist  hier 
wohl  an  keine  Theilung  oder  Beschränkung  anderer  Art  zu  denken.  — 

Frankfurter  Reformation  von  1.578  Thcil  VIII  tit.  XIII  § 2: 
Was  sonst  von  des  Baums  Esten  so  über  dess  Nachbarn  Gut  hangen  vou  Ubs 
wächsst  vnd  auff  desselben  Grundt  abfellt,  soll  desselben  Nachbars  seyu  vnd 
bleyben.  (Genaueres  über  die  Frankfurter  Reformation  vgl.  unten  Anm. 
321  fg.)j  die  Wormser  Reformation  von  1498  enthUlt  keine  diesbezügliche 
Bestimmung,  vielleicht  ist  aber  aus  B.  VI,  1 tit.  20  zu  schliesscn,  dass  auch 
sie  dem  Nachbar  den  l’berfall  zugesprochen  wissen  wollte. 

Nach  Analogie  dieser  Stellen  wird  auch  bei  dem  Umstürzen  des  an  der 
Gränze  wachsenden  Baumes  selbst,  derjenige  Theil  des  Stammes  und  der  Aste 
welcher  auf  das  augränzende  Grundstück  zu  liegen  kommt,  dem  Eigeuthümer 
des  Letzteren  zugesprochen;  so  in  dem  Weisthum  von  Altenthan  (Salzb. 
Taid.  ,S.  23  Z.  14  fl);  — Weisthum  von  Kessendorf:  es  soll  auch  kainer 
keinen  bäum,  den  er  abschlagen  wolte  ansailen  und  auf  seinen  grund  ziechen, 
sonder  er  soll  denselben,  wo  ain  ander  auch  ain  fahl  darzue  hete,  frei  unange- 
sailt  fallen  lassen,  alsdann  soll  es  damit  gehalten  werden  wie  mit  den 
fruchten.  (Salzb.  Taid.  S.  39  Z.  3-5  fl'.;  die  Früchte  werden  getheilt);  — 
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Häuiij;  aber  macht  man  die  Gewälirung  dcti  ganzen  Über- 
falls von  dein  V^orhandeusein  bestimmter  Voraussetzungen  abhängig, 
indem  man  zwischen  „wilden“  und  „zeamen"  Bäumen  scheidet,  und 
nur  bei  den  ersteren  dem  tirundstücksnachbar  den  ganzen  Über- 
fall zuspricht,  während  man  bei  den  Letzteren  eineTheilung  der 
übergefallenen  Früchte  zwischen  dem  EigenthUmer  des  Baumes  und 
dem  des  Grund  und  Bodens,  auf  welchen  dieselben  zu  liegen  ge- 
kommen sind,  eintreten  lässt. 

Diese  Theilung  kann  an  sich  denkbar  verschiedener  Art  sein, 
in  der  Verbindung  mit  dem  Gegensatz  von  „zeamen“  und  „wilden“ 
Bäumen  aber  überwiegen  diejenigen  Quellen,  welche  eine  Halbirung 
des  Überfalls  zwischen  dem  Nachbar  und  Baumeigenthümer  an- 
ordnen. Hierher  gehören  das  Weisthum  zu  Herr  nbreitingen  *’*), 
das  Ehehaftrecht  von  Wilzhut**®)  die  salzburgischen  Weis- 
thümer  von  Haunsberg,Wartenfels*‘’),  ünterlebenau*'*)u.  a. 


Landrecht  des  Pfleggcric lit s Wartenfels  (Salzb.  Taid.  S.  159  Z.  11  ff.); 
— Steir.  Taid.  S.  3.Ö7  Z.  1 ff.;  — Delbrücker  Landrecht  (Gri  mm,  Weisth. 
111  S.  102  n );  — Uer  sieben  freien  Hagen  Recht  Art.  24  (Grimm  111 
S.  310);  Ausn.  im  Land-  u.  Urbarrecht  des  Pfleg-  u.  Landgerichtes 
Hüttenstein  Art.  22:  wo  entgegen  bei  umbhakung  deren  (sc.  der  Gränz- 
bäume)  der  stamb  deine  gehörig  ist,  in  dessen  grund  der  meiste  theil 
hiervon  fablet.  (Salzb.  Taid.  S.  17.Ö  Z.  (i  ff.).  — ln  den  Partioularrechtcn 
der  Gegenwart  ist  diese  Bestimmung  verschwunden;  vgl.  Pr.  L.  R.  1,  t)  §293: 
„Der  Baum  selbst  aber,  welcher  durch  Sturmwind  ganz  oder  zum  Theil  auf 
den  Grund  des  Andern  geworfen  worden,  verbleibt  dem  vorigen  Eigenthümer.“ 
(Dernburg,  Preuss.  Privatr.  I § 220  Anm.  14).  Ausnahme:  im  Hechte  des 
früheren  Churfurstentbums  Hessen:  vgl.  Kopp,  Handbuch  zur  Kenntniss  des 
Hessen-C'asseliscben  Landesverfassung  und  Rechte  .S.  4ttö  (Th.  1). 

’■*)  Weisthum  von  Herrenbreitingen  an  der  Werra  h.  Schmalkalden 
(Fränkisches  Weisthum  von  15(X>):  wo  paum  uff'  einen  fehle  sten  was  dan  uff 
einen  iden  feit,  das  sali  im  folgen;  wo  sie  aber  in  garten  stehen,  was  alsdan 
auf!  den  anderen  feilet,  mag  er  des  obs  mit  willn  des  andern  nit  behalten,  so 
sol  er  es  dem  andern  dem  stamme  noch  halb  wietlder  geben.  (Grimm,  Weisth. 
111  S.  591  u.  Rechtsalterth.  S.  5Ö1.)  — Hillcbrand  a,  a.  ü.  S.  313. 

''•)  Ehehaftrecht  von  Wilzhut  cap.  11  (Oesterreich.  Weisth.):  Nach- 
dem davon  die  Rede  gewesen,  dass  der  Überfall  getheilt  werden  solle,  fahrt 
das  Gesetz  fort  „all  ander  opst  oder  sonst  fruchtbar  pämmcu,  so  nicht 
gepelzt,  soll  ainem  der  überhanng  ganz  bleiben.  (Grimm,  111  S.  682). 

’”)  Landrecht  oder  ehehaft  Taiding  des  Landgerichtes  Hauns- 
berg  (Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  22  ff.):  was  aber  herab  feit  gepfclzt  obst  mag 
der  aoffclauben  des  der  grund  ist,  doch  dass  er  halben  tail  wider  zu  dem  stam 
gebe,  aber  wild  obst  und  aichel  klaubt  der  auf  des  der  grund  ist,  darauf  cs 
feit  und  ist  nichts  schuldig  hinwider  ze  geben;  — Landrecht  des  Pflcg- 
gcrichts  Wartenfels  (Salzb.  Taiding  .S.  160  Z.  27  ff.).  — 

’”)  Ehehaft  thäding  des  hochfUrstl.  Salzburg,  pfleggorichts 
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Auch  (lieseH  Rcgultat  wird  wiederum  durch  da«  Billigkeit» 
gefühl  hurbeigeführt,  denn  u»  kann  wohl  nicht  zweifelhaft  »ein,  da»» 
die  Rechtsverhältnisee  an  dem  Baume  und  »eincti  Früchten  »ich 
nicht  dadurch  ändern,  da»»  man  in  einem  Falle  den  Baum  im  Garten 
pflegt,  während  man  ihn  im  andern  Falle  auf  dem  Felde  ohne 
Pflege  wachsen  lässt.  In  beiden  Fällen  ist  auch  nach  deutschem 
Rechte  der  EigenthUmer  des  Baumes  Eigenthümer  der  Früchte 
desselben;  ebenso  wie  in  beiden  Fällen  der  Satz  „der  den  bösen 
tropfen  geniesset,  geniesset  auch  den  guten“  zur  Anwendung  kam. 
Nur  verglich  man  bei  denjenigen  Bäumen,  auf  deren  Gedeihen  der 
Eigenthümer  Arbeit  und  Mühe  verwendet  hatte,  das  Interesse  des 
Baumeigenthümers  mit  dem  des  Nachbarn,  und  nahm  deshalb  eine 
Theilung  der  übergefallenen  Früchte  vor. 

Seltener  ist  bereits,  wie  gedacht,  bei  der  Trennung  von  ge- 
pflegten und  nicht  gepflegten  Bäumen  eine  Theilung  mich  Dritteln. 
Aus  den  mitteldeutschen  Quellen  kann  kein  Zeugnis»  hierfür  bei- 
gebracht werden,  denn  das  Weisthum  von  Winhering  (Bayern 
15‘J4),  bei  dem  man  geneigt  sein  könnte,  in  Folge  der  Anfangs- 
worte des  § 16  „die  schmerbaum  und  wild  obst  anlangent“  eine 
Gegenüberstellung  von  „zeamen“  und  „wilden“  Bäumen  zu  ver- 
muthen,  enthält,  wie  unten  bei  Anm.  226  gezeigt  wird,  keinen  der- 
artigen Unterschied.  Anders  ist  es  in  den  tiroler  Quellen.  Hier  be- 
tonen mehrere  salzburgische  Taidinge  die  Theilung  nach  Dritteln, 
ohne  dass  es  jedoch  unter  ihnen  zu  einer  vollen  Übereinstimmung 
kommt,  vielmehr  unterscheiden  sie  sich  von  einander  in  der  detailirten 
Ausführung,  mit  der  sie  die  Frage  der  Theilung  behandeln:  denn 
während  das  Ehchaft  Recht  der  Schranne  Höchfeld*'*)  bei 
„gepfelztcn  paumb  früchten“  zwei  Drittel  zum  Stamm,  und  ein 
Drittel  dem  Nachbar,  bei  „nit  gepfelzton  obst“  aber  ein  Drittel 


Unterlebenau  (Salzb.  Taiding  K.  83  Z.  80  l'g.}:  des  l'ahU  halber  ist  es  vor 
alter  also  gehalten  worden  und  unsere  landsrecht:  was  ainem  von  wilden 
obs  auf  sein  grund  feit,  aichel,  wildöpfel  oder  piern,  des  wag  er  sich  aignen, 
nii/.en  und  brauchen,  was  aber  haimiscb  oder  pfelzt  obst  ist,  gehört  halb»  zum 
stamb;  vgl.  auch  die  Bestimmung  des  Landrechts  Liebenau  bei  Grimm, 
Weisth.  VI  S.  löO  (in  der  neuen  Ausgabe  der  Salzburg.  Taidinge:  £bchaft 
thädiug  des  Pfleggerichts  Ubericbenau  8.78  Z.  16  fg.).  — Art.  4 der 
Protocolle  der  Letter  Mark  erinnert  in  seiner  Fassung  an  die  mancherlei 
ausweichenden  Urtheile  von  Schöffenstühlen ; die  Frage  wie  es  zu  halten  sei 
,,oft  ein  boem  stonde  up  eyns  mans  stucke  in  enen  tune,  und  dar  eyn  overfall 
wer  up  eyns  anderen  mans  stucke  oft  lande“  wird  nicht  beantwortet. 

’'*)  Im  Matagau;  entstammt  dem  .lahre  1637.  vgl.  .Salzburger  Taidinge 
8.  12  Z.  23  ft. 
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zum  Stamm  und  zwui  Drittid  dein  Nachbar  zuerthcilt,  gewähren 
die  Landgebote  de»  Landgerichte»  Anthering  **®)  dem 
Baumcigcnthümer  bei  einem  „pfelzpauinb“  ebenso  wie  bei  „wild» 
ob»t“  nur  ein  Drittel;  e»  ist  jedoch  nicht  zu  übersehen,  dass  im 
ersteren  Falle  dem  Baumeigenthüraer  gestattet  wird  „mit  laitcrn 
im  paumb  als  vill  er  gewingcn  mag“  abzupflUcken.  Nach  dem 
„chehaft  Taiding  de»  Landgerichts  Golling“  "®*)  endlich 
giebt  der  Nachbar,  welcher  den  Überfall  erlangt,  von  dem  Obst  ge- 
pflegter Bäume  zwei  Drittel  zum  Stamme,  bei  wildem  Obste  da- 
gegen ist  er  befugt,  den  vollen  Überfall  zu  behalten. 

Da  eine  Entscheidung  darüber,  welche  Bäume  als  „zeahme“ 
und  welche  als  „wilde“  zu  betrachten  waren,  nicht  immer  leicht 
»ein  mochte,  so  unterlassen  zahlreiche  Quellen  ähnlich  der  Ord- 
nung des  Flecken  Winzerhausen  § 52,  welche  ausdrücklich 
um  der  Vermeidung  von  „zanckh  vnd  vnainigkeit“  willen  beide 
Baumsorten  auf  dieselbe  Stufe  stellte***),  einen  derartigen  Unter- 
schied, und  thcilen  in  beiden  Fällen  nach  Hälften,  bezieh,  nach 
Dritteln.  Ein  Thcil  dieser  Rechtsaufzeichnungen,  so  das  Weist  hum 
von  Kenne,  sowie  das  Landrecht  des  Pflegegerichts  Alten- 
than,  das  Landrecht  von  Kessendorf  u.  a.***)  heben  es  bc- 


**“)  Salzb.  Taiü.  S.  70  Art  4S  (Z.  13  fg.);  vgl.  auch  Landusriigung 
von  Glaneck  Art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  16  Z.  9 tV.  (citirt  unten  bei  Anm.  326). 

*"•)  „würd  es  geschütt  sollen  die  zween  thail  zu  dem  stamb  und  der  ain 
thail  zu  dem  grund,  darauf  es  feit  gehören;  ist  es  aber  wildes  obst,  wohin  das 
feit,  dem  bleibts.“ 

”‘)  Reysoher,  das  gemeine  u.  Württemberg.  Privatrecht  B.  III  § 285 
(S.  11)  Anm.  8;  [citirt  bei  Anm.  212].  — Es  mochte  diese  Frage  nach  der  Natur 
der  Fruchtbäume  eine  vielfach  umstrittene  sein,  die  auch  in  anderer  Beziehung, 
so  bei  der  Berechnung  des  Zehnten,  praktische  Bedeutung  gewann.  (Vgl.  das 
badische  Weisthum  von  Weitnau  (1344)  bei  G rimm,  Weisth.  I S.  313). 

•”)  Die  Nachträge  zu  dem  Weisthum  von  Kenne  (im  Moselthale,  1493) 
bestimmen  betrefls  der  Kircliengüter:  das  alle  die  bäume  so  uff  den  rodt- 
buschen  vnd  seelgueter  wachsen  vnd  stehen  vber  dem  nachbaren  erb- 
schafft  hencken,  was  fruechte  die.selbige  jars  tragen,  sollen  die  naebparn  den 
vberfall  dem  ehrw.  hern  abt  gleich  halb  an  den  stuck  lieberen  vnd 
widergeben.“  Andrerseits  sollen  aber  auch  die  Diener  des  Abtes  „den 
armen  nachparen  von  den  bäumen,  so  vH  die  rodbuscb  hangen  den  vberfall 
an  den  stammen  vnd  stock  halb  widerumb  geben  vnd  liebem.“ 
(Grimm,  Weisth.  II  S.  314);  — Landrecht  des  Pflegegerichts  Alten- 
than  (Salzh.  Taid.  .S.  23  Z.  6);  liandrecht  von  Kessendorf  (Salzb.  Taid. 
S.  39  Z.  28  ff.).  — Landrecht  des  Gerichts  Kaschenberg:  doch  das  er 
(der  Nachbar)  den  driten  an  sollichem  erklaubten  obst  deme  wider  zum 
stamb  lege,  dessen  der  pöirb  ist.  (Grimm,  Weisth.  VI  .S.  155);  Landes- 
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sonder«  hervor,  du««  alle  übergefallenen  Friiehte,  „welcherlei  frucht 
das  währ“  getheilt  werden  sollten ; bei  andern  ergiebt  sich  die  Uleich- 
stcllung  aus  der  allgemeinen  Fassung  des  Ausdrucks**®),  während 
cs  bei  einer  dritten  Kategorie,  welche  iiu  Übrigen  mit  den  eben- 
genannten Quellen  übereinstimmt,  zweifelhaft  sein  kann,  ob  wir  auf  die 
Bemerkung,  dass  der  Baum  in  einem  „hofe“  steht,  Nachdruck  legen, 
und  hieraus  auf  die  Natur  desselben  schliessen  sollen.  ***)  Die  Art 

riisuii^  von  triaiicuk  art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  IIG  Z.  9 tT.)  — Von  Sohwciicr 
(^lU’llvn  vgl.  Uascr  Rud.  Land -Buch  art.  112  lici  Leu,  Ejdgi-iiösaiachcs 
Stadt-  und  J.and-Reiht,  S.  G46.  — Vgl.  auch  Breiden  bacher  Landabrauch. 
(V.  d.  Nahmcr,  Handb.  des  rhein.  Particularr.  II  S.  890). 

•”)  Landrocht  der  sieben  Freien  Art.  .34  (übcreiiiatimmend  mit  dem 
Landrecht  von  Bochum  inWoddigen’s  neuem  Mag.  B.  II  S.  2ÜÖ--212): 
Item  der  fruchtbare  bäume  over  eines  andern  grund  hangen,  die 
fruchte,  so  op  den  grund  fallen,  sollen  sie  gleich  deilen.  (Grimm, 
Weisth.  111  S.  69.)  — Fr anke  nhäuser  Statuten  vom  .1.  1Ö58  cap.  40. 
Walch,  Beiträge  1 S.  348);  — B rei d e n bac her  Landsbrauch  vom  J.  1631 
(bei  von  der  Nähme  r,  Handb.  des  rheinischen  Parlicularrechts  II  S.  890). — 
Pötten  bacher  Bergrecht  (niederöst.  Weisth.  B.  I S.  326  Z.  32  tf.l.  — 
Vgl.  auch  das  von  Grimm,  Zeitachr.  für  geschieht).  Rechtawiasenseh.  mit- 
getheillo  ancienne  coutume  do  Chalons  art.  116  und  Meloniua,  Thes. 
Jur.  lib.  XLIII  tit.  6,  der  es  tiir  „sehr  landgebräuchlich“  erklärt,  dass 
eine  Theilung  der  Früchte  statt  finde,  damit  sich  der  andere  Theil  nicht  eines 
Schadens  zu  beklagen  habe“  (H il d e br  a tid , 1.  c.);  bestätigt  wird  dies  durch 
H o pp,  ad  § 31  I de  R.  D.  in  usu  modern,  tit.  Dig.  do  gland.  leg.  ln  den 
älteren  Rechten  der  Normandie  schwankt  nach  Basnage  (bei  Guyut,  reperU 
univera.  et  raisnnne  de  jiirispr.  B.  I S.  663  unter  „arbre“)  der  Gebrauch; 
ariet  vom  22.  März  1629  und  vom  2.  Aug.  1669.  — Eine  Theilung  der  Früchte 
findet  sich  in  gleicher  Weise  in  dem  Fucro  viejo  de  Castiela  lib.  V tit.  3 
S 12:  „Si  un  ome  n arbole«  en  vitia  o en  guerta  o en  otra  credat  e los  arbulea 
crccen  tanto,  que  las  ramas  |>asan  a otra  eredat  agena,  si  el  diieho  de  lu  eiedat 
quisicr  tomar  la  meitat  de  la  fruta,  que  sagudier  e en  la  su  eredat  cayer, 
puede  tomar  la  meitat  de  la  fruta,  tpie  en  sna  eredat  cayer“  (Wenn  .Je- 
mand Bäume  in  einem  Weinberg  oder  Garten  oder  auf  einem  andern  Grund- 
stück hat,  und  die  Baume  dermassen  wachsen,  dass  die  .Aste  auf  einen  andern, 
fremden  Grund  reichen,  und  der  Herr  dieses  Grundes  die  Hälfte  der  Früchte 
nehmen  will,  welche  ihm  folgt  und  auf  seinen  Grund  niederfällt,  su  kann  er 
die  Hälfte  der  Früchte  nehmen,  die  auf  seinen  Grund  fällt);  vgl.  hierzu  Grimm, 
in  der  Zcitschr.  für  gesch.  Rechtswissensch.  B.  III  S.  352. 

*’*)  So  das  Vestenrecht  von  Schwelm  (Westphalen  — GrafschaR 
Mark)  II.  Th.  a.  E. -.  Item  dair  fruchte  bäume  stau  in  eines  mannes  havn  (Hufe), 
und  die  früchte  fallen  up  eines  andern  gut,  die  sollen  si  tu  sammen  deilen. 
(Grimm,  Weisth.  III,  S.  29).  Übereinstimmend  die  I.andfeste  von  Halt- 
negge  (Wostpfahlen)  Art.  1)8  (Grimm,  Weisth.  III  8.  47).  Vgl.  auch  die 
Bestimmung  des  hessischen  Kreises  Blankenstein  bei  Krebs,  1.  c.  vol.  I 
pg.  70.  — In  dem  Recht  von  Reichenau  steht  der  Baum,  dessen  Früchte 
getheilt  werden  sollen  als  „marchpaumb“  im  Miteigenthura  der  beiden  Nach- 
barn, daher  die  Theilung  nach  Hälften.  (Grimm,  Weisth.  III  S.  684.) 
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und  Weise  der  Theilung  selbst  uidangcnd,  so  tlicileii  die  soeben 
namhaft  gemachten  Entscheidungen  nach  Hälften***),  andere  wieder, 
welche  nach  Dritteln  scheiden , bevorzugen  ohne  Einhaltung  einer 
Regel  und  ohne  Angabe  eines  Grundes  bald  den  Bauraeigenthümer, 
bald  den  Nachbar,  und  gewähren,  wie  das  Weisthum  von  Win- 
hering  oder  das  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg***) 
entweder  dem , auf  dessen  Grund  die  Früchte  zu  liegen  kommen, 
zwei  Drittel  des  übcrgcfallunen  Obstes,  oder  sprechen,  wie  das 
Recht  vou  Reichenau  oder  das  Weisthum  von  Kolsass**’) 


itij  Vergleichsweise  mache  ich  auf  die  ancienne  coutume  de 
Chalon  s art.  116  aufmerksam;  oeux  qui  ont  heritage  joignant  un  arbre  sur 
lequel  herilage  les  fruicts  de  l'arbre  out  purtie  d’iceux  cheoit  en  ce  cas  celuy, 
a qui  est  l'heritage  prend  inoitie  de  la  chcoite  (mitgetheilt  von  Grimm  in 
der  Zeitschr.  für  geschichtliche  Kechtswissenschaft  fi.  III  S.  H52;  siehe  auch 
die  Bemerkung  in  der  Anm.  6 a.  a.  0.),  sowie  auch  die  coutume  de 
Bassigny  bei  Fournel,  traite  du  voisinage  tome  I pg  15U  aufmerksam. 
AngeTührt  mit  erläuternden  Bemerkungen  bei  Merlin,  repertoire  universol 
ct  raisonni'  B.  I unter  „arbre“  Nr.  VIII  (Guoyt,  B.  I S.  562).  .\ndere 
Stellen  ans  älteren  französischen  (Quellen  sind  angeführt  Anm.  228  und  Anm.  254. 

***)  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg  (zwischen  Salzburg  und 
Traunstein;  1671)  § 12;  wasz  aber  alsdann  am  schitten  und  klauben  auf  des 
andern  grund  lalt,  das  mag  der  des  der  grund  ist  aufklaubcn,  do.cb  das  er 
den  driten  an  sollichem  erklaubten  obst  deme  wider  zum  stamb 
lege,  dössen  der  pömb  ist.  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  15.5.)  Überein- 
stimmend die  Landesrügung  von  Glaneck  Art.  31;  „da  soll  im  sein 
nachtbar  den  driten  thail  zu  dem  stam  schiten  ist  vou  alter  herkommen“.  Es 
ist  aber  auch  hier  wie  bei  den  Landgeboten  von  Anthering  (Anra.  242) 
darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  sich  der  Baumeigenthümer  durch  Abpflücken 
seinen  Theil  vorweg  nehmen  darf  (Salzb.  Taid.  S.  116  Z.  9 ff.)  — Dieselbe 
Theilung  im  Weisthum  von  Winhering  (Überbayern,  1594)  § 14.  Auch 
hier  erfolgt  eine  ausdrückliche  Gleichstellung  von  gepflegtem  und  wildem  Obste; 
„wo  aiuer  in  ainem  e-  oder  panzaun  gepelzt  oder  anderes  obst  hat"  etc.  Grimm, 
Weisth.  VI  S.  141).  Ebenso  das  Landtaiding  des  Bflegegerichts  Taxen- 
bach art.  2ö  (Salzb.  Taid.  S.  275  Z.  14  ff.).  Vgl.  aue.h  das  Weisthum  von 
Steinmark  (Franken,  1566)  § 4 a.;  soll  als  dan  der  dritte  theil  des  Überhangs 
alwcgen  zum  stam  gehören  und  gegeben  werden  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  SO) ; 
— W ü r t em b e rgische  Bauordnung  von  16.5.5  [hierzu  Reyscher,  das 
gern,  und  württemb.  Privatr.  § 285  (B.  III  S.  10),  und  Weishaar,  Handb. 
des  würtemb.  Privatr.  B.  II  § .527  unter  Nr.  4]. 

”’)  Recht  von  Reichenau  (erneuert  1495;  oesterr.  Weisthum);  ob  aber 
der  stamb  stünd  auf  eines  selbstgrund,  der  hiet  die  zwai  tail  zu  dem 
stamb,  so  hiet  der  ander  den  dritten  (Grimm,  Weisth.  III  S.  664);  — 
Weisthum  von  Kolsass  (Tiroler  Weisth.  B.  I S.  184  Z 28  11.) — Berg- 
taiding  zu  Froschdorf  [Niederöst.  Weisth.  B.  I.  S.  94  Z.  7 ff.].  — Vergleichs- 
weise verweise  ich  auf  die  coutume  de  Sedan;  Des  fruits  des  branches 
etendues  audit  jardin,  celui  qui  nourrit  l’arbre  en  prend  les  deux  tiers,  et  le 
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zwei  Drittel  de»  Überfall»  dem  Baumeigenthünier  und  nur  ein 
Drittel  desaelbeii  dem  Nachbar  zu. 

Neben  der  an  erster  Stelle  aufgeführten  Unterscheidung  zwischen 
gepflegten  und  wilden  Fnichtbäumen  zieht  man  zum  Zwecke  der 
Entscheidung  darüber,  wem  der  beiden  Nachbarn  der  Überfall  zu- 
zusprechen ist,  auch  den  Gesichtspunkt  in  Betracht,  welcher  der 
beiden  angränzenden  Grundstücksbesitzer  die  Herstellung  des  Gränz- 
Zaunes  bewirkt  hat.  So  enthält  das  Benker  Heidenrecht  cap.  19 
den  Satz: 

der  allene  thunct,  sali  ock  allene  lesen  dar  die  boeme  over- 

hangen  thut. 

Auch  hier  zeigt  sich  der  Gedanke  der  Entschädigung,  den  man  in 
der  Gewährung  des  Überfalls  an  den  Nachbar  erblickte.  Zäunte  der 
Baumeigenthünier  allein,  so  kam  der  Zaun  nur  auf  seinen  Grund  und 
Boden  zu  stehen.  Er  verlor  demnach  so  viel  Landes,  als  der  Nach- 
bar bei  gemeinsam  angelegten  Zaune  hätte  hingeben  müssen,  so- 
dass  es  unangemessen  erschien,  dem  Nachbar  noch  einen  weiteren 
Vortheil  durch  Zuertheilung  einer  Quote  des  Überfalls  zu  gewähren. 
Trotz  des  allgemein  gefassten  Ausdrucks  im  Benker  Heiden- 
recht, mochte  man  bei  dieser  Bestimmung  überhaupt  nur  an  den 
Baumeigenthümer  denken,  zumal  er  vielleicht  zur  Vermehrung  des 
Haltbarkeit  des  Zaunes  Bäume  in  den  Zaun  hinein  pflanzte,  welche 
er  unter  andern  ümständen  weiter  zurückgerückt,  und  sich  so  deren 
Früchte  gesichert  hätte.  Dies  geht  auch  aus  andern  das  Recht  des 
Zäunenden  allerdings  weniger  weit  erstreckenden  Quellen,  wie  dem 
Urtheil.zum  Sandwell  § 3 und  dem  Weisthum  von  Win- 
hering**®),  hervor.  Zugleich  bestätigen  die  letztgenannten  Auf- 


scif^cur  dudit  jardin  voisin  l’autre  tiers.  (Fournel,  traite  du  voisinage 
B.  I S.  150). 

”•)  ürimm,  Weisth.  III  S.  42;  vgl.  auch  cap.  18  desselben  Weisthums: 
Item  dar  twee  te  hope  thunen,  sollen  ock  te  hope  lesen. 

”•)  Urtheil  sum  Sandwell  (Westplialen  (l.itiü— lö8.i)  § 8:  Da  zwey 
bey  einander  land  liggende  haben  und  der  einer  zeunct,  auch  beim  zaune 
oichenbäume  stehen,  und  die  zwiger  von  den  bänmen  auf  des  anderen  manncs 
land  Überhängen,  soll  derjenig  dem  der  zaun  und  bäume  zukommen  den  über- 
fall mit  den  eichein  zu  lesen  drey  fuess  buten  zaunes  verfolgen  und  weither 
nicht;  was  aber  der  überfall  sich  weithers  verstreckt,  soll  derjenig  dem  das 
land  zukombt,  behalten.  (Grimm,  Weisth.  III  S.  1H8.)  Ähnlich  das  bayersche 
Weisthum  von  Winhering  (1.584)  § Ifi;  obgleich  dasselbe  nur  theilweiae 
hierher  zu  rechnen  ist,  insofern  er  nnr  davon  spricht,  dass  der  Baumeigen- 
thümer „muesz  auch  mit  zeinen  helfen“,  so  gewährt  es  doch  in  Überein- 
stimmung mit  den  ebencitirten  t^uellenstellen  dem  Baumeigenthümer  eben  des- 
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Zeichnungen  unsere  Vermuthung,  dass  man  eine  Entschädigung  für 
den  verlorenen  Grund  und  Boden  gewähren  wollte , denn  das  U r - 
theil  zum  Sand  well  § 3 giebt  dem  EigenthUmer  des  Baumes 
und  des  Zaunes  das  Recht : 

den  überfall  mit  den  eichein  zu  lesen  drey  fuess  buten 
Zaunes  verfolgen  und  weither  nicht. 

Eline  gesonderte  Stellung  nahmen  diejenigen  Quellen  ein,  welche 
auf  die  Natur  des  Grundstücks,  auf  welches  die  Früchte  überfallen, 
Rücksicht  nehmen , und  darnach  die  Höhe  des  dem  andern  Theile 
zu  stehenden  Überfalles  bemessen.  Hierher  gehört  das  Weis th um 
von  Pfeffers  § 76: 

Wasz  abfalt  von  einem  bäum  in  ein  wingert  oder  kraut- 
garten oder  auf  ein  dach  gehört  der  völlige  abfall  deme 
in  dessen  wein-  oder  krautgarten  oder  dach  die  fruchten 
falen  **®) 

während  dem  gegenüber  die  „bäum  im  freien  feld  sollen  . . den 
halben  abfall  zu  geben  schuldig  sein“. 

Eine  gesonderte  Stellung  nimmt  gleichfalls  hinsichtlich  des 
Überfalls  die  Almende  ein.  Da  hier  dem  Baumeigenthümer,  sobald 
er  Märker  ist,  an  der  Almende  die  gleichen  Rechte,  wie  den  übrigen 
Gemeindegenossen  zustehen,  so  hatte  er  auch  einen  Anspruch  atif 
den  auf  seinen  Kopf  fallenden  Theil  des  Überfalle  seines  eigenen 
Baumes,  und  vereinfachte  deshalb  eine  grössere  Anzahl , besonders 
schweizerischer  Rechtsquellen  die  Rechnung  dahin,  dass  sie  dem  an 
der  Almende  nutzungsberechtigten  Baumeigenthümer  gestattete, 
sämmtliche  auf  die  gemeine  Mark  übergefallenen  Früchte  aufzu- 
sammeln. ***) 


halb,  weil  er  mit  zäunt,  einen  höheren  Betrag  des  Fruchtgenuases.  Ala  Maass 
bestimmt  es  für  den  Bezirk,  innerhalb  dessen  der  Baumeigenthümer  sammeln 
darf,  „alt  weit  die  langwit  scheidet“.  (Grimm,  Weiath.  VI  S.  U3.) 

•*•)  Grimm,  Weisth.  VI  S.  375  (.St.  Gallen);  — Vgl.  auch  die  .Statuten 
von  Fürststenau  u.  Ortensteiu  bei  I’lauta,  Bünduerisches  Civilgesetzbuch 
S.  Itiö,  Anm.  — Sehr  ausführliche  Bestimmungen  mit  Bezug  auf  die  (irösse 
der  einzelnen  Quoten  im  Stadtrodel  von  Maienfeld  cap.  93,  94,  96  u.  97 
(berautgegeb.  von  Wagner  u.  v.  .Saht  in  der  Zeitachr.  für  schweizer.  Recht  n. 
F.  B.  V S.  168);  siehe  auch  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  a.  a.  O.  S.  319  cap.  94. 

’")  Statuten  von  Fürntstenau  und  Ortenstein:  . . . was  aber  die 
Aest  anl>elangt,  so  auf  eines  andern  gefreiten  gut  langet  nis  Baum-  Wein-  und 
Krautgarten , soll  derjenige  des  der  Garten  ist  und  durch  selbige  Aest  der 
Schaden  geschieht,  die  Wahl  haben  die  Aest  abzuhauen  oder  den  Abriss  des 
Obstes  allein  zu  geniesten.  . . . Was  aber  auf  die  Allmend  fallen  thut 
gehört  deme  dess  der  Raum  ist.  (1‘lanta  a.  a.  U.  S.  165).  — Fe.ldrecht 
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Abweichend  hiervon  kennen  die  Protoeolle  der  Letter 
Mark  auch  einen  gemeinsamen  Genus»  de»  Überfalls  durch  sämmt- 
liche  Märker: 

Item  Jasper  Struck  Icyt  fragen  eyns  rechten  ordells,  oft 
ein  boem  stonde  up  eyns  mans  stucke  in  enen  tune,  und 
dar  eyn  overfall  wer  up  eyns  anderen  man»  stucke  oft 
lande,  oft  up  dey  marke;  wenn  de  overfall  tokorae?  wes 
dar  recht  umme  sy  ? Darup  wort  gewyset  vor  recht ; isser 
sake  dat  de  gemeynen  huren  eme  gewyset  hebbe  und  to- 
gelaten,  dat  he  dat  möge  toslaen,  so  »all  he  den  overfall 
eynlene  beholden;  ist  das  nicht,  so  sollen  de  huren  den 
overfall  int  samet  gebrücken. ****)  — 

Sämmtliche  im  Vorhergehenden  aufgeführten  Quellen  sprachen  von 
einem  Ü her  fall  i.  e.  S.,  demnach  auch  nur  von  denjenigen  Früchten, 
welche  »ich  bereit»  vom  Baume  getrennt  haben,  sei  es,  dass  sie  in 


der  Stadt  HüUhausen  art.  IX  § 11.  — Interessant  ist  die  Bestimmung 
in  den  Dorfbrüch’  (Busseurodel)  zuo  Vilmcrgen,  erneuwert  im  Mcyen 
ao.  It)<'i2  8 2(1:  Wer  Eichen  auf  seinen  Oütern  bat,  die  einer  Gemeinde  das  An- 
riss geben  und  dieses  auf  Oemeindegtit  fällt,  da  soll  der  Gutsbesitzer  den  .An- 
riss liegen  lassen  bei  1 ft.,  wo  aber  die  Gemeinde  ihr  Anriss  in  seine  Güter 
giebt,  zu  dem  hat  er  auch  Hefugniss  es  aufzulescn.  (Aargauer  Weisthum  S.  82, 
herausgegeben  von  Rochholz,  Aargau  lS7(i).  — Dieser  Rechtssatz,  dass  der 
Überfall  auf  die  Alraende  von  dein  Baunieigenthüiner  aufgesammelt  werden 
darf,  gilt  noch  heute  im  Kanton  Glarus  (Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den 
Kanton  Glarus  § 3S1);  — vgl.  Leu,  Evdgenössisches  Stadt-  und  Land  - Recht“ 
S.  K45  und  Glarner  Landbuch,  pg.  44;  wann  gezweyet  oder  Nussbaum 
in  die  Strass  und  Gassen  soweit  aushin  langend,  dass  die  Frucht  und 
Nüssen  in  die  Gass  fallen  mögind,  solche  Frncht  und  Nüssen  denen  auf 
deren  Grund  und  Boden  die  Bäume  stehend  gehören  sollind;  Landbuch  von 
liry  tFlüelen,  18SS!)  B.  1 art.  173:  Die  von  den  Eigen  stehenden  Bäumen  auf 
Allmend  fallende  Früchten  und  Streue  sollen  dem  EigenthUmer  gehören; 
Unterwaldner  Landbuch  pg.  3;  „.  . . die  Früchte  desjenigen,  in  dessen 
Gut  sic  fallend,  sind,  was  aber  in  Allment  oder  Gassen  fallt  einer,  dessen 
die  Bäume  sind,  wohl  zu  seinen  Händen  sammeln  mag.  — Frosch, 
die  Rechte  der  Nachbarn  u.  s.  w.  S.  63.  — Ebenso  die  Bestimmung  aus  dem 
hessischen  Kreise  Blankenstein,  dass  bei  dem  Überfall  auf  „gemeine  Wege 
oder  Plätze  der  Gemeind  kein  überfall  gegeben  werde“  (Krebs,  de  ligno  et 
lapide  pg.  70).  Hierauf  deutet  auch  das  Hechtssprichwort:  Allmendgut  ist 
nicht  Naohbargut.  — Auf  der  andern  .Seite  vgl.  auch  die  Grcb.  ü.  v.  6.  Nov. 
1739  art.  12  § 9 bei  Kopp,  Handbuch  zur  Kcuutu  der  Hess. -Cassel.  Landes- 
Verfass.  u.  Rechte  ß.  I S.  46.Ö.  — MittermaierB.  I§  165;  Maurenbrecher, 
a.  a.  0.  516;  Frosch,  Rechte  der  Nachbarn  S.  75;  Gruchot,  Beiträge  VU 
Seite  12«. 

Grimm,  Weisth.  IIT  ,S.  143  art  4 (Westphalen,  1500—1537)  und 
Rpchtsalterth.  S.  .550.  Hierzu  Hillebrand,  a.  a.  O.  S.  .'llö. 
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Folge  ihrer  ßeife  ohne  äussere  Einwirkung  herabgefallen,  oder  ge- 
waltsam durch  den  Wind,  oder  durch  Schütteln  des  Baumes  herab- 
getrieben worden  sind.  Bezüglich  des  letztgenannten  Punktes  ist 
noch  hinzuzufügen,  welche  „durch  das  Schütteln  des  Baum- 
eigenthümers“-*®)  herabgetrieben  worden  sind,  weil  das  Schüt- 
teln des  Baumes  durch  den  Nachbar  einen  Ausnahmefall  vor- 
stellte, und  nur  dann  von  einigen  Quellen  gestattet  wurde,  wenn 
der  ßaumeigenthumer  trotz  der  an  ihn  ergangenen  Aufforderung 
keine  Miene  machte,  dem  Nachbar,  der  „ain  ganz  jar  des  paumbs 
än  geniesz  schaden  nemen  mueszt“,  zu  seinem  ihm  zukommenden 
Fruchtgenuss  zu  verhelfen.’**)  Dies  besagt  auch  das  Land  recht 
oder  ehehaft  Taiding  des  Landgerichts  Haunsberg; 

„wer  aber  der,  des  der  paum  ist,  so  lössig,  und  wolt 
das  obst  lassen  verreissen,  so  mag  der  des  fall  ist  auf 
seinen  grünten  wol  hinauf  steigen  und  sein  thail  hcrab- 
schütten  und  aufklauben  . . . .“***) 


”*)  Dass  die  Quellen  dem  Abfallen  der  reifen  Früchte  das  Herab- 
schütteln durch  den  Baumeigenthümer  vollkommen  (^leichstellen,  erfahren  wir 
aus  der  Olosse  zum  Ssp.,  der  Glosse  zum  Weichbild  (Daniels  u. 
Gruben  Sp.  432),  der  altclevisohen  Rechtsquelle,  176  § 2 (sämmtlich 
citirt  bei  Änm.  207  ff.);  vgl.  weiter  Landrecht  von  Liebenau  § 12  (Grimm, 
Weisth.  VI  S.  liiO);  Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg§  12  (Grimm, 
Weisth.  VI  S.  155);  Weisth.  von  Winhering  § 14  (Grimm,  W.  VI  S.  141). 
— Ebenso  Feldrecht  de  r Stadt  Müll  hausen  IX  § 11.  — Ausnahmen  finden 
sich  im  Amtsrecht  von  Meienberg  cap.  126:  Wo  ein  ßoum  stündi,  der 
Anrys  ^be,  so  soll  der  des  der  Boum  ist  uff  dem  Sinen  uffläsen.  l.'nd  was 
in  eines  Anderen  guet  fallt,  das  soll  der  ufläsen,  dess  diess  Guet  ist  diewil  man 
den  Baum  nit  schüttet.  Will  aber  der  schütten  des  der  Bonm  ist,  so  soll  er 
disem  das  sägen;  und  was  dann  überhin  fallt  in  des  Anderen  Gut,  das  soll  dem 
halb  werden  dess  das  Gut  ist  und  dem  halb,  dess  der  Baum  ist.  (Roch holz, 
Aargauer  Weisthümer  S.  99);  ferner  im  Churer  Stadt-Recht  von  1549. 
(Planta,  Bündnerisches  Civilgesetzb.  S.  166)  und  in  den  Statuten  von 
Furststenau  und  Ortenstein,  (Planta,  a.  a.  O.  S.  165).  Die  drei  letzt- 
genannten Quellen  sind  Schweizer  Rechtsaufzeichnungeu. 

’**)  Weisthum  von  Winhering  § 15  (Bayern  — ) . . . wo  aber 
. . . der  des  der  stamb  wer  wolt  weder  schitten  noch  procken  wann  das  obst 
zeitig  ist  und  es  also  zu  schaden  reifen  lassen,  so  solle  der  ander  deme  die 
ost  auf  sein  grund  hangen  zu  seinem  naclitbarn  oder  im  fal  derselb  das 
schitten  nit  thuen  wolt,  zur  obrigkeit  gen,  ir  solches  anzaigen  und 
begeren  das  si  deme  das  schitten  verschaff,  will  der  naohbar  als- 
dann noch  nit  schitten,  so  hat  der  ander  macht  in  beisein  desambt- 
manns  oder  zweier  männer  hinauf  ze  steigen  und  sein  thail  herah- 
zuBchitten  u.  s.  w.  (Grimm  VI,  ,S.  141). 

**■’)  Salzb.  Weisth.  S.  57  Z.  32.  — Vgl.  Landrecht  von  Liebenau  § 12 
(Bayern  — Grimm,  Weisth.  III  S.  150). 


Digitized  by  Google 


96 


Der  Bauiueigenthiimer  hatte  auch  die  weitere  Pflicht,  seinem  Nachbar 
anzusagen,  wenn  er  den  Überhängen  den  Baum  schütteln  wollte 
weil  sonst  die  überfallenden  Früchte  liegen  bleiben  und  verfaulen 
würden ; es  liegt  diese  Bestimmung  auch  im  Interesse  des  Baura- 
eigenthümers,  welcher  seinen  Äntheil  an  dem  Überfall  erhalten 
wollte.  Unterliess  dagegen  der  ßaumeigenthüiner,  seinen  Nachbar 
zu  benachrichtigen : 

„80  soll  — , wie  das  Ehehaftrecht  von  Wilzhut  Art.  11 
a.  E.  bestimmt  ”’)  — , der  so  den  Überhang  hat,  ain  laidher 
anzuewerflen  macht  haben,  und  also  seinen  thaill  auch  püszen 
und  prechen“. 

Hand  in  Hand  hiermit  geht  die  in  einzelnen  Quellen  ausdrücklich 
hervorgehubene  V'erpflichtung  des  Nachbars,  die  übergefallencn 
Früchte  aufsaroineln; 

„die  des  die  gründ  hinan  sein  missen  klauben,  was  auf 
ire  gründ  feit“ 

weil  andernfalls  der  Baumeigenthümor  nicht  die  ihm  zustehende 
Quote  erhalten  würde,  während  die  Bemerkung  der  Quellen,  wie 
z.  d.  Laiidgebote  zu  Anthering,  dass  der  Nachbar  „schütten 
helfen  soll“***),  nicht  als  eine  rechtlich  zwingende  Vorschrift,  an 


'**)  Landrecbt  von  Hsuusberg:  wann  er  die  pessen  oder  schüdten 
will,  sol  era  Beinern  nachtbarn  ansagen,  damit  er  seinen  fall  aufklaab.  (Salzb 
Taiil.  S.  Ö7  Z.  30);  — Rügung  und  Landgebote  des  Landgerichts 
Anthering  (Salzb.  Taid.  S.  70  Z.  20);  — Herrschaftarecht  von  EIgg  von 
1535,68.  3:  „wenn  aber  der  stan  herr  den  Boum  schütten  wil  . . so  soll  er  dem 
anriser  zum  schütten  ansagen  und  das  kundt  thun.“  Kam  der  Nachbar  dieser 
Aufforderung  nicht  nach,  so  war  der  Baumeigeuthümer  nicht  verpflichtet,  mit 
dem  Schütteln  des  Baumes  zu  warten:  „sagt  er  ime,  er  kom  oder  nit,  bedarl 
derselb  nit  lenger  warten“  (Landgeb.  von  Anthering,  Salzb.  Taid.  S.  70 
Z.  22).  — Amtsrecht  von  Ueienberg  cap.  126  (Uoohholz,  Aargauer 
Weisthümer  S.  98  fg.),  citirt  Anm.  233;  — Werthheimisches  Stadtrecht 
von  1460;  und  wen  man  dasselb  abbrechen  oder  schütteln  will , so  soll  man 
den  Anstosser  des  Ueberhangs  solche  vorzuwissen  thun  (Mittermaier,  Bei- 
trüge S.  23).  — Vgl.  Civilgesetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  § 799; 
„ . . . Wenn  der  Eigenthümer  des  Baumes  auf  seiner  Seite  die  Früchte  ab- 
lesen will,  so  soll  er  vorher  seinen  Nachbar  davon  einberichten“. 

’•’)  Grimm,  Weisth.  111  S.  682. 

’*")  So  Landrecht  von  Liebeuau  § 12  (Grimm,  Weisth.  VI  S.  150) 
Die  Landgebote  zu  Anthering  sprechen  davon,  dass  Baumeigenthümer 
schuldig  sei , seinem  Nachbar  „ainen  klauber  zuestellen“.  (Salzb.  Taid.  S.  70 
Zeile  24). 

’•*)  .Salzb.  Taid.  S.  70.  Z.  21  ff.  — Das  Zuchtbuch  und  Kannszucht- 
rodel  von  Hfeffers  § 70  hebt  hervor,  class  der  Nachbar  von  ilem  l'berfall 
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deren  Nichtbefolgung  Nachtheile  geknüpft  waren,  erscheint,  sondern 
nur  als  Ermahnung  des  Gesetzes  an  den  Nachbar  aufzufassen  ist, 
dass  es  in  Ansehung  des  durch  den  Überfall  gebotenen  Gewinnes 
dein  Anstande  entsprechend  sei,  bei  der  Ernte  Beihülfe  zu  leisten. 
Fernerhin  schliesst  die  Bestimmung  der  Quellen,  dass  dem  Nachbar 
nur  die  vom  Baume  losgelösten  und  aui  das  Nachbargrundstück 
herabgefallenen  Früchte,  sei  es  vollzählig  oder  nur  zu  einem  Theile 
gehören  sollen,  eine  weitere  ungleich  wichtigere  Consequenz  insofern 
in  sich,  als  dem  Baumeigenthümer  nach  bestimmter  gesetzlicher 
Vorschrift  in  einer  grösseren  Anzahl  von  Rechtsaufzeichnungen  das 
Recht  zugesprochen  wird,  auf  seinen  Baum  zu  steigen,  von  den 
überhängenden  Zweigen  sich  abzupflücken  so  viel  er  erlangen  kann, 
und  hierdurch  die  Zahl  der  eventuell  dem  Nachbar  zufallendon 
Früchte  zu  verringern.  ***) 

Als  Belege  führe  ich  an  die  Bestimmung  des  Pflegegerichts 
Altenthan: 

„Hat  ainer  nnczhafle  pämb,  die  ainem  andern  auf  oder  Uber 
seingrund  hieng,  welcherlei  frucht  das  währ  und  wass  der, 
des  der  pämb  ist  auf  dem  pämb  gelesen  mag,  das 
ist  sein.*“) 

Ebenso  das  Landrecht  von  Wartenfels: 

„Da  ainer  ab  ainem  pfelzen  paum  die  frücht  nemmen  wille 
und  dieselb  frucht,  es  sei  öpfl  oder  piern  ab  dem  paumb 
unberürt  seines  nachtbarn  gründen  herabbringen 
oder  brechen  mag,  hat  es  seinen  weeg  und  ist  derselb 
seinem  nachbarn  darvon  nicht  schuldig“;***) 
wie  auch  das  ehehaft  Taiding  des  Landgerichts  Hauns- 
berg***),  das  Taiding  des  Landgerichtes  Golling,  das  von 


„den  halben  abfall  zu  geben  schuldig“  sei  „wann  der  sohütterlohn  nach 
gebühr  erstattet  wirdt  (Uriinm“,  VI  8.  31b). 

”°)  Ub  und  inwieweit  dieses  Recht  des  Baumeigenthümers  allgemeines 
deutsches  Recht  war,  lässt  sich  bei  dem  Mangel  eines  ausdrücklichen  Hin- 
weises in  zahlreichen  Quellen  nicht  angeben. 

**')  Salzb.  Taidinge  8.  23  Z.  4 ff. 

"*)  8alzburger  Taidinge  8.  130  Z.  23  ff.  — Vgl.  auch  Rügung  u.  Land- 
gebote des  Landgerichtes  Anthering  Art  43;  „so  mag  der  so  der  paumb 
ist,  mit  leitem  im  paumb  als  vill  er  gewingen  mag“;  zur  näheren  beschränkenden 
Erläuterung  fügt  dieselbe  Stelle  hinzu : piudt  nuer  die  laiter  an  den  päuml  nit, 
IO  hat  er  nur  das  sein  gewunen  (versartig !).  [Salzburg.  Taid.  8.  70  Z.  11  ff.]. 
Recht  der  Schranne  Höchfeld  (Salzh.  Taid.  8.  12  Z.  23  ff.). 

’*')  wass  auf  den  pämen  wechst  mag  der  ablesen,  des  der  päm  ist,  als  vil 
er  mag  (Salzb.  Taid.  8.  57  Z.  21). 

A*«Ndl,  !>*■  B«cht  dn  (Tberb&nai  und  Überfallt.  7 
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Glanek***),  sowie  die  bayerischen  Weisthümer  von  Liebenau, 
von  W i n h e r i n g ***)  u.  a. 

Charakteristisch  ist  hierbei  der  Zusatz: 

steigt  er  aber  so  weit  firhin  und  feit  hinab  auf  des  andern 
grund  und  wird  erwischt  so  inues  er  sich  von  im  lesen  ***): 
Auch  hier  ist  es  wieder  ein  Abwägen  nach  beiden  Seiten : auf  der 
einen  Seite  die  principielle  Anerkennung  des  Eigenthums  des  Baum- 
eigenthümers  an  allen  Früchten  seines  Baumes,  auf  der  andern  die 
Sicherung  eines  Theils  des  Fruchtgenusses  für  den  Nachbar,  der 
die  überhängenden  Zweige  bisher  geduldet  hat.  Mit  Rücksicht  auf 
den  Letzteren  bestimmt  man,  dass  der  Baumeigenthümer  nur  das 
Recht  haben  solle. 


Freies  Landrecht  und  ehehaft  Taiding  des  Landgerichtes 
Qolling  Art.  lit:  wass  er  der  gelesen  und  auf  seinen  gründen  (d.  h.  auf  seinen 
Grund  und  Boden  stehend)  ungevehrlich  mit  seinen  henden  gewinnen  mag, 
bleiben  demselben.  (Salzb.  Taid.  S.  147  Z.  6 ff.),  übereinstimmend  Landes- 
rügung des  Landgerichtes  Glanek  Art.  31  (Salzb.  Taid.  S.  U6  Z.  9 ff.). 

'“)  Frsteres  verbietet  dem  Baumeigenthümer  das  Betreten  des  Naohbar- 
grundstücks,  fügt  dann  aber  hinzu:  hat  er  ain  apfalter  oder  pierpaum  in  seinem 
garten  die  hinüber  raichen,  so  mag  er’  wol  beim  stamb  hinauf  steigen  und  sich 
der  abprokkems  unterwinden.  (Grimm,  VI,  S.  150  § 13).  Letzteres  betont 
noch  besonders,  dass  der  Baumeigenthümer  das  erhalten  solle,  „wasz  er  ün 
paum  mit  der  hand  erreichen  mag  ze  procken“.  (Grimm,  VI  S.  141 
§ 14).  Vgl.  auch  das  Landrecht  des  Gerichts  Uaschenberg  g 13:  mit 
der  ainen  hand  bei  dem  stamb  halten  und  mit  der  anderen  hand  prook, 
was  er  erlangen  möge.  (Grimm  VI  8.  155  — bayerisches  Weisthum).  [Ebenso 
Taiding  von  Golling:  was  er  mit  seinen  henden  gewinnen  mag.  (Salzb. 
Taid.  S.  147  Z.  fi  ff.).] ; — Bergtaiding  zu  Frosohdorf:  „und  des  der 
paum  ist  darf  in  den  paum  steigen  und  was  er  mit  der  hant  erraichen  mag, 
das  soll  er  abprechen  (Niederoest  Weisth.  I S.  94  Z.  7 ff.);  — Weisthum  von 
Wilzhut  (zwischen  Salzburg  u.  Braunau)  bei  Grimm,  Weisth.  III  S.  682. 
Dasselbe  hebt  besonders  hervor,  dass  die  Bäume  „gepelzte“  sein  müssen 
(ebenso  Landr.  von  Wartenfels,  Salzb.  Taid.  S.  160  Z.  33  ff.).  — Vgl.  auch 
die  Bestimmungen  über  die  Hopfenranken  bei  Anm.  163  ff. 

«>)  Landrecht  von  Liebenau  § 13  (Grimm  VI  S.  löO);  ebenso  das 
Landrecht  des  Gerichts  Raschenberg  g 12  (Grimm,  VI  8.  56).  Das 
Weistbum  von  Winhering  spricht  in  § 14  nicht  direct  von  einem  „Löse- 
gelde“,  sondern  drückt  sich  allgemeiner  aus:  „so  ist  er  schuldig  sich  mit  ime 
nmb  das  er  dem  auf  seinen  grünt  gefallen  zu  vertragen“,  und  setzt  noch  in 
trocken  humoristischer  Weise  hinzu:  „man  haist  aber  niemand  herabfallen.“ 
(Grimm,  VI  S.  141).  Vgl.  auch  die  salzburgischen  Rechtsaufzeichnungen  von 
Wartenfels  (Salzb.  Taidingc  S.  100  Z.  28  ff.);  — Die  Rügung  und  Landgebote 
des  Landgerichtes  Anthering  Art  48  (Salzburger  Taidinge  S.  70  Z.  11  ff.); 
— Landrecht  des  Pflegegerichts  Altenthan  (Salzb.  Taid.  S.  23  Z.  8X 
Nach  der  Bemerkung  des  Herausgebers  sind  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Worte  in  der  zu  Grunde  liegenden  Papierliandschrift  von  späterer  Hand  durch- 
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„ab  ze  procken  wasz  er  im  paum  milder  hand  erraicben  mag" 
(Weisthum  von  Winhering,  vgl.  Anm.  245)****),  — 
eine  Anordnung,  die  sich  in  den  Worten  des  § 289  des  Preuss. 
Land-Rechts  I,  9: 

„dergleichen  Früchte  darf  der  EigenthUmer  auch  nicht  mit 
Instrumenten  herüberlangen  . . . 

wiederfindet hierauf  beruht  es  auch,  dass  man  dem  Baumeigen- 
thümer  verbot:  „die  leiter  an  den  päuml  zu  pindten“  (Rügung 
und  Landgebote  d es  Landgerichtes  Anthering  Art  48: 
vgl.  Anm.  242). 

ln  Verbindung  mit  diesem  Rechte  des  Baumeigenthümers,  von 
den  Uberhängenden  Früchten  dem  Nachbar  so  viel  zu  entziehen,  als 
er  „ungevehrlich“  erlangen  kann,  sind  noch  diejenigen  Bestimmungen 
zu  nennen,  welche,  wie  das  Recht  der  sieben  freien  Hagen 
Art.  25,  die  Frage: 

„wann  einer  apfel  oder  bimbäume  an  seines  nachbaren  bof 
stehen  hätte  und  dieselbe  schüttelte  oder  pflückte,  wie  weit 
er  dieselbe  aus  seines  nachbaren  hofe  wieder  langen  soll? 
mit  dem  Satze: 

„So  weit,  als  man  mit  einer  arden  ruthen  recken  kann,  soll 
man  sie  wieder  holen  **') 

beantworten.  Der  Unterschied  zwischen  dieser  und  den  ebenaofgeführ- 
ten  Stellen  der  salzburgischen  Taidinge  besteht  darin,  dass  sich  in  Art. 
25  des  Rechtes  der  sieben  freien  Hagen  der  Anspruch  des  Baum- 
eigenthümers in  dieser  ihm  vom  Gesetze  eingeräumten  Befugnias  er- 
schöpft und  er  von  den  übrigen  übergefallenen  Früchten  nichts  zurUck- 
erhält.  — 


strichen.  — Wörtlich  übereinstimmend  mit  demLandr.  von  Anthering  des 
von  Kessendorf  (Salzb.  Taid.  S.  89  Z.  32  IT.).  Berechtigt  ist  die  Ausnahme 
in  den  Landgeboten  des  Landgerichts  Anthering;  hier  ist  von  einem 
„fruchtper  paumb  in  der  aw“  die  Rede,  welcher  Allen  „die  so  gemain  bei  der 
aw  haben  zu  gleichem  brauch“  steht  (Salzb.  Taid.  8.  71  Z.  8 if.). 

“*•)  Das  Weisthum  von  Winhering  bestimmt  überdies  in  § 14  in 
singulärer  Weise,  dass  wenn  der  Baumeigenthümer  seinen  Theil  durch  persön- 
liches Binaufsteigen  auf  den  Baum  und  Abbrechen  überhängender  Früchte  er- 
langt hätte,  der  übrige  Theil  dem  Nachbar  verbleiben  solle:  und  was  nachmals 
obenbleibt,  das  ist  des  alleine,  da  die  öst  aufhangen  und  derselb  weiter  zu 
dem  stamen  nicht  ze  geben  schuldig  (Urimm,  Weisth.  \'l  S.  141). 

“’)  VgL  unten  Anm.  332. 

*•*)  Recht  der  Vn  freien  Hagen  (Grafschaft  Schaumburg)  bei  Qrimm, 
Weisth.  in  S.  310  (identisch  mit  dem  Wendhager  Bauernrechte  bei 
(trimm,  Reohtsalterth.  S.'72  unter  Nr.  28).  Vgl.  auch  § 16  des  Weisthums 
von  Winhering  (Grimm,  Weisth  VI  S.  142),  citirt  bei  Anm.  229. 
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Die  zweite  der  von  uns  im  Beginne  des  § 4 aufgestelltcn  Ka- 
tegorieen  bilden  diejenigen  Entscheidungen,  welche  dem  Nachbar 
nicht  nur  das  gewähren,  was  auf  seinen  Grund  und  Boden  zu  liegen 
kommt,  sondern  ihm  ein  Recht  auf  die  an  den  überhängenden  Zweigen 
noch  befindlichen  Früchte  zusprechen.  Hier  ist  der  Nachbar, 
um  mit  Grimm  zu  reden,  nicht  davon  abhängig,  was  ihm  der  Zu- 
fall bietet,  sondern  das  Gesetz  gestattet  ihm,  ohne  ihn  im  Zeit- 
punkte des  Erwerbs  der  Früchte  des  Überhangs  zu  beschränken, 
deren  Abbringung  selbst  zu  bewirken. 

So  das  „buk  wichbelde  Recht“  nach  der  berliner  Hand- 
schrift von  1369  art.  112: 

War  en  bom  tvischen  tven  rennen  steit,  bredet  he  sine 
tvige  in  enen  vremden  hof,  des  hoves  here  mach  sie  wol 
verhowen  of  he  wil  und  wasset  dar  oves  uppe,  dat  is 
to  rechte  sin***) 

oder  das  Augsburger  Statut  cap.  81: 

Hanget  ein  bäum  uf  eins  andern  mannes  gut,  swaz  des 
obzes  ist,  daz  über  sin  gut  hanget,  das  ist  sin,  die  wile 
er  wil.*»“) 

Nicht  zutreffend  ist  es,  hierin  gegenüber  den  Stellen  der  ersten 
Kategorie  eine  vollkommen  veränderte  Rechtslage  zu  erblicken : der 
Eigenthümer  des  Stammes  ist  Eigenthümer  der  überhängenden 
Früchte,  sein  Eigenthumsrecht  weicht  nur  dem  gesetzlich  einge- 
räumten Aneignungsrechte  des  Nachbars,  — er  ist,  wie  die  Regens- 
burger Wachtgerichts-  und  Bau-Ordnung  tit.  19  § 2 sagt, 
schuldig  . .,  jhme  (dem  Nachbar)  die  Frucht  davon,  sofern 
sie  auff  sein  Tach  oder  sonsten  auf  seinen  grund  raichen, 
zu  lassen.*»*) 


HerauigeKeb.  von  Daniels,  a.  a.  O.  S.  Ö2.  Die  Fassung  dieses  Kapi- 
tels stimmt  mit  cap.  126  der  gewöhnlich  citirten  Zohel’schen  Ausgabe  (1Ü37; 
Strassburg,  gedruckt  von  Johann  A Ihre cht)  überein.  Vgl.  auch  Altprager 
Stadtreebt  cap.  166;  Hangen  si  abir  dorin,  daz  obs  von  den  esten  ist  des 
naliegcpaurs  ( U ö s s 1 e r,  a.  a.  0.  S.  150). 

»“o)  Meyer,  a.  a.  O.  S.  162;  Walch,  Beiträge  B.  IV  S.  286. 

’*')  Regensburger  Wachtgerichts-  u.  Bau-Ordnung  von  1667 
tit.  19  § 2 bei  (reagier,  Privatr.  S.  209  ff.;  in  derselben  Weise  $ 132  des 
Regensburger  Statutarrechts  bei  Weber,  Darstrll.  der  sämmtl.  Pro- 
vinzial- u.  Statutarrechte  'Bayerns  B.  V.  S.  76;  Heilbronner  Statuten 
(1541)  IX  tit.  16:  Welcher  Baum  hat  auff  seinem  aygen  steen,  was  Nest  (ver- 
druckt für  Aest‘0  von  demselben  bäum  vber  eins  andern  gutt  raychen,  dasselb 
Ob  8 so  daraiifl'  weclist  soll  sein  dessevber  den  der  Ast  hanget.  — Sehr  aus- 
iiihrlicli  das  Wertbeimisebe  Stadtreebt  von  1466;  „sovil  dann  von  den 
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Das  Recht  des  Nachbars  ist  ein  festes  Anrecht  auf  den  Genuss 
der  Früchte  dos  Überhangs,  — ihm  „gebühren“  (Schweinfurter 
Statutar-Recht  § 246***)  dieselben,  sie  sind  „sin,  die  wile  er 
wil“  (Augsburger  Statut  cap.  81),  — nicht  ein  das  Eigen- 
thumsrecht  des  Baumeigenthümers  ausschliessendes  Sondereigenthum 


fruchtbaren  Bäumen  über  die  Anwenden  uff  des  Anstossers  Geware  hangt,  dcr- 
selb  Ueberbang  soll  ganz  des  Anstossers  sein,  uff  den  der  L'eberhang  hang  und 
nicht«  davon  zu  dem  Stam  derselben  beum,  davon  der  Ueberhang  bekomt,  be- 
halten, man  brech  oder  sebüt  solch  abe  und  wenn  man  dasselb  abe  brechen 
oder  schütteln  will  so  soll  man  den  Anstosser  de»  Ueberhangs  solchs  vor  zu 
wissen  tbun , die  sollen  dan  ein  Puten  mitten  in  die  Anwand  setzen  oder  uff 
den  Markstein  zwischen  iren  beiden  schnurschlecbt  über  sich  und  sovil  denn 
von  denselben  bäumen  oder  esten  über  die  Puter  uff  des  Anstossers  gewar 
banget  des  soll  dem  Anstosser  lur  sein  Ueberhang  bleiben  . . (Mitter- 
maier,  Beitr.  zum  deutsch,  Privatr.  S.  23). 

“•)  Schweinfurter  Statutar-Recht  § 246:  Die  Früchte  der  auf  das 
Grundstück  des  andern  herüberhängenden  Zweige  gebühren  demjenigen  auf 
dessen  Grundstück  solche  hinüberhängen  (Weber  a.  a.  0.  B.  III  S.  665); 
vgl.  weiter  Fuldaisebes  Privatrecht§  155,  5 bei  Weber,  a.  a.  0.  B.  III 
S.  980.  — Das  Glarner  Land-Buch  bestimmt  S.  64:  Dass,  „wenn  einer 
Krieabäume  oder  andere  Stein  - Ubsbäume  nabe  an  dem  Zaun  hätte,  dass  die 
dem  Anstosser  auf  das  seinige  langeten,  derselbe  Anstosser  auf  sein  Grund  und 
Boden  gehen,  und  was  er  demzumahl  mit  den  Händen  und  Hacken  erlangen 
mag,  abgewinnen  mögen,  doch  dem  Anderm  auf  dessen  Grund  der  Banm  stehet, 
nicht  auf  sein  Boden  gehen,  noch  auf  den  Baum  steigen  solle“  (Leu,  £yd- 
genössisches  Stadt-  u.  Landrecht,  S.  646).  — Vergleichsweise  citire  ich  die 
coutume  de  Paris,  derzufolge  es  — nach  Merlin,  repertoire  universel  et 
raisonne  de  jurisprndence  B.  I unter  „arbre“  VIII  (S.  461)  — „est  l’usage, 
d’accorder  le  fruit  des  brauche»  i celui  qui  est  proprietaire  de  l’hcritage,  sur 
leqnel  elley  pendent“.  Zahlreiche  Belege  in  den  wenig  benutzten  älteren 
holländischen  Quellen:  so  in  den  Ordonn.  op  de  erfsebeydinge  tc 
Middelburg  von  den  19.  Dec.  1617  art.  100:  Die  zyn  fruit-boomen  hangende 
heeft  met  de  tacken  over  zyns  gebuurs  enre,  moet  de  overhangende  tacken 
afhonwen,  of  moetzynengebuire  laten  volgen  alle  de  vruchten,  die 
alzoo  overbangende  zyn  (übservatien  over  Hugo  deGroot.  Inleid, 
tot.  de  Holl.  Rechtsgcl.  Gravenhage,  1776  B.  HI  8.  157);  ebenso  Landrecht 
Cnylenborg  cap.  7 art.  19  (Trotz,  jus.  agrar,  foeder.  Belg.  tom.  II  pg.  450); 
Landrecbt  von  Thielre  etc.  cap.  36  art.  31:  Als  Jemand  Boomen  over 
syns  Nabunren  Erf  bangen  moet  hy  de  Vruchten,  die  over  hangen 
zynen  gebuur  laten  volgen  (Trotz,  a.  a.  0.);  Coustuymen  von  Rheyn- 
land  art.  101:  Alle  overhangende  van  boomen  voor  soo  veel  die  op  eens  anders 
land  ofte  grond  overbangen  mögen  by  den  buyrmann  op  wiens  grond  deselve 
bangen  afgeknot  werden,  tot  soo  ver  deselve  overhangen  sonder  de  boomen 
ver  der  te  beschädigen,  anders  körnen  de  overhangende  vruchten  toe 
aen  die  geene  op  wiens  grond  de  takken  overhangen.  Hierzu  Hugo 
de  Groot,  Inleid.  tot.  de  Holl.  Hechtsgel.  II.  B.  34  D.  §21  u.  Observatien 
over  Hugo  de  Groot  etc.  B.  III  S.  154.  — Frosch  a.  a.  O.  S.  61. 


Digitized  by  Google 


102 


an  diesen  noch  nicht  vom  Baume  getrennten  Früchten  bezieh,  an 
den  überhängenden  Asten  mitsammt  den  Früchten.  Die  Steigerung 
gegenüber  dem,  was  die  Stellen  der  ersten  Kategorie  gewährten,  ist 
daher,  wenn  wir  von  dem  bereits  erwähnten  Vortheile  der  Freiheit 
von  Beschränkungen  in  der  2<eit  des  Elrwerbs  absehen,  lediglich 
eine  quantitative,  indem  dem  Baumeigenthümer  nicht  gestattet  wird, 
den  Fruchtgenuss  des  Nachbars  dadurch  zu  schmälern,  dass  er  von 
den  Früchten  pflückt  „als  vill  er  gewingen  mag“.  Schliessen  wir 
überdies  aus  dem  Mangel  einer  ausdrücklichen  Erwähnung  dieses 
letzten  Punktes  in  zahlreichen  Kechtsaufzeichnungen,  dass  nicht  alle 
Quellen  — , welche  im  Übrigen  dem  Nachbar  sämmtliche  über- 
gefallene  Früchte  gewährten  — , dem  Stammeigen thümer  gestat- 
teten, auf  seinen  Baum  zu  steigen  und  von  den  Früchten  des  Über- 
hangs, soviel  er  erreichen  konnte,  zu  pflücken,  so  würde  sich  das 
Resultat  in  diesen  Fällen  auch  nach  Höhe  des  dem  Nachbar  er- 
theilten  Qenussrechtes  den  Bestimmungen  des  buks  wichbelde 
Recht,  des  Augsburger  Statuts  u.  a.  gleichstellen.  — 

Diese  unsere  Ansicht  über  die  Natur  des  Rechtes  des  Nach- 
bars auf  die  überhängenden  Früchte  findet  ihre  Bestätigung  darin, 
dass  wir  Aufzeichnungen  besitzen,  welche  zwar,  wie  die  eben  citirten 
dem  Nachbar  ein  Recht  auf  die  „in  seyne  hoflfreyte  hangenden“ 
Früchte  zusprechen,  ihn  aber  nicht  in  den  vollen  Genuss  derselben 
setzen,  sondern  eine  Theilung  zwischen  ihm  und  dem  Eigenthümer 
des  Fruchtbaumes  anordnen.  Eine  solche  Theilung  entbehrte,  wenn 
man  annimmt,  dass  die  Quellen  mit  der  Zuertheilung  der  noch 
hängenden  Früchte  an  den  Nachbar  ein  Sondercigenthum  an  ihnen 
sowohl  als  auch  an  den  überragenden  Zweigen  anerkennen,  jeglicher 
Begründung. 

Will  man  aber  diese  Stellen,  in  denen  eine  Theilung  zwischen 
dem  Nachbar  und  dem  Stammeigenthümer  verfügt  wird,  so  auf- 
fassen, dass  dem  Letzteren  durch  Zuertheilung  der  Hälfte  der 
überhängenden  Früchte  ein  aussergewöhnlichcr  — nicht  in  seinem 
Eigenthumsrechte  an  den  auf  das  fremde  Grundstück  ragenden 
Zweigen  und  ihren  Früchten  begründeter — Vortheil  gewährt  werden 
sollte,  so  ist  nicht  zu  verstehen,  warum  man  das  Recht  des  Nach- 
bars besonders  hervorhob  und  nicht  die  Zuertheilung  der  Hälfte 
bezieh,  eines  Drittels  der  über  dem  Nachbargute  hängenden  Früchte 
an  den  Baumeigenthümer  als  Ausnahme  von  der  Regel  betonte. 

Als  hier  einschlagend  sind  anzuführen  das  Rechtsbuch  des 
Johannes  Purgoldt  II,  125; 

Was  obes  danne  in  seinen  gartheu  hanget  das  ist  vonn 
rechte  des  halb,  in  des  hoffreythe  ess  hanget,  unnd 
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das  ander  halbe  teyl  ist  des,  in  des  garthen  der  boym 
stehet ; 

ebenso  das  Land-  und  ürbarrccht  des  Pfleg-  und  Land- 
gerichtes Hüttenstein  cap.  22: 

ist  der  paumb  aber  . . . überhengig  und  in  ihrigen  der 
stamb  in  aines  seinen  grund  völlig,  so  hat  der  andere 
nur  von  denie  wass  überhanget  die  helft  zu  ge- 
ni  essen***), 

die  Nürnberger  Reformation  von  1479,  die  Statuten  der 
vormaligen  Reichsabtei  üchsenbau sen,  das  Franken- 
häuser Statutarrecht  u.  a.  ***)***). 


*“)  Land-  u.  Urbarrecht  de»  Pfleg-  n.  Landgerichte»  Hiittcn- 
»tein  in  den  Salzb.  Taid.  S.  175  Z.  4 ff.  Über  den  er»ten  Theil  jener  Be- 
»timmnng  vgl.  oben  Anm.  214. 

*“)  Nürnberger  Reformation,  1479,  tit.  26  cap.  14;  — Statuten 
der  vormaligen  Reicbaabtei  üch»enbau»en  § 21;  Hängen  die  Zweige 
des  Baumes  auf  den  Grund  und  Boden  des  Andern  hinüber,  so  soll  das  auf 
herüberhangenden  Zweige  hängende  oder  herabfallende  Übst  zwischen  dem 
Rigenthümer  des  Baumes  und  dem  des  Grundstücks,  auf  welchem  der  Zweig 
berüberhängt,  getheilt  werden  (Weber,  Darstell,  der  sämmtl.  Provinzial-  und 
Statutarrechte  Bayerns,  B.  IV  S.  29Ö).  — Prankenhäuser  Statutarrecht, 
„so  soll  dass  obest,  so  über  die  befriedunnge  wer,  zwischenn  dem  herr  deas 
baummesa  vndt  dem  anndemn  nachtbarn  gleich  getheilet  werdenn“  (Walch, 
Beiträge  L S.  349).  — Unsicher  kann  die  Auslegung  bei  cap.  208  des 
Brunner  Schöffenbuebs:  „quia  si  hoc  contingat  fructus  eorundem 
ramorum  cum  vicino,  cuius  bortum  obumbrant,  dividantur“,  erscheinen  (Theilung 
der  überfallenden  oder  sämmtlicher  auf  den  überbängenden  Zweigen  wachsen- 
der Früchte?).  — Vgl.  auch  Ko  pp,  Handbuch  der  Hessen-Casselschcn  Landes- 
verfassung Th.  L S.  463:  Bericht  des  Amts  Landeck  vom  ö.  Aug.  1780: 
„Wenn  im  Amt  Landeck  in  Kurhessen  sich  Streit  über  die  überhängende 
Frucht  erhebt,  so  schlichtet  diesen  Streit,  wie  der  Bericht  sagt,  ein  uraltes 
Herkommen,  vermöge  dessen  der  Nachbar  alle  über  seinen  Grund  und  Boden 
ragende  Zweige  beemtet  und  dem  Kigenthümer  des  Baumes  nur  den  dritten 
Theil  davon  zurückgibt“.  — Vergleichsweise  führe  ich  die  cou turne  de 
Bergh  Saint-Vinoix  an,  welche  in  art.  37  bestimmt:  Celui,  qui  a des  arbrea 
i fruits  dont  lea  branches  tombent  par-dessus  l’beritage  de  son  voisin,  doit 
couper  les  branches,  qui  pendent  par-dessus,  ou  abandonner  au  profit  de 
son  voisin  la  moitiö  de  tous  lea  fruits,  qui  pendent  la  ainsi  par- 
d esaus  aueboix  et  i la  volonte  de  son  voisin.  (Fo  urnel,  traite  du  voisinage,  B.  I 
S.  149,4.  AnfLS.l.üS  lg.) — Ebenso  wie  im  Bericht  des  Amtes  Land  eck  der  daselbst 
gebrauchte  Ausdruck  „nur  den  dritten  Theil  davon  zurückgibt“  für  unsere  im 
Text  ausgesprochene  Auslegung  spricht  (man  kann  Einem  nur  das  „zurück- 
geben“, was  er  bereits  besessen  bat),  so  ist  es  hier  das  „abandonner  au 
profit  de  son  voisin“,  welches  denselben  Schluss  rechtfertigt.  Charakteristisch 
ist  auch  die  gleichsam  in  der  Mitte  der  beiden  von  uns  aufgestellten  Kategorien 
stehende  Verbesserte  Schützenordnung  von  Köln,  welche  bestimmt, 
dass,  wenn  sich  die  an  der  Gränze  wachsenden  Bäume  mit  ihren  Asten  „zu 


Digitized  by  Google 


104 


weit  aii88|iruitun  würden , soll  der  Ucberfall  von  des  Bäumen  - Früchten  durch 
lieyde  Nachliaren  (ricich  |;etheilet  werden,  wäre  auch  Sach,  dass  die  Früchten 
von  dem  Ueberhan"  des  Baumes  ab|;ebrochen,  und  also  nicht  auf  die  Erde  (wie 
wohl  zu  Zeiten  i.'e8chieht)  überfallen  würden,  soll  nicht  desto  weniger 
derjeniger  dem  der  Baum  zugehörig,  seinen  Nachbaren,  so  den 
Ueberhang  des  Baumes  leiden  muss  auch  nach  Advenant  und  der 
Billigkeit  gemäss  Theil  von  den  abgebrochenen  Früchten  zu- 
schicken (Vollständige  Sammlung  davon  die  Verfassung  des  hohen  Ertzstifts 
Cölln  betrefifenden  Stucken  u,  s.  w.  B.  II  S.  397). 

Auch  hier  lassen  sich  eine  grössere  Anzahl  Belege  aus  holländischen 
Statutarrechten  beibringen;  so  die  Statuta  Uechlinensium  tit.  XIV.  art.  42: 
Als  jemants  boomen  over  syns  ghebueren  erve  hanghen,  soo  moet  he  die  doen 
körten,  oft  de  helft  van  den  vruchten  die  overhangen  synen  ghe- 
buere  laten  volgen;  ebenso  das  Landreoht  von  Ruremuude  tit.  5 § 7 
No.  7 (Trotz,  a.  a.  0.  p.  449)  u.  Pauli  Christianei,  in  1^.  municip.  provinc. 
Uechlinens , comment.  (ed.  II)  pg.  6H3;  Statuten  von  Vianen:  „...  ende 
middeler  tyt  syne  gebnyr  te  laten  volgen  d’eene  helft  van  den  vruchten  die  aen 
de  overhangende  takken  wachsen  (Stat.  Viannens.  Ruhr.  8 art.  18;  Observat- 
over  H.  de  Oroot  etc.  t.  III  pg.  157) ; Keuren  van  üudewater  von  1605 
art.  7.i  (Observatien  over  H.  de  Oroot  t III  pg.  15.5);  Lex  municipalis 
Trajcctina  rubr.  27  art.  21  pg.  285  (Trotz,  a.  a.  O.  t.  II  pg.  450).  — 
Prusch,  a.  a.  O.  S.  71. 
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ni.  Das  Recht  des  Überhangs  und  Überfalls 
in  der  Gegenwart. 


§ 5. 

£s  ist  bereits  aus  den  in  den  §§  3 und  4 gegebenen  Zusammen- 
stellungen der  älteren  deutschrechtlichen  Quellen  unschwer  zu  er- 
kennen, wie  fest  das  deutsche  Recht  in  der  Frage  des  Überhangs 
und  Überfalls,  auch  nach  dem  tieferen  Eindringen  des  römischen 
Rechts  in  die  Legislationen,  seine  von  Alters  her  überlieferten  Sätze 
bewahrte,  und  wie  sich  nur  hier  und  da  ein  fremder  die  heimischen 
Anschauungen  modificirender  Einfluss  geltend  machte. 

Dieser  Zustand  hat  sich  auch  trotz  der  tiefgpreifenden  üm- 
Wälzungen  auf  legislatorischem  Gebiete  nicht  geändert,  vielmehr 
fassen  die  deutschen  Gesetzbücher  der  Gegenwart  betreffs  des  Über- 
hangs und  Überfalls  fast  ausschliesslich  auf  deutschrechtlicher  Grund- 
lage. Oie  hier  einschlagenden  deutschrechtlichen  Bestimmungen 
haben  sich  sogar  in  einer  Reihe  von  Ländern,  in  denen  im  Übrigen 
das  Pandektenrecht  noch  heute  in  vollem  ümfange  zur  Anwendung 
gelangt,  unverändert  erhalten,  so  dass  wir  besonders  bezüglich 
der  Frage  des  Überfalls  bereits  in  der  älteren  Literatur  zahlreiche 
Stellen  finden  (z.  B.  bei  Beyer,  Thomasius,  Heineccius 
u.  a.  **•),  in  denen  die  Anwendbarkeit  des  interdictum  de  glande 
legenda  in  Deutschland  überhaupt  völlig  in  Abrede  gestellt  wird. 


’**)  Vgl.  Beyer,  delineat.  iur.  civ.  etc.  (Lips.  1721)  pg.  6ö.t:  unde  hodie 
oeisat  interdictum  de  glande,  seu  quovis  fructus  arboreo  in  fundum  vicini  de- 
eidente  per  triduum  legenda;  — Thomasius,  not.  ad  Instit.  pg.  14€;  — 
Heineccius,  etem.  iur.  germ.  lib.  II  tit.  III  § 70;  — Kraus,  de  iure  m 
arbores  vicini  in  nostrum  prominentes  aerem  (1765)  p.  16;  — Stryk,  usus 
modern.  XLIIl,  28  § 1 : Quod  hodie  communi  praxi  immutatum  videtur,  ubi 
regulariter  illi  fructus  relinquuntur,  in  cuius  fundum  deciderunt,  nisi  contrarium 
pacto  placuerit;  — Carpzow,  Part.  III  const.  XXXII  def.  24;  — Lauter- 
bach, colleg.  theor.-pract.  pg.  423;  sowie  die  Erörterungen  in  dem  Wochenbl. 
für  merkwürdige  Uechtsfälle,  Jahrg.  1843  S.  14  und  die  Citate  daseihst.  — 
tl  r n c h o t , Glossen  zum  allgemeinen  Land  - Recht  in  Grnchots  Beitragen 
B.  VU  S.  128. 
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Die  gesetzliche  Grundlage  für  die  Fälle  des  Überhangs  und 
Überfalls  findet  man  statt  dessen  in  den  Bestimmungen  des  Art.  52 
des  Sachsenspiegels  B.  II  und  des  Art.  126  des  sächsischen 
Weichbildes;  an  sie  knüpfen  die  Gesetzbücher  Preussen’s,  Sach- 
sen’s,  Oesterreich’s,  ebenso  wie  die  neueren  Entwürfe  an.  Nur  übt 
die  allgemeine  Vertiefung  der  juristischen  Begriffe  an  der  Hand  des 
römischen  Hechts  auch  in  dieser  Frage  ihren  .Einfluss  insofern  aus, 
als  man  das  Eigenthumsrecht  an  einem  Grundstücke  nicht  nur  den 
körperlich  greifbaren  Thcil  der  Erdoberfläche  und  den  darunter 
gelegenen  Theil  der  Erdkugel  selbst  umfassen  lässt,  sondern  das- 
selbe auch  auf  den  darüber  gelegenen  Luftraum  ausdehnt  und 
so  dazu  gelangt,  die  Beseitigung  aller  überhängenden  Aste  als  Ein- 
griff in  die  fremde  Herrschaftssphäre  zu  fordern,  ohne  im  einzelnen 
Falle  zu  untersuchen  ob  dem  Nachbar  aus  dem  Überhänge  ein  offen- 
barer Schaden  erwächst. 

BevordieseAuffassungzurallgemeinenAnerkennung  gelangte,  ver- 
suchte die  sächsische  Jurisprudenz  der  letzten  drei  Jahrhunderte  bei  der 
Rührigkeit,  welche  sie  besonders  im  17ten  und  der  ersten  Hälfte  deslSten 
Jahrhunderts  gegenüber  der  wissenschaftlichen  Stagnation  im  übrigen 
Deutschland  auszeichnet,  in  zahlreichen  Schriften  eine  theoretische 


**’)  Vgl.  z.  B.  H e I a e,  Handb.  des  Herzog!.  Sacha.-AItenburgiach.  Frivet- 
rcchta  (1841)  8.  159;  — Falck,  Handb.  des  Schleswig-Holstein.  Privatr.  V.  a. 
(1848)  8.  159;  — Pfyffer,  Erläuterungen  des  börgerL  Qesetzbuchea  des  Kantons 
Luzern,  Th.  II  [18:13]  8.  87;  „ . . die  Betrachtung,  dass  der  Eigenthümer  jede 
Einwirkung  auf  sein  Eigenthum,  wäre  es  auch  nur  auf  den  ihm  zuständigen 
Luftraum,  untersagen  kann,  begründet  das  Recht,  dass  er  die  Wurzeln  des 
Baumes  aus  seinem  Boden  reissen,  sowie  die  auf  sein  Qebiet  reichenden  Aeste 
abbauen  . . . kann“;  — Ebenso  Bluntschli,  die  privatrechtl.  Gesetzgebung 
für  den  Kanton  Zürich  B.  II,  Sachenrecht  (III.  Auü.)  8.  102:  „Das  Recht, 
Kappung  der  überhängenden  Aste  und  Zweige  zu  verlangen,  ist  ein  Ausfluss 
des  strengen  Eigenthumsbegpnfis,  nach  welchem  der  Eigenthümer  jeden  körper- 
lichen Eingriff  in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  zurückweisen  kann.“  — Das 
Civil-Gesetzbuch  für  die  Stadt  Bern  nimmt  diesen  Begriff  der  Herrschaft  des 
Grundeigenthümers  über  seinen  Luftraum  sogar  ausdrücklich  in  seine  Definition 
des  Eigenthumsrechtes  an  einem  Grundstücke  auf,  und  entscheidet  in  der  378. 
Satzung:  „Bey  einem  Grundstück  erstreckt  sich  das  Recht  des  Eigenthümers 
nicht  allein  auf  die  Uberfläche,  sondern  auch  aufwärts  auf  die  Luftsäule  und 
in  umgekehrter  Richtung  auf  die  Tiefe“.  [Schnell,  Civilgesetzb.  für  die  Stadt 
u.  Republik  Bern,  II  S.  57.]  Ebenso  im  Code  Napoleon  art.  552,  dem  Vor- 
bilde des  b e r n e r Gesetzb. ; La  propri^t^  du  sol  empörte  la  propri^t^  du 
dessus  et  du  dessous.  (Wörtlich  übergegangen  in  den  Code  Genevois  art. 
552,  den  Code  civil  du  Canton  du  Valais  art.  391  und  in  den  Code  civil  de 
la  Republique  et  du  Canton  de  Neucbatel  art.  400.) — Tbibaut,  Lehrbuch 
des  französ.  Civilrechts  (berausgeg.  von  Guy  et)  § 179  u.  a. 
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Erklärung  für  diu  ebencitirten  Stellen  des  Sachsenspiegels  und 
des  sächsischen  Weich  bildes  zu  geben,  und  zwar  entsprach  die 
herrschende  Ansicht,  welche  sich  hierbei  herausbildete,  der  neuer- 
dings wieder  von  Bes e 1er  verfochtenen  Auffassung,  dass  die  auf 
das  Nachbargrundstück  überhängenden  Zweige  im  Eigenthum  des 
Herrn  dieses  Grundstücks  ständen. Man  construirte  hierbei  ein 
eignes  ius  aeris,  aus  welchem  man  folgerte,  dass  für  das  Eigenthum 
des  Baumes  oder  einzelner  Theile  desselben  nicht  die  Frage,  wo 
der  Stamm  aus  der  Erde  hervorkomme,  sondern  die  Frage,  in 
wessen  Baum  sich  der  Baum  bezieh,  einzelne  Aste  desselben  er- 
streckten, entscheidend  sei.***) 

Obgleich  es  andrerseits  nicht  an  Gegnern  dieser  Ansicht  fehlte  ***), 
so  hatte  dieselbe  doch  so  ausschlaggebende  Vertreter  für  sich,  dass 
sich  auch  die  sächsische  Praxis  ihrer  bemächtigte,  und  dieselbe 


•“)  Vgl.  oben  Anro.  156  fl. 

”*)  So  Beyer,  delineatio  iuris  civilis  etc.  p.  6ö5:  Hodie  ius  certum  est: 
Quiequid  in  aerem  meum  propendet  meum  est,  adeoqne  libere  potest  snccidi 
etiam  domino  non  monito,  fructusque  ibi  nascentes  mei  sunt;  — Berger, 
oeconom.  iur.  lib.  11  tit.  § XVll,  2:  iure  civili  ius  soli,  Saxonico  autem  iure 
ins  aeris  attenditur;  ex  quo  consequitur,  iure  Saxonico  vicino  oompetere 
dominiura  ramorura  propendentiura;  — Wernher,  observ.  for.  P.  11 
obs.  426;  — Hahn,  ad  Wesenbecium , tit.  de  glande  legenda;  — vgl.  auch 
Carpzow,  Part.  111  const.  XXXII  def.  25  n.  5,  Leyser,  Jus  Georg.  L.  111 
cap.  11  § 3 pg.  533,  Schott,  institut.  jur.  Sax.  L.  II  § 20  und  Curtius, 
Handbuch  des  im  K.  S.  geltend.  C'ivilr.  B.  II  § 535  (S.  150).  — Oie  Genannten 
sprechen  von  einem  wirklichen  Eigenthumsrechte  des  Nachbars  an  den 
überhängenden  Zweigen  und  nehmen  darnach  ein  getheiltes  Eigenthum  am 
Baume,  nicht  nur  „eine  dem  Eigenthume  in  seinen  Wirkungen  gleichstehende 
ausschliessliche  Oispositionsbefugniss“  des  Nachbars  (so  Schmidt,  Vorles. 
über  sächs.  Privatr.  B.  1 S.  257)  an  dem  Überhänge  an. 

•")  Bernh.  von  Rohr,  Haushaltungsr.  B.  V.  cap.  3 §1;  — Bachoven, 
ad  Treutlerum  Vol.  II  disp.  22  th.  6 lit.  F;  — Christophor.  Zobel,  differ. 
iur.  civ.  et  Suon.  P.  IE  diS'.  XLII  n.  17  [ed.  1010,  Lips.]  pg.  371:  „in  spec.  L. 
II.  a.  52.,  Weichb.  a.  126  cum  glosais  non  dicitur,  ramos  ad  vicinum  pertinere  . . .“ 
(citirt  bei  Emmingbaus,  a.  a.  0.  S.  44-1  Nr.  10);  — Kraus,  L c.  pg.  14: 
at  in  his  iuris  Saxonici  articulis  (speciell  Sachsenspiegel  II,  52  u.  Magdeburg. 
Weichbild  125)  ne  verbnm  qnidem  invenimus,  ex  quo  ramorum  vicinae  arboris 
in  nostram  prominentium  aerem  dominium  certo  nobis  iure  asserere  possimus; 
ebenso  dagegen;  Haubold,  Lehrb.  d.  sächs.  Privatr.  § 862  bes.  Note  e.  (III. 
Ausg.);  — Hesse  a.  a.  O.  B.  II  S.  199  (2.  Aufl.  S.  528).  — Vgl.  auch  Krebs, 
de  ligno  et  lapide  pg.  07,  und  betrefis  anderer  Geltungsgebiete  der  im  Texte 
aufgeführten  Stellendes  Sachsensp.  und  Weichbildes:  Brückner,  Handb. 
des  herz.  Sachs.-Goth.  Privatr.  § 465  (S.  102)  und  Sachse,  grossh.  sächs.  Privatr. 
S.  466  (das  weimarsche  Patent  vom  15.  .Juni  1819  hebt  in  8 diesen 
Punkt  besonders  hervor). 
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AuffaxRinig  in  Drfheilen  mit  präjuclicicller  Kraft,  wie  z.  B.  in  dem 
der  Facultät  Wittenberg  von  1705  und  in  Erkenntnissen  des  Kgl. 
Oberappeliationsgerichts  zu  Dresden  vom  29.  Juni  1841  und  16.  Januar 
1863  zum  Ausdruck  brachte.  ’*')  Dementsprechend  gewährte  man 
dem  Nachbar  auch  das  Holz  der  Überhängen  den  Aste,  während 
§ 362  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Kgr.  Sachsen,  indem 
er  ein  Mal  die  zweifellos  unrichtige  Auffassung  eines  ius  aeris  ver- 
wirft und  ein  fortdauerndes  Recht  dos  Baumeigenthümers  an  den 
uberhängenden  Zweigen  anerkennt,  andrerseits  aber  auch  die  Gra- 
tiücationstheorie  des  römischen  Rechtes  nicht  aufgenommen  hat, 
nach  ausdrücklicher  Bestimmung  die  abgeschnittenen  Zweige  dem 
Baumeigenthümer  zuspricht.***) 

Hiermit  hängt  eine  weitere  ungleich  wichtigere  Neuerung  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  f.  d,  Kgr.  Sachsen  gegenüber  der  früheren 
sächsischen  Praxis  zusammen:  die  Gewährung  einer  gegen  den 


**')  Urtheil  der  Facultät  Wittenberg  1705  (abgedruckt  bei  Emminghaus, 
Pandekten  des  gern.  Sachs.  Rechts  S.  446  Nr.  27) : „Auch  bei  Eichen  kann  der 
Nachbar  mit  den  in  seinen  Grund  und  Boden  überbangenden  Aesten  nach 
seinem  Gefallen  umgehen;  sie  entweder  abhauen  oder  die  Eicheln  abnehmen  . . 
Eine  Verjährung  kann  nicht  entgegengesetzt  werden,  sofern  nicht  der  Eigen- 
tbümer  des  Baumes  per  collectionem  fmetuum,  accedente  temporis  lapsu 
an  jenen  Aesten  ein  Eigenthum  erlangt“;  — Urtheil  des  Kgl.  Sachs. 
Oberappell.  Ger.  vom  29.  Juni  1841  vgl.  Wochenbl.  f.  merkwürd.  Rechtsfälle 
Jahrg.  1843  S.  In  und  die  daselbst  in  den  Gründen  der  unteren  Instanzen  bei- 
gebrachten Ausführungen;  — Drth.  d.  Kgl.  Sächsischen  Oberappell.-Ger.  vom 
16.  Januar  1863,  abgedruckt  in  den  Annalen  des  Kgl.  Sachs.  Oberappell.-Ger. 
B.  VI  S.  386  ff.  und  bei  Seutfert,  XVII  n.  7;  — Vgl.  auch  die  Entscheidung 
im  Wochenbl.  f.  merkw.  Kechtsf.  .Tahrg.  1860  S.  171;  — Andrerseits  besitzen 
wir  ein  Wittenberger  Erkenntniss  aus  der  Mitte  des  18.  Jabrh. , welches  von 
Kraus,  I.  c.  pg.  24  sequ.  im  Wortlaute  (jedoch  ohne  Hinzufügung  des  Jahres) 
mitgetheilt  wird,  und  welches  im  Gegensatz  zu  den  ebencitirten  Entscheidungen 
ausführt,  dass  der  Nachtbar  nicht  Eigenthümer  der  überhängenden  Aste,  son- 
dern nur  berechtigt  sei,  „so  lange  der  Eigenthümer  des  Baumes  wider 
die  Vorschrift  des  Saechsischen  Rechts  seine  Zweige  über  den 
Zaun  auf  des  Nachbars  Boden  gehen  und  hangen  lasset,  dieser 
sothane  Zweige,  so  weit  sie  zu  ihm  herüber  gehen“,  abzu- 
hauen. — Zum  Belege  wird  angeführt:  Menoken,  Synops.  Fand.  lib.  XLIII, 
tit.  27  § 2 in  ün.:  dominus  arboris  suos  ramos  succidere,  atque  ita  vicino  spem 
fructuum  adimere  non  prohibeatur. 

”’)  § 362  B.  G.  B a.  E. : „Die  abgeschnittenen  Zweige  gehören  dem  Eigen- 
tbümer  des  Baumes  oder  der  Hecke“.  — Vgl.  Siebenhaar,  Commentar  zu 
dem  Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen:  zu  § 362;  Wengler  u.  Brachmann, 
das  Bürgerl.  Gesetzbuch  f.  d.  Kgr.  Sachsen  S.  162;  — Siebenhaar,  Lehrb. 
d.  sächs.  Privatr.  S.  3.59. 
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Baumeigenthünier  auf  Beseitigung  des  Überhangs  gerichteten  Klage 
electiv  neben  dem  Selbsthülfcrechtc  des  Nachbars.  ***)  Unrichtig 
ist  es,  beim  Vergleiche  mit  den  Grundsätzen  des  deutschen  Hechts 
im  Allgemeinen  in  diesem  von  dem  Bürgerl.  Gesetzbuche  hervor- 
gehobenen Klagerechte  des  Nachbars  „eine  völlige  Verkennung  des 
nationalen  Gedankens“  zu  finden.**')  Denn  wenn  schon  die  älteren 
deutschen  Rechtsquellen  mit  überwiegender  Mehrheit  nur  betonen, 
dass  der  Nachbar  vollkommen  frei  die  überhängenden  Aste  be- 
seitigen dürfe,  so  ist  es  doch  ni.  £.  sehr  zweifelhaft,  ob  wir  daraus, 
dass  diese  (Quellen  ein  Klagerecht  des  Nachbars  neben  dem  Selbst- 
hülferechte  desselben  nicht  ausdrücklich  hervorheben,  ein  besonderes 
Charakteristicum  des  deutschen  Rechts  und  die  principielle  Ver- 
werfung einer  solchen  gegen  den  Baumeigenthümer  gerichteten 
Klage  zu  entnehmen  haben.  Jedenfalls  erschien  eine  Klage 
gegen  den  Baumeigenthümer,  — dies  beweisen  die  oben  bei  An- 
merkung 147  ff.  aufgeführten  Quellen  — , nicht  den  sonstigen  Grund- 
sätzen des  deutschen  Rechts  über  den  Überhang  widersprechend, 
und  ist  es  deshalb  richtiger,  die  dominircnde  Hervorhebung  der 
Selbsthülfe  in  der  Mehrzahl  der  älteren  Rechtsaufzeichnungen  daraus 
zu  erklären,  dass  man  in  der  seitens  des  Nachbars  anzuwendenden 
Eigenmacht  ein  Privileg  erblickte,  welches  man  der  Klage  vorzog, 
welches  aber  zugleich  (dies  ist  der  mehr  äusserliche  Grund  jener 
Erscheinung)  als  Eingriff  in  fremde  Rechtsgüter  einer  besonderen 


***)  § 862  B.  G.  B.  Satz  1:  Jeder  ist  berechtigt,  die  Wurzeln  eines  fremden 
Baumes  oder  einer  fremden  Hecke,  soweit  sie  unter  seinem  Grund  und  Boden 
fortlaufen,  ingleichen  Zweige  eines  fremden  Baumes  oder  einer  fremden  Hecke, 
soweit  sie  auf  seinen  Grund  und  Boden  Überhängen,  abzuschneiden,  oder, 
wenn  er  dieZweige  nicht  selbst  abschneiden  kann  oder  will,  den 
Eigenthümer  des  Baumes  oder  der  Hecke  zum  Abschneiden  der- 
selben auzuhalten.  — Die  anzustellende  Klage  ist  die  Negatorienklage;  vgl. 
Wengler  u.  Brachmann,  das  biirgerl.  Gesetzbuch  für  das  Königr.  Sachsen : 
zu  § 362;  — Erkenntn.  d.  Kgl.  Appell.-Ger.  zu  Bautzen  v.  20.  März  1H7Ö,  mit- 
geth.  in  Wengler’s  Archiv  a.  F.  II  S.  63(i  fg. 

•*')  So  Kayser  bei  Gruchot,  Beiträge  XXI  S.  76;  — Kayser  erblickt 
eine  solche  „völlige  Verkennung  des  nationalen  Gedankens“  auch  in  der  Be- 
stimmung des  Code  civil  über  den  Überhang  (Art.  672),  wiewohl  es  bei  der 
Beurtheilung  des  Code  civil  der  Herbeiziehuug  anderer  Grundsätze  als  der  des 
älteren  deutschen  Rechts  bedarf.  — Vgl.  zu  dem  im  Texte  Gesagten  oben  bei 
Anm.  146  fg.  Daselbst  ist  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  die  älteren  Quellen 
wie  der  Sachsenspiegel,  das  Sächsische  Weichbild  u.  a.,  lediglich  das 
Verbot  des  Überhängens  von  Zweigen  auf  das  Nachbargrundstück  enthalten, 
ohne  die  zur  Beseitigung  des  tlberhangs  an/.uwendenden  Mittel  irgendwie  zu 
gränzen. 
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gesetzlichen  Sanction  zu  bedürfen,  schien.  Dass  speciell  das  frühere 
sächsische  Recht  vor  der  Emanation  des  Bürgerlichen  G-esetzbuches 
— und  in  Anschluss  an  die  sächsische  Doctrin  die  Mehrzahl  der 
deutschen  Theoretiker  des  17 ten  und  18ten  Jahrhunderts,  — dem 
Nachbar  das  Recht , klagweise  die  Beseitigung  des  Überhangs  zu 
fordern,  verweigerte***),  erklärt  sich  aus  der  eben  erwähnten  Theorie 
des  ius  aeris,  derzufolge  verständlicher  Weise  der  Baumeigen- 
thümer  nicht  zum  Abschneiden  der  auf  das  fremde  Grundstück 
überhängenden  Aste  angehalten  werden  konnte,  weil  er  überhaupt 
nicht  als  Eigenthümer  derselben  angesehen  wurde. 

Andererseits  hat  in  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  der  sowohl 
von  dem  bisherigen  sächsischen  Rechte  als  von  der  Majorität  der 
deutschen  Rechtsquellen  überhaupt  betonte  Grundsatz,  dass  es  vor 
der  Ausübung  des  Selbsthülferechts  einer  an  den  Baumeigenthümer 
ergehenden  Aufforderung  nicht  bedarf *••),  unveränderte  Aufnahme 
gefunden.**’) 

Das  Preussische  Landrecht  stimmt  darin  mit  dem  Bürger- 
lichen Oesetzbuche  f.  d.  K.  S.  überein,  dass  es  gleich  diesem,  — 
und  zwar  .bereits  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  ältere  sächsische 
Doctrin  noch  unter  dem  Banne  des  ius  aeris  stand,  — ein  Eigen- 
thumsrecht des  Nachbars  an  den  überhängenden  Zweigen  verwirft, 
und  demnach  auch  die  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  durch  den 
Nachbar  abgehauenen  Zweige  nicht  an  diesen  fallen  lässt,  sondern 
ihre  Auslieferung  an  den  Baumeigenthümer  anordnet.***) 


***)  CurtiuB,  Handbuch  Th.  11  § 535,  Note  o;  — Schmidt  a.  a.  0.  1.  S.  257 ; 
Von  praktischen  Entscheidungen  vgl.  die  Urtheile,  in  dem  Wochenbl.  f.  merk- 
würd.  Recbtsf.  Jahrg.  1H13  S.  11  ff.,  1830  S.  171;  Zeitschr.  für  Rechtspflege 
u.  Verwalt,  n.  F.  B.  XIX  S.  95  n.  47;  Annalen  des  Oberappellationsger.  sn 
Dresden  B.  11  S.  160,  VI  S.  389.  — Wengler  u.  Brachmann  a.  a.  O.  — 
Anders  das  Oberappellationsger.  zu  Jena,  Blätter  für  Thüringen  B.  VII  S.  294; 
vgl.  auch  Hesse,  die  Rechtsverh.  zw.  Qrundstücksnachb.  B.  11  S.  201  (2.  Aufl. 
Seite  530). 

***)  Über  das  frühere  sächsische  Recht  vgl.  Beyer  I c.  pg.  556;  Kraus 
1.  c.  pg.  18;  Haubold  a.  a.  O.  S.  379;  Schmidt,  Vorles.  1 S.  257.  — 
Emminghaus  a.  a.  O.  S.  443  u.  444. 

**’)  Eine  ungünstige  Kritik  erfahreu  die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  f.  d.  K.  8.  bei  Schuster  in  der  allgem.  oesterr.  Oeriohtszeitnng 
B.  XXXIV  (1883)  S.  57;  Schuster  bezeichnet  dieselben  im  Vergleich  mit  den 
übrigen  Particularrechten  als  „am  wenigsten  aus  einem  Gusse“. 

"*)  Dernburg,  Lehrb.  des  preuss.  Privatr.  u.  der  Privatrechtsnormen 
des  Reichs  (4.  Aufl.)  B.  I § 220  (.S.  547);  — Kayser,  das  preussische  Über- 
hangs- und  TTberfallsrecht  im  Anschluss  an  deutschrechtl.  Bestimmungen,  in 
Gruchot’s  Beitr.  zur  Erlüuter.  des  deutsch.  Hechts  B.  XXI  (3.  Folge,  1,  Jahr- 
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In  welchem  Sinne  hierbei  der  von  dem  Pr.  L.  R.  I,  9 § 288 
gebrauchte  Ausdruck:  der  Nachbar  ist  verpflichtet,  das  Holz  der 
abgeschnittenen  Aste  dem  Higenthümer  des  Baumes  „auszuliefern“, 
zu  verstehen  ist,  geht  nicht  unmittelbar  aus  dem  Wortlaute  des  § 288, 
welcher  nur  das  Grundprinzip  betonen  will,  dass  der  Nachbar  das 
Holz  nicht  behalten  darf,  hervor.  „Ausliefern“,  kann  ein  Mal  eine 
AktivitXt  des  Nachbars,  ein  Aushändigen  an  den  BaumeigenthUmer, 
andererseits  aber  auch  nur  ein  Geschehenlassen  des  Ersteren,  ein 
Einwilligen  in . die  seitens  des  Baumeigenthümers  auszufübrende 
Wegnahme  enthalten. 

Mit  Recht  verweist  Eajser  a.  a.  0.  8.  80  zur  Beantwortung 
dieser  Frage  auf  Pr.  L.-R.  I,  9 § 295***),  nach  welchem  der  Eigen- 
thümer  des  durch  den  Sturmwind  umgestUrzten  und  auf  das  Nachbar- 
grundstUck  geworfenen  Baumes  schuldig  ist,  ,, einen  solchen  Baum 
auf  Verlangen  des  Nachbars  ohne  Zeitverlust  von  dem  Grunde  des- 
selben wegzuschaflen“,  und  folgert  hieraus,  dass  der  Baumeigen- 
thümer  in  derselben  Weise  zur  Abholung  der  abgeschnittenen  Zweige 
verpflichtet  ist.  Allerdings  bestreitet  Gruchot  bei  der  Besprechung 
des  Pr.  L.-R.  I,  9 § 295,  dass  auch  in  § 295  eine  Verpflichtung 
des  Baumeigenthümers  „einen  solchen  Baum  auf  Verlangen  des 
Nachbars  ohne  Zeitverlust  von  dem  Grunde  desselben  wegzuschaffen“, 
vorliege  sodass  damit  ein  Erklärungsversuch  des  § 287  aus 


gang)  S.  80  ff.;  — Pr.  L.  B.  I,  9 § 287:  Niemand  ist  die  unter  seinem  (Grunde 
und  Boden  fortlaufenden  Wurzeln  oder  die  über  seine  Qränze  herüberhangenden 
Zweige  eines  fremden  Baumes  zu  dulden  verpflichtet.  § 288:  Will  er  aber 
selbige  weghauen,  so  muss  er  das  Holz  dem  BigenthUmer  des  Baumes 
ansliefern;  vgl.  auch  § 291:  Dagegen  ist  der  Bigenthümer  des  Baumes  die 
auf  den  Orund  des  Nachbars  hiuüberhangenden  Zweige  auf  seinem  eigenen 
Orunde  und  Boden  wegznhauen  wohl  befugt. 

•••)  Vgl.  hierzu  Pr.  L.  R.  I,  9 § 293;  Der  Baum  selbst  aber,  welcher 
durch  Sturmwind  ganz  oder  zum  Theil  auf  den  Hrund  des  Andern  geworfen 
worden,  verbleibt  dem  vorigen  Bigenthümer;  — Die  parallelen  Bestimmungen 
im  früheren  Churfürstenthum  Hessen  enthält  Kopp,  Handbuch  zur  Kenntniss 
der  Hessen -Casselischen  Landesverfassung  und  Rechte  (Cassel,  1796)  Th.  I 
S.  466;  demgemäss  ist  mit  Hessen-Darmstadt  das  Übereinkommen  getroffen, 
dass,  wenn  Bäume  an  der  Hränze  gefüllt  werden,  „die  Parömie  gelten  soll : Die 
Wurzel  zieht  den  Stamm  (Reg.  Schreib,  v.  8.  Juli  1790)“,  während  im  Chnr- 
fürstenthura  selbst  die  übergefallenen  Bäume  „falls  nicht  ein  anderes  durch 
Verträge  bestimmt  ist,  auf  der  Grenze  durchschnitten  und  vertheilt  werden“. 

*’“)  Gruchot,  Beiträge  zur  Erläuterung  des  Preuss.  Rechts  B.  VII  (1863) 
8.  129  ff.:  „Nicht  von  einer  Pflicht,  soudem  von  einem  Rechte  des  Baum- 
eigenthümers ist  hier  auszugehen“.  Kay  so  r bemerkt  hierzu  richtig  (S.  83),  dass 
hier  Recht  und  Pflicht  nicht  Gegensätze,  sondern  Korrelate  seien;  der  Baum- 
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§ 295  heraus  an  sich  hinfällig  würde,  die  Polemik  aber,  welche 
Gruchot  an  dieser  Stelle  gegen  die  Auffassung,  als  handele  es 
sich  in  § 295  um  eine  Pflicht  des  Baumeigenthumers,  fuhrt  ist 
m.  E.  keine  glückliche  zu  nennen,  und  ist  auch  hier  den  Gegen- 
ausfUhrungen  Kaysers  a.  a.  0.  S.  82  gegen  Gruchot  beizustimmen: 
dass  es  schon  ein  bedenkliches  Argument  ist,  wenn  Gruchot  seine 
Interpretation  des  § 295  mit  der  Constatirung,  „die  Fassung  des 
§ 295  sei  verfehlt“,  beginnt. 

Zugleich  lässt  sich  für  die  Erklärung  des  § 288  ein  weiterer 
Punkt  betreffs  der  Frage  des  Eigenthumsrechtes  an  dem  Holze  der 
überhängenden  und  von  dem  Nachbar  abgeschnittenen  Äste  aus  § 295 
entnehmen,  und  die  Bestimmung  des  § 295  (demzufolge  der  Baum- 
eigenthümer,  im  Falle  er  sich  eine  Säumigkeit  zu  Schulden  kommen 
lässt  und  den  übergefallenen  Baum  nicht  „ohne  Zeitverlust“  von 
dem  Grunde  des  Nachbars  entfernt,  seines  Eigenthumsrechtes  an 
Letzterem  verlustig  geht)  auch  auf  § 288  ausdehnen.''’*) 

Weiterhin  wird  fast  übereinstimmend  von  der  Theorie  wie  von 
der  Praxis  angenommen,  dass  der  Nachbar  Ersatz  der  ihm  bei  der 
selbständig  vollzogenen  Beseitigung  des  Überhangs  entstandenen 
Kosten  verlangen,  und  die  abgeschnittenen  Zweige  bis  zur  Befriedi- 
gung seiner  Ansprüche  retiniren  darf.'”)  Diese  Entscheidung  ist 


eigenthümer  muss  sein  Kigenthumsrecht  an  dem  übergestürzten  Baume  geltend 
machen,  und  dadurch  den  Nachbar  zugleich  von  den  Nachtheilen,  welche  der 
auf  dem  Nachbargrundstücke  liegende  Baum  nothwendiger  Weise  mit  sich 
bringt,  befreien.  — Ygl.  auch  Pfyffer,  Erläuterung  des  bürgerl.  Gesetzbuches 
des  Kantons  Luzern,  Th.  II  S.  87  f : „Auch  ist  er  den  Baum  selbst,  wenn  er 
durch  äussere  Gewalt  auf  des  Nachbars  Grund  fällt,  als  Eigenthömer  mit  'Ver- 
gütung des  etwaigen  Schadens  fortzunehmen  nicht  nur  berechtigt,  sondern 
auf  Verlangen  des  Nachbars  auch  verpflichtet“.  — Ausdrücklich  wird 
diese  Pflicht  des  Baumeigenthümers  zur  Wegnahme  der  auf  das  Nachbargrund- 
stück gefallenen  Aste  bezieh,  des  umgebrochenen  Baumes  selbst  in  den  Lois 
civiles  du  Canton  de  Fri  bourg  art.  47H  hervorgehoben:  Les  arbres  ou  branches 
d'arbres,  iiui,  ötant  coupös,  arraches  ou  briscs  par  le  vint,  tombent  sur  le  fonds 
du  voisin  doivent  incessament  etre  enleves  par  le  proprictaire, 
qui  est  tenu  aussi  de  reparer  ou  de  payer  les  dommages  caus6s,  s'il  y a eu  de 
sa  faute. 

”')  ^gl<  Kayser  a.  a.  0.  S.  81.  — Es  ist,  wie  wir  bereits  oben  bei  Anm.  64 
gesehen  haben,  keine  Dereliction  des  Baumeigenthümers  an  dem  übergefallenen 
Baume  bezieh,  den  abgeschnittenen  Zweigen  anzunehmen  (so  Gruchot,  Beitr. 
VII  S.  180  f,);  sonst  müsste  auch  der  Eigenthümer  des  Nachbargrundstücks 
beweisen,  dass  eine  Dereliction  stattgefunden,  bezieh,  eine  solche  überhaupt  hat 
eintreten  können  (Veräusserungsunfähigkeit);  vgl.  Kayser,  a.  a.  0.  S.  83,  und 
Schuster,  allgemeine  oesterr.  Gerichtszeitung  B XXXIV  S. 

•:’)  Vgl.  Koch,  Allgemeines  Landrcclit  für  die  preussisclien  .Staaten 
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aber  tn.  E.  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn  man  aus  § 287  ein  posi- 
tives Recht  für  den  durch  den  Überhang  belästigten  Nachbar  her- 
leitet und  dem  gegenüber  eine  Pflicht  für  den  Baumeigenthümer, 
dem  Nachbar  derartige  durch  die  überhängenden  Zweige  entstehende 
Nachtheile  fernzuhalten,  anerkannt.  Denn  wenn  man  Letzterem 
ein  Recht  auf  Erstattung  der  ihm  bei  dem  Abschneiden  des  Über- 
hangs erwachsenen  Kosten  zuspricht,  so  drückt  man  damit  aus, 
dass  er  eine  Handlung  ausführt,  wclehe  ihm  nicht  nur  behufs 
Wahrung  seines  Interesses  vom  Gesetze  nachgelassen  ist,  welche  sich 
vielmehr  an  sich  als  eine  Pflicht  des  Bauineigenthümers,  als  dessen 
negotiorum  gestor  er  erscheint,  darstellt.  Warum  dann  diese  Pflicht 
des  Baumeigenthümers  nicht  mittelst  einer  Klage  erzwingbar  sein 
sollte,  ist  nicht  einzuseben.  Jedenfalls  widerspricht  eine  Klagan- 
stellnng  auf  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  weder  dem 
Wortlaute  des  Preussischen  Landrechts  selbst,  — denn  dieses  äussert 
sich  ebenso  wenig  wie  der  Sachsenspiegel  mit  bestimmten  Worten 
über  die  Mittel,  welche  dem  Nachbar  gewährt  bezieh,  versagt  werden 
sollen,  — noch  steht  auch  einer  solchen  Annahme  ein  „nationaler 
Rechtsgedanke“  entgegen. 

Es  gehört  diese  an  letzter  Stelle  berührte  Frage  zu  den  leb- 
haft verhandelten  Controversen  des  Preussischen  Landrechts;  während 
sich  aber  die  Praxis,  besonders  in  Hinblick  auf  die  Entscheidung 
des  Kgl.  Pr.  Obertribunais  vom  6.  Februar  1855,  überwiegend  für 
die  Verneinung  eines  Klagrechts  des  Nachbars  ausspricht  haben 
sich  in  der  Theorie  gewichtige  Stimmen  erhoben,  welche  ein  solches 
Klagrecht  des  Nachbars  für  vollkommen  zulässig  erklären.'^*)  Jeden- 


ü.  I bei  der  Erklärung  vom  Pr.  L.-K.  I,  9 § 288  in  Kote  29;  — v.  Rönne, 
Ergänzungen  und  Erläuterungen  der  preussischen  Reebtsbiieber  B.  1 zu  I 9 
§ 288;  — Dernburg  a.  a.  0.  I § 220  Anm.  13;  — Kayser  a.  a.  O.  S.  HO 
bei  Anm.  71  und  die  weiteren  AusfUbrungen  daselbst. 

A.  H.  Kayser  a.  a.  U.  S.  79  bei  Anm.  67;  — Andrerseits  vgl. 
Rönne  a.  a.  0.;  Qruebot  R VU  a.  a.  O.  und  Dernburg  a.  a.  O.;  — Ebenso 
unrichtig  würde  es  sonst  sein,  aus  der  Sacbsenspiegelstelle  B.  II  Art.  ü2,  welche 
in  ihrer  Fassung  auch  nur  „gewissermaasen  eine  Rechtsregel“  ausspriebt,  ein 
positives  Recht  des  Nachbars  herzuleiten  (vgl.  Kayser  a.  a.  O.). 

>»)  Entscheid,  des  Obertribunals  N.  2615  (B.  XXX  S.  i31  bes.  433  ff.); 
Entsoh.  des  Appell. -Uer.  zu  Ologau  vom  1.  Sept.  1857  bei  Gruchot,  Beitr. 
B.  II  (Jahrg.  1868)  S.  77  ff.;  Allgem.  Landrecbt  von  Rehbein  u.  Reineke 
(in.  Anfl.  1886)  B.  I S.  401  Anm.  64;  — Kayser  a.  a.  U.  8.  82;  auch  Koch 
a.  a.  O.  I zu  I,  9 ^ 288,  Note  29  scheint  sich  der  Ansicht  der  von  ihm  citirten 
Entscheidung  zuzuneigen. 

”•)  Förster,  Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  preuss.  Privat- 
Sehmidt,  0*a  Haoht  des  Cbsrbmngv  und  (n>erfalli.  8 
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falls  ist,  wie  »lies  Kayser  a.  a.  O.  S.  80  annimmt,  kein  Gegengrund 
rücksichtlich  eines  solchen  Klagercchts  in  den  Anfangsworten  des 
Pr.  L.-R.  I,  9 § 288  „will  er  aber  selbige  weghauen“  *u  finden, 
vielmehr  hebt  § 288  den  Fall,  in  welchem  sich  der  Nachbar  ent- 
schliesst,  die  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  persönlich  vor- 
zunehmen,  nur  deshalb  ausdrücklich  hervor,  weil  es  nur  hier  in 
Hinblick  auf  den  Widerstreit  des  deutschen  und  des  römischen 
Rechts  zu  Zweifeln  kommen  konnte,  wie  es  mit  dem  Eigenthum 
an  dem  Holze  der  abgeschnittenen  Aste  zu  halten  sei.*’*) 

In  gleicher  Weise  wie  das  Pr.  L.-R.  I,  9 § 287  f.  bestimmt 
das  oesterreichische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 
im  § 422: 

„Jeder  Grundeigenthümer  kann  die  Wurzeln  eines  fremden 
Baumes  aus  seinem  Boden  reissen  und  die  über  seinem  Luft- 
räume hängenden  Aeste  abschneiden  oder  sonst  benützen, 
während  der  Code  Napoldon  unter  Ausschluss  des  Selbsthülfe- 
rechts  des  Nachbars*”)  nur  die  Möglichkeit  einer  Klagerhebung 
gegen  den  Eigenthümer  des  überhängenden  Baumes  kennt.  Hier 
entscheidet  Art.  672,  2: 

Gelui  sur  la  propriäte  du  quel  avancent  les  branches  des 
arbres  du  voisin,  peut  contraindre  celui-ci  ä couper  ces 
branches.*’*) 

Beide  Gesetzbücher  enthalten,  besondere  im  Vergleich  zum  preussischen 
Landrecht,  nur  geringes  Material  Uber  die  mancherlei  bei  der  Be- 
trachtung des  Überhangsrechtes  auftauchenden  Fragen ; und  zwar 


recht)  B.  m § 173  Note  47  und  Gierse  in  der  Amsb.  Jurist.  Uonstsschrift  I, 
Ö4.  348;  Dernburg  &.  a.  ü.  1 § 220  Anm.  15;  — Vgl.  auch  Könne  a.  a.  O. 
I S.  545  u.  .546  und  das  daselbst  citirto  Krkenntniss  des  Appellat-Ger.  zu  Münster. 

*'*)  Dernburg  a.  a.  0.:  Allein  aus  dem  Umstande,  dass  das  Landrecht 
I,  9 U 288  nur  das  Recht  des  Nachbars  hervorhebt,  die  überragenden  Wurzeln 
uud  Zweige  seinerseits  abzuhauen,  kann  sicherlich  nicht  gefolgert  werden,  dass 
dem  in  der  Freiheit  seines  Eigenthums  Verletzten  nicht  auch  die  auf  allge- 
meinen Grundsätzen  ruhende  Negotoricnklage  zustehe;  — Kayser  meint  a.  a. 
O.  8.  HO,  dass  wenn  in  dem  § 287  ein  Klagrecht  auf  Wegschaflung  des  Über- 
hangs enthalten  wäre,  „so  wären  die  Anfangsworte  des  § 288  nicht  bloss  über- 
flüssig, sondern  such  unverständlich“  (?). 

XI)  Vgl.  Zachariae  von  Lingenthal,  Handbuch  des  französischen 
Civilrechts  (VI.  Aufl.)  B.  II  § 242  Note  2,  und  Sirey,  recneil  general  des  lois 
et  arrets  en  matiere  civile  etc.  T.  XI,  1.  245. 

*'“)  Uber  das  Geltungsgebiet  des  Code  Napoleon  in  Deutschland  (linkes 
Itheiiiufer,  Baden  und  Grossherzogth.  Berg)  vgl.  Stobbe,  I § 15  III;  Be- 
haghel, das  badische  bUrgerl.  Recht  und  der  Code  Napoleon  H.  I.  S.  8; 
Zachariae  v.  L.  I § 13. 
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macht  sich  dieser  Mangel  vor  Allem  für  die  Interpretation  des 
oesterreichischen  bürgerl.  Gesetzbuchs  geltend,  während  im  Code 
civil  *’•),  insofern  derselbe  dem  Nachbar  nur  das  Recht  einräumt, 


"•)  Die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  art.  672  kehren  in  unveränderter 
Fassung  in  der  in  Belgien  publicirten  Form  des  C.  N.  art.  672,  sowie  in 
wortgetreuer  Transversion  in  art.  582  des  Codice  civile  del  Kegno  d’Italia: 
„(^uegli  sul  cui  fondo  si  protendono  i raini  degli  alberi  del  vicino,  pu6  oon- 
stringcrlo  a tagliarli,  e puü  cgli  stessi  tagliarle  le  radici  che  si  addentrino  nel 
suo  fondo,  salvi  pero  in  ambidue  i casi , i regolamenti  e gli  usi  locali  quanto 
agli  ulivi“,  wieder.  Der  letztere  ausdrückliche  Hinweis  auf  die  Ausnahme- 
stellung der  Olivenbäume  findet  sich  bereits  in  dem  Codice  civile  per  gli 
stati  di  S.  M.  il  Ke  di  Sardegua  art.  606  (Ausg.  v.  18.17),  während  der 
Codice  per  lo  Kegno  delle  due  Sicilic  lib.  II  tit.  IV  cap.  II 
sez.  1,  593,  1 nur  die  Worte  des  art.  ()72  des  C.  N.  wiedergiebt;  vgl.  auch 
art.  572  des  Civilgesetzbuchs  für  Modena  und  art.  523  desjenigen  für  Parma 
und  Piacenza.  Eine  wörtliche  Übertragung  des  art.  672  des  C.  M.  bildet 
auch  art.  608  des  Codicele  civilü  für  Rumänien:  Acela  pe  a 
eämf  proprietate  se  intindü  cracile  arhorilor  veciuulul,  pöte  sa  lif  indatoreze 
a le  taia.  — Vergl.  ferner  das  Nederlandsch  burgerlijk  wetboek  B.  II 
tit.  4 art.  714:  „Hij  op  wiens  erf  du  takken  der  boomen  van  zijnen  nabuur 
overhangen,  kan  den  laatstgenoemden  noodzaken,  die  takken  af  te  snijden. 
Indien  de  worteis  der  boomen  op  zijn  erf  doorschieten,  heeft  hy  het  regt  om 
die  aldaar  zelf  weg  te  bakken;  ook  de  takken  mag  hij  zelfs  afsnijden  indien 
de  nabuur  op  zijne  cste  aamaniug  geweigerd  heeft  zulks  te  doen,  en  mits  hij 
niet  op  den  eigendom  van  den  nabuur  tredc“  (hierzu  Diephuis,  Handboek 
voor  het  nederlandsch  burgerlijk  regt,  II  Th.  S.  245;  auffallender  Weise  über- 
geht Opzoomer’s  ausführliehes  Buch  „Het  Burgerlijke  wetboek  verklaard“ 
(9  B.)  den  art.  714).  Während  sich  der  erste  Theil  des  art.  714  ziemlich  eng 
an  den  Code  Napoleon  anschliesst,  bilden  die  Schlussworte  von  „ook  de  takken 
u.  s.  w.“  au  einen  dem  französischen  Rechte  unbekannten  Zusatz;  übersetzt 
lauten  diese  Worte:  auch  die  Aste  kann  er  selbst  abschneiden,  wenn  der 
Nachbar  sich  auf  seine  erste  Aufforderung  weigert,  solches  zu  thuen,  nur  darf 
er  nicht  das  Grundstück  des  Nachbars  hierbei  betreten“.  — Dieses  letzte  Er- 
forderuiss  einer  an  den  Baumcigenthümer  (im  holländ.  Gesetzb.  vom  Stand- 
punkte des  durch  den  Überhang  Beeinträchtigten  aus  als  „Nachbar“  bezeichnet) 
gerichteten  Aufforderung  kehrt  in  dem  Codigo  civil  Portuguez  art.  2317 
wieder,  nur  schlägt  das  portugies.  Gesetzb.  in  anderer  Beziehung  insofern  eine 
noch  selbständigere  Richtung  ein,  als  es  die  Hervorhebung  einer  wahlweise 
gegen  den  Baumcigenthümer  geltend  zu  machenden  Klage  unterlässt  und  über- 
dies die  ßeschneidung  der  Wurzeln  von  der  gleichen  Voraussetzung  einer  vor- 
her an  den  Baumcigenthümer  fruchtlos  ergangenen  Aufforderung  abhängig 
macht.  Der  Text  des  art.  2317  lautet  als  Fortsetzung  des  in  Anm.  187  citirten 
Vordersatzes:  „mas  o dono  do  predio  vizinho  podera  arraucar  e cortar  as  raizes 
que  si  introduzirem  no  seu  terreno,  e os  ramos  que  eile  propenderem  com  tanto 
que  nio  ultrapasse,  arrancando  c cortando  essas  raizes  ou  ramos  a linha  per- 
pendicular  divisoria,  e se  o dono  da  arvore  sendo  rogado  a näo  tiver  feito  dentro 
de  tres  dias“  („aber  der  Herr  des  benachbarten  Gutes  kann  diejenigen  Wurzeln, 
welche  auf  sein  Gnindsliick  hinübergroifen  und  diejenigen  Zweige,  welche 
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klagweise  gegen  den  Eigenthümer  de»  überwachsenden  Baumes  vor- 
zugclien  *'") , derartige  Zweifel  über  da»  Eigenthumsreeht  an  dem 
Holze  der  abgeschnittenen  Zweige-”'),  über  die  Pflicht  einer  vor- 


auf daaaelbe  hinüberhängen  soweit  ausreissen  bezieh,  abschneiden,  als  er  beim 
Ausreissen  und  Absebneiden  dieser  Wurzeln  und  Zweige  nicht  die  perpen- 
diculäre  Theilungslinie  überschreitet  und  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass 
der  Herr  des  Baumes  auf  eine  Aufforderung  hin  dies  nicht  innerhalb  drei  Tagen 
selbst  gethan  hat“).  — Was  das  s p a n i s c h e Recht  anlangt,  so  bemerkt  Lehr, 
elrments  de  droit  civil  espagnol  (Paris,  1880)  S.  225,  dass  ihm  überhaupt  keine 
hiereinschlagende  Bestimmung  bekannt  sei ; er  scheint  hierbei  die  Siete  Par- 
ti das  VII  tit.  I(i  ley  28,  welche  vom  Stumpfen  der  überhängenden  Äste  unter 
Zuziehung  der  Obrigkeit  reden  (vgl.  Orimm,  Zeitsebr.  f.  gesch.  Rechtswissen- 
schaft III  S.  ;i52  Anm.  1),  übersehen  zu  haben.  Die  in  Anm.  134  citirte  Stelle 
des  Fuern  viejo  de  Castiela  lib.  V.  tit.  3 § 12  hat  wohl,  gleichwie  das 
ganze  gen.  (iesetz  selbst,  seine  Gültigkeit  in  der  Gegenwart  verloren  (Lehr, 
a.  a.  0.  S.  6);  bei  Herrero,  el  cödigo  civil  espanol  (1872)  vermag  ich  keine 
auf  den  Überhang  bezügliche  Anordnung  zu  finden.  — Rücksichtlich  Englands 
verweise  ich  auf  das  von  Hews,  Cbapmaun,  Sparham  & Todd,  A Digest 
of  the  reported  decisions  B.  VII  S.  39  mitgetheilte  Erkenntniss;  „if  a man 
knowingly  plante  in  bis  own  land  and  suffers  to  grower  over  the  land  of  bis 
neighbour  a noxious  tree,  by  which  bis  neighbours  cattle  are  injnred,  an  action 
will  lie  against  him  at  the  suit  of  auch  neighbour“. 

’*°)  Vgl.  über  die  Erklärung  des  art.  672,  2;  klarcade,  Explication 
theorique  et  pratique  du  0.  K.,  zu  art.  672:  Boileux,  Commentaire  sur  le  C.  N. 
(VI.  Aufl.,  n S.  870);  Laurent,  Principes  de  droit  civil  B.  VIII,  15  ff.; 
Sirey,  les  Codes  annotes,  zu  art.  672;  Pardessus,  traite  des  servitndes  T.  I 
no.  197  (S.  442  ff.).  Von  den  uns  hier  vor  Allem  intereasirenden  deutschen 
Schriftstellern  über  den  Code  Napoleon  und  seine  Gültigkeit  in  Deutschland 
ist  zu  nennen:  Zachariae  von  Lingenthal  a.  a.  0.  B.  II  § 241  u.  242.  — 
Behaghel,  a.  a.  U.  | 108,  III  unter  2;  Bauer,  Lebrb.  des  napol.  Oivilr. 
i;  198  und  ebenso  Frey,  Lebrb.  des  franz.  Civilr.  § 422  enthalten  nur  die 
Wiedergabe  der  Worte  des  art.  672  ohne  nähere  Ausführungen.  Kurze  Be- 
merkungen bei  Thibaut,  Lehrbuch  des  franz.  Civilrechta  g 179 u.  bei  Pfeiffer, 
Napoleons  Gesetzbuch  B.  I S.  300  ff.  — Art.  671  des  Code  civil  regelt  die 
Frage  der  Entfernung  der  an  der  Gränze  wachsenden  Bäume  von  dem  Grund- 
stücke des  Nachbars ; die  Maassc  von  2 Metern  und  '/i  Meter,  welche  hier  an- 
geordnet werden,  gelten  aber  nur  „ä  defaut  de  reglements  et  usages“.  (vgL  z.  B. 
Arrütes  de  Lamoignon  tit.  20,  art.  40  et  41  u.  a.).  — Zachariae  hebt 
a.  a.  0.  S 242  hervor,  dass  der  Nachbar  dem  Baumeigenthümer  zur  Beseitigung 
der  überhängeuden  Äste  auhalten  könne,  „ausgenommen,  wenn  ibm  ein 
Rechtstitel  eiitgegenstebt“.  Vielfach  bestritten  ist  hierbei,  ob  in  diesem 
Falle  die  Einrede  der  Verjährung  zu  berücksichtigen  sei.  Für  die  Verneinung 
diu'.cr  Frage  spricht  sich  mit  Entschiedenheit  Thilo,  die  Controversen  des 
französischen  Civilrechts  (Stuttgart  1841)  S.  166  aus.  [Denselben  Standpunkt 
vertritt  Zachariae  v.  L.  a.  a.  0.  B.  II  g 242  Anm.  3;  ebenso  Duranton, 
eours  de  droit  civil,  V Nr.  39;'i  u.  398;  Marcadü-  Art  672  n.  4 und  bei  Sirey, 
recueil  general  etc.  XXV,  II  25,  XXXV,  I 799  u.  s.  w.]. 

Nach  art.  672,  3 [Si  ce  sont  les  racines  qui  avaneent  sur  snu  heritage 
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herigen  Aufforderung  an  den  Baumeigcnthümer  u.  dgl.  von  Anfang 
an  auagcBchiossen  eind. 

Das  oesterreichiache  allgemeine  bürgerl.  Gesetzbuch  entscheidet 
im  §421  nur  die  Frage,  wie  das  Eigenthumarccht  an  dem  an  der 
Gränze  zweier  Grundstücke  stehenden  Bäume  zu  bestimmen  sei,  und 
folgt  hierbei  dem  auch  von  den  übrigen  deutschen  Gesetzbüchern 
vertretenen  Grundsätze,  dass  sich  das  Eigenthum: 


U a droit  de  lea  y couper  lui  meme]  iat  bei  den  in  dea  Nachbargrundatiiek 
reichenden  Wnrzeln  die  AnaUbung  einea  Selbathülferochta  des  Nachbara  ge- 
stattet; hieraus  achliesst  man  zugleich,  dass  die  ahgehauenen  Wurzeln  dem 
Nachbar  zuhllen  (Behaghel  a.  a.  ().  S.  330).  Übereinstimmend  § 802  des 
Bürger).  Uesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen:  „Die  abgeschnittenen  Zweige  ge- 
hören dem  Eigenthümer  des  Baumes  oder  der  Hecke,  die  abgeschnittenen 
Wnrzeln  dem  Eige  nthämer  des  GruBdatUckes,  in  welchem  sie  sieh 
befinden“.  Vgl.  hierzu  die  Motive  zu  dem  Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzb. 
f.  d.  Kgr.  Sachsen  von  1H60  S.  694 : „Diese  Unterschiede  beruhen  auf  der  Er- 
wägung, dass  die  in  das  fremde  Grundstück  hinüberragenden  Wurzeln  aus  dem- 
selben ihre  Nahrung  ziehen  und  gleichsam  Theile  desselben  werden.“  — Ebenso 
der  „Entwurf  eines  bürgerl.  Gesetzbuchs  für  das  Königr.  Bayern“ 
Th.  111  Hauptst.  III  Art.  198:  Wnrzeln  die  von  dem  benachbarten  Grundstück 
in  das  andere  herüberlaufen  darf  der  Eigenthümer  des  Letzteren  abstoasen 
und  für  sich  behalten“.  — Anders  das  Pr.  L.  R.  I,  9 § 287  u.  288  (Dern- 
burg,  a.  a.  O.  B I § 220  Anm.  13);  vgl.  auch  Hesse,  a.  a.  O.  B.  II  S.  206  ff. 
— Von  den  schweizer  Gesetzbüchern  vgl.:  das  bürgerl.  Gesetzb.  für  Luzern 
§ 284  (hierzu  Pfyffer,  Erläuter.  d.  bürgerl.  Gesetzb.  v.  Luzern,  Th.  II  S.  87); 
das  privatrechtl.  Gesetzb.  für  den  Kanton  Schaffhausen  §ö31;  Civilgesetzb. 
fUr  den  Kanton  Solothurn  § 798  (wie  der  Code  Nspol.  art.  672);  ebenso  das 
privatrechtl.  Gesetzb.  f.  d.  Kanton  Zürich  ^ 389  (hierzu  Bluntschli,  Private. 
Gesetzb.  für  d.  Kant.  Zürich  B.  II  .S.  102)  und  das  bürgerl.  Gesetzb.  für  d. 
Kanton  Aargau  $ 490.  Sämmtliche  soeben  angeführten  schweizer  Gesetz- 
bücher stimmen  darin  überein,  dass  sie  dem  Nachbar  gestatten,  die  Wurzeln 
des  fremden  Baumes  selbst  abzuschneiden.  Die  Lois  civiles  du  Canton  de 
Fribourg  art.  472,  ö,  der  Code  Genevois  art.  672,  3,  der  Code  civil  du 
Canton  de  Vaud  art.  4.39,  2 und  der  Code  civil  du  Canton  du  Valais  art.  518, 
2 enthalten  die  wörtliche  Wiedergabe  des  art.  672,  3 des  Code  Napoleon.  Ver- 
gleichsweise mache  ich  auf  den  Codice  civile  del  Regno  d'Italia  art.  382 
und  von  den  älteren  italienischen  Gesetzbüchern  auf  den  Codice  civile  . . . 
di  Sardegna  art.  606  und  den  Codice  per  lo  Regno  delle  due  Sicilie 
lib.  II  tit.  IV  cap.  II  sez.  1,  ö93  („Si  poi  le  radici  a’inoltrano  nel  suo  fondo 
pnö  egli  stusi  tagliarle“)  aufmerksam.  Vgl.  auch  das  Nederlandsch  bürgerl. 
wetboek  B.  II  tiL  4 art.  714:  Indien  de  wortels  der  boomen  op  zijn  erf  door- 
schieten,  heeft  hij  het  regt  om  die  aldaar  zelf  weg  te  hakken“,  und  das  ru- 
mänische Gesetzbuch  art.  608:  Deca  rudecinile  se  intind  pe  p'ementulü  söü 
are  dreptu  a le  tiCia  singurü.  Die  letzten  ö aufgeführten  Gesetzbücher  schlinasen 
sich  gleich  den  kurz  vorher  namhaft  gemachten  schweizer  I.«gislatinnon  eng 
an  den  Code  Napoleon  an. 
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„ . . . . nicht  nach  den  Wurzeln,  die  sicii  in  einem  an- 
„grenzenden  Grunde  verbreiten,  sondern  nach  dem  Stamme 
„bestimmt,  der  aus  dem  Grunde  hervorragt. 

Ob  dieser  Grundsatz  des  § 421  auch  bei  der  Aufsuchung  der 
theoretischen  Unterlagen  des  § 422  zur  Anwendung  zu  kommen 


”*)  hierzu  § 361  Satz  1 d.  bürg.  Gesetzb.  für  d.  Kgr.  Sachsen: 
„Das  Eigenthum  eines  Baumes  gehört  Demjenigen,  auf  dessen  Grund  und  Boden 
der  Stamm  aus  der  Erde  kommt“.  Ebenso  das  Pr.  L.  R.  I,  9 § 28»;  Entwurf 
eines  bayerischen  Gesetzbuchs  Th.  UI  Uauptst.  III  Art.  196:  „Bäume  ge- 
hören denjenigen,  auf  dessen  Grund  und  Boden  der  Stamm  hervorwächst“ ; 
Bnrgerl.  Gesetzb.  für  Luzern  § 284  (hierzu  Pfyffer,  a,  a.  O.  B.  II  S.  87).  — 
Abweichend  das  Braunschweiger  Rescript  vom  21.  Januar  1793,  dem- 
zufolge der  Baum  dahin  gehört,  wo  er  seine  Wurzeln  hat  (Steiuacker,  Farti- 
culares  Privatreclit  des  Herzogthums  Braunschweig  S.  395,  Anm.  1 u.  Stobbe 
a.  a.  O.  § 8»  Anm.  22).  Vgl.  hierzu  oben  Anm.  61  und  155,  und  ausser  der 
dort  angeführten  Literatur  Curtius,  a.  a.  0.  § ö3ö  u.  Kayser,  a.  a.  O.  S.  77. 

In  der  englischen  Rechtsprechung  ist  man  bisher  zu  keiner  Überein- 
stimmung in  dieser  Frage  gelangt.  Das  Erkenntniss  in  Sachen  Wat  er  mann 
V.  Soper  (1  Lord  Raymond  737;  gefällt  durch  den  „chief  jnstice  at  Lent 
Assizes  st  Winchester“)  giebt  ebenso  wie  ein  zweites  [Anon.  2 Roll.  141]  die 
Bestimmungen  von  1.  7 § 13  Dig.  de  adquir.  rer.  dom.  XLI,  1 (vgl.  Anm.  61) 
wieder:  „if  A.  plants  a tree  upon  the  extremest  limits  of  bis  land,  and  the  tree 
growing  eztend  its  roots  into  the  land  of  B.  next  adjoining  A.  and  B.  are  tenants 
in  common  of  this  tree“.  .[.Williams,  „the  institutes  of  Justinian  illustr. 
by  English  law“  will  die  an  zweiter  Stelle  genannte  Entscheidung,  in  der  es 
sich  um  einen  in  einer  Hecke  aufgewachsenen  Baum  handelt,  auch  nur  auf  diesen 
Fall  beschrankt  wissen,  „for  the  general  rule  is,  that  the  ownership  of  the  tree 
follows  the  ownership  of  the  hedge  and  the  tree  will  be  held  to  belong  to  the 
party  on  whose  land  the  trunk  stand  without  reference  to  the  direction 
of  the  roots  [„es  ist  allgemeine  Regel,  dass  der  Baum  demjenigen  gehört,  auf 
dessen  Land  der  Stamm  steht,  ohne  Berücksichtigung  der  Richtung  der  W urzeln“]. 
Hit  Williams  Ansicht  stimmt  § 270  des  Civil  Code  of  the  State  of  New- 
York  (reported  complete  by  the  commissioners  of  the  code,  1865)  überein; 
ebenso  G.  L.  Drebing,  „Common  law  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika“ 
S.  482  (1866).  Interessant  ist  überdies  eine  dritte,  der  Entscheidung  Holder 
V.  Coates  zu  Grunde  gelegte  Ansicht,  dass  wenn  ein  Baum  „grows  near  the 
conünes  of  the  land  of  two  parties  so  that  the  roots  extend  into  the  soil  of 
cach,  the  property  in  the  tree  belongs  to  the  owner  of  the  land,  in 
which  the  tree  was  first  sown  or  planted  “ [der  Baum  gehört  bei  über- 
reichenden Wurzeln  dem  EigenthUmer  des  Landes,  in  welches  der  Baum  zu- 
erst gesät  oder  gepHanzt  wurde;  mitgetheilt  in  Hoody  & Malkins,  Nisi 
prius  reports  S.  112].  Ich  glaube  wir  gehen  nicht  fehl,  wenn  wir  annehmen, 
dass  der  erkennende  Richter  hier  eine  Anlehnung  an  die  Worte  von  1.  6 § 2 
Dig.  XLVn,  7:  „in  euius  fundo  origo  eins  fuerit“  (vgl.  o.  Anm.  61)  ge- 
sucht hat.  — 

Der  auf  der  Gränzlinie  wachsende  Baum  steht  im  Jliteigcnthum  der  an- 
gränzenden  Grundstücksnachbarn:  Pr.  L.  R.  I,  9 § 286  (hierzu  Dorn  bürg,  I 
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hat,  oder  ob  § 422  ein  in  sich  abgeschlossenes  Ganze  bildet  und 
seine  Erklärung  in  vollkommen  selbständigen  Principien  findet§ * * * * ***), 
ist  eine  in  der  Doctrin  bisher  nicht  entschiedene  Frage.  Die  neueste 
und  zugleich  umfangreichste  Untersuchung  Uber  diesen  Abschnitt 
des  oesterreicischen  Gesetzbuchs  findet  sich  in  dem  Aufsatze 
Schuster’s  in  der  „allgemeinen  oesterreichischen  Gerichtszeitung“ 
ß.  XXXIV  [Jahrgang  1883]  Nr.  13  ff.;  so  speciell  jedoch  auch 
Schuster  auf  die  einzelnen  Punkte  der  von  ihm  behandelten  Cun- 
troverse  eingeht,  so  ist  doch  seinen  Ausführungen  m.  E.  nicht  in 
allen  Stucken  beizupflichten. 

Schuster  geht  von  derselben  Voraussetzung  wie  Beseler 
aus,  nämlich  davon,  dass  nach  deutschem  Rechte  die  in  den  Luft- 
raum des  Nachbar  hineinragenden  Aste  mit  ihren  Früchten  als 
volles  freies  Eigenthum  des  Nachbars  betrachtet  worden  seien. 
Es  sind  hiergegen  dieselben  Einwendungen  geltend  zu  machen, 
welche  bereits  der  Ansicht  Be  sei  er ’s  entgegengestellt  wurden, 
und  welche  m.  E.  auch  in  Hinblick  auf  die  Schlussfolgerungen 
Schusters  aufrecht  erhalten  werden  müssen. 

Wenn  schon  im  Vergleich  zu  dem  in  früheren  Monographieen 
enthaltenen  Quellenmateriale  die  von  Schuster  erbrachten  neueren 
Quellenbelege  reichhaltig  genannt  werden  müssen,  so  ist  docli  seinen 
Ausführungen  vor  Allem  der  Vorwurf  zu  machen,  dass  sie  bezüglich 
des  älteren  deutschen  Rechts  nur  mit  einem  geringen  rechtshistori- 
schen Materiale  operiren  und  in  Folge  dessen  Belege  in  vereinzelten 
Quellenentscheidungen  finden,  wo  doch  nur  eine  Zusammenstellung 
und  Vergleichung  einer  grösseren  Zahl  von  Gesetzesstellen  oder  Prä- 
judicien ein  Resultat  und  den  Beweis  einer  verbreiteten  deutschrecht- 
lichen Auffassung  liefern  kann.***)  So  sind  auch  die  von  Schuster  an- 

§ 216  Anm.  16;  Gruchot,  VII  S.  12ü);  Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr. 

Sachsen  § 361;  Entwurf  für  ein  bayerisch.  Gesetzb.  Tb.  III  fiauptst.  III 

Art.  196.  — Vgl.  auch  Civil  Code  of  the  State  of  New  - York  §271 
(1865)  und  Codigo  civil  Portuguez  art.  2319. 

***)  ünger,  System  des  österr.  allgem.  Privatr.  B.  II  § 111  Anm.  ITa 
will  den  § 422  aus  „eigenthümlichen  Principien  des  deutschen  Rechts  (dem 
s.  g.  Überhangsrechte)“  erklärt  wissen.  Welches  diese  Principien  siml,  sagt 
ünger  nicht,  sondern  verweist  lediglich  auf  Gerber,  System  § 91  N.  3. 

’**)  Schuster  legt  auch  die  von  ihm  mehrfach  angeführte  Stelle  des 
tractatns  de  juri  bns  incorporalibus  tit  XIII  § 10  m.  E.  unrichtig  aus: 
denn  wenn  es  dort  heisst: 

„Wann  aber  die  Büum  sich  soweit  aussbreiten,  dass  sie  mit  deren 
Aesttm  und  Wurtzcii  dess  Nachbarn  Gründen  schädlich  seynd,  so  hat  der 
Nachbar  Macht,  wenn  ca  der  Baum-Herr  auf  Ersuchen  nicht  wenden  will, 
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geführten  beiden  »ächHisehen  Erkcnntninse  (Seut'fert,  XVII  No.  7 
und  Emiuinghaus,  Pandekten  des  gern,  sächs.  Rechts  S.  441 
No.  27),  in  denen  ein  Eigenthumsrecht  des  Nachbars  an  den  über- 
hängenden Zweigen  ausdrücklich  anerkannt  wird,  und  auf  welche 
Schuster  in  Hinblick  auf  das  von  Stobbe  bei  Erwähnung  der- 
selben gegebene  Zugeständniss  Werth  legt,  kein  Ausdruck  der 
deutschen  Rechtsauffassung  über  den  Überhang  überhaupt,  sondern 
nur  eine  praktische  Anwendung  der  speciell  in  Sachsen  ausgebildeten 
Doctrin.  Man  mUsste  deshalb,  wenn  man  die  Auslegung  des  § 422 
d.  oesterr.  Civilges.  in  Übereinstimmung  mit  Schuster  vermittelst 
des  ius  aeris  anstrebt,  annehmen,  dass  das  oesterr.  bürgerl.  Gesetz- 
buch sich  dieser  zur  Zeit  seiner  Codiiieation  noch  immer  angesehenen 
sächsischen  Doctrin  angeschlossen  hat. 

Wenn  ferner  § 422  dem  Nachbar  ausser  dem  Rechte  der  un- 
gehinderten Beseitigung  der  Uberhängenden  Zweige  gestattet,  die- 
selben „sonst  zu  benutzen“,  so  involvirt  dies  kein  mit  dem  Über- 
wachsen der  Zweige  begründetes  Eigenthumsrecht  des  Nachbars 
an  ihnen  und  ihren  Früchten,  es  wird  vielmehr  dem  Nachbar  da- 
mit nur  gestattet,  sich  durch  die  Benutzung  des  Überhangs,  — 
durch  den  Genuss  der  Früchte,  die  Verwendung  des  Laubes  u.  dgl. 

— für  die  mit  dem  Überragen  der  Aste  unvermeidlich  verbundenen 
Unannehmlichkeiten  schadlos  zu  halten.  Jedenfalls  bedarf  es,  — 
dies  kann  gegenüber  den  Ausführungen  Schuster’ s nicht  genug 
betont  werden,  — eines  Appropriationsaktes  seitens  des  Nachbars, 

— sein  Recht  ist  ein  Recht,  sich  zuzueignen***)**’),  wenn  schon 

solche  schädliche  Aest  und  Wurtzon  seihst  ab  und  weg  zu  hauen  (Nieder- 

oesterreich;  — Ausg.  von  1H07), 

so  ist  bei  der  Interpretation  dieser  Stelle  nicht,  wie  dies  Sch.  thut,  der  Banpt- 
uachdruck  auf  die  Worte  „auf  Ersuchen''  zu  legen  und  hieraus  zu  folgern,  dass 
dem  Baumeigenthümer  verboten  sei,  ohne  diese  Aufforderung  von  Seiten  des 
Nachbars  die  überhängenden  Zweige  zu  beschneiden,  diese  Worte  enthalten 
vielmehr  lediglich  die  Bestimmung,  dass  dem  Selbsthülfeakte  des  Nachbars 
eine  Auffordernng  an  den  Baumeigenthümer  vorbergehen  muss,  und  finden  ihre 
Quelle  in  diesem  Punkte  entweder  in  Dig.  XLIII,  27  oder  stellen  tit.  XIII 
§ 11  des  tractat.  de  jur.  incorp.  an  die  Seite  der  oben  Anm.  147  angeführten 
Rechtsanfzeichnnngen. 

Vgl.  auch  V.  Kirchstetter,  Commentar  zum  oesterr.  allgem.  bürgerl. 
Oesetzb.  (zu  § 422),  der  gleichfalls  in  den  Bestimmungen  des  § 422  die  Be- 
stätigung eines  ius  aeris  erblickt.  Unverständlich  ist  die  Behauptung  Kirch- 
stetter's,  dass  man  auf  (Iruud  von  § 421  „consequenterweise  annehmen  muss, 
dass  dem  Eigenthümer  des  Grundes  die  darauf  überhängenden  abgeschnittenen 
Aeste  gehören“. 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  § 422  sich  ausdrückt:  „.Jeder  Grund- 
eigenthümer  kann  ....  die  über  seinem  Lufträume  hängenden  Aeste  abschneiden 


Digitized  by  Google 


121 


das  ucälerr.  Gesetzb.  ini  Gegensatz  zu  dem  sächs.  Gesclzb. , dem 
Preuss.  J^and-Il.  u.  a.  beabsichtigt  haben  mag,  dem  Baumeigen- 
thfimer  den  Fruchtgenuss  der  überhängenden  Zweige  völlig  zu  ent- 
ziehen. 

Mit  dieser  Erklärung  des  § 422  stimmt  nicht  nur  der  über- 
wiegende Theil  der  über  das  oesterr.  Gesetzbuch  entstandenen 
Literatur,  sondern  auch  die  Spruchpraxis  des  höchsten  Gerichtshofes 
Oesterreichs,  obgleich  Schuster  gerade  auf  die  Erkenntnisse  des 
letzteren  zum  Beweise  der  Richtigkeit  seiner  Theorie  Bezug  nimmt, 
überein.  Und  zwar  sind  es  unter  den  Comraentatoren  vor  Allem 
Zeiller,  Stubenrauch  und  Winiwarter***),  — Letzterer  unter 
ausdrücklichem  Hinweis  auf  § 421,  — welche  den  historisch  und 
theoretisch  allein  zu  rechtfertigenden  Standpunkt  vertreten , dass 
„der  Umstand  . . .,  dass  die  Wurzeln  oder  Aste  des -Baumes  sich 
über  den  Grund  eines  Nachbars  verbreiten  . . . kein  Miteigenthum 
des  Baumes  gibt“  (Zeiller),  während  Schuster  eine  mit  der 
seinen  übereinstimmende  Ansicht  nur  bei  Kirchstetter,  Com- 
mentar  zum  oesterr.  Gesetzb.  (1867)  § 422  und  bei  Ellinger,  Hand- 
buch des  oesterr.  allgemeinen  Civilrechts  S.  191  findet.  Unter  den 
raaassgebenden  Präjudicien  aber,  ist  es  hauptsächlich  das  in  dem 
XIII  B.  (1879)  der  „Sammlung  der  civilrechtlichen  Entscheidung, 
des  k.  k.  obersten  Gerichts  von  Glaser  — Unger  — WaltherS  186 
veröffentlichte  Erkenntniss,  welches  den  Ausführungen  Schuster’s 
entgegensteht.  Hier  erkennt  der  Gerichtshof  gegenüber  dem  Kläger, 

oder  eoDst  benatzen“.  Dieses  „benutzen“  bezieht  sich  demnach  nur  auf  die 
noch  am  Stamme  befindlichen  Äste,  so  dass  die  Frage,  wem  das  Holz 
der  abgeschnittenen  Zweige  zukommt,  vom  Gesetz  selbst  nicht  ausdrücklich 
entschieden  wird;  die  oesterr.  Praxis  weist  dasselbe  dem  Nachbar  zu.  — Über 
das  ältere  deutsche  Kecbt  vgl.  oben  Anm.  161. 

**’)  Mit  Recht  bedienen  sich  zahlreiche  Lehrbücher  zur  Charakterisirung 
des  bei  dem  Fruchtgenusse  des  Nachbars  vorliegenden  rechtlichen  Verhältnisses 
des  Wortes  „zueignen“.  So  Kumpel,  a.  a.  0.  S.  172;  Hesse,  Handbuch 
8.  159;  Grefe,  a.  a.  O.  8.  109  u.  a.  Vgl.  auch  Pr.  L.  R.  I,  9 § 289; 

Duldet  er  hingegen  dieselben  (die  überhängenden  Zweige),  so  ist  er 
berechtigt,  diejenigen  Früchte  sich  zuzueignen,  welche  der  Eigen- 
thümer  nicht  einsammeln  kann,  ohne  den  Grund  des  Nachbars  zu  be- 
rühren“ (hierzu  Gruchot,  R.  VII  8.  128), 
und  das  äusserst  charakteristische  Weimarer  Patent  vom  15.  Juni  1819; 
citirt  nnten  in  Anm.  808. 

"■)  von  Zeiller  (der  Redacteur  des  Gesetzbuchs),  Commentar  über  das 
allgem.  bürgerl.  Gesetzb.  (1812  u.  13)  8.  211;  von  Winiwarter,  das  oesterr. 
bürgerl.  Recht  systematisch  dargestellt  u.  erläutert;  von  Stubenrauch,  das 
allgem.  bürgerl.  Gesetzbuch  ....  mit  Rücksicht  auf  das  praktische  fiedürfniss 
erläutert  (besprochen  bei  Schuster  8.  74). 
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welcher  den  Bauincigcnthümcr  auf  Grund  der  Fällung  mehrerer  mit 
einem  Thcil  ihrer  Aste  auf  das  Nachbargrundstück  Uberhängendor 
Bäume  mittelst  der  Besitr.störungsklage  belangt  hatte,  auf  Ab- 
weisung, weil  aus  § 421  folge, 

„dass  das  dem  Nachbar  in  dem  § 422  eingeräumte  Recht, 
„die  Wurzeln  eines  fremden  Baumes  aus  seinem  Boden  zu 
„reissen  und  die  Uberhängenden  Aste  abzuschneiden,  oder 
„sonst  zu  benutzen,  für  ihn  kein  Miteigenthum  oder  Mit- 
„besitz  des  Baumes  selbst  begründe“.  **•) 

£s  stellt  somit  diese  Entscheidung  das  Beseitigungs-  bezieh.  Benutzungs- 
recht des  Überhangs  durch  den  Nachbar  als  selbständig  existente 
Rechte  dem  ungetheilten  Eigenthnmsrechte  des  Stamraeigenthümers 
an  dem  Baume  gegenüber.  Wenn  es  ferner  in  der  von  Glaser  — 
Unger  — Walther  herausgegebenen  Sammlung  B.  II  in  dem  unter 
Nr.  600  publicirten  Erkenntnisse  des  höchsten  oesterr.  Gerichtshofes 
vom  21.  Juli  1858  heisst: 

„dass  somit  ein  vom  Kläger  (dem  Stammeigenthümer)  geltend 
„gemachter  früherer  Besitz  der  in  Rede  stehenden  Aeste 
„bloss  als  ein  provisorischer  anzusehen  ist,  indem  der  Ge- 
klagte (der  Nachbar),  welcher  die  Aeste  durch  Ab- 
schneiden zu  seinem  Eigenthume  machen  konnte, 
den  factischen  Zustand  bisher  geduldet  hat, 
so  wird  ja  darin  mit  ausdrücklichen  Worten  gesagt,  dass  es  eines 
Appropriationsaktes  des  Nachbars  bedarf,  um  die  Aste  in  das 
Eigenthum  des  Letzteren  gelangen  zu  lassen.  Warum  hierbei  die 
Anschauung  unrichtig  ist,  dass  die  Aste  „erst  durch  Abschneiden 
Eigenthum  des  Nachbars  werden“  (Schuster  a.  a.  0.  8.  74),  ist 
gegenüber  den  klaren  Worten  des  ebencitirten  Erkenntnisses  nicht 
verständlich. 

Von  den  schweizer  Quellen  stimmt  sowohl  der  erste  Absatz, 
als  auch  der  Anfang  des  zweiten  Absatzes  des  § 284  des  „bürger- 
lichen Gesetzbuches  des  Kantons  Luzern“’**')  mit  dem  §421  und 

Vgl.  auch  Kiehl,  das  allgemeine  biirgerl.  Gesetzb.  erläutert  durch 
die  Spruchpraxis  u.  s.  w.  B.  I,  zu  § 42J.  — Bereits  die  offenbar  auf  den  Aus- 
führungen Zeiller’s  fussende  Fassung  des  im  Texte  citirten  Erkenntnisses  be- 
weist, dass  der  Folgerung  Schuster’s,  durch  Itückschluss  e contrario  in  den 
Worten  dieses  Präjudices  die  Bestätigung  eines  Sondereigenthnms  des  Nach- 
bars an  dem  l'berliang  zu  finden,  nicht  heizustimmen  ist. 

’*')  Hierzu  Pfyffer,  Erläuterung  des  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons 
Luzern,  II  Th.  (1K33)  .S.  Hl.  — Dieselben  mit  dem  Inhalte  von  S 422  des 
oesterr.  Gesetzb.  übereinstimmenden  Consequenzon  zieht  Schnell  bei  dem 
Mangel  specieller  diesimzüglicher  Bestimmungen  im  „Civilgesetzbucli  für  die 
Stadt  und  Republik  Bern“  aus  der  allgemeingefassten  .Salzung  H78,  derzufolge 
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422  <lc«  ocslerr.  Gosetzbuchc»  überein,  und  uutersclieidet  »ich  von 
den  letztgenannten  nur  durch  die  Schlussworte 

(Jeder  Grundeigenthüiner  kann  die  Wurzel  eines  fremden 
Baumes  auf  seinem  Boden  ausrauten  und  die  in  den  Luft- 
raum seines  Grundstückes  überhangenden  Aeste  benutzen) 
oder  den  Nachbar  anhalten,  dieselben  abzu- 
schneiden. 

Dieser  letzte  Passus  ist  überhaupt  für  die  schweizer  Quellen  charakte- 
ristisch**') und  ist  nicht  nur  in  denjenigen  schweizer  Gesetzbüchern 
enthalten,  welche,  wie  das  Civilgesetzbuch  für  den  Kanton  Solo- 
thurn § 798,  das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Aar- 
gau §490**®),  der  Code  civil  du  canton  de  Vaud  art.  459,  2,  der 
Code  civil  du  canton  du  Valais  art.  518  und  der  Code  Gene- 
vois art.  672,  2,  die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon  art.  672 
unverändert  (die  beiden  an  erster  Stelle  genannten  Gesetzbücher  in 
ziemlich  wörtlicher  Übersetzung)  aufgenommen  haben,  sondern  kehrt 
auch  in  den  anderen  selbständigeren  schweizer  Legislationen  wieder. 

Da  die  Letzteren  keinerlei  Schwierigkeiten  bieten,  und  die  bei 
Betrachtung  derselben  auftauchenden  Fragen  bereits  im  Vorher- 
gehenden Berücksichtigung  gefunden  haben,  so  glaube  ich  mich 
darauf  beschränken  zu  dürfen,  den  Text  der  einzelnen  Gesetzes- 
stellen nebeneinander  zu  stellen. 

Das  „Privatrechtliche  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich“ 
bestimmt  in  § 590: 

,,Wenn  die  Aeste  oder  Zweige  eines  Baumes  in  den  Luft- 
„raum  des  Nachbars  überragen,  so  hat  dieser  die  Wahl, 


sich  „bey  einem  Grundstücke  . . . das  Recht  des  Eigenthümers  nicht  allein  auf 
die  Oberfläche,  sondern  auch  aufwärts  auf  die  Luftsäule  und  in  umgekehrter 
Richtung  auf  die  Tiefe“  erstreckt  (II  S.  57). 

•”)  Eine  Ausnahme  findet  sich  nur  in  dem  „Entwürfe  eines  Oivil- 
gesetzes  für  den  Canton  Rasel-Stadt  (E.  £.  kleinen  Rath  eingegeben  im 
Uctober  1865“)  g 541 : „Der  Eigenthümer  einer  Liegenschaft  darf  die  auf  seinen 
Boden  und  in  dessen  Luftraum  ragenden  Aeste  eines  fremden  Baumes  der 
Grenze  nach  kappen“. 

•’■•)  Civilgesetzbuch  für  den  Kauton  Solothurn  g 7118:  Derjenige,  auf 
dessen  Eigenthum  die  Aeste  von  des  Nachbars  Bäumen  oder  Hägen  Überhängen, 
kann  ihn  anhalten,  dieselben  soweit  sie  Überhängen  wegzuschafl'en.  Wurzeln, 
die  sich  in  sein  Grundstück  erstrecken,  kann  er  selbst  wegsohneiden;  — Bürgerl. 
Gesetzb.  für  den  Kanton  Aargau  g 490;  Jeder  Grundeigenthümer  kann  die 
Wurzeln  eines  fremden  Baumes  auf  seinem  Boden  ausrauten  und  den  Nachbar 
anhalten,  die  in  den  I.uftraum  seines  Grundstück  Überhängen  Aste  abschneiden. 
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„ob  er  die  Kappiing  der  Aesfc  und  Zweige  verlangen,  oder 
„ob  er  das  Recht  des  Anrieses  benutzen  will.“  ***) 

Dieselbe  Stelle  wird  von  dem  „Privatrechtlichen  Gesetzbuche  für 
den  Kanton  Schaffhausen“  in  § 532  wörtlich  wiederholt.  Äehn- 
lich  ist  der  Wortlaut  des  „ßündnerisc hen  Civilgesetzbuchs“, 
in  § 237,  2: 

,,Wenn  Aeste  über  des  Nachbars  Grundstück  hangen,  so 
„kann  dieser  entweder  die  überfallenden  Früchte  behalten 
„oder  das  Abschneiden  der  Aeste,  soweit  sie  in  seinen  Luft* 
„raum  ragen,  verlangen.“ 

Je  augenfälliger  die  Übereinstimmung  dieser  Gesetzbücher,  ein- 
schliesslich der  unter  dem  Einflüsse  des  Gode  Napoleon  entstandenen, 
ist,  um  so  fremdartiger  berührt  die  Entscheidung  der  „Lois  civiles 
“du  canton  de  Fribourg“  art.  472,  3: 

Celui  sur  la  prupriötä  du  quel  avancent  les  branches  des 
arbres  du  voisin  peut  contraindre  celui -ci  ä les  couper  ä 
quinze  pieds  de  hauteur  du  sol,  si  ce  sont  des  arbres  firuitiers, 
et  ä vingt  pieds  si  ce  sont  des  arbres  forestiers,  et  möme 
dans  Tun  et  l’autre  cas  k toute  hauteur  requise  s'il  veut 
pätir  k cet  endroit;  il  peut  aussi  les  couper  lui-mäme  apres 
un  avertissement  prealable  donne  au  proprietaire  et  k la 
Charge  de  laisser  le  bois  en  provenant  k la  disposition  de 
celui-ci. 

Offenbar  haben  sich  hier  verschiedene,  historisch  weitauseinander- 
liegende, rechtliche  Bcstandtheile  vereinigt:  während  die  ersten 
Zeilen  wortgetreu  dem  Code  Napoleon  art.  672  entnommen  sind, 
scheinen  die  folgenden  Satztheile  ihr  Muster  in  Dig.  XLITT,  27  ge- 
funden und  daher  auch  die  Bestimmung  „k  quinze  pieds  de  hauteur 
du  sol“  (quindecim  pedes  a terra  altius)  entlehnt  zu  haben. 

Unrichtiger  Weise  wird  bei  der  Behandlung  des  Überhangsrechts  in 
Bayern  in  der  Regel  behauptet,  dass  der  Codex  Maxi milianeus 
keine  hier  einschlagende  Specialentscheidung  enthielte und  dem- 
gemäss die  Bestimmung  des  Cod.  Max.  Th.  I,  2 § 9,  derzufolge  für 
den  Fall  des  Nichtvorbandenseins  particularrechtlicher  Bestimmungen 
das  römische  Recht  in  Kraft  zu  treten  hat,  zur  Anwendung  gebracht. 
Wenn  schon  dieses  Verfahren  im  Falle  einer  Lücke  des  Cod.  Max. 


***)  Hierzu  Bluntschli,  a.  a.  O.  ß.  H S.  102. 

”*)  Vgl.  hierzu  P.  C.  Planta,  ßündneriaches  Civilgesetzbuch  mit  Kr- 
lauterung  des  üesetzesredactors,  g 2d7. 

”•*)  So  auch  Schuster  a.  a.  0.  S.  ö4. 
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sn  sich  correct,  und  jedenfalls  folgerichtiger  als  das  von  Massot***) 
vorgeschlagene  ist,  so  sind  doch  die  Voraussetzungen  desselben  in 
vorliegendem  Falle  insofern  nicht  gegeben,  als  der  God.  Max.  die 
Frage  des  Überhangs,  freilich  einigermassen  versteckt,  in  Zusammen- 
hang mit  der  Lehre  von  den  Servituten  entscheidet.  Es  heisst  dort 
in  Th.  II  cap.  8 § 6: 

„Wohl  hingegen  folgert dass  der  Nachbar  die  in 

„seinen  Grrund  hinüberhängenden  Aeste  des  auf  dem  Prae- 
„dio  dominante  stehenden  Baumes  nicht  abhauen  darf,  wie 
„er  dessen  sonst  ohne  sothane  Servitut  wohl  be- 
„rechtiget  wäre.“***) 

Daneben  gelten  die  zahlreichen  neben  dem  Codex  Maximil.  fort- 
bestehenden Statuten,  welche  bereits  im  § 3 Erwähnung  gefunden 
haben.**’) 

Der  „Entwurf  eines  bürgerlichen  Qesetzbuchs  für  das  Kgr. 
Bayern“  *•*)  schliesst  sich  zunächst  in  Th.  III  Hauptst.  III  Art.  196 
der  Ansicht,  derzufolge  das  Eigenthum  an  dem  Baume  darnach  zu 
beurtheilen  ist,  aus  wessen  Gründe  der  Stamm  emporwächst,  an***) 
und  giebt  weiterhin  in  Art.  198  dem  Nachbar,  dessen  Aufforderung 
an  den  Baumeigenthümer,  den  Überhang  zu  beseitigen,  unbeachtet 
bleibt,  das  Recht,  Selbsthülfe  zu  üben  und  das  Holz  der  abge- 
schnittenen Zweige  für  sich  zu  behalten.'**)  In  dem  letzteren 


***)  Maasot  acblieaat  kurzweg  daraus,  dass  der  Cod.  Maxim,  in  Th.  III, 
3,  { 20,  2 die  übergefalleiien  Früchte  dem  Nachbar  zuapricht,  dass  wenn  der 
£igenthümer  des  Orundstücks  auf  die  Erwerbung  der  übergefallenen  Früchte 
verzichtet,  er  auf  die  Wegnahme  aller  überhängender  Aste  bestehen  kann“, 
(Archiv  für  prakt.  Rechtswissensch.  n.  F.  B.  VIII  8.  289). 

***)  Roth,  Bayerisches  Civilrecht  B.  U § 118,  Ib,  und  Kreittmayr  a. a.  O. 
zu  dem  im  Texte  citirten  §. 

**^)  Soz.  B.  Schweinfur ter  Statu tarrecht,§  217  (Weber,  III  8. 665); 
Angsburger  Bauordnung  von  1740  § 52,  3 (Weber,  IV  8.  501),  Regens- 
burger Statutarrecht  § 131,  2 (Weber,  V 8.  75  fg.)  u.  a.;  vgl.  hierzu 
Stobbe,  a.  a.  0.  B.  I § 14  a.  E.  und  Arnold,  Beiträge  zum  deutsch.  Privatr. 
B.  IL  In  der  Rheinpfalz  gilt  französisches  Recht. 

”•)  Aus  den  Jahren  1860 — 1864  (3  Theile). 

***)  Th.  III  Uauptst.  III  Art.  196:  Bäume  gehören  demjenigen,  auf  dessen 
(irund  der  Stamm  hervorwächst.  Steht  der  Baum  auf  der  Urenze,  so  haben 
die  Nachbarn  au  dem  Baum  das  Uiteigenthum  zu  gleichen  Theilen;  jeder  von 
ihnen  kann  die  Fällung  des  Baumes  verlangen. 

*“*)  Th.  III  Hauptst.  111  Art.  198:  Der  Eigenthümer,  auf  dessen  Urund 
Theile  eines  Baumes  herrüberragen,  kann  von  dem  Nachbar  deren  Wegnahme 
verlangen.  Kommt  der  Nachbar  der  Aufforderung  hierzu  binnen  8 Tagen  nicht 
nach,  so  kann  er  seiuen  Theil  selbst  abhauen  und  für  sieb  behalten.  — 
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Punkte,  d.  h.  in  der  vergeblichen  Aufforderung  des  Baumeigen- 
thünaers  vor  der  ßeschneidung  der  Aste  durch  den  Nachbar,  neigt 
sich  demnach  der  bayersche  Entwurf  nach  der  Seite  des  römischen 
Hechts;  rücksichtlich  der  Zuertheilung  des  Holzes  der  abgeschnittenen 
Zweige  an  den  Nachbar  stimmt  er  mit  dem  oesterr.  Gesetzbuche 
überein,  sondert  sich  aber  hierin  sowohl  von  dem  Preuss.  Landr., 
als  auch  von  dem  bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen. 

Im  Hinblick  auf  die  Länder  des  gemeinen  Rechts  ist,  wie  be- 
reits im  Beginne  dieses  Paragraphen  angedculet  wurde,  viel  darüber 
gestritten  worden,  ob  die  Bestimmungen  des  Ssp.  II,  52  und  des 
Weichbildes  cap.  12.0  gegenwärtig  als  allgemeines  Gewohnheits- 
recht auf  ganz  Deutschland  Anwendung  zu  finden  haben,  und  da- 
mit die  Geltung  der  römischrechtlichen  Bestimmungen  Dig.  de  arbor. 
caed.  XLIII,  27  vollständig  ausgeschlossen  sei.  Während  man  früher 
geneigt  war,  ein  derartiges  „gemeines  deutsches  Herkommen“  an- 
zunehmen, ist  man  gegenwärtig  mit  Recht  zu  der  Ansicht  gelangt, 
dass  es  eine  Untersuchung  der  particularrechtlichen  Bestimmungen 
der  einzelnen  Staaten , in  denen  im  Übrigen  das  Pandektenrecht 
fortgilt,  bedarf,  um  die  P'rage  der  Anwendbarkeit  der  deutschrecht- 
lichen Grundsätze  über  die  Beseitigung  des  Überhangs  zu  ent- 
scheiden.*"*) 

Ausdrücklich  wird  die  Geltung  des  Inhalts  von  Dig.  XLIII,  27 
für  Württemberg*"*)  und  Nassau*"*)  behauptet,  hinsichtlich 
Sachsen-Meiningen’s  vertritt  Kümpel  die  Ansicht,  dass  nur 
der  zweite  Theil  des  Titels  de  arboribus  caedendis,  die  ßeschneidung 


Joi)  Vgl.  hierüber  Runde  a.  a.  O.  § 276;  Mittermaior  a.  a.  0.  § 147; 
Emminghaus,  Zeitschr.  für  Rechtspfl.  u.  Verw.  n.  B.  XIX  S.  28t<;  Frosch, 
Die  Rechte  der  Nachbarn  S 7;  Maurenbrecher  neigte  sich  in  der  ersten  Auf- 
lage seines  Lehrbuchs  B.  I S.  268  der  Bejahung  der  im  Texte  berührten  Frage 
zu,  nicht  mehr  aber  in  der  II.  Aufl.  8.  Ö16. 

”•)  Hesse,  Rechtsverh.  zw.  GrundstUcksnachb.  B.  II  S.  207  ff.  (2.  .\ufl. 
S öSft  ff.)  und  Stobbe,  a.  a.  0.  B.  II  § 85  unt.  No.  7.  Beide  weisen  auf  die 
Mannigfaltigkeit  der  Modalitäten,  welche  den  Beweis  eines  allgemeinen  Gewohn- 
heitsrechtes vereiteln,  hin.  — Vgl.  auch  Hagemaun,  Handbuch  des  Laud- 
wirthschaftsr.  § 137  (S.  232). 

•“)  von  Weishaar,  Handb.  des  würtemb.  Privatr.  B.  III  8.  10  (§  28.il; 
Biercr,  Handb.  d.  gesaramten  in  Württemberg  geltend,  l’rivatr.  B.  I § 104 
Nr.  1 (8.  260). 

*"*)  Bertram,  das  nassauische  Privatrecht  § 214  (8.  79);  jedoch  er- 
kennt Bertram  in  § 216  ausdrücklich  die  Geltung  der  dentschrechtlichen 
Grundsätze  über  den  Überhang  „in  einem  grossen  Theil  des  nassauischen  Ge- 
bietes,“ in  Folge  von  Loknlgewohnheiten  an.  Vgl.  Laiidständische  Verhandl. 
für  Nassau  von  I8i0  H.  II  S M. 
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der  überhängenden  Äste  in  Höhe  von  15  Fuee  recipirt  sei.**®) 
Weiterhin  müssen  wir,  sobald  wir  den  Darstellungen  der  in  den 
einzelnen  Territorien  geltenden  Particularrechte  folgen,  die  Frage 
der  Anwendung  der  römischrechtlichen  Sätze  über  den  Überhang 
für  Hannover,  Braunschweig,  Mcklenburg,  Hamburg 
und  Walde ck*“*)  bejahen.  Jn  jedem  der  zuletzt  genannten 
Staaten  greifen,  sobald  nicht  beweisbare  particularrechtliche  Ge- 
setze oder  redliche  Gewohnheiten  (Hamburg)  entgegenstehen,  die 
Bestimmungen  des  in  complexii  recipirten  römischen  Kechtes  Platz, 
und  ist  aus  dem  Stillschweigen  der  vorhandenen  Lehrbücher  unter 
Voranssetzung  der  Zuverlässigkeit  des  aus  denselben  zu  schöpfenden 
Materials,  ein  Unterliegen  der  vor  der  Reception  geübten  deutschrecht- 
lichen Grundsätze  zu  entnehmen.  Hinsichtlich  Braunsch weig’s 
besitzen  wir  überdies  ein  directes  Zeugniss  für  die  Anerkennung 
der  römischrcchtlichen  Sätze  über  den  Überhang  in  einem  Erkennt- 
nisse des  vormal.  Oberappellationsger.  zu  Wolfenbüttel  vom 
3.  März  1846,  in  welchem  zugleich  eine  treffende  prägnante  Aus- 
legung von  Dig.  XLIH,  27  gegeben  wird.*®’) 

Die  Grundsätze  des  deutschen  Überhangsrechts  gelten  dagegen 
unter  directer  Anlehnung  an  Ssp.  II,  52  und  Weichb.  125  in 
Schwarzburg  - Rudolstadt,  Sachsen  - Coburg,  Sachsen- 
Altenburg,  Sachsen  - Weimar®“*)  und  Schleswig -Hol- 


***)  Kümpel,  Handb.  des  herzogl.  Sachsen-Heining.  Privatr.  (Ueiningen, 
18S8)  § äSO,  4. 

•“)  Vgl.  Grefe,  Hannovers  Recht  (Hannover,  1860);  über  die  Geltung 
des  röm.  R.;  B.  I § 4 (S.  15  ff)  — Steinacker,  Particuläres  Privatrecht  des 
Herzogth.  Braunschw.  CWolfenbüttel,  1843);  ein  Rescript  vom  31.  Januar  1793 
entschied  die  gemeinreohtl.  Streitfrage,  wie  das  Eigenthum  an  einem  auf  der 
Gränze  stehenden  Baume  zu  bestimmen  sei  (S.  395  Anm.  1),  ohne  die  Frage 
des  Überhangs  zu  berühren.  Hinsichtlich  der  Geltung  der  fremden  Rechte  in 
Brannschweig  vgl.  a.  a.  O.  S.  11  ff.  — 

von  Kamptz,  Handb.  des  meklcnburg.  Civilr.  (1824’,  und  hinsichtlich 
unserer  Frage  I S.  30  ff.  — 

Baumeister,  das  Privatrecht  der  freien  u.  Hansestadt  Hamburg  (1856); 
Stobbe,  Gesch.  d.  deutsch.  Rsqucll.  II  S.  313  u.  Schuster,  a.  a.  U.  S.  54. 

Weigel,  Einleit,  in  d.  waldekisch.  Landesr.  (1846).  — 

***)  Seuffert,  Archiv  für  Entscheid,  der  oberst.  Gerichte  ß.  XI 
(1867)  N.  115;  Erkenntn.  d.  vormal.  O.  A.  G.  zu  Wolfenbüttel  v.  3.  März  1846 
in  der  Sache  Bartlinger  wider  Herzogliche  Kammer  wegen  Eingriffs  in  das 
Eigenthum. 

•“)  G.  v.  Bamberg,  das  sohwarzburg-rudolstädt.  Privatr  § 77  Abs.  1 
(S.  52);  derselbe  will  sogar  den  conditionalcn  Zusatz  des  Ssp.  II,  52:  „sime 
nakebure  to  scaden"  angewandt  wissen  (a.  a.  ü.  S.  160,  3). 

Brückner,  Handb.  des  berzogl.  gnth.  Privatr.  (1830)  § 16.5,  S.  102. 
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Rtein'*’*)  und  sind  ebenso  in  die  hinsichtlich  dieser  Frage  für  das 
Gebiet  des  früheren  ChurfUrstenthum  Heesen  entscheidende 
Bauordnung  vom  9.  Januar  1784  übergegangen.*’“)  Nach  Heim- 
bach finden  dieselben  auch  in  Anhalt  und  den  beiden  reussi- 
sehen  Fürstenthü mern  Anwendung.*“) 

Im  Gebiete  des  Grossherzogthums  Hessen  regelt  die 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Anpflanzung  sowie  des  Überhangs  be- 
nachbarter Bäume  das  für  die  Provinzen  Oberhessen  und  Starken- 
burg erlassene  Gesetz  vom  23.  Januar  1861,  welches  in  Art.  3 be- 
stimmt, dass 

deijenige,  über  dessen  Grundstück  die  Bsumäste  seines 
Nachbars  herüberragen,  den  letzteren  zur  rechtzeitigen  Ab- 
schncidung  dieser  Aste  anhalten  könne, 
während  es  in  Art.  6 hinzufligt,  dass  jeder  Eigenthümer,  die  in  sein 


Heiae,  Handb.  d.  herzogL  Sachs.  Altenburg.  Privatr.  § 209,  S.  159. 

Für  Sachsen-Weimar  ordnet  die  Frage  der  Kechtsverbältnisse  der 
Oränzbäume  das  Patent  v.  15.  Juni  1819  (Abgedr.  bei  Fmminghaus,  Pan- 
dekten d.  gern.  Sachs.  R.  8.  445  Anm.  1);  dasselbe  unterlässt  zwar  eine  Be- 
stimmung Uber  die  Beseitigung  der  Uberhängenden  Aste  zu  treffen,  muss  aber 
zweifellos  seinem  übrigen  Inhalte  entsprechend  durch  Ssp.  II,  52  ergänzt 
werden.  Vgl.  Völker,  Handbuch  des  Grossherzogi.  säohs.  Privatr.  S.  326 ; 
Sachse,  Handb.  d.  Qrossh.  säebs.  Privatr.  § 483,  S.  465  und  Heimbach, 
Lehrbuch  u.  s.  w.  § .316,  8.  Völker  und  Sachse  sprechen  wohl  zu  eng  da- 
von, dass  der  Nachbsu'  „auf  W'egnahme  der  Uberhängenden  Äste  antragen 
kann“.  Bemerkenswerth  ist  die  Stelle  des  Pat.  v.  1.5.  Juni  1819:  „ . . . jedoch 
steht  ihm  (dem  Nachbar)  deshalb  eben  so  wenig  ein  Widerspruch  gegen  dsis 
Abschlagen  des  Baums  von  Seiten  des  Eigenthümers  zu,  als  ein  Eigenthums- 
recht an  den  nberhängenden  Aesten“.  — Vergleichsweise  mache  ich  auf  das 
vom  Ssp.  stark  beeinflusste  livländische  und  esthländische  Recht  auf- 
merksam. Allerdings  spricht  das  Liv.  L.  R.  cap.  163  nur  von  Hopfenranken, 
die  über  den  Zaun  hängen  und  berechtigt  den  Nachbar,  die  auf  sein  Grund- 
stück reichenden  Ranken  abzuschneiden,  Bunge  dehnt  dies  jedoch  im  Ein- 
klsing  mit  der  herrschenden  Ansicht  auf  alle  über  die  Gränze  ragenden  Pflanzen- 
theile  und  ebenso  auf  alle  übergefsllenen  Früchte  aus.  (Bunge,  das  liv.-  u. 
osthländische  Privatrecht,  1847,  B.  I § 136;  a.  A.  von  Buddenbrook  in 
seiner  Samml.  der  livländ.  Gesetze  B.  1 S.  212  Anm.  a zum  cap.  163).  — 

*“*)  Falok,  Handb.  des  Schleswig-Holstein.  Privatr.  B.  V.  Abth.  I 8.  160. 
*'°)  Kopp,  Handb.  zur  Kenntniss  der  Hessen-Cassel.  Landes  - Verfass,  u. 
Rechte  Th.  1 S.  474:  Es  ist  ferner  ein  jeder  verbunden,  seine  gegen  den 
Nachbar  stehende  Bäume  fleissig  zu  beschneiden,  damit  nichts  Überhänge,  an- 
sonst dieser  berechtigt  seyu  soll,  das  Uberhängende  wegzusohneiden  (Bau- 
Urdn.  V.  9.  Januar  1784  S 34).  — Mögen,  dies,  de  aedif.  et  arbor.  (Giessen, 
1759);  Senkenberg,  de  jure  priv.  Hass.  pg.  59. 

’")  Heimbach,  Lehrbuch  des  particul.  Privatr.  der  zu  den  überappellat.- 
Ger.  zu  Jens  und  Zerbst  vereinten  . . , lÄnder  (1848)  § 316  Nr.  1. 
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Grundstück  berüberreichenden  Wurzeln  selbst  abzustossen,  befugt 
sei.  Das  hessische  Gesetz  vum  23.  Januar  1861  schliesst  sich  dem- 
nach eng  an  den  Gode  Napoleon,  dessen  Geltungsgebiet  die  dritte 
der  hessischen  Provinzen  — die  Provinz  Rheinhessen  — umfasst, 
an,  so  dass  seit  dem  Jahre  1861  hinsichtlich  des  Überhangs  im 
Grossherzogthum  Hessen  ein  einheitlicher  Rechtszustand  her- 
gestellt ist.*'*) 

ln  Frankfurt  a.  M.  gelten  noch  heute  die  bereits  oben  bei 
Anm.  148  besprochenen  Bestimmungen  der  Frankfurter  Refor- 
mation vom  Jahre  1578,  welche  in  unveränderter  Gestalt  in  die 
im  Jahre  1611  neu  publicirte  Reformation  übergegangen  sind.**“') 


§ «• 

Wenn  sich  so  bei  den  Grundsätzen  des  Überhangsrechtes  in 
den  Particularrechten  der  Gegenwart  gegenüber  der  in  den  Einzel- 
heiten bestehenden  ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit  der  älteren 
deutschen  Rechtsquellen  eine  ausgleichende,  die  Erhebungen  vom 
Durchschnittsmaasse  nivellirende  Thätigkeit  bemerkbar  macht,  so 
zeigt  sich  dieselbe  Erscheinung  auch  bei  dem  Rechte  des  Über- 
falls. Auch  hier  sind  die  künstlichen  Unterscheidungen,  denen 
zufolge  der  Überfall  je  nach  der  Natur  des  Baumes,  nach  dem 


’“)  Vgl.  Hassot,  „Was  ist  im  Orosiherzogthum  Hessen  Rechtens  in 
Ansehung  iiberhSngender  Aeste  und  übergreifender  Wurzeln?“  Archiv  fSr 
prakt.  Rechtswiss.  B.  VIII  (n.  F.)  S.  281  ff.  Für  die  vor  1861  gepdanzten 
Bäume  sollen  die  bis  dahin  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Kraft 
bleiben  (Art.  4;  hierzu  Hassot  a.  a,  O.  S.  282).  Hassot  versteht  hierunter 
„das  gemeine  Recht“,  verneint  aber  die  Anwendbarkeit  der  Sätze  des  Titels 
de  arbor.  caed.  (8.  291).  — Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1861  ist  durch  tit.  III 
art.  80  ff.  des  Entwurfs  eines  Civilgesetzbuchs  fUr  Hessen-Darmstadt  (1842  bis 
1846;  Stobbe,  Rechtsquellen  II  8.  440  Nr.  65a)  vorbereitet  worden.  Betreffs 
des  Überhangs  der  Banmäste  sagt  Art.  81 : „ . . . derjenige  über  dessen  Grund- 
stück die  Banmäste  seines  Nachbar  herüberlangen,  kann  Letzteren  jederzeit  zur 
Abschneidung  dieser  Äste  anhalten.  . . . Jeder  kann  Wurzeln,  welche  von 
des  Nachbars  Boden  auf  sein  Grundstück  herüberreichen  selbst  abstossen“. 
Auch  hier  zeigt  sich  unverkennbar  eine  Anlehnung  an  den  Code  Napoleon 
art  672. 

•*•)  Vgl.  V.  Adlerflycht,  das  Privatr.  der  freien  8tadt  Frankfurt  (Frank- 
furt a.  H.,  1824)  § 156;  Orth,  Anmerk,  über  die  Frankf.  Reform.  Th.  VIII 
tit.  13  § 1.  Über  die  Geltung  der  erneuerten  Reformation  von  1611  in  der 
Gegenwart  vgl.  Stobbe,  Handb.  B.  I i;  14  Nr.  8. 

Sdmidt,  Dm  Oeoht  dsi  Obsrhsngv  und  ÜburfulU.  9 
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Standorte  des  Letzteren,  der  Be8chaifenheit  des  Nachbargrundstücks 
II.  8.  w.  bald  nach  Hälften,  bald  nach  Dritteln  zwischen  den  Eigen- 
thUtnerii  der  aneinandergräiizendeu  Grundstücke  getheilt  wurde, 
verschwunden  und  erscheinen  nur  als  letzte  Ausklänge  in  Württem- 
berg*“), im  Kanton  Glarus*’“)  und  im  Kanton  Appenzell.*'**) 
Eine  Theilung  der  übergefallenen  Früchte  unter  Hinweis  auf  die 
Gültigkeit  der  diesbezüglichen  Bestimmungen  in  der  Gegenwart 
wird  u.  A.  auch  in  von  der  Nahmer’s  „Handbuch  des  rheinischen 
Particularrechts“  und  bei  Ko  pp,  „Handbuch  zur  Kenntniss  der 
Hessen-Casselisohen  Landes -Verfassung  und  Rechte“  erwähnt.*’**) 

*")  In  Württemberg  gilt  noch  die  Bestimmung  der  würtemberger  Bau- 
ordnung von  165.5,  der  zu  Folge  der  Nachbar  berechtigt  ist,  von  den  über- 
gefallenen  Früchten  zwei  Theile  aufzuaammeln ; den  dritten  Theil  muss  er,  wenn 
sein  Grundstück  eingefriedigt  ist,  dem  Baumeigenthümer  ausliefem  oder,  sofern 
das  Grundstück  keine  Einfriedigung  besitzt,  dem  Baumeigenthümer  liegen  lassen. 
Vgl.  hierzu  Reyscher,  das  gemeine  u.  württembergische  Privatrecht  B.  111 
§ 285;  V.  Weishaar,  Handb.  d.  wflrtemberg.  Privatr.  B.  II  S 527  sub  4 
(3.  Aufl.);  Bierer,  Handbuch  u.  s.  w.  B.  I § lOi  N.  2 (8.  261).  Reyscher 
rührt  aber  auch  daneben  die  Winzerhauser  Dorlordnung,  welche  dem 
Nachbar  den  vollen  Überfall  zuspricht,  an  (a.  a.  0.  111  8.  11  Anm.  8).  Für 
die  Frage  des  Überfalls  im  Württemberg.  Rechte  vgl.  ausserdem  8.  J.  Kapff: 
de  eo  quod  circa  glandes  iustum  est.  Tub.  1775  und  Klüpfel , Uber  einz.  Theile 
des  bürgerl.  R.  8.  217 — 221. 

>»•)  Bürgerliches  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Glarus  38:  „Wenn  ein 
Obstbaum  an  der  Gränze  zweier  im  Privatbesitze  befindlicher  Orundstficke  steht 
so  gehört  von  allem  Obst,  welches  auf  des  Nachbars  Grund  und  Boden  fällt, 
diesem  diese  Hälfte  die  andereHälfte  aber  dem  Eigenthümer  des 
Baumes“.  Eine  Sonderstellung  nehmen  die  UberhängenJen  Früchte  der  Kirsch- 
bäume ein:  „Kirschen  mag  der  Nachbar  auf  seinem  Boden  so  viel 
gewinnen,  als  er  ohne  Beschädigung  des  Baumes  mit  einem  ge- 
wohnten Hacken  erlangen  kann“.  Wenn  aber  der  Eigenthümer  des 
Baumes  zum  Gewinne  der  Kirschen  auf  des  Nachbars  Boden  eine  Leiter  an- 
stellt, so  sollen  die  Kirschen  gemeinschaftlich  gesammelt  und  zwischen  den 
beiden  Eigenthümern  gleich  getheilt  werden.  — Aus  dem  Gebiete  der  franz. 
Schweiz  vgl.  Code  rural  du  Canton  de  Vaud  art  34:  „Les  fruits  de  ces  brsmebes 
separtagcntentrelesdeuxpropriötairespar  ögale  portion“.  Rück- 
sichtlich des  Laubes  der  Uberbängenden  Zweige  bestimmt  dasselbe  Gesetzbuch; 
„Celui,  Bur  la  propriete  du  quel  avancent  les  branebes  des  arbres  du  voisin  a 
droit  ä la  totalite  des  feuilles,  qui  tombent  naturellement  sur 
son  terrain“. 

Nach  dem  Appenzeller  Landhuch  art.  122  sollen  „wo  frucht- 
bare Bäume  stehen  das  Anriss  auf  der  Seite  da  es  Tällt  enlzwey  getheilt  werden 
und  jedwederen  halb  zu  dienen  man  schüttele  es  oder  es  falle  sonst,  aus- 
genommen, wenn  ungestüme  Winde  vorhanden,  als  es  dann  nach  der  Billigkeit 
freundlich,  nachbarlich,  treulich  und  ungerährlich  getheilt  werden  solle“. 

’’**)  Breidenbacher  Landshrauch  bei  von  der  Nahmer  II  8.  830, 
sowie  Kopp  a.  a O.  B I S.  465. 
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Der  HAuptunterechicd,  auf  deseeii  häufige  Verkennung  bereite  oben 
hingewieeen  wurde,  besteht  zwischen  den  einzelnen  Partioularrechten 
gegenwärtig  darin,  dass  die  Einen  dem  Nachbar  sämmtliche 
Früchte  der  überhängenden  Zweige,  die  Anderen  ihm  nur 
die  übergefallenen  Früchte  zusprechen.  Die  Erklärung  dieses 
Fruchtgenussrechtes  des  Nachbars  ist  dieselbe  geblieben,  wie  sie  im 
§ 4 in  Hinblick  auf  die  älteren  Quellen  zur  Darstellung  gelangte: 
dem  Nachbar  soll  für  die  Duldung  der  überhängenden  Aste  ein 
Äquivalent  gewährt  werden.*'*'’)  Diese  Auslegung  hat  sogar  in 
den  neueren  Gesetzgebungen  an  Boden  gewonnen,  und  erhält  ihre 
Unterstützung  nicht  nur  in  den  Motiven  und  Gommentaren  zu  den- 
selben, sondern  auch  in  der  Fassung  einzelner  hier  einschlagender 
Gesetzesparagraphen  * ' 

Aus  der  .^hl  der  particularrechtlichen  Darstellungen  der- 
jenigen Länder,  in  denen  das  gemeine  Recht  noch  gegenwärtig 
seine  Gültigkeit  bewahrt  hat,  wird  die  Geltung  des  interdict.  de 
glande  legenda  von  Bertram  ausdrücklich  für  Nassau***)  be- 
hauptet, jedoch  wird  diese  Behauptung  sofort  durch  den  Zusatz 
eingeschränkt,  dass  „in  einem  grossen  Theil  des  nassauischen  Ge- 
bietes Localgewohnheiten , wonach  die  deutschrechtliche  Rechts- 
auffassung vom  . . . Überfall  beibehalten  ist,  bestehen“.  Auf  Grund 
derselben  Überlegung  wie  oben  bei  Aum.  306  glauben  wir  die  Frage 


*'*'’)  Vgl.  oben  Anm.  IlOH  und  die  daselbst  Citirten:  so  Falck,  Hesse, 
Bluntsohli;  ansserdem  die  Motive  für  den  Entwurf  des  hessischen 
Uesetzbuohes  S.  118  an  derselben  Stelle.  Von  französischen  Schriftstellern 
vgL  die  Bemerkungen  über  die  coutume  de  Bassigny  art.  193  bei  Guyot 
a.  a.  U.  B.  I 8.  ö6j:  „qu’il  est  jnste  qne  le  voisin  . . . perQoire  cette  portion 
des  fruits  tombe  de  son  oöte,  tant  i cause  de  l’incommodite  qu’U  reQoit  de 
l'arbre“,  und  bei  Hotivirung  der  eignen  Ansicht  Guyot 's:  il  est  sufiüsament 
indemnise  du  dommage  qne  peut  lui  causer  la  proximitö  de  l'arbre  (bei  Merlin, 
B.  L S.  461  unter  „arbre“  N.  Vlll);  Troplong,  droit  civil  expliqnö,  de  la 
prescription  Mr.  347.  — Mur  die  Motive  für  das  sächs.  bnrgerL  Gesetz- 
bnoh  beben  hervor,  dass  man  mit  der  gesetzlichen  Anerkennung  des  Genuss- 
rechtes des  Nachbars  an  den  übergefallenen  Früchten  den  nachbarlichen  Frieden 
habe  sichern  wollen  (vgl.  Siebenhaar,  Commentar  zu  § 363). 

*“)  Ich  meine  damit  den  Ausdruck  des  Preuss.  Land.  R.  1,  9 § 289: 
Duldet  er  hingegen  dieselben  (die  überhängenden  Zweige),  so  ist  er  be- 
rechtigt, diejenigen  Früchte  sich  zu  zueignen  u.  s.  w.;  ebenso  Lois  oiviles  du 
Canton  de  Fribourg  art.  472:  „S'il  veut  sooffrir  les  branches,  qui 
avanoent  sur  son  fond,  il  peut  oueillir  les  fruits  qu’elles  portent  . . . .“  — 
Vgl.  für  diese  Ausdrücke  auch  Kümpel,  Handb.  des  herzogl.  Sachs.-Meining. 
Privatr.  8.  172;  Dernburg  a.  a.  O.  I § 220;  Grefe,  Hannovers  Recht  B.  11 
S.  109;  Heimbach,  a.  a.  O.  § .316  sub  8. 

•'")  Bertram,  Das  nassauisohe  Privatrecht  § 215  (S.  80)  und  S 218- 

9* 
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der  Anwendung  des  iiiterd.  de  glande  legeuda  in  Hinblick  auf 
Meklenburg,  Braunschweig,  Hamburg  und  Waldek  be- 
jabeii  zu  müssen. 

Die  deutschrechtlichen  Grundsätze  des  Überfalls  gelten  vor 
Allem  in  Hannover*'*),  8. -Weimar,  S.-Meiningen,  S.-Gotha, 
8.- Al tenburg,  Anhalt,  den  beiden  Fürstenthümcrii  Reuss  und 
in  Sch warzburg • Rudolstadt***),  und  zwar  räumen  die  für 
diese  Gebiete  maassgebenden  particularrechtlichen  Darstellungen 
übereinstimmend  dem  Nachbar  das  Recht  ein,  sämmtliche  Früchte 
der  Uberhängenden  Zweige  sich  zuzueignen,  während  Paulseu  und 
Kalck  hinsichtlich  Schleswig-Holstein’s  dem  Nachbar  nur  die 
auf  sein  Grundstück  Ubergefallenen  Früchte  zusprechen.***)  In 
dem  letztgenannten  Sinne  ist  auch  die  noch  gegenwärtig  geltende 
Bestimmung  der  Frankfurter  Reformation  in  der  Ausgabe 
von  1611  VIll  tit.  13  § 2: 

Was  sonst  von  des  Baumes  Elsten  über  dess  Nachbarn  Gut 


*■*)  Qrefe,  Hannoven  Recht  S.  109;  Grefe  bezweifelt  jedoch  eine  all- 
gemeine Geltung  der  im  Text  genannten  Rechtzregel.  Vgl.  von  Ramdohr, 
Jurist.  Erfahr.  Thl.  I,  S.  94  fg. 

Patent,  vom  lf>.  Juni  1819  (Reg.  fiL  S.  101);  „Da  darüber  oft 
Irrungen  entstehen,  weichet  Verfahren  bei  Ausmittelung  des  sogenannten  Über- 
hangs eintreten  soll,  so  wird  als  Regel,  insofern  nicht  durch  Verträge  oder  er- 
weisliches Herkommen  ein  Anderes  bestimmt  ist,  festgesetzt,  dass  in  der  Mitte 
der  Furche,  welche  die  Grenze  der  Grundstücke  macht,  eine  lange  Stange,  die 
zwischen  den  Aesten  des  Baumes  durchgeht,  perpendicular  anfgerichtet  werden 
und  alles  Obst,  was  an  den  Aesten,  die  über  die  Furche  hinüber,  auf  des  Nach- 
bars Stück  reichen,  bängt,  dem  Nachbar  gebühren,  ihm  segar  das  Abnehmen 
desselben  im  Beiseyn  des  Eigentbümers  des  Baumes  gestattet  seyn  soU  . . .“ 
(Emminghaus,  a.  a.  U.  8.445  Anm.  1).  Vgl.  ausserdem  Sachse,  Handbuch 
u.  B.  w.  S.  465  und  Völker,  a.  a.  O.  $ 947  (S.  32Ö). 

Kumpel,  a.  a.  0.  § 280  sub  4;  unter  Berufung  auf  Ssp.  11,  52,  wobei 
jedoch  Kumpel  jedenfalls  den  Zusatz  der  Glosse  zu  11,  52  im  Auge  bat. 

Brückner,  Handbuch  | 465. 

Hesse,  Handbuch  § 209  (S.  159). 

Heimbach,  Lehrb.  des  particulären  Privatrechts  u.  s.  w.  § 316  sub  & 

Günther  von  Bamberg,  das  Schwarzburg  - Rudolstadt  Privatr.  S.  52 
und  118. 

*”)  Pa u Isen,  Lehrbuch  des  Privatr.  des  Herzogth.  Schleswig  n.  Holstein, 
2.  Aufl.  $ 56  bei  Anm.  6;  Falck,  Handbuch  B.  V S.  160  (§  111).  Für  das 
hiermit  übereinstimmende  livlandische  Recht  vgl.  Bunge  a.  a.  O.  I § 136 
und  auf  der  andern  Seite  v.  Buddenbrock,  Samml.  der  livländ.  Ges.  B.  1 
8.  212  Anm.  a zu  Cap.  163.  — Ebenso  gelten  die  dentscbrechtlioheu  Grund- 
sätze riicksichtlich  des  Übertails  der  Früchte  im  dänischen  und  norwegi- 
schen Rechte;  vgl.  Hurtigkarl,  Uanske  og  Nurske  Ket  D.  II  B.  I 8.  208. 
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hangen  von  Obe  wächeet  vnd  auff  deeeelben  Grund 
ab  feilt  soll  deaeclbon  Nachbar»  seyn  vnd  bleyben, 
auezulegen.  Der  Sinn  dieser  Stelle  ist  nicht,  wie  Bender*”»)  be- 
hauptet, der,  dass  dem  Nachbar  das  Uberhängende  und  über- 
fallende Obst  gleichmässig  zugesprochen  wird,  vielmehr  wird  der 
Erwerb  der  Früchte  der  überhängenden  Zweige  seitens  des  Nach- 
bars davon  abhängig  gemacht,  dass  sie  sich  vom  Baume  getrennt 
haben  und  auf  das  Nachbargrundstück  zu  liegen  gekommen  sind.*'*) 
Von  den  wichtigeren  Legislationen  verfolgen  denselben  Grund- 
satz der  Codex  Maximilianeus***)  und,  entgegen  der  früher 
in  Sachsen  geltenden  Doctrin,  das  Bürgerl.  Gesetzbuch  für  d. 
Kgr.  Sachsen.  Ersterer  bestimmt  im  II.  Th.  3.  Kap.  § 20,  2: 
„Wem  nun  2do  das  Gut  selbst  zugehört,  dem  gehören 
„auch  regulariter  die  Früchte  zu,  sofern  nicht  ein  anderer 
das  Recht  dazu  hat,  wie  z.  B.  ein  Nutzniesser  oder  Pachter 
der  Gutsnutzungen  oder  der  Nachbar  in  Ansehen  der 
Baumfrüchte,  welche  von  den  auf  seinen  Grund 
hinüber  hangenden  Aesten  abf allen.“ 

Merkwürdiger  Weise  hat  der  „Entwurf  eines  bUrgerl. 
Gosetzb.  für  das  Kgr.  Bayern“  diesen  von  dem  Cod.  Maxim, 
verfolgten  Weg  verlassen  und  dem  Nachbar  „die  auf  seinen  Grund 
von  dem  Baume  des  Nachbarn  überhän genden  Früchte“  un- 
abhängig davon,  ob  sie  auf  seinen  Grund  überge fallen  sind,  zu- 
gcsprochen  ***),  während  wieder  der  im  Übrigen  mit  dem  bayrischen 
Entwürfe  in  den  Fragen  des  Überhangs  und  Überfalls  nah  ver- 
wandte Entwurf  eines  Givilgesetzbuchs  für  Hessen  - Darmstadt 
in  Art.  81  Ahs.  2 bestimmt: 

„Auch  gehören  ihm  (dem  Nachbar)  die  von  denselben  (den 


”•*)  Bender,  Lehrb.  des  Privatr.  der  freien  Stadt  Frankfurt  8.  99  An- 
merkung *. 

“*)  Übereinstimmend:  Orth,  Frankfurter  Reformation  Th.  VUI  tit.  13 
(Forte.  III  8.  579). 

”*)  Vgl.  Kreittmayr,  Commentar  zum  Cod.  Maxim.  Bav.  civ.  B.  II 
S.  361;  Roth,  Bayrisches  Civilrecht  B.  II  § 144,  I,  5.  Die  neben  dem  Cod. 
Maxim,  geltenden  Sonderrechte  sind  bereits  oben  im  § 4 besprochen  (so: 
Fuldaisches  Privatr.  § 153  bei  Weher,  a.  a.  0.  B.  III  8 9W;  Schwein- 
furt  Statntar-Recht  bei  Weber  III  8 663;  Statuten  der  vormaligen 
Reichsabtei  Ochsenhausen  § 21  bei  Weber  IV  8.  2^)5  u.  a.). 

”*)  Entwurf  eines  bürgerl.  Oesetzh.  f.  d.  Kgr.  Bayern  Th.  111 
Hauptst.  III  Art.  199:  „Macht  der  Grundeigenthiimer  von  dem  ihm  nach  Art.  19H 
Abs.  I zustehenden  Rechte  keinen  Gebrauch,  so  gehören  ihm  die  auf  seinen 
Grand  von  dem  Baum  des  Nachbarn  üherhängenden  Früchte». 
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„Ubcrhängendcn  Zweigen)  auf  sein  (irundetück  herab- 
„fallenden  Früchte“, 

und  ausdrücklich  in  den  Motiven  hierzu  S.  118  bemerkt,  dass  „man 
dem  BaumeigenthUmer  das  Ansichziehen  und  Langen  nicht  habe 
verwehren  wollen,  im  Übrigen  aber  die  herabfallenden  nicht 
die  hängenden  Früchte  als  stillschweigend  zugestandenen  Ent- 
gelt für  die  vom  Stammeigenthümer  hängen  gelassenen  Zweige  ge- 
dacht habe“. 

Wie  bereits  angedeutet  wurde,  brachte  das  frühere  sächsische 
Recht  vor  dem  Jahre  1863  unterstützt  durch  die  Theorie  eines  ius 
aeris  und  unter  Berufung  auf  Weichb.  cap.  126  (Zobel)  fast 
ausnahmslos  den  Satz  „vnd  henget  obs  in  seinen  hoff,  das  ist  zu 
recht  sein“  zur  Anwendung.**®)  Nur  der  Leipziger  Schöffenstuhl 
vertrat  in  einem  Urtheil  vom  Jahre  1630 •*•)  die  dem  Bürgerl.  Gk- 
setzbuche  verwandte  Ansicht  der  Glosse  zum  Ssp.,  und  fand 
hierin  in  Carpzow**’),  Fachs  u.  a.  vereinzelte  Anhänger. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  f.  d.  Kgr.  Sachsen  selbst 
hebt  im  § 363  ausdrücklich  hervor,  dass  die  auf  das  Grundstück 
des  Nachbars  überhängenden  Früchte  dem  Eigenthümer  des  Stammes 
gehören  und  fügt  nur  beschränkend  hinzu,  dass  Letzterer,  im  Gegen- 
satz zu  den  Anordnungen  des  römischen  Rechts,  zum  Behufe  ihrer 
Abbringung  das  Grundstück  des  Nachbars  nicht  wider  dessen 
Willen  betreten  darf.  Der  Eigenthümer  des  Stammes  ist  demnach 
berechtigt,  in  Ausübung  seines  Eigenthumsrechtes  von  seinem 


•“)  Berger,  Oecon.  lib.  II  tit.  2 th.  17  n.  2;  Beyer  1.  c.  Fand,  lib 
XLUI,  28;  Schott,  ioit.  jur.  Sax. L.  II 8.  IL  §20;  Cartiuta.  a.  0.  §836(111 
Aufl.);  Haubold,  a.  a.  O.  § 362  a.  B.;  Schmidt  a.  a.  O.  S.  2.i7;  Sieben  haar 
Commentar  zu  § 363;  — Vgl.  auch  Erkenntn.  des  Uberappell.-Oer.  v.  16.  Jan. 
1863  (VI,  S.  m ff.),  und  vom  28.  Mai  1863  (Annal.  a.  F.  B.  VII  S.  393);  von 
älteren  Erkenntnissen  vgl.  das  Urtheil  der  Fac.  Wittenberg  (1706)  bei  Wernber 
1.  c.  426. 

”•)  Urtheil  in  Sachen  Petr.  Ferbers  zu  Lommatzsch  (1630):  „Stehen  in 
Eurem  Garten  etliche  Obstbäume  hart  an  den  Zaune  also  dass  die  Zweige  in 
Eures  Nachbarn  Garten  hengen  und  wenn  ihr  selbige  Mume  schüttelt  die 
Früchte  von  solchen  Zweigen  in  des  Nachbars  Garten  fallen  etc., 
so  verbleiben  solche  Früchte  nach  Sachsenrecht  dem  Nachbar  billig  und  ihr 
seyd  dieselbige  in  seinem  Garten  auffzulesen  nicht  befugt.  V.  R.  W.“  (abgedruckt 
bei  Carpzow,  ps.  III  const.  .32  def.  25  und  bei  Fachs,  diff.  iur.  civ.  Saxon. 
d.  14). 

”')  Carpzow,  ps.  111  const.  32  def.  2ö:  At  de  jure  Saxonioo  fruetns  ex 
ramis  mearum  arborum  decidentes  in  fundum  vicini  ad  ipsum  vicinum  per- 
tinent. 
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Grundstücke  aus  die  Früchte  der  überhängenden  Zweige,  welche 
er  erlangen  kann,  abzunehmen,  während  einerseits  der  Nachbar  in 
Übereinstimmung  mit  der  weitiiberwiegenden  Anzahl  der  älteren 
deutschen  Rechtsquellen  in  eine  abwartende  Stellung  gedrängt  ist, 
und  nur  die  vom  Baume  losgelösten  und  auf  sein  Grundstück  ge- 
fallenen Früchte  aufsammeln  darf.***)  Gleichgültig  ist  es  hinsicht- 
lich des  letztgenannten  Punktes,  auf  welche  Weise  die  Trennung 
der  Früchte  vom  Baume  erfolgt  ist;  dem  Nachbar  gehört  deshalb, 
ebenfalls  wieder  in  Übereinstimmung  mit  den  älteren  Rechtsaufzeich- 
nungen, auch  der  bei  dem  Schütteln  des  Baumes  durch  den  Bigen- 
thUmer  desselben  gewonnene  Überfall. 

Die  hier  einschlagenden  §§  des  preussischen  Landrechts 
sind  gleich  den  diesbezüglichen  Bestimmungen  des  oesterreichi- 
schen  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  im  Vorher- 
gehenden bereits  so  vielfach  angeführt  worden,  dass  es  nur  noch 
erübrigt,  auf  einige  Hauptpunkte  des  preuss.  Rechts  aufmerksam 
zu  machen,  während  hinsichtlich  des  oesterr.  Rechts  auf  die  Aus- 
führungen bei  Anm.  286  ff.  verwiesen  werden  kann. 

Gleich  dem  bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen  spricht  das 
Pr.  L.-R  dem  Eig^enthümer  des  Stammes  das  Eigenthnm  an  sämmt- 
lichen  Früchten  des  Baumes  einschliesslich  derjenigen  der  auf  das 
Nachbargrundstück  Uberhängenden  Zweige  zu*’*).  Der  Stammeigen- 
thümer  ist  befugt,  sein  Eigenthumsrecht  durch  Einerntung  aller 
Früchte,  die  er  von  seinem  Grundstücke  aus,  „ohne  den  Grund  des 
Nachbars  zu  berühren“  (I,  9 § 289),  erreichen  kann,  geltend  zu 
machen.***)  Das  Pr.  L.-R  unterscheidet  sich  nur  dadurch  von 


”*)  Schmidt,  Vorles.  B.  I S.  257;  Siebenhaar,  Lehrb.  des  sächs. 
Privatr.  S.  3&Ü  ff.;  Wengler  o.  Braobmann,  a.  a.  0.  zu  368;  Sieben- 
haar, Commentar,  zu  § 363,  daselbst  auch  die  Motive.  — Dem  Baumeigen- 
thümer  ist  es  nicht  verwehrt,  die  überhängenden  Zweige,  auch  wenn  sie  mit 
Früchten  behängen  sind,  zu  beseitigen.  Vgl.  hierzu  das  preuss.  Laud-R.  1, 
I 291 : „Dagegen  ist  der  Bigenthümer  des  Baumes  die  auf  deu  Qrund  des  Nach- 
bars hinüberhängenden  Zweige  auf  seinem  eigenen  Urund  und  Boden  weg- 
zuhauen wohl  befugt“.  Hierüber  sind  besonders  die  Ausführungen  Qruohot's 
(Beiträge  B.  VII  S.  128)  zu  vergleichen.  — Vgl.  auch  Pfyffer,  Erläuterungen 
des  bürgerl.  Oesetzb.  des  Kantons  Luzern  II  Tb.  .S.  87. 

***)  Dies  ergiebt  sich  vor  Allem  aus  § 294  des  Pr.  L.  R.  I,  9: 

„Auch  die  Früchte,  welche  nach  erfolgter  Wegschaffung  an  dem 
„Baume  noch  befestigt  sind,  gehören  dem  Eigenthümer“, 
ebenso  wie  ans  der  Gegenüberstellung  des  § 290  und  291  des  Pr.  L.  R.  1,  9. 

Vgl.  zu  diesen  §§:  Koch,  a.  a.  O.  B.  1 zu  I,  3 S.  289  ff.;  Förster, 
a.  a.  O.  § 173  sub  3;  Dernburg,  a.  a.  0.  § 220  bei  Anm.  U;  Kayser,  a.  a. 
ü.  bei  Gruchot  B.  XXI  S.  85  f.  und  Gruohot  B.  VII  8.  122  ff. 
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dem  Bächtt.  Geeetzb.,  dass  es  den  Stanimcigentbümer  in  ungleich 
höherem  Maassc  beschränkt  und  die  ebenangcfiihrte  aus  § 289 
entnommene  Befugniss  desselben  dahin  einengt,  dass  der  Eigen- 
thiimer 

„dergleichen  Früchte  (d.  h.  die  der  überhängenden  Zweige) 
....  nicht  mit  Instrumenten  herüberlangen,  oder  durch 
das  Herüberbeiigen  der  Aeste  an  sich  ziehen  darf“.**')  •**) 
Auf  der  Seite  des  Nachbars  dagegen  zeigt  sich  ein  Unterschied 
zwischen  dem  sächs.  Gesetzb.  und  dem  Pr.  L.-R.  darin,  dass  Letzteres 
in  I,  9 § 289  den  Erwerb  der  an  den  überhängenden  Asten  wachsen- 
den Früchten  für  den  Nachbar  nicht  davon  abhängig  macht,  dass 
sich  diese  Früchte  von  dem  Baume  losgelöst  haben  und  auf  das 
NachbargrundstUck  gefallen  sind,  sondern  den  Nachbar  kurzweg 
diejenigen  Früchte  zuspricht,  welche 

„der  Eigenthümer  nicht  einsammeln  kann,  ohne  den  Grund 
„des  Nachbars  zu  berühren“. 

Diese  Bestimmung  steht  insofern  mit  dem  im  Vorhergehenden 
citirten  § 290  in  Zusammenhang,  als  sich  bei  der  Einengung  des 
Ernterechts  des  Baumeigenthümers  mit  Sicherheit  besüromen  lässt, 
welche  Früchte  dem  Letzteren  ein  für  alle  Mal  entzogen  sind, 
während  im  Bürgerl.  Gesetzb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen,  da  dieses  dem 
Baumeigenthümer  keine  dem  preuss.  Land-B,  I,  9 § 290  ähnliche 
Beschränkung  auferlegt,  erst  mit  dem  Abfallen  der  Früchte  auf 
das  NachbargrundstUck  die  Möglichkeit  einer  Apprehension  der- 
selben durch  den  Baumeigenthümer  ausgeschlossen  wird.***) 


”')  Hiermit  Übereinstimmend  die  Auslegung  des  bürgerl.  (j-esetzb.  für  den 
Kanton  Luzern  § ^ von  Pfyffer;  „Uergleichen  Früchte  darf  also  der 
Eigenthümer  des  Baumes  weder  auf  dem  fremden  (drunde  einsammeln,  noch 
durch  Lenkung  der  Aeste  oder  durch  Werkzeuge  an  sich  ziehen  . . 

Der  Stammeigenthümer  ist  demgemäss  wie  in  mehreren  älteren  deut- 
schen Quellen  auf  den  Gebrauch  seiner  Hände  angewiesen,  er  darf  jedoch  über- 
dies, wie  es  im  Wortlaute  des  Gesetzes  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  die 
Aeste  nicht  durch  das  Herüberbengen  ...  an  sich  ziehen“.  Übereinstimmend 
Kays  er,  a.  a.  0.  S.  85.  Vgl.  die  Motive  zum  Entwürfe  des  Gesetzbuchs  für 
Hessen-Darmstadt  S.  118  und  oben  Anm.  244  fg. 

Für  die  in  den  einzelnen  preussischen  Provinzen  hinsichtlich  des  Überfalls 
geltenden  Rechtsnormen  vgl.  ausser  den  bei  Anm.  319, 321  u.  anderw.  Genannten: 
Maurenbrecher,  Die  rheinpreuss.  Landrechte  B.  II  S.  662  ff.:  Geldern- 
sches  Landrecht  Th.  II  tit.  5 § 7:  Der  sijne  Aeft  — Boomen  hangende  heeft 
met  die  tacken  over  sijns  Kaebuers  Erve,  nioet  die  overhangenden  tacken  af- 
houwen  ofte  moet  sijnen  Naebuer  laeten  volgen  die  helft  von  alle  die  Vruchten, 
die  alsoo  overhangende  zijn,  d'welck  den  Naehuer  van  beyden’t  beste  belieft; 
Hittermai  er,  a.  a.  O.  macht  ausserdem  noch  auf  das  Prov  inzialrecht  von 
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Wie  fest  «las  prcussische  Recht  vun  der  Richtigkeit  dieser 
Sätze  und  ihrer  Brauchbarkeit  für  die  Praxis  überzeugt  war,  be- 
weist die  Thatsache,  dass  es  dieselben  auch  bei  den  späteren 
Versuchen  einer  Gesetzesneugestaltung  in  fast  unveränderter  Form 
bewahrte.  So  bestimmt  der  hier  in  Betracht  kommende  „revi- 
dirte  Entwurf  des  Allgemeinen  Landrechts“  vom  Jahre 
1834  (als  Manuscript  gedruckt)  und  in  Übereinstimmung  hiermit 
der  nochmals  unter  dem  Titel  eines  ,, Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  die  preussischen  Staaten“  im  Jahre  1840  im 
Druck  erschienene  Entwurf  im  II  Theil  Tit.  II  Abth.  V § 290: 

„Die  Früchte  hinüberhängender  Zweige  gehören  dem  Nach- 
tbar soweit  der  Eigenthümer  des  Baumes  dieselben  nicht 
„einsammeln  kann,  ohne  den  Boden  des  Nachbars  zu  be- 
„rühren.  Auch  darf  der  Eigenthümer  dergleichen  Früchte 
„nicht  mit  Instrumenten  herunterlangen  oder  durch  das 
„Hinüberbeugen  der  Aste  an  sich  ziehen;  derselbe  ist  aber 
„befugt,  die  über  die  Gränze  hängenden  Zweige  auf  seinem 
„eigenen  Grund  und  Boden  wegzuhauen.“ 

Der  § 292  des  Pr.  L.-R.  I,  9 selbst  erweitert  den  Kreis  des  § 290 
Pr.  L.-R.  I,  9 überdies  durch  die  gleichfalls  von  dem  Entwürfe  von 
1834  bezieh.  1840  beibehaltene  Bestimmung: 

„Früchte  eines  an  der  Grenze  stehenden  Baumes,  welche 
„durch  die  Gewalt  des  Windes  über  die  Grenze  getrieben 
„werden,  ist  der  Nachbar  sich  zuzueignen  berechtigt**. 

Der  Entwurf  von  1834  bezieh.  1840  setzt  hierfür  nur  in  Th.  II 
Tit.  II  Abth.  V § 291  die  allgemeinere  Fassung: 

„Die  durch  Zufall  auf  den  Grund  und  Boden  des 
„Nachbars  gefallenen  Früchte  kann  der  Letztere  sich 
„zueignen“, 
ein. 

Der  Grund  für  diese  letztgedachte  Gesetzesentscheidung  des 
Pr.  L.  R.  ist  m.  £.  darin  zu  suchen,  dass  der  Gesetzgeber  allen 
Streitigkeiten  der  Grundstücks nachbarn  über  den  Ursprung  der  über- 
gefallenen  Früchte  — darüber,  ob  dieselben  Früchte  der  überhängen- 
den Früchte  oder  nichtüberhängenden  Zweige  gewesen  — verbeugen 

Berg  S 29  aufmerksam.  — Die  oat-  und  westpreussischen  Provinzial- 
rechte  enthalten  keinen  von  dem  Pr.  L.  R.  abweichenden  Zusatz;  ebenso- 
wenig findet  sieb  ein  solcher  in  dem  „revidirten  Entwürfe  des  Pro- 
vinzialrechts des  Herzogthums  Sachsen“  (1841X 

”')  Die  gleichfalls  als  Manuscript  gedruckten  Motive  hierzu  vom  Jahre 
1834  (L  Tb.)  machen  nur  kurz  auf  die  Zusammenziehung  der  getrennten  ij§  des 
Pr.  L.  R.  in  einen  einheitlichen  § aufmerksam. 
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wollte.  Ein  AuBschlues  der  Annahrae,  das«  für  das  Überfallsrecht 
des  prcuss.  Land-Rechts,  gleichwie  für  die  übrigen  neueren  Gesetz- 
gebungen, der  Gedanke  einer  Entschädigung  des  Nachbars  (»der 
den  bösen  Tropfen  geniesst,  geniesst  auch  den  gpiten“)  die  Grund- 
lage gebildet  hat,  wird  durch  diese  aus  legislatorischen  Gründen  vor- 
genonimene  Erweiterung  nicht  bedingt.**“) 

Auffallender  Weise  versäumt  der  Code  Napoleon,  die  Frage 
des  Überfalls  der  Früchte  auf  das  Nachbargrundstück  zu  entscheiden, 
— ein  Mangel,  dessen  Grund  von  den  französischen  Rechtsgelehrten 
sowohl,  wie  von  den  deutschen  Schriftstellern  über  den  C.  N.  mehr 
in  einem  blossen  Versehen,  als  in  einer  beabsichtigten  Auslassung 
seitens  der  Gesetzesredaktoren  gesucht  wird.***)  Mag  dem  sein, 
wie  ihm  wolle,  jedenfalls  hat  eich  die  Nothwendigkeit  des  Versuchs 
einer  Ergänzung  dieser  Lücke  und  der  Schaffung  einer  Handhabe 
für  die  Praxis  unabweisbar  geltend  gemacht  und  sind  deshalb  fran- 
zö-sische  und  deutsche  Theoretiker  bestrebt  gewesen,  eine  Lösung 
von  dem  Standpunkte  allgemeiner  Principien  zu  finden. 

Ausgeschlossen  ist  die  Möglichkeit  einer  Ergänzung  des  Ge- 
setzes durch  die  zahlreichen  älteren  Gewohnheitsrechte,  welche  im 
§ 4 vergleichsweise  erwähnt  worden  sind**’),  denn  art.  7 des  Ge- 
setzes vom  30.  Ventdsc  an  XII  (21.  März  1864)  bestimmt  ausdrück- 
lich, dass  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  C.  N.  in  Kraft  träte. 


“*)  Vgl.  Gruchot,  B.  VH  S.  127:  „Auch  der  blosae  Natzungsberechtigte 

hat  auf  die  überhängenden  Früchte  Anapruch zumal  J ener  die 

Nachtbeile  empfindet,  die  durch  dieaen  Fruchtgennaa  aufge- 
wogen werden.“  Dieaelhe  Bemerkung  auf  S.  127  unten.  — A.  A.  hinsicht- 
lich der  Interpretation  dea  Pr.  L.  R.  § 290  u.  292:  Kaya  er  a.  a.  O.  S.  öö. 
Kein  Gegengrund  ist,  daas  der  Nachbar  die  abgehauenen  Zweige  an  den 
Baumeigenthümer  herausgeben  muss  (so  Kayser,  a.  a.  0.),  zumal  ja,  wie  wir 
oben  gesehen  haben,  der  Nachbar  befugt  ist,  die  Rückerstattung  der  ihm  aus 
der  selbständigen  Beseitigung  der  Zweige  erwachsenen  Kosten  zu  verlangen. 

**')  Kbenso  wenig  wie  der  Code  Napoleon  selbst,  entscheiden  diese  Frage 
die  mehrfach  erwähnten  mit  ihm  in  engstem  Zusammenhänge  stehenden  Ge- 
setzbücher für  Belgien,  Holland  (Burgerlijk  Wetboek),  Italien  (Co- 
dice  civile  del  Regno  d'Italia;  in  gleicher  Weise  C.  c.  per  gli  stati 
. . . di  Sardegna  und  C.  c.  per  lo  Regno  delle  due  Sicilie  u.  s.  w.); 
Dieselbe  Lücke  im  rumänischen  Gesetzbuch  (Codicele  civilü). 

“*’)  Z.  B.  durch  die  coutumo  de  Bassigny  (Guyot,  r£pertoire  uni- 
versel  etc.  B.  1 S.  .t62)  . die  coutume  de  Paris  (Guyot,  a.  a.  O.  S.  ÖG3X 
die  coutume  de  Bretagne  (Perchambaut,  Cnmment.  u.  Guyot  a.  a.  O.), 
die  coutume  deNormandie  (Fournel,  traite  du  voisinage  S.  I48,  4.  Aufl. 
S.  IbSX  die  coutume  de  Bergh  Saint-Vinoix,  die  coutume  de  S£dan 
(Foumel,  a.  a.  U.  8.  149  u.  löO,  4.  Aufl.  S.  153  fg.)  u.  a. 
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„Itis  lois  roinsineH,  les  ordonnance»,  le»  coutunie»  generale» 
ou  locale»,  lee  Statut»,  le»  reglements  cessent  d’avoir  force 
de  loi  genörale  ou  particuli^re  dans  le»  mati^re»,  qui  »ont 
l’objet  de»  dite»  loi»  coinposant  le  prd»ent  Code.“®**) 

Damit  wurden,  wie  Behaghel  richtig  henierkt  ®®*),  nicht  nur  die- 
jenigen hi»her  geltenden  Bestimmungen  aufgehoben,  welche  mit  dem 
C.  „unmittelbar  oder  folgerungsweise  in  Widerspruch  stehen, 
sondern  es  trifft  die  Aufhebung  unbeschränkt  alle  Gesetze  über 
Lehren,  welche  in  dem  C.  N.  abgehandelt  werden,  soweit  dieser 
nicht  selbst  wieder  auf  solche  ältere  Gesetze  verweist.“  *‘“) 

Da  so  eine  Beantwortung  der  Frage  nach  der  rechtlichen  Be- 
handlung des  Überfalls  auf  historischer  Grundlage  ausgeschlossen 
ist,  so  können  auch  nur  diejenigen  Erklärungsversuche  in  Betracht 
kommen,  welche  bemüht  sind,  eine  Lösung  unter  Beibringung 
theoretischer  Gründe  zu  erzielen;  und  zwar  theilen  sich  dieselben 
in  drei  Hauptgruppen,  deren  Erste  unter  verschiedenen  Modificationen 
dem  Nachbar  ein  Recht  auf  die  abgefallenen  Früchte  des  Über- 
hangs einräumt,  während  die  Zweite  mit  Entschiedenheit  das  Eigen- 
tbumsrecht des  Stanuneigenthümers  und  die  Möglichkeit  einer 
Bealisirung  desselben  auch  in  Anbetracht  der  auf  das  Nachbar- 
grundstück  übergefallenen  Früchte  betont.  Die  dritte  Gruppe  end- 
lich constatirt  zugleich  mit  dem  Vorhandensein  einer  der  Ergänzung 
auf  legislativem  Wege  bedürfenden  Lücke  die  Unmöglichkeit  einer 
vollen  Befriedigung  des  Baumeigenthümers.  **‘) 


•••)  Vgl.  Dnranton,  Cours  do  droit  fran(;ats  (IV.  Ausg.i  B.  V 8.  430. 
Ausserdem  hierzu  Demolombe,  Cours  de  Code  Napoleon,  B.  XI  8.  564; 
Pardessus,  traitö  des  servitudes  B.  I S.  442  und  Laurent,  Principes  de 
droit  civil  B.  VIII  8. 39 ; ebenso  B o i 1 e u x , Commentaire  sur  le  C.  N.  (VI.  Ausg.) 
B.  n 8.  870. 

***)  Bebaghel,  a.  a.  0.  B.  I 8.  37  (2.  Aufl.). 

*“')  Hiermit  stimmt  das  badische  Landrecht  iu  dem  L Kinführ.-Bdikt 
XVn  u.  A.  6b  vgl.  mit  A.  1390  überein  (Bebaghel,  a.  a.  0.).  — Er- 
gänzend wirkt  z.  B.  das  Herkommen  (usage)  in  Art.  390,  393,  608,  663,  674, 
1648,  1736,  1748,  1753  u.  s.  w. 

**')  Darüber,  dass  die  an  den  überragenden  Asten  noch  be6ndlichen 
Früchte  Eigenthnm  des  Baumeigenthümers  sind,  und  von  dem  Nachbar  nicht 
gepflückt  werden  dürfen,  herrscht  Einverständnis».  Vgl.  Monrlon  No.  1777; 
Pardessus,  B.  I No.  1%;  Vnillaume,  8.  182;  Dalloz,  I 8.  197;  Mar- 
cade,  zu  art.  072;  Thilo,  8.  160;  Zachariae  von  Lingenthal  § 242 
Anm.  4 (die  genauere  Angabe  der  hier  in  Frage  kommenden  Werke  siehe  in 
den  unmittelbar  folgenden  Anmerk.).  — Diesen  ausdrücklichen  8atz  enthält  auch 
6.  L.  D re b i n g Common  law  der  vereinigten  Staaten  von  Amerika  (1860)  8.  482. 
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Zu  der  erstgenannten  Gruppe  gehören  Troplong,  Vazeille 
und  Duranton  und  von  deutschen  Schriftstellern  vor  Allem 
Thibaut,  Thilo  und  ßehaghel;  Letzterer  für  das  badische 
Landrecht,  welches  in  dieser  PVage  das  Schicksal  des  Code  Na- 
poleon theilt. 

Bei  der  Begründung  dieser  ihrer  Ansicht  fussen  Troplong***) 
und  Duranton**’)  auf  dem  deufschrechtlichen  Gedanken  der  Ent- 
schädigung des  Nachbars  für  die  mit  der  Duldung  der  überragen- 
den Zweige  verknüpften  Nachtheile.  Duranton  fügt  noch  hinzu, 
dass  man  diese  auf  das  Nachbargrundstück  gefallenen  Früchte 

„comme  chose  presumee  abandonnce  en  indemnitc 
du  tort,  que  lui  cause  l’ombrage  des  branches“, 
betrachten  müsse. 

Es  bedarf  wohl  kaum  des  besonderen  Hinweises,  dass  diese 
Ergänzung  einer  Gesetzeslücke  des  C.  N.  unstatthaft  ist;  Laurent 
bemerkt  in  fast  zu  strengen  Worten  mit  Bezug  auf  Beide***): 

„Cela  s’appelle  faire  la  loi,  et  il  nous  semble  que  c’est  la 
faire  tr^-raal.“ 

Keine  irgendwie  stichhaltige  Motivirung  vermag  ich  auch  in  den 
Worten  Va zeille’s **’),  mit  denen  er  seine  in  der  Sache  mit 
Troplong  und  Duranton  übereinstimmende  Ansicht  begleitet,  zu 
finden: 

„Le  proprietaire  du  fonds,  sur  lequel  les  fruits  tombent,  a 
droit,  de  les  garder;  et  non  peut  fort  bien  supposer,  qu’il 
ne  souffre  les  branches  au-dessus  de  son  sol,  qu’ä  raison 
des  fruits  qu’il  en  attend“. 

Von  welchem  Beweggründe  der  Nachbar  zur  Duldung  des  Über- 


•*•)  Troplong,  droit  civil  explique,  — de  la  prescription  Nr.  347. 

*'•)  Daranton,  Coura  de  droit  fran^ais  (IV  Ausg.)',  B.  V unter  Nr.  400 
(8.  432).  — Vgl.  auch  Merlin;  repertoire  univerael  et  raiaonne  de  juriaprudence 
B.  I 8.  461  (unter  „arbre“):  Je  prefereraia  la  juriaprudence  etablie  par  le  prä- 
mier dea  rea  arreta  (d.  h.  durch  die  coutume  de  Baaaigny,  welche  Theilung 
der  Fruchte  zwiachen  den  beiden  Orundatiickanachbam  verlangt),  en  ce  qn'il 
ne  aemble  paa  juatc,  que  le  proprietaire  de  l’arbre  cultivant  aeul  lea  branchea 
qui  pendent  aur  l’heritage  du  voiain  aoit  prive  en  entier  du  fruit  dea  cea 
branchea;  et  qu’au  contraire  il  parait  qu’en  attribuant  la  moitic  de  cea  fruiU 
au  voiain;  il  eat  auffiaamment  indemniae  du  dommage,  que  peut  lui  cauaer  la 
proximite  de  l’arbre. 

*<‘)  Laurent,  Principea  de  droit  civil  B.  VIII  8.  38;  — (legen  Trop- 
long und  Duranton  vgl.  auch  Harcade,  Bxplication  theorique  et  pratique, 
zu  art.  672  (V.  8.  607). 

•**)  Vazeille,  traitc  dea  preacriptiona  etc.  B.  I.  8.  183. 
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hange  geleitet  wird,  ist  zweifellos  für  die  Gestaltung  des  Rechts- 
verhältnisses hinsichtlich  der  späterhin  an  den  überragenden  Zweigen 
wachsenden  Früchten  vollkommen  ohne  Einfluss. 

Während  es  weiterhin  Behaghel  bei  der  kurz  vorher  er- 
wähnten Behauptung  bewenden  lässt,  und  Thilo***)  sich  zum  Be- 
weise seiner  Ansicht  auf  Duranton  stützt,  schlägt  Thibaut**'’) 
einen  von  Vazeille  und  Duranton  verschiedenen  Gedankengang 
ein,  dessen  Besprechung  sich  jedoch  geeigneter  mit  der  Behandlung 
der  zweiten  Hauptgruppe  verbinden  lässt. 

Ehe  wir  aber  zu  den  Vertretern  der  Letzteren  übergehen,  be- 
darf es  noch  der  Vorwegnahme  und  Rechtfertigung  Delvin- 
court’s***),  dessen  Ansicht  in  der  Regel  mit  der  Troplong’s 
und  Durantou’s  auf  eine  Stufe  gestellt  und  gegen  welchen  am 
häufigsten  in  den  Commentaren  und  Lehrbüchern  auf  Grund  un- 
richtiger Auslegung  eine  scharfe  Polemik  erüfinet  wird.  Die  Worte, 
welche  hierzu  Veranlassung  gegeben  haben,  sind  folgende:  Delvin- 
court  wirft  die  Frage  auf, 

„quid  ä r^gard  des  fruits  pendant  aux  branches  qui  avan- 
„cent  sur  le  terrain  du  voisin?“ 
und  beantwortet  dieselbe: 

„Hs  appartienneut  toujours  au  proprietaire  de  l’arbre.  Le 
voisin  a le  droit  d’exiger  l’^branchement.  Mail  s’il  ne  l’a 
pas  exig6,  il  ne  peut  pas  s’approprier  les  fruits.  Cependant 
je  ne  pense  pas,  comme  quelques  auteurs,  que  si  le  champ 
voisin  est  clos,  la  proprietaire  de  l’arbre  ait  le  droit  d’y 
entrer  pour  cueillir  son  fruit;  se  cueillera  de  chez  lui  tout 
ce  qu’il  pourra.  Le  reste  sera  perdu  pour  lui,  sauf  la  bonne 
volont4  du  voisin.“ 

Hieraus  bat  man  gefolgert,  dass  Delvincourt  zwischen  ein- 
gezäunten und  nichteingezäunten  Grundstücken  unterschied  und 
dem  Baumeigenthümer  rücksichtlich  der  Letzteren  das  Recht  ein- 
räumte, die  übergefallenen  Früchte  auf  dem  Nachbargrundstücke 
persönlich  aufzulesen,  bezieh,  die  überhängenden  von  dem  Grund 
und  Boden  des  Nachbars  aus  abzupflücken,  während  bei  befriedigten 
Grundstücken  die  Früchte  dem  Nachbar  zufielen  (so  Zachariae, 
M arc  adä  u.  a.)***).  Die  gegen  diese  angebliche  Meinung  Del  vin- 

***)  Thilo,  Die  Controversen  des  französ.  Civilrecht«  (I8tl)  S.  166. 

*”)  Thibaut,  Lehrb.  dea  franzöa.  Civilrecbts  (herausj;eg.  von  Guyet) 
8 179. 

***)  Delvincourt,  cours  de  Code  civil  B.  III  S.  i)6  fl.  (Auag.  von  1827). 

•*•)  Kbento  Sirey,  lea  codea  annotca  (UI  Auag.X  unter  art.  673  (S.  372). 
lui  Übrigen  conatatirt  Sirey  nur  die  Controverae. 
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court’s  vorgebrachten  Gegengründe : „Die  Unterscheidung  Delvin- 
court’s  entbehre  der  inneren  Begründung,  da  das  Recht  des  Eigen- 
thUmers  durch  das  Betreten  eines  nicht  eingefriedigten  Grundstücks 
ebenso  verletzt  wird,  als  durch  das  eines  eingefriedigten“  (Zachariae 
u.  a.),  sind  unschwer  zu  beschaffen  gewesen,  dieselben  kämpfen  je- 
doch nicht  gegen  Delvincourt,  sondern  nur  gegen  eine  von  den 
Interpreten  selbst  geschaffene  irrige  Auslegung  seiner  Worte.  Del- 
vincourt beabsichtigt  ein  Mal  nicht  im  Mindesten  mit  den  Worten  „si 
le  champ  voisin  est  clos“  einen  Gegensatz  zwischen  eiugefriedigten 
und  nicht  eingefriedigten  Grundstücken  herzustellcn,  vielmehr  will 
er  damit  nur  sagen,  dass,  wenn  das  Grundstück  für  den  Baum- 
eigenthümer  verschlossen,  d.  h.  ihm  der  Eingang  verwehrt  ist, 
dieser  auch  nicht  auf  Grund  einer  Legalservitut  beanspruchen  kann 
„d’y  entrer  pour  cueillir  son  fruit“.  Weiterhin  aber  spricht  Delvin- 
court nirgends  von  einer  Aneignung  der  Früchte  durch  den  Nachbar; 
er  setzt  sogar  im  Gegentheil  seinen  Schlussfolgerungen  voran,  dass, 
wenn  der  Nachbar  die  Beseitigung  der  überhängenden  Zweige  nicht 
gefordert  hat  „il  ne  peut  s’approprier  les  fruits“,  und  be- 
hauptet auch  kein  Aneignungsrecht  des  Nachbars  für  den  Fall, 
dass  dem  Baumeigenthümer  der  Eintritt  versagt  ist.  Unter  den 
letztgenannten  Umständen  sind  — so  schliesst  Delvincourt  — 
die  Früchte  verloren:  Dem  Nachbar  verbietet  ihre  Aneignung  der 
ebenerwähnte  Grundsatz  — ,,il  ne  peut  s’approprier  les  fruits“,  — 
dem  Baumeigenthümer  ist  der  Zugang  zu  ihnen  abgeschnitten,  „sauf 
la  bonne  volonte  du  voisin“. 

Damit  haben  wir  bereits  diejenigen  Punkte  berührt,  um  welche 
sich  die  Erklärungsversuche  der  Vertreter  der  zweiten  Hauptgruppe 
d.  b.  derjenigen,  welche  dem  Baumeigenthümer  den  Fruchtgenuss 
der  überhängenden  Zweige  zu  sichern  suchen,  krystallisiren.  Im 
Einzelnen  sind  sie  bemüht,  dieses  ihr  Ziel  auf  dreifache  Weise  zu 
erreichen,  und  zwar  stützt  sich  hierbei  die  numerisch  überwiegende 
Z<thl,  — bestehend  aus  Dalloz,Pardes8ue,Toullier,Vuillaume 
und  Boileux***’) — auf  eine  dem  Baumeigenthümer  gesetzlich  ein- 
geräumte Wegegerechtigkeit, 

„une  passago  n4cessaire“  — „une  servitude  dtablie  par  les 

lois  du  bon  voisinage“  (Boileux,  Tou liier), 
welche  denselben  in  den  Stand  setzen  soll, 

Dslloz,  ri'pertoire  mi'tbodique  et  aipbsbetique  de  Idgialation,  de 
doctrin  et  de  juritpradence  B.  I S.  IÜ7;  Fardeasus,  traite  dea  aervitudea  B.  I 
no.  196  (8.  442);  Toullier,  le  droit  civil  frangaia  B.  II  no.  517  (8.  232); 
Vuillaume,  Coinmentaire  analytique  du  0.  N.  8.  182;  Boileux,  Comment. 
Bur  le  Code  Napoleon  (VI.  Aufl.)  B.  II  8.  870  u.  871. 
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„de  forcer  celui-ci  (ec.  den  Nachbar)  k lui  livrer  paesage 
pour  lee  aller  cueillir“  (Oalloz). 

Zugleich  heben  die  Genannten  die  Pflicht  de»  Baumeigenthümers, 
den  Nachbar  (lir  jeden  ihm  beim  Betreten  seine»  Grundstücks  zu- 
gefügten  Nachtheil  zu  entschädigen  besonders  hervor.““) 

Eis  ist  hiergegen  einzuwenden,  dass  eine  Anwendung  des  art.  682, 
— wie  sie  theiiweise  vorgeschlagen  wird,  — sofern  es  sich  in  unserem 
Falle  nicht  um  die  Verbindung  eines  Grundstücks  mit  der  öfient- 
liehen  Strasse  handelt,  ausgeschlossen  ist.  Oie  Construction  einer 
gesetzlichen  Wegegerechtigkeit  „nach  Analogie  des  art  682‘* 
aber  ist  in  demselben  Maasse  zu  verwerfen,  weil,  wie  Laurent 
treffend  bemerkt,  „les  servitudes  legales  ne  s’etablissent  pas  par 
voie  d’analogie,  puisqu’  elles  sont  de  la  plus  rigoureuse  Interpre- 
tation“. ***) 

Die  Behauptung  endlich,  es  liege  hier  eine  vollkommen  selb- 
ständige aus  den  „lois  du  bon  voisinage“  unmittelbar  herzuleitende 
Legalservitut  vor,  richtet  sich  selbst,  sobald  man  sich  das  Wider- 
sinnige einer  gesetzlichen  Dienstbarkeit  ohne  Gesetz  — die 
lois  du  bon  voisinage  sind  nicht  Gesetz  — vor  Augen  fuhrt. 

Dementsprechend  verwerfen  auch  Demolombe,  Du  Caurroy 
und  Marcade*^*)  den  Gedanken  einer  Legalservitut  und  suchen 
den  Rechtstitel  für  das  Betreten  des  Nachbargrundstücks  durch  den 
Baumeigenthümer  darin,  dass  der  Nachbar,  damit,  dass  er  die 
Ausbreitung  der  überhängenden  Zweige  gestattet,  — „des  branches, 
qu’il  aurait  eu  le  droit  de  faire  couper,  a tacitement  consenti 


**')  „n  est  bien  entendu,  que  le  voisin  peut  eziger  une  indemnite,  si  Is 
recolte  on  U chote  des  fruits  lui  esuse  quelque  prejudice  (Boileux);  ähnlich 
Pardesius  u.  Yoillaume. 

**')  Laurent,  VIII  S.  39;  hiergegen  auch  Duranton,  B V.  a.  a.  0.; 
Vaxeille,  B.  I S.  133:  „ ...  et  pour  la  (la  cueillette  des  fruits)  faire  dans  ce 
fonds  on  aurait  besoin  d’une  servitude  de  passage,  qui  ne  peut  s’aequerir  (|ue 
par  titre“:  Zacharias  von  Lingenthal,  II  § 942.  — Der  Codigo  civil 
Portngnes  art.  2318  bestimmt;  „U  prnprietario  da  arvore  ou  de  arbusto  oon- 
finante  ou  continguo  a predio  de  outrem,  tem  o direito  de  exigir,  que  o dono 
do  dioto  predio  Ihe  permitte  a apanha  dos  fructos,  que  se  näo  podi-rem  recolher 
do  seu  lado;  mas  e responsavel  por  qualquer  prejuizo“  (der  EigenthUmer  des 
Baumes  oder  Busches,  welche  an  das  benachbarte  QrundstUuk  aogränzen  oder 
dasselbe  berühren,  hat  das  Recht  zu  verlangen,  dass  der  Herr  des  gedachten 
Hrundstficks  ihm  die  Ernte  der  Früchte  gestattet,  welche  sich  von  seiner  Seite 
nicht  erlangen  lassen;  er  ist  jedoch  für  jeden  zugefUgten  Maohtheil  verant- 
wortlich]. 

***)  Demolombe,  Cours  de  Code  Napoleon  B.  XI  S.  564;  Du  Caurroy , 
Bon  nier  et  Kouston,  Comment.  tbeorique  et  pratique  etc.  II,  309;  Harcade, 
Explication  thrärique  et  pratique  du  C.  N.  zu  art.  <i72  (V.  (>07). 
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8uit  k remettre  lui  — mSme  au  propriätaire  de  I’arbre  les 
fruits,  qu’elleä  produiraient,  «oit  k le  laiaser  venir  dans 
8on  fonds,  pour  en  faire  la  r^colte“  (Demolombe). 

Die  Haltlosigkeit  dieser  Deduction  liegt  auf  der  Hand ! Die 
NichtausUbung  eines  zu  Gunsten  des  Nachbars  geschaffenen  Rechtes 
sollte  eine  Verbindlichkeit,  und  zwar  eine  Verbindlichkeit,  welche 
jene  von  dem  Nachbar  geduldete  Eigenthumsbeschränkung  weit  über- 
trifit,  nach  sich  ziehen?*^*) 

So  bleibt  nur  noch  der  letzte  von  Mourlon  und  Laurent 
gewählte  Weg,  — der  Weg  der  Klagerhebung  gegen  den  Nachbar 
auf  Herausgabe  der  Früchte  des  Überhangs. ’*''')  Mourlon  ent- 
scheidet sich  kurz  und  ermächtigt  den  Baumeigenlhümer  „reven- 
diquer  les  fruits  tomb^  sur  le  sol  de  son  voisin,  qui  sera  alors 
forc4,  de  les  laisser  enlever,  ou  s’il  pr4fbre  de  les  enlever  lui-mSme 
et  d’en  faire  la  restitution“.  Der  ungleich  scharfsinnigere  Laurent 
geht  bedächtiger  zu  Werke  und  hebt  zunächst,  nachdem  er  mit 
strenger,  sarkastischer  Kritik  die  abweichenden  Ansichten  ver- 
worfen hat,  hervor,  dass  der  Nachbar,  welcher  die  Früchte  abpflückt 
oder  sie  in  Aneignungsabsicbt  aufsammelt  zur  Auslieferung  bezieh. 
Restitution  derselben  an  ihren  Eigenthümer  verpflichtet  sei.  „Mais 
que  faire  si  le  voisin  ne  cueille  pas  les  fruits?“  Auch  hier  ist  nach 
Laurent’s  Ansicht  das  einzig  mögliche  Mittel  die  Anstellung  einer 
Klage  den  Nachbar,  — „le  voisin  sera  sorame  de  cueillir  les  fruits 
lui-möme  ou  de  les  laisser  cueillir“.  Die  Motivirung  hierfür  er- 
blickt Laurent  darin,  dass  der  Nachbar  nicht  berechtigt  ist,  fremde 
Gegenstände  zurttckzuhalten:  Die  Früchte  sind  Eigenthum  des 
EigenthUmers  des  Baumes,  „si  le  voisin  les  garde,  il  s’approprie 
une  chose  sur  laquelle  il  n'a  aucun  droit“. 

Beiden  Ansichten  ist  in  dieser  Fassung  nicht  beizupflichten. 
Wenn  schon  uns  die  Meinung  Thibaut’s  in  diesem  Punkte  zu 
eng  erscheint  ***),  so  ist  doch,  um  die  Anstellung  der  rei  vindicatio 
seitens  des  Baumeigenthümers  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen, 


’**)  „ . . . car  autre  chose  est  de  aouSHr  l’ombre,  que  les  branches  pro- 
jettent  sur  notre  heritage,  autre  chose  est  d'y  souSrir  la  preseuoe  d'un  etranger 
(Mourlon  B.  I,  S.  8ö4).  Siehe  gegen  Demolombe  und  Marcade  auch 
Laurent,  VIII  S.  39  und  Zachariae,  § 242  Anm.  4. 

*^)  Mourlon , B4petitions  ecrites  sur  le  premier  examen  de  Code  Napoleon 
(IX  ed.)  B.  I S.  854  No.  1777;  Laurent,  Frincipes  de  droit  civil  B.  VIII  S.  40, 
“*)  Nach  der  Ansicht  Thibaut's  enthält  der  Code  Napoleon  deshalb  kein 
dem  interd.  de  glande  leg.  nachgebildetes  Kechtsmittel,  „weil  er  ...  im  Ganzen 
keine  Vindication  der  Mobilien  kannte“  (Lehrbuch  des  franzöa.  Civilrechta 
§ 179  u.  177). 
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nothwendig,  dass  eine  Aneignung  der  Früchte  durch  den  Nachbar 
erfolgt  ist,  — nur  dann  lässt  sich  art.  2279  auf  den  Überfall  aus- 
dehnen.Wie  aber  verträgt  sich  hiermit  die  Behauptung  Laurent’ s, 
der  Nachbar  eigne  sich  dadurch,  dass  er  den  Baumeigenthümer  am 
Betreten  des  von  den  Zweigen  überragten  Grundstücks  hindere,  die 
Früchte  dieser  Zweite  an,  da  ja  der  Nachbar  nicht  ein  Mal  De- 
tentor der  mit  den  Asten  noch  verbundenen  Früchte  ist?  Hier 
würde  erst  durch  die  Klaganstellung,  welche  den  Nachbar  nöthigte, 
die  überhängenden  Früchte  in  Aneignungsabsicht  zu  pflücken,  die 
rechtliche  Unterlage  für  die  rei  vindicatio  geschaffen!  Mourlon 
kommt  der  Wahrheit,  wenn  auch  vielleicht  unbeabsichtigt,  insofern 
näher,  als  er  nur  von  dem  Rechte  des  Baumeigenthümers  „revcn- 
diquer  les  fruits  tombcs  sur  le  sol  de  son  voisin“  spricht.  Hier 
erwirbt  der  Nachbar  den  Besitz  der  übergefallenen  Früchte,  aber 
es  kann  ihm  ja  — dies  berücksichtigt  auch  Mourlon  nicht  — , 
wennschon  er  dem  Baumeigenthümer  den  Zutritt  zu  dem  Grund- 
stücke, auf  welchem  die  übcrgefal lenen  Früchte  liegen,  versagt, 
die  Aneignungsabsicht  dieser  Früchte  vollständig  fernliegen,  er 
kann  sogar  diese  Absicht  dem  Baumeigenthümer  ausdrücklich  zu 
erkennen  geben  und  hierdurch  auch  der  Präsumtion  eines  An- 
eignungs willens  begegnen. 

Es  ist  unter  diesen  Umständen  m.  E.  das  Richtige,  in  Über- 
einstimmung mit  den  Vertretern  der  dritten  Hauptgruppe,  Delvin- 
court  und  Zachariae  von  Lingenthal  eine  Lücke  in  dem  Code 
Napoleon  zu  constatiren,  die  nur  auf  dem  Wege  eines  Ergänzungs- 
gesetzes ausgeftillt  werden  kann.^'^^)  Hierdurch  unterscheiden  sich 
die  Genannten  trotz  enger  Berührungspunkte  von  Mourlon  und 
Laurent,  welche  mit  Hülfe  der  von  ihnen  vorgetragenen  Con- 
struction  den  Anforderungen  der  Praxis  für  alle  Fälle  genügt  zu 
haben  glauben.  Der  Baumeigenthümer  ist  somit  auf  das  angewiesen, 
was  er  von  den  überhängenden  Früchten  von  seinem  Grundstücke 
aus  erreichen  kann,  und  kann  weiter  klage  weise  die  Herausgabe 


Im  gemeinen  Rechte  wird  bekanntlich  über  die  Voraussetzungen  der 
rei  vindicatio  gestritten  und  von  Vangerow  a.  a.  U.  § .132  Anm.  .3,  Wächter, 
Pandekten  g 143  u.  a.  unter  Widerspruch  angenommen,  dass  sich  die  rei  vindi- 
catio auch  gegen  den  Detentor  richte.  Nach  der  engen  Fassung  des  art.  227!) 
ist  die  letztere  Annahme  für  den  Code  Napol.  ohne  Zweifel  ausgeschlossen 
[vgl.  auch  Zachariae  v.  Lingenthal,  i;  18öa  und  g 208  Anm.  2a  (P.)].  Ein 
der  actio  ad  exhibendum  nachgebildetes  Rechtsmittel  kennt  der  C.  N.  nicht. 

Zachariae  von  Lingenthal  ä U g 242;  über  Delv  incourt  siehe 
oben  Anm.  .348. 

Scfimidf,  Das  Beeht  des  Cb«rh»ngs  aod  Uberfsllt.  10 
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derjenigen  Früchte  fordern,  welche  »ich  der  Nachbar  widerrechtlich 
zucignet,  d.  h.  aufsaminclt  oder  abpflückt,  — „le  reste  sera  perdu 
pour  lui,  «auf  la  bonne  volont<5  du  voisin“  (Delvincourt). 

Damit  ist  zugleich  die  Frage  der  rechtlichen  Behandlung  des 
Überfall«  für  die  in  Anm.  336  genannten,  das  Loos  de«  Code 
Napoleon  theilenden  Gesetzgebungen  entschieden;  nur  würde  in 
ihnen  eine  eventuelle  Geltung  von  gewohnheitsrechtlichen  oder 
älteren  ortsstatutarischen  Bestimmungen  darnach  zu  beurtheilen 
sein,  ob  in  ihrem  Geltungsgebiete  (wie  z.  B.  in  Baden)  ein  dem 
art.  7 de»  Gesetzes  vom  30.  Ventöse  an  XII  (21.  Mürz  1804)  ent- 
sprechendes Gesetz  publicirt  worden  ist. 

Zu  den  in  Anm.  336  aufgeführten  Gesetzbüchern  kommen  noch 
von  Schweizer  Quellen  der  Code  Genevois,  der  Code  du 
Canton  du  Valais  und  das  Bürgerl.  Gesetzbuch  für  den  Kanton 
Aargau  hinzu,  welche  dieselbe  Lücke  wie  der  Code  Napoleon  auf- 
weisen;  ein  anderer  Theil  der  Schweizer  Gesetzbücher,  welcher  in 
der  Frage  des  Überhangs  die  Bestimmungen  des  Code  Napoleon 
wörtlich  bezieh,  in  wortgetreuer  Übersetzung  wiedergab,  hat  eine 
Ergänzung  desselben  in  der  Frage  des  Überfalls  durch  herüber- 
nahme  älterer  Rechtsbestandtheile  oder  durch  Anlehnung  an  ver- 
wandte Legislationen  hergcstellt.  Hierher  gehört  die  bereits  oben 
in  Anm.  315a  citirte  Bestimmung  des  Code  rural  du  Canton  de  Vaud 
art.  54,  ebenso  die  des  Civilgcsetzbuchs  für  den  Kanton  Solothurn 
§ 799:»»“) 

„dem  Eigenthümer  eines  Grundstücks,  auf  welches  die  Aeste 
eines  fremden  Baumes  Überhängen,  gehört  das  Obst,  das 
vom  überhängenden  Theile  des  Baumes  herkommt  — Wenn 
der  Eigenthümer  des  Baumes  auf  seiner  Seite  die  Früchte 
ableson  will,  so  muss  er  vorher  seinen  Nachbarn  dahin  ein- 
berichten, dieser  darf  ohne  Erlaubniss  des  ersteren  nicht 
zuerst  ablesen“. 

Das  bUrgerl.  Gesetzb.  des  Kantons  Luzern  § 284  schliesst  sich,  wie 
dies  vor  Allem  aus  dem  für  das  oesterrcich.  allgem.  bürgerl.  Ge- 
setzbuch characteristischen  Ausdrucke,  „jeder  Grundeigenthttmer 


’’'*)  So  für  Holland:  Wet  van  den  15  den  Mei  1829  (Staatabl.  1829 
no.  28)  art  .8;  „Oewoonte  geeft  geen  regt  dan  alleen  wan  neer  de  wet  daarop 
verwijst“  („Qewohnheitsrecht  gilt  nur,  wenn  das  Gesetz  darauf  verweist“;  so 
in  art.  1375,  1382,  1383,  453,  670,  69()b,  703  u.  a.  des  nedorl.  burgerl.  Wetb.). 
Uücksiohtlich  Badens  vgl.  oben  Anm.  340. 

**")  Vgl.  Pfjffer,  Erliiuter.  des  bürgerl.  Gesetzb.  des  Kantons  Luzern, 
II  Th.  S.  87. 
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kann die  überhängenden  Aeste  benutzen“**’)  hervorgeht, 

an  §422  des  letztgenannten  Qesetzbuches  an.  Wenn  Schnell®**) 
das  Gleiche  aus  der  allgemeinen  Fassung  der  378.  Satzung  des 
Civilgesetzbuchs  für  die  Stadt  und  Republik  Bern  folgert,  so  ist 
dies  theoretisch  ebenso  wenig  zu  rechtfertigen,  wie  die  Ansicht  der 
von  uns  bei  Anmerkung  342  fg.  besprochenen  Interpreten  des  Code 
Napoleon. 

Das  privatrechtlicbe  Gesetzbuch  für  den  Kanton  Zürich 
§ 590***)  und  dasjenige  für  den  Kanton  Solothurn  § 532  sprechen 
übereinstimmend  davon,  dass  der  Nachbar  die  VV'ahl  habe,  „ob  er 
Kappung  der  Aeste  und  Zweige  verlangen  oder  ob  er  das  Recht 
des  Anrieses  benutzen  wolle“.  Beide  fügen  noch  in  § 591  und 
§ 533  erklärend  hinzu: 

„das  Anries  besteht  in  dem  Rechte  des  Nachbars,  die  über- 
hängenden Früchte  zu  gewinnen  und  die  überfallenden  zu 
behalten“. 

Mit  dieser  ebengenannten  Definition  harmonirt  wieder  art.  472  Abs.  4 
der  lois  civiles  du  canton  de  Fribourg: 

„S’il  veut  souffrir  les  branches,  qui  avancent  sur  son  fonds 
il  peut  cueillir  les  fruits,  qu’elles  portent  et  enjouir  exclu- 
sivement;  il  peut  de  meme  s’approprier  les  fruits,  qui  tom- 
bent  sur  son  fonds“. 

Sehr  ausführlich  ordnet  auch  die  Rechtsverhältnisse  der  überhängenden 
Früchte  das  Landbuch  des  Kantons  Ury  art.  172:***) 

„Wenn  von  einem  Baum  Holz  oder  Obst  in  eines  Andern 
Eigen  füllt,  so  soll  es  dessen  seyn,  auf  dessen  Eigen  es 


“*)  Vgl.  oben  Antn.  2S6. 

*■*)  Schnell,  Civilgesetzb.  inr  die  Stadt  und  Bepublik  Bern,  II  S.  Ö7; 
Satzung  378  enthält  den  allgemeinen  Satz,  dass  »ich  das  Recht  des  Eigen- 
thümers  eines  Grundstücks  auch  auf  die  Luftsäule,  sowie  auf  das  unter  der 
Erdoberfläche  Befindliche  erstrecke. 

•••)  Bluntscbli,  a.  a.  Ü.  B.  II  unter  § S90  (111.  Auf!.),  S.  103.  Nach 
der  Geschichte  des  vorstehenden  § 590  ist  dem  Baumeigenthümer  das  Recht, 
von  seinem  Grundstücke  aus  die  Früchte  des  Itherhangs,  soweit  er  sie  er- 
reichen kann  zu  pflücken,  entzogen.  Der  Entwurf  der  Commission  enthielt  zwar 
einen  diesbezüglichen  Zusatz,  derselbe  wurde  jedoch  vom  grossen  Rathe  „um 
keinen  Wettstreit  zwischen  den  Nachbarn  hervorzurufen,  wer  von  den  Nach- 
barn zuerst  zugreife",  gestrichen.  — Der  „Entwurf  eines  Civilgcsetzes  für  den 
Canton  Basel-Stadt  (E.  E.  kleinen  Rath  eingegeben  im  Uctober  1863)*  ent- 
scheidet in  § 641,  dass  der  Nachbar  die  überhängenden  Aste  kappen,  „sowie 
die  über  sein  Land  hängenden  Früchte  für  sich  sammeln“  darf. 

t")  Landbucb  des  Kantons  Ury  (Flüelen  1823)  B.  I art.  172. 

10' 
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gefallen.  Es  soll  aber  keiner  auf  des  Andern  Baum  steigen 
um  die  Früchte  abzunehmen  oder  zu  schütteln,  obschon  die 
Aeste  über  das  Beinige  bangen.  Was  er  aber  von  seinem 
Eigen  mit  einer  Leiter  oder  Latten  erlangen  und  abnebmen 
kann,  dass  gerade  ob  seinem  Eigen  ist,  mag  er  wohl  nehmen, 
und  ihm  nicht  gewehrt  werden“. 

Auf  die  übergefallenen  Früchte  endlich  beschränken  den  Nachbar 
nur  das  Bündnerische  Civilgesetzbuch  und  das  (Jnterwaldner 
Landbuch.*“*)  — 

Ich  möchte  diese  Monographie  nicht  ohne  einen  Ausblick  auf 
die  Zukunft  schliessen:  So  geringfügig  auch  die  im  Vorhergehenden 
behandelten  Rechtsverhältnisse  des  Überhangs  und  Überfalls  im 
Vergleich  zu  den  grossen  legislatorischen  Aufgaben  scheinen  können, 
welche  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Civilgesetzgebung  ihrer 
Lösung  harren,  so  greifen  doch  beide  Rechtsinstitute  tiefer  in  das 
Volksleben  ein,  als  sie  bei  einer  oberflächlichen  Betrachtung  ver- 
rathen  mögen.  Gerade  als  häufige  Fälle  der  Nachbarreuhte, 
und  zwar  als  Nachbarrechte,  die  ihre  Unterlagen  in  Erscheinungen 
der  Natur,  in  dem  sich  unabhängig  von  dem  Willen  des  Menschen 
vollziehenden  Wachsthum  der  Bäume  und  ihrer  Früchte  finden,  er- 
fordern sie  eine  auch  dem  einfachen  Rechtsverstande  begreifliche, 
die  Interessen  beider  Theile  — des  Nachbars  wie  des  Baumeigen- 
thUmers  — wahrende  Entscheidung.  Letzteres  um  so  mehr,  als  die 
auf  Grund  rechtshistorischer  Entwickelung  nothw'endig  bedingte 
Beibehaltung  der  deutschrechtlichen  Sätze  bereits  an  sich  zu  Gunsten 
des  Nachbars  einen  schärferen  Eingriff  in  die  fremde  Herrschafts- 
sphäre enthält,  welcher  leicht  an  Stelle  einer  Befriedigung  der  ge- 
störten Rechtsordnung  den  Keim  zu  weiteren  Conilicten  in  sich  trägt. 

M.  E.  wird  man  diesen  Anforderungen  dadurch  gerecht,  dass 
man  ein  Mal  dem  Nachbar,  ohne  von  ihm  eine  Aufforderung  an 
den  BaumeigenthUmer  zu  fordern , das  Recht  der  Beseitigung  des 
vollen  Überhangs  einräumt.  Das  Holz  der  abgeschnitteneo  Zweige 
verbleibt  im  Eigenthum  des  Baumeigenthümers ; der  Letztere  ist 
verpflichtet,  die  abgeschnittenen  Zweige  von  dem  Grundstücke  des 
Nachbars  abzuholen.  Der  Nachbar  kann  nur  im  Falle  einer  an 
den  Baumeigenthümer  erlassenen  Aufforderung,  welche  entweder 
ausdrücklich  abgewiesen  oder  der  nach  Verlauf  von  zwei  Tagen 

Bündneriiches  CivUgesetzbuch  mit  Brläuterungen  des  Gesetzesredaotors 
P.  ü.  Planta  § 237,  2:  „Wenn  Aeste  Ober  des  Naobbars  Grundstück  hangen, 
so  kann  dieser ..  die  Oberfallenden  Früchte  behalten  . .“  — Das  Unterwaldner 
Landbuch  ist  bereits  im  § 4 Anm.  231  oitirt. 
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nicht  entsprochen  worth-n  ist,  Ersatz  für  den  Vermögensaufwand 
einer  daraufhin  selbständig  bewirkten  Abbringung  des  Überhangs 
verlangen.  Der  Nachbar  kann  die  Beschneidung  der  überhängenden 
Zweige  durch  den  Bauineigenthümer  auf  dein  Wege  der  Klage 
fordern.  Der  Nachbar  hat  ferner  das  Recht,  sich  die  auf  sein 
Grundstück  übergefallenen  Früchte  zuzueignen.  Der  Baumeigen- 
thümer  darf  dem  Nachbar  keine  der  übergefallenen  Früchte  ent- 
ziehea,  ist  jedoch  in  keiner  Weise  beschränkt,  von  seinem  Grund- 
stücke aus  die  auf  das  Nachbargrundstück  überhängenden  Früchte 
seines  Baumes  zu  ernten.***) 

Zur  Motivirunff  dieser  nur  die  Hauptpunkte  wiedergcliendon  Sätze 
sei  es  mir  erlaubt,  auf  die  Austübruugeu  bei  der  Bespreebunti;  verwandter  tie- 
setzesstellen  bei  Anm.  257,  264  ff.,  272,  328  u s.  w.  zu  verweisen. 


Verbesserungen. 

Anra.  61,  5.  Z.  v.  o.  1.  W,:  rer.;  — S.  106  Z.  3 v.  o hinter  Art.  126: 
(Zobel);  — Anm.  187  Z.  8 v.  E.  lies:  Die  Codicile  Romane  (rumän.  Gesetzb.), 
cod.  oivilu  art.  607 ; — Fournel,  traitÄ  du  voisinage  ist  nach  der  I.  Aufl.  citirt, 
nur  in  den  letzten  Bogen  konnten  bei  der  Correctur  die  Citate  nach  der  IV.  Aufl. 
beigefiigt  werden. 
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Hie  „Untersuchungen  zur  Deutschen  Stunts-  und  Reehts- 
geschichte“  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  ficchtsentwicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sic  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitutc  wird  in  den  aufzunchmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt;  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaffliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlinga- 
arbeiten  werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierte  in  Berlin  übernommen , <ler  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breelau. 


Wilhelm  Koebner. 
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Einleitung. 


Durch  eine  Äeihe  wertvoller  Spezialuntersuchungen  der  altern 
deutschen  Kechtsgeschichte  ist  erwiesen,  dass  auch  auf  diesem  im  ganzen 
schon  so  vielfach  und  vorzüglich  bearbeiteten  Gebiete  Forschungen 
über  einzelne  Institutionen  noch  von  Nutzen  für  die  Wissenschaft 
sein  können,  namentlich  wenn  das  behandelte  Thema  mit  erschöpfen- 
der Benutzung  des  geeammten  Quellenmaterials  behandelt  wird. 
Demgemäss  glaube  ich  hoffen  zu  können,  dass  auch  die  vorliegende 
Abhandlung  über  das  „Eherecht  der  Unfreien  im  fränkischen  Recht“ 
denjenigen  nicht  unerwünscht  sein  wird,  die  eine  exakte  und  ein- 
gehende Kenntnis  der  deutschen  Rechtsverhältnisse  herbeigefuhrt 
sehen  wollen.  Sind  doch  gerade  die  Gcschlechtsverblndungen  der 
Unfreien  bisher  noch  sehr  wenig  behandelt, ')  während  sie  doch  in 
Folge  ihres  vielfachen  Zusammenhangs  mit  den  Standesverhältnissen, 
dem  Eherecht  und  dem  Einfluss  der  Kirche  auf  die  weltliche  Rechts- 
entwicklung ein  hohes  Interesse  für  Rechts-  und  Culturgeschichte 
bieten.  Eine  eingehende  Erforschung  der  weltlichen  und  geistlichen 
Rechtsquellen  in  dieser  Hinsicht  scheint  auch  um  so  mehr  angezeigt, 
als  den  jüngst  von  canonistischer  Seite  in  dem  letzen  Werke,  in 
dem  über  die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien  ausführlicher 
gehandelt  wird,  in  „Rudolf  von  Scherer,  über  das  Eherecht  bei 
Benedict  Levita  und  Pseudo  - Isidor,  Graz  1879“  aufgestellten  Be- 
hauptungen keineswegs  beigetreten  werden  kann.  Auch  werden 
wir  nur  auf  Grundlage  einer  solchen  Untersuchung  die  Frage,  wie 
im  fränkischen  Recht  der  Stand  der  Kinder,  welche  von  einer  freien 
und  einer  unfreien  Person  abstammten,  im  einzelnen  Fall  bestimmt 
wurde,  genauer  beantworten  können,  als  es  bisher  möglich  war. 
Entsprechend  dem  in  der  neuern  Forschung  mit  Recht  zu  Tage 


')  Von  Litteratur  ist  nur  anzuführen;  Wilda,  Von  den  unächt  gebomen 
Kindern  in  Ztschrfl.  f.  deutsch.  R.  XV.  Tübingen  18.^9  und  das  unten  im  Text 
angeführte  Buch  von  Scherer. 
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tretenden  Streben  nach  möglichster  Sonderung  örtlich  und  zeitlich 
verschiedener  Einrichtungen  beschränkt  sich  die  vorliegende  Arbeit 
auf  das  fränkische  Recht.  Oie  andern  Volksrecbte  sind  nur  zur 
Vergleichung  und  in  der  eigentlichen  Forschung  nur  soweit  heran- 
gezogen worden,  als  eine  lückenhafte  Überlieferung  nur  durch 
Analogieschlüsse  aus  andern  Rechten,  durch  solche  aber  auch  sicher, 
aufgehellt  zu  werden  schien. 

Ebenso  erwies  sich  eine  getrennte  Behandlung  des  Themas  für 
die  merowingische  und  karolingische  Zeit  als  notwendig.  Indem 
wir  den  ersten  umfangreicheren  Theil  noch  einmal  zerlegen,  zerfällt 
demnach  die  Arbeit  in  drei  Abschnitte; 

1)  die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien  im  merowingischen 
Reiche, 

2)  Stand  der  Blinder  von  Unfreien  in  demselben, 

8)  die  Geschlechtsverbindungen  der  Unfreien  und  der  Stand 
ihrer  Kinder  im  Karolingerreich. 
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Erster  Theil. 


Die  Geschlechtsverbindungen  können  in  rechtlicher  Hinsicht 
dreierlei  Art  sein 

1)  fleehtlich  anerkannt, 

2)  Strafbar, 

3)  Rechtlich  indifferent. 

1)  Die  echte  Ehe  setzte  ini  ältesten  deutschen  Recht  immer 
Ingenuität  *)  der  Nupturienten  voraus.  Mag  man  nun  zur  Begründung 
der  altgernianischen  echten  Ehe  mit  ihren  wichtigen  Rechtsfolgen 
für  die  Eheleute  und  deren  Nachkommenschaft  Verlobung  und 
Trauung  oder  nur  eine  von  beiden  oder  auch  nur  die  Uebertragung 
des  Mundiums  als  im  Zeitalter  der  Volksrechtc  nothwendig  ansehen,’^ 
jedes  dieser  Erfordernisse  konnte  nur  bei  Ingenuität  des  Mannes 
wie  der  Frau  erfüllt  werden. 

2)  Die  Verbindung  eines  Freien  mit  einer  fremden  Unfreien 
wurde  als  Verletzung  des  Eigenthums  des  Herrn  der  Unfreien  be- 
straft, es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  eingewilligt.*)  Verband 
sich  ein  Sklave  mit  einer  Freien  zur  Ehe,  so  sah  man  die  Verbin- 


’)  Das  Fremdwort  ist  gewählt,  um  durch  den  Ausdruck  „Freiheit“  leicht 
entstehende  Misverständnisse  zu  vermeiden. 

•)  cf.  Friedberg  Lehrb.  d.  Kirchenrechts  II.  Aufl.  § 153  III.  Dargnn  in 
seinem  Werke  „Mutterrecht  und  Raubehe“  Breslau  1883.  S.  24  f.  und  in  Grün- 
hut’s  Zeitschrift  X 441,  442  macht  allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  an- 
schliessend an  die  Sitte  der  Urzeit  auch  „ohne  Uebergabe  durch  den  Vormund 
und  ohne  vorhergehende  Verlobung  eine  Ehe  existirte,  wenn  ein  Mann  und 
eine  Frau  zum  ehelichen  Leben  sich  vereinigten,  falls  nicht  gesetzliche  Ehe- 
bindernisse im  Wege  standen.“  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Standesungleichheit  gewöhnlich  schon  an  sich  ein  Ehehindemiss 
bildete,  konnte  Dargun  seine  Behauptungen  eben  nur  dadurch  begründen,  dass 
er  für  das  Vorhandensein  der  Ehe  „die  vermögensrechtliche  Seite“  und  das 
„Verhältniss  der  Kinder  zu  den  Eltern“  ganz  irrelevant  sein  lässt.  Beide  That- 
sachen  sind  aber  zur  Zeit  der  Volksrechte  schon  überall  Essentitdien  der 
ächten,  regelrechten,  der  Vollehe. 

‘I  L.  Sal.  13  0.  9,  13  Zus.  1,  25  c.  5.  Rib.  .ÖH  c.  12,  13  cf  Näheres 
weiter  unten. 
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düng  als  Verführung  an,  und  bestrafte  sie  demgemäss.^)  War  es 
aber  zweifellos,  dass  die  Frau  dem  Sklaven  freiwillig  gefolgt  war, 
insbesondere  bei  der  Heirath  einer  Frau  mit  ihrem  eigenen  Sklaven, 
so  wurde  die  Frau  streng  bestraft.*) 

3)  Diejenigen  Verbindungen,  welche  keinen  Anlass  zur  Strafe 
gaben  und  auch  in  der  Unterwerfung  der  Frauen  unter  die  Vor- 
mundschaft keine  Veränderung  hervorriefen,  kämen  an  sich  recht- 
lich gamicht  in  Betracht.  Wir  finden  nun  aber,  dass  in  den  ger- 
manischen Volksrechten  genau  so  wie  die  strafrechtliche  Behandlung 
der  Unfreien  als  Sachen,’)  so  auch  die  Beschränkung  der  Rechts- 
wirkungen auf  die  Vollehen  nicht  ganz  durchgefiihrt  wurde,  weil 
nicht  ganz  durchgeführt  werden  konnte.  Gewisse  Geschlechtsver- 
bindungen, die  weder  zu  den  strafbaren  noch  zu  den  Vollehen  ge- 
hörten, hatten,  wenn  sie  auf  die  Dauer  eingegangen  waren,  wichtige 
Rechtsfolgen.  Diese  Verbindungen  konnten  geschlossen  werden: 

a)  zwischen  freien  Männern  und  ihren  Sklavinnen, 

b)  zwischen  zwei  Unfreien. 

a)  An  Stelle  oder  neben  der  durch  echte  Ehe  verbundenen 
Gemahlin  hatten  viele  Freie  auch  sogenannte  Kebsweiber,  die  meist 
Sklavinnen  waren,  wie  schon  aus  dem  Namen  hervorgeht.*)  Das 
Verhältniss  des  Mannes  zur  Kebsfrau  unterschied  sich  von  den  blos 
vorübergehenden  Verbindungen  dadurch,  dass  es  dauernd  und  zwar 
nach  dem  Willen  der  Betheiligten  auf  Lebenszeit  eingegangen  war.*) 
Nur  stand  dem  Manne  die  Verstossung  der  Frau  zu,  während  die 
ächte  Ehe  zur  Zeit  des  Merowingerreichs  nur  durch  den  Willen 
beider  Eheleute  auflösbar  war.’*)  Von  der  Vollehe  unterschied  sich 


•)  h.  Sal.  13  c.  7 cf.  unten. 

*)  Capitul.  I ad  leg.  Sal  ed.  Boretius  c.  ö (bei  Behrend  p.  89). 

■)  Jastrow,  Zur  strafrechtl.  Stellung  d.  Sklaven  bei  Deutschen  u.  Angel . 
Sachsen.  Breslau  1878  passim. 

")  s.  Grimm  R.  A.  S.  4.38  u.  Deutsches  Wörterbuch  Bd.  V .S.  373  ff  Wilda 
a.  a.  0.  S.  238  Not.  3. 

•)  cf.  Corpus  iuris  canonici  ed.  Priedberg  note  zu  c.  4 D.  34  und  besonders 
Augustinus  de  bono  conjugali  c.  5.  (=  C 32  qu.  2 o.  6)  Scherer  irrt,  wenn  er 
mit  Bezug  auf  diese  und  die  übrigen  bei  Friedberg  1.  c.  »nget'ührten  .Stellen 
S.  ö N.  4 sagt  „sie  sprechen  keineswegs  den  monogamischen  Charakter  des 
Concubinats  eines  Ledigen  mit  einer  Ledigen  aus,  sie  handeln  von  ganz 
andern  Dingen,“  Gerade  das  Gegentheil  ist  der  Fall. 

'•)  Löning  Gesch.  d.  Kirchenrechts  II  S.  613  mit  not  2.  Derselbe  Ge- 
lehrte will  allerdings  (S.  619)  aus  der  Leichtigkeit,  mit  der  die  merowingischen 
Könige  ihre  Gattinnen  verstiessen  und  aus  Capit.  Compond.  c.  9 (L.  L.  ed- 
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die  Kebsehe  auch  noch  dadurch,  daas  sie  ohne  die  Feierlichkeit 
der  ersteren  und  auch  mit  unfreien  Frauen  abgeschlossen  werden 
konnte.  Dazu  kam  noch,  dass  ausser  bei  den  Höchststehenden 
die  Kinder  nicht  Rang,  Stand  und  die  volle  Nachfolge  in  das  Ver- 
mögen des  Vaters  erhielten.**)  Wir  können  demnach  das  Verhält- 
niss  als  Minderehe,  Kebsehe  oder  allenfalls  auch  nach  Analogie  der 
verwandten  römischen  Institution  als  üoncuhinat  bezeichnen.  Dass 
das  Bestehen  einer  solchen  Minderehe  im  germanischen  Recht  viel- 
fach geleugnet  wird,  erklärt  sich  einerseits  durch  das  sich  im  Laufe 
der  Zeit  ändernde  Verhalten  der  Kirche  dieser  Institution  gegen- 
über, das  wir  weiter  unten  näher  betrachten  werden,  andererseits 
und  hauptsächlich  aber  durch  den  Umstand,  dass  dem  deutschen 
Worte  „Kebsehe“**)  in  der  lateinischen  Sprache  jener  Zeit  keine 
Bezeichnung  völlig  entspricht.  Die  Kebsehe  wird  vielmehr  in  der, 
unsere  Erkenntniss  der  deutschen  Rechtsinstitute  so  vielfach  irre- 
führenden, lateinischen  Sprache  der  Rechtsdenkmäler  jener  Periode 
entweder  als  concubinatus  bezeichnet,  also  mit  einem  Worte,  das 
auch  für  blos  vorübergehende  Grescblechtsverbindungen  gebraucht 
wird,  oder  sie  wird  wie  die  Vollehe  conjugium  oder  matrimonium 
genannt.  Dass  diese  Kebsehen  aber  wirklich  vom  sechsten  bis 
neunten  Jahrhundert,  und  zwar  nicht  blos  bei  den  Franken  vor- 
kamen, folgt: 

a)  Aue  der  lex  Longobardorum , in  der  ihre  Folgen  ein- 
gehend geregelt  werden,  aus  dem  jüngst  von  Gaudenzi 
herausgegebenen  westgothischen  Rechtsbuch  und  den 
nordischen  Rechtsquellen. 


Boret.  p.  9)  schliessen,  dass  dem  Ehemann,  auch  abgesehen  vom  Falle  eines 
Verschuldens  der  Ehefrau,  welcher  hier  nicht  in  Betracht  kommt,  ein  Ver- 
stossungsrecht  zustand.  Aber  die  Ehen  der  Könige,  welche  ja  meist  mit  den 
eigenen  Sklavinnen  eingegangen  waren,  und  die  in  dem  erwähnten  Capitular 
behandelte  Ehe  zweier  Unfreien  (darin  ist  Ehrenberg  [Commendation  und  Huldi- 
gung S.  14  ff.]  ohne  Zweifel  zuzustimmen,  dass  der  vassus  daselbst  ein  Uniraier 
ist)  geben  kein  Präjudiz  für  die  Volleben! 

*')  Erbfähigkeit  der  Kinder  wird  auch  gerade  als  das  entscheidende  Merk- 
mal der  Ehe  angesehen  in  dem  Brief  Papst  Leo  I an  Rusticus  a.  4ö8,  459  bei 
Regino  de  synodalibus  causis  (ed.  Wasserschieben  Leipzig  1840  II  c.  181);  non 
omnis  mulier  viro  conjuncta  uxor  viri  eat  quia  non  omnis  filius  heres  patris. 

”)  Die  Frau  selbst  hiess  ella,  gella,  cbepisa  s.  Orimm  D.  W.  u.  R.  A.  a. 
a.  O.  Kern  erklärt  auch  den  in  der  Halberg’schen  (Rosse  zu  XUl  9 in  Cod. 
ö — 10  sich  findenden  Ausdruck  bonema  oder  bonimo  als  Minderehe,  Hessels  — 
Kern  Lex  Salica  p.  570  § 80  s.  hinten  8.  24,  25. 
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ß)  Aua  einer  Formel,  die  für  die  Existenz  des  Verhältniaaea 
im  Frankenreich  beweisend  ist,'^)  und 
Y)  endlich  aus  zahlreichen  kirchenrechtlichen  Stellen,  welche 
eine  von  dem  späteren  Princip,  nur  Ehen  und  Nichtehen 
zu  unterscheiden,  ganz  abweichende  Berücksichtigung 
und  Billigung  dieser  Minderehe  zeigen. 
a)  Die  Gesetze  Rothari's  und  Grimuald’s  geben  nämlich  den 
aus  Minderehe  hervorgegangenen  Kindern,  die  übrigens  gleich  den 
römischen  Concubinatskindern  hlii  naturales  genannt  werden,  gegen- 
über ihrem  Vater  ein,  wenn  auch  beschränktes,  Erbrecht;’*)  auch 
nehmen  diese  an  allen  Rechten  und  Pflichten  der  Familiengenossen 
Theil.  So  gehören  sic  zu  den  Geschlechtseidhelfern; ’")  ja  ihnen 
konnte  sogar  beim  Tode  des  Vaters  das  mundium  über  ihre  aus 
Vollehe  des  Vaters  stammenden  Schwestern  zufallen.“)  Man  kann 
doch  kaum  annehmen,  dass  alle  diese  Rechte  auch  den  aus  einer 
vorübergehenden  Geschlechtsverbindung  des  Vaters  stammenden 
Kindern  zufallen ; dies  würde  aber  nothwendig  sein,  wenn  man  unter 
den  filii  naturales  in  der  Lex  Longob.  alle  unehelichen  Kinder  zu 
verstehen  hätte.  Andrerseits  belehrt  uns  das  Gesetz  direct,  dass 
die  lijjeri  natur.  von  unfreier  Mutter,  nämlich  von  einer  pro  uxore 
von  ihrem  Herrn  gehaltenen  eigenen  Magd  desselben,  stammen 
können.”)  Da  nach  dem  ganzen  Charakter  der  Lex  Longob.  eine 


'*)  Aach  ergiebt  sich  die  Existenz  der  Minderehe  im  frankenreicb  aus 
der  in  der  vorigen  Note  angeführten  UIobbo  zu  L.  Sal.  Da  Wiederholungen  oder 
Unklarheiten  sonst  unvermeidbar  wären,  habe  ich  die  Besprechung  des  be- 
treffenden Titels,  den  wir  aus  den  verschiedenen  Kecensionen  uns  erst  recon- 
struiren  müssen,  als  Anhang  (S.  24  u.  25)  gegeben. 

**)  Rotbari  c.  154,  158,  159,  KK),  171,  Orimuald  o.  5. 

■')  Rothari  c.  3S2  et  si  aliquis  de  sacramcntalis  mortuus  fuerit,  potestatem 
habeat  ille,  qui  pulsat,  in  locum  mortui  alium  similem  nominare  de  proximüs 
legitimus  aut  de  natös  (—de  naturalibus  wie  Handschrift  6 hat)  LL.  IV.  p.  H4. 

“)  Rothari  160,  161. 

'’)  Rot.  222  u.  Liutpr.  106.  — Zu  wesentlich  andern  Resultaten  kommt 
Dargun  in  seiner  oben  (n.  3)  angeführten  Schrift  (8.  29  32).  Wenn  auch  als 
unzweifelhaft  festgestellt  zugegeben  werden  kanu,  dass  auch  bei  den  germanischen 
wie  bei  so  vielen  andern  Völkern  das  Mutterrecht  den  Ausgangspunkt  allen 
Familienrechts  bildete,  so  scheinen  mir  doch  viele  Betrachtungen,  die  I).  unter 
diesem  Oesichtspunkt  anstellt,  nicht  das  Richtige  getroffen  zu  haben.  In  den 
Volksrechten  und  spcciell  im  Longob.  Recht  ist  der  Satz,  dass  der  Stand  der 
Kinder  sich  nach  dem  Stand  der  Mutter  richtet,  doch  nicht  so  verbreitet,  wie 
D.  meint.  Wo  dieser  Kechtssatz  gilt,  verdankt  er  aber  seine  Geltung  nicht 
sowohl  noch  aus  der  Zeit  des  Mutterrechts  stammenden  Anschauungen,  als  viel- 
mehr nur  dem  Eigenthumsrecht  des  Herrn  der  unfreien  Mutter.  Gerade  an 
den  Stellen  der  L.  Long.,  die  D.  für  die  allgemeine  Nachfolge  in  den  Stand 
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Rec«ption  (lei<  römischen  Concubinats  in  demselben  nicht  anzu- 
nehmen ist,  haben  wir  hier  also  die  Existenz  der  Kebsehe  zu 
constatiren. 

Verwandte  Grundsätze  treten  uns  auch  in  einer  Bestimmung 
der  vor  kurzem  von  Gaudenzi  edierten,  •)  von  Zeumer  im  Neuen 
Archiv  besprochenen,  *’)  westgotischen  Rechtsquelle  entgegen.  Hier 
werden  ausdrücklich  als  naturales  filii  die  von  einer  ancilla  ihrem 
Herrn  geborenen  Kinder,  sowie  die  von  einer  ingenua  absconse  nati 
bezeichnet.  Unter  den  letzteren  haben  wir,  wie  aus  c 18,  das  von 
einer  absconse  d.  h.  ohne  Zeugen  oder  sonstige  Beweissicherung 
geschehenen  Verleihung  handelt,  hervorgeht,  die  aus  einer  ebenso  ge- 
schlossenen ®-)  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  zu  verstehen.  Das 
Verhältniss  der  Eltern  in  solchem  Falle  wird  in  unsrer  Rechtsquelle 
mit  dem  der  „Kebsehe“  entsprechenden  lateinischen  Ausdruck  con- 
cubinatus  bezeichnet;  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  kann  es 
zur  Vollehe  werden.  Ebenso  wird  auch  im  altnordischen  Recht 
unter  den  unehelichen  Kindern  der  hornungr,  der  Sohn  eines  Weibes, 
mit  welchem  der  Kindsvater  in  einer  dauernden  offenkundigen  Ver- 
bindung lebte,  ohne  doch  mit  demselben  verheirathet  zu  sein,  von 
dem  hrisungr,  dem  Sohn  eines  freien  Weibes,  welcher  mit  diesem 
heimlich  gezeugt  war,  unterschieden.  '*) 

/ff)  In  der  Formel  Gart.  Senon  append.  1 (Roz.  130)  setzt  ein 
Vater  seine  Kinder  zu  Erben  ein,  weil  die  als  conjugium  bezeichnete 
Geschlechtsverbindung,  aus  der  sie  stammen,  in  Folge  unterlassener 


der  Hutter  aufiiljrt,  Rot.  217,  231,  l.ö6,  Liut.  12ti,  iet  immer  nur  von  Verhält- 
nissen mit  fremden  Unfreien  die  Rede.  (Dies  gilt  auch  von  Rot.  219,  da  der 
Aldio  nur  beschränkt  vermugensfahig,  die  ihm  überlassene  serva  auch  serva 
seines  Herrn  ist.)  Dass  hingegen  die  Kinder  aus  der  Ueschlechtsverbindung 
eines  Freien  mit  seiner  eigenen  Sklavin  in  vielen  Fällen — nämlich  wenn  die 
Sklavin  <|oasi  uxur,  in  der  Stellung  eines  Kebsweibes  war  (Rot.  222,  Liut.  106) 
— zu  den  Freien  gehörten,  folgt  aus  demsuam  libertatem  von  Liut.  66.  Hegen 
die  Ansicht,  dass  das  Muttcrrecht  bei  den  Germanen  noch  in  historischer  Zeit 
geherrscht,  hat  sich  auch  neuerdings  Brunner  D.  R.  G.  I S.  80  ausgesprochen. 

•)  Uaudenzi,  Un  antica  compilazione  di  diritto  Romano  e Visigotho,  Bologna 
18.«6,  p 202  c 8,  9. 

■>)  XU  1887  S.  ;i92  ff. 

s)  )Ian  denke  daran,  dass  öffentliche  Beschreitung  des  Ehebettes  in  älterer 
Zeit  oft  gesetzliche  Bedingung  der  echten  Ehe  oder  wenigstens  bei  ihr  her- 
kömmliob  war,  cf.  Weinhuld,  Die  deutschen  Frauen  im  Mittelalter  I8M  S.  268, 
269  und  die  dort  angeführten  Belegstellen. 

■*)  S.  Maurer,  Die  unächte  Geburt  nach  altnordischem  Rechte,  Sitzungs- 
berichte der  Münchener  Akademie  1883,  S.  4 u.  S.  8 ff.,  cf.  die  von  Grimm 
R.  A.  '139  angeführte  Slellc  aus  dem  Jütischen  Gesetz. 
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HunUchatzbeatellung  nicht  als  Vollehe  gelte.  Die  Kinder  Belhet 
werden  liberi  naturalee  genannt.  Auch  hier  wird  also  eine  Minder- 
ehe als  conjugium  bezeichnet.’^) 

y)  Endlich  folgt  das  Bestehen  der  Minderehe  auch  aus  den 
kirchlichen  Quellen,  wenn  wir  sie  genauerer  Betrachtung  unter- 
werfen. Hat  doch  die  Kirche  den  römischen  Concubinat  der  ächten 
Ehe  gleich  behandelt.  Sich  den  bestehenden  weltlichen  Rechtsver- 
hältnissen fügend,  fordert  sie  zur  Ehe  nur  Monogamität  und  Absicht 
lebenslänglichen  Zusanimenbleibens.  Sofern  diese  Erfordernisse  er- 
füllt sind,  behandelt  sie  die  Kebsehe  wie  die  ächte  und  bestraft 
also  auch  den  Bruch  der  ersteren  wie  den  der  Vollehe  mit  Ent- 
ziehung der  Communion.’*)  Erst  ganz  allmählich  ist  die  entgegen- 
gesetzte Ansicht  durchgedrungen,  dass  diese  Verbindungen  der 
Sakramentsnatur  nicht  werth  seien,  und  dass  die  kirchliche  Ehe 
die  Erfordernisse  voraussetzt,  an  welche  das  weltliche  Recht  die 
volle  Erbfähigkeit  der  Ränder  knüpft.  Demgemäss  wird  denn  auch 
seitdem  nur  zwischen  Ehen  und  nichtehelichen  Ueschlechtsverbin- 
dungen  unterschieden,  welch  letztere  zum  Theil  strafbar,  jedenfalls 
aber  normwidrig  sind.  Doch  ging  diese  ganze  Entwicklung  sehr 
langsam  vor  sich.  Während  die  neue  Ansicht  der  Verwerflichkeit 
der  Minderehe  zuerst  in  einem  Briefe  Papst  Leo  1.  im  Jahre  4ö8 
geäussert  wird,*®)  erkennt  noch  die  Synode  von  Mainz  851  *’)  die 
Kebsehe  als  kirchlich  gestattete  Verbindung  an  und  droht  für  ihre 


‘"l  Zeumer  L.  L.  V p.  208.  Die  Formel  enthält  nach  Zeamen  Note  2ger- 
maniaoh-ftänkigehes,  nicht  römisches  Recht.  Scherer  sucht  vergeblich  zu  be- 
weisen, dass  die  Formel  römisches  Recht  enthält;  denn  1.  3 Cod.  Tbcod. 
(3,  7)  sagt  gerade,  dass  die  blossen  Förmlichkeiten,  zu  denen  hier  auch  grade 
die  donationes  sponsalitiae  gezählt  werden,  zur  Begründung  der  Ehe  nicht 
nothioendig  sind.  cf.  für  das  Bestehen  der  Kebsehe  in  noch  weit  späterer  Zeit 
auch  Hincmari  Annales  a.  869,  870  8.  I p.  486. 

‘*)  CoDciliom  Toletanum  1 c.  17 : Si  quis  babens  uxorem  tidelis  concubinam 
habest,  non  oommunicet : cetenim  is,  qui  non  habet  uxorem  et  pro  uxore  con- 
cabinam  habest,  a communione  non  repellatur,  tantum  aut  unius  mulieris  aut 
uxoris  aut  conoubinae,  ut  ei  placuerit,  sit  conjunctione  contentus;  alias  vero 
vivens  abjiciatur,  donec  desinat,  et  per  poenitentiam  revertatur.  Bruns  Canones 
Apost  et  Conc.  (1839)  I p.  206,  Uansi  lU  p.  201. 

*°)  Jaffe-Kaltenbrunner  n.  544. 

*‘)  M.  (4.  L.  L.  I ed.  Pertz.  p.  415  c.  lö  cf.  Poenitentiale  Theodori  bei 
AVasserschleben  p.  148  u.  Conc.  Vermer  c.  13,  welche  zeigen,  wie  die  Kirche  eine 
Zeit  hindurch  Verbindungen  von  Freien  mit  ihren  Sklavinnen  bald  einfach  ver> 
bietet,  bald  eie  als  ächte  Ehen  behandelt  und  deshalb  unlösbar  sein  lässt.  Cf. 
anch  unten  Teil  III. 
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Verletzung  mit  der  gleichen  Strafe,  welche  auf  die  Verletzung  der 
Vollehe  gesetzt  wird. 

b)  Wie  die  Geschlechtsverbindung  zwischen  Freien  und  Unlreien, 
so  erscheinen  auch  die  zwischen  zwei  Unfreien  unter  gewissen 
Voraussetzungen  als  Ehen.  Hier  zeigt  sich  eine  bedeutsame  Ver- 
schiedenheit  des  deutschen  vom  römischen  Hecht.  Während  dieses 
die  Ehen  unter  Sklaven  nur  als  contubernia  bezeichnet, werden 
sie  in  den  deutschen  Rechten  mit  Ausnahme  der  ja  unter  stärkstem 
römisch-rechtlichem  Einfluss  stehenden  lex  Visig.  conjugia  und  ma- 
trimonia  genannt-^)  und  das  bairische  Recht  unterscheidet  sogar 
ausdrücklich  die  ancilla  maritata  von  der  ancilla  virgo^*)  wie  auch 
die  Formeln  und  Urkunden  sehr  oft  von  einer  serva,  ancilla,  colona 
uxor  reden.*®)  Im  römischen  Recht  konnte  an  der  Sklavin  weder 
adulterium  noch  stuprum  begangen  werden  und  die  Schwächung 
derselben  wird  mit  der  actio  legis  Aquiliae,**)  also  blos  als  Ver- 
brechen gegen  das  Eigenthum  verfolgt.  Hingegen  bildet  die 
Schwächung  der  Sklavin  bei  den  Germanen  ein  eigenes  Verbrechen, 
das  in  den  meisten  Volksrechten  im  Zusammenhang  mit  der 
Schwächung  freier  Jungfrauen  verboten  wird.*’)  Demnach  hatten 
im  deutschen  Recht  der  von  uns  betrachteten  Zeit  die  Verbindungen 
der  Sklaven  schon  weit  mehr  Ehecharakter  als  im  römischen  Recht. 
Wohl  war  im  ältesten  germanischen  Recht,  wie  es  für  das  longo- 
bardische  noch  aus  der  Anfangszeit  der  Regierung  König  Liut- 
prand’s  bezeugt  ist,  das  Ehebett  oder  Sklavin  nicht  gegen  ihren 
eigenen  Herrn  geschützt.*®)  Wohl  konnte  auch  im  germanischen 


”)  Paul.  Seat.  II  19  § 3,  L.  23  Cod.  lust  IX,  9. 

*’)  Andegav.  45  (Koz.  .‘199)  und  sonst  sehr  oft  in  den  Formeln,  Lex  Sal. 
XXV.  5 in  Hessels  Cod.  2,  3 und  den  entsprechenden,  abgesehen  von  Cod.  1, 
Zachariae  Papae  ad  lionifat.  epistula  a.  74.Ö  Jaffe-Kaltenbrunner  n.  22li : ut  in  ver- 
tente  anno  ab  unoquoque  coniugio  servorum  duodecim  denaria  solvantur. 

*‘)  Lex.  Bajuv.  Text  I tit.  VIII  c.  12,  13  M.  G.  L.  L.  III  p.  299. 

*’)  z.  B.  Testam.  Bertranni  Pardessus  Diplo.  I n.  19S  p.  212:  Hos  et  bas 
liberos  liberasve  esse  iubeo.  Lebegiselum  cum  uxore  et  filiis,  Chrodosindum 
cum  uxore.  cf.  testam.  Äredii  ibid.  I n.  18U,  dipl.  Chrodegangi  ibid.  II  n.  386, 
dipl.  Ansbaldi  ibid.  II  n.  483:  com  octo  mancipiis  et  oxoribus  et  infantibus 
eorum.  Wartmann.  Urkundenbach  d.  Abtei  St.  Gallen  No.  3 : de  colonis  meis 
£.  cum  uxore  sua,  ibid.  No.  G:  cum  servis  et  ancillis  ic  nomina  eorum:  G . . . . 
cum  oxorera  suam.  Polypt.  Irmin  I,2:Walateus  colonus  et  uxor  eius,  ibid. 
I,  3.  5,  6,  13  und  sonst  unzählige  Male. 

’*)  L.  G pr.  Dig.  ad  leg.  Jul.  de  adult.  (48,5),  1.  23,  1.  24  Cod.  eod.  (9,9). 

•’)  So  besond.  in  L.  Sal.  tit.  XIII  u.  XV. 

*')  L.  Long.  Liutpr.  c.  6G.  ff.  cf.  Jastrow  a.  a.  0.  S.  32  n.  26. 
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Recht  der  Herr  die  Ehen  seiner  Sklaven  jederzeit  durch  Verkauf 
des  einen  Ehegatten  factisch  auflösen.'"')  Das  eigene  Interesse  des 
Herrn  gewährte  aber  dagegen  in  Folge  der  ökonomischen  Verhält- 
nisse der  meisten  Unfreien  wohl  einigermassen  Schutz.  Der  bei 
weitem  grösste  Theil  der  Sklaven,  alle  Hörigen  und  die  meisten 
Leibeigenen,  war  ja  auf  dem  Lande  angcsiedelt,  wo  jede  Familie 
ein  Grundstück  gegen  Abgaben  an  den  Herrenhof  selbständig  be- 
stellte.*®) Eis  war  nun  natürlich  für  den  Eigenthümer  meist  weit 
vortheilhaftcr,  von  dem  angesiedelten  Ehepaar  die  Renten  weiter 
zu  beziehen  oder  auch,  es  sammt  dem  Lande,  das  ihm  zur  Be- 
bauung übergeben  war,  zu  verkaufen  als  das  Grundstück  und  die 
Glieder  der  dort  angesiedelten  Familie  einzeln  zu  veräussern.  Nur 
gehörte  zur  wirklichen  Entstehung  einer  Sklavenohe  auch  die  Zu- 
stimmung des  Herrn,  welche  wohl  durch  besondere  Abgabe  erkauft 
werden  musste,*')  falls  dem  Sklaven  eigenes  Vermögen  gestattet 
war.  Diese  Einwilligung  wurde  auch  äusserlich  durch  eine  sym- 
bolische Handlung,  die  herkömmliche  Uebergabe  der  Braut  an  den 
Bräutigam  (legitima  traditio)**),  gekennzeichnet.  Der  Herr  ver- 
pflichtete sich  durch  diese  Cerenionie,  wenn  auch  zunächst  nur 
moralisch,  nicht  juristisch,  von  dem  ihm  zustehenden  Recht  des  ge- 
sonderten Verkaufs  der  beiden  Ehegatten  keinen  Gebrauch  zu 
machen.  Die  Kirche  trug  demgemäss  auch  kein  Bedenken,  den 
Ehen  der  Unfreien  dieselbe  Sakramentnatur  zuzusprechen  wie  den 
zwischen  freien  Personen  abgeschlossenen,  nur  fordert  sie  zur  vollen 
Gültigkeit  die  oben  erwähnte  gesetzmässige  Uebergabe  der  Braut,“*) 
also  dadurch  mittelbar  auch  die  Einwilligung  des  Herrn.  Ohne 
diese  Einwilligung  eingegangene  Verbindungen  sollen  sogar  durch 
Excommunication  bestraft  werden.  Wie  die  Kirche  aber  die  von 

••)  Dasselbe  gilt  im  römischen  Recht.  Die  von  üueranl  p.  31)5  n.  9 ange- 
führte L.  un.  Cod.  Theod.  de  comm.  div.  (II,  25)  = 1.  11  Cod.  Just  coinm.  utr. 
iud.  (111,  38),  ans  welcher  er  das  Gegentheil  schliessen  will,  „bezieht  sich  nur 
auf  die  mit  einem  Grundstück  verbundenen,  zum  Golonat  bestimmten  Sklaven."“ 
Puchta  Cursus  der  Institutionen  (1881)  Bd.  II  § 212  Note  i.  Die  Constitution 
Valentinians  u.  Gratians  (Cod.  Just.  XI  -18, V),  die  aus  fiscalischen  Rücksichten 
Verkauf  der  in  die  Grundsteuerlisten  eingetragenen  Sklaven  verbot,  war  in  dem 
Codex  Theod.  nicht  aufgenommen,  galt  also  nicht  in  Gallien. 

*")  Tacitus  Germ.  c.  25  cf.  Waitz  V.  G.  1 162,  II  223. 

*')  Dp.  Zachar.  papae  ad  Bonif.  (cf.  oben  n.  23)  cf.  Grimm  R.  A.  S.  379. 

“’)  Conc.  Aurel.  IV  a.  541  c.  24  Jlansi  IX  p.  117,  Bruns  II  p.  205:  tjuac- 
eumque  mancipia  sub  spccie  coniugii  adecclesiae  septa  confugerint,  ut  per  hoc 
credant  posse  tieri  couiugium,  minime  iis  licentia  tribualur  nec  talis  coniunctio 
a clericis  defensetur,  quia  probatum  cst,  ut  sine  legitima  traditiuue  couiuncti 
pro  religionis  ordine  Statute  tempore  ab  ecclesiae  communionc  suspeudantur. 
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ihr  als  vollgiltig  angesehenen  Ehen  gegen  die  Trennung  durch 
Einzelverkiiuf  der  (ratten  durch  geistliche  V^erordnungen  und  durch 
Beeinflussung  der  weltlichen  Gesetze  zu  schützen  suchte,  soll  sic 
hier  nicht  näher  erörtert  werden.  Nur  genüge  es  ausdrücklich  an 
diese  Bestrebungen**)  der  Kirche  zu  erinnern,  um  besonders  der 
Ansicht  Scherer’s  entgegenzutreten,  dass  die  Ehen  der  Unfreien 
mangelnder  Willensfähigkeit  der  Nupturienten  wegen  als  Concubi- 
nate  angesehen  sind.  In  allen  weltlichen  wie  kirchlichen  Quellen 
des  Mittelalters  Anden  wir,  wie  oben  gesagt,  die  Ehen  der  Sklaven 
als  coniugium  und  matrinionium  bezeichnet.  Wo  nach  Scherer**)  in 
Folge  der  „mangelnden  Willensfähigkeit  der  beiden  Nupturienten 
vom  Concubinat“  die  Rede  ist,  nämlich  in  c.  7 der  Synode  von 
Verberie,  handelt  es  sich  um  die  Ehe  eines  den  höheren  Klassen 
der  Unfreien  angchörenden  Mannes  mit  seiner  eigenen  Magd.  Diese 
V^erbindung  mag  allerdings  nur  so  lange  und  insoweit  kirchlicher- 
seits  als  Ehe  angesehen  worden  sein,  als  die  Kirche  auch  den  im 
weltlichen  Recht  als  Minderehen  erscheinenden  Verbindungen  eines 
Freien  mit  seiner  eigenen  Unfreien  Sakramentenatur  zusprach.  Etwa 
seit  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  betrachtete  man  eben  öfters  die 
Standcsgleichheit  der  Nupturienten,  weil  im  weltlichen  Recht  zur 
vollen  Erbfähigkeit  der  Kinder  erforderlich,  im  geistlichen  Recht  als  zur 
Sakramentsnatur  der  Ehe  nothwendig.**)  Dasselbe  Stadium  des 
Schwankens  in  den  kirchlichen  Anschauungen,  welches  sich  in  den 
vielfachen  und  von  einander  abweichenden  Bestimmungen  über  Ver- 
bindungen von  Fl  eien  mit  ihren  eigenen  Unfreien  zeigt,  muss  dem- 
nach auch  in  Betreff  der  Ehen  eines  Unfreien  mit  seiner  eigenen 
Sklavin  obgewaltet  haben.  Eben  dies  Verhältniss  wird  in  dem  von 


«)  S.  unten  S.  2ti— 2H. 

“)  S.  6.  „Nicht  allen  Ehen  eigneten  dieaelben  Kcchtafolgen  und,  wenn 
gewisse  Voraussetzungen  einer  Ehe  mangelten,  lag  ebeu  keine  Ehe  vor.  Eine 
solche  Voraussetzung  war  nach  germanischem  Recht  die  volle  Freiheit  der 
Contrahenten  So  spricht  die  Synode  von  Verberie  757  c.  7 tM.  O.  L.  I.  22 
vom  Concubinat  zwischen  Sklaven.“  Ebenso  falsch  ist  die  Bemerkung  Refele's 
Concilien  III  S.  ,t3H  note:  „Die  Ehen  der  Sklaven  heissen  Concubinate.“  Lautet 
doch  der  erwähnte  Canon  7 (M.  0.  LL.  I ed.  Pertz  22  “ M.  ti.  Capitul.  1 ed 
Boret  p.  40).  Si  servus  suam  ancillam  concubinam  habuerit,  si  ita  placet,  potest 
illa  dimissa,  comparem  suam,  ancillam  domini  sui,  accipere;  sed  melius  est 
suam  ancillam  tenere. 

“)  Im  neunten  Jahrhundert  finden  wir  dagegen  unter  der  vom  Kloster 
St.  Denis  abhängigen  Bevölkerung  zahlreiche  Ehen  von  Personen  verschiedenen 
Standes.  I.  d.  K.  gehört  aber  die  Frau  einer  höheren  Standesklasse  an  als  der 
Mann  (Cruerard  Polyptichum  Irminon.  I.  p.  J91  u.  969),  war  also  jedenfalls  nicht 
die  eigene  Unfreie  ihres  unfreien  Gatten  gewesen. 
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Scherer  angeführten  Canon  Concubinat  genannt  und  dem  Manne 
erlaubt,  seine  bisherige  Frau  zu  entlassen  und  statt  derselben  eine 
von  seinem  Herrn  direct  abhängige  Sklavin  zu  heirathen.  Nie  aber 
werden  die  Ehen  gleichgestellter  Unfreien  als  Concubinate  bezeiehnet. 
Sie  stehen  vielmehr  bis  auf  das  von  der  Kirche  bekämpfte  Trennungs- 
recht der  Herren  so  sehr  den  Ehen  Freier  gleich,  dass  wir  sie  so- 
gar zu  den  Vollchen  zählen  dürfen.  Vollehen  konnten  auch,  wie 
wir  weiter  unten  noch  sehen  werden,  ausnahmsweise  zwischen  einem 
Freien  und  einer  fremden  Unfreien  geschlossen  werden,  sofern  nämlich 
im  ersten  Falle  der  Herr,  im  zweiten  die  Verwandten  der  Frau 
zustimmten. 
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Zweiter  Theil. 


Fassen  wir  unsere  bisherigen  Betrachtungen  zusammen,  so 
können  wir  nun  behufs  Feststellung  des  Standes  der  Kinder  folgende 
Arten  von  Qeschlechtsverbindungcn  unterscheiden : 

1)  Strafbare: 

a)  Entführungen  einer  Freien  durch  einen  Sklaven, 

b)  Verbindungen  einer  Freien  mit  ihrem  eigenen  Sklaven, 

c)  Verbindungen  eines  Freien  mit  einer  fremden  Sklavin 
gegen  den  Willen  ihres  Herrn, 

d)  Aussereheliche  Verbindungen  von  Clerikern,  auch  mit 
eigenen  Sklavinnen. 

2)  Kechtlich  indifferente  Verbindungen,  namentlich  vorüber- 
gehende eines  Laien  mit  seiner  Sklavin. 

3)  Minderehen,  besonders  von  freien  Männern  mit  ihren  Skla- 
vinnen und  von  Hörigen  mit  ihren  eigenen  Mägden. 

4)  Vollehen;  sie  können  eingegangeu  werden: 

a)  zwischen  zwei  freien  Personen, 

b)  zwischen  zwei  unfreien  Personen, 

c)  zwischen  einer  freien  und  einer  fremden  unfreien  Person. 

1)  Fragen  wir  nun,  welcher  Standesklasse  die  aus  strafbaren 

Verbindungen  hervorgegangenen  Kinder  angehörten,  so  finden  wir 
darüber  in  den  Quellen  nicht  genügende  Auskunft.  Der  in  einigen 
Texten  der  L.  Sal.  enthaltene  Titel,  nach  dem  Kinder  aus  Ver- 
wandtenehen nicht  erben  und  infam  sein  sollen,  spricht  nicht  von 
Freiheit  und  Unfreiheit.  Zudem  ist  dieser  Titel  der  Interpretatio 
des  Codex  Theodosianus  entnommen®’)  und  im  fränkischen  Recht 
kaum  jemals  auf  alle  verbotenen  Ehen  ausgedehnt.  Bemerkens- 
werther  ist  ein  Canon  des  9.  Concils  von  Toledo®*),  nach  welchem 
alle  Kinder  von  Clerikern,  gleichviel  ob  die  Mutter  frei  oder  unfrei, 

**)  .Sal.  XIII  11  im  Cod.  6 und  5,  XVI  12  im  Cod.  10  und  XIV  IG  in 
Lex  Emend.  (bii  Hessel»;  bei  Behrend  XIII  Zus.  2). 

•’)  Interpr.  Cod.  Thood.  III  12  c,  3. 

**)  Conc.  Tolet.  IX  c.  10  (Bruns  I p.  2Ö0,  Mansi  p.  29). 
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Sklaven  derjenigen  Kirchen  werden  sollten,  an  welcher  der  Vater 
angestcllt  war.  Dieser  Canon  ist  nämlich  auch  in  die  im  fränkischen 
Reich  geltenden  Sammlungen  kirchlicher  Normen  aufgenommen 
worden."*)  Meist  wird  inan  sich  der  Kinder  aus  solch  verbotenen 
Verbindungen  wohl  durch  Aussetzung  entäussert  haben,  wie  uns 
die  Häufigkeit  des  Vorkommens  der  Aussetzung  und  ein  in  der 
Vita  Goaris  c.  20  erzähltes  Beispiel  zeigen.*") 

2)  Bei  vorübergehenden  Verbindungen  eines  Freien  mit  seiner 
Sklavin  folgen  die  Kinder  dem  Stande  der  Mutter.  Dies  folgt  aus 
der  uns  in  der  Formel  Senon  42*')  überlieferten  Nothwendigkeit 
der  Freilassung  eines  aus  solcher  Verbindung  hervorgegangenen 
Mädchens. 

8)  Die  aus  der  Minderehe  eines  Freien  mit  seiner  Sklavin 
stammenden  Kinder  waren  im  longobardischen  Recht  jedenfalls 
frei,  da  sie,  wie  wir  gesehen.  Rechte  und  Pflichten  hatten,  die  nur 
Freien  zustchen  konnten.  Dafür,  dass  bei  den  Franken  das  Gleiche 
gegolten,  spricht  auch  wohl  der  Umstand,  dass  die  von  Kebsweibern 
geborenen  Söhne  der  merowingischen  Könige  mitunter  zwar  ihr 
Erbrecht,  nie  aber  ihre  Freiheit  angcfochten  sehen.**) 

4)  Eine  Vollehe  konnte  nach  dem  früher  erörterten  ausser 
zwischen  Freien  auch  zwischen  zwei  Unfreien  geschlossen  werden. 
Ausnahmsweise  finden  wir  aber  auch  eine  Vollehe  zwischen  einer 
freien  und  unfreien  Person.  Wie  die  Ehe  zwischen  zwei  Unfreien 
nur  mit  Zustimmung  des  oder  der  Herren  geschlossen  werden  konnte, 
so  war  auch  zur  Ehe  einer  freien  mit  einer  unfreien  Person  die 
Einwilligung  des  Eigenthümers  des  unfreien  Ehegatten  nothwendig. 
Dabei  durfte  jedoch  der  freie  Ehegatte  nicht  der  Eigenthümer  des 
unfreien  Gattenthcils  sein;  denn  solche  Verbindung  wäre  ja,  je 
nachdem  der  Mann  oder  die  Frau  frei  war,  eine  Min  der  ehe  oder 
eines  der  am  härtesten  bestraften  Verbrechen  gewesen.  Wollte  ein 


Jvon.  Decret.  VI  42.i,  Collectio  triam  Partium  II  40,  4.  (siehe  Fried- 
berg,  Corp.  lur.  Can.  p.  761  Note  24.) 

*")  Habillon  Acta  S.  Ordinis  ßened.  saec.  II  p.  278. 

*’)  Ed.  Zeumer  p.  204  (Koz.  100)  „non  est  incognitum quod  ego 

in  ancilla  mea  tibi  generavi  et  postca  ante  domno  illo  rege  ....  tibi  ingenua 
deinissi. 

“)  Gregor.  Turon.  flist.  V 20  cf.  Waitz  V.  G.  II  185.  der  aber  Unrecht 
hat,  wenn  er  meint,  dass  die  Erbfähigkeit  der  Königssöhne  in  Gregor  und 
Columban  (Jonas  Vita  Coiumbani  o.  .31)  deshalb  angezweifelt  wurde,  weil  ihre 
Mütter  nicht  Königstöchter  seien;  nur  der  unfreie  Stand  derselben  erregte 
Bedenken. 
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Freier  mit  seiner  eigenen  Sklavin  eine  Vollehe  eingehen,  so  war 
ihm  in  der  Freilassung  der  Weg  dazu  gegeben.**)  Dementsprechend 
wurde  auch,  wenn  eine  freie  und  eine  einem  Andern  gehörende 
unfreie  Person  einander  zu  heirathen  begehrten,  gewöhnlich  die 
ganze  Frage  durch  Aufhebung  des  Standesuntcrschiedes  der  beiden 
Nupturienten  erledigt.  Mitunter  verlieh  der  Herr  des  oder  der 
Unfreien  demselben,  sei  es  aus  Humanität,  sei  es  für  pekuniäre 
Gegenleistungen  die  Freiheit  **)  Weit  öfter  aber  begab  sich  der 
freie  Ehegatte  stdbst  in  die  Knechtschaft  des  Herrn  des  Unfreien.**) 
Dabei  müssen  wir  aber  die  Fälle,  in  denen  der  männliche  und 
diejenigen,  in  denen  der  weibliche  Theil  der  Eheleute  frei  ist,  be- 
sonders betrachten. 

a)  Schon  in  den  ältesten,  vom  römischen  Recht  noch  ganz  un- 
berührten Redactionen  der  lex  Sal.**)  findet  sich  die  Bestimmung, 
dass  die  Freie,  welche  einen  fremden  Sklaven  geheirathet  hat, 
Sklavin  des  Herrn  ihres  Gatten  werden  soll.  Dasselbe  verordnete 
der  zur  Zeit  der  germanischen  Invasion  und  daher  auch  später, 
soweit  römisches  Recht  in  Betracht  kam,  in  Gallien  geltende  Theodo- 
sianische  Codex.*’)  Nach  salischem  Recht  ist  es  dabei  gleich- 
gültig, ob  der  Sklave  den  niederen  oder  höheren  Klassen  der  Un- 
freien angehört,**)  während  nach  römischem  Recht  unterschieden 
wurde,  ob  sich  die  Freie  mit  einem  der  social  höher  als  die  übrigen 
stehenden  Sklaven  des  Fiskus  oder  mit  dem  eines  Privaten  verband. 
Im  ersteren  Falle  blieb  sie  frei.**) 

Im  deutschen  Recht  entzog  sich  ja  die  Frau,  die  einen  fremden 
Sklaven  heirathete,  mochte  er  nun  einem  Könige  oder  einem  Pri- 
vaten gehören,  der  Gewalt  ihres  Vormunds,  da  sie  durch  ihre  Ehe 
in  die  Gewalt  des  Herrn  ihres  Mannes  fiel.  War  die  Ehe  ohne 
Einwilligung  ihres  bisherigen  Gewalthabers  geschlossen,  so  stand 
es  diesem  frei,  sie  als  sein  Eigenthum  von  ihrem  Manne  zurück- 

*’)  Ausdrücklich  verordnet  im  longobardisvhen  ßecht  (Roth.  222  und 
Liut.  106)  und  der  oben  erwähnten  westgotischen  Rechtsaul'zeichnung,  zweifel- 
los auch  im  fiänk.  Recht  geltend. 

“)  Cf.  Einharti  epist.  60  (Jaffe  Biblioth.  IV  p.  4H0),  wo  dieser  einen  Freien 
bittet,  seine  Tochter  einem  Sklaven,  sobald  dessen  Freiheit  erlangt  wäre,  zur 
Frau  zu  geben. 

■**)  Ein  Beispiel  solcher  Selbstverknechtung  Polypt.  Fossatense  bei  (iuerard 
Irin.  Append.  I.  c.  22. 

*•)  L.  Sal.  Xni  9.  XXV  6. 

‘’)  L.  1 Cod.  Th.  ad  sc.  Claudianum  (IV,  11)  cf.  Pauli  Sent.  11  21a. 

‘•)  L.  Sal.  Xm  8. 

♦•)  L.  lU  C.  Th.  ibid.  (IV,  11). 
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zufordern.  Siegte  ihr  Muntwalt  in  dem  sich  so  erhebenden  Rechts- 
streit, 80  wurde  die  Ehe  nicht  nur  aufgelöst,  also  der  Herr  des 
Sklaven  zur  Herausgabe  der  Frau  vcrurtheilt,  sondern  der  Sklave 
biisste  die  Entführung  auch  mit  dem  Tode,  indem  er  hier,  wie  bei 
den  geschlechtlichen  Vergehen  überhaupt,  für  activ  delictsfahig  an- 
gesehen wurde.*®)  Eine  Stelle  des  longobardischen  Rechts  Rothari 
221  — die  hierin  vielleicht  überhaupt  das  älteste  germanische 

Recht  zeigt,  indem  die  Munt  noch  das  selbständige  Handeln  der 
weiblichen  Familienmitglieder  ausschliesst  **)  — lässt  diese  Bestrafung 
des  Sklaven  stets  eintreten,  ebenso  wenn  die  Frau  demselben  frei- 
willig gefolgt  ist,  wie  wenn  er  sie  gewaltsam  entführt  hat. 

Wesentlich  andere  Anschauungen  herrschen  schon  in  den  er- 
wähnten Bestimmungen  der  Lex  Salica.  Hier  wird  bereits  die  von 
einer  Freien  mit  einem  fremden  Sklaven  geschlossene  Ehe  aufrecht 
erhalten.  Allerdings  widersprach  es  dem  Volksbewusstsein  noch 
immer  so  sehr,  anzunehmen,  dass  die  Frau  freiwillig  dem  Sklaven 
gefolgt  sei,  dass  vielmehr  gewaltsame  Entführung  präsumirt  wurde.*®) 
Gelingt  der  Nachweis  der  Unrichtigkeit  dieser  Präsumtion,  so  wird 
der  vindicirende  frühere  Muntwalt  zurückgewiesen  und  die  Ehe  auf- 
recht erhalten ; nur  tritt  die  gewissermassen  bloss  civilrechtliche 
Folge  ein,  dass  die  Frau  in  die  Gewalt  des  Herrn  ihres  Mannes 
fällt,  also  Sklavin  wird.  Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Frau 
entfuhrt  worden , wurde  wenigstens  im  ribuarischen  Recht  in  die 
ausdrückliche  Erklärung  der  Frau  gelegt.**)  Der  Plastik  des  alt- 
deutschen Rechts  entsprechend,  geschah  diese  Erklärung  symbolisch 
und  zwar  lautet  der  die  bctrefTenden  Bestimmungen  enthaltende 
Titel  der  Lex  Ribuaria  58,  18: 

Quod  si  ingenua  Ribuaria  servum  Ribuarium  secuta  fuerit, 
et  parentes  eius  hoc  refragare  voluerint,  offeratur  ei  a rege 
seu  a comite  spata  et  conucla.  Quod  si  spatam  acceperit, 
servum  interüciat.  Si  autem  conucla,  in  servitio  perseverit. 


»»)  Jastrow  S.  15—21. 

°')  Si  servus  liberam  mulierem  aut  puellam  auaus  fuerit  sibi  in  coniugium 
aodare,  animae  auae  incurrat  periculum,  et  illa  qui  aervum  fuerit  conaentiens, 
habeant  parentea  poteatatem  eam  occidendi.  . . . 

■'*)  Heualer  Inatitution.  d.  Deutach.  Privatr.  I S.  105. 

“)  cf.  den  Zuaammenhang  von  Sal.  XIII  7;  Si  puer  regi  . . ingenuam 
femiuam  traxerit  . . , und  XIII,  8:  Si  vero  ingenua  puella  de  illia  auam  volun- 
tatem  aervum  aecuta  fuerit.  Cf.  auch  Lex  Burg.  35,  1 und  2 und  Lex  Pria.  VI, 
1 und  2. 

“)  Lex  Rib.  58,  18,  cf.  auch  die  bei  Zöpfl  R.  A.  II  231  n.  7 citirte 
Stelle  aus  dem  Iglauer  Stadtrecht. 
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In  Bezug  auf  diese  Stelle  begnügte  sich  zwar  einst  Heineccius  **) 
mit  den  Worten;  „Hic  spata  est  gladius;  conucula  vero  vel  giin- 
cliula  eine  Kunkel  oder  Spindel : cetera  satis  clara  videntur.“ 
Seitdem  bat  sich  aber  an  die  genannten  Textworte  eine  grössere 
Litteratur  geknüpft.  Zwar  der  Einfall  Davoud-Oghlou’s,  dass  hier 
die  Entscheidung  durch  ein  Loosurtheil  gefällt  sei,*')  verdient  kaum 
der  Erwähnung  und  wird  auch  allgemein  zurückgewiesen.  Dagegen 
wird  vielfach  darüber  gestritten,  welche  Bedeutung  die  Symbole 
„Schwert  und  Spindel“  an  dieser  Stelle  haben.  Grimm*’)  meint, 
dass  das  Schwert  hier  die  zu  vollziehende  Hinrichtung,  die  Spindel 
das  Leben  in  der  Knechtschaft  bezeichne.  Dagegen  haben  Wacker- 
nagel und  nach  ihm  Jastrow  mit  Recht  betont,  dass  die  Spindel 
hier  wie  gewöhnlich  das  Symbol  des  Ehestandes  der  Frau  sei. 
Jastrow**)  fügt  jedoch  noch  hinzu:  „Auch  Grimm's  Auffassung, 
dass  das  Schwert  hier  die  zu  vollziehende  Hinrichtung  bezeichnen 
soll,  leuchtet  mir  insofern  nicht  ganz  ein,  als  sie  auf  den  Gegensatz 
von  Schwert  und  Kunkel  (wie  in  swertmage  und  kunkelmage 
Grimm  R.-A.  S.  163)  kein  Gewicht  legt.“  Es  bezeichnet  nun  aber 
das  Wählen  des  Schwertes  jedenfalls  garnicht,  dass  die  Frau  „sich 
selbst“  wählt,  wie  Jastrow**)  meint;  eher  schon,  dass  sie  noch 
weiter  in  der  Muntschaft  ihres  väterlichen  Verwandten  (Schwert- 
magen) bleiben  will.  Vor  Allem  aber  scheint  mir  nöthig,  darauf 
hinzu  weisen,  dass  das  Ergreifen  des  Schwertes  hier  zugleich  So- 
lemnität  und  Symbol  ist,  wie  sich  dergleichen  ja  oft  ini  altdeutschen 
Recht  findet.*“)  Efie  Frau  selbst  ersticht  den  Entführer  ganz  im 
Geiste  des  alten  Krimin alprocesses,  in  dem  die  Exekution  des 
richterlichen  Urtheils  in  der  Regel  dem  Verletzten  und  seiner  Sippe 
zufällt.'®) 


**)  Antiquitates  Oermanicas  t II  (1773)  pag.  4 IS. 

**)  Hiatoire  de  la  Legislation  d.  anciens  Qermains  (1845)  I 633  § 4,  cf.  da- 
gegen Gfrörer  Volksrechte  II  54,  55,  Grimm  R.  A.  S.  168.  171.  Sohm  R.  u, 
G.  V.  60,  ZöptI  a.  a.  O.  und  besonders  die  bei  Letzterem  citirte  Parallelstelle 
aus  dem  späterem  Recht 

“’)  Grimm  a.  a.  O.  Jastrow  8.  21  u.  18.  Wackernagel  in  Haupt’s  Zeit- 
schrift für  deutsch.  Alterth.  IX  534. 

**)  .Tastrow  a.  a.  ü. ; „Das  Auffallende  ist  aber,  dass  dieser  Gegensatz“ 
(swertmage  und  kunkelmage)  „hier  geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  wird.  Die 
Kunkel  bedeutet,  dass  sie  den  Kann  wählt,  das  Schwert,  dass  sie  sich  selblst 
wählt.“ 

'•)  Heusler  I 72. 

•“)  cf.  Zöpfl  a.  a.  O.  Sohm  Process  177  ff. 
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So  konnte  denn  eine  Freie  im  salischen  sowohl  wie  ira  ribu- 
arischen  Recht  mit  einem  fremden  Sklaven  eine  Ehe  eingehen,  ohne 
dadurch  anderen  Nachtheil  als  den  des  Freiheitsverlustes  zu  er- 
leiden. Die  Todes-  resp.  Achtstrafe  der  Frau  wegen  der  Ehe  mit 
einem  Unfreien  finden  wir  im  Frankenreich  durchaus  auf  den  Fall 
der  Ehe  mit  einem  ihrer  eigenen  Sklaven  beschränkt.**)  Von  dem 
Freiheitsverlust  blieb  die  Freie,  welche  sich  mit  einem  fremden 
Sklaven  zur  Ehe  verbunden,  nur  dann  bewahrt,  wenn  der  Herr 
des  Unfreien  ausdrücklich  auf  die  Geltendmachung  aller  Rechte  an 
der  Frau  desselben  verzichtete.  Dieser  Verzicht  geschah  nach 
Sitte  der  Zeit  meist  urkundlich  *‘)  in  einer  sogenannten  epistula 
oder  carta  conculcatoria,®*)  de  agnatione“*)  oder  de  ingenuitate,**)  **) 
in  welcher  auch  Uber  den  Stand  der  Kinder  Bestimmungen  ge- 
troffen wurden,  die  meist  in  Zusicherung  der  vollen  Freiheit  be- 
standen. Eis  war  aber  auch  möglich,  dass  nach  gewaltsamer  Ent- 
führung einer  EVeien  ein  schriftliches  Uebereinkommen  zwischen 
der  Frau  und  den  Verwandten  derselben  einerseits  und  dem  Herrn 


“)  Von  solchem  Fall  spricht  auch  die  von  Sohm  G.  V.  60  n.  8 erwähnte 
Stelle  Fredegar  Hist,  epitom.  c.  56.  Dieselbe  handelt  nicht  — wie  man  daraus 
schliessen  müsste,  dass  Sohm  sie  einen  Anwendungsfall  von  Rib.  58,  18  nennt 
und  mit  dem  spateren  „Widerspruchsrecht  der  nächsten  Verwandten  gegen  die 
Ergebung  in  die  Unfreiheit“  in  Verbindung  bringt  — von  der  Heirath  einer 
Freien  mit  einem  fremden  Sklaven. 

••)  Von  den  zahlreich  erhaltenen  Mustern  in  den  Formelsammlungen  ge- 
hören der  Merowingerzeit  an  Andeg.  .59,  Marc.  II  29,  Sen.  6,  Bign.  11. 

•*)  So  Ueberschrift  von  Bign.  11  (Roz.  109)  und  Morb.  18  (Roz.  102) 
Die  Bedeutung  des  Wortes  erhellt  aus  formul.  Merkel.  31  ut  secum  illo  levet 
et  conculcet.  Conculcatoria  kommt  von  concnlcare,  collocare  frz.  coucher.  So 
Roziere  Recueil  p.  131  und  Zeumer  S.  232  n.  1,  obwohl  sich  philologische  Be- 
denken dagegen  geltend  machen  können. 

*<)  So  in  Marc.  II  29  (Roz.  107)  Sen.  6 (Roz.  105).  Dies  bedeutet  einfach 
eine  Urkunde  Uber  die  Nachkommenscliaft.  Dass  agnatio  in  den  Quellen  dieser 
Zeit  vorwiegend  im  Sinne  von  Nachkommenschaft  gebraucht  wird,  s.  Zeumer 
Beerbung  der  Freigelassen,  (in  Forsch,  z.  d.  G.  16)  S.  602. 

“)  So  Lindenbrog  20  (Roz.  108). 

*•)  Nach  Zöpfl  R.  G.  ibid.  n.  13^  und  R.  A.  II.  163  wäre  zu  den  Namen 
dieser  Urkunden  auch  carte  triscabina  zu  rechnen.  So  wird  allerdings  form. 
Lind  20  im  Text  und  von  einer  V'ariante  auch  in  der  Rubrik  bezeichnet.  Es 
bezieht  sich  diese  Bezeichnung  aber  nur  aui'  die  Form  der  Ausstellung,  nicht 
auf  den  Inhalt,  indem  wahrscheinlich  jede  von  3 SchötTen  unterschriebene  Ur- 
kunde so  gennunt  werden  konnte.  So  Roziere  1 p.  1.36  u.  Zöpü  will  die  Be- 
zeichnung in  trivescapina  umdeuten ; sie  heisse  also  „Treusehaftsurkunde“ 
Gegen  die  Erklärung  Roziere's  wendet  er  ein,  dass  mit  den  3 Schöffen  auch 
der  Graf  anwesend  gewesen  und  dass,  wenn  dies  der  Fall,  seine  Anwesenheit 
in  der  Urkunde  erwähnt  sein  müsste.  Es  ist  aber  beides  gleich  unbewiesen. 
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des  V^erführers  andererseits  dahin  getroffen  wurde,  dass  Straflosig- 
keit eintreten,  eine  Ehe  zwischen  der  Entführten  nnd  dem  Unfreien 
begründet  und  jeuer  und  ihren  Nachkommen  die  Freiheit  erhalten 
bleiben  sollen.  (Marc.  II  29.) 

Nach  dem  salbungsreichcn  Stil  der  epistulae  conculcatoriae  ist 
wohl  anzunehmen,  dass  ihre  Verfasser  vorzugsweise  Geistliche  waren. 
Auch  die  in  diesen  Urkunden  z.  B.  in  Marc.  II  29  erwähnten 
amici  vel  boni  homines,  deren  Vermittelung  die  Beilegung  des 
Streites  zu  danken  sei,  sind  wohl  meist  Geistliche  gewesen.  Werden 
doch  in  den  verwandten  Formeln,  welche  die  Beilegung  von  Streitig- 
keiten aus  wider  Willen  des  Muntwalts  geschlossenen  Ehen  zwischen 
Freien  behandeln,  die  Vermittler  sogar  ausdrücklich  mit  den  Worten: 
sacerdotes  vel  boni  homines,*')  sacerdotes  vel  reliquae  inlustres 
personae  '*)  bezeichnet.  Demgemäss  stehen  auch  die  Bestimmungen 
solcher  Sicherungsurkunden  unter  dem  Schutz  der  Kirche.  Wurde 
doch  in  dem  4.  Concil  von  Orleans  ausdrücklich  folgende  Bestimmung 
getroffen : 

„Wenn  Nachkommen  von  Sklaven  durch  die  Erben  des- 
jenigen geknechtet  werden,  der  einst  auf  alle  Rechte  gegen 
die  freien  Ehegatten  dieser  Sklaven  und  ihre  Descendenz 
verzichtet  hat,  so  sollen  sie  trotz  langen  Lebens  in  der 
Knechtschaft  wieder  in  den  von  dem  Verstorbenen  be- 
stimmten Stand  eingesetzt  werden.  Laien,  welche  sich  dieser 
Vorschrift  aus  Gewinnsucht  widersetzen,  sollen  bis  zur 
Besserung  von  der  Kirchengemeinschaft  ausgeschlossen 
sein.**“) 

b)  Der  Freie,  der  eine  fremde  Sklavin  ehelichen  wollte,  konnte 
dies  Ziel  nicht  anders  als  mit  Einwilligung  ihres  Herrn  erreichen. 
Heirath  ohne  Consens  hätte  die  Strafe  für  Schwächung  der  Sklavin 
herbeigefübrt.  Diese  Strafe  wäre  bei  fortgesetzter  Missbilligung 
der  Heirath  seitens  des  Herrn  der  Unfreien  so  oft  erneut  worden, 
bis  ihr  Ehemann  aus  Mangel  an  Vermögen  der  Strafe  der  Acht 
verfallen  wäre.  Die  erforderliche  Einwilligung  des  Herrn  der 
Sklavin  konnte  aber  derjenige,  welchem  die  Mittel,  sie  für  Geld 
zu  erwerben,  fehlten,  nur  durch  Ergebung  in  die  Knechtschaft  er- 
langen. Schon  in  den  ältesten  Texten  der  Salica  wird  daher  geradezu 


•’)  Marc.  U 16,  Tur  16  (Roz.  243,  241). 

«)  Lindenb.  16  (Roz.  242). 

Conc.  Aurel.  IV  a.  341  c.  24  (Bruns  II  psg.  205,  Kansi  IX  p.  117). 

2 
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. . . . ' . ’ ' I 1 , 

verordnet,  jeder  Freie,  der  sich  mit  einer  Unfreien  offen,  d.  h.  zum 
Zwecke  der  Ehe  verbunden,  solle  unmittelbar,  also  auch  ohne  aus- 
drückliche Unterwerfung  der  Knechtschaft  | ihres  Herrn  verfallen 
sein.’®)  Diese  Verordnung  scheint  im  Interesse  der  Aufrecht- 
erhaltung  der  betreffenden  Ehen  ergangen  zu  sein.  Der  Freie,  der 
sich  mit  einer  fremden  Sklavin  zur  Ehe  verbunden,  konnte  nicht 
mehr  wegen  Fortsetzung  des  ehelichen  Verhältnisses  weiteren  Ver- 
mögensstrafen und  der  Acht  verfallen,  allerdings  auch  nicht  hoffen, 
sich  einer  öffentlich  eingegangenen  Verbindung  dui;ch  Qeldbussen 
wieder  zu  entziehen. 

Auffallend  ist,  dass  in  den  uns  überlieferten  Formelsammlungen 
keine  Muster  zu  Urkunden  Vorkommen,  in  welchen  den  epistulae 
conculcatoriae  der  freien  Frauen  entsprechend,  auch  freien  Männern 
bei  Eingehung  von  Ehen  mit  fremden  Sklavinnen  die  Freiheit 
garantirt  wird.  Gfrörer  sucht  dies  aus  psychologischen  Gründen 
zu  erklären.”)  Weit  einfacher  lässt  sich  das  Fehlen  dadurch  be- 
gründen, dass  es  dem  Manne  freistand,  eine  fremde  Sklavin,  welche 
er  zur  Ehe  begehrte,  von  ihrem  bisherigen  Herrn  zu  kaufen  und 
dann  zu  ehelichen,  während  cs  ja  den  freien  Frauen  bei  strenger 
Strafe  verboten  war,  sich  mit  ihren  eigenen  Sklaven  zu  vermählen. 
Eine  freie  Frau  konnte , wenn  sie  einen  fremden  Unfreien  liebte, 
eine  Ehe  mit  ihm  bei  Erhaltung  ihrer  Freiheit  nur  dadurch  er- 
möglichen, dass  sie  sich  von  seinem  Herrn  eine  epistula  conculca- 
toria  verschaffle.  Aus  diesem  Grunde  wurden  solche  Urkunden 
weit  häufiger  für  Frauen  als  für  Männer  entworfen.  Daraus  aber, 
dass  solche  Freiheitsgarantirungsbriefe  für  Männer  in  den  uns  über- 
lieferten Sammlungen  ganz  fehlen,  kann  man  immerhin  mit  Sicher- 
heit nur  soviel  schliessen,  dass  Freiheitsgarantirungsbriefe  für 
Männer  seltener,  nicht  aber  dass  sie  gar  nicht  vorkamen.  So  zog 
in  der  älteren  Zeit,  falls  nicht  ein  besonderer  Verzicht  des  Herrn 
des  unfreien  Ehegatten  vorlag,  jede  Ehe  mit  einem  fremden  Sklaven 
für  den  freien  Gatten  den  Verlust  der  Freiheit  nach  sich.  Dabei 
wurde  zwischen  der  Ehe  mit  einem  Leibeigenen  und  der  Ehe  mit 
einem  Hörigen  nur  der  Unterschied  gemacht,  dass  im  ersten  Falle 
der  freie  Nupturient  leibeigen,  in  letzterem  hörig  wurde.  Die  Ehe 
einer  Hörigen  mit  einer  in  unbeschränkter  Knechtschaft  lebenden 
Person  hatte  wohl  schon  im  älteren  fränkischen  Becht  dem- 
entsprechend zur  Folge,  dass  der  bisher  Hörige  in  volle  Sklaverei 


’“)  Salica  Xm  9,  XXV  5 cf.  p.  24. 
’■)  11  S.  84. 
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veraetzt  wurde.  Freilich  können  wir  dies  nur  aus  späteren’*)  und 
verwandten  Rechtsbestimmungen  schliessen. 

Abgesehen  von  einer  nachher  zu  besprechenden  Bestimmung 
der  Lex  Salica  finden  wir  Milderungen  dieser  aus  der  Ehe  mit 
niedriger  stehenden  Personen  entspringenden  Rechtswirkungen  zu- 
nächst in  dem  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  entstandenen 
Titel  58  der  Lex  Ribuaria.  Derselbe  bildet  den  Haupttheil  eines 
die  meisten  Verhältnisse  der  Königs-  und  Kirchenleute  regelnden 
Gesetzes,  welches  nach  Brunner  wahrscheinlich  auf  König  Dagobert  I 
zurückzufiihren,  also  in  die  Jahre  628  — 639  zu  legen  ist.’*)  Die 
Abweichungen  von  der  gewöhnlichen  Standeserniedrigung  erscheinen 
durchweg  als  Privilegium  der  Königs-  und  Kirchenleute.  Der  Titel  58 
bestimmt  nämlich,  wie  folgt: 

1)  Der  Hörige  der  Kirche,  der  die  Leibeigene  eines  Kbuariers 
heirathet,  soll  nicht  der  Leibeigenschaft  verfallen.’*) 

2)  Der  und  die  Freigeborene,  welche  eine  im  Eigenthum  des 
Königs  oder  der  Kirche  stehende,  gleichviel  ob  hörige  oder  leib- 
eigene Person  heirathen,  behalten  ihren  früheren  Stand.  Nur  muss, 
wer  einen  Mann  oder  eine  Frau,  die  dem  Fiskus  oder  der  Bärche 
Dienste  zu  leisten  hatte,  durch  die  Ehe  dem  Herrn  derselben  ent- 
zog, Letzterem  den  Königsbann  von  60  solidi  zahlen.  Daher  sollen 
aber  die  Kinder,  die  aus  der  Ehe  eines  Freien  mit  einer  den  ge- 
nannten EHassen  der  Unfreien  angehörenden  Person  hervorgehen, 
unfrei  sein.’*) 

Dies  Gesetz  Dagobert's  scheint  jedoch  nur  dasjenige  gesetzlich 
fixirt  zu  haben,  was  schon  früher  in  den  meisten  Jollen  vertrags- 
mässig  geschah.  ' * 

Wenn  nämlich,  wie  wir  früher  gesehen,  die  Kirche  mitunter  volle 
Standesgleichheit  zur  Eingehung  von  Ehen  forderte,  so'  bezog  sich 

I 1 


”)  cf.  Lex  Bib.  58  & 9:  li  aatem  taboUrius  ancillam  regiam  aut  eccleii- 
asticam  ten  ancillam  tabularii  in  matrimoniom  aibi  aoeiatua  fuerit,  ipaum  cum 
ea  aervua  permanent,  cf.  Rotbari  219  und  Burebardi  Wormat.  legea  et  Statut, 
c.  16  (Grimm  Weiathnmer  I S.  805).  ■ ^ i 

'*)  So  Brunner  R.  6.  I 306.  Uayer  (z.  Rntateh.  der  1.  Rib.  1886)  laaat  das 
ganze  Qeaetzbueb  gleichzeitig  und  zwar  um  626  eataanden  sein,  ähnliob  Sobröder 
(R.  O.  8.  296),  der  die  Rntstehungszeit  der  lex  Rib.  ausser  tit  1 — 31  in  die 
Regierungazait  Dagoberts  I verlegt.  Andrer  Meinung  Sohm  in  Einleitung  zur 
Ausgabe  Ribuaria  in  Ij.  L.  V p.  189 — 192  und  Zeitaobr.  f.  Rechtsgeseb.  V S. 
433—643,  dar  das  Königageaetz  auf  Cbildebert  (676— Ö96)  zurüokführte. 

**)  Rib.  58  c.  10:  ai  autem  tabulariua  ancillam  Ribuariam  aooiperit,  non 
ipee,  and  generatio  eins  aerviat. 

ts)  aiboaria  68  c.  11,  12,  13,  14. 
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diese  Forderung  doch  vorzugsweise  auf  die  Ehen  von  Freien  mit 
deren  eigenen  Unfreien.’«)  Bei  letzteren  Ehen  war  ja  die  nach 
kirchliclier  Vorstellung  im  Wesen  der  Ehe  liegende  gleiche  Treu- 
verpflichtung der  Ehegatten,  sowie  die  Unauflöslichkeit  des  V’er- 
hältnisses  gefährdet.  Zwar  bestimmten  die  Bussbücher,”)  dass  die 
Sklavin,  welcher  der  Herr  seine  Gunst  geschenkt,  schon  dadurch 
frei  werde;  doch  gelangte  diese  Bestimmung  wie  so  viele  andre 
Anordnungen  der  geistlichen  Rechtsquellen  zu  keiner  allgemeinen 
Wirksamkeit.  Es  hinderte  vielmehr  rechtlich  den  Herrn  nichts, 
seine  zur  Favoritin  oder  auch  zur  Kebsfrau  erhobene  Sklavin  zu 
verkaufen.  Bei  den  Ehen  zwischen  einer  Freien  und  einer  fremden 
unfreien  Person  gehörte  der  freie  Ehegatte  meist  zu  den  ärmeren 
Klassen  der  Bevölkerung,  schon  deshalb,  weil  er  sonst  Loskauf  des 
unfreien  leicht  hätte  erlangen  können.  Beide  Ehegatten  standen 
also  einander  social  meist  sehr  nahe.  Demnach  hatte  auch  die 
Kirche  keinen  Grund  zur  Abneigung  gegen  diese  Ehen  Freier  mit 
fremden  Unfreien  und  gegen  die  ähnlichen  Ehen  Höriger  mit  fremden 
Leibeigenen.  Vielmehr  suchte  sie  sogar  den,  einer  höheren  Rechts- 
klasse  angehörenden,  Ehegatten  vor  Standesverlust  in  Folge  seiner 
Ehe  zu  bewahren.’*) 

Wir  haben  gesehen,  dass  gerade  Geistliche  meist  die  Vermittler 
in  dem  Rechtsstreit  zwischen  den  Verwandten  einer  Freien,  die  sich 
mit  einem  Unfreien  vermählt  und  dem  Herrn  desselben  bildeten. 
Ebenso  dürfte  die  Kirche  auch  vorzugsweise  einen  friedlichen  Aus- 
gleich herbeizuführen  gesucht  haben,  wenn  sich  Streitigkeiten  aus 
den  Ehen  ihrer  eigenen  Unfreien  zu  entwickeln  drohten.  Dabei 
strebte  sie  zugleich  aber  darnach,  ihren  Hörigen,  welche  Ehen  mit 
fremden  leibeigenen  Sklaven  eingingen,  den  früheren  Stand  zu  be- 
wahren. Durch  w eltliche  und  geistliche  Mittel  mag  sie  auf  den  Herrn 
der  Sklavin  eingewirkt  haben,  dem  Nupturienten  derselben  eine  den 
oben  erwähnten  Epistolae  conculcatoriae  entsprechenden  Urkunde 
auszustellen,  in  welcher  er  ausdrücklich  allen  Rechten  auf  ihn  ent- 
sagte. Dadurch  bewahrte  die  Kirche  nicht  nur  ihren  Hörigen  in 
mütterlicher  Fürsorge  vor  dem  Sturz  aus  der  höchsten  auf  die 
niedrigste  Stufe  der  Unfreiheit.  Sie  erhielt  sich  auch  zugleich 


’*)  cf.  oben  n.  M. 

”)  Pocniteiitiale  Theodori  (ed.  Waeserschleben  p.  217)  cf.  Friedberg,  aus 
deutschen  Busabüchem  Halle  186b  S.  14. 

’•)  cf.  die  Formel  für  eine  von  einem  Abt  aussustellende  epist.  conculc. 
in  Bign.  11  (Hoz.  I(i9)  und  aus  caroliug.  Zeit  die  Briefe  Einbard's  40  und  60 
(JaBe  Bibi.  IV  p.  4t>8  u.  480). 
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seine  Abgaben,  welche  sie  natürlich  verloren  hätte,  wenn  er  von 
dem  Herrn  seiner  leibeigenen  Frau  selbst  als  Leibeigener  in  An- 
spruch genommen  wäre.  Hierin  liegt  auch  wohl  der  Grund,  aus 
dem  sie  nur  die  männlichen,  nicht  aber  die  weiblichen  hörigen 
Personen  vor  dem  Sturze  in  die  Leibeigenschaft  im  Falle  der  Ehe 
mit  einem  Leibeigenem  bewahrte.  Beabsichtigte  aber  einer  der 
Hörigen  der  Kirche  sich  mit  einer  Freigeborenen  ehelich  zu  ver- 
binden, so  waren  die  Bischöfe  oder  Abte  aus  religiösen  Gründen 
zur  Vermeidung  von  weiteren  Zwistigkeiten  nicht  abgeneigt,  auf 
das  Recht  der  Inanspruchnahme  des  freien  Ehegatten  zu  verzichten. 
Konnten  sie  sich  doch  dabei  für  den  Verlust  an  Abgaben  durch 
Geld  entschädigen  lassen  und  sich  das  Eigenthum  an  allen  Kindern 
des  Hörigen  Vorbehalten,  Bei  dem  Einfluss,  welchen  die  Kirche 
auf  die  Staatsleitung  ausübte,  gingen  auch  wohl  die  Verwalter  der 
Fiscalgüter  von  ähnlichen  Grundsätzen  wie  die  der  kirchlichen  aus. 

Alle  diese  Erwägungen,  besonders  aber  die  Verordnung,  dass 
Kirche  und  Fiskus  noch  in  jedem  einzelnen  Falle  für  die  Entziehung 
des  in  Aussicht  stehenden  Gewinns  eines  neuen  Hörigen  durch  6Ü 
sol.  entschädigt  werden  mussten,  sprechen  für  unsere  Anschauung 
von  der  Bedeutung  der  erwähnten  Bestimmungen  des  tit.  58  der 
Rib.  Wir  haben  in  ihnen  nicht  sowohl  auf  ethischen  Rücksichten 
beruhende  gesetzgeberische  Neuerungen  der  Ständeverhältnisse,  als 
vielmehr  einen  gelungenen  Versuch  zu  sehen,  dasjenige,  was  bisher 
in  einzelnen  Fällen  den  Inhalt  eines  Vertrages  von  Vertretern  der 
Kirche  und  des  Staates  mit  Privaten  bildete,  zur  allgemeinen  und 
unabhängig  vom  Willen  der  privaten  Interessenten  geltenden  Rechts- 
regel zu  machen. 

So  konnte  seit  dem  Gesetz  König  Childeberts  in  einigen  Fällen 
eine  freie  mit  einer  fremden  unfreien  Person  eine  Ehe  eingehen, 
ohne  ihre  Freiheit  zu  verlieren,  auch  ohne  dass  vorher  Verträge 
zwischen  dem  Herrn  des  unfreien  und  dem  freien  Nupturienten 
resp.  seiner  Sippe  geschlossen  waren.  Während  früher  der  Stand 
der  Kinder  in  diesen  Verträgen  bestimmt  war,  fiel  es  jetzt  dem 
Gesetze  zu,  für  solche  Fälle  Vorsorge  zu  treffen.  Hier  sollte 
nun  der  Umstand,  dass  der  unfreie  Ehegatte  den  freien  nicht 
mehr  in  die  Sklaverei  zog,  auf  den  Stand  der  Kinder  keinen  Ein- 
fluss haben,  mit  andern  Worten:  dieselben  sollten  unfrei  sein.  Zu- 
gleich war  verordnet  worden,  dass  auch  Kinder  aus  Ehen  zwischen 
Hörigen  und  Leibeigenen  leibeigen  werden  sollten.  Es  galt  also 
hier  der  Rechtssatz,  dass  das  Kind  demjenigen  seiner  Eltern,  welcher 
den  schlechteren  Status  besitze,  folgen  solle;  der  nämliche  Rechts- 
satz,  der  in  derParömie  „das  Kind  folgt  der  ärgern  Hand“  seinen 


Digiiized  by  Google 


Ausdruck  gefunden  hat.  Diese  Parömic  scheint  sogar  an  jener 
Stelle  frei  ins  Lateinische  übersetzt  zu  sein.’*) 

Den  erwähnten  Bestimmungen  des  ribuarischen  Rechts  ent- 
spricht es  auch  einigermassen,  dass  nach  späteren,  aber  noch  der 
Merowingeneit  angehörenden  Texten**)  der  lex  Sal.  einem  Freien 
die  Ehe  mit  einer  bremden  Latin  gegen  eine  Abgabe  von  30  sol. 
erlaubt  wird.*’)  Welchem  Stande  die  Kinder  aus  solcher  Ehe  an- 
gehören sollten,  wird  nicht  gesagt.  Jedoch  können  wir  annehmen, 
dass  im  salischen  Recht  es  den  erwähnten  Bestimmungen  des  ribu- 
arischen entsprechend  ebenfalls  bei  der  früheren  Rechtswirkung 
verblieb,  d.  h.  dass  die  Kinder  so  behandelt  wurden,  als  wenn  ihr 
Vater  wie  früher  durch  die  Ehe  mit  einer  Latin  seine  Freiheit  ver- 
loren hätte.  Sie  gehörten  also  dem  Stande  der  Unfreien  an.  Das 
gleiche  galt  auch,  falls  etwa  in  der  Urkunde,  welche  die  Freiheit 
eines  mit  einer  fremden  Unfreien  sich  verbindenden  Freien  garan- 
tirte,  keine  näheren  Bestimmungen  über  den  Stand  der  Kinder  auf- 
genommen waren.  Dass  sowohl  durch  jenen  aus  gesetzlichen  Qrün- 
den  wie  durch  diesen  aus  Verzicht  des  Interessenten  stammenden 
Ausschluss  der  Vindication  des  freien  Ehegatten  die  Stellung  der 
Kinder  nicht  verbessert  wurde,  sie  vielmehr  nach  wie  vor  unfrei 
waren,  beweisen  uns  zahlreiche  Formeln,  welche  uns  Erhebung, 
Durchführung  und  Ergebnies  von  Freiheitsprozessen  schildern; 
denn  in  ihnen  werden  oft  Personen  schon  wegen  der  Unfreiheit 
eines  Eltemtheils  oder  sogar  eines  Theils  ihrer  Girosseltern  als  unfrei 
in  Anspruch  genommen.**)  Dass  jemand  nur  seiner  väterlichen  oder 
nur  seiner  mütterlichen  unfreien  Ascendenten  wegen  als  Sklave 
reclamirt  werden  kann,  geht  auch  aus  einer  Stelle  der  Extravaganten 
der  Lex  Salica  hervor.  An  jener  Stelle  werden  nämlich  ausdrücklich 


”)  Rib.  Ö8  0 10:  Generatio  eonun  aemper  ad  inferiora  declinentur. 

••)  8obm  R.  u.  O.  V.  41—46,  Waitz  das  alte  Recht  d.  aal.  Fr.  7 — 11. 

*')  L.  Sal.  XIII  10  in  Heaaela  Cod.  6 n.  6 und  in  Rmend.  (Xlll.  lö). 
Eigentlich  handelt  ea  sich  dem  Wortlaut  nach  um  eine  Bestrafung  dieser  Ehe, 
in  der  ja  eine  Verletzung  de«  Eigenthums  des  Herrn  liegt.  Aber  wir  haben 
hier  nur  ein  „in  coniogium  sociare“  nicht  mehr  ein  traxerit,  prisserit  vor  uns 
und  die  Busse  ist  verhältnissmässig  sehr  gering  (Wergeid  derLitin  — 100  soL). 

**)  Smion.  22  (Roz.466):  Repetebat  ei,  qnod  genitor  suos  antgenetrix  sua 
coloni  sui  fuissent.  Sal.  MerkeL  28  (Roz.  481):  Repetebat  adversna  eum,  dum 
diceret.,eo  quod  servua  suus  de  parte  genitoris  esse  deberet.  Lind.  21  (Roi250): 
horainem  . . interpellabat,  dum  diceret,  eo  quod  . . de  ipso  servitio  neglegena 
ad  esse  videretur,  qnod  genitor  suus  vel  genetrix  sua  aut  avus  suus  vel  avia  sua 
fecerint  s.  auch  Senon.  recent.  2 u.  ö (Roa  479  u.  480) 
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Bestimmungen  über  Qualität  und  Zahl  der  Eideshelfer  bezüglich 
solcher  Rechtsstreitigkeiten  getroffen.**) 

Fassen  wir  nun  zum  Schluss  ganz  kurz  die  wichtigsten  Resul- 
tate dieses  letzten  Abschnitts  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dass  im 
fränkischen  Recht: 

1)  Kinder  aus  Ehen  (Minderehen)  eines  Freien  mit  seiner 
Sklavin  frei,  aus  vorübergehender  Verbindung  mit  solchen  unfrei 
werdem 

2)  Ehen  von  Freien  mit  fremden  Sklaven  führen  zur  Ver- 
knechtung des  Freien,  soweit  nicht  der  Herr  des  unfreien  Ehetheils 
hierauf  Verzicht  geleistet;  ebenso  führen  Ehen  von  Hörigen  mit 
fremden  Leibeigenen  zur  Versetzung  in  die  Leibeigenschaft. 

3)  Nachdem  man  in  einzelnen  Fällen  von  der  Verknechtung 
des  freien  Ehegatten  resp.  der  Versetzung  des  Hörigen  in  den 
Stand  der  Leibeigenen  abgegangen,  entwickelte  eich  der  Rechts- 
satz, dass  die  Kinder  der  ärgern  Hand  folgen. 


**)  Behrend  S.  121  c.  2 Mitte:  Et  ai  ex  patema  genealogfia  mallator  . . . 
t|ood  si  vero  ex  matema  progenie  mallatar  . . . Bei  Hesaela  8.  421. 
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Anhang  zum  ersten  und  zweiten  Theil. 


Unsere  Ausführugen  über  das  Bestehen  der  Kebsehe  und  über 
die  rechtliche  Auffassung  der  Ehen  Freier  mit  fremden  Sklavinnen 
vermögen  wir  durch  ein  neues  Argument  zu  bekräftigen,  wenn  wir 
auf  Grundlage  der  Forschungen  Waitz’s  und  Sohm's“‘)  die  Behand- 
lung dieser  Verhältnisse  in  den  verschiedenen  Redactionen  der  Lex 
Sal.  ins  Auge  fassen. 

Den  Fall  der  Ehe  Freier  mit  Sklavinnen  behandeln  von  den 
älteren  Texten  Hess.  Cod.  2,  3,  4 (Pard.  1,  2)  in  tit.  2ö.  Es  ist 
also  anzunehmen,  dass  dasselbe  in  dem  ältesten  Text  der  Fall  ge- 
wesen ist.  Pard.  4 (Hess.  7)  hingegen  spricht  hiervon  in  tit.  13, 
ebenso  Pard.  3 (Hess.  6),  der  letztere  Text  bringt  aber,  wie  auch 
bei  andern  Gelegenheiten,  dieselben  Rechtssätze  doppelt,  einmal  in 
TJebereinstimmung  mit  den  älteren  Texten,  das  andere  Mal  ent- 
sprechend Pard.  4.  Demnach  hat  das  die  Titelfolge  verändernde, 
in  der  letzten  Zeit  des  6.  oder  im  Anfänge  des  7.  Jahrhunderts 
entstandene,  von  Sohm*’)  als  Text  D bezeichnete.  Rechtsbuch  in 
tit.  13  über  die  Ehen  mit  fremden  Unfreien  gehandelt. 

Der  älteste  Text  muss  nun  etwa  wie  derjenige  der  Wolfcn- 
büttler  Handschrift  (Hess.  Cod.  2)  gelautet  haben: 

C.*:  Si  quis  ingenuus  cum  ancillam  alienam  mecatus  fuerit 
et  ei  fuerit  adprobatum,  sol.  XV'culp.  iud. 

C.*:  Si  vero  cum  regi  ancilla  mecatus  fuerit  et  ei  fuerit 
adprobatum,  sol.  XXX  culp.  iud. 

C.“:  Si  quis  ingenuus  cum  ancillam  alienam  publice  se*®*)  iunx- 
erit,  ipsi  cum  eam  in  servitio  cadat. 

Diesem  ältesten  Text  gemäss  stellt  sow^ohl  der  Thatbestand  der 
Schwächung  wie  der  der  Ehelichung  einer  fremden  Sklavin  eine 
Eigenthumsverletzung  dar,  während  zugleich  auch,  da  der  vorher- 

•‘)  WaiU  d.  a.  R.  3-  44  V.  O.  II  Sobm  K uud  U.  V.  41-46 

cf.  auch  JBehreud,  Lex  Sal.  Vorwort,  Hess.  L.  Sal.  lutroduction. 

“)  A.  a.  ü.  41. 

*)  „8e“  können  wir  wohl  aus  Cod.  1 emendieren. 
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gehende  Titel  24  von  der  Verletzung  freier  J ungfrauen  handelt,  bei 
der  Schwächung  der  Sklavin  auch  noch  der  rechtliche  Gesichtspunkt 
des  Sittlichkeitsvergehens  i.  Allg.  in  Betracht  gezogen  werden  kann. 
Dagegen  ist  der  Strafgrund  schwerlich  die  Verletzung  der  eigenen 
Standesehre,**)  da  sonst  auch  Verbindungen  mit  eigenen  Sklavinnen 
unter  Strafen  stehen  müssten.  Auch  enthält  die  Stelle  keinerlei 
Zwang  für  den  Ehemann  zum  Aufgeben  der  Frau  wider  seinen 
Willen;  vielmehr  sollte  die  Ehe  fortbestehen , wenngleich  unter 
Standeeerniedrigung.  Für  diese  Geschlechtsverbindung  vermeiden 
die  vier  ältesten  Texte  den  Ausdruek  „Ehe“  (coniugium)  und 
sprechen  vielmehr  nur  von  einem  publice  se  iungere,  offenbar  weil 
die  Verbindung,  da  der  Mann  die  Sklavin  für  seine  eigene  hielt 
oder  als  solche  auszugeben  suchte,  als  Minderehe  geschlossen  war. 
Coniugium  findet  sich  sonst  schon  in  den  vier  ältesten  Texten  in 
tit.  XIII  10  für  die  Ehen  zwischen  Freien,  in  XXV  9 für  diejenigen 
zwischen  zwei  Sklaven.  Letzterer  Sprachgebrauch  bestätigte  unsere 
S.  7 — 10  aufgestellte  Ansicht  über  die  Vollehenatur  der  Geschlechts- 
verbindungen zwischen  zwei  gleichstehenden  Unfreien. 

Endlich  gibt  auch  Text  D,  da  wo  er  von  den  Verbindungen 
Freier  mit  fremden  Sklavinnen  spricht,  ein  Argument  für  meine 
Behauptungen  in  Betreff  der  mit  den  eigenen  Sklavinnen  einge- 
gangenen Ehen.  Text  D tit.  13  muss  nämlich  entsprechend  Hessel's 
Cod.  7 (Pard.  4)  gelautet  haben;  Si  quis  ingenuus  ancilla  aliena 
priserit  in  coniugio  malb.  bonimo,  ipsi  cum  ca  in  servitio  implicetur. 
Es  liegt  also  wieder  ein  Eheverhiiltniss  mit  einer  fremden  Sklavin 
vor,  die  ihr  Ehemann  für  seine  eigene  hielt.  Das  Verhältniss  wird 
jetzt  coniugium  genannt , aber  die  Glosse  fügt  erläuternd  hinzu 
bonimo,  wofür  sich  in  andern  Handschriften  honemo  findet.  Dies 
honemo  (bonimo)  erklärt  Kern*’)  aus  rein  sprachlichen  Gründen  für 
„Minderehe“  (lower  sort  of  marriage),  eine  Erklärung,  die  wohl  ebenso 
unsere  Ausführungen  unterstützt , wie  von  ihnen  unterstützt  wird. 

"*)  Dies  spricht  Gfrörer  11  -17  direkt  aus  und  last  alle,  die  diesen  Punkt 
berührt,  scheinen  seine  Ansicht  zu  theilen.  Auch  irrt  (Jfrörer,  wenn  er  an- 
nimmt, dass  der  Ausdruck  „in  servitio  permaneat“,  welcher  sich  an  unserer 
Stelle  in  einigen  Handschriften  für  in  servitiura  cadat  findet,  mit  Absicht  ge- 
wählt sei.  „Kr  soll  anzeigen,  dass  derjenige,  welcher  sich  — nach  Ansicht  des 
Gesetzgebers  — auf  solche  Weise  entehrt  hatte,  nie  mehr  freigekauft  werden 
kann.“  Das  widerspräche  durchaus  dem  Sprachgebrauch  der  L.  Sal. 

•’)  Hessels  — Kern  p.  -170  § HO,  nur  nimmt  K.  unrichtiger  'Weise  Kin- 
gehnng  dieser  Ehe  durch  Krauenraub  an.  Wo  davon  die  Hede  ist,  findet  sich 
unsere  Glosse  nicht. 
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Dritter  Theil. 

Als  fast  ausschliessliche  Quelle  sind  wir  in  der  folgenden  Unter- 
suchung auf  die  Capitularien  beschränkt.  Wie  andere  Materien  hat 
aber  auch  die  rechtliche  Behandlung  der  geschlechtlichen  Verbin- 
dungen der  Unfreien  in  der  Karolingischen  Gleset2gebung  keine  ein- 
heitliche Regelung  gefunden.  Es  werden  vielmehr  nur  auf  Anfragen 
der  missi  einzelne  zweifelhafte  Fälle  entschieden,  dann  aber  auch 
mehrfach  specielle  Vorschriften  gegeben ; aus  diesen  Entscheidungen 
und  Verordnungen  müssen  wir  dann  — soweit  möglich  — mit  Zu- 
hilfenahme anderer  Quellen  den  allgemeinen  Gang  der  Rechteent- 
wicklung zu  erforschen  suchen. 

I.  Wenden  wir  uns  zunächst  zu  der  geschlechtlichen  Verbindung 
zweier  Unfreier  untereinander,  wobei  wir  vorerst  von  Fällen  von 
Standesverschiedenheit  innerhalb  des  Unfreienstandes  absehen.  Solche 
Verbindung  wurde  schon  in  der  Merowingischen  Zeit  seitens  der 
Kirche,  sofern  nur  ausser  den  sonstigen  Bedingungen  auch  die  der 
Einwilligung  des  Herrn  erfüllt  war,  als  Vollehe  betrachtet.  Dass 
es  so  war,  würde  schon,  abgesehen  von  der  Unwirksamkeit  des  von 
Scherer  für  die  gegentheiiige  Annahme  versuchten  Beweises,  aus 
der  früher  besprochenen  Benennung  dieser  Verbindungen  in  kirch- 
lichen Schriftstellern,  Urkunden  und  Gesetzen  und  aus  dem  oben 
erwähnten  c.  24  des  Conc.  Aurel.  IV  hervorgehen.*)  Es  folgt  aber 
auch  aus  zwei  Beschlüssen  des  bald  nach  der  Königskrönung  Pippins 
abgehaltenen,  also  noch  der  Merowingischen  Zeit  sehr  nahe  stehen- 
den Concils  von  Vermery  c.  19  u.  20*);  mit  den  andern  Beschlüssen 
des  genannten  Concils  wurden  übrigens  auch  diese  von  Pippine  zu 
Staatsgesetzen  erhoben.  Wichtig  ist  vor  allem  c.  19: 

Si  servus  aut  ancilla  per  venditionis  causam  separat!  fuerint, 
praedicandi  sunt  ut  sic  maneant,  si  eos  reiungere  non 
possumus. 


*)  Siehe  oben  S.  7 ff. 

*)  Cf.  L.  L.  11  (ed.  Boret.)  p 41. 
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Es  zeigt  sich  hier,  abgesehen  von  der  kirchlichenWohlthätigkeit,  welche 
grade  in  solchem  Falle  Wiedervereinigung  der  beiden  unfreien  Ehe- 
gatten zu  erreichen  suchte,  auch  die  volle  Anerkennung  der  Sklaven- 
ehe als  Sakrament.  Nur  von  dieser  Anschauung  aus  ist  es  ja  zu 
verstehen,  dass  die  durch  Verkauf  getrennten  unfreien  Ehegatten 
vor  Eingehung  einer  neuen  Ehe  gewarnt  werden.  I^ach  c.  20*) 
derselben  Synode  soll  der  Freigelassene,  der  als  Sklave  mit  einer 
Unfreien  in  der  Ehe  gelebt,  nach  seiner  Freilassung  aber  eine  Freie 
geheirathet,  die  zweite  Frau  entlassen ; denn  die  einmal  gültige  Ehe 
mit  der  ersten  kann  ja  nur  'durch  den  Tod,  nicht  aber  durch 
Standesveränderung  eines  Gatten  gelöst  werden.  Die  Anerkennung 
der  Sklavenehe  seitens  der  Kirche*)  zeigt  sich  auch  in  c 16  der 
Synode  zu  Vernum: 

„Ut  omnes  homines  laici  publicas  nuptias  faciant  tarn  no- 
biles  quam  ignobiles“.  (ed.  Boret.  p 36.) 

Es  ist  jedenfalls  gar  kein  Grund  vorhanden,  hier  unter  den  igno- 
biles  nicht  oder  wenig  begüterte  Freie  zu  verstehen,  wie  Waitz*) 
will.  Nur  kann  man  andrerseits  diesen  Beschluss  schwerlich  mit 
Gfrörer*)  als  deshalb  von  der  Kirche  gefasst  ansehen,  um  die  echte 
Ehequalität  der  Sklavenehe  zu  documenüren  und  die  Herren  an  der 
Auflösung  der  Ehen  ihrer  Unfreien  durch  gesonderten  Verkauf  eines 
Gatten  zu  hindern.  Ersteres  war  nicht  nöthig,  letzteres  wurde  da- 
durch nicht  erreicht.  Die  Bestimmung  ist  vielmehr  Annahme  und 
Ausführungsverordnung  einer  königlichen  Vorlage,’’)  welche  nur  die 

*)  Ut  ille  cartellarius,  qui  cum  ancilla  manaerit,  cum  eam,  inxta  legem 
libertate  a domino  auo  accepta,  dimiaerit  aliam  accipiena,  poateriorem  dimittat 

*)  Sie  geht  doch  auch  aua  dieaen  beiden  Bestimmungen  dea  conc.  Vermer.  in 
'Verbindong  mit  dem  früher  erwähnten  schon  für  die  merowiogische  und  die 
Anfänge  der  karolingischen  Zeit  deutlich  genug  hervor.  Es  liegt  doch  auch 
gar  kein  Orund  vor,  daran  zu  zweifeln,  dass  die  Kirche,  die  den  Sklaven  aller 
andern  Sacramente,  bekanntlich  auch  der  Ordination  (cf.  lex  Rib.  36  c.  5 in 
Cod.  B u.  Sohms  Note  74  io  LL.  V p.  23Ü)  für  fähig  hielt,  ihn  gerade  für  des 
Ehesacramenta  unwürdig  angesehen  hätte.  'Wir  brauchen  deshalb  sicher  nicht 
mit  Sohm  Ztachr.  f.  Krchr.  XVn  (1886)  S.  173  die  kirchliche  Anerkennung  der 
Sklavenehe  im  neunten  Jahrh.  damit  in  Verbindung  zu  bringen,  dass  damals 
schon  die  Unfreien  durch  das  Hofrecht  gegen  Willkür  geschützt  gewesen  seien. 

*)  V.  O.  IV  331  N.  1.  Doch  hat  Ölsner  König  Pippin  S.  252  N.  I Recht, 
wenn  er  die  Unterscheidung  zwischen  nobiles  u.  ignohiles  für  mehr  biblischen 
als  fiänkiscben  Sprachgebrauch  entnommen  erklärt. 

•)  n S.  69. 

')  ölsner  hat  a.  a.  0.  S.  468  in  einem  Ezcurse  nachgewiesen,  dass  den 
Beschlüssen  des  Concils  von  Vernum  das  von  Boretins  S.  31  gegebene  Capitn* 
lare  Pippini  Regis  als  Vorlage  gedient  hat,  der  sich  die  Conoilsbeschlüsse  ziem- 
lich genau  anschlossen. 
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Verhinderung  incestuotier  Ehen  im  Auge  hat.*)  Während  die  Kirche 
die  Sklavenehen  so  ganz  als  Vollehen  betrachtete  und  während  die 
kirchliche  Licbesthätigkeit  schon  früh  die  Trennung  zweier  unfreien 
Ehegatten  möglichst  zu  verhüten  suchte,  wurde  doch  erst  813  in 
dem  Concil  von  Chalons“)  dem  Eigenthümer  zweier  vorheiratheten 
Unfreien  kirchenrechtlich  verboten,  ihre  Ehe  durch  gesonderten 
Verkauf  eines  Ehegatten  zu  lösen.  Doch  gilt  dabei  rechtmässiges 
Zustandekommen  dieser  Ehen,  zu  dem  auch  die  Einwilligung  des 
Herrn  gehört,  als  Bedingung.  Eine  verwandte  Bestimmung  findet 
sich  auch  im  über  Papiensis.'®)  Dieselbe  hat  aber  jedenfalls  nicht 
im  weltlichen  Recht  des  eigentlichen  Prankenreichs  Geltung  gehabt 
und  es  ist  sogar  zweifelhaft,")  ob  sie  durch  ein  für  die  Lombardei 
erlassenes  Gesetz  Karls  oder  seines  Sohnes  Pippin  oder  nur  durch 
die  Hinübernahme  der  erwähnten  kirchlichen  Bestimmung  seitens 
eines  Compilators  in  dies  weltliche  Rechtsbuch  gekommen  ist. 
Übrigens  ist  es  bezeichnend,  dass  die  E.xpositio  des  über  Papiensis 
nach  diesem  Gesetze  eine  Verordnung  König  Liutprands  aufgehoben 
sein  lässt,  welche  auch  eine  ohne  Zustimmung  des  Herrn  zu  Stande 
gekommene  Ehe  gegen  Ehebruch  schützt. 

Dass  die  Einwilligung  des  Herrn  noch  im  ganzen  neunten  Jahr- 
hundert eine  nothwendige  Bedingung  der  Sklavenehe  war,  erkennen 
wir  aus  vielfachen  Verordnungen  weltlicher  wie  geistlicher  Rechts- 
quellen. So  schärft  z.  B.  die  Instruktion  des  Baseler  Bischofs  Haito 
(807 — 813)  an  die  ihm  untergebenen  Cleriker  die.sen  ein,'*)  dass 
Sklaven  nur  mit  Genehmigung  ihrer  Herren  eine  Ehe  schliessen 
können;  nur  solle  bei  schon  geschlossner  Ehe  Einwilligung  des  Herrn 
da  präsumirt  werden,  wo  bei  der  Schliessung  kein  ausdrücklicher 
Widerspruch  erfolgt  sei.  So  hält  auch  eine  Bestimmung  Benedikt 
Levitas,"*)  welche  den  Herrn  die  Scheidung  der  Ehen  ihrer 

*)  Borctius  1.  c.  c.  1.  De  incestis 

“)  Con.  Cabil.  c.  30  Hansi  XIV  p SI9:  Dictum  uobis  est.  quod  quidam 
leifitiina  servorum  matrimoni«  potestativa  quadam  praoaumptione  dirimant,  non 
attendentes  illad  evaugelicum : Quod  Deua  coniunxit,  homo  non  separet.  Unde 
uobis  Visum  est,  ut  coniugia  servorum  non  dirimantur,  etiamsi  diversos  dominus 
habuaiit;  sed  in  uuo  coniugio  permanentes  dominis  suis  serviant.  Et  hoc  in 
illis  observandum  est.  ubi  legalis  coniunctio  luit  et  per  voluntatem  doraiuorum. 

■')  L.  L.  IV  p.  .011  c 128. 

")  Boret.  Capit.  p 215. 

“)  ibid.  p.  31).')  c 21 : Ubi  mancipia  non  unius,  sed  diversac  potestatis 
iuncta  fuerint.  nisi  convenientibus  utrisque  dominis  huius  modi  copulatio  rata 
non  erit.  Quiequid  vero  neglegendo  consentitur,  et  virtute,  qua  potuerit,  non 
emendetur:  nam  huius  copulae  auctor  erit,  qui  hoc  neglegendo  consentit. 

")  L.  L.  II  (ed  Pertz)  p 141  c 54. 
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Unfreien  untersagt,  daran  fest,  dass  dies  nur  von  mit  Zustimmung 
der  Herrn  gesclilossenen  Ehen  gelten  soll.  Auch  Karl  der  Kahle 
entscheidet  endlich  im  edictum  Pistense  c 31 '‘)  bezüglich  unfreier 
Flüchtlinge  aus  der  Normandie,  welche  sich  ausserhalb  ihrer  Heiinath 
ohne  Erlaubnis  ihrer  Herren  verehelicht  hatten,  dass  die  von  ihnen 
eingegangenen  Ehen,  da  die  Erlaubnis  der  Herren  nicht  eingeholt 
war,  ungültig  seien.  Oie  angeblichen  Ehegatten  sollen  von  ihren 
Herren  beliebig  wieder  verheirathet  werden  können.  Lässt  sich,  wie 
wir  gesehen  haben,  durchaus  keine  Bestimmung  des  weltlichen  Rechts 
im  eigentlichen  Frankenreiche  nachweisen,  durch  welche  die  Herren 
in  ihrem  Verkaufsrecht  bezüglich  verheiratheter  Sklaven  gehindert 
wurden,  so  darf  man  auch  nicht  die  Bestimmung,  dass  Rechtsgeschäfte 
über  Sklaven  nur  öffentlich  und  in  Gegenwart  von  Beamten  abge- 
schlossen werden  sollen,’*)  mit  dem  Schutz  der  Ehen  Unfreier  in 
Verbindung  bringen.  Es  waltete  hier  wohl  „bloss  die  Absicht  ob, 
zu  verhüten,  dass  nicht  unrechtmässig  ein  fremder  Knecht  oder 
gareinFreier  einem  andern  übertragen  werde.“’*)  Daneben  mochte 
so  auch  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Sklaven  in  die  Fremde 
gesichert  werden,  das  im  Capit.  Haristall.  unmittelbar  auf  die 
Verordnung,  Sklaven  nur  öffentlich  zu  veräussern,  folgt.*'’) 
Nirgends  giebt  uns  aber  irgend  eine  Quellenstelle  aus  dieser  Zeit 
ein  Recht  anzunehmen,  dass  die  Herren  damals  gehindert  waren,  die 
aus  den  Ehen  ihrer  Unfreien  stammenden  Kinder  von  den  Eltern 
durch  Verkauf  zu  trennen.  Es  ist  ganz  unmöglich,  dergleichen  aus 
der  erwähnten  Bestimmung  des  Concils  von  Ohaions  abzuleiten,  wie 
es  Gfrörer'*)  thut,  auf  den  sich  noch  heute  viele  in  diesen  Fragen 
berufen.  Er  hält  denn  auch  den  Sklavenhandel  schon  in  dieser 
Zeit  für  durch  den  Einfluss  des  kirchlichen  Eherechts  fast  abgeschaflV, 
während  doch  Sklaven  noch  die  ganze  Karolingerzeit  hindurch  einen 
der  hauptsächlichsten  Handelsartikel  bildeten.’*) 


“)  L.  L.  I (Pertz)  p 496. 

“)  8.  unten  Note  17. 

••)  Waitz  V.  G.  IV  Sä.-). 

")  Cap.  Haristall.  a 779  c 19  (Bor.  p öl);  De  mancipia,  quae  vendunt,  nt 
in  praesentia  episcopi  vel  comitis  sit,  aut  in  praesentia  archidiaconi  aut  cen- 
tenarii  aut  in  praesentia  vicedomni  aut  iudicis  comitis  aut  ante  bene  nota  testi- 
monia;  et  foris  marca  nemo  mancipium  vendat.  Ebenso  Pippin  Capit. 
Italicum  (Boret.  p.  211)  c 18. 

«)  II  8.  73,  74. 

'•)  M Q.  L.  I...  III  400,  Jnama-Sternegg  449;  auch  noch  in  späterer  Zeit 
viel  Sklavenhandel  cf.  Waitz  V.  G.  V 192. 
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n.  Bei  Elhea  freier  mit  unfreien  Personeu  haben  wir,  wie  in  ^ 
der  Merowingerzeit,  zu  unterscheiden; 

1)  Ehen  mit  fremden, 

2)  Ehen  mit  eigenen  Unfreien. 

ad  1)  Was  die  Ehen  freier  mit  fremden  unfreien  Personen  be- 
triffl,  so  wurde  zu  ihrem  Abschluss  die  Genehmigung  des  Herrn 
des  unfreien  Ehegatten  ebenso  verlangt,  wie  zum  Abschluss  einer 
Ehe  zwischen  zwei  Unfreien  die  Genehmigung  des  Herrn  beider 
Nupturienten  nötig  war.  Das  tritt  besonders  auch  aus  der  oben 
erwähnten  Bestimmung  des  c.  31  des  Cspit.  Pistense  hervor.  Da- 
nach sollen  auch  die  seitens  der  geflüchteten  Unfreien  mit  freien 
Personen  eingegangenen  Verbindungen  aufgelöst  werden;  ja  diese 
Verbindungen  haben  so  wenig  Ehecharakter,  dass  in  betreff  des 
Standes  der  Kinder  nicht  nach  den  bei  Ehen  zwischen  Freien  und 
Unfreien  geltenden  Regeln  entschieden  werden  soll,  vielmehr  die 
Kinder  einfach  dem  Stande  der  Mutter  folgen  sollen. 

Wie  diejenigen  Verbindungen,  die  ohne  Zustimmung  des  Herrn 
des  Unfreien  geschlossen  waren,  nicht  als  Ehen  angesehen  wurden, 
so  sollten  auch  solche  Ehen  ungültig  sein,  welche  eine  freie  Person 
mit  einer  unfreien  schloss,  ohne  von  ihrer  Unfreiheit  zu  wissen**’).' 
In  diesem  Falle  konnte  der  Freie  durch  Auflösung  der  Verbindung 
der  Verknechtung  entgehen  und  durfte  sich  dann  anderweitig  ver- 
heirathen.  Wie  nothwendig  solche  Bestimmungen  waren,  sehen  wir 
daran,  dass  sogar  der  heilige  Bonifacius  einem  seiner  Sklaven,  der 
eine  Heirath  eingehen  wollte,  ein  Empfehlungsschreiben  mitgab, 
nach  welchem  er  ihn  von  dem  Empfänger,  dem  Presbyter  Denhard,  wie 
einen  Freien  behandelt  und  derart  unterstützt  wissen  wollte,  dass 
er  bei  seinem  Vorhaben  nicht  durch  seinen  unfreien  Stand  gehindert 
werde.*’)  In  Folge  der  socialen  Hebung  der  höhern  Klassen  der 
Unfreien  mochten  solche  Fälle  im  achten  Jahrhundert  öfters  ver- 
kommen. 

Die  sich  mehrenden  Fälle  der  Selbstverknechtung  und  die  auf- 
kommende Sitte  der  Strafverknechtung  machten  auch  schon  zu 
Beginn  der  Karolingerzeit  Entscheidung  der  Staatsgewalt  darüber 
nöthig,  ob  der  Verlust  der  Freiheit  seitens  eines  Ehegatten  den 
andern  und  die  gemeinsamen  Kinder  ihres  Standes  beraube.  Schon 


**)  Decret  Compend.  a 757  c 7 (p  88),  Vermerienis  c 6 (p  10),  so  auch 
m bairitobsn  Kocht  dieser  Zeit  L.  L.  III  p461  c 10,  ferner  im  Capit.  Kemedii 
L.  L.  V 2 p 188. 

")  Jaffe  Kon.  Uopint.  (Bibi.  III)  p 216  Np.  96. 
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früher  batte  ein  Concilebeschluss  **)  diese  Frage  verneint.  Das 
Decret  von  Vennery**)  gab  dann  in  solchem  Falle  der  Selbstver- 
knechtung  eines  Ehegatten  dem  andern  das  Recht,  die  Ehe  aufzu- 
lösen; nur  wenn  die  Selbstverknechtung  mit  Zustimmung  des  frei- 
gebliebenen Ehetheils  oder  aus  Noth  geschehen  war  und  dieser 
durch  die  Selbstverknechtung  seines  Gatten  von  Hunger  befreit 
war,  sollte  die  Ehe  aufrecht  erhalten  werden.  In  diesem  Falle  und 
ebenso,  wenn  von  der  sonst  hier  erlaubten  Ehescheidung  kein 
Gebrauch  gemacht  wurde,  fielen  wohl  noch,  der  altern  Rechts- 
anscbauung  entsprechend,  der  andere  Ehegatte  und  die  Kinder  in 
Knechtschaft.  Dagegen  bestimmte  Karl  803,'*)  dass,  wer  seine 
Freiheit  einem  andern  verpfände,")  dadurch  die  Freiheit  seiner 
Frau  und  seiner  bis  zur  Verpfändung  geborenen  Kinder  nicht 
schädige.  Dasselbe  bestimmte  ein  Gapitular  Hlothars  für  Italien  ") 
nur  dass  hier  noch  ausdrücklich  hinzugefügt  wurde,  dass  sich  das 
Freibleiben  des  Ehegatten  dessen,  der  sich  selbst  seiner  Freiheit 
begeben,  nur  auf  vor  der  Selbst  Verknechtung  eingegangenen  Ehen 
beziehe.  Die  Wichtigkeit  der  erwähnten  Bestimmung  Karls  des 
Grossen  erhellt  daraus,  dass  sie  der  Lex  Salica  hinzugefligt,*’)  von 
Ansegis  in  seine  Sammlung  aufgenommen ")  und  von  Karl  dem 
Kahlen  im  Edictum  Pistense  wiederholt  wurde.'*) 

Gehen  wir  nun  dazu  über,  zu  untersuchen,  inwieweit  sonst 
noch,  — wofern  nämlich  die  Unfreiheit  des  einen  Theils  schon  bei 
Eheschluss  bestand,  — der  freie  Ehegatte  dadurch  seiner  Freiheit  ver- 
lustig ging,  und  wie  andernfalls  die  Stellung  der  Kinder  geregelt 
wurde.  Von  den'  detaillirten  Bestimmungen  des  dem  Ribuarischen 
Volksrecht  einverleibten  Edlcts  König  Dagoberts  scheint  allgemeine 
Geltung  nur  die  behauptet  zu  haben,  dass  die  Ehe  mit  einem 


**)  Conoil.  inoerti  loci  bald  nach  Pariser  von  614  Kansi  X p.  547,  Bruns  II 
p.  260  c.  14. 

••)  Decr.  Vermer.  (Bor.  p.  40)  c,  6. 

**)  Oapit.  leg.  add.  (ed.  Bor.  p.  114)  c.  8. 

**)  Die  Strafverknechtung  geschah  in  dieser  Zeit  i.  d.  R.  durch  Verpfän- 
dung, indem  der  insolvente  Verbrecher  sich  ihr  so  lange  Zeit  in  die  Kneobt- 
schaft  tradieren  musste,  bis  er  seine  Schuld  abgearbeitet  batte.  S.  Capit.  leg. 
Uib.  addit.  a 808  c.  3 L.  L.  II  (ed  Bor.)  p.  117;  Capit  Caroli  ap.  Anseg.  serv. 
a 810,  811  c.  3 ibid.  p.  160;  cf.  ferner  ibid.  p.  166  c.  1,  p.  51  c.  19,  p.  69  c.  21, 

**)  Capit  Olonnense  822 — 23  p.  317  c.  4. 

”)  Capit  leg  Sah  add.  a 819  p.  293  c.  6. 

**)  Lib.  m c.  29  Boret.  p.  429. 

**)  L.  L.  I ed  Pertz  p.  496. 

'*)  cf.  oben. 
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Fiscalinen  nicht  der  Freiheit  beraube;  eine  Bestimmung,  die  ja  auch 
dem  römischen  Reclit  entspricht.  Grade  letzteres  im  Auge  habend, 
spricht  demnach  Karl  der  Grosse^')  in  Gemässheit  der  Bestimmun- 
gen seiner  königlichen  und  kaiserlichen  Vorfahren  freien  Personen, 
die  mit  Fiscalinen  Ehen  eingegangen,  Erbrecht  und  Zeugnissfähig- 
keit  zu.  Im  übrigen  liess  man  die  Ehe  einer  freien  mit  einer  fremden 
unfreien  Person  durchaus  zur  Verknechtung  der  freien  führen.  Nur 
konnte  eben  der  Eigenthümer  des  unfreien  Nupturienten  wie  in  der 
Merowingerzeit  auf  die  Inanspruchnahme  des  freien  Gattenteils  und 
der  Kinder  verzichten.**)  Im  Kloster  St.  Gcrmain  z.  B.  war  es  im 
neunten  Jahrhundert  Regel,  dass  den  Freien,  welche  dem  Kloster 
hörige  Personen  heiratheten,  ihre  Freiheit  gewahrt  wurde,  wie  es 
Guörard  aus  dem  von  ihm  herausgegebenen  Polyptychum  dieses 
Klosters  nachgewiesen  hat.**)  Auch  die  Kinder  aus  solcher  Ehe 
waren  frei.  Doch  irrt  Guörard,  wenn  er  den  Umstand,  dass  die 
Kinder  i.  d.  R.  dem  besser  gestellten  Eltcrntcil  folgten,  auf  römi- 
sches Recht  zurückführt,  nach  welchem  das  Kloster  derart  gelebt  hätte, 
dass  seine  Unfreien  auch  die  den  Unfreien  des  Fiscus  zukommenden 
Privilegien  besessen  hätten.**)  Im  ganzen  wäre  im  römischen  Recht 
der  Stand  der  Mutter  entscheidend  gewesen,  nach  einem  Gesetz  der 
Kaiser  Gratian,  Valentinian  und  Theodosius  **)  sollten  aber  Kinder 
aus  einer  Ehe  zwischen  einem  Unfreien  des  Fiscus  und  einer  Freien 
dem  Freienstande  angehören.  Gucrard  meint  nun,  dass  die  Un- 
freien des  Klosters  wie  Fiscalinen  betrachtet  seien  und  weist  darauf 
hin,  dass  in  den  meisten  Fällen  der  dem  Stande  nach  gemischten 
Ehen,  welche  sich  im  Polypt.  Irmin.  finden,  der  Stand  der  Mutter 
der  bessere  ist.  Nach  G.’s  **)  eigner  Zusammenstellung  ergeben 
sich  aber  aus  dem  Polypt.  auch  Fälle  von  Heirathen  Freier  mit 


*')  Capit.  Miss,  in  Tbeodonis  villa  datum  o 22  (Boret.  p 125). 

”)  Ei;;entbUmlich  ist  die  Bestimmung;  eines  Capitulars,  dass,  falls  der  Herr 
des  Unfreien  auf  die  Inansprucbnabme  des  freien  Bhegatten  verzichte,  sieh  dies 
blos  auf  solche  Kinder  beziehen  soll,  welche  bei  Lebzeiten  des  Ausstellers  der 
Urkunde  geboren  werden.  Uagegen  soll  dieser  nicht  für  seinen  Rechtsnach- 
folger auf  die  Inanspruchnahme  später  geborener  Kinder  verzichten  können. 
Diese  einem  missus  gegebene  Auskunft  (Boret.  p 146  c d)  scheint  ganz  singulär 
zu  sein. 

“)  1 p.  892,  416,  969-971. 

“)  I p.  417. 

“)  Cod.  Just,  c 4 de  agricolis  (XI  68).  Richtiger  hätte  U.  I 3 Cod.  Theod. 
ad.  sc.  Ulaud.  (IV  II)  angeführt. 

«)  I 969. 
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Sklavinnen  des  Klosters*")  und  blieb  hier  auch  die  Freiheit  des 
einen  Ehegatten  gewahrt.  Es  ist  dies  einfach  aus  humaner  Ver- 
waltungspraxis des  Klosters  zu  erklären,  die  auch  die  Vermögens- 
interessen desselben  nicht  wesentlich  schädigte,  da  die  Freien,  ob- 
gleich ihnen  und  ihren  Kindern  ihr  Stand  gewahrt  blieb,  doch  zu 
erblichen  Abgaben  und  Frohnden  verpflichtet  wurden.  Das  geht 
schon  daraus  hervor,  dass  diese  freien  Ehegatten  der  Hörigen  des 
EUosters  und  ihre  Kinder  fast  immer  in  dem  Polyptychum  des- 
selben genannt  sind.**) 

Seitens  der  Verwaltung  der  übrigen  Klöster  wurde  wohl  nach 
ähnlichen  Grundsätzen  verfahren.  Von  manchen  wurde  allerdings 
wohl,  wie  wir  es  von  St.  Gallen  annehmen  können,  zwar  dem  freien 
Ehegatten  eines  Hörigen  des  Klosters  seine  Freiheit  gelassen,  die 
Kinder  aus  solchen  Ehen  aber  wurden  zu  gleichen  Theilen,  doch 
so,  dass  bei  nngrader  Zahl  derselben  dem  Booster  das  überschüssige 
-Kind  zuiiel,  geteilt.*®) 

2)  In  Betreff  der  Geschlechtsverbindungen  freier  Personen  mit 
ihren  eignen  Unfreien  bieten  uns  die  Quellen  dieser  Zeit  nur  Nach- 
richten über  dauernde  Verbindungen  Freier  mit  ihren  eignen  Skla- 
vinnen. Auch  in  der  Karolingerzeit  wurden  dieselben  ebenso  wie 
<lie  formlos,  aber  auf  die  Dauer  eingegangenen  Verbindungen  zweier 
freien  Personen  als  Kebsehen  betrachtet;  erst  durch  die  Freilassung 
der  Unfreien  und  die  Anwendung  der  bei  echten  Ehen  üblichen 
JBheschliessungsform  können  sie  zu  solchen  werden.  Das  haupt- 
sächlichste Zeugniss  über  das  Bestehen  der  Kebsehe  in  dieser  Zeit 
sind  die  Annalen  Hinkmars  von  Rheims,  welche  uns  von  der  Kebs- 
ehe König  Karl  des  Kahlen  mit  der  Schwester  des  Grafen  Boso, 
Richilde,  und  der  spätem  Verwandlung  dieser  Kebsehe  in  eine 
Vollehe  erzählen.**)  Ausserdem  zeigen  uns  eine  Reihe  von  Concilien- 
beschlÜBsen  die  Stellung  der  Kirche  gegenüber  der  Minderehe. 


”)  Z.  B.  U p.  201  c.  12,  p.  202  o.  20. 

•*)  n p.  17  0.  76:  Bertegarius  oolo  ans  et  nxor  eins  libera  ...  p.  21  c.  1 
Monrua  lerrus  et  nxor  eins  libera  habent  seonm  infantes  dnos  bis  nominibus  . . . 
p.  70  c.  3,  p.  112  c.  80,  p.  12Ö  c.  22  nnd  andere  Stellen. 

••)  Neugart  cod.  diplom.  Aleman.  t.  I p.  576  n.  709:  Charta  Warsindi.  Da 
die  Teilung  als  inxta  legem  Alamannorum  bezeichnet  wird,  sich  aber  im  Ala- 
mannischen  Volksrecht  nichts  derartiges  6ndet,  so  können  wir  wohl  den  Ab- 
schluss von  Teilung  der  Kinder  enthaltenden  Verträgen  als  Sitte  der  in  Ale- 
mannien  gelegenen  Klöster  ansehen. 

*“)  SS.  I p.  486  a.  869:  Carolus  . . . Richildem  sibi  adduci  fecit  et  in  con- 
enbinam  accepit ...  Et  ipse  concubinam  suam  secum  ducens,  . . . a.  870;  Con- 
enbinam  suam  Richildem  desponsatam  atque  dotatam  in  coniugem  accepit. 
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Einige  Bedtiumungen  verordnen  nur,  ")  daas  eine  bestehende  Kebe- 
ehe  aufgelöst  werden  dürfe,  um  eine  echte  Ehe  einzugehen;  ein 
für  Italien  erlassenes  aus  einer  Beratung  mit  den  dortigen  Bischöfen 
hervorgegangenes  Capitular*')  befiehlt  die  Entfernung  von  neben 
echten  Gattinnen  gehaltenen  Kebsweibem.  Ganz  wie  es  im  Conci- 
lium  Toletanum  *•)  der  Fall  gewesen,  wird  aber  noch  auf  der  Synode 
von  Tribur  im  Jahre  895  die  Bestimmung  getroffen,  dass  jeder,  der 
nicht  in  echter  Ehe  lebe,  mit  einem  Kebsweibe  zufrieden  sein 
solle  und  auch  die  Verletzung  dieser  Verbindung  mit  Excommuni- 
cation  bedroht.*^) 

Auch  Pseudo-Isidor^^)  erkennt  die  Kebsehe  wenigstens  mittel- 
bar an.  Zwar  wird  von  ihm  zunächst  die  nach  weltlichem  Recht 
übliche  Form  der  Eingehung  der  echten  Ehe  zusammen  mit  priester- 
licher  Benediktion  empfohlen,  und  jede  anders  eingegangene  Gc- 
schlechtsverbindnng  wie  ein  stuprum  und  adulterium  der  Sacra- 
mentskraft  besitzenden  Ehe  entgegengestellt.  Doch  schränkt  er 
selbst  diese  letzten  Worte  derart  ein,  dass  er  durch  blossen  Willen 
der  Contrahenten  und  diesen  unterstützende  Gelübde  eine  kirchen- 
rechtlich gültige  Ehe  (legitimum  matrimonium)  geschlossen  sein 
lässt.  Dann  war  also  doch  eine  ohne  die  nach  weltlichem  Recht 
zur  echten  Ehe  erforderlichen  Formen  geschlossene  Verbindung  zu- 
gelassen, sobald  nur  ein  auf  Monogamität  und  lebenslängliches  Zu- 
sammenbleiben gerichteter  Wille  beider  Nupturienten  vorlag. 

So  giebt  uns  also  schon  Pseudo- Isidor  an  dieser  Stelle**)  die 
Anfänge  der  spätem  Entwicklung  des  kirchlichen  Eheschliessungs- 


*’)  Conc.  Mogunt.  a.  8.51  c.  12  (Fertz  p.  414),  Eugenii  11  conc.  Bomanoiu 
a.  826  (Boret  p.  376)  o 37. 

**)  Capitala  com  Italiae  episcop.  delib.  a.  790  (Boret  202  o.  b\ 

Siehe  oben  S.  6,  K.  19. 

**)  Syn.  Tribur.  (hlansi  XVIU  p.  161)  c.  36  cf.  auch  Conc.  Kogunt.  a 8öl 
(Fertz  1 416)  c.  16. 

**)  ed.  Hinschiua  1863  p.  87,  88  (Fseudo  Euar.  c 2):  Aliter  enim  legitimum 
non  fit  coniugium.  nisi  ab  bis,  qui  super  ipsam  feminam  dominationem  habere, 
videntur,  petita  enim  nisi  a parentibus  . . sponsetur  et . . dotetur,  et  suo  tempore  . . 

a sacerdote  benedicatur  et  a paranymphis  custodita . . detur Ita  peracta 

legitima  scitote  esse  coniugia;  aliter  vero  praesumpta  non  coniugia,  sed  aut 
adulteria  aut  contubemia  aut  stupra  vel  fomicationes  potius  quam  legitima 
coniugia  esse  non  dubitate,  nisi  voluntas  propria  subfragerit  (suffra- 
gaverit)  et  vota  succurerint  legitima. 

‘•)  Cf.  Scherer  S.  44,  der  durch  Sohm  ZUchr.  f.  Krchr.  XVU  (1882) 
S.  173  nicht  widerlegt  ist;  insbes,  können  doch  die  am  Anfang  unserer  Stelle 
besohriebnen  und  geforderten  Eheformalien  nicht  als  die  später  erwähnten  vota 
legitima  bezeichnet  werden. 
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recht»,  nach  der  ttchon  der  ausgesprochne  Ehcschliessungswille  der 
Nupturienten  chebegründende  Kraft  hatte.  Demnach  war  also  die 
Kebsehe,  wofern  nur  Monogamität  und  Wille  lebenslänglichen  Zu- 
sammenbleibens, sowie  kein  specielles  Ehehinderniss  vorlag,  kirchen- 
rcchtlich  ein  echte  Ehe.  So  konnte  sich  aus  ihr  das  sogenannte 
matrimonium  ad  morganaticam  der  libri  feudorum  bilden.  Die  Ent- 
wicklung dieses  Instituts  sowie  die  Hinübernahme  desselben  in  das 
deutsche  Hecht  gehören  nicht  mehr  der  von  uns  betrachteten  Periode 
an.  Die  longobardische  Ehe  ad  morganaticam  wäre  aber  schwerlich 
im  deutschen  Recht  zu  so  allgemeiner  Geltung  gekommen,  wenn 
nicht  die  ihr  zu  Grunde  liegende  Einrichtung  der  Kebsehe  in  dem- 
selben schon  lange  bestanden  hätte. 

in.  Wir  haben  noch  die  Frage  zu  erörtern,  welchem  Stande 
in  dieser  Zeit  die  Kinder  zugetheilt  wurden,  wenn  die  Eltern  ver- 
schiednen  Klassen  der  Unfreien  angehörten.  Waren  sie  im  Eigen- 
thum desselben  Herrn,  so  mochte  wohl  das  meiste  von  seinem 
Willen  abhängen,  bis  sich  ein  festes  Hofrecht  gebildet  hatte.  Über 
den  Fall,  dass  die  verschiednen  Klassen  der  Unfreien  angehörenden 
Eltern  auch  verschiedne  EigenthUmer  hatten,  wurde  von  einem  missus 
zwischen  801  und  814  ein  Urtheil  des  kaiserlichen  Hofgerichts 
nachgesucht.  Dasselbe  entschied,  dass  die  Standeszugehörigkeit  der 
Kinder  aus  solchen  Ehen  nach  denselben  Grundsätzen  bestimmt 
werden  sollte,  welche  Air  die  Zugehörigkeit  der  Kinder  bei  Ehen 
gleichstehender  Unfreier  massgebend  seien.***)  Jedoch  kann  dies 
Erkenntniss,  abgesehen  davon,  dass  es  schwerlich  allgemein  gelten- 
des Recht  enthält  oder  selbst  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt  ist, 
uns  schon  deshalb  wenig  nützen,  weil  uns  grade  auch  das  Verfahren 
im  fränkischen  Recht  in  dem  zur  Entscheidung  verwandten  Parallel- 
fall unbekannt  ist.**)  Im  allgemeinen  können  wir  aber  daraus,  dass 
wie  in  der  lex  Ribuaria  **)  so  auch  noch  in  der  der  karolingischen 
Zeit  folgenden  Periode*')  bei  Ehen  von  Unfreien  untereinander  der 
Satz  von  der  ärgern  Hand  gilt,  seine  Geltung  auch  für  die  Karo- 
lingerzeit schliessen,  wobei  aber  lokale  Abweichungen  zuzügeben  sind. 


*’)  Beispiele  der  Kebsehe  aus  dem  spätem  Mittelalter  z.  T.  noch  vor  Ke- 
veption  der  libri  feudorum  führt  Niebelschötz,  de  matrimonio  ad  morganaticam 
Dissert.  Halens.  18öl  an. 

*")  Boret.  p.  145  o.  1. 

*•)  Im  laugobardisohen  Kecht  gehörten  die  Kinder  von  Unfreien  vorsohic- 
dener  Herren  dem  des  Vaters.  Roth.  218  Cf.  Lex  Visig  X 1 c 17. 

*•)  Siehe  oben. 

”)  Grimm  K.  A.  325,  cf.  Hcusler  Inst.  I 189. 

.8« 


Digitized  by  Google 


Verzeichniss  der  abgekürzt  citirten  Werke. 


Briiuner,  JteuUcIic  Kcchtsge-icliichtc  Leipzig  1HH7. 

Bruns,  Cauones  apostolorum  et  conciliorum  saeculorum  IV  V VI  VII 
Berolini  1839. 

Codices  Gregoriaous,  Hermogenianus,  Theodosianus  ed.  Haenel  Bonnac  1842. 
G frörer,  zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  im  Mittelalter  Schaflhausen  1865. 
Grimm,  Jacob,  Deutsche  Rechtsalterthiimer  3.  Aufl.  Göttingen  1881. 
(tuerard,  l'olyptyquc  de  l'abbe  Irminon,  Paris  1844. 

Hesscls-Kern,  Lex  Salica.  London  1880. 

Flcuslcr,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts.  Leipzig  1885. 

Jaffc,  Bibliotheca  rerum  Germanicarum.  Berlin  18ß4--73  t.  I — VI. 

Jaffe,  Regesta  pontificum  Romanorum.  Editio  II  curantibus  Locweufeld. 

Kaltenbrunner,  Ewald.  Lipsiae  1880. 

I u a m a-S  t e r n e g g,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichtc  Leipzig  1879. 

Lex  Salica  herausgeg.  von  Bohrend  nehst  den  Capitularien  zur  Lex  Salica. 
hearb.  von  Boretius  Berlin  1874. 

Loeuing,  Geschichte  des  dentschon  Kirchenrechts  2 Bde.  Strassburg  1878. 
Mansi,  Sacromm  conciliorum  nova  et  amplissima  collectio  Florentiae  1759. 
Uelsuer,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter  König  Pippin,  Leipzig  1871. 
Pardessus,  Diplomata  Paris  1843. 

Pertz,  Monumenta  Germaniae  Uannoverae  1826  if. 

Roziere,  Recueil  general  des  forraules  Paris  I8Ö9. 

Sc  h e r e r , Uber  das  Eherecht  bei  Benedict  Levita  und  Pseudo  - Isidor 
Graz  1879. 

Sobroeder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  Leipzig  1887. 
Schulte,  Lehrbuch  der  deutschen  Reichs-  und  Recbtsgeschichte  4 Auflage, 
Stuttgart  1876. 

So  hm.  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  Weimar  1871. 

Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  3 Aufl.  Berlin  1880. 
Wasserschieben,  Die  Bussordnungen  der  abendländischen  Kirche  Halle  1851. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  Von  Bd.  XIV  au  gen.  ZeitschriR 
der  Saviguy-Stiftuug  Weimar  1861  ff. 

Zöpfl,  Deutsche  Recbtsgeschichte  4.  Aufl.  Braunschweig  1871. 

Z ö p f 1 , Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  Leipzig  u.  Heidelb.  1860i 


. fsiisei,  wa»M**s«s. 


Digitized  by  Google 


V'erlag  von  Wilhelm  Koebner  in  Breslan. 

Systtnatll  des  dentscke  Cmlpmess-Reclits 

auf  Grundlage  der  J uetizgesetze  dea  deutschen  Reichs 
(zugleich  Grundriss  zu  Vorlesungen). 

. VoD 

I3i*.  L.  V.  Rai*, 

0«h.  JnjU'Bath  and  ordenU.  ProfMior  an  dar  Univanitlk  OAlUnian. 

Preia  76  Pf. 

Zur  Lehre  vom 

versuchten  und  unvollendeten  Verbrechen. 

Von 

Dr.  I..u<1'a%-i|e  Colin. 

Ejrttrr  Band;  Begriff  und  Umfang. 

Preis  12  Mark. 

Das  preussische  Privatrecht 

in  Anknüpfung  an  das  gemeine  Recht 
systematisch  dargestellt  von 

A,  Kugelmanm, 

LandHoht^r. 

DritteAuflage.  , 

Preis  brotcb.  H M.,  io  Leinwandbd.  6 M.  HO  Pf. 

Die  Rechtsmittel 

des  Civilprocesses  und  des  Strafprocesses 

nach  den  Bestimmungen  der  deutschen  Reichsgesetze. 

Von 

0r.  Af0f»t  roit  Krieg, 

Preis  6 Mark  40  Pf. 

Das  Polizeiverordnungsrecht  in  Preussen. 

Verwaltnngsreohtlioh  entwickelt  nnd  dargestellt 
von 

I>i*.  Heiiii’ioli  Rosiu. 

Preis  4 Mark  50  Pf. 


Verlag  von  Wilhelm  Koebner  in  Bretlao: 

Untersuchungen 

zur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 

Herftusgf*gi*l>en  von 

Prof.  Dr.  Otto  Gierk«  in  Berlin. 

Sfrasgbnrj  von  seinen  eraten  Spuren  bü 
rum  SUtut  von  liM.  Von  Dr.  Ueorg  Winter.  Preis  3 Mark  40  Pf. 

II.  Heft:  Zur  HtrafTe^tlirhen  Stellnnpr  der  Sklaven  bei  »entaehen  and 
AnfelHaohsen.  Von  Dr.  I^nar  4a«trow.  Preis  3 Mark  40  Pf. 

"kpl^n.^öer*Ke®^!;d:rt:"  P^ 

Karolingern.  Von  Dr.  Alfr«! 

von  der  römi«jhen 

Herrechaft  bis  rur  Kodihkation  des  zweiten  Stadtrechts  ini  .lahre  1276.  Von 
i->r.  rsriiftt  Berner.  Fieis  4 Mark. 

n‘'  RechtsverMltnlsM  dea  freien  Uesindes  uaoh  den  deutschen 
^ Ket  btsqucllen  des  Mittelaltern.  Von  tfiistav  Hertz.  Preis  2 Hark  40  Pf. 

'L.  Altnsiiis  und  die  Kntwiekeiung  der  naturreehtlielien 

V^n‘p  ein  Beitrag  rnr  Weschichte  der  Rw-htssyste^lfk. 

\on  Prof.  Dr.  Otto  »irrke.  Preis  « Mark. 

n !.'?*■  fUr  die  VerlusHernnMeseliifte  der 

trauen  nach  langobsrdischem  Hecht.  Von  Dr.  Heinrirh  Rosln.  PreisSMark. 

ein  eckt  germanisrhes  Amt.  Eine  rechta- 
gesubichUiche  I u^rsuchung  betreHeiid  die  wesentlichen  Fuiiutimien  des  Haus- 

PrersTM^rk  »I  Pr“"'“"  t’rvprung.  Von  E.  Hermann. 

^EyHyrmlnm''  pJei^"6  Itdealaehen  Sch«irengeriel.t,.  Von 

*Dr"wyide*Sr’lJli!e!“  P^^i.1  U9.Ö-16.Ö4.  Von 

Kreidenbaeher  Grundes.  Mit  iiugedruckten  Ur- 

“Ä'Ck  s 'r  ■*  •-"•‘«-.Mi,«.. 

*S!.  säv;.’'  "•-"■«.i... ... 

«•reJhinx.  Ein  Beitrag  zur  «eschichto  des 
germamscheu  Rechts.  Von  Dr.  Max  Pappenheim,  fteis  2 Mark  40  Pf. 

"**"  «•‘‘“»'‘ehen  Stadtreekf«4|aelleB  dea 
Mittelatters.  Von  Dr.  I.  G.  A.  Schmidt.  Preis  3 Mark  60  PfV 

* Hecht «nd  ihre  Reste  im  germanischen 
Recht  und  I.eben.  \ on  Dr  I,.  Margnn.  Preis  4 Mark. 

* Sachsen“  SJändegliedci  nng  bet  den  alten  Sachsen  und  Angel- 

snrbsen.  Von  E.  Hermann.  Preis  4 Mark. 

^ viy ■ n/  «!»«••  «I«n  Sehadensenmt*  in  den  Volksrechten. 

Von  Dr.  Arthur  Benno  .Schmidt.  Preis  2 Mark. 

*den  y«r«..lHr  !^/‘*'adeBseMBUe  nach  dem  Sachseaspiegel  und 

den  verwandten  Kechtsqnellen.  Von  Dr.  iur.  Otto  Hammer.  Preika  Mark. 

*Eine  “'♦f'^rmanlschcn  Mobtllarvindieation. 

Eine  rechtsgeschiehthche  Studie.  Von  E.  Hermann.  Preis  5 Mark. 

Hohe  oml  f nnd  t'berralls.  Eine  recht sgcschicht- 

Von  ,V“‘*,'^'’‘*''*J«leichonde  Studie  aus  dem  Gebiete  der  Nachbarreohte. 
Von  Dr.  Arllinr  Benno  Schmidt.  Preis  4 Mark. 


Untersuchungen 


QentscbBD  Staats-  aail  RechtsgesGbiclite 


heratugegeben 


Dr.  Otto  Gierke, 

Profenor  der  Kecbte  an  der  ITnivereitiU  Berlin. 


XXIII. 


V erfassuiigs  ■ Geschieh te  W esels 

im  Mittelalter 


F*.  Reinhold 

Ur.  pbil. 


Breslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 


1888. 


Untersuchnngen 

zur 

Deutschen  Staats-  u.  Rechtsgeschichte. 


ln  zwanglosen  Heften 
herauBgpgcbeii  von 

' Profewor  Dr.  Otto  OierUe  in  Berlin. 


Die  „Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Bechts- 
geschichte**  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliche  Forschungen 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Rechtsentwicklung  im  weitesten 
Sinne  zu  sammeln.  Sie  werden  der  Geschichte  des  öffentlichen 
Rechts  und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden. Die  politische,  wirthschaftliche  und  kulturgeschichtliche 
Seite  der  Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten 
gleichfalls  behandelt  werden  können.  Eine  Beschränkung  der  Samm- 
lung auf  einen  bestimmten  Zeitraum  findet  nicht  Statt:  wissenschaft- 
liche Untersuchungen  Uber  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklung 
werden  so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die 
Urgeschichte  unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten  werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des  Unter- 
nehmens gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath  Pro- 
fessor Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Geeignetheit  für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 

Breslau. 


Wilhelm  Koebner. 


o 


Untersuchungen 

zur 

Deuisclien  Staats-  and  RechtspscMclite 

herauf  gegeben 
von 

Dr.  Otto  Gierke, 

Professor  der  Rechte  an  «ler  Universität  Berlin. 


XXIII. 

Verfassungs- Geschichte  Wesels 

im  Mittelalter 

von 

F.  Reinhold 

Dr.  phil. 


Breilan. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 

1888. 


Digitized  by  Google 


o 


V erfassungs  - Geschichte  Wesels 

im  Mittelalter 


von 

F.  R e i it  h o 1 d 

Dr.  phil. 


^ Bretlan. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 
1888. 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


Herrn  Dr.  Erich  Liesegang 

in 

^Dankbarkeit  und  f^^reundschafl 


gewidmet. 


Digitized  by  Google 


Vorwort. 

An  dieser  Stelle  sei  es  mir  gestattet,  allen  denen  Dank  zu 
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Dr.  Forst,  durch  die  Zuvorkommenheit,  mit  der  sie  alle  meine 
Wünsche  zu  erfüllen  suchten,  mir  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert. 
Auch  ihnen  sei  dafür  herzlich  gedankt! 

Berlin,  Februar  1888. 
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Einleitung:. 


Die  zahlreiehcn  Arbeiten  auf  städtehiatorischem  Q-ebicte,  welche 
in  der  neuesten  Zeit  erschienen  sind,  befassen  sich  fast  siinitlich 
mit  der  Geschichte  der  Frei-  und  ßeiohsstädte.  Ganz  natürlich; 
denn  diese  haben  am  entscheidensten  in  die  Geschicke  Deutschlands 
cingegriffcn,  sie  haben  auch  städtische  Wirtschaft  und  städtisches 
Recht  am  frühesten  ausgcbildet  und  auf  die  höchste  Entwicklungs- 
stufe geführt.  Grade  deshalb  aber  scheint  es  sich  der  Mülie  zu 
verlohnen,  nun  auch  einmal  die  Verfassungsgeschichte  einer  Land- 
stadt eingehender  darzustellen.  Dadurch , dass  zu  den  sonst  im 
politischen  Leben  einer  8tadt  wirksamen  Pactoren  ein  neuer,  der 
Stadtherr,  hinzukommt,  verliert  zwar  die  Entwicklung  aus  einer 
Df>rfgemeinde  zu  einer  sich  selbst  regierenden  Stadt  viel  von  ihrer 
Energie  und  Folgerichtigkeit,  zugleich  ist  es  aber  auch  von  Interesse 
zu  sehen,  wie  sich  trotzdem  in  Recht  und  Verwaltung  die  specifisch 
städtischen  Formen  ausbilden.  Gesteigert  werden  muss  dieses 
Interesse  da,  wo  ein  reiches  Quellenmaterial  die  Möglichkeit  ge- 
währt, die  Thätigkeit  der  städtischen  Behörden  im  Detail  darzu- 
stellen und  den  Einfluss  des  Landesherrn  in  seinen  letzten  Wirkungen 
bloszulegen. 

Die  Quellen  für  eine  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Wesel 
lassen  sich  scheiden  in  Privilegien,  Briefe,  Aufzeichnungen  der 
obersten  städtischen  Behörde  und  Privaturkunden.  Von  Privilegien 
sind  vom  13.  bis  lö.  Jahrhundert  eine  Anzahl  Originale,  ausserdem 
viele  Copieen  in  den  von  der  Stadt  früh  angelegten  Privilegien- 
büchem  erhalten.^)  Den  Hauptteil  der  Briefe  machen  die  vom 

•)  Wo  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sich  die  Originale  der  citierten 
l'rknnden  im  Staatsarchiv  zn  Düsseldorf.  Olücklicherweise  haben  sich  auch 
nicht  wenige  Copieen  von  Urkunden  erhalten,  deren  Originale  verloren  sind. 
Die  oft  gehörte  Klage,  dass  die  ältere  Verfassungsgeschichte  Wesels  uns  immer 
eine  terra  incognita  bleiben  müsse,  weil  durch  den  grossen  Brand  des  Jahres 
1Ö51  die  Urkunden,  die  zur  Aufhellung  derselben  dienen  könnten,  vernichtet 

fieimMä,  Verf»«*iit^re>cliichlr  WviifU. 
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Oortimmder  Rat  erteilten  Beleltnmf'cn  ans,  welche  nninentlich  für 
(las  Privatreeht  und  die  Gerichtsverfassung  in  Betracht  koniuien. 
Hauptsächlich  in  die  Streitigkeiten  der  Stadt  mit  dem  Herrn  von 
Cleve  führt  uns  eine  Sammlung  von  Rcchtagutachten  Kölner  Juristen 
aus  dem  15.  Jahrhundert  ein,  aus  denen  ersichtlich  ist,  was  für 
Anschauungen  in  Wesel  in  Bezug  auf  das  Verhältnis  zum  Landes- 
herrn und  die  eigenen  Rechte  ihm  gegenüber  herrschten.  Die 
schriftliche  Verwaltung  des  Magistrats  beginnt  sehr  früh:  I.  J 1308 
setzen  die  beiden  Bürgerbücher*)  und  am  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
der  Liber  Plebiscitorum  ein,  welche  von  den  drei  Bestimmungen, 
die  Homeyer  den  Stadtbüchern  zuweist,  zwei  erfüllten:  Die  Zu- 
sammenstellung des  der  Stadt  eigentümlichen  Rechtes  und  Auf- 
zeichnungen über  die  städtische  Verwaltung.  Den  ersteren  Zweck 
hatte  namentlich  die  Copierung  der  der  Stadt  verliehenen  Privi- 
legien, da  diese  vorzüglich  das  städtische  Recht  bestimmten,  ferner 
die  Ueberlieferung  der  Stadtordnungen,  welche  in  das  Rechtsleben 
eingriffen,  aber  auch  die  Fixierung  des  in  der  Stadt  geltenden 
Gewohnheitsrechts.®)  Eine  wichtige  Quelle  für  das  Weseler  Recht, 
die  Dortmunder  Urteile,  findet  sich  dagegen  hier  nicht. 

Eiin  Niederschlag  der  städtischen  Verwaltung  sind  zunächst 
die  Listen  der  „in  opidanos  recepti“,  von  1308  an  in  beiden  Bürger- 
büchem,  dann  Beschlüsse  des  Rats  und  der  Gemeinde,  eine  Auf- 
nahme des  Besitzes  der  Kirche  und  frommer  Stiftungen,  eine 
Uebersicht  über  die  Renten  der  Stadt,  Urfehden,  Copieen  von  Ur- 
kunden über  die  Verpachtung  städtischer  Gebäude  und  die  An- 
stellung von  Beamten  und  Dienern;  kurz,  alle  Verwaltungsgeschäfte, 
die  zu  notieren  notwendig  schien,  sind  hier  verzeichnet.  Von 
den  beiden  Bürgerbüchern  löst  das  jüngere  das  ältere  um  1350  ab 
und  enthält  vorwiegend  Aufzeichnungen  aus  der  zweiten  Hälfte  des 


worden  seien,  kann  gegfenüber  dem  umfangreichen  uns  aus  dem  13.  und  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  erhaltenen  Material  nicht  Stand  halten. 
Die  Privilegien  sind  zwar  nicht  sämtlich  (S.  z.  B.  S.  21,  Anm.  1),  aber  jeden- 
falls der  Mehrzahl  nach  im  Original  oder  in  Abschrift  auf  uns  gekommen;  und 
davon,  dass  gerade  durch  jene  Feuersbrunst  die  Urkundenbeständc  irgend 
welche  Einbusse  erlitten  hätten,  fehlt  jede  Spur. 

‘)  Das  ältere  abgekürzt:  „A.  B.“,  das  jüngere;  „ß“. 

’)  Abgekürzt:  „L.  PI.“ 

')  Namentlich  L.  PI.  S.  93:  „Van  hergewede  ind  gerade  ind  van  wasstin- 
sigen  ind  eigenen  luden“  und  L.  PI.  S.  97 : „Kteringe  ind  uitdraoht  sommiger 
rechten  ind  gewoenten  der  ,Stat  van  Wesell“  (über  mit  Zins  l>elastetc  Häuser 
und  Grundstücke). 
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14.  Jahrliiiiidcrt!«,  fiilirt  aber  die  Bürgcrlisteii  ilOO  Jahre  weiter  und 
bringt  auch  sonst  noch  manches,  namentlich  (Spieen  von  Privilegien, 
aus  dem  15.  und  16.  Jalirhundert.  Die  meisten  Verordnungen  des 
Rats  Knden  sich  jedoch  vom  Anfänge  des  15.  Jahrhunderts  an  nicht 
mehr  in  ihm,  sondern  in  dem  Liber  Plebiscitoruin.  Dieser  endlich 
wird  zu  Ende  des  .Tahrhunderts  ersetzt  durch  die  Rntsprotokolle,') 
welche,  zuerst  mit  ihm  parallel  laufend,  mit  einigen  Unterbrechungen 
von  1466  an  die  V'^erhandlungen  und  Beschlüsse  einer  jeden  Rats- 
sitzung registrieren. 

Neben  diesen  allgemeineren  und  speciellcren  Nachrichten  über 
die  Verwaltung  sind  in  mehrfacher  Hinsicht  von  Wichtigkeit  die 
Stadtrechnungen.-)  Von  1M2  an  fast  ununterbrochen*)  geführt, 
gewähren  sie  uns  nicht  nur  einen  tiefen  Einblick  in  die  Pinanz- 
geschichte  der  Stadt;  dadurch,  dass  sie  jeden  Posten  in  den  Aus- 
gaben genau  begründen , gestatten  sie  auch  einen  Rückschluss  auf 
die  Thätigkeit  des  Rats  überhaupt^)  und  ersetzen  so  einigermassen 
für  die  frühere  Zeit  die  Rateprotokolle;  indem  sie  endlich  die  Steuer- 
und  Accisepflichtigen  namentlich  aufiuhren,  verschaffen  sie  uns 
Aufschluss  über  die  Bevölkerung  und  ihre  Klassen. 

Ausserdem  sind  mehrere  Bände  und  Convolute  mit  Material 
von  geringerer  Bedeutung  gefüllt:  mit  Gerichtsordnungen,  auch 
städtischen  Statuten  und  V^erwaltungsakten’'),  aber  alles  zerstreut 
und  weniges,  dessen  Kenntnis  uns  nicht  auch  durch  die  oben 
besprochenen  Archivalien  vennittelt  wird. 

Von  Privaturkunden  haben  sich  eine  Anzahl  Schöffenbriefe  ini 
Original  oder  in  den  Lagerbüchern  der  Klöster  erhalten,  ausserdem 
namentlich  Urfehdebriefe.  Die  meisten  älteren  Privaturkunden  sind 
von  der  Johannitercommende;  sonst  aber  reichen  nur  wenige  in 
eine  frühere  Zeit,  als  das  Ende  des  14.  .Jahrhunderts,  zurück.*) 


')  AbgtekUnt : „R“. 

’)  Abgekürzt:  „St“. 

•)  Aus  dem  14.  und  1.5.  Jahrhundert  fehlt  nur  der  grözsere  Teil  der 
Rechnungen  von  11192,  alles  von  1444  und  von  U7.9. 

•)  Namentlich  auch  in  den  Rubriken  „de  propinati«“,  „de  nuntiis“  und 
„de  equitando“  auf  die  auswärtige  Politik. 

Das  Wichtigste  in  Caps.  A.  81  •;  2.5.3,  Nr.  3;  342,  Nr.  11;  .341  Nr.  12 
(alles  aus  dem  15.  Jahrhundert). 

‘)  Sofern  nichts  anders  bemerkt  wird,  befinden  sich  die  citierten  Archi- 
valien im  Weselcr  Ratsarchiv  (abgekürzt:  „W.  K.  A.“),  welches  seit  einigen 
.fahren  im  Düsseldorfer  Staatsarchiv  deponiert  ist. 
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(iedruckt  ist  von  <Uoseni  nirhivalidchen  Materinl  nocli  nicht 
sehr  viel.  Ausser  den  Urkunden  in  Lacoinblet’s  Urkundenbuch  *) 
und  Archiv,  in  Wigand’s  Archiv,  in  Difhinar’s  Codex  diplomaticus 
zu  Tcschcnmachcr's  Annalen,  in  Binterim's  und  Mooren’s  alter  und 
neuer  Erzdiöcese  Köln,  findet  sich  manches  zerstreut  in  der  Zeit- 
schrift des  Bergischen  Geschichtsvereins  *)  und  namentlich  in  der 
bekannten  Frensdorff’schen  Publication  der  Dortmunder  Statuten. 

Die  ältesten  Werke,  welche  die  Geschichte  Wesels  bearbeiten, 
sind  von  H.  Ewich  *)  und  von  J.  N.  Seil.*)  Beide  kommen  jedoch 
ftir  unsem  Zweck  nicht  mehr  in  Betracht,  zumal  das,  was  sie  er- 
zählen, viel  übersichtlicher  jetzt  auch  in  Gantesweilera  Chronik  von 
Wesel  enthalten  ist.*')  Aber  auch  dieses  Buch  bietet  für  politische  und 
Verfassungsgcschichtc  im  Mittelalter  nichts  Zuverlässiges,  ist  aber 
als  Beschreibung  der  Stadt  und  ihrer  öfifentlichen  Gebäude  von 
Nutzen.  Von  neueren  Arbeiten  ist  Wolters,  „das  Stadtrecht  von 
Wesel“,*)  nur  als  Quellenpublication  zu  erwähnen.  Einen  guten 
Anfang  in  der  Erforschung  der  verfassungsrechtlichen  Zustände 
stellen  dagegen  die  Arbeiten  von  (ieidemann  dar;  „die  villa  Wiselcnsis 
und  die  curtis  Wisclensis  und  ihr  Verhältnis  zu  den  Grafen  von 
Cleve  bis  1241“’);  „die  ßegiiincnhäuser  Wesels“*);  „Statuten  des 
Wullenampts  zu  Wesel  aus  dem  Jahre  1426“.*)  Ein  gründliches 
Werk,  unser  Thema  aber  nur  streifend,  ist  auch  Kleine’s  Geschichte 
des  Wescler  Gymnasiums  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart.'®) Von  grösster  Bedeutung  für  die  Erkenntnis  des  Weseler 
Kechts  sind  die  Bemerkungen,  mit  welchen  Frensdorff  die  von  ihm 
edierten  Dortmund -Weseler  Urteile  erläutert.") 


')  AbffekUrzt:  „Lac.,  U.  B.“ 

*)  ; „Ztachr.“ 

•)  Veaalia  sive  civitatis  Vesalensis  descriptio,  adomata  per  Hermannum 
Kwichium,  Vesaliae  a.  1668. 

*)  .Tob.  Nicolai  Sellii  Veaalia  obsequens  a.  1667. 

•)  Geschrieben  1795,  herauagegeben  1881.  Sehr  zu  bedauern  ist,  dass  die 
Beilagen  hierzu,  welche  die  Beweisstücke  enthalten  sollten,  verloren  sind.  Wie 
mir  von  glaubwürdiger  Seite  mitgeteilt  wird,  ist  bei  der  Drucklegung  so  will- 
kürlich und  kritiklos  verfahren,  dass  in  dem  Buche  nichts  weniger  als  der  ur- 
sprüngliche Text  der  Chronik  vorliegt. 

“)  ZUchr.  IV,  S.  34  ff. 

»)  Ztachr.  V,  S.  188  ff. 

*)  Ztachr.  IV,  S.  176  ff. 

•)  Ztachr.  IX,  S.  77  ff. 

'*)  In  der  Festschrift  zur  Einweihung  des  neuen  Gymnasialgebiiudes  am 
18.  October  1882.  Wesel  1882. 

'*)  Dortmunder  Statuten  und  Urteile.  Beilage  XV. 
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”X^eil  I. 

Die  Zeit  bis  zur  Schlichtung  der  inneren  Zwistig- 
keiten in  den  Jahren  1308  und  1311. 

Kapitel  I. 

Die  Anfänge  Wesels  und  seine  Erhebung  zur  Stadt. 

1. 

Dorf  und  Gericht  Weeel. 

ZuDi  ersten  Male  wird  Wesel  erwähnt  in  einer  von  Karl  Martell 
herrührenden  Urkunde '),  in  welcher  die  Schenkung  der  Kirche  in 
der  Villa  Felison  im  Gau  Kinnehein  an  die  Abtei  Eptemach  ver- 
brieft wird.  Zu  Ende  derselben  findet  sich  am  Rande  die  Notiz: 
„De  ecclesia  Wescle  in  eodem  pago  sita  eadem  firmamus.“  Wenn 
diese  Eintragung  auch  begreiflicherweise  auf  Gleichzeitigkeit  mit 
der  Urkunde  keinen  Anspruch  erheben  kann,  so  muss  sie  doch  iiu 
früheren  Mittelalter  gemacht  sein.  Denn  i.  J.  1065*)  giebt  Hein- 
rich IV.  die  Kirche  in  der  villa  Wisele  und  alles,  was  in  dieser 
viUa  zur  Abtei  Eptemach  gehört,  auf  Bitten  Friedrichs  von  Luxem- 
burg, Herzogs  von  Nieder -Lothringen,  welcher  sie  vom  Kaiser  zu 
Lehen  trug,  der  genannten  Abtei  wieder  (reddimus).  Die  Schenkung 
scheint  jedoch  nicht  in  Kraft  getreten  zu  sein;  vielmehr  kam  die 
Besitzung  später  allem  Anschein  nach  an  die  Herzoge  von  Brabant, 
um  infolge  der  Vermählung  Dietrichs,  des  ältesten  Sohnes  des 
Grafen  Dietrich  VI.  von  Cleve,  an  das  Clevische  Grafenbaus  zu 
fallen.^) 

Neben  der  villa  Wiselcnsis  war  für  die  Entwicklung  des  Orts 
von  Bedeutung  die  curtis  Wcselc.  Dieser  Hof  wird  uns  zuerst  be- 

')  Aus  dem  Uber  aureus  Kiiteruacousis.  Uebor  Kirche  und  Kloster  zu 
Wcacl  s.  die  citierte  Äbhaudlung  vuu  Heidemauu,  Ztschr.  V S.  Itl8  fT. 

’)  Urk.  gedruckt  bei  Bejer,  Mittelrhoiu.  U.  B.  I,  8.  4lö. 

*)  Von  Ucidcuiauu  u.  a.  U.  mehr  aU  wabrscbeiulioh  gemacht. 
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kannt  unter  den  Gütern,  welche  die  Graten  von  Cappenberg  i.  J. 
1122  dem  heiligen  Norbert,  dem  Stifter  des  Prämonstratenserordens, 
schenkten.’)  Auf  ihm  wurde  dann  i.  J.  1123*)  ein  neues  Kloster 
dieses  Ordens  gegründet.  In  der  Vogtei  über  dies  später  Obern- 
dorf genannte  Kloster  erwarben  die  Grafen  von  Cleve  zwischen 
1163  und  1233  — genauer  lässt  sich  der  Zeitpunkt  hierfür  nicht 
bestimmen  — eins  ihrer  ersten  Rechte  in  Wesel.®)  Im  Anschluss 
an  das  Kloster  scheint  der  Ort  bald  eine  gewisse,  wenn  auch  nur 
geringe,  commercielle  Bedeutung  erlangt  zu  haben:  In  der  Urkunde 
von  1142,  welche  uns  über  die  Anfänge  des  Handels  in  diesen 
Gegenden  Nachricht  giebt,  erscheint  auch  Wesel  am  Rheinverkehr 
beteiligt.  *)  Ferner  verlieh  Friedrich  II.  i.  J.  1217  den  beiden 
Stiftern  Cappenberg  und  Wesel  Zollfreiheit  auf  dem  Rhein.®) 

Doch  zeigen  die  beiden  Urkunden  nur  geringe  Anfänge  de« 
Handels,  vorzugsweise  drehte  sich  das  Leben  der  Dorfbewohner 
noch  um  bäuerliche  Interessen.  Noch  i.  J.  1233  muss  der  Graf 
von  Cleve  ihren  Versuchen  entgegentreten,  dem  Klosterhofe  seine 
alten  Gerechtsame  im  Weseler  AValde  zu  beschneiden.®) 

Um  die  Formen , in  denen  sich  das  communale  Leben  jener 
Zeit  bewegte,  kennen  zu  lernen,  sind  wir  fast  ganz  auf  Analogieen 
und  auf  Rückschlüsse  aus  den  späteren  Zuständen  angewiesen. 
Von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  alten  Mark  hat  sich  die  einzige 
Spur  im  „Hemail“  erhalten.  In  einem  Privileg  v.  J.  1329’)  ge- 


')  Krhard,  Ueg.  tiiat.  Westf.  1.  8.  44‘.l;  die  Scheukuiig  bestätigt  von  Bischof 
Theoderich  tod  Münster,  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  2t). 

’)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  30,  S.  100. 

8.  Hoidemann  a.  a.  0. 

*)  Sloet,  Qeldriscbes  U.  ß.,  I Nr.  277,  8.  270.  (Erzbiscliof  Arnold  von 
Köln  bestätigt  die  Gewohnheit,  dass  die  Kaufleute  von  Rees  in  Wesel,  Xanten, 
Bmmerich,  Elten,  Döticheim  und  iSraithiisen,  und  ebenso  die  Kaufleute  aus 
diesen  Orten  in  Rees,  frei,  ohne  Zoll  zu  entrichten,  kaufen  und  verkaufen 
dürfen).  Diese  Urkunde  wird  zwar  von  manchen  für  unecht  gehalten,  doch 
s.  darüber  Heidemann  a.  a.  0.  Dass  wenigstens  Xanten  schon  damals  keinen 
durchaus  ländlichen  Charakter  mehr  batte,  geht  aus  der  ungefähr  gleichzeitigen 
Urkunde  bei  Lac.,  U.  B.  I,  Nr.  2SX),  hervor,  worin  Erzbischof  Friedrich  die 
der  Siegburger  Celle  auf  dem  Fürsteuberge  bei  Xanten  geschenkten  Güter  bo- 
Bchrcibt;  unter  diesen  bestehen  die  Zinse  überall  in  Naturalien  oder  in  Na- 
turalien und  Geld,  nur  in  Geld  dagegen  bei  einer  arca  domus  zu  Xanten. 

‘)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  62. 

“)  Binterim  und  Mooren  III,  Nr.  8t);  s.  8.  20. 

’)  Luc.  U.  B.  III,  Nr.  211  und  Frensdorff,  Doi  tiii.  8tat.  ,S.  200  nach  einer 
Copie  gedruckt.  Das  Original  ist  verloren. 
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währt  Graf  Dietrich  IX.  von  Cleve  seinen  lieben  Weselem,  dass 
aus  allen  Häusern  in  den  Gerichten,  die  ihre  Beratung  in  Wesel 
zu  nehmen  pflegten,  an  einem  bestimmten  Tage  im  Jahr  ein  Mann 
dorthin  kommen  solle  „iudiciali  examini  quod  homail  vulgo  nominatur 
corani  nostro  iudice  et  scabinis  Wesclensibus  intcressendo.“  Das 
Uemail  wird  durch  diese  Verordnung  nicht  erst  geschaflTen,  sondern 
nur  bestätigt.')  Es  wird  also  wohl  erlaubt  sein,  hieraus  auf  die 
frühere  Zeit  zurückzuschliessen. 

Für  den  Charakter  des  Hemails  ergiebt  sich  aus  dem  Namen 
selbst  nichts,  denn  der  hat  wohl  jedes  Gericht  bezeichnen  können.*) 
Die  Eigentümlichkeit  dieses  Gerichts  erhellt  aber  aus  den  Vergehen, 
deretwegen  es  um  Belehrung  angegangen  wird.  Während  die  meisten 
derselben,  wie  Diebstahl,  Kaub  und  Mord,  es  als  ein  öffentliches 
Gericht  erscheinen  lassen,  macht  cs  eine  andere  Bc.stimmung  wahr- 
scheinlich, dass  cs  früher  zugleich  die  Competenzen  eines  Märker- 
dings besessen:  Die  am  Gericht  Teilnehmenden  sollen  schwören, 
die  Wahrheit  zu  sagen  „de  communitate  occupata  vel  publica  via 
arta  et  aliena  terra  occupata“.  Wir  sehen  also,  dass  auch  hier  Ge- 
richtsverband und  Wirtschaftsverband  zusaromcnfalien.")  Daraus 
ferner,  dass  die  diesem  Hcmail  unterstehenden  Gerichte  ebenfalls 
öffentliche,  nicht  nur  communale  waren,*)  charakterisiert  sich  sein 
Gebiet  als  eine  alte  Hundertschaft,  die  sich  in  eine  Anzahl  kleinerer 
Gerichtsspreugel  aufgelöst  haben  dürfte.*)  Als  diese  Gliederung  bei 


')  V.  Haeften  (Gesell,  der  Niederrhein.-Westf.  Territorien,  Ztschr.  11. 
S.  36)  ist  der  Ansicht,  dass  die  Grafen  von  Cleve  durch  Einrichtung  des  Hemails 
ihre  Herrschaft  auf  dem  rechten  Kheinufer  zn  consolidieren  gesucht  hätten ; doch 
ist  in  dem  „hic  duhias  sententias  requirere  solentium“  ausdrücklich  von  einer 
Gewohnheit  die  Rede,  und  der  Graf  konnte  kein  „iudiciale  examen,  quod  hemail 
vulgo  nominatur“  schalfen.  Dadurch  ist  aber  nicht  ausgeschlosscu,  dass  später, 
als  man  die  alte  Bedeutung  des  Hemails  nicht  mehr  kannte  und  cs  nur  noch 
als  Consultationsgericht  betrachtete,  die  Grafen  von  Cleve  ihm  neue  Orte  unter- 
warfen, So  ist  in  dem  Verzeichnis  der  zum  Hcmail  gehörigen  „uiederen“ 
Gerichte  im  BUrgerbueb  „Ruhrort“  von  einer  späteren  Hand  zugcschricbon. 
S.  Frensdorfi',  a.  a.  0.  S.  262;  B.  F.  114*. 

’)  Nach  Grimm,  Reobtsalterlumer,  S.  863,  bedeutet  er  „gehegtes  Gericht“. 

■■')  S.  darüber  Lamprccht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  1, 
S.  263  ff. 

*)  Man  konnte  in  diesen  „nederen“  Gerichten  einen  andern  friedlos  legen 
(8.  W.  R.  A.,  Caps.  Ä.,  81*,  F.  137*). 

*)  Eine  andere  Möglichkeit,  für  deren  Begründung  mein  Material  nicht 
ausrcichl,  wäre  die,  dass  jene  iiicdereii  Gerichte  auUmumc  Gemeinden  sind. 
Vielleicht  lassen  sich  beide  Ansichten  cnmbinicreu. 
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luiserer  Hundertschfift  erfolgte,')  blieb  dein  jetzt  zu  einem  Zent- 
gericht  herabgesunkenen  Centenengericht  von  seiner  alten  Stellung 
nichts , als  gewisse  prozessualische  Prärogativen  und  eben  dieser 
Cunsultationszwang. 

Als  Spur  jenes  alten  Zustandes  erhielt  sich  aber  eine  Gemein- 
samkeit der  Nutzungsrechte,  welche  die  Weseler  Markgenossen  mit 
denen  umliegender  Dörfer  am  Weseler  Walde  hatten.*) 

Ausser  der  Teilnahme  an  der  Markgenossenschaft  bewegte 
sich  aber  das  Leben  der  Bewohner  von  Wesel  schon  längst  vor 
der  Erhebung  zur  Stadt  im  Verbände  der  Ortsgemeinde. 

Einen  Blick  in  diese  Zustände  zu  thun,  ist  natürlich  unmöglich, 
doch  ergiebt  sinh  aus  allgemeineren  Erwägungen  folgendes: 

1)  Neben  dem  alten  localen  Burgericht,  dessen  Spuren  dem- 
nächst nachzuweiseii  sind,  hat  sich  das  Schöffcncolleg  bereits 
als  oberste  Verwaltungsbehörde  constituiert.*)  Wie  sich 
dasselbe  seinem  Personalbestände  u.  s.  w.  nach  zu  dem  er- 
wähnten Gerichte  verhält,  ist  unbekannt. 

2)  Neben  dem  Vorstände  des  alten  Burgerichts  besteht  schon 
ein  Beamter,  dessen  Provenienz  nur  so  zu  erklären  ist,  dass 
er  als  Schöffenmeister  neben  einem  judex  emporgekommeu 
ist.*)  Von  grösster  Bedeutung  für  seinen  Amtscharakter 
sind  die  Functionen,  die  ihm  das  Privileg  von  1241  zu- 
schreibt, die  er  nach  dem  Wortlaut  doch  wohl  schon  vorher 
versehen  hat  ;*)  „Jurgia,  defectum  mensurandi  et  pistrandi 
magister  civium  judicabit.“ 


')  lieber  die  Zeit,  wo  die  Zemplitteruug  der  Mark  eiiigctreteu,  lässt  sieh 
nur  soviel  sagen,  dass  i.  J.  II 63  der  Harkverband  nicht  mehr  bestand.  Denn 
in  diesem  Jahre  wird  ein  Streit  über  die  Waldgerechtsaine  des  Klosters  Obern- 
dorf, der  doch  vor  das  Markgericbt  gehört  hätte,  vom  Oralen  von  Cleve  ent- 
schieden. (S.  u.  S.  17.) 

’)  Die  vom  Weseler  Gericht  verhängte  Friedlosigkeit  hatte  zur  unroittel- 
barrn  Folge  die  Friedlosigkeit  auch  in  den  niederen  Gerichten,  nicht  aber  um- 
gekehrt (S.  W.  R,  A.  Caps.  81*,  F.  137.  flf.);  s.  Lamprccht,  a.  a.  O.  I,  S.  731. 

’)  S.  Weseler  Waldweistum  (nach  der  Mitte  des  13.  Jahrb.)  bei  Lac. 
Archiv  111,  2,  S.  262  ff  (aus  dem  L.  PI.  S.  31  f),  s.  auch  Lampreoht  a.  a.  0.  1, 
S.  273. 

*)  S.  gleich  unten. 

*)  Auch  später  ist  er  immer  der  erste  Schölle.  S.  u.  S.  27. 

*)  Sonst  würde  ein  Zusatz,  wie  „quem  instituiinus“  kaum  fohlen.  Ks  folgt 
aussci-dcm  daraus,  dass,  wie  gleich  naelizuwoiscn,  das  .SchöfTenuolleg  bereits  die 
Verwaltung  des  Lurl'cs  in  Uäudeu  hatte. 
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Ohne  nun  endgültig  entscheiden  zu  wollen,  ob  das  Weseler 
Sohöfiencolleg  localer  Natur,  oder  ob  wir  das  alte  Hundertschafts- 
geriohtspersonal  In  ihm  sehen  müssen,  geht  aus  dem  erwähnten 
Umstand  denn  doch  so  viel  hervor,  dass  zur  Zeit  der  Stadtrechts- 
verleihung i.  J.  1241  der  Ort  bereits  eine  längere  Periode  commu- 
naler  und  commerzieller  Entwicklung  durchgemacht  hatte:  Die 
Schöffen  müssen  bereits  die  neuen  cominunalen  Verwaltungsgeschäfte 
besorgt  haben,  während  Ihr  Meister,  der  magister  civium,  ein  Gericht 
verwaltete,  das  doch  wohl  erst  bei  etwas  fortgeschrittenen  commer- 
ziellen  Zuständen  ins  Leben  getreten  war.’)  Dass  das  Schöffen- 
colleg  die  Aufgaben  der  Ortsverwaitung  bereits  in  den  Kreis  seiner 
Thätigkeit  gezogen,  ergiebt  sich  ausserdem  aus  folgender  Erwägung : 

Das  Stadterhebungsprivileg  vom  Jahre  1241  *)  ist  formell  ziem- 
lich genau  nach  den  Privilegien  für  geldrische  Städte  gearbeitet, 
vorab  nach  dem  für  Zütphen,  welches  in  das  Jahr  1190  datiert  ist.*) 
Ein  Passus,  welcher  sich  in  den  geldrischen  Privilegien  durebgehends, 
nicht  aber  in  der  Weseler  Urkunde  findet:  „ . . . instituens  in  ea 
duodecim  scabinos,  quorum  cousilio  eadem  civitas  regatur“  bedeutet 
nun  nicht  notwendig,  dass  der  Graf  das  Schöffencolleg  erst  einsetzt, 
sondern  nur,  dass  er  es  mit  der  Leitung  der  städtischen  Geschäfte 
betraut;  denn  von  einer  dieser  Städte,  Arnheim,  wissen  wir,  dass 
bcielts  vor  der  Erhebung  zur  Stadt  i.  J.  1233  ein  Schöffengericht 
in  ihr  bestand.*)  Aus  dem  Fehlen  dieser  Bestimmung  im  Privileg 
von  1241  geht  also  hervor,  dass  damals  das  Schöffencolleg  nicht 
als  administrative  Behörde  eingesetzt  wurde,  weil  dessen  gewiss 
ebenso,  wie  in  den  Urkunden,  welche  dem  Aussteller  des  Weseler 
Privilegs  zum  Muster  dienten,  Erwähnung  geschehen  wäre.  Da 
aber  in  den  folgenden  Jahrzehnten  das  Regiment  der  Stadt  that- 
sächlich  in  den  Händen  der  Schöffen  ist,  so  folgt,  dass  diese  schon 
vor  1241  die  Verwaltungsbehörde  bildeten. 

3)  Das  schwierigste  Rätsel,  welches  der  lösen  muss,  der  sich 
die  älteren  Weseler  Zustände  klar  machen  will,  ist  die  Er- 
klärung zweier  scheinbar  so  gleichartiger  Beamtungen,  wie 
es  der  magister  civium  und  die  burmagistri  sind.  Der 


')  £iu  Harkt  bcataud  jedcutälls  scliou  vor  1'241.  u.  S.  It)  u.  t>.  28. 

’)  Lac.,  ü.  B.  II,  Nr.  25«. 

*)  Sloot,  Geldrisclics  Urkiiudctibuuh  I,  Nr.  37l>. 

‘)  «lotst,  II,  Nr.  564  ^a.  1233)  „iudiuio,  ...vuiu«  eiiiolumunluni  meua  iudox 
capiat,  sicut  autv.“ 
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Umstand,  dass  diese  erst  1269’)  genannt  werden,  darf  nicht 
zu  der  Meinung  verleiten,  dass  sie  erst  städtischen  Bedürf- 
nissen ihren  Ursprung  verdanken,  vielmehr  muss  sich  die 
Entwicklung  in  folgender  Richtung  abgespielt  haben:  In 
der  villa  Wesel  hat  eine  Gemeinde  bestanden,  deren 
Vorstand  hier  wie  anderswo  *)  zwei  Burmeister  waren. 
Unter  ihrem  Vorsitz  kamen  die  Dorfbewohner  zur  Be- 
ratung über  Gemeinde-,  vor  allem  natürlich  über  AUmende- 
und  Anbauangelegenhcitcu  zusammen.  Später  riss  dann 
das  Schöffencolleg  die  Befugnisse  an  sich,  welche  bei  zu- 
nehmendem commerciellem  und  communalem  Leben  auf- 
karaen.  Auf  eine  Entwicklung  dieser  Art  muss  geschlossen 
werden  vor  allem  aus  der  Coexistenz  von  raagister  civium 
und  burmagistri,  deren  Geschäftskreis  so  ist,  dass,  wenn 
die  spätere  oberste  Ortsbehörde  mit  dem  alten  Burgericht 
zusammengeliangen  hätte  , zwei  so  verschiedene  Ämter 
überflüssig  gewesen  sein  würden.  Ebenso  wäre  es  wider- 
sinnig zu  denken,  dass,  nachdem  bereits  der  Schöffenmeister 
sich  seine  Machtsphäre  geschaffen,  nun  neben  ihm  die  Bur- 
meister mit  ihrem  altertümlichen,  der  ländlichen  Phase  der 
Entwicklung  entsprechenden  Charakter  getreten  seien.  Nach 
diesen  allgemeinen  Reflexionen®)  werfen  wir  einen  Blick  auf 
die  trümmerhaftc  Überlieferung  über  die  burmagistri. 

So  oft  die  Burmeister  uns  in  der  Folge  als  Polizei-  und  Einanz- 
bcamte  begegnen,  so  spärlich  sind  die  Zeugnisse,  welche  uns  über 
ihren  ursprünglichen  Charakter  Aufschluss  geben.  Dadurch,  dass 
das  Amt  der  burmagistri  oder  magistri  burgensium  im  14.  Jahr- 
hundert seinen  Schwerpunkt  in  der  Finanzverwaltung  hat,  könnte 
man  sich  zunächst  zu  der  Annahme  versucht  fühlen,  dass  diese 
von  Anfang  an  die  Aufgabe  jener  Beamten  war,  dass  also  die 
Schöffen  unter  sich  zwei  Männer  wählten  und  mit  der  Führung  des 
städtischen  Haushalts  betrauten;  und  in  der  That  ist  es  sehr  wahr- 
scheinlich, dass  auch  schon  ini  13.  Jahrhundert  die  Burmeister 
zugleich  Rentmeister  der  Stadt  waren,  wie  sie  in  späteren  Urkunden 
genannt  werden.  Nur  ist  zu  bezweifeln,  dass  die  Beamtung  grade 


■)  S.  u.  S.  27. 

’)  S.  V.  Maurer,  Qescbichte  der  Dori'verfiuBungf,  S.  i'i. 

Diese  Dcductiun  iiit  nicht  allein  auf  die  Wcselcr  Vcrliiiltnisse  basiert: 
Wie  llvrr  Dr.  K.  Liesegan^  mir  mitziituilcn  die  Freundlichkeit  hatte,  ist  diu 
Entwicklung  in  anderen  nicdcrrhcinisehcn  Bauernschaften  «ine  ganz  ähnliob«. 
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zu  diesem  Zweck  geschaffen  wurde;  dem  scheint  docl»  der  Name 
„burmagistri“  zu  widersprechen,  der  entschieden  auf  eine  ursprüng- 
lich agrarische  Bedeutung  des  Amtes  hinweist.  Zum  Glück  lassen 
uns  hierüber  die  (Quellen  nicht  ganz  ohne  Nachricht.  In  den 
Kämmereirechnungen  erscheint  zuweilen,')  keineswegs  regelmässig, 
eine  Ausgabe  unter  dem  Titel:  „burmagistri  servantes  dat  burgerichtc 
cuusumpserunt  . . .“  ^)  oder : „burmagistri  consumpserunt  propter 
Judicium  eorum  vocatum  dat  burgerichtc“  ^),  welcher  unter  den  Ein- 
nahmen der  sich  noch  seltener  ffndende  Posten  gegenübcrstcht:  „de 
vadiis  ante  burgherichte“.  *)  Über  das  Burgericht  nun  erfahren 
wir  aus  den  Stadtrechnungen  weiter  nichts,  als  dass  es  mindestens 
viermal  jährlich  gehalten  wurde;  denn  so  oft  kommt  es  i.  J.  1360 
vor.  Eine  wichtigere  Nachricht  darüber  geben  die  Ratsprotokolle, 
wenn  auch  aus  viel  späterer  Zeit.  Die  betreffende  Stelle  lautet: 
„So  vurgenamen  wart  van  den  schütten,  alz  wat  men  schut  aver 
den  mollenwech,  dat  men  die  have  to  Laickhusen  int  Schutt  brengen 
sull,  ind  den  onsen  dan  geen  recht  dar  an  geschuyt  ind  sie  ors 
schaden  sich  dan  so  nyet  bekommen  en  können : dar  umb  to  spreken 
myt  den  Richter,  wanneer  so  geschut  wort,  dat  dat  buerricht  dan 
apen  sii  ind  malk  recht  geschic“.^) 

Wie  aus  einem  kurz  darauf  sich  ebenfalls  in  den  Ratsprotokollen 
tindenden  Desiderium  an  den  Herzog  hervorgeht,*)  begehren  die 
Weseler,  über  den  Mühlenweg  hinaus  das  die  Frucht  verderbende 
Vieh  als  Pfand  einfangen  und  einsperren ')  zu  dürfen.  Der  letzte 
Satz  des  obigen  Ratsbeschlusses  zeigt  uns,  dass  über  den  durch 
das  Vieh  angerichteten  Feldschaden  im  ßurgericht  Recht  gesprochen 
wurde;  dieses  charakterisiert  sich  hierdurch  als  ein  Gericht  für  die 
agrarischen  Verhältnisse,  wie  es  bei  dem  noch  später  nicht  unbe- 


')  Zuerst  i.  J.  13ö7;  das  judiuium  burmugistrurum  gunaiiul  zuerst  i.  J.  11^9. 

0 i.  J.  1360. 

’)  i.  J.  1366. 

•)  Zuerst  i.  J.  1379.  Dass  da.s  ßurgericht  iu  den  Stadtrcchiiungeu  nicht, 
wie  zu  erwarten  wäre,  jedes  Jalir  vurkommt,  hat  wohl  darin  seinen  Urund,  dass 
die  Einnatimen  und  Ausgaben  gegen  einander  aut'gercchnot  wurden,  d.  h.  da.ss 
die  ßurmeister  zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  die  erhobenen  Strafgelder  ver- 
wandten, welche  das  eine  Mal  dazu  ausreichten,  das  andere  Kal  nicht,  selten 
einen  Üeberschuss  ergaben. 

»)  R.  a.  1486,  F.  4()a. 

*)  Ebenda,  F.  41b.:  „d.  to  schütten  bynucu  der  lautwer  iu  oirc  vrüheit 
oiek  aver  den  mollenwech.“ 

■')  Dies  die  Bedeutung  von  „schütten.“ 
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deutenden  ')  Landbesitz  von  Weselern  ausserhalb  ihrer  Stadt  erforder- 
lich war.  Das  Burgericht  wird  nun  Judicium  burmagistrorum  ge- 
nannt, und  ich  stehe  nicht  an,  in  dieser  Rechtsprechung  Uber 
agrarische  Sachen  die  ursprüngliche  Aufgabe  der  merkwürdigen 
Beamten  zu  sehen.  Die  Abgrenzung  ihrer  Befugnisse  neben  denen 
des  späteren  Bürgermeisters  ergiebt  sich  aus  dem  Vorhergehenden: 
Sie  hatten  die  Aufgabe,  welche  in  jeder  Bauernschaft  dem  oder  den 
Dorfvorstehern  oblag,  über  Fragen  des  Anbaus,  der  AUmende- 
benutzung,  über  Feldschaden  im  Burgericht  zu  entscheiden.  Der 
magister  civium  dagegen  als  Schöffenmeister  war  der  Beamte  für 
die  ausserhalb  des  bloss  bäuerlichen  Lebens  liegenden  Interessen  der 
Ciemeinde.  Er  hatte  also  seit  Entstehung  des  Marktes  die  Aufsicht 
über  diesen  („defectum  mensurandi  et  pistrandi“)  und  war  vor 
allem,  seitdem  das  neue  Bedürfnis  einer  Ortsverwaltung  sich  geltend 
gemacht  hatte  und  vom  Schöfieucolleg  erfüllt  wurde,  der  erste  Ver- 
waltungsbeaiute  des  Dorfes. 


2. 

Die  Rechte  des  Urafen  von  Clere  in  Wesel. 

In  der  Erörterung  über  den  magister  civium  wurde  angenommen, 
dass  diesem  im  Privileg  von  1241  seine  (rcrichtsbarkcit  nur  be- 
stätigt wird;  an  sich  wäre  cs  ja  aber  nicht  unmöglich,  dass  er  hier- 
mit die  Compcceuzcn  eines  früheren  hofrechtlichen  Beamten  erst 
erhielt,  und  seine  Einsetzung  also  die  Verwandlung  der  hufrecht- 
lichen Verwaltung  in  eine  communale  darstelltc.  Es  wäre  zwar 
sjHiziell  am  Niederrhein  ohne  alle  Analogie,  dass  sofort  bei  der 
Erhebung  eines  Dorfes  zur  Stadt  ein  Bürgermeister  ernannt  würde, 
da  vielmehr  diese  Beamten,  falls  sie  nicht,  wie  nach  unserer  Ver- 
mutung in  Wesel,  mit  einem  alten  dörflichen  Beamten  identisch 
sind,  regelmässig  erst  nach  der  Entstehung  des  Rates  als  Ratsmeister 
erscheinen.-)  Doch  kann  ein  zwingender  Beweis  für  unsere  Ansicht 
nicht  erbracht  werden,  ohne  auf  die  Frage,  ob  die  Gewalt  des 
Grafen  von  Cleve  über  Wesel  hofrechtlichen  oder  öffentlich  - recht- 
lichen Ursprungs  ist,  näher  einzugeben. 

Die  Untersuchung  hat  wieder  auszugehen  von  dem  Privileg 
von  1241.  In  diesem  finden  sich  zunächst  einige  Sätze,  welche  auf 


')  Das  beweisen  u.  a.  die  liäußgcu  Beschwerden  der  Bürger  wegen  der 
Buhatzung  ihrer  ländlichen  Besitzungen. 

'^)  Das  erste  Vorkuuinion  der  Bürgermeister  in  den  geldrischeu  Städten 
s.  bei  Nettesheim,  (losch,  vuu  Geldern,  S.  64  Aum.  21. 
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den  Leser  den  Eindniek  machen  müssen,  das«  vor  1241  die  Be- 
völkerung von  Wesel  sich  in  den  Banden  des  Hofrechts  Irefiinden 
hätte.  Es  sind  dies  folgende  Bestimmungen: 

1)  . quod  nos  . . . civitati  Wiselensi  . . . oinnem  liber- 
tatem  cum  integritate  remm  suarum  . . . contulimns.“ 

2)  Quicunque  civis  in  ea  obierit,  vir  uxoris  et  uxor  viri  here- 
ditatem  liberc  percipiat.  Si  ambo  decedant,  liberi  eorum 
heredes  permaneant.  Si  vero  liberos  non  habuerint,  prozi- 
raus  in  linea  afBnitatis  hereditati  succedat“. 

8)  „Si  quis  einum  moriatur,  census  qui  vocntur  utlosc  a snis 
heredibus  non  requiretur.“ 

Tn  alle  diesem  könnte  man  zunäehst  einen  Beweis  dafür  er- 
blicken, dass  die  Bewohner  Wesels  vor  1241  nicht  frei  gewesen, 
und  dass  daher  an  den  Grundherrn  ein  Teil  des  Erbes  gefallen 
wäre.  Aus  folgender  Ueberlegung  geht  indessen  hervor,  dass  dieser 
Grund  für  eine  hofrechtliehe  Verfassung  vor  1241  wenigstens  nicht 
zwingend  ist.  Wie  erw'ähnt,  schliesst  sich  unser  Privileg  in  seiner 
Fassung  an  die  Stadtrechtsvcrleihung  für  Zütphen  an.  In  dieser 
findet  sich  der  zuerst  angeführte  Satz  in  wörtlicher  üeberein- 
stimmung  ebenfalls  am  Eingang  der  Urkunde.  Den  beiden  folgenden 
Sätzen  entspricht  die  Bestimmung:  „Civitas  etiam  nullam  heredt- 
tJitera  domus  et  armorum  dabit“.  Dass  nun  der  Schreiber  des 
Weseler  Privilegs  Stellen  des  ZUtphener  abschrieb,  auch  wenn  sic 
für  Wesel  keinen  Sinn  hatten,  werden  wir  natürlich  nicht  annehmen 
dürfen,  zumal  die  Bestimmung  über  das  freie  Erben  ja  nicht  ihrem 
Wortlaute  nach  übernommen,  sondern  in  den  beiden  letzten  Sätzen 
näher  ausgefdhrt  wurde ; wohl  aber  kann  er  sich  von  seiner  Vorlage 
soweit  haben  beeinflussen  lassen,  dass  er  Bestimmungen,  welche  in 
dieser  einen  Bezug  auf  die  gesamte  Einwohnerschaft  haben,  auch 
dann  in  ihrer  allgemeinen  Fassung  in  seine  Urkunde  hinübemahm, 
wenn  sie  in  Wesel  nur  für  einen  Teil  der  Bürger  in  Betracht  kamen, 
d.  h.  er  konnte  nach  dem  Muster  des  Zütphener  Privilegs  von  der 
Verleihung  der  Freiheit  und  des  freien  Erbrechts  an  die  Bürger- 
schaft oder  an  die  Bürger  sprechen,  auch  wenn  sie,  da  die  meisten 
Bürger  schon  vorher  im  Genuss  dieser  Rechte  waren,  nur  wenigen 
zu  gute  kam;  der  Gefahr  einer  falschen  und  für  die  Grafen  nach- 
teiligen Deutung  der  Urkunde  setzte  er  sich  ja  dadurch  nicht  aus. 
Wie  wir  aber  sehen  werden,  gab  es  wirklich  einen  Teil  der  Ein- 
wohner, auf  den  sich  diese  Befreiungen  beziehen  konnten.  Wenn 
also,  wie  das  Folgende  zeigen  wird,  andere  gewichtige  Gründe 
gegen  den  hof  rechtlichen  Ursprung  der  gräflichen  Gewalt  über  Wesel 
sprechen,  so  geht  daraus  hervor,  dass  jene  Abschaffung  hofrecht- 
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liclipr  liaHten  sich  olion  nur  auf  einen  Teil  der  Hevölkorung  be- 
ziehen kann. 

Da  uns  jede  Nachriclit  vom  Erwerb  der  Gerichtsbarkeit  oder 
der  Grundherrscliaft  in  Wesel  Seitens  der  Grafen  von  (’leve  fehlt, 
so  sind  wir  darauf  angewiesen,  aus  dem  Umfang  der  ihnen  später 
in  Wesel  zustehenden  Rechte  auf  deren  Ursprung  zurückzuschliessen. 
Hierfür  besitzen  wir  eine  Quelle,  wie  wir  sie  lauterer  und  reich- 
licher flicssend  uns  gar  nicht  wünschen  können:  Das  registruin  red- 
dituum  comilum  Clivensium  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts.*) 
Bei  den  hier  aufgezählten  Gerechtsamen  des  Grafen  in  Wesel  lässt 
•sich  ein  dreifacher  Ursprung  unterscheiden : Sie  rühren  her  von 
dem  Besitz  der  Kirche,  der  Vogtei  über  das  Kloster  und  der  Hegung 
des  Gerichts. 

Seitdem  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  das  Patronat  über  die 
Kirche  dem  Prämonstratenserkloster  geschenkt  war,*)  beschränkten 
sich  die  Rechte,  welche  dem  Grafen  als  dem  Nachfolger  der  Abtei 
Epternach  zustanden,  im  W esentlichen  *)  auf  das  Eigentum  am  Hofe, 
den  Zehnten  und  den  Bezug  der  Curmede  von  den  St.  Willibrords- 
leuten. Der  Hof  war  mit  den  dazu  gehörigen  Acckcrn  und  Wiesen 
zur  Zeit  der  Anlegung  des  Heberegisters  verpachtet.  Ein  geringer 
Teil  des  gräflichen  Grundbesitzes  wurde  von  Hörigen  bebaut.  Die 
St.  Willibrordsleute  sind  die  Wachszinspflichtigen  der  Kirche,  die 
cerocensuales , wie  sie  im  Privileg  von  1241  genannt  werden;  sie 
müssen  an  den  Grafen  die  Curmede,  eine  Erbschaftssteuer,  ent- 
richten. Der  Zehnte  ist  ein  Getreidezehnte  und  ein  „smaler  tyend“,*) 
welcher  für  Schweine,  Bienenstöcke,  Gänse,  Hühner  und  Flachs 
gezahlt  wurde.  Durch  den  Besitz  des  Hofes  standen  dem  Grafen 
auch  hervorragende  Nutzungsrechte  an  der  Weseler  Mark  zu, 
über  die  zwar  weniger  unser  Register,  als  ein  Weseler  Waldweis- 


>)  bn  Auszüge  mitgeteilt  von  Mooren  und  Nettesheim  in  den  Annalen 
des  hist.  Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  28  u.  29,  S.  11  ff.;  und  Heft  31, 
•S.  112  ff.  Für  die  dort  angegebene  Entstehungszeit  ergiebt  sich  ein  weiterer 
Beweis  aus  der  Vergleichung  der  sich  hier  findenden  Namen  von  Weseler 
Bürgern  mit  den  anderweitig  bekannten. 

•)  Lae.,  U.  B.  IV,  Nr.  668  (a.  1261);  und  Binterim  und  Mooren  III, 
Nr.  188  (a.  1277). 

*)  Ausserdem  hatte  er  die  Küster  zu  bestellen. 

*)  Diese  deoima  minuta  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  census  minntus. 
welcher  an  Private  gezalilt  wird,  z.  B.  Bt.  a.  1343  ff.  an  liederhgane  und  später 
an  seine  Witwe, 
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tum')  Aufschluss  giobt,  welche  aber  in  diesem  Zusninmenhang 
zu  behandeln  sind. 

Weideberechtigt  waren  im  Weseler  Walde  alle  Oüter  der 
Kirch.spiele  Wesel,  Hamminkel  und  Drevenick.*)  Die  Vollberechtigten 
sind  die  £rbgenossen,  minderberechtigt  sind  die  Markgenossen  und 
die  Köther.  Über  diese  drei  Klassen  giebt  uns  eine  Stelle  in  der 
Aufzeichnung  über  di£  Rechte  des  Nonnenklosters  Nachricht:  „Oick 
ist  to  weten,  dat  nyemant  van  rechte  erfgenote  ys  noch  hieten  sal, 
he  en  heb  dan  crfhachtich  guet  ligghen  als  hove  oiRe  huven  bynnen 
den  palen  ende  voren  der  Marke;  ende  de  ghene  de  de  hove  ende 
huven  besytten,  teen  (?)  ende  bouwen,  hieten  endesiin  marckgenoten ; 
de  anderen  alle  synt  koteren.“  Die  Beschlussfassung  über  Mark- 
angelegenheiteu  steht  nur  den  Erbgenossen  zu;  sie  geschieht  im 
Holzding  auf  der  Matena  (einem  Platze  in  Wesel).  Es  gab  mehrere 
Höfe,  denen  besondere  Rechte  im  Weseler  Walde  eigneten;  das 
Weistum  nennt  deren  neun,  darunter  „die  hoff  to  Wesel“  und 
„die  Closter  hoff“.  Während  aber  der  Vorzug  der  anderen  Höfe 
wohl  nur  in  der  grösseren  Zahl  von  Schweinen  bestand,  die  sie 
im  Walde  weiden  lassen  durften,  hatten  die  Eigentümer  des  Hofes 
zu  Wesel,  d.  h.  der  Draf,  und  des  Klosterhofes  , d.  h.  der  Prior, 
auch  besondere  Befugnisse  in  der  V'erwaltung  der  Mark.  Ersterer 
hatte  namentlich  den  Holzrichter  und  den  Waldförster,  nachdem 
sie  von  den  Erbgenossen  gewählt  waren,  zu  bestätigen,  letzterer  den 
Boten  des  Holzrichters  einzusetzen.  Der  Holzrichter  hielt  das  Holz- 
ding ab  und  pfändete  mit  seinem  Boten  die  dort  verhängten  Strafen 
aus;  diese  erhielten  der  Graf,  das  Kloster  und  die  Erbgenossen  zu 
gleichen  Teilen. 

Aus  alledem  ist  ersichtlich,  dass  dem  Grafen  das  Obereigentum 
an  der  Mark  nicht  zustand’').  Die  Erbgenossen  hatten  zwar  dem 
Eigentümer  des  Hofes  wohl  gegen  die  Verpflichtung,  sie  zu  schützen, 
gewisse  hervorragende  Rechte  im  Walde  überlassen,  aber  Rechte, 
die  nicht  einmal  viel  bedeutender  waren  als  die,  welche  anderen 
Höfen,  vorab  dem  Klosterhof,  zustanden,  und  die  noch  entfernt 

*)  Lac.,  Archiv  III,  2,  S.  2fi2  ff.  Speziell  über  das  Kecht  des  Nonnen- 
klosters am  ^Valde  handelt  eine  Aufzeichnung  in  einer  Handschrift  vom  Ende 
des  15.  Jahrh.,  welche  Urkunden  des  Klosters  enthält.  (St.  A.  zu  D.) 

')  Daher  ist  diese  Mark  schon  eine  Teilmark  und  kann  mit  der  alten 
Hundertschaftsmark  nicht  identisch  sein;  zu  dieser  gehörten  ja  nach  unserer 
Vermutung  alle  die  Dörfer,  welche  im  Bezirk  des  Hemails  lagen. 

•)  Namentlich  spricht  dagegen  die  Verteilung  der  Brüchen  und  die  Wahl 
dos  Holzrichters  durch  die  Erbgenossen. 
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nicht  bin  zum  Obereigentuni  an  der  Mark  gcwachncn  waren. ') 
Kbonnowenig  batte  der  Besitz  des  Hofes  dem  Grafen  zum  Ober- 
eigentum am  Dorfe  verholfen.  Dass  er  aber  auch  nicht  in  früherer 
Zeit  Grundherr  der  villa  Wiselensis  gewesen  war  und  auf  seine 
grundherrlichen  Rechte  bei  der  Erhebung  Wesels  zur  Stadt  ver- 
zichtet hatte,  geht  daraus  hervor,  dass  er  alle  die  Rechte,  welche 
mit  dem  Besitz  des  Hofes  zusammenhingen,  zur  Zeit  des  Registnims 
noch  besass.  Er  hatte  noch  seine  Hörigen  und  bezog  von  den 
Zinspflichtigen  noch  die  Ourmede.  Wäre  das  Privileg  von  1241 
so  aufzufassen,  dass  dadurch  die  Weseler,  die  bisher  alle  in  Ab- 
hängigkeit  von  der  Kirche,  resp.  dem  Hofe  gestanden,  von  den 
Fesseln  des  Hofrechts  hätten  gelöst  werden  sollen,  so  wäre  nicht 
abzusehen,  wie  trotzdem  einige  von  den  Hörigen  und  Zinspflichtigen 
in  ihrem  alten  Stande  geblieben  sein  könnten. 

Als  Vogt  des  Klosters  bezog  der  Graf  von  den  VogtgUtern 
eine  jährliche  Abgabe  in  Geld  und  Getreide;  ausserdem  aber  waren 
ihm  die  Vogtei-  nnd  die  Eigenleute  zu  einer  Mai-  und  einer  Herbst - 
betle’’)  verpflichtet.  Diese  Vogteileute  sind  es  nun  auch,  welchen 
im  Privileg  die  persönliche  Freiheit  und  freies  Erben  zugesichert 
wird.  Auch  sie  können  aber,  weil  sie  nur  in  ganz  geringer  Anzahl 
vorhanden  sind,  nicht  einen  Hauptbestandteil  der  Einwohnerschaft 
des  Dorfes  Wesel  ausgemacht  haben. 

Hiernach  ist  es  klar,  dass  der  Graf  weder  als  Klostcrvogt  noch 
als  Eigentümer  des  Hofes  und  Herr  der  Kirche  das  Recht  haben 
konnte,  das  Dorf  Wesel  zur  Stadt  zu  erheben.  Das  Recht,  durch 
dessen  Besitz  er  als  Herr  von  Wesel  erscheint,  ist  vielmehr  die 
Gerichtsbarkeit.  Wie  im  Privileg  der  Richter  sein  Richter  heisst, 
so  beginnt  auch  das  Verzeichnis  seines  Besitzes  in  Wesel:  „In  den 
irsten  hevet  hi  aldar  hogerichte  end  neder.“  Freilich  wird  im 
•Jahre  1370*)  der  Graf  von  Cleve  von  der  Herzogin  von  Brabant, 
von  deren  Vorgängern  ja  der  Hof  Wesel  an  Cleve  gekommen  ist, 
belehnt  mit  der  „stat  van  Wesele  mit  hoere  toebehoirten,  ghelic  si 
van  ons  in  leen  ruert,“  woraus  man  schliessen  könnte,  dass  doch 
dem  Hofe  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  der  Stadt  zuge- 


')  S.  darüber  Lamprccht,  a.  n.  O.  I,  S.  478. 

’)  Die  Mai-  und  Herbstbede  gehört  also  hier  nicht  zu  den  auf  Grund 
der  Geriebtahoheit  eingefUhrten  Abgaben,  da  sie  sonst  von  allen  Weselem.  die 
ja  sämtlich  unter  der  Jurisdiction  des  Grafen  standen,  hätte  erhoben  werden 
müssen.  S.  r.  Below,  Kntstehung  der  landständischen  Verfassung  in  Jülich 
und  Berg.  Ztachr.  XXI  (1885)  S.  198  f. 

^ Lac.,  V.  B.  m,  Nr.  701. 
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atanden  hätte.  Doch  wird  in  jener  Urkunde  v.  J.  1065*)  nur  die 
„eccleeia  in  villa  Wisele  et  quicquid  in  eadem  villa  ad  aupradictam 
abbatiam  pertinet“,  nicht  die  ganze  villa  der  Abtei  Eptemaoh  zu- 
rückgegeben,  und  haben  wir  ea  hier  daher  wohl  mit  einer  üngenauig- 
keit  dea  Auadrucka  zu  thun;  aber  auch  aonat  wäre  ea  ja  nicht 
ausgeachloaaen,  daaa  auch  die  Gerichtahoheit  uraprünglich  im  Besitz 
der  brabantiachen  Herzoge  gewesen  ist,  in  welchem  Falle  der  Graf 
von  Cleve  die  Streitigkeiten  dea  Jahres  1163  nur  als  Waldgraf  ge- 
schlichtet hätte. ')  Um  die  Entstehung  der  clevischen  Rechte  an 
Weael  featzuatellen,  würde  es  also  viel  wichtiger  sein,  dass  man  die 
Frage  zu  beantworten  suchte,  wann  und  wie  die  Grafen  die  Ge- 
richtsbarkeit erworben  haben,  als  zu  erforschen,  wie  sie  in  den  Besitz 
des  Hofes  gekommen  sind.  Doch  fehlt  ea  hierfür  an  allen  Anhalts- 
punkten; nur  scheint  die  Schlichtung  von  Streitigkeiten  zwischen 
den  Erbgenoaaen  und  dem  Kloster  über  dessen  Rechte  am  Walde, 
die  dem  Grafen  Dietrich  i.  J.  1163  gelang,*)  darauf  hinzudeuten, 
dass  dieser  schon  damals  Qerichtsherr  war. 

Jedenfalls  ein  Ausüuss  der  Gerichtshoheit  ist  nun  auch  der 
Zins,  den  die  Grafen  von  365  Hofstätten  beziehen.  Er  besteht  nur 
in  einem  Huhn  von  der  Hofstätte,  während  er  in  Cleve  und  Calcar, 
nach  dem  Heberegister  ausser  Wesel  den  einzigen  Städten,  in  denen 
der  Zins  nicht  von  Hufen,  sondern  von  Hofstätten  gezahlt  wird, 
zwei  Hühner  und  sechs  Denare  beträgt.  Dass  von  Freigut  ein 
Zins  gezahlt  wurde,  kam  auch  sonst  vor;*)  dieser  Zins  speziell 
kann  deshalb  nicht  hofrechtlichen  Ursprungs  sein,  weil  dann  auch 
eine  hofrechtliche  Abgabe  beim  Besitzwechsel  gezahlt  werden 
inüsste.*)  Deren  Erwähnung  würde  al>er  um  so  weniger  im  Privileg 
versäumt  sein,  als  sie  sich  in  jenem  Zütphener  Privileg  findet.*) 
Allerdings  ist  ein  Satz  auch  in  unserer  Urkunde  schon  in  diesem 


')  S.  S.  .0,  Aum.  'i. 

’)  S.  gleich  unten. 

')  Binterim  und  Mooren,  III  Nr.  4B.  Wenn  er  nicht  als  Waldgraf  in  der 
Sache  fungierte. 

S.  Waitz,  Verfassungsgesch.  V,  8.  üV),  v.  Below,  a.  a.  O.  8.  199.  Anm. 
93  u.  S.  231,  Anm.  175;  Arnold,  Qesch.  des  Eigentum«  S.  13. 

‘)  Das«  eine  Handänderung«abg;abe  an  den  Eigentümer  auch  in  Wesel 
gebräuchlich  war,  beweisen  die  Urkunden,  in  denen  die  Stadt  Häuser  oder 
Türme  verpachtet,  und  in  denen  sie  sich  stets  eine  besondere  Abgabe  „nomine 
conquisitionis“  ausbedingt. 

*)  Areas  nieas,  quas  ad  usus  ipsoruro  habent  infra  civitatem,  si  media  pars 
vacare  contigerit,  XXX  denarios  persolvet.  si  tota,  quinque  solidos.“ 

Btikkotd,  V»rfassQ09*ge»chirht6  S 


Digitized  by  Google 


18 


Sinne  aufgefanst  worden.')  Er  lautet:  ^Quiconque  deaiderat  sibi 
coinparare  domiim  vel  aream,  aseiimat  duos  vel  plures  acabinos 
civitatis  in  teetimonium  et  det  tot  .«oHdos  leves,  quot  denarios  solvit 
in  censu.“  Aber  zunächst  spricht  der  Zusammenhang  gegen  die 
Auffassung  dieser  Solidi  als  einer  hofrechtlichen  Handänderungs- 
abgabe.  Wenn  bestimmt  wird,  man  solle  Schöffen  zu  Zeugen  nehmen 
und  Solidi  zahlen,  dann  ist  doch  das  Nächstliegende,  dass  man  die 
Solidi  eben  für  das  Zeugnis  bezahlt. 

Auch  wäre  hier  nie  an  jene  hofrechtliche  Abgabe  gedacht 
worden,  wenn  man  gewusst  hätte,  dass  der  Graf  von  den  Hof- 
stätten nur  einen  Naturalzins  bezog,  der  an  dieser  Stelle  erwähnte 
Geldzins  also  gar  nicht  an  ihn  entrichtet  wurde  Denn  die  Höhe 
dieser  Handänderungsabgabe  wurde  regelmässig  nach  der  Höhe  des 
Zinses,  den  man  dem  Eigentümer  zu  zahlen  verpflichtet  war,  be- 
stimmt. Grade  diese  Stelle  des  Privilegs  zeigt  uns  also  deutlich, 
wie  kaum  etwas  anderes,  dass  der  Grund  und  Boden  von  Wesel 
hauptsächlich  nicht  im  Eigentum  des  Grafen,  sondern  eingesessener 
Familien  war.  Wer  nach  Wesel  zuzog,  musste  von  einem  der 
Erbgenossen  eine  Hofstätte  in  Erbleihe  nehmen.  Wir  haben  also  in 
Wesel  dieselben  Besitzverhältnisse,  wie  in  vielen  anderen  Städten,  in 
denen  ebenfalls  die  Mitglieder  der  ältesten  Einwohnerklassc  an  die 
später  Zuziehenden  Grundstücke  zu  Wicbälderecht  verleihen,*) 

Ob  die  Grafen  schon  vor  1241  den  Wildbann  bei  Wesel  bean- 
spruchten, ist  unsicher;  in  unserm  Register  finden  sich  Wildbanns- 
hafer  und  Wildbannshühner,  welche  die  Höfe  und  Kathstellen  um 
Wesel  an  sie  entrichten  müssen.  Wie  schon  die  Herausgeber  be- 
merkt haben,  ist  hierin  vermutlich  eine  Abgabe  zu  sehen,  „welche 
der  Graf  von  einem  ursprünglichen  Mark-  oder  Gemeindegrunde, 
der  später  in  Culturzustand  versetzt  wurde,  erhob,  und  auf  dem  der 
Rentberechtigte  vorher  das  Jagdrecht  gehabt  hatte.“  Jedenfalls 
wurde  aber  auch  der  Wildbann  auf  Grund  der  Gerichtslioheit  be- 
ansprucht. 

Auch  von  den  Regalien,  in  deren  Besitz  der  Graf  sich  befindet, 
werden  wir,  dem  Vorhergehenden  entsprechend,  annehmen  müssen, 
dass  sie  ein  Ausfluss  der  Geriehtshoheit  sind. 

Eis  sind  dies  die  Zölle,  die  Münze,  das  Mühlenrecht  und  das 
F'ermentum,  d.  h.  das  Monopol  der  Gruyt,  eines  zur  Bierbrauerei 
verwendeten  Stoffes. 


')  Uengler,  .Stadtrechtsaltertümer,  S.  379. 

'j  S.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  lübischen  Recht. 
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Die  Weeeler  Münze  begegnet  uns  zuerst  in  unserm  flebe- 
register,  doch  kommen  ihre  Fabrikate  schon  von  1241  an  vor.  Der 
Zölle,  welche  der  Graf  erhob,  waren  nach  dem  Register  nur  noch 
zwei:  Der  Marktzoll  und  der  „carrentoll  ende  upslach  van  den 
wyne“.  Die  aber,  welche  die  Einkünfte  aufnahroen,  fragten  auch 
nach  dem  Komzoll  und  dem  Weggeld,  erhielten  jedoch  die  Ant- 
wort, dass  man  darüber  Briefe  habe;  dieser  Zoll  war  nämlich  im 
Jahre  1275  von  Dietrich  Luf’)  der  Stadt  übertragen.  Also  ist  an- 
zunehmen, dass  er  auch  schon  vor  1241  im  Besitz  des  Grafen  ge- 
wesen ist.  Ebenso  der  Marktzoll:  Im  Privileg  von  1241  wird  denen, 
die  ihn  nicht  entrichten,  eine  Strafe  angedroht.  Es  war  ein  Jahr- 
marktszoll; ein  Wochenmarkt  bestand  noch  nicht.-)  Jedenfalls 
wurde  auch  der  Weinzoll  nicht  erst  nach  1241  eingefuhrt;  wir 
können  also  auch  ihn  zu  dem  Besitz  der  Grafen  im  Doife  Wesel 
zählen.  Nicht  anders  steht  es  mit  dem  Fermentum,  dessen  früheste 
Spur  in  das  Jahr  1272  fällt,  wo  es  von  Dietrich  Luf  an  die  Stadt 
gegen  Erbzins  verliehen  wird.  Schliesslich  beanspruchte  der  Graf 
in  Wesel  auch  die  Mühlengerechtsame;  zwar  hesass  er  selbst  keine 
Mühle  in  der  Stadt;  als  aber  der  Rat  eine  errichten  wollte,  konnte 
er  es  nicht,  ohne  dass  der  Graf  den  Wind  dazu  gab.’) 

Grade  der  zuletzt  besprochene  Besitz,  das  Gruytmonopol,  das 
Weggeld  und  das  Mühlenrecht,  könnte  die  Meinung  erwecken,  dass 
er  erworben  wäre  nicht  auf  Grund  der  Gerichtshoheit,  sondern 
allein  auf  Grund  des  Obereigentums  an  der  Allmende.  Ausser  dem 
oben  Angeführten  steht  dem  nun  namentlich  noch  eins  entgegen: 
Wenn  der  Grundherr  sein  Recht  an  der  Allmende  in  dieser  Weise 
nutzbar  machen  konnte,  so  ist  nicht  abzusehen,  warum  er  nicht 
auch  hier,  wie  doch  in  so  vielen  Fallen,  Mass  und  Gewicht  unter 
seine  Aufsicht  zog.  Wir  kommen  hier  wieder  auf  den  Satz  zurück, 
von  dem  diese  ganze  Erörterung  ihren  Ausgang  genommen  hat: 
,.Jurgia,  defectum  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judi- 
cabit.“  Wenn  hierdurch  dem  magister  civium  nicht  etwas  zuerst 
übertragen,  sondern  nur  bestätigt  wird,  dann  kann  Mass  und  Ge- 
wicht nicht  vorher  in  herrschaftlicher  Verwaltung  gewesen  sein. 
Wie  aber  eine  herrschaftliche  Verwaltung  in  Allmendeangelegen- 
heiten schon  nach  den  obigen  Ausführungen  nicht  stattg^efunden 
haben  kann,  so  finden  wir  jetzt  ein  neues  Moment  dagegen  darin, 

')  S.  u.  3.  2«,  Anra.  l. 

')  S.  u.  S.  28. 

*)  Durch  Privileg;  v.  ,1.  iit29,  bac.  U.  K.,  Ul,  Nr.  241.  Preutdorff  a.a.  (>. 
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dass  jede  Spur  eines  hofrechtlichen  Beamten  fehlt.  Der  einzige 
Beamte  des  Grafen,  welcher  im  Privileg  von  1241  vorkommt,  ist 
der  judex  *)  der  keine  andern  Befugnisse  als  richterliche  hat,  und 
dessen  Name  wohl  schon  einen  hofrechtlichen  Charakter  ausschliesst. 
In  Zütphen  z.  B.  ist  der  Beamte  des  Grafen  von  Geldern  ent- 
schieden ein  hofrechtlicher  und  heisst  villicus,  in  Emmerich  dagegen 
stand  dem  Grafen  nur  die  Gerichtshoheit  zu,  und  sein  Vertreter 
wird  daher  hier  judex  genannt.  Auch  in  Cleve  ist  nach  dem  Stadt- 
erhebungsprivileg von  1242*)  der  villicus  der  grätliche  Beamte. 
Hätte  es  ferner  vor  1241  einen  hofrechtlichen  Beamten  in  Wesel 
gegeben,  so  würde  wohl  ebenso,  wie  im  ZUtphener  Privileg  von  der 
Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes  dieser  und  nicht  der  judex-scul- 
thetus  ausgeschlossen  werden.  Ein  sicheres  Zeugnis  giebt  uns  aber 
die  schon  erwähnte  Urkunde  von  1233*).  Brüder  und  Konvent 
des  Prämonstratenserklosters  beklagten  sich  bei  dem  Grafen  Dietrich 
von  Cleve,  ihrem  Vogt,  dass  ihnen  die  Bürger  des  Dorfes  Wesel 
Unrecht  zutügten,  indem  sie  schon  seit  mehreren  .Jahren  am  Wal- 
burgisfeste  in  ihrem  Forste  Holz  schlügen.  Durch  die  Vermittlung 
des  Grafen  verzichteten  die  Weseler  auf  alles  Recht  an  jenem 
Walde  und  erbaten  dafür  Lösung  vom  Banne.  Hätte  zu  dieser 
Zeit  irgend  ein  hofrechtlicher  Beamter  an  der  Spitze  der  dörf- 
lichen Verwaltung  gestanden,  so  würde  er  sicher  entweder  im  Text 
der  Urkunde  oder  wenigstens  unter  den  Zeugen  genannt  worden 
sein,  da  ein  solches  Abkommen  doch  nicht  ohne  seine  Mitwirkung 
getrofifen  werden  konnte.  Er  fehlt  aber  nicht  nur  unter  den  aufge- 
führten  Zeugen,  sondern  am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  sogar 
die  „nomina  civium  qui  interfuerunt“  genannt  und  dadurch  bewiesen, 
dass  das  Dorf  allein  von  Eingesessenen  vertreten  wurde. 

Zu  alle  dem  kommt,  dass  sich  auch  später  kein  Obereigentum 
an  der  Allmende  nachweisen  lässt  Im  Gegenteil  sehen  wir  die 
Gemeinde  mit  einigen  gleich  zu  besprechenden  Ausnahmen  regel- 
mässig frei  über  die  Allmende  verfügen  ; der  Verkauf  von  Hof- 
stätten ausserhalb  der  Thore  bildet  eine  nicht  unwichtige  Einnahme- 
quelle für  die  Stadt.  Auch  die  Viehweide  wurde  von  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  an  im  fiscalischen  Interesse  nutzbar  gemacht, 
ohne  dass  ein  Consens  des  Grafen  erwähnt  würde.  Erst  nachdem 
die  Stadt  schon  in  mehreren  Jahren  Gehl  für  die  Benutzung  der 


')  einmal  sculthetus  genannt 
«)  I>ac.  U.  B.  U.  Nr.  2fi5. 

8.  (>,  Anra.  6. 
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Viehweide  bezogen  hatte,  i.  J.  1377,  findet  sich  die  erste  Bestätigung 
dieser  Gewohnheit.’)  Natürlich  war  auch  diese  nicht  von  nöten, 
weil  die  Allmende  im  Obereigentum  des  Grafen  gestanden  hätte, 
.sondern  man  holte  seinen  Consens,  wenn  auch  spät,  ein,  weil  er 
durch  den  Besitz  des  Hofes  allerdings  an  der  Art,  wie  die  Allmende 
verwertet  wurde,  interessiert  war.  Dass  nur  dies  Mitbenutzungs- 
recht an  der  Viehweide  cs  war,  welches  die  Zustimmung  des  Grafen 
zu  ihrer  finanziellen  Ausnutzung  Seitens  der  Stadt  wünschenswert 
machte,  dafür  haben  wir  noch  ein  weiteres  Zeugnis:  Als  i.  J.  1480 
die  Stadt  sich  in  arger  Geldnot  befand,  und  deshalb  einige  Schläge 
der  Viehweide  verkauft  werden  sollten,  geschah  es  mit  Erlaubnis 
nicht  nur  des  Herrn,  sondern  auch  der  trefflichsten  Erbgenosseu,  *) 
und  ebenso  werden  wir  bei  den  früheren  Verfügungen  über  die 
Allmende  deren  vorherige  Zustimmung  anzunehmen  haben. 

Das  Eiigentum  der  Stadt  an  der  Allmende,  das  hierdurch  für 
das  14.  Jahrhundert  erwiesen  ist,  kann  aber  seinen  Grund  nicht 
in  dem  Stadterhebungsprivileg  haben;  denn  dann  würde  hier  der 
Verzicht  des  Grafen  auf  die  Allmende  gewiss  ebensowohl  erwähnt 
worden  sein,  wie  er  im  entsprechenden  Clever  Privileg  von  1242 
als  Preis  für  das  Versprechen  der  Städter,  bei  dem  Ritterschlag 
der  Söhne  und  der  Heirat  der  Töchter  eine  Unterstützung  zu  leisten, 
ausgesprochen  wird.*) 


3. 

Das  PrlTileg  von  1241. 

üeber  die  verfassungsrechtlichen  Zustände  also,  wie  sie  vor 
der  Stadtrechtsverleihung  in  Wesel  herrschten,  lassen  uns  unsere 
Quellen  wenigstens  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  im  Dunkeln. 
Wir  sehen  im  Wesentlichen  eine  Landgemeinde,  die  mit  einem  Ge- 
richtsbezirk zusammenfällt,  an  deren  Spitze  das  Schöflencolleg  steht, 

')  St.  a.  1377  K.  136*:  „J.  domicello  nostro  pro  cnrialitate  et  veweida  et 
pro  expensis  literarum  aigillando  et  alii^  expensis  propter  hoc  factis  799  olipei, 
faa  106Ö  mr.  4 lol.“  Die  erate  uoa  darüber  erhaltene  Urkunde  ist  aus  dem 
Jahre  1396.  Dasa  diese  sich  nicht  auf  einen  neu  in  die  Nutzniesaun);  der  Stadt 
übergehenden  Teil  der  Viehweide  bezieht,  geht  ans  der  annähernden  Uleichheit 
der  Erträge  in  diesem  und  den  folgenden  Jahren  hervor.  I.  J.  1378  aber  kam 
bedeutend  mehr  ein,  als  vorher. 

•)  St,  a.  1480. 

*)  „Cum  vero  filios  nostros  militari  vel  üliaa  maritari  contigerit,  aupple- 
mento  oondeoenti  ad  id  uobis  consecuturoa  liberaliter  devovemnt,  qnapropter 
aqnaa  et  paaoua  Hbere  conoedimua  eiadem.“ 
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deren  frühere  Vorsteher  aber  gewisse  Befugnisse  in  der  Agrarver- 
w-altung  bewahrt  haben,  ln  wie  fern  verursachte  nun  die  Erhebung 
zur  Stadt  i.  J.  1241  ‘)  eine  AenderungV 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  die  Bedeutung  des  Privilegs  dahin 
charakterisieren,  dass  der  Ort  aus  dem  Gerichte-  und  Verwaltungs- 
Organismus  des  platten  Landes  gelöst,  und  für  seine  Stellung  zum 
Grafen,  für  Handel  .und  Verkehr,  für  das  Gerichtswesen  solche 
Bestimmungen  getrofFen  wurden,  welche  den  Interessen  einer  städti. 
scheu,  handeltreibenden  Bevölkerung  entsprachen. 

Als  die  Grund-  und  Gerichtsherren  aus  einzelnen  ihrer  länd- 
lichen Gremeinden  z.  Th.  mit  überraschender  Schnelligkeit  Verkuhrs- 
plätze  sich  entwickeln  sahen,  konnten  sic  zunächst  die  neuen  com- 
plicierten  Verhältnisse  schwer  überschauen,  fühlten  sich  demzufolge 
unfähig,  deren  Begelung  in  die  eigene  Hund  zu  nehmen,  zumal 
ihre  übrigen  Besitzungen  diese  Entwicklung  nicht  mitmachten,  und 
also  für  sie  die  alte  Verwaltung  noch  durchaus  angemessen  war. 
Sie  sahen  wohl,  wie  schädlich  bei  der  Sensibilität  des  Verkehrs, 
seinem  Bedürfnis  nach  Sicherheit  und  Stetigkeit  es  sein  würde, 
wenn  sie  gegenüber  den  Stadtbewohnern  ihre  Bechtc  in  demselben 
Masse  aufrecht  erhielten  und  geltend  machten,  als  den  ländlichen 
Gemeinden  gegenüber;  mit  anderen  Worten:  Die  Bildung  eines  be- 
sonderen städtischen  Verwaltungsbezirkes,  welche  in  den  grösseren, 
namentlich  den  bischöflichen  Städten  schon  früher  erfolgt  war, 
musste  allmählich  auch  in  den  kleineren  Landstädten  bewirkt  werden. 
Die  Dynasten  mussten  deshalb  einen  Teil  ihrer  Rechte  zu  Gunsten 
der  Bürgerschaft  oder  einer  aus  ihr  hervorgegangenen  Behörde 
aufgeben  und  zugleich,  soviel  an  ihnen  lag,  die  Bürger  von  den 
Eindüssen  fremder  Gewalten  befreien.  Von  diesem  Standpunkte 
ans  findet  auch  das  Privileg  von  1241  seine  Erklärung. 

Als  einer  der  wichtigsten  Bestandteile  des  neu  constituierten 
jus  civile  wird  gleich  um  Anfang  der  Urkunde  das  Versprechen 
gegeben,  dass  keine  Steuer  ohne  der  Städter  guten  Willen  erhoben 
werden  soll.  Indess  verzichtete  der  Stadtherr  mit  solcher  Befreiung 
nicht  auf  jede  Abgabe,  sondern  Versprach  nur,  von  aller  Regel- 
mässigkeit und  allem  Zwang  dabei  abzusehen,  damit  er  im  Palle 
der  Not  die  geschonte  städtische  Steuerkraft  um  so  besser  in  Anspruch 
nehmen  konnte.^)  Gegen  die  Gefahr,  dass  von  nun  an  seine  Hörigen 
durch  Uebcrsiedelung  in  die  Stadt  sich  allen  herrschaftlichen  An- 

•)  Lae.,  U.  ii.  U,  258. 

’}  nll*  at  nullsB  in  es  läciatniia  exsvtioues  vcl  accreilituiu  honerosuni 
preter  ipauruni  bonam  vulunlateiu'*.  S.  Zeumor,  tstädtesteuern,  S.  fti 
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aprficben  entzogen,  aicherte  aich  der  Graf  dadurch,  daea  er  ihre 
Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  verbot. 

Mit  jener  Entbindung  von  der  exactio  hängt  die  Befreiung  von 
jedem  Kriegsdienst,  welcher  die  Bürger  länger  als  einen  Tag  ausser- 
halb der  Stadt  halten  würde,  aufa  engste  zusammen.  Auch  hier- 
durch wurde,  wie  besonders  hervorgehoben  wird,’)  von  einer  be- 
deutenderen militärischen  Unterstützung  nicht  für  immer  abgesehen, 
sondern  ihre  Bewilligung  nur  in  das  Belieben  der  Stadt  gestellt. 

Beides,  die  Befreiung  von  der  exactio  und  die  Beschränkung 
der  Kriegsdienstpflicht,  sind  Elxemptionen  von  Abgaben  und  Diensten, 
die  der  Graf  in  seinem  übrigen  Territorium  kraft  der  Gerichts- 
hobcit  beanspruchte.  Dass  dagegen  die  Sätze  des  Privilegs,  welche 
den  Bürgern  Freiheit  von  hofrechtlichen  Abgaben  zusichem,  nur 
einem  geringen  Teil  der  Elinwohner  zu  gute  kommen  konnten  und 
daher  von  mehr  untergeordneter  Bedeutung  sind,  ist  schon  oben 
nachgewieaen. 

Die  Behörde,  welcher  zu  Wesel,  wie  wir  gesehen,  die  Leitung 
der  Gemeinde-Angelegenheiten  oblag,  war  das  Schöflfencolleg.  Als 
ein  neues  Becht  wird  ihm  die  Aufbewahrung  herrenlosen  Erbes 
übertragen;  ausserdem  wird  seine  hervorragende  Stellung  in  der 
Gemeinde  dadurch  noch  befestigt,  dass  die  Schöffen  als  Urkunds- 
personen bei  der  Uebertragung  von  Liegenschaften  anerkannt  oder 
erst  eingesetzt  werden,  und  dadurch,  dass  ihr  Gericht  das  oberste 
genannt  wird,  vor  dem  allein  andere  Beweismittel,  als  die  blosse 
Läugnung  der  Anklage  durch  den  Eineid  zulässig  seien.*)  Wahr- 
scheinlich zur  Entschädigung  für  ihre  mit  der  Erhebung  zur  Sadt 
umfassender  und  schwieriger  werdende  Thätigkeit  wird  den  Schöffen 
ein  Teil  der  Gerichtsgelder  angewiesen,  während  der  grösste  Teil 
dem  Grafen  und  dem  Richter  Vorbehalten  bleibt;  eine  kleine  Quote 
fallt  auch  an  die  Stadt,  ebenso  wie  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes 
Fremder  „ad  augendam  rem  publicam“. 


*)  „Civea  Wiaclunsea  ad  ezpeditionem  noatrsm  uon  eugentur,  nisi  ut  nocto 
ad  civitatem  Wieelenaem  poasint  redire,  nisi  sponte  volaerint, 

’)  „Nemu  infra  indicia  a iudicio  civitatis  derivantia  aliquem  civem  obli- 
gare  vel  prorlamare  presmnat  vul  amplius  gravet,  quam  ad  expurgatiunem 
ipiius  cum  sua  aola  manu.“  Das  Privileg  von  1262  und  ihm  folgend  das  Privi- 
legium majus  von  1277  (s.  u.  S.  28)  haben  den  Zusatz:  „super  aliqua  causa, 
quam  per  scabinos  probare  non  potuerit“.  Was  mit  diesem  „alia  iudicia  a 
iudicio  oiuitatis  derivantia“  gemeint  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  fest, 
stellen.  Am  nächsten  liegt  cs  wohl,  an  ein  Ueriebt  auf  dem  Klosterbofe 
zu  denken. 
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Um  die  Stadt  auch  von  anderen  störenden  Einfliieaen  mög- 
lichst zu  befreien,  wurde  den  Bürgern  die  ausschliessliche  Gerichts- 
standschalt  innerhalb  ihrer  Mauern  verliehen. 

Des  Weiteren  enthält  das  Privileg  Bestiinmtuigen , welche  die 
Entwicklung  des  Handels  bezwecken.  V'or  allem  ist  da  zu  er- 
wähnen die  Befreiung  vom  Zull  an  allen  clevischen  S^llsiätlen; 
doch  ward  es  verboten,  fremder  Leute  Gut  als  sein  eigenes  am 
Zoll  vorbeizufiihren ; und  um  gegen  derartige  Zolldefraudationeu 
auch  das  Interesse  der  Stadt  zu  engagieren,  wurde  die  Strafe,  welche 
darauf  stand,  ihr  überwiesen. 

Dahin  gehört  ferner  das  eben  erwähnte  Recht  de  non  evocando, 
da  hierdurch  bewirkt  wurde,  dass  die  Bürger  nur  nach  den  Grund- 
sätzen, welche  in  ihrem  städtischen  Gericht  galten,  zu  Recht  stehen 
mussten.  Denn  wie  sich  in  anderen  Städten  Prozess-  und  Strafrecht 
mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Handel  und  Industrie  treibenden 
Bürger  ausbildete,  so  wurden  auch  im  Weseler  Gericht  schon  durch 
unser  Privileg  solche  Aenderungen  getroffen,  welche  es  den  Bürgern 
erst  ermöglichten,  ruhig  und  sicher  ihrem  Erwerbe  zu  leben.  Vor 
allem  wurde  das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes  ab- 
gescbafR;  das  war  um  so  wichtiger,  als  bei  der  grösseren  Compli- 
ciertheit  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Institutionen  die  Prozesse 
an  Zahl  jedenfalls  Zunahmen.  Ferner  wurde  durch  die  schon  bei 
anderer  Gelegenheit')  citierte  Bestimmung:  „Quicunque  desiderat 
sibi  comparare  domuin  vel  aream,  assumat  duos  vel  plures  scabinos 
in  testimonium“  eine  spezifisch  städtische  Form  des  Güterverkehrs 
auch  in  Wesel  eingefUhrt. 

In  der  Entwicklung  des  deutschen  Strafrechts  nehmen  die  Städte 
eine  hervorragende  Stellung  ein.*)  Unter  allen  Arten  des  besonderen 
Friedens,  welche  sich  zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  aus- 
bildeten , indem  sie  die  an  besonderen  Personen , zu  besonderen 
Zeiten  und  an  besonderen  Orten  verübten  Verbrechen  unter  eine 
höhere  Strafe  stellten,  als  das  Landrccht,  wurde  der  Stadtfrieden 
eine  der  wichtigsten.  Wie  schon  das  Wormser  Dienstrecht  Bischof 
Burkhards*)  den  Begriff,  wenn  auch  noch  nicht  den  Namen  des 
Stadtfriedens  kennt,  und  er  später  zum  Wesen  des  Stadtrechts  ge- 
hört, so  wird  auch  in  unserm  Privileg,  wenn  auch  das  Wort  nicht 
darin  vorkommt,  ein  Stadtfrieden  errichtet.  Denn  die  Strafen,  welche 

■)  8.  18. 

*)  Vgl.  Hälscbner,  tiesch.  des  braudenli.-preuBaisuben  8lrafrodiU,  S.  33 
N.  8;  uud  FreoBduiif,  8ladU  und  UerichU\eil'as8uug  vuu  Lübeck,  8.  167. 

')  8.  darüber  Arnold,  FreiBtädto  1,  8.  263. 
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von  nun  an  Itn  Weseler  Gericht  auf  Friedensbruch  stehen  sollten, 
unterscheiden  sich  von  denen  des  Lundrechts  wesentlich  durch  ihre 
Strenge.  Vor  allem  wurden  die  Geldstrafen  auf  Körperverletzungen 
teilweise  durch  Leibesstrafen  ersetzt.  Auf  Totschlag  steht  Hin- 
richtung, auf  Verwundung  Verlust  der  Hand,  während  noch  z.  ß. 
in  Cleve  durch  die  ein  Jahr  später  erfolgende  Stadtrechtsverlcihung 
auf  dasselbe  Vergehen  die  Strafe  von  100  Solidi  gesetzt  wurde. 
Die  Geldstrafen  scheinen,  wo  sie  blieben,  z.  Th.  erhöht  worden  zu 
sein.  Unsere  Urkunde  setzt  die  Strafe  von  27  Solidi  ganz  allgemein 
auf  Körperverletzung,  die  noch  nicht  unter  den  B^riff  der  Ver- 
wundung fällt,  das  Clever  Privileg  dagegen,  welches  überhaupt 
viel  geringere  Rechte  verleiht,')  auf  dasselbe  Vergehen  nur,  wenn 
es  an  einem  Sonn-  oder  Festtage  oder  an  einem  der  beiden  letzten 
Wochentage  begangen  ist,  während  es  sonst  nur  mit  drei  Solidi 
gebUsst  werden  soll. 

Auf  einer  früheren  Stufe  der  Rechtsanschauung  steht  dagegen 
in  unserm  Privileg  die  Bestimmung,  dass  der  Fremde  wegen  un- 
rechter  Kluge  gegen  einen  Bürger  jedem  mündigen  Bürger  sechs 
Denare  zahlen  soll.  Ihr  lag  die  alte  Vorstellungsweise  zu  Grunde, 
„nach  welcher  die  Einheit  des  Ganzen  mit  der  zusammengefassten 
\7ielheit  der  Einzelnen  . . . identisch  war.“*) 

Am  Schlüsse  der  Urkunde  werden  die  Schöffen  für  den  Fall, 
dass  sie,  zu  einem  Urteil  aufgefordert,  keine  Antwort  wissen,  an 
den  Rat  von  Dortmund  zur  Consultation  gewiesen,  eine  Bestimmung, 
die  späterhin  dadurch,  dass  die  Dortmunder  das  freiere  Recht  ihrer 
Stadt  wiesen,  für  die  Entwicklung  der  städtischen  bVeiheit  förder- 
lich wurde.*) 

')  Dia  Clever  bleiben  z.  B.  zu  einer  sechswöchentlichen  Heercsfolge  ver- 
pflichtet. ln  Cleve  gehörte  der  Grund  und  Boden  dem  Grafen;  daher  haben 
wir  hier  nach  dem  Btadterhebuugsprivilog  neben  dem  judex  auch  einen  villicna; 
daher  auch  kann  der  Graf  den  Städtern  durch  dieselbe  Urkunde  freie  Fischerei 
und  Weide  gewähren,  daher  endlich  beträgt  die  von  den  einzelnen  Hofstätten 
gezahlte  Abgabe  mehr,  als  in  Wosei.  S.  17. 

*)  Gicrke,  das  deutsche  Genossenschaftsrecht  11,  8.  364  u.  366. 

’)  S.  Teil  11.  Hier  ist  gleich  zu  erwähnen,  dass  Wolters  Ansicht 
(Ztschr.  IV,  8.  41X  das  Abhängigkeitsverhältnis  zu  Dortmund  bestehe  i.  J.  1464 
in  der  alten  Weise  nicht  mehr,  irrtümlich  ist.  ln  den  Stadtreebnungen  finden 
sich  jedenfalls  bis  zum  Ende  des  lö.  Jahrhunderts  die  Kosten  für  das  Urteil- 
holen zu  Dortmund  verzeichnet. 
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Kapitel  II. 

Die  Entstehung  des  Rates. 

1. 

Das  Schöffencolleg  nach  1241. 

Das  Privileg  von  1241  enthielt,  wie  wir  sahen,  in  der  That 
alles,  was  einen  Ort  zur  Stadt  machte:  Die  Aufstellung  neuer 
Rechtsnormen,  die  Ausscheidung  aus  dem  Verwaltungsorganismus 
des  Territoriums  und  die  damit  zusammenfallende  Übertragung  ge- 
wisser Regierungsrechte  auf  die  Bürgerschaft  oder  ihre  Vertretung. 
Wenn  letzterer  Vorgang  sich  in  anderen  Städten  mit  der  Entstehung 
des  Rats  deckt,  ’)  so  genügte  in  Wesel,  auch  nachdem  der  Bürger- 
schaft ihre  wichtigsten  Freiheiten  verliehen  waren,  noch  zunächst 
das  Schöffencolleg  den  neuen  mit  der  Stadtrechtsverleihung  an  die 
oberste  städtische  Behörde  herantretenden  Aufgaben.  Demgemäss 
sehen  wir  es  auch  in  der  einzigen  Urkiuide,  welche  über  die  städtische 
Verwaltung  der  nächsten  2^it  Aufschluss  gewährt,  einem  Briefe, 
in  dem  der  6 raf  von  Cleve  gegen  die  Bürgschaft  für  die  Bezahlung 
von  17  vasa  vini  der  Stadt  seine  Scheune  in  Wesel  mit  allem  Oe- 
treide  darin  verpfändet,*)  als  Vertreter  der  Stadt  erscheinen,  ja, 
nicht  einmal  der  Consens  der  Bürgerschaft  wird  erwähnt.  Die 
aristokratische  Verfassung  Wesels  in  dieser  Zeit  kommt  auch  darin  zum 
Ausdruck,  dass  die  Schöffen  ihr  Amt  lebenslänglich  bekleiden  und  sich 
durch  Cooptation  ergänzen,  wie  dies  aus  dem  sog.  Privilegium 
maius  vom  Jahre  1277  hervorgeht. *)  Die  Wählbarkeit  zum  Schöffen 
erscheint  nicht  als  an  bestimmte  Bedingungen  geknüpft;  thatsäch- 
lich  jedoch  wird  das  Colleg  sich  ausschliesslich  aus  dem  Patriziat 
der  Stadt,  wenn  ich  so  sagen  darf,  rekrutiert  haben,  namentlich 
aus  den  Familien,  welche  den  Grund  und  Boden  der  Stadt  in  den 
Händen  hatten.  Denn  die  wenigen  uns  überlieferten  Schöffenver- 
zeichnisse enthalten  ausser  mehreren,  die  durch  Schenkungen,  nament- 
lich an  das  i.  J.  12V)1  gestiftete  Hospital  ihren  Reichtum  an  Grund- 
besitz bekunden,  *)  den  Namen  mancher  in  der  späteren  Zeit  durch 
ihr  Vermögen  bekannten  Familie.  In  wie  weit  auch  der  Handel 


')  S.  z.  B.  Frensdorff,  Stadt-  und  Cterichtavcrfassung  Lübecks,  S.  26. 

»)  i.  .1.  1270. 

')  „Quando  scabini  de  Wesele  aliijuem  acabinum  vel  aliquos  elegerint,  nos 
vel  nostri  officiales  confirmabimus  eundem  vel  eosdem  sine  contradiotione.“ 

*)  S.  Teil  II;  Henr.  de  Lenen  ist  der  Stifter  des  Hospitals;  es  erhält 
Schenkungen  von  Henr.  Sanctrel,  Will),  de  Brabant,  Job.  de  Foro  (verzeichnet 
im  A.  B.  F.  27»  ff.) 
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schon  jetzt  das  Ansehen  und  die  Rechte  der  obersten  EJasse  gab, 
läset  sich  nicht  bestimmen. 

An  der  Spitze  der  Schöfien  erscheint,  abgesehen  von  einer 
gerichtlichen  Urkunde,  regelmässig  der  magister  civium.  Das 
Privileg  von  1241  weist  ihm  damit,  dass  es  von  ihm  sagt:  „Jurgia, 
defectum  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judicabit“,  nicht 
etwa  eine  von  seinen  Amtsgenossen  unabhängige  Stellung  an:  Die 
Busse  des  litigator  fällt  nicht  an  ihn,  sondern  an  die  Stadt.  Er  ist 
selbst  Schöffe  >)  und  wird  vom  Collegium  jährlich  neu  gewählt;  denn 
in  einem  Privileg  von  1808’)  wird  die  jährliche  Neuwahl  als  ge- 
wuhnheitsmässig  vorausgesetzt,  als  etwas  Neues  dagegen  die  Teil- 
nahme der  Uemeinde  an  seiner  Wahl  angeordnet. 

Die  Buriueister  oder  magistri  burgensium  begegnen  uns  zum 
ersten  Male  als  Zeugen  unter  den  Schöffen  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  1269.®)  Dann  treffen  wir  sie  in  Urkunden  von  1291, 
1307  und  später.  Was  über  die  Wahl  und  die  Amtsdauer  des 
Bürgermeisters  gesagt  ist,  gilt  aus  demselben  Gründe  von  ihnen: 
Auch  sie  sind  Schöffen  und  haben  ihr  Amt  nicht  zu  eigenem  Recht, 
sondern  werden  jährlich  neu  gewählt.  Uber  ihren  Anteil  an  der 
städtischen  Verwaltung  haben  wir  aus  dem  13.  Jahrhundert  keine 
Zeugnisse;  doch  wird  man  wohl  annehmen  dürfen,  dass  er  schon 
damals  derselbe  gewesen  ist,  wie  in  späterer  Zeit,  wo  sie  nament- 
lich die  Finanzen  und  die  Polizei  zu  besorgen  haben  und  als  die 
Executivbeamten  des  Rats  im  Innern  bezeichnet  werden  können. 


2. 

Ule  Privilegien  iiaeh  1241. 

Die  der  Erhebung  zur  Stadt  folgenden  Privilegien  haben,  so- 
weit sie  nicht  nur  Bestätigungen  enthalten,  den  Zweck,  die  ver- 
liehene Freiheit  zu  befestigen  und  namentlich  der  Stadt,  nachdem 
man  ihr  eine  gewisse  Selbstregierung  überlassen,  auch  die  finanziellen 
Mittel  dafür  zu  verschaffen  und  ihre  Bürger  durch  Hebung  des 

')  I.  J.  1269  (l’riur  und  Friorissin  des  Främonstratenserklosters  übertragen 
dem  Andreas  de  Lonen  ein  Haus  zu  Krbleibe)  ist  Henr.  Evels  magister  civium 
und  i.  J.  1261  (Lac.,  U.  B.  IV,  Nr.  668)  Schöffe.  Der  Bürgermeister  macht 
zweimal  mit  den  übrigen  Schöfien  und  den  beiden  Burmeistern  die  in  Wesel 
übliche  Zwöllzahl  des  Collegiums  voll. 

«)  Lac.  ü.  B.  ni,  Nr.  72. 

*)  S.  Anm.  1.  Hier  allerdings  werden  sie  magistri  civium,  der  Bürger- 
meister dagegen  magister  burgensium  genannt,  was  aber  dem  späteren  Sprach- 
gebrauch entgegengesetzt  ist. 
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Handels  leistungsfähiger  zu  machen.  Die  städtische  Freiheit  gegen 
EingriflTe  Seitens  des  Stadtherrn  sicher  zu  stellen,  bezweckt  das 
i.  J.  1255  von  Dietrich  Luf)  gegebene  Versprechen,  die  Stadt 
durch  Aufführung  keines  Gebäudes  innerhalb  ihrer  Befestigung  zu 
belasten  und  in  Betreff  der  Schöffenwahl  die  alte  Gewohnheit,  d.  h. 
die  vom  Herrn  unabhängige  Cooptation,  bestehen  zu  lassen.  Zur 
Förderung  des  bürgerlichen  Wohlstandes  verlieh  ihnen  derselbe  drei 
.Jahre  später  „libertatem  fori  hebdomodalis“,  des  Inhalts,  dass  die 
kaufmännischen  Besucher  des  Weseler  Marktes  nicht  belästigt 
werden,  sondern  frei  gehen  und  zurückkehren  sollten,  es  sei  denn, 
dass  einer  wegen  offenbaren  Totschlags  oder  Raubes  geächtet  oder 
verurteilt  wäre  oder  beim  Diebstahl  ertappt  würde.  Hierdurch 
wurde  der  Wocheninarkt  erst  eröffnet;  denn  hätte  es  schon  vorher 
einen  solchen  gegeben,  so  wäre  einmal  wahrscheinlich  den  Markt- 
besuchern das  freie  Geleit  ebenso,  wie  in  Zütphen,  schon  durch 
die  Stadtrechcsverleihung  gewährleistet  worden,  uud  zweitens  hätte 
dann  1241  der  Aussteller  der  Urkunde  vom  .Tahrmarktszoll  nicht 
wohl  sprechen  können  als  von  einem  „theloneum  quod  infra  civi- 
tatem  diebus  fori  a forensibus  requiritur,“  sondern  das  forum  zur 
Unterscheidung  vom  Wochenmarkt  eben  als  den  Jahrmarkt  be- 
zeichnen müssen. 

Dem  städtischen  Budget  zu  gute  kam  die  Verpachtung  des 
Ferroentnm  i.  J.  1272,  sowie  die  Erlaubnis,  eine  Accise,  d.  h.  eine 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  gewisser  Gegenstände,  zu  erbeben 
(i.  J.  1277),  Nach  den  Ausdrücken,  deren  sich  der  Graf  bei  der 
Gewährung  der  Accise  bedient,*)  scheint  es,  dass  dieselbe  schon 
vorher  erhoben  wurde,  und  er  nur  nachträglich  seine  Einwilligung 
dazu  gab.  Dagegen  ging  der  Stadt  das  eine  von  den  Rechten, 
welche  ihr  i.  J.  1275  auf  zwei  .Jahre  verliehen  wurden,  die  .juris- 
dictio  cottidiana,**  alle  nicht  peinliche  Rechtsprechung,*)  wie  die 
späteren  Verhältnisse  beweisen,  wieder  verloren,  in  ihrem  Besitz 
blieb  aber  der  landesherrliche  Kornzoll  und  das  Weggeld.*) 

Alle  von  1241  bis  1277  verliehenen  Rechte  und  Freiheiten 
wurden  zusammengefasst  und  bestätigt  in  dem  sog.  Privilegium 


’)  Über  die  Söhne  Dietrich  VI.  s.  Lac.  U.  B.  II,  Einleitung,  die  (Iral'en 
von  Cleve. 

*)  „ . . quod  hoc  est  de  noatra  bona  voluntate,  . . . quod  acabini  ot  civea 
Wiaolenaea  . . ponant  exactionem,  que  Azyaa  dicitur.'' 

')  „excepta  juriadictione  noatra  de  capite  et  collo“  wird  zur  Erklärung 
hinzugefUgt. 

‘)  8.  0.  8.  19. 
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majue  v.  J.  1277.’)  Aua  dieaein  Grunde  fand  dasselbe  heryorragende 
Beachtung  und  wurde  statt  aller  vorhergehenden  in  die  städtischen 
Copiare  aufgenotnmen.  Die  einzige  neue  Bestimmung  darin  bezieht 
sich  auf  den  Zoll  Das  i.  J.  1241  gewährte  Zollprivileg  hatte  zu 
Unzuträglichkeiten  geführt,  indem  Weseler  Bürger  durch  die  im 
Verhältnis  zu  dem  grossen  Gewinn  geringe  Strafe  von  2Ü  Solidi 
sich  nicht  davon  hatten  abhalten  lassen,  Fremde  unter  ihrem  eigenen 
Namen  am  Zoll  Vorbeizufuhren,  und  in  dem  die  Beamten  des 
Grafen  leicht  ohne  genügenden  Grund  Bürger  als  Defraudanten 
festhielten  und  so  in  ihrem  Erwerb  beeinträchtigten.  Um  beiden 
Ubelständen  abzuhelfen,  sollte  von  nun  an  über  die  Klage  wegen 
Verheimlichung  fremden  Gutes  an  der  Zollstätte  vor  dein  Weseler 
Gericht  nach  den  dort  üblichen  Grundsätzen  entschieden  werden, 
der  für  schuldig  Befundene  aber  mit  seinem  Leben  und  Vermögen 
in  die  Hand  des  Grafen  fallen. 


3. 

Die  Flnanzverwaliung  am  1280. 

Eine  Übersicht  über  die  Finanzverwaltung  der  Stadt  um  1280 
wird  ergeben,  dass  sie  seit  1241  schon  bedeutend  complicierter  ge- 
worden war.  In  dem  Privileg  dieses  Jahres  zunächst  werden  keine 
anderen  Einnahmen  erwähnt,  als  ein  nicht  sehr  bedeutender  Teil 
der  Gerichtsgelder  und  ein  Drittel  des  herrenlosen  Erbes  Fremder. 
Eis  ist  aber  anzunehnien,  dass  auch  in  Wesel  damals  schon  ein 
Schoss  erhoben  wurde,  zumal  von  dieser  Abgabe,  obwohl  von  ihrer 
Einführung  nirgends  etwas  verlautet,  späterhin  als  von  einer  schon 
bestehenden  gesprochen  wird.*)  Da  die  an  den  Herrn  zu  zahlenden 
Summen  nach  altem  Gebrauch  auf  diese  Weise  aufgebracht  wurden, 
so  lag  es  ja  am  nächsten,  auch  die  Bedürfnisse  der  Stadt  durch 
die  herkömmliche  Steuer  zu  decken. 

Um  die  Einnahmequellen,  welche  der  Stadt  neu  erschlossen 
wurden,  kennen  zu  lernen,  müssen  wir  wieder  Rückschlüsse  aus 
der  späteren  Zeit  machen.  Ausser  den  Stadtrechnungen  können 
uns  hierzu  namentlich  dienen  eine  Aufzeichnung  der  unbedeutenderen 


’)  Die  Abweichungen  vom  Privileg  von  1241  s.  Lao.,  U.  B.  II,  Xr.  268. 

*)  Zuerst  in  der  Urk.  bei  Lac.  U.  B.  II,  Xr.  917.  a.  1291,  worin  der 
Magistrat  die  Personen,  Häuser  und  Hofstätten  des  Pönitenzordens  zu  Wesel 
„ab  omni  exactione,  contributione  scu  sersitio  civili“  eximiert,  dann  in  der 
schon  erwähnten  Urk.  bei  Lac.,  U.  B.  IQ,  Xr.  72,  a.  130«,  „8i  tarnen  in  genus 
exactionis  quod  vulgo  Scayt  dicitur,  concordaverint“ 
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städtischen  Einkünfte  und  Notizen  über  die  Verpachtung  einiger 
Einnahmen  aus  dem  Jahre  1329')  Darnach  werden  wir  schon  in 
das  13.  Jahrhundert,  ja  schon  in  die  Zeit  vor  1241  zuriicklegen 
müssen  zunächst  die  finanzielle  Verwertung  der  Libra  und  der 
Mensurae.  Maas  und  Gewicht  waren  im  Dorfe  Wesel,  wie  wir 
sahen,  jedenfalls  der  Controlle  der  Communalbehörde  unterworfen; 
die  Gemeinde  zog  hieraus  Nutzen , indem  alle  Masse  und  Ge- 
wichte mit  den  in  ihrem  Besitze  befindlichen  übereinstimmen  und 
mit  einem  Zeichen  der  Übereinstimmung  versehen  werden  mussten, 
und  indem  einzelne  Waaren  nur  mit  den  Massen  der  Stadt  gemessen 
und  auf  der  öffentlichen  Wage  gewogen  werden  durften. 

Eine  neue  Abgabe  hatte  der  Handel  zu  leisten,  seit  i.  J.  1258 
in  Wesel  ein  Wochenraarkt  eröffnet  war:  Die  Verkäufer  mussten 
für  den  „locus  carrucarura“  und  die  „scampna  piscium“  ein  Stand- 
geld entrichten. 

Die  weiteren  Einkünfte  der  Stadt  erhellen  unmittelbar  aus  den 
vorher  besprochenen  Privilegien:  Es  sind  das  Gruytmonopol  (seit 
1272),  das  Weggeld  und  der  Kornzoll  (seit  1275)  und  die  Accise 
(seit  1277);  die  Pachtsumme,  die  nach  dem  Privileg  von  1272  an- 
ränglich  für  das  Fermentum  gezahlt  werden  musste,  begegnet  uns 
schon  in  dem  oben  behandelten  clevischcn  Heberegistcr  aus  deni 
Anfang  des  14.  .Tahrhunderts  nicht  mehr.  Kornzoll  und  Weggeld 
wurden  zusammengefasst  unter  dem  Namen  pedagium ; das  Weg- 
geld wurde  vom  lebenden  Vieh  erhoben.  Am  schlechtsten  sind 
wir  über  die  Accise  unterrichtet,  da  die  späteren  Nachrichten  sich 
sämtlich  auf  eine  neue  Accise  beziehen,  welche  der  Stadt  i.  J.  1324 
bewilligt  wurde  und  in  einer  Verkaufssteuer  bestand.  Doch  ist  an- 
zunehmen, dass  diese  in  ihrer  Art  sich  nicht  von  der  alten  Accise 
unterschied. 

Dazu  kommen  dann  noch  die  Einkünfte  aus  Zinsen  von  Hof- 
stätten, Thoren  und  Türmen;  die  waren  aber  im  13.  Jahrhundert 
noch  um  so  unbedeutender,  als  die  Stadt  erst  anfing,  sich  zu  be- 
festigen und  sich  auf  die  Allmende  auszudehnen. 

In  den  Kosten  der  Befestigung  besteht  auch  die  wichtigste  neue 
Ausgabe;  sic  zu  bestreiten,  wurde  namentlich  die  Accise  erhoben. 

■)  A.  B.  K.  20,. 
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4. 

Entstehung  des  Rates. 

Es  ist  leicht  erklärlich,  wie  namentlich  durch  den  Erwerb  des 
Gruytraonopols  und  die  Erhebung  der  Accise  der  städtische  Haus- 
halt, der  bis  jetzt  noch  verhältnismässig  einfach  war,  viel  schwieriger 
und  verwickelter  werden  musste,  wie  dadurch  die  Besorgung  der 
städtischen  Geschäfte  den  Schöffen,  die  ja,  abgesehen  von  ihrem 
privaten  Beruf,  durch  ihre  Teilnahme  am  Gericht  sowie  durch  ihre 
Eigenschaft  als  Beurkundungspersonen  genug  in  Anspruch  genommen 
wurden,  allmählich  über  den  Kopf  wachsen  konnte.  Während  nun 
in  anderen  Städten  die  Erweiterung  des  städtischen  Haushaltes, 
namentlich  grade  die  Erhebung  des  üngelds,  der  Gemeinde  oder 
einer  Klasse  derselben  Gelegenheit  gab,  sich  einen  Anteil  am 
städtischen  Regiment  zu  verschaffen  ’),  ist  der  Verlauf  der  Dinge  in 
Wesel  ganz  anders;  Die  Schöffen  wählen  selbst  Bürger  aus,  welche 
sie  in  der  Verwaltung  unterstützen  sollen.  ’)  Andererseits  unter- 
scheidet sich  diese  Entwicklung  von  der  Entstehung  des  Geschworenen- 
collegs  in  den  ländlichen  Gemeinden^)  dadurch,  dass  dies  die  erste 
und  einzige  collegialische  Behörde  war,  welche  sich  zur  Besorgung 
der  communalen  Angelegenheiten  bildete,  in  Wesel  dagegen  der 
Rat  bei  seiner  Entstehung  schon  eine  Genossenschaft  vorfand,  welcher 
er  nur  einen  Teil  der  öffentlichen  Geschäfte  abnahiu.  Dass  die 
Consuln  zum  ersten  Male  1291  *)  Vorkommen,  obwohl  das  Permentum 
schon  i.  J.  1272  von  der  Stadt  übernommen  wird,  und  die  Accise 
uns  zuerst  i.  J.  1272  begegnet,  darf  uns  nicht  Wunder  nehmen; 
denn  die  einzige  uns  erhaltene  Urkunde  zwischen  1277  und  1291, 
in  der  Schöffen  und  Bürger  von  Wesel  aufgeführt  werden,*)  be- 
zeugt eine  Auflassung,  die  vor  Schöffen  erfolgt  ist,  lässt  also 
ihrem  Inhalte  nach  die  i^ennung  von  Consuln,  falls  es  eben 
schon  solche  gab,  nicht  erwarten.  Freilich  mag  auch  das  Vor- 
bild anderer  Städte  (i.  J.  1280  werden  im  benachbarten  Rees 
zum  ersten  Male  Consuln  erwähnt  •■),  und  am  Ende  des  13.  Jahr- 


')  S.  z.  B.  Liesegang,  die  Sondergemeinden  Kölns  S.  64  f. 

Ähnlich  ist  die  Entstehung  des  Rates  in  den  geldrischen  Städten  ge- 
wesen, I.  Nettesheim,  Gesch.  von  Geldern,  S.  68  f. 

*)  S.  Lamprecht  a.  a.  0.  I,  S,  321  f. 

*)  Urk.  bei  Lac.,  U.  B.  U,  Nr.  917. 

°)  Ork.  der  Johannitercommende  von  1290. 

*)  Nach  einem  Copiar,  in  das  Einsicht  zu  nehmen  mir  Gelegenheit  ge- 
geben wurde. 
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hundert»  erscheinen  sie  in  vielen  niederrheinischen  Städten)  nicht 
ohne  Einfluss  gewesen  sein  — jedenfalls  hat  es  wenigstens  bewirkt, 
dass  die  neuen  Beamten  grade  den  Namen  Consuln  erhielten  — ; 
aber  ohne  dass  die  Schöffen  ein  Bedürfnis  nach  Verminderung  ihrer 
Arbeitslast  empfunden  hätten,  wäre  die  Behörde  doch  schwerlich 
entstanden. 

Dass  die  Schöffen,  und  nicht  eine  andere  Corporation  oder  die 
Gemeinde,  die  Consuln  einsetzten , ergiebt  sich  wieder  aus  dem  schon 
öfter  erwähnten  Privileg  v.  J.  1308;  In  den  Zwistigkeiten,  welche 
über  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens  ausgebrochen  sind, 
stehen  auf  der  einen  Seite  Bürgermeister,  Burraeister,  SchöflTen  und 
Consuln,  auf  der  andern  die  Gemeinde;  und  zur  Versöhnung  der 
streitenden  Teile  wird  bestimmt , dass  von  nun  an  zur  Wahl  der 
Consuln  den  Schöffen  vier  oder  fünf  von  der  Gemeinde  Gewählte 
beigegeben  werden  sollen ; dass  die  Schöffen  bei  der  Wahl  mit- 
wirken,  wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  während  der  etwas 
verwickelte  Modus,  wie  die  Gemeinde  ihr  Wahlrecht  ausüben  soll, 
deutlich  erkennen  lässt,  dass  ihre  Beteiligung  an  der  Wahl  erst 
jetzt  eingefuhrt  wird.  Dieselbe  Urkunde  zeigt,  dass  die  Aiutsdauer 
der  Consuln  ebenso,  wie  die  der  Bürgermeister  und  Bnrmeister,  ein 
Jahr  war.  Ihre  Zahl  dagegen  lässt  sich  für  diese  Zeit  noch  nicht 
bestimmen;  i.  <1.  1291  werden  sieben  genannt,  woraus  inilessen 
nichts  zu  folgern  ist,  zumal  es  später  zwölf  sind. 

Für  Wesel  hat  also  die  Entstehung  des  Rates  offenbar  nicht 
die  Bedeutung,  wie  da,  wo  er  die  erste  Behörde  ist,  welche  die 
spezifisch  städtischen  Interessen  zu  vertreten  hat;  eine  Stadt  war. 
ja  Wesel  auch,  als  es  noch  allein  unter  dem  Schöffcncolleg  stand 
Für  uns  fiel  daher  mit  der  Frage  nach  dem  Ursprung  der  Stadt- 
verfassung zusammen  nicht  die  Frage  nach  der  Entstehung  des 
Rates,  sondern  die  Frage,  aus  welcher  Behörde  das  Collegium, 
welches  zuerst  an  der  Spitze  der  Stadt  erscheint,  hervorgegangen 
ist,  und  welche  neuen  Functionen  und  Competenzen  es  erhalten  hat. 


Kapitel  III. 

Die  Kämpfe  zwischen  Obrigkeit  und  Gemeinde. 

Um  sich  über  die  Stellung  von  Schöffen  und  Rat  zur  Gemeinde 
in  dieser  Zeit  Aufschluss  zu  verschaffen,  ist  es  am  zweckmässigsten, 
von  den  Urkunden  auszugehen,  welche  dafür  von  Wichtigkeit  sind. 
Die  erste  ist  eine  aus  dem  Jahre  1304*),  in  der  Otto,  der  älteste 

*)  W.  R.  A. 
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Sohn  und  nachherige  Erbe  des  Grafen  Dietrich  Vlll.  von  Cleve, 
den  Bürgern  mehrere  Vergehen  au&ählt,  die  sie  sich  gegen  seinen 
Vater  hätten  zu  schulden  kommen  lassen,  und  ihnen  gegen  eine 
Zahlung  von  100  Mark  dessen  Verzeihung  dafür  verschaiB.  Eine 
von  den  durch  die  Bäte  des  Grafen  schriftlich  fi>rmulierten  Anklagen 
war  die,  dass  sie  die  herkömmliche  Zahl  der  Schöffen  kleiner  w«-den 
Hessen,  ein  Missbrauch,  dessen  Abstellung  ihnen  befohlen  wird. 

Das  Privileg  von  1308 ')  sucht  die  Zwistigkeiten,  die  zwischen 
Bürgermeister,  Burmeister,  Schöffen  und  Consuln  einerseits  and  der 
Gemeinde  andererseits  über  die  Führung  des  städtischen  Haushaltes 
ausgebrochen  sind,  dadurch  zu  schlichten,  dass  es  der  Gemeinde 
einen  Anteil  an  der  Wahl  der  Consuln  einräumt,  und  zwar  soll  sie 
jedesmal  18  oder  20  Personen  beaufiragen,  sich  auf  4 oder  5 Bürger 
zu  vereinigen,  welche  mit  den  Schöffen  zusammen  die  genannten 
Beamten  zu  wählen  haben.  Wenn  der  auf  diese  Art  gekorene  Rat 
zusammen  mit  den  Schöffen  über  irgend  eine  Art  der  Steuer  schlüssig 
werde,  so  solle  dem  nun  aber  auch  niemand  widersprechen  dürfen. 
Jedoch  sei  jeder  Beschluss,  durch  den  das  Budget  irgendwie  belastet 
werde,  an  die  Zustimmung  der  Gemeinde  gebunden.  Zur  Schatzung 
könnten  alle  herangezogen  werden,  ausser  den  Besitzern  von  Dehn- 
gütern,  wogegen  die  Stadt  ihrerseits  diese  nicht  zu  verteidigen  ver- 
pflichtet sei.  Um  neue  Streitigkeiten  zu  vermeiden,  werden  schliess- 
lich alle  Gilden,  Brüderschaften,  Verschwörungen  und  Vereinigungen 
verboten. 

Im  Jahre  1311*)  musste  Graf  Dietrich  IX.  aufs  Neue  einen 
Streit  zwischen  Schöffen  und  Gemeinde  über  die  Wählbarkeit  zum 
Consulat  schlichten.  Er  that  das,  indem  er  von  den  drei  Forderungen 
der  Gemeinde,  dass  solche,  die  keine  Abgaben  an  die  Stadt  zahlten, 
die  Fehmschöffen  und  der  Verwalter  des  städtischen  Fermentum 
die  Ratsfähigkeit  verlieren  sollten,  die  erste  anerkannte,  damit  die' 
Besitzer  der  LehngUter  (denn  nur  diese  können  nach  dem  Privileg 
von  1308  gemeint  sein)  sich  nicht  einer  Würde  rühmten , deren 
Last  sie  nicht  auf  sich  nehmen  wollten.  Bezüglich  der  Fehmschöffen 
bestimmte  er,  es  solle  damit  wie  in  Dortmund  gehalten  werden,*) 
der  Fermentarius  dagegen  sei  wählbar  in  den  Rat,  sofern  er  sich 
nur  seinem  Amte  kaufmännisch  gewachsen  gezeigt  habe. 


•)  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  72. 

•)  Lao.,  D.  B.  m,  Nr.  104. 

*)  In  Dortmund  schloss  die  Eigenschaft  des  Fehmschöflen  die  Ratsfähif- 
keit  nicht  aus.  S.  FrensdortT,  Oortm.  Stat.  8.  CXLIX. 

HtitOtoid^  V*rte«»upgfg«M'hicbte  ^ 
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Diese  Urkunden  erlauben  einen  BUckechluse  sowohl  auf  die 
Zueammeneetzung  des  städtischen  Magistrates,  als  auf  die  Etagen 
der  Gemeinde  gegen  ihre  oberste  Behörde.  Zunächst  wird  man 
den  n<^cfectus  scabinorum“,  den  der  Graf  i.  J.  1304  abgestellt  sehen 
will,  ebenso,  wie  es  Arnold  fUr  Köln  gethan  hat,‘)  auf  Rechnung 
des  Wunsches  schreiben,  das  SchöfFentum  auf  möglichst  wenige 
Familien  zu  beschränken,  eines  Wunsches,  der  sich  uns  auch  durch 
Vergleichung  der  uns  bekannten  Sohöffennsmen  ergiebt.  Die  Namen 
von  Schöffen  sind  uns  in  folgenden  Urkunden  erhalten; 

a)  in  der  oben  erwähnten  v.  J.  1261,*) 

b)  in  der  gleichfalls  schon  angeführten  t.  J.  1269, 

c)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  v.  J.  1290, 

d)  in  der  Urkunde  v.  J.  1291,*) 

e)  in  einer  Urkunde  der  Johannitercommende  t.  J.  1295, 

f)  dito  e.  J.  1300, 

g)  dito  V.  J.  1305, 

h)  dito  V.  J.  1307, 

i)  in  einer  Ratsurknnde  über  die  Vererbpachtung  des  Vieh- 
thores  v.  J.  1307.*) 

In  der  folgenden  Übersicht  Uber  die  Veränderungen,  welche 
im  Schöffencolleg  bis  1307  eintraten,  sind  unter  jedem  der  Jahre, 
aus*denen  die  aufgezählten  Urkunden  herrühren,  nur  die  Schöffen 
angeführt,  deren  Familiennamen  in  keiner  früheren  Urkunde  Vor- 
kommen; die  Zahlen  hinter  den  Namen  geben  die  Jahre  an,  in 
denen  dieselbe  Familie  wieder  in  den  Schöffenlisten  erscheint. 
Kommen  in  einer  Liste  zwei  Vertreter  derselben  Familie  vor,  so  ist 
die  Jahreszahl  unterstrichen: 


I 


1261 


Conr.  de  Draxhem  1269 

Hinr.  de  Lonen  1269,  1295,  1307 

Appoll.  (Sanctrel)  1291,  1295,  1307 

Anthonius 


Conr.  Viltere  1269 

Hinr.  Oppedic  1291 

Herim.  clericus  1269 

Hinr.  de  Bocholte  1269 


>)  Freistädte  I,  .S.  406. 

•)  8.  S.  27,  Anm.  1. 

•)  Lm.,  U.  B.  U,  Nr.  817. 
*)  B.  F.  103  a. 
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Hinr.  Evela  1269 

Cü-erh.  Budel  1269 

Lamb.  ad  »caiuna  1291 

1269 

Grodeac.  Rumeatikel  1307 
Hinr.  Mannei 

Job.  in  Foro  1290,  1291 

1290 

Job.  Snellert  1291 

Hern),  fil.  Witen  1291 

1291 

Go88w.  raonetarius  1300,  1305,  1307 
Wilb.  de  Brabant  1295,  1307 
Herrn.  Vitulus 
Gobel.  Pistor 

1300 

Rutger  de  Arena  1305,  1307 

1307 

Henr.  de  Berke 
Henr.  de  Xanctls 
Henr.  Ledecbgank 
Job,  de  Birtb 

Dieselbe  Familienpolitik  zeigt  sieb  darin,  dass  auch  die  Con- 
Buln  aus  den  aristokratischen  Kreisen  der  Stadt  genommen  werden. 
Hierauf  führen  einmal  die  Namen  der  i.  J.  1291  erwähnten  Consuln, 
welche  teilweise  wenigstens  mit  Schöflennamen  Ubereinstimmen,*) 
dann  jene  Beschwerde  der  Gemeinde,  dass  die  Lehnsträger  auch 
zu  Consuln  gewählt  würden. 

Mit  diesem  Rate  nun  meinte  die  darin  nicht  vertretene  Bürger- 
schaft nicht  zufrieden  sein  zu  können.  Sie  fühlte  sich  durch  Steuern 
und  Accise  bedrückt,  konnte  deren  Notwendigkeit  nicht  einsehen 
und  warf  deshalb  dem  Magistrat  unordentliche  oder  gar  unredliche 
FinanzverwsJtung  vor.  Der  gemeine  Bürger  empfand  es  als  unge- 
recht, dass  CoUegien,  bei  deren  Wahl  er  selbst  nicht  mitzureden 
hatte,  über  sein  Vermögen  frei  disponierten.  Auch  schien  es  ihm 
unbillig,  dass  Männer,  welche  des  Schutzes  der  Stadt  doch  auch 
genössen  — die  Lehnsträger  — zu  den  notwendigen  städtischen 
Ausgaben  nicht  beisteuern  wollten. 


‘)  In  der  Urkunde  d sind  von  den  Familiennamen  der  sieben  aufgefubrten 
Consuln  fünf  als  Namen  von  Schöffen  kenntlich. 
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Wie  der  Graf  diese  Wünsche  befriedigte,  haben  wir  gesehen: 
£r  räumte  der  Gemeinde  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Wahl  der 
Consuln  ein,  damit  sie  sich  fürder  über  zu  hart  drückende  Steuern 
nicht  mehr  mit  Recht  beklagen  konnte,  und  machte  vor  allem  die 
Gültigkeit  aller  neue  Ausgaben  mit  sich  bringenden  Beschlüsse  von 
ihrer  Zustimmung  abhängig.  Dagegen  löste  er  die  Lehnsträger 
insofern  aus  dem  BUrgerschaftsverbande,  als  er  ihre  Freiheit  von 
der  direkten  Steuer')  anerkannte  und  die  Stadt  dafür  von  ihrer 
Verantwortung  entband. 

Aber  auch  mit  diesen  Zugeständnissen  fühlte  die  Gemeinde  sich 
noch  nicht  befriedigt:  In  der  That  wird  wohl  ihre  Teilnahme  an 
der  Ratswahl  illusorisch  gewesen  sein ; denn  die  vier  oder  fünf  durch 
sie  gewählten  Wahlmänner  konnten  zu  leicht  von  den  zwölf  Schöffen 
majorisiert  werden.  Wollte  die  Gemeinde  also  einer  ordentlichen 
und  redlichen  Finanzverwaltung  sicher  sein,  so  musste  sie  auf  Ge- 
setze dringen,  durch  welche  die  aus  irgend  einem  Grunde  Unge- 
eigneten vom  Gonsulat  ausgeschlossen  wurden.  Ungeeignet  zum 
Consultat  mussten  ihr  aber  namentlich  die  Lehnsträger  erscheinen. 
Eis  liegt  doch  auf  der  Hand,  eine  wie  grosse  Unzuträglichkeit 
dadurch  entstehen  musste,  dass  Leute  im  Rate  sassen,  also  auf 
die  Anordnung  und  Umlage  von  Steuern  Einfluss  hatten,  welche 
von  einer  wichtigen  Art  der  Steuern  — den  direkten  — be- 
freit waren.  Die  Vermutung  ist  wenigstens  sehr  naheliegend, 
dass  die  Besitzer  der  Lehngüter  das  Ihrige  thaten,  um  durch  An- 
ordnung der  direkten,  grade  dem  gemeinen  Mann  so  fühlbaren 
Steuer  die  ganze  Steuerlast  von  sich  auf  die  Schultern  ihrer  Mit- 
bürger zu  wälzen.  Unzweckmässig  däuchte  es  den  Bürgern  auch, 
dass  der  Verwalter  der  städtischen  Gruyt  Ratsmann  war.  Denn 
bei  der  Wichtigkeit  dieser  Einnahmequelle  für  die  städtischen  EH- 
nanzen  schien  ihnen  eine  scharfe  Controlle  des  Fermentarius  durch 
den  Rat  geboten,  welche  durch  die  Rücksicht  darauf,  dass  der  zu 
Controllierende  selber  Sitz  und  Stimme  im  Rate  habe,  beeinträchtigt 
zu  werden  drohte.  Endlich  erhob  die  Gemeinde  den  Anspruch, 
dass  die  „scabini  Imperiales,  qui  vulgo  Vehmschepen  nominantur“, 
nicht  Consuln  werden  durften  — ob  auch  hier  zum  Teil  deshalb. 


« ')  £■  lag  der  Exemption  jedenfalU  die  Vorstellung  zu  Qrunde,  dus  die 

direkte  Steuer  für  den  Grafen  erhoben,  die  eigenen  Bedürfnisse  der  Stadt 
aber  mit  der  Accise  gedeckt  würden;  denn  von  pecuniären  Leistungen  an  die 
Herrschaft  behaupteten  die  Vasallen  frei  zu  sein.  Es  findet  sich  übrigens 
niemand,  von  dem  sich  nachweisen  Hesse,  dass  er  ein  Gut  vom  Grafen  zu 
liehen  getragen  hätte. 
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weil  diese  fremde,  der  Stadt  gefährliche  Interessen  in  die  Verwaltung 
hineinbrachten,  wie  man  aus  der  Analogie  anderer  Städte  schliessen 
könnte,')  oder  aus  irgend  einem  anderen  Glrunde,  lässt  sich  nicht 
mit  Sicherheit  sagen,  da  wir  in  unseren  Quellen  sehr  wenig  von 
Weseler  Fehmschöffen  hören.  Nur  das  können  wir  vermuten, 
dass  auch  diese  Forderung  der  Gemeinde  gegen  die  oberen  Klassen 
gerichtet  war,  da  wohl  nur  aus  diesen  die  Schöffen  zu  den  benach- 
barten Fehmgerichten  (in  Wesel  selbst  gab  es  keins)  genommen 
wurden.  Diese  Vermutung  wird  durch  die  beiden  Urkunden,  in 
denen  Fehmschöffen  aus  Wesel  Vorkommen,  bestätigt.*) 

Wie  wir  sahen,  bewilligte  der  Graf  die  erste  Forderung  der 
Gemeinde,  auf  Ausschliessung  der  Vasallen  aus  dem  Rate  — ein 
Verlangen,  welches  ganz  in  Consequenz  der  drei  Jahre  vorher  ge- 
schehenen Anerkennung  ihrer  Abgabenfreiheit  lag  — , während  er 
dem  Fermentarius  und  den  Fehmschöffen  — da  letztere  ja  in  Dort- 
mund wählbar  waren  — die  Batsfähigkeit  zuerkannte. 

So  batte  die  Einmischung  des  Herrn  für  Wesel  die  Frucht 
getragen,  dass  es,  ungleich  den  meisten  deutschen  Städten,  vor 
heftigerem  und  gewaltsamem  innerem  Streite  bewahrt  wurde;  und 
auch  für  später  hatte  die  Vermittlung  des  Grafen  den  gewünschten 
Erfolg.  Wenn  es  auch  in  der  folgenden  Zeit  manchmal  wieder  zu 
Misshelligkeiten  zwischen  fiat  und  Gemeinde  kam,  und  selbst  die 
Verfassung  noch  dreimal  geändert  werden  musste,  so  lebte  man  doch 
meist  in  Frieden  miteinander,  da  die  unteren  Klassen  eich  mit 
ihrem  mässigen  Anteil  am  Stadtregiment  begnügten. 

Ein  Passus  aus  dem  Privileg  von  1308  ist  in  unserer  bisherigen 
Erörterung  übergangen  worden  — die  Stelle,  an  welcher  der  Graf 
alle  Gilden  u.  s.  w.  verbietet,  „per  quas  nova  inter  dictas  partes 
dissensio  oriri  poterit  in  futurum.“  IKe  hohe  Strafe,  welche  auf 
Übertretung  dieses  Verbotes  gesetzt  wird  — 100  Pfund  leichter 
Denare  — zeigt,  einen  wie  bedeutenden  Einfluss  auf  die  zwischen 
Magistrat  und  Gemeinde  stattgefundenen  Kämpfe  der  Graf  dem 
Institut  der  Gilden  zuschrieb.  Doch  ist  bei  dem  Mangel  aller 


')  In  Bremen  durfte  kein  Bürger  Fehmschöffe  aein  „zur  Auireohterhsltung 
der  eigenen  Oerichtsbsrkeit*  (Donandt,  Geich,  dei  Bremiichen  Stadtrechts  I, 
8.  139). 

*)  Urk.  der  Johannitercommende  v.  J.  1265  (Freiding  zn  Pevewic),  unter 
den  Schöffen  Gerardus  de  Lon  miles;  und  Urk.  v.  J.  1461  (Freiding  zn  Reckling- 
hansen),  unter  den  Schöffen  der  Bürgermeister  und  viele  Ratimitglieder  aus 
Wesel. 
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anderen  Nachrichten  nichU  Genaueres  darüber  zu  ersehen,  nicht 
einmal,  ob  es  eine  Grossbürgergilde  war,  welche  im  Verein  mit  den 
Schöffen  sich  die  alleinige  Besetzung  der  Ratsstühle  bis  jetzt  zu 
wahren  gewusst  hatte  — das  würde  dem  Entwicklungsgang  in  an- 
deren Städten  am  meisten  entsprechen')  — oder  aber,  ob  die  Ge- 
meinde in  ihren  Innungen  dem  Stadtregiinent  Opposition  machte  — 
damit  würde  übereinstimmen,  dass  in  Wesel  erst  auffallend  spät, 
vom  Wollenamt  abgesehen,  erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts uns  Innungen  der  Handwerker  begegnen,  eine  Erscheinung, 
die  also  vielleicht  durch  die  i.  J.  1808  befohlene  Auflösung  aller 
Vereinigungen  ihre  Erklärung  fände. 

Gegen  beides  sprechen  aber  gewichtige  Gründe;  gegen  eine 
gilda  mercatorum  speziell  der  Umstand,  dass  als  oberste  Stadtbe- 
hörde immer  das  Sohöffencolleg  erscheint,  welches  auch  den  Rat 
vollkommen  beherrschte.  Wahrscheinlicher  ist  es  daher,  dass 
sich  während  der  Streitigkeiten  Geschlechter  und  Gemeinde  zu- 
sammenthaten  und  zum  Kampfe  gegeneinander  durch  Eidschwur 
verbanden.  Auch  hierfür  würde  es  ja  an  Analogieen  in  der  Städte- 
geschichte  nicht  fehlen.')  Jedenfalls  aber  sind  diese  Spuren  zu 
undeutlich,  als  dass  sie  zu  einer  tieferen  Erkenntnis  der  sozialen 
und  politischen  Zustände  führen  könnten. 

Mit  der  Entstehung  des  Rates  und  den  darauf  folgenden  inneren 
Unruhen  schliesst  die  erste  Epoche  der  Weseler  Verfassungsge- 
schichte  ab.  Sie  war  eine  Periode  schnellsten  Fortschritts.  Bis  in 
die  erste  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  hinein  noch  ein  Ort,  der  zwar 
schon  meroantile  Interessen  hatte,  seinem  Rechte  nach  aber  sich 
durch  nichts  von  anderen  ländlichen  Gemeinden  unterschied,  wurde 
Wesel  durch  die  Recht  und  Verwaltung  umbildenden  Sätze  des 
Privilegs  von  1241  mit  einem  Schlage  in  die  Reihe  der  Stadt- 
gemeinden gestellt.  Durch  schnell  aufeinander  folgende  Privilegien 
wurde  es  in  dieser  Stellung  befestigt,  und  wurden  zugleich  der 
obersten  Behörde  durch  Überweisung  wichtiger  Einnahmequellen 
die  Mittel  verschafft,  die  immer  wachsenden  öffentlichen  Bedürfnisse 


')  8.  z.  B.  Wolfstieg,  Verfassungsgesch.  von  Goslar,  S.  Ö7.  Auf  das 
frühere  Bestehen  einer  ursprünglich  alle  Handeltreibenden  umfassenden  Gilde 
wäre  dann  vielleicht  jene  Bestimmung  im  Privileg  von  1241  zu  beziehen,  dass 
ein  Fremder,  dessen  Klage  gegen  einen  Bürger  für  unrecht  befunden  wird, 
jedem  mündig  gewordenen  Bürger  sechs  Denare  zahlen  muss.  .S.  S.  25. 

*)Z.B.  die  Junkergesellschaften  in  Lübeck  am  Ende  des  14.  Jahrhnnderts 
und  die  Eidgenossenschaft  der  Speierer  Zünfte  zum  Widerstande  gegen  die 
Geschlechter  i.  J.  1827. 
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zu  befriedigen.  Doch  die  Überhäufung  mit  Geschäften,  welche  da- 
durch entstand,  zwang  das  SchöfTencoIleg,  das  schon  vor  der  Er- 
hebung zur  Stadt  die  Verwaltung  der  Gemeinde  führte,  an  das  aber 
noch  nie  so  bedeutende  und  mannigfaltige  Aufgaben  herangetreten 
waren,  sich  nach  einer  Hülfe  umzusehen,  die  es  fand  durch  die 
Schaffung  des  Bates. 
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Verfassung  und  Verwaltung  im  14.  und 
15.  Jahrhundert. 

Im  Gegensatz  zu  der  schnellen  Folge  der  Ereignisse  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  treten  wir  jetzt  in  eine  Zeit 
der  langsamen  und  ruhigen  Entwicklung,  in  eine  Zeit,  wo  an  den 
Grundlagen  der  Verfassung  wenig  mehr  geändert  wird,  wo  zwar 
auf  Grund  eines  fast  ungestörten  inneren  Friedens  die  Stadt  an 
Reichtum  und  Macht  rasch  zunimmt,  und  auch  Verwaltung  und 
Recht,  den  veränderten  Verhältnissen  entsprechend,  eine  früher  un- 
geahnte Ausbildung  erfahren,  aber  nicht,  wie  in  der  älteren  Zeit, 
durch  künstliche  Aufpfropfung  neuer  Zweige,  sondern  durch  ein 
langsames,  organisches  Wachstum  aus  sich  heraus.  Eis  empfiehlt 
eich  daher,  von  der  chronologischen  Darstellung  der  Ereignisse,  wie 
sie  bisher  durch  die  skizzierte  sprungweise  Entwicklung  geboten 
war,  abzugehen  und  die  öffentlichen  Zustände  und  deren  Umbildungen 
in  der  folgenden  Zeit  nach  den  hauptsächlichsten  dabei  in  Betracht 
kommenden  Momenten  getrennt  vorzuführen. 

Wie  wir  sahen,  waren  es  drei  Mächte,  mit  denen  eine  Ver- 
waltungsgescbichte  der  Stadt  zu  rechnen  hat:  Der  Graf  von  Cleve, 
die  Gemeinde  und  der  Magistrat.  Eis  wird  also  für  jede  dieser 
Parteien  zu  untersuchen  sein,  welche  Rechte  ihr  in  der  folgenden 
Periode  zukamen,  und  welche  Pflichten  ihr  oblagen ; zugleich  er- 
scheint es  dabei  geboten,  eine  Sonderung  der  Gemeinde  in  ihre 
Bestandteile  zu  versuchen  und  die  ganze  administrative  Thätigkeit 
des  Rates  darzustellen. 
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Kapitel  4. 

Das  Verhlltnis  znm  Stsdtherni. 

Mit  der  Wahrnehmung  seiner  gesamten  Rechte  in  Wesel  hatte 
der  Graf*)  seinen  officiatus,  auf  deutsch  Drost  oder  Amtmann,  im 
Lande  von  Dinslaken  betraut.  Glaubte  sich  die  Stadt  daher  durch 
den  Grafen  gekränkt,  oder  hatten  andere  sie  in  ihren  Rechten  be- 
einträchtigt, so  wandte  man  sich  zunächst  an  diesen,  dass  er  die 
Klagen  vor  seinen  Herrn  bringe  oder  dessen  Beistand  erbitte.  Seinen 
guten  Willen  der  Stadt  zu  erhalten,  musste  den  Bürgern  besonders 
am  Herzen  liegen:  Daher  die  vielen  in  den  Kämmercirechnungen 
verzeichneten  Ausgaben  für  ihm  geschenkten  Wein  und  ihm  ge- 
leistete Mahlzeiten.  Gegen  seinen  bösen  Willen  dagegen  suchte 
sich  die  Stadt  zu  schützen  durch  das  Privileg,*)  welches  sie 
i.  J.  1347  vom  Grafen  Johann  erwirkte,  dass  der  Amtmann  bei 
seinem  Amtsantritt  schwören  solle,  sie  in  ihren  Freiheiten  zu 
erhalten. 

Die  Befugnisse  privat-  und  öffentlich-rechtlicher  Natur,  welche 
der  Graf  in  Wesel  hatte,  sind  in  Bezug  auf  ihre  Entstehung  im 
ersten  Kapitel  besprochen  worden.  Hier  sind  nur  die  Veränderungen 
nachzuholen,  die  sie  erlitten,  und  der  Umfang  zu  fixieren,  in  dem 
sie  ausgeübt  wurden. 

Minder  wichtig  sind  zunächst  die  Rechte,  welche  aus  dem  Be- 
sitz des  Hofes  und  aus  der  Klostervogtei  folgten.  Diese  blieben 
bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts  durchaus  in  ihrem  alten  Be- 
stände, nur  dass  der  Graf  i.  J.  1329')  die  ausserhalb  der  Stadt* 
mauer  angelegten  Gärten  vom  Zehnten  befreite  und  im  15.  Jahr- 
himdert  Teile  seines  Besitzes  für  kurze  Zeit  an  die  Stadt  verkaufte. 

Das  bedeutendste  Recht  des  Grafen  aber  und  zugleich  das,  durch 
dessen  Besitz  vor  allem  er  als  Stadtherr  erscheint,  ist  die  Regung 
des  Gerichts.  Ihm  als  dem  Gerichtsherrn  gebührt  der  Hauptanteil 
an  den  vom  Gericht  verhängten  Strafen.  Infolge  der  Gerichts- 
hoheit ist  auch  die  Wahrung  des  Rechts  in  der  Stadt  seine  Auf- 
gabe. Weil  er  den  Gerichtsbann  hat,  kann  er  ihn  leihen  und  setzt 
also  den  Richter  ein.  Indem  er  zugleich  die  beiden  Gerichtsboten 


’)  Uäafig  begegnet  uns  nicht  der  Graf,  sondern  sein  Sohn  als  Herr  von 
Wesel;  da  aber  hierdnrch  der  Hechtsbestand  nicht  alteriert  wurde,  so  ist  in 
der  Folge  davon  abgesehen. 

*)  Lac.,  U.  B.  UI,  Nr.  442.  Original  verloren. 

')  Lac.,  U.  B.  III,  Nr.  241;  und  Frensdorff,  üortin.  Stat.  S.  266. 
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ernennt,  bethätigt  er  uder  sein  Richter  für  ihn  das  Anefangsrecht. 
Als  Gerichtsherr  erlässt  er  Verordnungen,  welche  in  das  Gerichts- 
wesen eingreifen.  Inwieweit  diese  Gesetzgebung  der  städtischen 
nebenherlaufend  sie  oftmals  ergänzte,  wird  weiter  unten  zu  erörtern 
sein.  Denn  auch  die  Stadt  war  am  Gerichte  beteiligt,  wie  schon 
dadurch  ausgedrückt  wird,  dass  der  Richter,  obwohl  vom  Grafen 
gesetzt,  auch  ihr  schwören  muss,  gerecht  zu  richten.  Seit  1481  er- 
nennt sie  den  zweiten  Gerichtsboten,  und  an  den  Gerichtsgeldem 
bat  sie  einen,  wenn  auch  nicht  sehr  erheblichen,  Anteil.  Bm  Be- 
sprechung der  gerichtlichen  Thätigkeit  des  Rates  wird  untersucht 
werden,  inwiefern  die  Stadt  den  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung, 
der  sich  hierin  zeigte,  zu  erweitern  wusste. 

Aber  noch  andere  wichtige  öffentliche  Rechte  stehen  dem 
Grafen  infolge  der  Gerichtshoheit  in  Wesel  zu:  Er  ist  den  Bürgern 
„dominus  noster,“  „onse  genedige  her“,  die  Stadt  ihm  „onse  lieve 
stad  von  Wesele“.  Ihm  kommen  demzufolge  alle  Rechte  in  Wesel 
zu,  welche  den  Reichsstädten  gegenüber  der  König  geltend  machen 
kann ; ihm  hat  die  Stadt  die  Pflichten  zu  erfüllen,  welche  aus  ihrer 
Zugehörigkeit  zu  einem  Staatswesen  resultieren.*)  Weil  er  die  Quelle 
alles  öffentlichen  Rechts  ist,  das  jemand  in  der  Stadt  ausUben  kann, 
sind  prinzipiell  wenigstens  auch  dem  Magistrat  die  Burger  nur  des- 
halb zum  Gehorsam  verpflichtet,  weil  e r es  befiehlt,  und  dürfen 
Statuten  nur  mit  seiner  Zustimmung  gemacht  werden.*)  Wie  aller- 
dings der  Magistrat  auch  ohne  seine  Billigung  das  Recht  umbildete, 
Beschlüsse  fasste  und  durchführte  und  das  als  sein  gutes  Recht 
betrachtete,  werden  wir  noch  sehen.  — Dem  Grafen  steht  ferner 
die  Aufsicht  darüber  zu,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Besten  ge- 
schieht: Streitigkeiten  zwischen  Gemeinde  und  Magistrat  schlichtet 
er  und  nimmt  auch  wohl  Bürger,  die  wegen  einer  ihnen  vom  Rate 
zudiktierten  Strafe  an  ihn  appellieren,  in  seinen  Schutz,*)  immer 
unter  heftigem  Widerstande  der  städtischen  Obrigkeit. 

Die  Verpflichtung  ztim  Heerdienst  war  durch  das  Privileg  von 
1241  auf  die  Zeit  eines  Tages  reduziert,  und  wir  haben  keine  ür- 


>)  Schon  Heidemann  (Ztachr.  V,  S.  188  ff.)  hat  darauf  hingewiesen,  dass 
der  von  Wesel  erhobene  Anspruch,  eine  kaiserliche  Stadt  zu  sein  (von  Nym- 
wegen  und  Dortmund  i.  J.  1314  anerkannt,  um  der  Stadt  Zollfreiheit  in  Utrecht 
zu  erwirken)  sich  nur  darauf  gründen  kann,  dass  der  Hof  Wesel  ursprünglich 
königliches  Eigentum  war.  Von  Keiohsunmittelbarkeit  ist  natürlich  nicht 
die  Rede. 

*)  Bestimmung  des  Privilegs  von  1308  (Lar  , U.  B.  111,  Nr.  78). 

•)  1.  B.  R.  a.  1478,  F.  90». 
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Sache  anznnehmen,  dass,  solange  die  Bestimmung  galt,  diese  Zeit 
hhahg  überschritten  wurde.  Als  aber  infolge  des  Aussterbens  des 
clevischen  Grafenhauses  die  Grafen  von  der  hfark  Herren  der  Stadt 
wurden,  bestand  Graf  Engelbert  bei  einer  Bestätigung  der  städtischen 
Privilegien  i.  J.  1369  auf  der  Ausnahme,  dass  die  Weseler  „ons 
ghevolghenisse  duen  zulen  als  ons  onse  stad  van  den  Hamme  scul- 
dich  is  to  done.“  Jedenfalls  schloss  diese  Ausnahme  eine  Ver- 
minderung der  städtischen  Freiheit  in  sich,  und  demgemäss  sehen 
wir  die  Stadt  den  Grafen  und  Herzogen  später  oft  mehrere  Wochen 
lang  Kriegsdienste  thun.  Berühmt  ist  der  Beistand  geworden,  den 
die  Weseler  Bürger  ihrem  Herrn  i.  J.  1397  in  der  Schlacht  am 
Cleverhamm  gegen  den  Herzog  von  Berg  geleistet  haben,  ja  ihrem 
noch  eben  rechtzeitigen  Eintreffen  wird  durch  die  Sage  und  die 
ihr  folgenden  Darstellungen  *)  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  hart 
bedrängten  Grafen  beigemessen  — inwiefern  mit  Recht,  lässt  sich 
aus  unsem  Quellen  schwerlich  noch  ermitteln.*)  Wenn  es  auch 
feststebt,  dass  ein  städtisches  Contingent  mitgekämpft  hat,  ist  doch 
die  Überlieferung,  dasselbe  sei  3000  Mann  stark  gewesen,  zweifels- 
ohne eine  irrtümliche:  Die  waffenfähige  Mannschaft  war  noch  im 
folgenden  Jahrhundert  bedeutend  schwächer*),  und  in  den  Kämmerei- 
rechnungen findet  sich  nur  der  Lohn  für  etwa  70  Gesellen  in 
diesem  Jahre. 

Grösser  wurde  die  ünterstützung  im  15.  Jahrhundert.  Gar 
manchmal  jagt  die  ganze  oder  die  halbe  Stadt  aus;  vor  allem  aber 
leistet  sie  ihrem  Herrn  mit  Söldnern*)  Hülfe  und  verausgabt  dafür 
häufig,  wie  zur  Zeit  der  Soester  Fehde  und  des  burgundisch- 
geldrischen  Krieges  namhafte  Summen. 

Die  direkten  Abgaben,  welche  der  Graf  von  der  Stadt  bezog, 
waren  recht  bedeutend.  Wie  bereits  gesagt,  durfte  er  gegen  der 
Städter  Willen  keine  Zahlung  erpressen,  aber  gerade  hier  sehen 
wir  recht  deutlich,  wie  erst  durch  Vergleichung  mit  der  Wirklioh- 


')  z.  fi.  von  Schaumburg  in  den  Annalen  des  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrheio, 
9.  o.  10.  Heft,  1861,  S.  80  ff. 

•)  S . Lac.,  Archiv  IV,  a.  1863,  8.  108  fl’. 

»)  S.  S.  öa 

*)  Dass  es  Söldner  sind,  welche  den  Herzog  bei  Belagerungen  unter- 
stützen, wird  bewiesen  einmal  durch  ihr  mehrwöcbentlichee  Ausbleiben  und 
sodann  auch  durch  die  Auszüge,  welche  die  Städter  selbst  während  der  Ab- 
wesenheit dieser  Truppen  machen.  Aus  der  Uenge  der  dem  Herzog  zur  Hülfe 
Geschickten  (es  sind  z.  B.  i.  J.  1480  ca.  430)  ist  daher  ein  Schloss  auf  die 
Bevölkerungaaiffer  onzaläsaig. 
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keit  sich  für  die  Wertschätzung  der  in  den  Urkunden  ausgesprochenen 
Prinzipien  ein  Massstab  erzielen  läset.  Zwar  lassen  sich  die  pecu 
niären  Leistungen  der  Stadt  nicht  durchweg  nachweisen,  da  sie,  wie 
noch  zu  zeigen,  keineswegs  immer  unter  den  übrigen  Ausgaben  auf- 
gezeichnet, sondern  gar  oft  durch  besondere  Umlage  aufgebracht 
wurden,  über  welche  in  den  Kämmereirechnungen  nichts  zu  finden 
ist;  aber  der  allgemeine  Eindruck,  welchen  man  aus  den  in  den 
Bechnungen  verzeichneten  Ausgaben  für  Botengänge,  für  Belsen 
des  Bürgermeisters  und  der  Schöffen  zum  Drosten  oder  nach  Cleve 
davonträgt,  ist  doch  der,  dass  die  Stadtherren  keine  falsche  Be- 
rechnung machten,  wenn  sie,  um  im  Falle  der  Not  um  so  höhere 
Anforderungen  stellen  zu  können,  die  Blüte  der  Stadt  förderten 
und  auf  eine  regelmässige  Besteuerung  verzichteten. 

Die  Abgaben,  welche  der  Graf  von  Weseler  Bürgern  un- 
mittelbar bezog,  sind  oben')  beschrieben;  für  alles  udere  tritt 
zwischen  ihn  und  den  Einzelnen  die  Stadt.  Denn  die  Sohatzfreiheit 
galt  seit  einem  Privileg  v.  J.  1311*)  auch  für  die  auswärtigen  Be- 
sitzungen Weseler.  Freilich  wurde  grade  dies  Recht  das  ganze 
14.  und  15.  Jahrhundert  hindurch  und  noch  darüber  hinaus*)  am 
häufigsten  zum  Anlass  des  Streites  zwischen  der  Stadt  und  ihrem 
Herrn.  In  der  Tliat  musste  dieser  die  Ausdehnung  städtischer 
Freiheit  auf  das  Land  mit  scheelen  Augen  ansehen.  Aber  auch 
die  Stadt  wusste  sich  energisch  zu  wehren,  wenn  sie  in  ihrem  ver- 
brieften Bechte  gekürzt  werden  sollte.  Hin  und  her  gingen  die 
Boten,  meistens  machte  sich  der  Bürgermeister  selbst  mit  einigen 
von  Schöffen  und  Bat  auf,  um  beim  Grafen  vorstellig  zu  werden. 
Das  Ende  ist  dann  gewöhnlich,  dass  der  Graf  das  städtische  Recht 
anerkennt  und  es  nicht  wieder  zu  verletzen  verspricht,  aber  ohne 
den  geschätzten  Bürgern  Schadenersatz  zu  leisten.  Es  stand  mit 
diesem  Rechte  eben  ähnlich,  wie  mit  der  Schatzfreiheit  der  Stadt 
selbst:  In  der  Theorie  wird  es  nicht  angezweifelt,  in  der  Praxis 
muss  man  sich  oft  eine  Schmälerung  gefallen  lassen. 

Zu  diesen  Abgaben  kommen  dann  noch  freiwillige  Geschenke 
bei  besonderen  Gelegenheiten , der'  Huldigung , der  Rückkehr  von 
einer  Reise,  der  Heirat,  und  bei  jedem  Aufenthalt  in  der  Stadt 
Weinspendungen  für  den  Grafen  und  für  sein  Gefolge. 

Die  anderen  Rechte  der  Grafen  in  Wesel  lassen  sich  als  die 
Regalien  zusammenfassen:  Die  Münze,  der  Weinzoll  und  der  Zoll 
an  den  drei  Jahrmärkten.  Hinzu  kam  nur  der  Holzzoll,  dessen  Ur- 

•)  8.  S.  12  ff. 

•)  Lbc.,  U.  B.  III,  Nr.  103. 

')  8.  z.  B.  Boulerwe-k,  Urei  Huldigangatage  der  8tadt  Wesel,  Ztsohr.  11. 
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■prang  dunkel  iet,  und  der  Zoll  von  dem  i.  J.  1467  anf  Betrieb 
der  Stadl  eröffneten  Pferdemarkt.  Auch  diese  Qerechtsame  boten 
Anlass  zu  Streitigkeiten,  wenn  die  Stadt  sich  beklagte,  die  neue 
Münze  sei  zu  leicht,  oder  die  Erhöhung  des  Weinzolls  sei  nicht  zu 
ertragen. 

B}s  ist  klar,  dass  so  mannigfache  und  bedeutende  Rechte,  aus- 
geübt von  einem  mächtigen  Dynasten,  der  städtischen  Selbstver- 
waltung leicht  gefährlich  werden  konnten.  Sehr  wichtig  war  daher 
das  Versprechen,  welches  Graf  Johann  i.  J.  1347*)  leistete,  nie 
Wohnung  innerhalb  der  Stadtmauern  zu  nehmen.')  Dadurch  wurde 
der  Schatz,  welchen  den  Bürgern  ihre  Befestigungen  gewährten, 
dem  Herrn  gegenüber  erst  wirksam. 

Doch  war  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  Grafen  und  der  Stadt 
immerhin  etwas  Seltenes  und  wurde  gewöhnlich  schnell  beigelegt. 
In  der  Regel  stand  vielmehr  der  Graf  seinen  Bürgern  mit  Rat  und 
That  zur  Seite.  Ihm  musste  ja  selbst  viel  an  ihrem  Wohle  gelegen 
sein,  darum,  weil  eine  reiche  Stadt  auch  für  ihn  mehr  abwerfen 
konnte.  Daher  erwirkte  er  für  Wesel  und  seine  anderen  Städte 
nach  dem  Siege  über  den  Herzog  von  Berg  i J.  1397  die  Freiheit 
von  allen  bergischen  Zöllen');  daher  auch  die  vielen  Zollprivilegien 
für  die  eigenen  Zollstätten,  die  allerdings  im  Laufe  der  Zeit  durch 
Anlegung  neuer  Zölle,  namentlich  des  Büdericher  zu  Ende  des 
13.  Jahrhunderts,  beschränkt  wurden.  Aber  die  Zollprivilegien, 
obwohl  in  ihrer  Entstehung  ein  Zeichen  landesherrlicher  Fürsorge 
für  die  Stadt,  gaben  nicht  selten  Anlass  zum  Hader,  entweder,  in- 
dem der  Graf  sich  durch  Vorbeiführang  fremden  Gutes  von  den 
Bürgern  betrogen  glaubte,  oder  indem  die  Stadt  die  Berechtigung 
des  Grafen  zur  Zollerhebung  von  ihren  Bürgern  an  irgend  einer 
Zollstätte  bestritt. 


Kapitel  5. 

Die  Gemeinde. 

1. 

Die  Elnwohnersebaft 

a.  Die  Einwohner  nach  ihrem  Beruf. 

Um  dem  Gerippe  der  Verfassung  Fleisch  und  Blut  zu  geben, 
erscheint  es  angebracht,  zuerst  die  Einteilung  der  Gemeinde  nach 

•)  lisc.,  U.  B.  in,  Nr.  442. 

*)  Trotzdem  erbaute  Herzog  Adolf  i,  .1.  1417  in  Wesel  den  Königthof; 
s.  (lert  van  der  Schuren,  Ausg.  von  Schölten,  S.  137  und  Qantesweiler,  S.  89. 
•)  Lac.,  U.  B.  UI,  Nr.  1046. 
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dem  Beruf  zu  betrachten.  Treffliches  Material  für  die  £rkeDnUiis 
der  socialen  Gliederung  liegt  in  den  Stadtrechnungen  vor,  welche 
für  die  Mehrzahl  der  Jahre  bei  den  Einnahmen  aus  den  verschiedenen 
Accisen  die  Accisezahler  namentlich  anfuhren,  in  den  Listen  der- 
jenigen, welche  von  der  Stadt  Zollzeichen  erhielten,  die  Zahl  und 
die  Namen  aller  am  Rheinhandel  beteiligten  Weseler  Kaufleute 
überliefern,  bei  Anrechnung  des  den  Honoratioren  und  Beamten 
der  Stadt  zu  Weihnachten  gespendeten  Weines  die  Schöffen  und 
Consuln  aufzählen  und  dabei  für  einige  Jahre  in  den  Steuerlisten 
die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  erkennen  lassen. 

Der  Entstehung  der  Stadtgemeinde  aus  der  Bauerschaft  ent- 
sprechend, werden  wir  für  die  ersten  Zeiten  der  Stadt  auch  ohne  spe- 
ciellen  Beweis  anzunehmen  haben,  dass  das  Patriziat,  d.  h.  die  Klasse, 
aus  der  sich  das  Schöffencolleg  und  später  der  Kat  rekrutierte,  aus 
den  Familien  bestand,  welchen  altererbter  Grundbesitz  Ansehen  ver- 
lieh. In  wie  weit  schon  damals  auch  Handel  zu  einer  hervorragen- 
den Stellung  in  der  Stadt  verhelfen  konnte,  musste  aus  Mangel  an 
(^uellenmaterial  unerörtert  bleiben.  Besser  sind  wir  für  die  spätere  Zeit 
gestellt:  Hier  sehen  wir  einerseits,  dass  nur  eine  ganz  geringe  An- 
zahl‘)  der  Erbgenossen,  welche  sowohl  durch  Reichtum,  als  auch 
durch  ihre  Thätigkeit  in  der  Verwaltung  an  der  Spitze  der  Gemeinde 
erscheinen,  sich  vom  Handel  fern  hielt,  dass  aber  andererseits  auch 
viele  Familien  zu  einer  bedeutenden  sozialen  ugd  politischen  Stellung 
gelangften,  welche,  ursprünglich  wenigstens,  keinen  Grundbesitz  hatten, 
welche,  zum  Teil  erst  eingewandert,  nur  dem  Handel  ihren  Reich- 
tum verdankten.*)  So  setzte  sich  denn  das  städtische  Patriziat  zu- 
sammen aus  Grundbesitzern,  Kaufleuten  und  solchen,  die  beides 
waren. 

Wenn  man  untersuchen  will,  mit  welchen  Waaren  die  Kauf- 
leute  handelten,  so  darf  man  sich  durch  die  Reihen  derer,  welche 
Hopfen-  oder  Wcinaccise  zahlten,  nicht  täuschen  lassen;  denn  wie 
wir  noch  sehen  werden,  waren  beide  Accisen  ganz  vorwiegend 
Consumsteuern.  Die,  welche  sie  entrichten,  sind  also  nur  Detailver- 
käufer. Dem  entspricht  es,  dass  die  Weinaoeise  zum  Teil,  die  Bier- 
accise  fast  ganz  von  solchen  erhoben  wird,  welche  dadurch , dass 
sie  kein  Geld  für  Zollzeichen  zahlen,  sich  als  nicht  zur  Kaufmann- 


*)  Namentlicb  die  Familien:  van  Wilaken.  Ledech^^anc,  de  Ferro,  Botter- 
raan,  Stecke,  van  £ger,  uppen  Diick,  Danen.  Die  Grundbesitzer  in  der  Stadt 
sind  überliefert  in  einer  Liste  der  Erbgenossen  ans  d.  J.  1412  (St.  F.  325*  f). 

*)  Namentlich  die  Familien:  Lubberti,  van  Orsoy,  de  Cappella,  Hartwich, 
de  Uonement,  Beyard. 
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Schaft  gehörig  charakterisieren.  £s  sind  eben  die  Wein-  und  Bier- 
wirte. Wenn  von  den  ersteren  die  meisten  grosses  Ansehen  in  der 
Stadt  genossen,  so  lag  das  häufig  daran,  dass  sie  neben  dem  Wein- 
schank  noch  einem  anderen  Erwerbe,  meist  dem  Handel,  oblagen. 
Da  der  Orosshandel  nun  mit  keiner  nur  einzelne  Waaren  trefienden 
Abgabe  belastet  war,  so  fehlt  es  an  jedem  Anhaltspunkt,  um  die 
Handelsartikel  festzustellen.  Doch  werden  wir  annelimen  müssen, 
dass  auch  die  Weseler  Kanfleute  namentlich  Getreide,  Wein,  Salz 
und  Fische  vertrieben.*) 

Was  das  HandeUgebiet  betrifft,  so  ist  dessen  Begrenzung,  ab- 
gesehen von  einigen  Spuren,  welche  auf  einen  Verkehr  von  Weselern 
mit  den  flandrischen  und  den  Ostseestädten  schliessen  lassen,*)  nur 
auf  der  Bheinstrasse  möglich.  Es  ist  jüngst  die  hervorragende  Be- 
deutung Kölns  für  die  Vermittlung  des  unterländischen  Verkehrs 
nach  dem  Mittelrhein  betont  worden*),  und  auch  Wesel  stand  mit 
der  rheinischen  Metropole  in  lebendigem  Verkehr.  Ein  grosser  Teil 
der  städtischen  Schulden  war  in  Köln  contrahiert,  und  die  Weseler 
hatten  dort  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  einen  ständigen 
Procurator.  Dass  aber  die  Kaufleute  nicht  weiter  als  bis  Köln  den 
Rhein  hinauffuhren,  ist  doch  ausgeschlossen.  Dagegen  sprechen 
sowohl  die  Kämmereirechnungen,  welche  manche  Beziehungen  zu 
den  mittel-  und  oberrheinischen  Städten  ergeben,*)  als  auch  nament- 
lich eine  Stelle  in  den  Ratsprotokollen  ,*)  welche  einen  direkten 
Verkehr  mit  dem  Oberlande  bezeugt. 

Über  die  Bedeutung  des  Weseler  Handels  würden  wir  durch 
die  Posten  in  den  Kämmereirechnungen,  welche  die  aus  dem  Ver- 
kauf der  Zollzeichen  gelösten  Gelder  enthalten,  ausgezeichnet  unter- 
richtet sein,  wenn  wir  immer  die  Taxe  der  Zollzeichen,  die  nach 
dem  Wert  der  Waaren  berechnet  wurde,  kennten.  Leider  ist  diese 
aber  nur  einmal,  aus  dem  Jahre  1422,  überliefert,*)  imd  da  wir 
nicht  wissen,  wann  sie  wieder  geändert  wurde,  können  wir  diese 
Machricht  nur  zur  Bestimmung  der  Summen  benutzen,  für  welche 


*)  S.  Lamprecht,  a.  a.  O.,  II,  8 . 324  ff. 

’)  R.  a.  1466  F.  ISm  (die  Älterlente  von  Brügge  schreiben  wegen  der 
Laken);  a.  1470,  F.  69s  (Ein  aus  Löwen  Uebürtiger  wird  in  die  Bürgerschaft 
aofgeoommeD);  a.  1484,  F.  4i>  und  öb  (Das  Out  einiger  Bürger  ist  auf  dam 
Harkte  in  Antwerpen  besetzt) ; a.  1470,  F.  41*.  (Brief  aus  LUbeok.) 

')  Lamprecht,  a.  a.  0.  II,  S.  840. 

*)  z.  B.  mit  Mainz;  St.  a.  1346,  F.  71*.  s.  auch  S.  96,  Anm.  1. 

*)  £.  a.  1479,  F.  89». 

•)  L.  PL  8.  62. 
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die  Weeeler  Kaufleute  i.  J.  1423  ihre  auf  dem  Rhein  transportierten 
Waaren  einkauften.  Wird  schon  hierdurch  der  Wert  solcher  An- 
gaben um  so  geringer,  als  bei  der  grossen  Unsicherheit  aller  Ver- 
hältuisse  der  Handel  heftigen  Schwankungen  unterliegen  musste,  so 
wird  die  Bedeutung  unserer  Berechnung  dadurch  noch  vermindert, 
dass  sie  zu  genauen  Resultaten  nicht  einmal  für  das  eine  Jahr  ge- 
langen kann.  Während  nämlich  die  Kaufleute,  welche  an  Wesel 
vorbei  den  Rhein  hinauffuhren,  von  jeder  Mark  des  Einkaufspreises 
ihrer  Waaren  nur  einen  halben  Denar  zahlten,  hatten  die,  welche  von 
oberhalb  Wesel  nach  den  Rheinmündungen  oder  von  Wesel  aus  den 
Rhein  hinauf-  oder  hinunterfuhren,  die  doppelte  Taxe  zu  entrichten. 
Nähmen  wir  daher  an,  dass. von  Weselern  ebensoviel  Waaren  an 
Wesel  vorbei  den  Rhein  hinauf  als  hinunter  gebracht  wurden,  und 
dass  auch  die  Ausfuhr  aus  Wesel  nicht  grösser  und  nicht  kleiner  war, 
so  würden  auf  3 Mark  Einkaufspreis  2V«  Denare  für  Zollzeichen  be- 
zahlt worden  sein ; man  hätte  also  unter  jener  Voraussetzung  200  (die 
Zahl  der  i.  J.  1423  für  Zollzeichen  eingenommenen  Mark)  mit 
144X|  zu  multiplicieren  und  erhielte  dann  als  Einkaufspreis  sämt- 
licher von  Weseler  Kaufleuten  auf  dem  Rhein  transportierten  und 
nicht  nach  Wesel  gebrachten  Waaren  34560  Mark.  Diese  Summe 
macht,  auf  den  Rheinischen  Gulden  Weseler  Mark  oder  30,3 
Gramm  Silber  oder  2,78  Gramm  Gold*)  gerechnet  1172,3  Pfund 
feines  Silber  oder  107,59  Pfund  feines  Gold.  Nähme  man  aber  den 
W ert  der  mit  der  geringeren  Taxe  besteuerten  W aaren  für  so  klein 
an,  dass  man  ihn  gänzlich  vernachlässigen  könnte,  so  erhielte  man 
976,0  Pfund  feines  Silber  oder  89,66  Pfund  feines  Gold,  und  wenn 
man  umgekehrt  den  höher  belasteten  Handel  nicht  rechnen  wollte, 
1053,8  Pfund  feines  Silber  oder  179,32  ITund  feines  Gold.  Die 
letzteren  Zahlen  sind  die  äussersten  Fehlergrenzen. 

Hierbei  ist  der  gesamte  Landhandel  nicht  berücksichtigt;  an 
dem  werden  hauptsächlich  die  Tuchhändler  beteiligt  gewesen  sein. 
Aus  den  Statuten  des  Weseler  Wollenamts  v.  J.  1452*)  geht  hervor, 
dass  die  Mitglieder  des  Amtes  ihr  Tuch  selbst  ausfUhrten.  Da 
von  den  vielen  überlieferten  Namen  der  Wollenweber  äusserst  selten 
jemand  in  der  Berechnung  des  aus  dein  Verkauf  der  Zollzeichen 
gelösten  Geldes  vorkommt,  so  ist  der  Schluss  zwingend,  dass  die 
Tuche  per  Axe  transportiert  wurden.  Das  Ansehen  der  Tuoh- 

')  Mach  Ausweis  der  Stadtreohnungen. 

')  S.  Lamprecht,  a.  a.  0.  II,  S.  470. 

*)  Veröffentlicht  von  Heidemann  (Ztsohr.  IX,  8.  77  B.)  mit  der  falschen 
Datierung  1426.  S.  namentlich  § 39  f. 
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Händler  in  der  Gemeinde  war  ebenso  wie  das  der  Bierwirte  nicht 
gross  ; nur  selten  erscheint  jemand  als  Mitglied  des  Rates,  und  in 
den  Steuerlisten  werden  die  grössten  Beträge  nicht  von  ihnen  ge- 
zahlt. Spätestens  seit  1329,  in  welchem  Jahre  der  Graf  eine  Ur- 
kunde darüber  ausstellte,' j waren  sie  zu  einem  Wolleuamt  verbunden, 
dem  zwar  das  Gocher  Wollenamt  zum  Vorbild  dienen  sollte, 
welches  aber  eine  viel  geringere  politische  Bedeutung  hatte  als  dieses. 

Zwar  sind  die  Einnahmen  „van  wullenlaken  to  bezeghelen“ 
immer  in  den  Stadtrechnungen  verzeichnet;')  zur  Bestimmung  der 
Anzahl  der  ausgefuhrten  Stücke  Tuch  können  wir  ihre  Kenntnis 
aber  nur  für  das  Jahr  1453  benutzen,  da  die  einzige  Angabe  dar- 
über, wieviel  von  jedem  Stück  Tuch  an  die  Stadt  gezahlt  wurde, 
aus  dem  Jahre  1452  — eben  aus  jenen  Statuten  — stammt.  Dar- 
nach wurden  i.  J.  145.3  gegen  1032  Stück  Tuch  ausgeführt.’)  Über 
die  gewöhnliche  Grösse  eines  Stückes  sind  wir  durch  eine  Bestimmung 
der  Statuten  unterrichtet,  wonach  Stücke  von  27  Ellen  als  ganze, 
von  12 — 27  Ellen  als  halbe  Laken  gelten  sollten. 

Wenn  auch  Handel  und  Grundbesitz  die  einzigen  Grundlagen 
des  Patriziats  blieben,  so  hat  sich  doch  soGel  ergeben,  dass  dieses 
nicht  wie  anderswo  eine  festgeschlossene  Clique  bildete,  sondern, 
dass  jedem,  der  zu  Wohlhabenheit  und  Ansehen  gelangte,  der  Zu- 
tritt zu  den  städtischen  Ämtern  offen  stand.  Hiermit  hängt  zu- 
sammen, dass  die  Vermögensverteilung  in  der  Stadt  eine  recht 
günstige  war,  wie  dies  namentlich  aus  den  Steuerlisten  hervor- 
geht. I.  J.  1373  zahlten  an  Steuern  3 Mark  und  darüber  58, 
1 — 3 Mark  66,  6 Solidi  — 1 Mark  125,  1 — 6 Solidi  278,  unter 
1 Solidus  nur  34*).  Einen  weiteren  Aufschluss  über  die  Vermögens- 
verteilung  giebt  uns  ein  aus  den  vierziger  .Tahren  des  15.  Jahr- 
hunderts herrührendes  Verzeichnis  derer,  die  im  Dienste  der  Stadt 
Pferde  halten  mussten.’)  Vorher  findet  sich  die  Bestimmung,  dass, 
wer  ausser  Wohnhaus,  Hausrat,  Kleinodien,  Gerät.schaft,  Silberwerk 
und  Schulden  600  Rheinische  Gulden  Vernmgen  besitze,  '/j  Pferd, 
wer  400,  '/4,  wer  300,  '/„,  wer  200,  ’/^  wer  150,  Pferd  halten 

')  Lac.,  U.  B.  m,  Nr.  241.  Frensd.  Dortm.  St.  .S.  265. 

»)  S.  u.  S.  119. 

*)  Zur  Vergleichung  erwähne  ich,  dass  nach  Bergraths  ziemlich  exakter 
Berechnung  (Anm.  des  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  Heft  5,  S.  122)  in  doch  i.  J.  1428 
5140  Stück  Tuch  gefertigt  wurden. 

*)  S.  u.  S.  118.  Die  Differenz  mit  der  auf  S.  52  angegebenen  Zahl  ist  da- 
durch zu  erklären,  dass  nicht  hinter  jedem  Namen  der  auf  ihn  fallende  Betrag 
angegeben  ist. 

“)  W.  R.  A.,  Caps.  258,  Nr.  3. 

finnXoiii,  VerfstiuiiasaMchicbt«  Wewls.  4 
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solle.  Darnach  hatten  ein  Vermögen  von  600  Gulden  46,  von  denen 
13  sogar  zu  */»  Pferd  verpflichtet  waren,  ein  solches  von  400  35, 
ein  solches  von  300  33,  eines  von  200  50  und  eines  von  150  Gulden 
47  Weseler.^) 

Gegenüber  dem  Handel  war  das  Handwerk,  abgesehen  von  der 
Tuchmacherei,  in  Wesel  von  jeher  von  geringerer  Bedeutung.  Es 
befriedigte  fast  nur  die  täglichen  Bedürfnisse:  Kostbare  Gegen- 
stände aus  Gold  oder  Silber,  welche  die  Stadt  ihrem  Herrn  oder 
dessen  Gemahlin  schenkte,  Hess  man  regelmässig  in  Köln  anfertigen. 
Demgemäss  hören  wir  auch  von  Vereinigungen  der  Gewerbetreiben- 
den erst  ziemlich  spät:  Wenn  wir  das  Wollcnamt  ausnehmen, 

dessen  Mitglieder  ja  zugleich  Kaufleute  waren,  so  ist  die  einzige 
Spur  aus  dem  14.  ,Tahrhundert,  welche  auf  das  Bestehen  eines 
Handwerkeramte  schliessen  lässt , die  sich  in  den  Kämmerei- 
rechnungen zuweilen  hinter  dem  Namen  eines  in  die  Bürgerschaft 
Aufgenommenen  statt  der  Aufnahmegebühr  findende  Notiz:  »Sar- 
tores  habucrunt“.  Die  Schneider  bezogen  also  damals  von  denen, 
welche  zugleich  das  Bürgerrecht  und  ihr  Amt  erwarben,  das  Geld 
dafür,  das  sonst  der  Stadt  zukam.  Dann  sind  aus  dem  Jahre  1458 
Statuten  des  Schneider-  und  des  Sohuhinacheramtcs  *)  erhalten, 
welche  in  Verbindung  mit  den  Statuten  des  Wollenamts  vom  Jahre 
1452’)  den  Charakter  der  Wescler  Gewerbeverbände  als  ziemlich 
gleichartig  erscheinen  lassen:  In  allen  drei  Gewerben  herrscht 

Zunftzwang,  die  Aufsicht  über  die  Betreibung  des  Amtes  steht  vier 
Werkmeistern  zu;  alle  aber  sind  vom  Magistrat  durchaus  abhängig, 
welcher  einen  Teil  der  Brüchen  für  die  Stadt  bezieht  und  die 
Macht  hat,  jederzeit  die  Statuten  zu  ändern.  Nur  den  Werkmeistern 
des  Schneideramts  ist  eine  den  Bereich  der  Gewerbepolizei  über- 
schreitende Funktion,  welche  iin  Übrigen  unmittelbar  städtischen 
Beamten  Vorbehalten  ist,  übertragen:  Sie  müssen  zweimal  jährlich 
umgehen,  um  die  Waffen  ihrer  Aratsgenossen  zu  visitieren. 

Ihrer  geringen  Bedeutung  entsprechend  nehmen  die  Ämter 
auch  in  der  Verwaltung  nicht  die  Stellung  ein,  welche  sie  sich  in 
so  vielen  anderen  Städten  zu  erringen  gewusst  haben.  Ob  sie 
besondere  militärische  Körper  bildeten,  ist  zweifelhaft.  Die  einzige 
Stelle,  welche  dies  für  das  Schneideramt  vermuten  lassen  könnte, 
ist  die  eben  erwähnte  Bestimmung  über  die  Waffenvisitation  bei 

')  Der  Rhein.  Dulden  enthielt  damals  2,78  (rramm  feines  Dold,  und  das 
Wertverhältnis  von  Wold  und  Silber  war  1 ; 11,28.  S.  Lamprecht,  a.  a.  0., 
11 , S 470. 

»)  L.  PI.  S.  86  u.  S.  88. 

’)  S.  S.  48.  Anin.  3. 
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den  Schneidern.  Sonst  aber  erscheint  die  Einwohnerschaft  nie 
nach  Ämtern,  sondern  stets  nach  Vierteln  gegliedert.*)  Die  Viertel 
sind  es,  welche  die  Wahl-,  Steuer-  und  Polizeibezirkc bilden. 
Wäh(«nd  in  den  Wahlbestimmungen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hunderts noch  nicht  von  ihnen  die  Rede  ist,  setzt  sie  das  Privileg 
von  1359“)  schon  voraus.  Vor  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
also  wird  sich  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  das  Bedürfnis 
einer  Gliederung  der  Einwohnerschaft  geltend  gemacht  haben. 

b.  Die  Yolfcsxahl. 

Hinsichtlich  der  Grösse  der  Bevölkerung  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert liegt  ein  Material  vor,  welches  auch  bei  anderen  Städten 
für  denselben  Zweck  nutzbar  gemacht  ist  — Steuerlisten.  Anderswo 
ist  deren  statistische  Verwendbarkeit  sehr  herabgesetzt  worden, 
ohne  dass  man  auf  beiden  Seiten  ganz  durchschlagende  Gründe 
für  sich  hätte  ins  Feld  führen  können.  Für  unser  Material  aber 
lässt  sich  der  genaue  Nachweis  erbringen,  wie  weit  man  es  benutzen 
darf.  Die  Stichhaltigkeit  nämlich  des  wichtigsten  Vorwurfs,  den 
man  den  Steuerlisten  zu  machen  pflegt,  des  Vorwurfs  der  grössten 
Ungenauigkeit,  lässt  sich  an  der  Hand  der  Kämmereirechnungen, 
namentlich  der  Steuerlisten  selbst,  controllieren. 

Schon  in  früherer  Zeit  werden  Erträge  der  exactio*)  unter  den 
Einnahmen  verzeichnet;  doch  wurden  die  Steuerlisten,  wie  auch 
später  vielfach,  besonders  geführt.  Zum  ersten  Male  sind  sie  den 
übrigen  Einnahmen  eingeordnet  i.  J.  1373  und  später  noch  drei- 
mal: 1381,  1386  und  1391.  Hier  sollen  indess  nur  die  Listen  von 
1373,  1381  und  1386  mit  einander  verglichen  werden,  da  die  von 
1391  nur  in  defektem  Zustande  erhalten  sind. 

Zunächst  ist  leicht  zu  sehen,  obwohl  kein  Ratsbeschluss  über 
die  exactio  mehr  vorhanden  ist,  dass  diese  jedesmal  dieselben 
Steuerobjekte  treffen  sollte.  Die  Anlage  der  Listen und  das 
häufig  hinter  dem  Namen  statt  der  Steuersumme  stehende  „vacat“ 
lassen  erkennen,  dass  man  zuerst  sämtliche  Hausbesitzer  notierte 
und  hinter  jeden  Namen  die  eingelaufene  Steuersumme  setzte- 
Trotzdem  diese  Art  der  Registrierung  den  Vorzug  mit  sich  bringt, 

')  S.  Anm.  6. 

•)  S.  98. 

•)  8.  61. 

*)  8.  über  die  exactio  8.  118. 

*)  Die  8teuerpflichtigen  sind  (Quartier  für  (Quartier,  Strasse  für  8trasse 
aufgeachrieben. 

4* 
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das8  nicht  nur  die,  welche  die  Steuer  wirklich  gezahlt,  sondern  alle 
Steuerpflichtigen  sich  in  den  Listen  finden  müssten,  so  sind  hier- 
durch hochgradige  Ungenauigkeiten  doch  nicht  vermieden  worden. 
Die  Stcucrliste  von  1373  bringt  572  Namen,  die  von  1381  931,  und 
die  von  1386  958.  Die  Listen  von  1373  und  1381  stimmen  nur  in 
412,  die  von  1381  und  1386  nur  in  etwa  650  Namen  überein.  160 
Namen  des  Jahres  1373,  über  300  des  Jahres  1386  finden  sich 
1381  nicht.  Ein  geringer  Abzug  ist  von  diesen  Differenzen  aller- 
dings wohl  zu  machen,  weil  damals  die  Familiennamen  sich  noch 
nicht  völlig  befestigt  hatten,  und  deshalb  manchmal,  wenn  in  der 
einen  Liste  jemand  mit  seinen  Familiennamen  bezeichnet  wird,  er 
in  der  andern  nur  mit  dem  Vornamen  stehen  mag.  Zahlreich 
können  diese  Fälle  aber  deshalb  nicht  sein,  weil  verhältnismässig 
nur  sehr  wenige,  1373  z.  B.  nur  20 — 30,  allein  mit  dem  Vornamen 
genannt  sind,  und  von  diesen  wenigen  sich  wieder  ein  Teil  auch 
in  den  anderen  Listen  nachweisen  Hess.  — Dass  aber  in  einer  Stadt 
binnen  acht  Jahren  (1373 — 1381)  von  542  Hausbesitzern  160 
sterben  oder  auswandern  und  519  anderen  Platz  machen,  ist  ebenso 
unwahrscheinlich,  wie  dass  binnen  5 Jahren  (1381 — 1386)  280  ver- 
schwinden, um  durch  etwas  mehr  Nachfolger  ersetzt  zu  werden. 
Nehmen  wir  hinzu,  dass  auch  an  anderen  Stellen  der  Kämmerei- 
rechnungen viele*)  Weseler  verkommen,  von  denen  wir  in  den 
Listen  keinen  bemerken,  so  gelangen  wir  zu  dem  Schluss,  dass 
diese  Verzeichnisse  ihrer  oflenbaren  Unzuverlässigkeit  halber  zu 
einer  auch  nur  einigermassen  sicheren  Feststellung  der  Bevölkerungs- 
zahl nicht  zu  verwenden  sind,*)  Wollte  man  sie  zur  Gewinnung 


')  So  viele,  dass  mau  sich  über  die  gfrossen  Difierenzen  in  den  Steuerlisten 
nicht  mehr  wundem  kann,  sondern  im  Gegenteil  es  aufiiallen  müsste,  wenn 
sie  erheblich  unbedeutender  wären.  Der  Einwand,  dass  so  viele,  deren  Nennung 
man  erwarten  müsste,  in  den  Listen  deshalb  fehlen  könnten,  weil  vielleicht 
eine  starke  Ein-  und  Auswanderung  stattgefuudcn  habe,  wird  dadurch  ent- 
kräftet, dass  unter  jenen  nicht  als  steuerpflichtig  Aufgefährten  nicht  wenige 
sowohl  vor  als  nach  der  Erhebung  der  exactio  in  Wesel  wohnhaft  sind. 
Ebenso  wenig  können  die  Diflerenzen  der  Listen  untereinander  dadurch 
erklärt  werden,  dass  die  Steuer  das  eine  Ual  auch  auf  die  Ärmeren  aus- 
gedehnt gewesen  sei,  das  andere  Hai  nicht.  Diese  Annahme  genügte  allein 
zur  Erklärung  dafür,  dass  eine  so  grosse  Anzahl  Steuerzahler  nur  in  der  einen 
von  zwei  zu  vergleichenden  Listen  sich  findet,  ist  aber  hier,  wo  ja  jede  Liste 
eine  Menge  Namen  nennt,  welche  in  keiner  anderen  Vorkommen,  unzureichend. 

’)  Auf  den  Wert  alles  ähnlichen  anderswo  zur  Ermittlung  der  Volkszalil 
benutzten  Materials,  seien  es  nun  ebenfalls  Steuerlistcu  oder  Dürgerverzeich- 
nisse  oder  auch  Volkszählungen,  und  der  daraus  gewonnenen  Uesultate,  fällt 
durch  dies  Ergebnis  ein  sehr  ungünstiges  Lieht,  da  die  Oarautieen,  welche 
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einer  Minimalzahl  gebrauchen,  so  miisste  man  die  Summen,  da  sie 
nicht  die  Zahl  der  Haushaltungen,  sondern  der  Häuser  und 
Kammern  ungebeii,  wohl  mit  einer  ziemlich  hohen  Zahl,  min- 
destens mit  5 multiplizieren  und  erhielte  dann  für  die  Bevölkerung 
der  Jahre  1373,  1381  und  1386  als  Zahlen,  über  deren  Zurück- 
bleiben hinter  der  wirklichen  Volkszahl  man  nichts  Zuverlässiges 
aussagen  könnte,  2860,  4655  und  4790. 

Die  Bevölkerung  hat  sich  dann  im  15.  Jahrhundert  rasch 
vermehrt.  Das  beweisen  einmal  die  noch  zu  besprechenden ') 
Listen  derer,  welche  Harnische  halten  mussten.  Denn  obwohl  hier- 
zu dieselben  Personen  verpflichtet  waren,  wie  zur  direkten  Steuer, 
und  obwohl  diese  Verpflichtung  nicht  selten  abgekauft  wurde,  so 
sind  doch  für  das  Jahr  1420  913,  für  1435  974,  für  1444  1064, 
für  1451  1040,  und  in  der  letzten,  undatierten,  aber  jedenfalls 
vor  1466  angelegten  Liste  gar  1242  Pflichtige  aufgeschrieben.  Auf 
eine  Benutzung  dieser  Verzeichnisse  zur  genauen  Feststellung  der 
Volkszahl  haben  wir,  wie  leicht  begreiflich,  noch  mehr  Ursache  zu 
verzichten,  als  wir  cs  bei  der  exactio  thun  mussten.  Dass  aber  die 
Bevölkerung  bis  nach  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  rasch  zunahm, 
beweisen  die  Zahlen  um  so  sicherer,  als  das  Plus  an  Einwohnern, 
welches  die  späteren  Listen  haben,  ganz  überwiegend  auf  die  Vor- 
städte fällt,  also  durch  deren  Wachstum,  und  nicht  etwa  durch 
die  allmählich  strenger  gewordene  Kontrolle  verursacht  ist.  — 
Ausserdem  haben  wir  für  das  Anwachsen  der  Bevölkerung  ein 
Zeugnis  in  einem  Privileg  v.  J.  1481,  in  dem  eine  Vermehrung  der 
Gerichtstage  damit  begründet  wird,  dass  die  Stadt  Wesel  an  Volk, 
}^ahruDg  und  Hantierung  sehr  zunehme. 

Vergleichen  wir  nun  mit  den  obigen  Zahlen  die  Ziffern,  welche 
das  clevische  Heberegister  bringt.  Nach  diesem  bezogen  im  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  die  Grafen  von  365  Hofstätten  Hühner.  Nimmt 
man  dann  noch  die  Vogtei-,  die  Eigen-  und  die  St.  Willibrords- 
leute hinzu,  so  kommt  man  auf  die  Zahl  von  knapp  400  Hofstätten. 
Hieraus  einen  Schluss  auf  die  Grösse  der  Bevölkerung  zu  machen, 
ist  aber  nicht  zulässig,  da  es  unsicher  ist,  in  welchem  Umfange 
damals  schon  die  Hofstätten  ausgebaut  und  geteilt  waren.  Wohl 
aber  können  wir  ungefähr  konstatieren,  wie  weit  am  Ende  des 

man  für  die  Uenanigkeit  der  Listen  bat,  nirgends  grösser,  oft,  z.  B.  in  f rank- 
fnrt,  eher  kleiner  sind,  als  hier.  Auf  den  Vorzug  unserer  Listen,  der  in  der 
besonderen  Art  ihrer  Anlage  liegt,  habe  ich  schon  hingewiesen;  dazu  kommt 
noch  die  bedeutende  Ausbildung,  welche  die  schriftliche  Verwaltung  schon  in 
den  vorhergehenden  Jahrzehnten  in  Wesel  gefunden  hatte. 

‘)  S.  n.  S.  68,  Anm.  3. 
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14.  Jahrhunderts  die  Teilung  der  Hofstätten  fortgeschritten  war. 
Nähmen  wir  an,  dass  die  Steuerlistcn  von  1381  an  und  die  Ver- 
zeichnisse derjenigen,  die  Harnische  haben  mussten,  ziemlich  voll- 
ständig wären,  so  hätte  es  um  1385,  wenn  man  die  Vorstädte  ab- 
rechnet, ungefähr  800  Wohnungen  in  Wesel  gegeben,  mit  anderen 
Worten,  es  wären  auf  die  Hofstätte  durchschnittlich  etwas  über 
zwei  Wohnungen  gekommen;  diese  Zahl  wird  man  aber,  um  der 
Ungenauigkeit  der  Listen  Rechnung  zu  tragen,  wohl  auf  2*/*— 3 
erhöhen  müssen.  Mit  der  Wende  des  Jahrhunderts  stand  aber  die 
Zunahme  der  Volkszahl  in  der  eigentlichen  Stadt  still,  und  die 
wachsende  Bevölkerung,  die  bis  dahin  fast  nur*)  durch  inten- 
sivere Ausnutzung  des  städtischen  Grund  und  Bodens  sich  Raum 
verschafft  hatte,  musste  sich  jetzt  immer  mehr  über  die  Mauern 
hinaus  ausbreiten.  So  entstanden  im  15.  Jahrhundert  um  Wesel 
herum  volkreiche  Vorstädte.'*) 


2. 

Das  Bürgerrecht. 

a.  Unterschiede  in  der  Steiinng  der  Einwohner  zur  Gemeinde. 

Ihrem  Verhältnis  zur  städtischen  Gemeinde  nach  zerfallen  die 
Einwohner  in  Bürger  und  Nichtbürger.  Zu  den  Nichtbürgern 
gehören  zunächst  die  Eigenleute  des  Grafen  und  geistlicher  Stifter, 
namentlich  der  Collegiatkirche  zu  Xanten.  Letzteren  das  Bürger- 
recht zu  erteilen,  verbot  der  Graf  seinen  Städten  i.  J.  1307,  ®)  wie 
er  es  sich  für  seine  eigenen  Hörigen  schon  durch  das  Privileg  von 
1241  verbeten  hatte.  Dass  die  Stadt  sich  immer  daran  kehrte,  ist 
allerdings  kaum  anzunehmen:  Ein  Ratebeschluss  von  1404*)  macht 
die  Aufnahme  von  Hofleuten  nur  von  der  Zustimmung  des  ganzen 
Magistrats  abhängig. 

Ausserdem  gehören  zu  den  „Ingesetenen“  — so  werden 
die  Nichtbürger  genannt  — die  Geistlichen  und  im  Allgemeinen 

')  Im  \i.  Jahrhundert  war  nur  die  Matenavorstadt  von  einiger  Bedeutung. 

Wieviel  von  der  Volksvermehrung  auf  Koebnung  der  Kinwanderung 
kommt,  ist  schwierig  nacbznweisen.  Das  zu  einer  solchen  Untersnehung  auf 
den  ersten  Blick  einladende  Verzeichnis  der  „in  opidanos  recepti“  (von  1308 
an)  ist  für  diesen  Zweck  deshalb  nicht  zu  verwerten,  weil  nur  ein  Teil  der 
Eingewanderten  sich  das  Bürgerrecht  erwarb.  Die  Zahl  dieser  betrug  durch- 
schnittlich im  Jahr  \'i  bis  20. 

’)  S.  Dithmar,  cod.  dipl.  Nr.  42;  und  Binterim  u.  Mooren  IV,  Nr.  279. 

*)  B.  F.  120b. 
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such  die  Lombarden  un<l  die  Juden.  Dass  die  Lombarden  keine 
Bürger  waren,  geht  wohl  aus  einer  Urkunde  v.  J.  1338  *)  her- 
vor, in  der  ihre  Vertreter  die  Statuten  der  Stadt  zu  beobachten 
versprechen.  Den  Juden  durfte  nach  einem  Plebiscit  v.  J.  1401  *) 
kein  Weeeler  weder  eine  Wohnung  verkaufen  oder  vermieten  noch 
Geld  von  ihnen  borgen;  zwar  finden  wir  dennoch  einige  Male  Juden 
unter  den  „in  opidanos' recepti“;  aber  die  dabei  immer  ungewöhn- 
lich hohen  Aufnahmegebühren')  weisen  deutlich  auf  Ausnahmen.  — 
Auch  die  Übertragung  erblichen  Gutes  an  Geistliche  *)  war  hier, 
wie  in  vielen  Städten,  verboten ;')  die  Obrigkeit  mochte  auch  hier 
das  Umsichgreifen  der  steuerfreien  geistlichen  Besitzungen  nicht 
dulden. 

Aber  auch  andere,  nicht  durch  eine  derartige  besondere  Quali- 
tät ausgezeichnete  Einwohner  waren  Nichtbürger.  Dies  geht  schon 
daraus  hervor,  dass  der  Rat,  wenn  er  sich  in  seinen  Verboten, 
Immobilien  in  die  Bände  von  Geistlichen  zu  bringen,  au  alle  Bürger 
richtet  und  alle,  welche  in  Wesel  wohnhaft  sind,  mit  den  Nicht- 
bürgem  unmöglich  Geistliche  oder  Hörige  meinen  kann.  Ausser- 
dem kommen  mehrere  Fälle  von  Bürgeraufnahiuen  vor,  bei  denen 
es  gewiss  ist,  dass  die  Aufgenommenen  schon  vorher  in  der  Stadt 
gewohnt  haben.  Das  ist  entweder  daraus  zu  entnehmen,  dass  sie 
in  früheren  Jahren  als  Einwohner  erwähnt  werden,  oder  daraus, 
dass  sie  in  grosser  Anzahl  zusammen  an  einem  Tage  das  Bürger- 
recht erwerben,  *j  was  nur  zu  erklären  ist  aus  einem  vorher- 
gegangenen Hatsbeschluss,  die  Eingesessenen  zum  Eintritt  in  die 
Bürgerschaft  zu  veranlassen. 

Wodurch  unterscheiden  sich  nun  in  Rechten  und  Pflichten  die 
Bürger  von  den  Eingesessenen?  Bei  Beantwortung  dieser  Frage 
sind  die  Hörigen  und  die  Geistlichen  von  den  übrigen  Eingesessenen 
zu  trennen.  Denn  die  beiden  wichtigsten  städtischen  Rechte,  die 
ausschliessliche  Gerichtsstandschaft  vor  dem  städtischen  Gericht 
und  die  Steuerfreiheit,  konnten  für  jene  beiden  Klassen  nur  zum 
Teil  in  Betracht  kommen.  Was  beider  V'erpflichtungen  gegen  die 
Stadt  betrifil,  so  lässt  sich  für  die  Hofleute  darüber  nichts  nach- 


')  A.  B.  F.  34  a. 

•)  B.  F.  118  b;  B.  u.  8.  72. 

>)  Z.  B.  St  a.  1393,  F.  81b,  zahlen  zwei  Juden  fUr  die  Anfnabme  in  die 
Bürgerschaft  10  und  lö  Gulden;  B.  u.  S.  104,  Amn.  3. 

*)  Über  die  NiederlasBungcn  der  verschiedenen  Orden  in  Weeel  b.  GanteB- 
wciler  und  Wolters,  a.  a.  0. 

•)  S.  u,  S.  73. 

*)  Z.  B.  sämtliche  i.  J.  1392  Anfgenommenen,  an  Zahl  öl. 
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weisen;  die  Geistlichen  dagegen  waren  von  allem  frei,  ausgenom- 
men die  Accise,  von  welcher  nur  e i n Kloster,  und  auch  dieses  nur 
für  gewisse  Gegenstände,  eximiert  war. ')  Insofern  jedoch  genossen 
auch  die  Hörigen  die  städtische  Freiheit,  als  die  Obrigkeit  ein 
Aufsichtsrecht  Uber  alle  Grundstücke  in  der  Stadt  beanspruchte 
und  deshalb  beim  Tode  eines  Leibeigenen  den  Heimfall  seines  un- 
beweglichen in  Wesel  gelegenen  Gutes  an  seine  Herrschaft  nicht 
duldete.*) 

Viel  engere  Bande  knüpften  aber  die  anderen  Nichtbürger  an 
die  Stadt.  *)  Zunächst  haben  sic  ihr  gegenüber  dieselben  Pflichten 
zu  erfüllen,  wie  die  Bürger.  Sowohl  zu  den  städtischen  Diensten, 
als  Graben,  Ausjagen,  Wachen,  wie  zu  den  Lasten,  werden  sie 
herangezogen.  *)  Auch  die  wichtigsten  städtischen  Hechte,  natür- 
lich mit  Ausnahme  der  politischen,  d.  h.  der  aktiven  und  passiven 
Wahlfähigkeit,^)  genossen  sie.  Namentlich  waren  sie  ebensowenig, 
wie  die  Bürger,  vor  einem  auswärtigen  Gericht  zu  belangen  und 
ebensowenig  dem  Stadtherrn  zu  persönlichen  Abgaben  und  Diensten 
verpflichtet.*)  Das  Unterscheidende  lag  nur  in  dem  weniger  engen 
Verhältnis  zur  Gemeinde:  Sie  waren  mit  ihr  nur  durch  den 

Aufenthalt  auf  städtischem  Boden  verbunden;  zur  Bürgerschaft  als 
der  „wahren  Aktivgcmcinde,  welche  Trägerin  des  Stadtbegriifs  und 
Stadtrechts  war^,  gehörten  sie  nicht.')  Deren  Mitglied  wurde  man 

')  Zwar  wurden  i.  J.  132t)  die  bona  communis  claustri  sanctimonialium 
Wusoloneis  (Kloster  Oberndorf)  auf  Bitten  des  Grafen  von  Obrigkeit  und 
Gemeinde  für  frei  von  der  Accise  erklärt  (B.  F.  103  a);  aber  die  Satzungen 
des  lö.  Jahrhunderts  über  \^ein-  und  Hopfenaccise  sprechen  ganz  allgemein 
von  der  Zahlungspflicht  auch  der  geistlichen  Leute:  Also  wurde  die  jenem 
Kloster  i.  J.  132H  gewährte  Freiheit  auf  die  Gegenstände,  auf  welche  mauerst 
später  eine  Accise  setzte,  nicht  ausgedehnt.  — Die  Befreiung  der  Convente  des 
„ordinis  de  penitentia  de  servitio  civili“  (Lac-,  U.  B.  II,  Nr.  917)  erstreckte 
sich  nur  auf  die  direkte  Steuer  (vom  Grundbesitz). 

’)  L.  Fl.  S.  93;  s.  auch  Frensdorfl,  Dortm.  Stat.,  Beil.  XV',  23. 

^ Schon  13.Ö4  den  Bürgern,  die  gestohlenes  Gut  kauften,  mit  Entziehung 
des  Bürgerrechts,  den  anderen  Einwohnern  mit  ö Mark  Strafe  gedroht.  (B. 
F.  148b.) 

*)  Z.  B.  L.  PI.  S.  8,  a.  1407:  „So  waneer  eyn  gherucht  up  stunde  det 
dye  vyande  yn  den  lande  weren,  so  zullen  dye  ghene,  dyo  bynncn  Wesel  wonach- 
tich  synt  ende  weraebtighe  lüde  synt,  ter  stont  niyt  oeren  barnasch  dair  se 
up  ghesat  synt  komen  up  dye  Mathena.“ 

')  B.  F.  109  a:  „Jsti  infrascripti  non  debent  adesse  electioni,  quum 

magistcr  civium  cligitur  etc.  et  etiam  non  debent  eligi  in  consilium.“  Darauf 
werden  mehrere  namhaft  gemacht,  die  mit  Entziehung  des  Bürgerrechts 
bestraft  waren. 

*)  S.  57,  Anm.  5.  Gierke,  a.  a.  O.  I.,  S.  330. 

’)  Gierke,  a.  a.  0.  I,  S.  261. 
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nur,  wenn  man  fler  Stadt  gelobte,  ihr  überall  zum  Besten  zu  helfen. 
Die  Stadt  übernabni  c»  dagegen  aiieh  ihrerseits,  den  Bürger  zu  ver- 
antworten, d.  h.  ihn  gegen  alle  Äiigriile  und  Ansprüche  zu  schützen. 
Zwar  liegt  es  schon  im  Vorhergehenden,  dass  eine  gewisse  Ver- 
tretung auch  die  anderen  Einwohner  von  der  Stadt  beanspruchen 
konnten ; ihre  Teilnahme  an  den  städtischen  Freiheiten  und  Privi- 
legien ')  wäre  ja  ohne  diese  illusorisch  gewesen.  Aber  wir  haben 
doch  mehrere  Zeugnisse  dafür,  dass  die  Mitgliedschaft  in  dein  engen 
Verbände  ein  ganz  besonderes  Anrecht  auf  den  Schutz  des  Gemein- 
wesens verlieh.  Wurde  das  Gut  eines  sich  fern  von  der  Stadt  auf- 
haltenden Bürgers  gerichtlich  belangt , so  beanspruchte  die  Stadt 
das  Recht’),  ihn  hiervon  benachrichtigen  zu  dürfen,  che  man  gegen  ihn, 
wie  gegen  einen  fremden  Mann,  vorgehe.  Ferner  wird  in  der 
Schuldklage  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  Bürgern  und  Ein- 
gesessenen.’) Wenn  einer,  an  den  man  einen  Anspruch  hat, 
flüchtig  geworden  ist,  so  darf  man  sein  Gut  mit  dem  Gerichtsboten 
besetzen;  ist  der  Flüchtige  ein  Bürger,  so  muss  man  es  mit  dem 
Richter  noch  dreimal  von  14  Tagen  zu  14  Tagen  besetzen,  ehe 
man  es  dem  Eigentümer  kund  thun  lässt;  ebenso  oft  auch,  wenn 
dieser  nur  ein  Eingesessener  ist,  aber  nicht  von  14  Tagen  zu  14 
Tagen,  sondern  dreimal  binnen  14  Tagen. 

Ein  weiteres  Zeugnis  liegt  in  dem  folgenden  an  den  Bürger- 
meister gerichteten  Brief:  „Leyve  her  borgermester,  wylt  gedencken 
Bernt  des  Riinschen,  dat  scy  siin  gude  to  geslagen  hebn  in  den 
lande  van  Dinslaken;  dat  om  dar  siin  borgerscap  an  to  staden  sol 
körnen.“ 

Neben  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit  und  diesem 
Anspruch  auf  besonderen  städtischen  Schutz  gab  cs  nur  noch  ein 
Recht,  welches  allein  den  Bürgern,  nicht  allen  Einwohnern  zustand: 
Die  Zollfreiheit  im  clevischen  Lande.’)  Die  Erklärung  für  diese 
Beschränkung  liegt  wohl  darin,  dass  grade  die  Behauptung  der 

*)  S.  Anm.  ö. 

’)  Wolters,  a.  a.  0.,  Urt.  Nr.  13ü. 

’)  Wolters,  a.  a.  ().,  Urt.  Nr.  131  and  134. 

‘)  R.  a.  1486,  F.  38. 

*)  L.  PI.,  S.  59  (Mitte  des  15.  Jh.);  „To  weten  is,  dat  alle  die  genc,  die 
bynnen  der  stat  van  Wesel  wonacfatich  ind  daer  ingoseten  synt.  gebruken  ind 
hebn  sollen  alle  die  selvo  vriiheit  dye  die  Borger  van  W'escl  hebn,  uytgenamcu 
dat  sie  nyet  vaeren  noch  geyn  guet  dryven  en  sollen  up  der  Borger  recht  van 
Wesel.“  Ein  Beispiel  s.  U.  a.  1484,  F,  8 b,  wo  jemand,  der  wegen  eines  Ver- 
gehens flüchtig  geworden,  wiederkommt,  „ind  siinre  burgerrechten  genyeten 
wold  ind  eyn  teiken  (Zollzeichen)  gesan.“ 


Digitized  by  Google 


58 


Zollfreilieit  der  Stadt  viele  Mühe  koetete,  und  eie  aleo  zu  dem 
Schutz,  den  sie  ihren  Bürgern  in  der  Verteidigung  gegen  unge- 
rechte Zölle  gewährte,  sich  den  anderen  Einwohnern  gegenüber 
nicht  verpflichtet  fühlte. 

b.  Die  Pflichten  der  Einwohner  gegen  die  Stadt. 

Die  wichtigste  Pflicht  der  Einwohner  gegen  die  Stadt  war 
deren  Verteidigung.  Dazu  gehörte  vor  allem,  dass  sie,  wo  es  not 
that,  zusammen  zum  Streite  auszogen.  Detaillirte  Bestimmungen 
regeln  ihr  Verhalten  beim  Ausjagen:')  Sobald  ein  Gerücht  laut 
wird,  dass  die  Feinde  im  Lande  sind,  werden  die  Thore  geschlossen, 
und  alle  wehrhaften  Leute  in  Wesel  sollen  sich  auf  der  Matena 
(dem  öffentlichen  V'crsammlungsort  der  Stadt)  cinfinden.  Wenn 
dann  der  Bürgermeister  und  seine  Freunde  den  Beschluss  fassen, 
dass  man  ausjagen  solle,  so  darf  niemand  vorauslaufen,  oder,  wenn 
ihm  dann  ein  Schaden  zustüsst,  hat  er  auf  Entschädigung  keinen 
Anspruch.  Wer  aber  zu  schwach  ist,  den  Bürgern  zu  folgen,  soll 
bis  zur  Rückkehr  der  Städter  auf  die  Mauern  steigen,  und  zwischen- 
durch darf  niemand  in  Wesel  eine  Hantierung  treiben. 

Damit  man  die  Abwehr  gegen  die  Feinde  zu  leisten  ver- 
mochte, war  es  ferner  die  Pflicht  der  Städter,  Waffen  und  Pferde 
zu  halten.  *)  Für  seinen  Harnisch  musste  jeder  selbst  sorgen, 
während  das  Halten  eines  Pferdes  auf  mehrere  verteilt  war.*)  Der 
Rat  setzte  die  Gesamtsumme  der  von  der  Stadt  benötigten  Pferde 
fest  und  bestimmte  dann  nach  dem  ihm  annähernd  bekannten  Ver- 
mögen der  Einwohner,  auf  ein  wie  grosses  Vermögen  die  verschie- 
denen Bruchteile  der  Kosten  für  ein  Pferd  kommen  sollten.  Im 
15.  Jahrhundert  mussten  je  nach  der  Leistungsfähigkeit  2 — 12  Ein- 
wohner zusammen  ein  Pferd  halten.  Wer  mit  seiner  geringeren 
Habe  nicht  einmal  ',',j  der  Kosten  für  ein  Pferd  zu  tragen  ver- 
pflichtet war,  ging  frei  aus.  Für  die  Verpflichteten  aber  unterlag 
die  Beschaffenheit  ihrer  Pferde  genauen  obrigkeitlichen  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Alters  und  des  Wertes;  und  zur  Controlle 
war  eine  Kommission,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Rates  und 
der  Gemeinde,  eingesetzt.  Die,  welche  „auf  ein  Pferd  gesetzt“ 


■)  B.  F.  143a,  a.  1371;  F.  162b,  a.  137«;  L.  PI..  S.  8,  a 1407. 

»)  B.  F.  146  b,  a 1370. 

*)  W.  K.  A.  Capa.  2Ö3,  Nr.  3:  Verzeiohnia  derer,  die  oineo  Harnisch 
halten  mussten,  v.  1420  und  aus  späteren  Jahren  ; ebendort  ein  Verzeiebnis 
derer,  die  zum  Fferdehalten  verpdichtet  waren,  ans  den  vierziger  Jahren  de* 
15.  Jahrhunderts  (vor  1445).  S.  o.  S.  53. 
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waren,  wie  man  sich  ausdrückte,  mussten  auch  gewärtig  sein,  auf 
allerhand  Beiscn  und  Botschaften  vom  Rate  ausgeschickt  zu  wer- 
den.’) Seit  dem  Aufkommen  der  Feuerwaffen  wurde  von  einem 
Teil  derer,  die  ihr  Vermögen  zum  Halten  eines  Pferdes  verpflich- 
tete, statt  dessen  Geld  zur  Beschaffung  von  Büchsen  erhoben. 

Den  Gefahren  dieser  städtischen  Dienste  für  den  einzelnen 
suchte  man  dadurch  möglichst  vorzubeugen,  dass  man  jeden  im 
Dienste  der  Stadt  erlittenen  Schaden  auf  die  Gesamtheit  verteilte. 
Die  Gefangenen  wurden  ausgelöst,  für  Verwundete  die  Heilkosten 
bezahlt,  für  gefallene  oder  verletzte  Pferde  Entschädigungssummen 
gegeben,’)  immer  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  der  zu  Ent- 
schädigende die  über  Ausjagen  und  Ausreiten  bestehenden  Bestim- 
mungen genau  befolgt  und  namentlich  nicht  durch  Unbesonnenheit 
sich  den  Schaden  zugezogen  hatte. 

Aus  der  Verteidigungspflicht  ergaben  sich  ferner  die  kleineren 
städtischen  Dienste,  das  Graben  an  den  Befestigungswerken  und 
die  Bewachung  der  Stadt,  Diese  Pflichten  waren  auf  die  Ein- 
wohner nach  der  Grösse  ihrer  Häuser  verteilt : Ein  Hausbesitzer 
hatte  das  Doppelte  zu  leisten,  als  der  Bewohner  einer  Kammer.’) 
Auch  hierzu  waren  Reich  und  Arm  ohne  Unterschied  verpflichtet, 
nur  anstatt  des  lästigen  TVachtdienstes  sammelte  man  seit  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  von  den  dazu  Verpflichteten  Geld  ein,  um 
damit  die  von  der  Stadt  angestellten  Wächter  zu  bezahlen.  Ini 
Gegensatz  zu  diesem  allgemeinen  Abkauf  eines  einzelnen  der  Stadt 
zu  leistenden  Dienstes  kommen  auch  Ablösungen  aller  Verteidigungs- 
pflichten für  einzelne  Einwohner  sehr  häufig  vor.  Nicht  nur  Frauen, 
die,  falls  sie  nur  im  eigenen  Hause  wohnten,  ebenso  gut  zur  Ver- 
teidigung der  Stadt  mitzuhelfen  hatten,  wie  die  Männer,  Hessen  eich 
oft  von  allen  städtischen  Diensten  gegen  Zahlung  einer  Summe  für 
die  Zeit  ihres  Lebens  befreien ; auch  Männer  sehen  wir  nicht  selten 
zu  diesem  Mittel  greifen,  um  eich  der  lästigen  Verpflichtung  zu 
entledigen.  — Eine  andere  Möglichkeit,  dem  persönlichen  Dienste 
zu  entgehen,  lag  darin,  dass  man  einen  Ersatzmann  stellte.  Die 
Frauen  thaten  dies  natürlich  immer,  während  die  Männer  die  dazu 
erforderliche  Erlaubnis  des  Rates  nur  erhielten,  wenn  eie  ihres 
Leibes  nicht  mächtig  waren.  *) 


')  B.  F.  146b,  a.  1375. 

*)  Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen;  z.  B.  a.  1363,  F.  31b;  a.  1397, 
F.  219  b. 

’)  St.  8.  1390,  F.  6a;  a.  1391,  F.  33b;  und  a.  1394,  F.  109a. 

•)  it.  a.  1466,  F.  2a. 
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Die  weiteren  linsten,  welche  tlie  Zugehörigkeit*  zur  Gemeinde 
den  Einwohnern  nufcrlcgtc,  ergeben  sieh  durch  die  Notwendigkeit, 
die  Kosten  dos  städtischen  Haushaltes  aufznhringen.  Nur  selten 
erscheinen  sie  in  den  Stadtrcchnungon  als  zur  Förderung  einer 
einzelnen  Aufgabe  des  Gemeinwesens  verpflichtet:  zur  Instand- 
haltung der  öffentlichen  Brunnen  und  Strassen  werden  die  Bei- 
träge von  den  daraus  Nutzen  Ziehenden  besonders  eingeliefert; 
und  zwar  werden  diese  Abgaben  wieder  von  den  Wohnungen 
erhoben;  eine  Kammer  zahlt  auch  hierbei  weniger,  als  ein  Haus. 
Sonst  wird  aber  immer  der  moderne  Begriff  der  Steuer  verwirk- 
licht als  einer  Abgabe,  mit  der  die  Einzelnen  keine  Gegenleistungen 
der  Stadt  erkaufen,  sondern  zu  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens 
iiberhau]>t  beitragen.  Auch  hierzu  verpflichtete,  wenn  man  sich 
nicht  ndt  einer  einmaligen  grö.sseren  Zahlung  losgekauft  hatte, 
nicht  ntir  die  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft,  sondern  im  Allgemeinen 
schon  das  Wohnen  in  der  Stadt.  Wie  es  mit  den  Hörigen  stand, 
wissen  wir  nicht;  die  Geistlichen  und,  wie  oben  nachgewiesen,  die 
Lehneträger  waren  eximiert,  wogegen  .luden  in  den  Steuerlisten 
verzeichnet  stehen. 


3. 

Oie  Teilnahme  der  Gemeinde  am  Stadtregiment. 

Um  die  Teilnahme  der  Gemeinde  am  städtischen  Regiment 
festzustellen,  fragt  es  sich  zunächst,  welchen  Einfluss  sic  auf  die 
Wahl  der  obersten  Behörde  ausübte,  und  sodann,  inwiefern  Be- 
schlüsse des  Magistrats  an  ihre  oder  eines  direkt  aus  ihr  hervor- 
gegangenen Organs  Zustimmung  geknüpft  waren.  Auch  hier  sind 
wieder  dem  Bilde,  welches  uns  die  Verordnungen  des  Stadtherrn 
von  den  Verhältni.ssen  geben,  die  wirklichen  Zustände  entgegen- 
zuhalten. 

Nach  den  Privilegien  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve  stellt 
sich  uns  zunächst  die  Geschichte  des  Wahlrechts  der  Gemeinde 
folgendermassen  dar:  Die  Bestimmung  der  Urkunde  von  1308,') 

welche  sie  an  der  Wahl  der  Ratsinännor,  des  Bürgermeisters  und  der 
Burmeister  durch  vier  oder  fünf  indirekt  von  ihr  Gewählte  beteiligte, 
blieb  rechtlich  das  ganze  Mittelalter  hindurch  in  Kraft.  Die  Ver- 
änderungen, die  eintraten,  beziehen  sich  nur  auf  die  Wahl  der 
Schöffen. 

■)  S.  o.  S.  33. 
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Das  Schöffencolleg  bestand  am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
aus  lebenslänglich  ilir  Amt  bekleidenden  Mitgliedern  utid  ergänzte 
sich  durch  Cooptation.  I.  J.  liS59*)  aber  befahl  Graf  Johann,  dass 
künftig  das  Schöffentum  nur  ein  Jahr  dauern,  und  dass  zur  Wahl 
der  neuen  Schöffen  die  Gemeinde  in  ihren  Vierteln  jedesmal  zwölf 
Männer  kiesen  solle.  Ein  Jahrhundert  später,  i.  J.  1450,  wurde 
dies  demokrati.sche  Wahlgesetz  wieder  umgestossen  und  durch  die 
neue  Anordnung  ersetzt , dass  immer , wenn  es  eines  Schöffen 
gebreche,  die  Gemeinde  aus  sich  fünf  Männer  wählen  solle,  um 
binnen  sechs  Wochen  mit  den  übrigen  Schöffen  die  Wahl  eines 
neuen  vorzunehmen. 

Setzt  schon  diese  Fassung  des  Privilegs,  welches  von  einer 
jährlichen  Neuwahl  gar  nicht  redet,  voraus,  dass  entgegen  dem 
Gesetz  von  1359  das  Schöffentum  schon  vorher  wieder  lebensläng- 
lich geworden  war,  so  ergiebt  sich  uns  auch  aus  den  vielen,  uns 
aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert  bekannten  Namen  von  Schöffen 
und  Consuln  *)  die  geringe  Bedeutung  des  Gemeindewahlrechts. 
Es  zeigt  sich  überall,  dass  fast  sämtliche  obrigkeitliche  Personen 
noch  immer  den  ersten  Familien  der  Stadt  angehören  und  fast 
durchweg  vdele  Jahre  hindurch  in  ihrem  Amte  bleiben,  sei  es  nun, 
dass  die  Gemeinde  selber  die  grössere  Tauglichkeit  zur  Führung  der 
öffentlichen  Geschäfte  bei  den  oberen  Klassen  erkannte  und  des- 
halb nur  aus  diesen  wühlte,  oder  dass,  wie  es  jedenfalls  vor  1450 
der  Fall,  ihr  das  jährliche  Wahlrecht  überhaupt  abhanden  gekom- 
men war.  Namentlich  findet  sich  nie  eine  andere  Veränderung  im 
Schöffencolleg,  als  durch  den  Tod  eines  Mitgliedes,  während  aller- 
dings unter  den  Consuln  meistens  ungefähr  drei  nachzuweisen  sind, 
welche  nicht  aus  den  immer  im  Stadtregiment  vertretenen  Familien 
stammen. IHese  machen  dann  nach  Ablauf  eines  Jahres  gewöhn- 
lich, aber  ohne  dass  dabei  irgend  welche  Regelmässigkeit  bemerk- 
bar wäre,  anderen,  ebenfalls  weniger  Vornehmen,  Platz.  Auch  die 
aus  der  höchsten  Einwohnerklasse  genommenen  Consuln  bekleiden, 
einmal  gewählt,  nicht  immer  ihr  Amt  ununterbrochen. 

Auch  nach  1450  scheint  die  Gemeinde  selbst  in  der  durch  das 
Privileg  dieses  Jahres  gegebenen  Beschränkung  ihr  Wahlrecht  nicht 
immer  ausgeübt  zu  haben.  .ledenfulls  erscheinen  an  der  einzigen 

')  Original  verloren,  Kopie  im  grossen  Privilegienbuch,  S.  LXXV'I. 

’)  6.  o.  S.  46.  Sehr  häufig  sind  in  den  Stadtrechnuugen  bei  den  Ausgabe- 
posten für  den  jährlich  zu  Weihnachten  den  Uagistratsmitglicdern  und  Beamten 
geschenkten  Wein  die  Namen  der  Beschenkten  aufgeführt. 

’)  Vielleicht  ist  das  auf  den  Kinfluss  der  4 oder  ü gemäss  dem  Privileg  von 
1308  an  der  Katswahl  beteiligten  btemciudemitglieder  zurückzufUhreii.  (.S.  33.) 
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SchöfFenwahl  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  von  der  die 
Quellen  uns  berichten,  nur  die  überlebenden  Schöffen  beteiligt.*) 
I.  J.  I486*)  stellten  die  Gemeindefreunde  dem  Rate  den  Vorschlag 
zur  Erwägung,  jährlich  drei  von  den  Schöffen  neu  zu  wählen,  da- 
mit der  einzelne  mehr  Zeit  auf  sein  Amt  verwenden  könnte,  und 
nicht  so  viel  Urteile  liegen  blieben.  Dennoch  hielt  man  an  der  alten 
Gewohnheit  fest. 

Erst  i.  J.  1514  wurde  das  Wahlgesetz  vom  Herzog  wieder  in 
ganz  demokratischem  Sinne  geändert:  Von  nun  an  hatten  zwölf 

von  der  Gemeinde  Gewählte  jährlich  zwölf  Schöffen,  und  diese 
sechs  Katsmänner  zu  kiesen , während  die  Wahl  der  übrigen 
sechs  Ratsmänner  den  Zwölf  von  der  Gemeinde  zustehen,  und  die 
zwei  Bürgermeister  von  den  Schöffen,  und  die  beiden  Rentmeister 
von  den  Consuln  allein  gewählt  werden  sollten. 

Übrigens  zeigt  das  Zustandekommen  dieses  Wahlgesetzes  das- 
selbe, was  wir  später  noch  öfter  sehen  werden,  dass  nämlich  die  in 
die  inneren  Verhältnisse  der  Stadt  eingreifenden  Verordnungen  der 
Landesherren,  so  sehr  sie  auch  einen  neuen  Zustand  zu  begründen 
scheinen,  nicht  selten  auf  vorhergegangenen  Beschlüssen  des  Rates 
oder  der  Gemeinde  beruhen.  Das  ist  in  unserem  Falle  ersichtlich 
aus  einem  im  Liber  Plcbiscitorum  *)  sich  findenden  Plebiscitc,  wel- 
ches denselben  Inhalt  hat,  wie  das  Privileg  und  noch  vor  dessen 
Ausstellung  vereinbart  ist.  Ebenso  ist  es  daher  wenigstens  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  oben  erwähnten  Veränderungen  der  Wahl 
in  den  Jahren  1859  und  1450  nicht  aus  der  eigenen  Initiative  des 
Stadtherm  hervorgingen,  sondern  das  Resultat  einer  mehr  oder 
minder  heftigen  Auseinandersetzung  zwischen  Rat  und  Gemeinde 
waren. 

Manchmal  erscheinen  die  Ratsbeschlüsse  als  mit  der  Zustim- 
mung von  solchen,  die  von  der  Gemeinde  dazu  gewählt  sind,  zu 
Stande  gekommen.  Hier  haben  wir  es  aber  wenigstens  anfänglich 
nicht  mit  einer  ständigen  Gemeindevertretung  zu  thun,  sondern  die 
Gemeinde  wählte  zu  besonderen  Zwecken  immer  aufs  Neue  Männer 
aus  ihrer  Mitte,  um  ihre  Rechte  vertreten  zu  lassen. 

Aus  dem  14.  Jahrhundert  sind  zunächt  die  Zwölf,  welche  nach 

')  K s.  1484,  F.  28a.  Dass  die  Scböfienwahl  nicht  immer  nach  den  Pri- 
vilegien erfolgte,  geht  auch  aus  einem  Dortmunder  Briefe  hervor  (Frensdorff, 
a.  a.  O.,  Beil.  XV,  Nr.  67),  welcher  dem  Weaeler  Magistrat  rät,  sich  mit  dem 
Börger,  der  über  eine  Unrechte  Schöffenwabl  geklagt,  gätlich  anseinander- 
zusetzen. 

•)  R.  a.  I486,  F.  43  a. 

•)  L.  Fl.  S 107. 
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dem  Privileg  von  1359  die  Schöfifen  wählen  sollen,  schon  erwähnt. 
Einige  Male  erlässt  ferner  der  Rat  mit  den  Zwölf  oder  Vierund- 
zwanzig, welche  die  Gemeinde  dazu  erkoren,  wichtigere  polizeiliche 
Verordnungen.’)  Der  Rat  will  also  ofienbar,  da  grade  solche 
dem  einzelnen  am  meisten  fühlbar  und  daher  am  geeignetsten  sind, 
Unzufriedenheit  zu  erregen,  allein  die  Verantwortung  der  Gemeinde 
gegenüber  nicht  auf  sich  nehmen;  die  Sachen  sind  zu  kompliziert, 
um  mit  der  ganzen  Gemeinde  beraten  zu  werden;  also  wird  der 
Ausweg  eingeschlagen,  Vertrauenspersonen  von  der  Gemeinde  wäh- 
len zu  lassen  und  zur  Beratung  heranzuziehen.  Die  geringe  Aus- 
bildung eines  demokratischen  Sinnes  zeigt  sich  auch  hier  wieder 
darin,  dass  die  einmal  überlieferten  Namen  der  zwölf  von  der  Ge- 
meinde Gewählten  sämtlich  patrizischen  Familien  angehören. 

Einen  ähnlichen  Ursprung  hat  das  Collegium  der  Zwölf  von 
der  Gemeinde,  welches  uns  im  15.  Jahrhundert  begegnet.  I.  J,  1450 
wurde  zugleich  mit  der  Regelung  der  Schöffen  wähl*)  vom  Herzog 
angeordnet,  dass  von  nun  an  zur  jährlichen  Rechnung^ablegung  der 
Rentmeister  die  Bürgerschaft  jedesmal  zwölf  Leute  wählen  solle. 
Also  auch  hier  wieder  eine  ad  hoc  gewählte  Commission , kein 
perennierendes  Gemeindeorgan,  ln  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts finden  wir  dann  aber  die  Zustimmung  einer  Vertretung 
der  Gemeinde,  der  „Gemeindefreunde“,  auch  in  vielen  anderen 
Fällen  erwähnt,  nicht  mehr,  wie  früher,  bei  Polizeiordnungen,  son- 
dern überhaupt  bei  Massregeln,  welche  das  Wohl  des  ganzen 
Gemeinwesens  berührten.  Dem  Privileg  von  1450  gemäss  zunächst 
bei  finanziellen  Angelegenheiten,  so  bei  der  Beratung,  wie  man  am 
besten  Geld  werben  könne,  um  aus  den  pekuniären  Nöten  heraus- 
zukommen, *)  ein  wie  grosses  Geschenk  man  dem  Herzog  gewähren 
solle.  *)  Zuweilen  sogar,  wenn  zur  Deckung  der  städtischen  Schuld 
für  bestimmte  Zeit  eine  neue  Accise  beschlossen  oder  eine  alte 
erhöht  wurde,  erhoben  sie  die  Steuer  mit  oder  ohne  Mitwirkung 
des  Rates  und  verwandten  sie,  ohne  sie  in  die  Rechnung  einstellen 
zu  lassen.”)  Aber  auch  zu  anderen  wichtigen  Beschlüssen  wird 
ihre  Zustimmung  für  nötig  gehalten;  so,  wenn  es  sich  darum  han- 
delt, was  man  in  grosser  Kriegsgefahr  zu  thun  habe,”)  oder,  wenn 

’)  Die  einzigen  Fälle  sind  verzeichnet;  B.  F.  Iö6a,  a.  1882  (Baupolizei) 
s.  u.  S.  97;  und  B,  F.  119a,  vor  1386  (Straaaenpolizei). 

»)  S.  o.  8.  61. 

>)  R.  a.  1474,  F.  126a;  und  a.  1484,  F.  13  b. 

•)  R.  a.  1484,  F.  14  a. 

>)  R.  a.  1484,  F.  20a  ff;  und  a.  1484,  F.  22  a. 

•)  R.  a.  1475,  F.  146  b. 
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Uber  eine  Gitation  vor  das  Kammergericlit  beraten  wird.  ’)  Häufig 
werden  dabei  Ausdrücke  gebraucht,  welche  es  wnhracheinlich 
machen,  dass  die  aus  der  Gemeinde  Zugezogenen  nicht  jedesmal 
erst  gewählt  werden  mussten,  sondern  bereits  ein  ständiges  Collegium 
bildeten.’)  Jedenfalls  blieben  also  die  zwölf  von  der  Stadt  zur 
Rechnungsabnahme  Gewählten  das  ganze  Jahr  hindurch  die  offizielle 
Gemeindevertretung.  Die  Verwaltung  des  Rates  wurde  durch  eie 
nicht  wenig  beschränkt.  Nach  einem  Plcbiscit  v.  J.  1501  •)  durften 
ohne  ihre  Zustimmung  keine  Renten  verschrieben  werden.  Sehr 
bezeichnend  heissen  sie  „tribuni  plebis“. 

Wir  kommen  nun  zur  Beteiligung  der  ganzen  Gemeinde  an 
der  Vereinbarung  der  städtischen  Willküren.  Nach  dem  Privileg 
von  1308  war  die  Zustimmung  der  Gemeinde  erforderlich  für  jeden 
Beschluss,  dessen  Ausführung  sie  auf  irgend  eine  Weise  zu  belasten 
drohte,  aber  nicht  vonnöten  bei  Beschlüssen  über  die  Deckung  der 
städtischen  Bedürfnisse  durch  Steuern.  Auch  diese  Anordnung  hat, 
wenigstens  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  keine  Bedeutung 
mehr:  Renten  Verkäufe,  welche  doch  auch  das  städtische  Budget 

belasteten,  werden  höchst  selten  von  der  Gemeinde  beschlossen. 
Andererseits  finden  wir  ihre  Zustimmung  grade  bei  der  Ein- 
führung einer  neuen  Steuer  am  häufigsten  erwähnt.  Doch  war  der 
Magistrat  überhaupt  nicht  an  eine  feste  Regel  dabei  gebunden. 
Ganz  gleichartige  Sachen  entscheidet  er  das  eine  Mal  für  sich  und 
bringt  er  das  andere  Mal  vor  die  Gemeinde.  *)  So  oft  er  ein  neues 
Statut,  die  Verhängung  einer  Strafe  oder  die  Belastung  des 
städtischen  Haushaltes  selbst  nicht  verantworten  zu  können  vermeinte, 
so  oft  ihm  besonders  viel  an  der  strikten  Befolgung  eines  Gebots 
gelegen  war,  suchte  er  durch  die  Zustimmung  der  Gemeinde  die 
Verantwortung  von  sich  abzuwälzen  und  einem  Beschluss  um  so 
mehr  bindende  Kraft  zu  verleihen.  Es  ist  natürlich,  dass  diese 
beiden  Bedürfnisse  desto  eher  eintraten,  je  wichtiger  der  Gegenstand 
war,  und  so  sehen  wir  denn  auch  die  für  das  städtische  Leben 
bedeutsamsten  Beschlüsse  vom  Magistrat  mit  der  Gemeinde  verein- 
bart, wogegen  bei  Bestrafungen,  auch  bei  der  Entziehung  des 
Bürgerrechts,  und  bei  Renten  Verkäufen  ihrer  Mitwirkung  nur  selten 

>)  R.  a.  1474,  F.  140a. 

’)  R.  a.  1484,  F.  I4a:  „Den  vrunden  van  der  |;cineynt  to  kennen  gescreren 
Ri  riffl  oni  heren  ind  Oegerte  van  gelde  to  geven. 

>)  W.  R A.  Cap».  97,  Nr.  1. 

*)  So  Uber  den  Gehalt  des  Bürgermeister»,  Vererbpachtungen  städtischer 
Gebäude,  Satzungen  über  die  Pflicht  der  Eltern,  ihren  Kindern  erbliches  Gut 
zu  erhalten. 
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gedacht  wird.  Aber  auch,  wenn  etwas  vor  die  Gremeindevertretung 
gebracht  wurde,  beriet  man  es  vorher  im  Rate  und  rief  dann  alle 
Einwohner  auf  ihren  Versammlungsort,  im  14.  Jahrhundert  den 
Markt  oder  den  Platz  vor  dem  Dominikanerkloster,  im  15.  die 
Matena,  zur  Beschlussfassung  zusammen.  Die  RatsbeschlUsse 
dagegen,  für  welche  die  öffentliche  Zustimmung  nicht  nötig  schien, 
wurden,  wenn  sie  Gebote  an  die  Einwohner  enthielten,  nur  öffent- 
lich verkündigt,  entweder  in  der  Kirche  oder  dem  eigens  dazu 
mit  der  Glocke  zusammengerufenen  Volke. 

Aus  alle  dem  geht  hervor,  dass  die  unteren  Klassen  ira  Ganzen 
in  einem  recht  guten  Verhältnisse  zu  den  regierenden  standen.  Der 
oben  constatierten  Leichtigkeit  des  Eintritts  in  die  oberste  Schicht 
der  Bevölkerung  entsprach  es,  dass  lange  Zeit  Äusserungen  einer 
demokratischen  Gesinnung  des  gemeinen  Mannes  fehlen.  Seit  IBll 
hören  wir  zuerst  wieder  i.  J,  1450  von  Streitigkeiten  zwischen  Rat 
und  Gemeinde:  Eis  sind  die,  durch  welche  sich  der  Herzog  von 

Cleve  zur  Neuordnung  der  Schöffenwahl  bewogen  sah;  über  ihren 
Anlass  ist  nichts  Genaueres  bekannt.  In  der  zweiten  Hälfte  des 
15.  Jahrhunderts  macht  sich  dann  aber  häufig  ein  gewisses  Miss- 
trauen gegen  die  Verwaltung  des  Rates  in  der  Gemeinde  bemerk- 
bar. Dies  äusserte  sich  schon  darin,  dass  die  Gemeindevertretung 
häufiger  zur  Beratung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  heran- 
gezogen werden  musste;  und  in  den  Ratsprotokollen  sind  mehrere 
Anlässe  überliefert,  bei  denen  es  zu  einem  Zwiespalt  zwischen  Rat 
und  Gemeinde  kam.  So  fand  man  in  der  Gemeinde  i.  J.  1466  die 
Zahl  der  im  städtischen  Dienst  zu  haltenden  Pferde  zu  hoch.  *) 
Die  ausgiebigste  Gelegenheit  aber  zu  Streitigkeiten  bot  der  schlechte 
Stand  der  städtischen  Finanzen.  Darin  lässt  uns  einen  tiefen  Elin- 
blick  thun  eine  Verhandlung  des  Jahres  1484  über  die  Erhöhung 
der  Biersteuer.  Der  Rat  beschloss  diese  zuerst  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit und  teilte  seinen  Beschluss  den  Bierbrauern  mit. 
Als  diese  dagegen  remonstrierten,  der  Rat  dürfe  ein  solches  Statut 
nicht  ohne  Zustimmung  der  ganzen  Gemeinde  erlassen,  erhielten 
sie  die  Antwort,  da  die  Stadt  „in  Last“  sei,  und  der  Rat  nun  schon 
im  sechsten  Jahre  bei  der  Gemeinde  eine  Massregel  befürworte, 
durch  welche  die  Stadt  von  ihren  Schulden  befreit  werde,  man  aber 
immer  damit  gewartet  habe,  und  die  Städter  nun  keine  Reise  mehr 
machen  könnten,  ohne  von  den  Gläubigern  angehalten  zu  werden, 
so  habe  jetzt  der  Rat  notgedrungen  nach  der  ihm  vom  Herrn 

•)  R-  a.  1466,  F.  11b. 

•)  R.  ».  1484,  F.  17  b ff. 

BHHkaUf  Verf»aiaiureKhichU  W'«ael«  ö 


Digitized  by  Google 


66 


(i.  J.  1306)  gegebenen  und  vereitelten  Macht  das  befohlen,  was 
ihm  am  besten  däuchte.  — Gleichwohl  blieben  die  Brauer  bei  ihrer 
Forderung,  die  Gemeinde  zu  berufen,  da  jenes  Privileg  nur  von 
Schatzung,  nicht  von  Accise  spreche.  Und  obwohl  sie  hierin  offen- 
bar Unrecht  hatten,  und  der  Bat  ihnen  vorwarf,  ,.dat  sie  den  raet 
onmechtig  maken  willen  van  den,  dat  on  die  her  ind  die  Stat 
gegeven  versegelt  ind  verbrieffl  hebben“,  und  die  Brauer,  wenn  auch 
in  turbulenter  Weise,  schliesslich  auseinandergingen,  so  musste  der 
Rat  sich  doch  endlich  zur  Erfüllung  ihres  Begehrens  bequemen, 
setzte  aber  dann  seinerseits  bei  der  Gemeinde  die  Erhöhung  der 
Biersteuer  für  ein  Jahr  durch. 

Der  Forderung  der  Gemeindefreunde,  jährlich  drei  von  den 
Schöffen  neu  zu  wählen,  ist  schon  Erwähnung  geschehen.  Die 
hierin  zum  Ausdruck  kommenden  Wünsche  der  Gemeinde  wurden 
dann  schliesslich  i.  J.  1614  durch  Beseitigung  der  Lebenslänglich- 
keit  der  Schöffen  und  der , wenn  auch  beschränkten , Cooptation 
erfüllt.  *) 


Kapitel  6. 

Der  Rat. 

Seit  der  Bildung  des  Rates  und  der  damit  eingetretenen  Voll- 
endung der  Stadtverfassung  hatte  das  Schöffencolleg  als  solches 
seine  ursprüngliche  Doppelstellung  als  Bestandteil  des  zwar  in  der 
Stadt  und  für  die  Stadt  bestehenden,  aber  nicht  städtischen  Gerichts 
und  als  oberste  städtische  Behörde  eingebüsst.  Wenn  das  Colleg 
aber  auch  nur  seine  Stellung  im  Gericht  behalten,  seine  Verwal- 
tungsfunktionen  dagegen  an  den  Rat  übertragen  hatte,  so  gehörten 
doch  nun  die  Schöffen  als  geborene  Mitglieder  der  neuen  Behörde 
an.  *)  Unter  „Rat“  sind  daher  nicht  nur  die  Consuln,  sondern  auch 
die  Schöffen,  qua  Consuln,  zu  verstehen. 

Die  Frage  nach  dem  Grade  der  städtischen  Selbstständigkeit  ist 
identisch  mit  der  Frage  nach  der  Thätigkeit  und  den  Beftignissen  des 
Rates.  Die  Verleihung  eines  jeden  neuen  Rechtes  an  die  Stadt 
äusserte  sich  in  einer  Erweiterung  seiner  Competenzen : Die  Rechte, 
welche  der  Gemeinde  eingeräumt  wurden,  kürzten  nicht  die 
Befugnisse  einer  ausserstädtischen  Gewalt,  sondern  nur  die  der 

>)  S.  o.  S.  62. 

’)  S.  z.  B.  Sammlunf;  der  Kechtsgutachten,  ('ons.  6 : ,illi  XII  tcabini 

etiam  sunt  consules". 
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oberoten  Behörde,  standen  also  zur  Selbstregierung  der  Stadt  in 
keiner  Beziehung.  Die  Schilderung  der  Thätigkeit  des  Rates  muss 
also  Zusammenfällen  mit  der  Darstellung  der  städtischen  Selbst- 
ständigkeit in  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Verwaltung. 
Bevor  wir  jedoch  dazu  Ubergehen,  ist  es  erforderlich,  die  Zusammen- 
setzung und  Organisation  des  Rates  selbst  zu  beschreiben. 


1. 

Organisation  des  Rates  und  Stellung  der  Ratsmitglieder. 

Über  die  Wahl  des  Magistrates  und  sein  Verhältnis  zu  den 
verschiedenen  Einwohnerklassen  ist  das  Nötige  bereits  gesagt.  Seit 
14Ö7  war  die  Wählbarkeit  zum  Consul  an  mindestens  zweijährigen 
Besitz  des  Bürgerrechts  geknüpft,  während  es  damals  schon  altes 
Herkommen  war,  dass  im  Schöffencolleg  keine  nahen  Verwandten 
sitzen  durften. ')  Falls  alle  dazu  erforderlichen  Bedingungen  vor- 
handen, wird  die  Annahme  der  Wahl  zum  Ratsmann,  Schöffen, 
Burmeisler  oder  Bürgermeister  wohl  ebenso  Bürgerpflicht  gewesen 
sein,  wie  in  Dortmund,  wo  man  für  deren  Vernachlässigung  „der 
Stadt  höchste  Kur“,  10  Mark  und  ein  Fuder  Wein,  verwirkte  und 
für  später  der  Wählbarkeit  verlustig  ging.') 

Der  Anteil  der  Schöffen  und  Gonsuln  an  der  Verwaltung  ist 
grundsätzlich  nicht  verschieden  : Dasselbe  Geschäft  wird  öfter  teils 

von  Consuln,  teils  von  Schöffen  ausgeftihrt.  Doch  wird  in  der 
Präzis  ihre  beiderseitige  Thätigkeit  dadurch  bestimmt,  dass  die 
Schöffen  die  Alteren  waren.  Oben  haben  wir  gesehen,  wie  die 
Institution  des  Consulats  geschaffen  wurde  zur  Unterstützung  der 
Schoflen,  und  demzufolge  erscheinen  die  Consuln  auch  später  noch 
als  ihre  jüngeren  Gkhülfen.  Zunächst  spricht  sich  dies  Verhältnis 
darin  aus,  dass  der  Eingang  in  Urkunden  städtischer  Provenienz 
stets  lautet:  „Nos,  magister  civium,  scabini  et  consules“,  dann 
darin,  dass  aus  der  Zahl  der  Schöflen  regelmässig  der  Bürger- 
meister genommen  wird;  vor  allem  aber  gelangt  sehr  selten  jemand 
in  das  Schöflencollegium,  der  nicht  vorher  im  Rat  gesessen  hat. 
Der  Consulat  war  also  die  erste  Stufe  auf  der  Leiter  städtischer 
Würden.  Die  Ratsmänner  hatten  daher  überwiegend  mit  den 
kleinen,  zeitraubenden  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung,  wie  der 


‘)  Plebiscit  im  B.  F.  133b.  Die  Unznlässigkeit  naher  Verwandtschaft  bei 
Schöffen  bestätigt  durch  Privileg  v.  J.  14Ö9. 

*)  S.  Frensdorff,  a.  a.  O.,  S.  LIX. 
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Aufsicht  über  die  Finansen , die  städtischen  Gebäude  und 
Befestigungen,  zu  thun,  die  Schöffen  mehr  mit  der  Vertretung  der 
Stadt  nach  aussen.  Doch  wie  auch  Schöffen  den  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  durch  den  Fermentarius  controlliercn,  so  reiten 
wohl  auch  Consuln  nach  Cleve,  um  mit  dem  Grafen  Uber  die 
Abschaffung  eines  Zolls  oder  Uber  eine  der  Stadt  zu  hoch  schei- 
nende Gcldforderung  zu  verhandeln.  — Bei  den  Ratssitzungen,  die 
regelmässig  wöchentlich  einmal,  beim  Drange  der  Geschäfte  aber 
häufiger  abgehalten  wurden,  mussten  sowohl  Schöffen  wie  Rats, 
männer  anwesend  sein;  die,  welche  auf  dreimaliges  Läuten  der 
Rateglocke  nicht  erschienen,  mussten  Strafen  zahlen , von  denen 
man  dann  und  wann  im  Rate  ein  Gelage  gab  ’) 

In  der  Zeit  von  1351 — 1384  werden  wichtigere  Beschlösse 
einige  Male  gefasst  von  Bürgermeister,  Schöffen,  altem  und  neuem 
Rate,  wobei  dann  meistens  auch  der  Zustimmung  der  Gemeinde 
gedacht  wird.  *)  Der  Zweck,  den  in  anderen  Städten*)  die  Zuziehung 
des  alten  Rates  zur  Verwaltung  hatte,  die  Continuität  der  Geschäfts- 
führung, die  sonst  bei  der  einjährigen  Amtsdauer  des  Rats  unmög- 
lich gewesen  wäre , herzustellen , ist  hier  dadurch  ausgeschlossen, 
dass  immer  die  grössere  Zahl  der  Ratsherren  wiedergewählt  wurde, 
wie  auch  speziell  ftir  diese  Jahre  nachweisbar  ist.  Der  „alte  Rat“ 
besteht  also  nur  aus  den  wenigen  Ratsmännem,  die  nicht  mehr  im 
Rate  sassen,  und  seine  ziemlich  seltene  und  an  keine  Regel  gebundene 
Mitwirkung  bei  RatsbeschlUssen  diente  nur  dazu,  diesen  eine 
grössere  Autorität  zu  verleihen.  Da  der  alte  Rat  auch  nicht  als 
solcher  nach  Verlauf  eines  oder  mehrerer  Jahre  wieder  in  den 
amtierenden  Rat  eintrat,  kann  diese  Institution  um  so  weniger  als 
organisches  Glied  der  Verfassung  bezeichnet  werden. 

Der  oberste  Beamte  der  Stadt  war  der  Bürgermeister;  auch  er 
wurde  auf  ein  Jahr  gewählt,  bekleidete  aber  sein  Amt  nicht  selten 
zwei  bis  drei  Jahre  hintereinander,  trat  es  auch  oft  nach  einer 
Unterbrechung  zum  zweiten  Male  an;  nach  einem  Dortmunder 
Urteil*)  musste  er  auch  eine  Wiederwahl  bei  einer  Strafe  von 
20  Mai'k  annehmen.  Er  führt  bei  Heereszügen  die  bewaffnete 
Macht  an  und  leitet  die  Verhandlungen  mit  dem  Grafen,  sowie  mit 

')  B.  F.  161  b,  a.  1374. 

*)  Die  Stellen  sind  foI;;ende:  B.  F.  148  a,  a.  1351  (Knticbädigung  Tür  den 
im  slädtiacben  Dienst  erlittenen  Schaden  festgesetzt);  B.  F.  148b,  a.  1.364 
(Verbot  gestohlenes  Out  zu  kaufen);  B.  F.  146a,  a 1374  u.  F.  147a,  a.  1334 
(Verbote,  an  olevischen  Zollstütten  Zoll  zu  zahlen). 

’)  .S.  z.  B.  Schönberg,  Finanzverh.  Basels,  S.  äö. 

*)  Frensdorff,  Dortm.  Stat.,  Beil.  XV,  No.  108. 


Digiiized  by  Google 


ß9  _ 

fremden  Herren  und  Städten ; ini  Rate  hat  er  den  Vorsitz,  und  in 
der  inneren  Verwaltung  übt  er  eine  »ehr  umfangreiche  Thäliglceit 
aus.  Überall  aber  in  seiner  Amtsführung  ist  er  durchaus  an  die 
Beschlüsse  des  Rates  gebunden. 

Während  der  Bürgermeister  aus  einem  ersten  Schöffen  zum 
Ratsmeister  geworden  ist,  werden  die  beiden  Bur-  oder  Rentmeister 
immer  aus  der  Zahl  der  Consuln  gcnuminen.  Sie  haben  vor  allem  die 
Polizei-  g.nd  die  Finanzverwaltung  zu  besorgen.  Ihr  ursprünglicher 
Charakter ')  tritt  dem  gegenüber  ganz  in  den  Hintergrund  und 
äussert  sich  nur  noch  darin,  dass  sic  den  Vorsitz  im  Burgericht 
führen. 

Alle  diese  Ämter,  vom  Schöffentum  bis  zum  Burmeisteramt, 
waren  Ehrenämter,  mit  geringen  Vorteilen  verbunden.  Zunächst 
hatten  Schöffen  und  Consuln  ihr  Fermentum  frei,  d.  h.  sie  bezogen 
ihren  Hausbedarf  an  Gruyt  unentgeltlich  von  der  Stadt,  ferner 
erhielten  sie  zu  Weihnachten  auf  städtische  Kosten  kleine  Wein- 
spenden. Die  Haupterträge  des  Schöffenamtes  werden  wohl  in  dem 
Anteil  an  den  Gerichtsgeldern  sowie  in  den  Zeug^isgebnhren  '*) 
bestanden  haben.  Ferner  zahlten  eie  für  ihre  Kinder  kein  Schul- 
geld an  den  Rector  Scolarum.*)  Auf  die  Freiheit  der  Schöffen 
von  den  städtischen  Diensten  könnte  man  daraus  schliessen,  dass 
ihre  Witwen  sich  von  diesen  weder  durch  21ahlung  einer  Geldsumme 
noch  durch  Stellung  eines  Vertreters  zu  lösen  brauchten.*')  Eine 
sichere  Antwort  auf  die  Frage  giebt  uns  aber  ein  Vertrag  zwischen 
der  Stadt  und  einem  Einwohner,  durch  welchen  sich  dieser  von 
allen  Diensten  loskaufi,  und  seine  Pflicht,  für  die  Stadt  zu  graben, 
nur  dann  zur  Geltung  kommen  soll,  wann  auch  die  Schöffen  und 
Ratsinänner  zum  Graben  herangezogen  werden.*)  Die  Magistrats- 
mitglieder  leisteten  al.«o  nur  in  Notfällen  der  Stadt  Dienste.  Auch 
der  Bürgermeister  und  die  Burmeister  hatten  ursprünglich  nur  den 
unbedeutenden  Gehalt  von  zwei  resp.  je  einer  Mark.  I.  J.  1368  ’) 
wurde  der  Gehalt  des  Bürgermeisters  auf  14  Mark,  i.  J.  1386  auf 
35,  der  der  beiden  Burraeister  auf  je  25  Mark  festgesetzt,  um  noch 
vor  Ende  des  Jahrhunderts  auf  12,  resp.  6 Mark,  herabzusinken. 

>)  8.  o.  8.  9 fl. 

•)  8.  o.  8.  23. 

»)  8.  o.  8.  18. 

*)  8.  den  Vertrag  der  Stadt  mit  einem  neuen  Sobulmeistor,  L.  Fl.  S.  54, 
a.  14%.  (Oedr.  bei  Kleine,  a.  a.  U.  S.  9.) 

•)  R.  a.  1466,  F.  Ib. 

•)  L.  PI.  8.  16,  a.  1410. 

9 B.  F.  110  b.  Das  Übrige  ist  nur  aus  den  8tadtreobnungen  ertnobtlich. 
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Ausserdem  erhielten  von  den  wegen  verbotenen  Würfelspiels ')  und 
wegen  Übertretung  eines  i.  J,  1386*)  erlassenen  Statuts  Uber  den 
Verkauf  von  Seefischen  erhobenen  Brüchen  die  Burmeister  zusammen 
ein  Drittel,  ebenso  viel  der  Bürgermeister. 


2. 

Die  Thätlgkeit  des  Bates. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  die  Thätigkeit  der  so  organisierten 
Behörde  zwar  als  eine  Regierung  der  Stadt  bezeichnen,  aber  als 
eine  Regierung,  welche  auf  der  Vertretung  der  Gemeinde  beruhte.*) 
Denn  nicht  zu  eigenem  Recht  hatte  das  Collegium  seine  Gewalt» 
sondern  als  eine  ihm  von  der  Gemeinde  verliehene.  Könnte  auch 
dadurch,  dass  zeitweise  wenigstens  die  Schöffen  sich  selbst  coop- 
tierten,  und  die  Gemeinde  nur  einen  geringen  Anteil  an  der  Wahl 
der  Consuln  hatte,  der  Anschein  erweckt  werden,  dass  der  Magi- 
strat vielmehr  Herrschaftsrechte,  als  Vertretungsbefugnisse  ausübte, 
so  geht  doch  sein  Amtscharakter  aus  der  Mitwirkung  der  Gemeinde 
bei  allen  wichtigeren  städtischen  Angelegenheiten  hervor. 

Unterstützt  wurde  der  Magistrat  in  seiner  Regierung  durch  eine 
Reibe  von  Beamten,  welche  er  ernannte,  aber  auch  wieder  absetzen 
konnte.  EUne  Übersicht  Uber  alle  Beamten  der  Stadt  geben  seit  den 
achtziger  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  die  Listen  derer,  welche  zu 
Weihnachten  Weinspenden  erhielten.  Diejenigen  jedoch  von  ihnen, 
deren  Beruf  sich  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  beschränkte,  sind  erst 
bei  der  Darstellung  der  Thätigkeit  des  Rates  im  einzelnen  zu 
nennen.  An  der  Spitze  jener  stehen  höhere  Geistliche,  dann  folgt 
der  Judex;  von  diesen  stand  natürlich  niemand  im  Dienste  der 
Stadt ; wenn  der  Judex  wohl  mit  dem  BürgeiTneister  zusammen  die 
Befestigungswerke  besah,  so  war  das  eine  dem  Rate  erwiesene 
Gefälligkeit.  Eine  wichtige  Persönlichkeit  aber  in  der  Verwaltung 
war  der  Rector  Scolarum;  sehr  häufig  wurde  er  wegen  seiner  höheren 
Bildung  zu  allerhand  Missionen,  namentlich  an  den  Grafen,  benutzt 
Doch  war  für  die  Verfassung  von  Schriftstücken  sowie  für  die  schon 
sehr  früh  aufkommende  schriftliche  Führung  der  Verwaltung  ein 
besonderer  Beamter,  der  Notarius,  Schreiber,  angestellt.  Mit  unseren 
Polizeidienem  zu  vergleichen  sind  die  Nuntii,  von  denen  es  zuerst 


■)  B.  F.  147  b. 

>)  B.  F.  119a. 

’)  Oierke,  a.  a.  U.  II.,  8.  613,  616,  802. 
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nur  zwei  gab,  während  später  ausserdem  jede  Vorstadt  einen  eigenen 
erhielt.  Sic  erscheinen  besonders  häufig  als  Begleiter  des  Bürger- 
meisters und  der  Burmeister,  speziell  bei  Pfändungen. 

a.  Ton  der  Satznngsgewalt  des  Rates. 

Für  das  autonome ')  Verordnungsrecht  des  Rates  war  zwar  nach 
dem  Privileg  von  1808,  demgemäss  der  Erlass  neuer  Statuten 
an  des  Grafen  Erlaubnis  geknüpft  war,  kein  Raum  mehr  vorhan- 
den; indessen  hatte  diese  Bestimmung  wohl  von  Anfang  an  nur 
den  Sinn,  dass  der  Graf  sich  das  Recht  vorbehielt,  solche  Rats- 
beschlüsse,  die  ihm  für  sich  nachteilig  schienen,  wieder  aufzuheben  ;^) 
denn  er  konnte  unmöglich  alle  jene  Statuten,  welche  die  innere 
Verwaltung  fast  täglich  ins  Leben  rief,  sich  jedesmal  zur  Genehmigung 
vorlegen  lassen.  So  sehen  wir  denn  den  Rat  seine  Willküren  regel- 
mässig ohne  Zustimmung  des  Herrn  verkündigen.  Zwar  kam  es 
vor,  dass  dieser,  sich  auf  jene  Bestimmung  berufend,  die  Stadt  für 
unberechtigt  zur  Fassung  bindender  Beschlüsse  erklärte,  nament- 
lich, wenn  er  jemanden,  der,  wegen  Übertretung  eines  Plebiscitcs 
verurteilt,  sich  an  ihn  gewandt  batte,  von  der  Strafe  befreien  wollte ; 
aber  der  Rat  wehrte  sich  dann  ganz  entschieden,  behauptete, 
Einigtmgen  und  Willküren  zu  beschliessen , gehöre  zu  den  alten 
Gewohnheiten  der  Stadt,  und  diese  seien  ebenso  wohl  bestätigt,  wie 
die  Privilegien;  auch  sei  das  Regiment  in  den  Städten  dem  Rate 
befohlen,  und  ohne  Zwang  möge  das  nicht  zu  handhaben  sein. 

Oie  Verordnungen  des  Magistrats  waren  nicht  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  beschränkt:  Wie  seine  ganze  Regierung  sich  überall  dahin 
erstreckte,  wo  ein  obrigkeitliches  Eingreifen  im  Interesse  der  Stadt 
lag,  so  gab  es  auch  für  sein  Willkürrecht  keine  andere  Grenze,  als 
das  öffentliche  Wohl.  Begreiflich,  dass  die  Freiheit  des  einzelnen 
hierdurch  ausserordentlich  eingeengt  wurde. 

Wie  weit  sich  diese  obrigkeitliche  Gewalt  vorschob,  zeigen 
zunächst  Statuten,  durch  welche  ein  Druck  auf  auswärtige  Wider- 
sacher ausgeübt  werden  sollte.  Wenn  der  Stadtherr  irgendwo  einen 
neuen  Zoll  forderte  oder  einen  alten  erhöhte,  so  untersagte  der 
Magistrat  jedesmal  den  Bürgern,  an  der  Zollstätte  vorbeizufahren, 
bis  sie  es  nach  dem  alten  Recht  der  Stadt  könnten,  d.  h.,  bis  der 

■)  Im  Oegensstz  zu  den  Befehlen  des  Stsdtherm;  die  Mitwirkung  der 
Gemeinde  wird  hier  nicht  mehr  berücksichtigt. 

*)  So  wird  das  Privileg  aneb  im  16.  Reebtsgutaohtej  erklärt. 

>)  B.  a.  1472,  F.  90a. 
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Graf  auf  seine  Forderung  verzichtete.’)  Ganz  deutlich  wird  hier 
als  die  Absicht  der  Obrigkeit  bezeichnet,  keine  neue,  der  Stadt 
nachteilige  Gewohnheit  aufkomtncn  zu  lassen. 

Hierher  gehören  auch  die  Verbote,  fremden  Städten,  welche 
mit  Wesel  verfehdet  waren,  oder  in  denen  ein  Weseler  eine  Unbill 
erlitten  hatte,  Waaren  zuzufiihren  oder  ihren  Markt  zu  besuchen.  *) 

Wo  der  Magistrat  etwas  in  der  Stadt  durchsetzen  wollte,  überall 
boten  sich  ihm  durch  sein  weitgehendes  Verordnungsrecht  die 
bequemsten  Mittel.  Das  zeigt  sich  z.  B.  in  der  Behandlung  der 
Juden.  Diese  wurden  im  Allgemeinen  in  Wesel  geduldet;  Bürger 
wurden  sie  zwar  nur  ausnahmsweise,  •)  aber  in  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  begegnet  uns  ein  Harmannus  jode*)  häufig  als 
Rats  - Zimmermann,  und  wenn  man  davon  nbsicht,  dass  durch 
Privileg  v.  J.  1347”)  Graf  Johann  die  Weseler  Bürger  von  aller 
durch  Aufsummung  der  Zinsen  entstandenen  Schuld  an  Juden  und 
Lombarden  befreit,  und  dass  i.  J.  1350  nach  dem  schwarzen  Tode 
häufig  Boten  zwischen  Wesel  und  den  Nachbarstädten  hin  und  her 
gehen  „ad  requirendum  de  veneno  judeorum“,  fehlt  von  einer 
Judenverfolgung  jede  Spur.  Erst  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
scheint  zur  Verhinderung  des  Schadens,  den  die  Bevölkerung  durch 
den  jüdischen  Wucher  erlitt,  der  Magistrat  Vorkehrungen  getroflTen 
zu  haben:  I.  J.  1401  untersagte  er  mit  Zustimmung  der  Gemeinde 
jedem  Weseler,  irgend  einem  Juden,  der  nach  Wesel  komme,  eine 
Wohnung  zu  verkaufen  oder  zu  vermieten  oder  ein  Darlehens- 
geschäft mit  Juden  einzugehen.*) 

Andere  Verordnungen  hatten  den  Zweck,  die  städtischen  Ein- 
nahmequellen nicht  versiegen  zu  lassen.  Zunächst  ist  hierbei  zu 
erwähnen  das  Verbot  des  Hopfenbiers.  Im  14.  Jahrhundert  bildeten 
einen  bedeutenden  Teil  der  Einnahmen  die  aus  dem  Verkauf  der 
städtischen  Gruyt  gelösten  Summen.  Die  Benutzung  des  Hopfens 
zur  Bierbrauerei,  wie  sic  am  Ende  des  Jahrhunderts  aufkam,  brachte 
daher  eine  starke  Einbusse  für  die  Stadtkasse  mit  sich.  Deshalb 
wurde  i.  J.  1377  verboten,  in  Wesel  Hopfen  hier  oder  irgend  ein 

anderes  Bier,  das  nicht  mit  der  Stadt  Gruyt  gebraut  sei,  zu  kaufen, 

zu  verkaufen  oder  zu  trinken.’)  Doch  zeigt  die  öftere  Wieder- 

')  B.  F.  H6a,  a.  1374;  F.  147a,  a.  1384;  F.  laia,  a.  1443. 

*)  B.  F.  160a  (undatiert);  und  L.  PI.  S.  76,  a.  1454. 

•)  8.  o.  8.  56. 

')  Der  allerdin^  auch  ein  getaufter  Judo  sein  kann. 

■')  Original  verloren;  Copie  im  A.  B.,  F.  33b. 

•)  B.  F.  118b. 

’)  B.  F.  Iö7b  u.  147a. 
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holung  dieses  Verbots  in  den  Jahren  1382  und  1384  die  Schwierig- 
keit seiner  Durchführung.  Das  Hopfenbier  war  so  beliebt,  dass  die 
Weseler,  um  es  ohne  Ungehorsam  gegen  die  Gesetze  trinken  zu 
können,  die  Wirtshäuser  ausserhalb  ihrer  Stadt  aufsuchten.  Auch 
das  untersagte  der  Rat  i.  J.  1384,  aber  länger  konnte  man  dem 
neuen  Getränke  die  Stadt  nicht  verschliessen,  und  noch  im  selben 
Jahre  öffnete  man  ihm  dadurch,  dass  man  eine  Accise  von  ihm 
erhob,  die  Thore.  Doch  wurde  auch  jetzt  nur  die  Einfuhr  des 
fremden  Bieres  frei  gegeben,  noch  i.  J.  1400  wurde  das  Brauen 
von  Hamburger  Bier,  Kojte  und  Gerstenbier,  sofern  es  den  Haus- 
bedarf übersteige,  unter  Strafe  gestellt.  ’) 

Da  der  Grundbesitz  geistlicher  Leute  steuerfrei  war,  so  sind 
die  Verbote,  Liegenschaften  in  ihre  Hände  zu  bringen,  gleichfalls 
ein  Ausdruck  der  Sorge  des  Rats  für  die  Erhaltung  der  städtischen 
Einkünfte.  Das  erste  derartige  Verbot  findet  sich  schon  i.  J.  1351,*) 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  den  gleichzeitigen  Einzug  der 
Augustiner  in  die  Stadt.  Darauf  weist  eine  Urkunde  aus  dem- 
selben Jahre  hin  *),  in  welcher  diese  eich  verpflichten,  kein  erb- 
liches Gut  mehr  in  der  Stadt  Wesel  zu  erwerben,  und  wenn  ihnen 
eine  Rente  oder  Liegenschaft  testamentlich  vermacht  werde,  deren 
Rückkauf  Seitens  der  Erben  oder  der  Stadt  zu  einem  bestimmten 
Satze  zu  erlauben.  I.  .1.  1397  wurde  jenes  Verbot  unter  schärferen 
Strafbestimmungen  wiederholt  *)  und  zugleich  festgesetzt,  dass,  wenn 
jemand  geistlich  werde,  er  zwar  Zeit  seines  Lebens  sein  Hab  und 
Gut  gebrauchen  dürfe,  nach  seinem  Tode  aber  seine  Immobilien 
an  seine  nächsten  Erben,  die  weltlichen  Standes  seien,  fallen  sollten. 
Diese  Verordnung  bestätigte  Herzog  Adolf  i.  J.  1420  und  fügte 
hinzu,  dass  jeder,  der  geistlich  werde,  hiermit  alles  Anrechts  auf 
Erbschaften,  die  später  an  ihn  kommen  möchten,  verlustig  gehe. 
Trotzdem  zeigen  die  Lagerbücher  der  Klöster,  dass  die  Stadt  ihren 
Willen  nicht  immer  durchzusetzen  vermochte,  vielleicht  ihn  auch 
nicht  immer  mit  derselben  Strenge  verfolgte.®)  Auch  suchten  die 
Klöster  das  Verbot  auf  mannigfache  Art  zu  umgehen;  so  Hessen 
i.  J.  1487  die  Augustiner  einem  Bürger  ein  Haus  durch  einen 
Ritter  mit  ihrem  Gelde  abkaufen  und  sich  dann  von  ihm  zu  Erb- 


■)  ö.  F.  120a. 

•)  B.  F.  105  b.  (öedr.  bei  Wolter».) 

>)  B.  F.  106», 

*)  Dies  ist  wohl  mit  dem  von  Wolter»,  a.  a.  U.  S.  47  erwähnten  Privileg 
von  1317  gemeint.  S.  B.  F.  105b. 

Lagerbncb  des  Angnatinerklosters,  F.  12  a,  a.  1484:  „ . . oivitas  nolebat 
pro  tune  nobis  annuere  emptionem  cuinscumqne  minime  domue.“ 
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leihe  übertragen,  weil  ein  Vorgehen  der  Stadt  gegen  diesen 
weniger  zu  befürchten  war. 

Von  der  Fürsorge  der  Obrigkeit  für  die  Erhaltung  der  städti- 
schen Wehrkraft  zeugt  das  Verbot,  Geld  zu  leihen  auf  ein  Pferd, 
welches  man  im  Dienste  der  Stadt  halten  musste,  und  welches  nach 
Befinden  des  Bürgermeisters  oder  der  Burmeister  nicht  soviel  wert 
war,  als  es  auf  Befehl  des  Rates  hatte  kosten  müssen ; ’)  jedenfalls 
sollte  nach  der  Absicht  der  Gesetzgeber  hierdurch  jeder  dazu 
angehalten  werden,  die  Summe,  auf  die  er  gesetzt  war,  auch  wirk- 
lich zum  Kaufe  des  Pferdes  anzuwenden. 

Ein  Hauptbestreben  des  Magistrats  war  es  überall  in  den 
mittelalterlichen  Städten,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Bürger  ihre 
wichtigsten  Bedürfnisse  zu  einem  billigen  Preise  erhalten  konnten. 
Diesem  Zwecke  diente  in  Wesel  Folgendes:  Für  die  täglichen 

Lebensmittel,  aber  auch  für  Bier  und  Wein,  wurden  von  Zeit  zu 
Zeit  Maximalpreise  festgesetzt,*)  und  um  einen  Betrug  unmöglich 
zu  machen,  durften  manche  Waaren,  namentlich  Salz  und  Kohlen, 
nur  mit  der  Stadt  Massen  gemessen  werden.*)  Vor  allem  aber 
suchte  man  die  Verteuerung  der  am  meisten  verlangten  Sachen 
durch  den  Zwischenhandel  zu  verhindern;  diesen  Zweck  hatte  man 
bei  den  Verboten  im  Auge,  von  Händlern,  die  den  Markt  besuch- 
ten, etwas  zum  Wiederverkauf  anzukaufen,  wie  sie  sich  für  Getreide, 
Schweine,  Schafe,  Fische,  Federvieh,  Obst  und  Kohlen  finden.*) 
Deshalb  musste  auch  nach  alter  Gewohnheit  der,  welcher  eine 
Schiffsladung  Salz  kaufte,  um  sie  zum  Detailverkauf  aufzulegen, 
jedem,  der  mit  Sack  und  Geld  an  das  Schiff  kam,  eine  gewisse 
Quantität  zum  Selbstkostenpreise  ablassen,*)  und  deshalb  durfte 
man  von  auswärts  gekauften  Kohlen  nur  einen  bestimmten  Profit 
nehmen.  •) 

Von  Ausfuhrverboten,  die  ja  auch  den  Zweck  hatten,  eine 
Verteuerung  der  Waaren  zu  vermeiden,  findet  sich  nur  eins  für 
Halen-  und  Deckensteine;  diese  wollte  man  zurückbehalten,  als 
man  alle  Häuser  mit  ihnen  decken  zu  lassen  beschlossen  hatte.  *) 


')  B.  K.  14«  a,  a.  137a. 

Z.  B.  L.  Fl.  S.  72,  a.  1403;  und  S.  103.  um  14.30. 

»)  W.  R.  A„  Caps.  342,  Nr.  11.  F.  2. 

‘)  B.  F.  148b,  a.  1360;  F.  119a,  a.  1386;  F.  126b,  a.  1462;  L.  PI.  S.  103, 
um  1460;  S.  99,  a.  1489. 

“)  L.  Fl.  S.  57. 

•)  L.  Fl.,  8.  99,  a.  1489. 

^ L.  Fl.,  8.  7,  a.  1406  ; 8.  u.  8.  97. 
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Um  die  Befolgung  aller  derartigen  Gebote  besser  controllieren 
zu  können,  knüpfte  man  wohl  auch  Ort  und  Zeit  des  Verkaufs  an 
gewisse  Vorschriften.  Namentlich  durfte  an  Markttagen  nur  zwischen 
den  Marktglocken  und  auf  dem  Markte  gehandelt  werden, ‘)  und 
war  es  verboten,  das  Korn  auf  dem  Felde  zu  verkaufen.  ’) 

Konnten  Städter  zur  Beobachtung  aller  dieser  Vorschriften 
durch  Geldstrafen  gezwungen  werden,  so  wusste  man  sich  bei 
Fremden  dadurch  Gehorsam  zu  verschaffen,  dass  man  allen  Bürgern 
verbot,  von  jemandem,  der  sie  durch  Übertretung  einer  den  Handel 
betreffenden  Verordnung  geschädigt  hatte,  fernerhin  noch  zu 
kaufen.*)  Auf  dieselbe  Weise  bestrafte  man  die  Fremden,  die  schlechte 
Waare  auf  den  Markt  gebracht  hatten. 

Ein  weites  Feld  wird  dem  autonomen  städtischen  Willkürrecht 
ferner  durch  die  Finanzhoheit  des  Rates  und  seine  Pflicht,  für  die 
Sicherheit  der  Stadt  zu  sorgen,  eröffnet.  Dahin  gehören  zunächst 
die  Gesetze  über  die  von  den  Einwohnern  der  Stadt  zu  leistenden 
Dienste,  welche  oben  besprochen  wurden,  ferner  die  Statuten  über 
Accise,  Steuern  und  alle  anderen  Einnahmequellen,  welche  später 
zu  behandeln  sein  werden. 

Konnte  die  Stadt  die  Einwohner  zu  Diensten  und  Leistungen 
nach  eigener  Willkür  heranziehen,  so  waren  die  Schranken  für  ihr 
autonomes  Verordnungsrecht  enger  gezogen  auf  dein  gerichtlichen 
Gebiete.  Da  das  Gericht  in  Wesel  des  Herrn  Gericht  nicht  nur 
hiess,  sondern  der  Graf  von  Cleve  sehr  handgreifliche  Rechte  an 
demselben  besass,  konnte  die  Stadt  nicht  nach  Belieben  Giesetze 
erlassen,  welche  den  gewohnheitsmässigen  Prozessgang,  das  Privat- 
und  Strafrecht  geändert  hätten.  Vielmehr  war  prinzipiell  jede 
Neuerung  im  Gerichtswesen  an  die  Zustimmung  des  Gerichtsherrn 
gebunden,  und  neben  den  städtischen  gerichtlichen  Verordnungen 
her  gehen,  sie  beschränkend  und  mit  ihnen  concurrierend,  die  des 
Grafen.  Da  sich  für  keinen  der  beiden  Faktoren  ein  Gebiet,  auf 
welchem  er  allein  sein  Verordnungsrecht  hätte  geltend  machen 
können,  absondem  Hess,  schien  es  zweckmässig,  die  Veränderungen, 
welche  das  Gerichtswesen  durch  die  Willküren  des  Rates  und  die 
Privilegien  des  Stadtherrn  erlitt,  zusammen  zu  behandeln. 

Wm  zunächst  die  Gerichtsverfassung  anlangt,  so  war  die  wich- 
tigste Änderung,  welche  sic  erfuhr,  die  Entwicklung  des  Rats- 
gerichts, welche  an  seinem  Orte  näher  dazulegen  sein  wird.  Seine 


')  L.  PI.,  S.  103,  um  14Ö0. 
>)  L.  K.  )57b,  a.  1382. 

■)  L.  PI.,  8.  63  f.,  a.  1428. 
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Coropetenz,  die  sich  ganz  allmählich  und  gewohnheitsrechtlich 
herausbildctc , wurde  durch  ein  Plebiscit  des  Jahres  1457*)  zum 
ersten  Male  gesetzlich  anerkannt:  Wer  eine  Klage  gegen  die 

Stadt  hat,  muss  sie  erst  vor  den  Rat  bringen  und  darf  sie  erst, 
wenn  er  von  diesem  abge wiesen  ist,  vor  Gericht  verfolgen.  I.  J.  1459 
musste  sogar  der  Herzog  diese  Vorschrift  bestätigen.  Die  Ent- 
wicklung fand  ihren  Abschluss,  als  i.  J.  1482  vom  Rate  der  Zwang, 
erst  bei  ihm  Recht  zu  suchen,  auf  alle  gegen  einen  Weseler  Bürger 
oder  Eingesessenen  erhobenen  Klagen  ausgedehnt  wurde. 

Wie  der  Graf  als  Gerichtsherr  schon  im  Privileg  von  1241  die 
Competenzen  der  beiden  damals  offiziell  anerkannten  Gerichte,  des 
ordentlichen  und  des  BUrgermeistergerichts,  geregelt  hatte,  so  bean- 
spruchte er  auch  später  die  Entscheidung  darüber,  welche  Fälle 
vor  ein  jedes  von  beiden  gehörten : Demzufolge  sehen  wir  i.  J.  1348 
Graf  Dietrich  verordnen , dass  „quade  wort  achter  rugghe  ghe- 
spraken“  auch  zu  den  Scheltworten  zu  rechnen  und  daher  vom 
Bürgermeister  zu  richten  seien. 

Ging  diese  Verordnung  direkt  vom  Herrn  aus,  so  wurde 
folgendes  Gesetz , welches  das  gerichtliche  Verfahren  beeinflusste 
vom  Rate  allein  erlassen:  Während  nach  dem  Landrecht  der  Gläu- 
biger ein  vom  säumigen  Schuldner  genommenes  Pfand  nicht  eher 
verkaufen  durfte,  als  er  es  dreimal  vor  Gericht  aufgeboten  hatte, 
genoss  die  Stadt  den  Vorzug, ')  ohne  das  Gericht  mit  ihrem  eigenen 
Boten  die  Städter,  welche  in  ihren  Diensten  und  Leistungen  säumig 
waren,  pfänden  und  die  nicht  ausgelösten  Pfänder  verkaufen  zu 
dürfen.  Dieses  Vorzugs  wurden  durch  ein  Ratsedikt  i.  J.  1425 
auch  die  beiden  Kirchen,  die  Armenstiftungen  und  die  Klöster  für 
ihre  Zinse  und  Renten  teilhaftig,  indem  ihnen  von  der  Zeit  an  zu 
Pfändungen  der  Stadtbote  geliehen  werden,  und  sie  mit  den  Pfän- 
dern so  Vorgehen  dürfen  sollten,  als  ob  sie  von  der  Stadt  wegen 
genommen  wären. 

Für  das  gerichtliche  Verfahren  gegen  Nichtstädter  war  der 
Magistrat  natürlich  incompetent.  Darum  findet  sich  die  einzige 
Bestimmung,  welche  sich  darauf  bezieht,  nicht  in  einem  Plebiscit, 
sondern  in  einem  Privileg.  Es  ist  folgender  Paragraph  in  der 
schon  öfter  erwähnten  Urkunde  v.  J.  1329:  „Item  concessimus 

dilectis  opidanis  nostris  Weselensibus  irrevocabiliter  per  presentes, 
quod  ip>si  poterunt  pro  debitis  vel  pro  aliis  causis,  quos  voluerint, 

•)  B.  F.  133b. 

’)  S.  Woltors,  a a O,,  Urteil  Nr.  147. 

•)  L.  PI.  8.  5a 
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licet  Uli  in  nostra  terra  resideant,  nudo  gladio  coram  judicio  noetro 
Weeelenai  proclamare  seu  vocare  ultra,  sicut  juris  est  procedendo.“ 
Den  Sinn  dieaea  Satzes  hat  Frenadorff  durch  ein  Statut  im  Dortmunder 
Stadtbuch  zu  erläutern  gesucht:  „Wer  eyn  vrone  van  Dorpmunde  eyn 
Torbot  dede  over  eynen  man,  dey  vor  gherichte  gEeeachet  were  mit 
rechte  mit  eyme  s werde,  en  wolde  dat  gherichte  dar  dat  vorbot  angheache 
des  breves  nicht  untfaen,  so  mochte  dat  gherichte  vort  varen  over 
den  man  mit  rechte.“*)  Die  Oberhofstellung  des  Weseler  Gerichte 
würde  also  nach  FrensdoHf  sich  auch  darin  äussern,  dass  gegen 
einen  vor  ihm  Angeklagten,  der  anderswo  im  Clever  Lande 
seinen  Gerichtsstand  hatte,  bei  erfolgloser  Beschreitung  des  gewöhn- 
lichen Rechtsweges  ebenso  verfahren  werden  konnte,  als  ob  er  in 
Wesel  dingpflichtig  wäre.  Doch  scheint  der  Vorzug,  von  dem  das 
Privileg  spricht,  nicht  durch  die  Worte  „nudo  gladio“,  sondern 
durch  die  Worte  „pro  debitis  vel  pro  aliis  causis“  ausgedrUckt,  also 
eher  eben  durch  das  Privileg  gewährt  zu  werden,  als  ein  Überrest 
des  alten  Hundertschaftsgerichts  zu  sein  und  folglich  mit  der  Ober- 
hofstellung  Wesels  nicht  zusammenzuhängen.  Wenigstens  wird  die 
Bedeutung  des  angeführten  Satzes  in  einer  Weseler  Auslegung") 
darin  gefunden,  dass  man  vor  das  Weseler  Gericht  nicht,  wie 
vor  andere  Gerichte,  nur  in  peinlichen  Klagen  jemanden  heischen 
könne,  sondern  auch  um  Schuld  und  andere  Sachen.  Dass  die 
Friedloslegung  dagegen  sich  auch  auf  die  „niederen“  Gerichte 
erstreckte,  wird  darauf  zurückgeflihrt,  dass  der  Herr  nach  alter 
Gewohnheit  seinen  Gerichtsboten  dazu  geben  müsse. 

Änderungen  des  Prozesses,  welche  in  den  Jahren  1430  und 
1481  erfolgten,  gingen  zwar  von  der  Autorität  des  Herzogs  aus, 
waren  aber  vermutlich  durch  die  Bitten  des  Magistrats,  deren  bei 
dem  ersten  Privileg  auch  Erwähnung  geschieht,  veranlasst. 

Am  selbstständigsten  war  die  Stadt  in  ihren  gerichtlichen  Ver- 
ordnungen auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts.  Nur  selten,  und  dann 
lange  nach  dem  Erlass  des  Statuts,  finden  wir  hier  eine  Bestätigung 
von  Seiten  des  Stadtherrn,  nie  aber  wird  ein  Satz  des  Privatrechts 
vom  Herrn  allein  verändert.  Er  stand  eben  dem  inneren  städtischen 
Leben  zu  fern,  als  dass  er  das  Bedürfnis  nach  einer  neuen  privat- 
rechtlichen Bestimmung,  wo  es  sich  herausstellte,  hätte  wahrnehmen 

')  A.  a.  0.  m,  23. 

•)  W.  R.  A.,  Caps.  81a,  F.  137a:  „Ind  »o  en  is  den  van  Weiell  vermids 
den  pnnte  in  den  eyaachen  nyet  sonderlinx  gegeven,  dan  dat  die  borgere  umb 
■oholt  ind  all  ander  saioken  eyuchen  moighen,  dat  ly  nae  gemeynen  vrede- 
loten  rechten  nyet  dan  umb  pynlyoke  aaicken  dein  en  mochten,  dit  is  Sonder- 
linge gegeven.“ 
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können.  Sehen  wir  von  der  Urkunde  des  Jahres  1241  ab,  so  ist  das 
einzige  Privileg,  welches  das  Privatrecht  modifiziert,  das  schon 
erwähnte  aus  dem  Jahre  1420  über  die  Beschränkung  der  Erb- 
fähigkeit geistlicher  Leute,  während  die  Stadt  schon  i.  J.  1397 
selbstständig  ähnliche  Bestimmungen  getroffen  hatte. ')  Hier  konnte, 
um  den  städtischen  Beschlüssen  den  Geistlichen  gegenüber  die 
nötige  Autorität  zu  verschaffen,  die  Bestätigung  durch  den  Landes- 
herm , die  in  anderen  Fällen  nicht  begehrt  wurde , vorteilhaft 
erscheinen. 

Wo  es  das  Interesse  des  Gemeinwesens  erheischte,  glaubte  der 
Rat,  wie  ja  auch  in  vielen  anderen  Städten,  *)  sich  berechtigt,  auch 
die  allg^meingültigsten  Regeln  des  Privatrechts  ausser  Kraft  zu 
setzen.  So  bestimmte  er  i.  .7.  1453,  dass  Gelöbnisse,  Spielschulden 
zu  bezahlen,  ungültig  sein  sollten.*)  Ferner  kam  es  häufiger  vor, 
dass  in  einem  Leihvertrag  der  Schuldner  bei  nicht  rechtzeitiger 
Rückgabe  des  Geliehenen  sich  einer  Conventionalstrafe  zu  unter- 
ziehen verpflichtete,  eine  Gewohnheit,  die  wohl  von  der  Schwierig- 
keit veranlasst  ist,  den  durch  die  säumige  Zahlung  dem  Gläubiger 
erwachsenen  Schaden  zu  messen,  üb  nun  die  im  Vertrage  bestimm- 
ten Strafen  gewöhnlich  den  Schuldner  unverhältnismässig  schädigten, 
oder  ob  sie,  wie  es  den  Anschein  hat,  oft  in  der  Weggabe  eines 
zum  Stadtdienst  bestimmten  Pferdes  bestanden  und  dadurch  die 
Stadt  selbst  trafen,  jedenfalls  hielt  die  Obrigkeit  dafür,  dass  den 
Weselem  durch  solche  Verträge  schon  grosses  Verderbnis  gekom- 
men sei,  verbot  sie  desl^lb  bei  der  Leihe  von  Mobilien  für  später 
und  statuierte  sogar  die  Unverbindlichkeit  derartiger  schon  ein- 
gegangener Verpflichtungen.*) 

Wie  der  Rat  ein  Obervormundschaftsrecht  über  Unmündige  in 
Anspruch  nahm,  werden  wir  später  sehen ; °)  jetzt  soll  uns  nur  ein 
aus  diesem  Recht  abgeleitetes  Statut  beschäftigen.  Bekanntlich  war 
nach  deutschem  Recht  der  Verkauf  von  Immobilien  an  den  Consens 
der  Erben  gebunden.  Da  aber  häufig,  wenn  an  ein  Ehepaar  Erb- 
gut auf  Wiederkauf  veräussert  war,  nach  dem  Tode  eines  Gatten 
der  überlebende  den  Wiederverkauf  ansftihrte  — begreiflicher 
Weise,  denn  nach  dem  in  Wesel  geltenden  Recht*)  erbte  der  hinter- 


■)  S.  o.  S.  78. 

*)  S.  Stobbe,  Deutsches  Privstreoht  111,  1;)  U4. 

•)  L.  PI.,  S.  72. 

•)  L.  PI,  8.  9ö,  a.  1461. 

*)  8.  u.  8.  84. 

*)  S.  Schröder,  „HUteilungen  über  Clev.  Rechtsquellen“  in  der  Ztschr.  f. 
Kechts^ch.,  Bd.  10,  8.  224. 
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bliebeoe  Gatte  die  Fahrhabe  zu  Eigentum,  das  unbewegliche  Gut 
nur  zu  Leibzucht  — erlieae  der  Magistrat  i.  J.  1443  ein  Gebot, ') 
dass  in  solchen  Fällen  künftig  das  aus  dem  Wiederverkauf  gelöste 
Geld  sofort  wieder  in  erblichem  Gute  anzulegen  sei,  damit  den 
Kindern  nicht  ihr  Erbe  verkleinert  werde;  und  als  er  sah,  dass 
dies  Gebot  häufig  umgangen  wurde,  beschloss  er,  um  allen  Betrug 
hierin  unmöglich  zu  machen,  i.  J.  1451,*)  dass  von  nun  an  der 
nach  der  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod  geschehene  Wieder- 
verkauf ungültig  sein  solle,  wenn  nicht  der  nächste  Mage  des  Ver- 
storbenen — als  Vertreter  der  Kinder  — zugegen  sei. 

Dass  auch  das  Strafrecht  tiefgreifende  Veränderungen  erfahren 
musste,  liegt  auf  der  Hand.  Die  zahlreichen  neuen  Verordnungen 
der  städtischen  Obrigkeit  hatten  ja  nicht  dieselbe  Gültigkeit,  wie 
die  alten  gewohnheitsrechtlichen  Sätze:  Ihre  Übertretung  war  kein 
Straffall  des  Landrechts,  konnte  also  auf  dem  gewöhnlichen  Wege, 
d.  h.  vor  dem  Schöffengericht,  nicht  gerichtet  werden.  Daher  war 
die  höchste  Strafe,  bei  welcher  der  Magistrat  gebieten  konnte,  für 
Bürger  die  Entziehung  des  Bürgerrechts  und  für  Eünwohner  die 
Verbannung  aus  der  Stadt.*)  Zu  beidem  war  er  als  Vertreter  der 
Bürgerschaft  und  der  Stadt  berechtigt,  beides  schloss  aber  natürlich 
andere,  leichtere  Strafen,  namentlich^Geldbussen,  nicht  aus ; nur,  dass 
diese  einzutreiben,  dem  Rate  im  Allgemeinen  wenigstens  kein 
anderes  Zwangsmittel  zu  Gebote  stand,  als  die  Drohung  mit  seinen 
schwersten  Strafen.  Auf  die  Weigerung,  sich  einer  Strafe  zu  unter- 
ziehen, war  regelmässig  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  oder 
aus  der  Stadt  gesetzt.  *)  So  ist  es  klar,  wie  ein  ganz  neues  Straf- 
system sich  entwickeln  musste. 


*)  ß.  F.  134  b. 

•)  B.  F.  125  b. 

■)  S.  Qeagler,  StadtreohtssUertümer,  Excur«  VH,  S.  437  ff. 

*)  B.  F.  109 b,a.  1367.  Einer  der  wenigen  Aasnahmerälle  ist  folgender:  Jemand, 
der  vor  einem  fremden  Gericht  einen  Bürger  angeklagt  und  trotz  dem  Befehle  des 
Kates  die  Anklage  nicht  zurückgezogen  hatte,  verlor  der  Strafandrohung  gemäss 
sein  Bürgerrecht  und  sollte  .300  alte  Schilde  zahlen,  wofür  mit  dem  Gericht  sein 
Gnt  gepfändet  wurde.  Doch  erklärt  sich  dies  dadurch,  dass  die  Anklage  vor 
dem  geistlichen  Gericht  zu  Köln,  also  ausserhalb  des  clevisohen  Landes,  vor- 
gebracht  worden  und  also  zugleich  ein  Vergehen  gegen  den  Herzog  war  (Pri- 
vileg de  non  evocando  dem  Grafen  Johann  von  Karl  IV.  verliehen;  (s.  v.  Haeften, 
niederrhein.-westf.  Territorien,  Ztschr.  II,  8.  38),  wie  dieser  auch  dem  säumigen 
Rat  g^enüber  auf  Verfolgung  der  Sache  drang  und  einen  Teil  der  Busse 
erhielt.  (R.  a.  1471,  F.  68a,  78  b;  u.  a.  1472,  F.  90  a,  101a.) 

Ein  anderes  Beispiel  s.  R.  a.  1466,  F.  14a,  wc  der  Rat,  welcher  einige 
Weseler  aus  unbekannten  Gründen  zum  Bau  einer  Strasse  verurteilt,  von  den 
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Die  Entziehung  dee  Bürgerrechts  und  die  Stadtverweisuiig 
waren  jedoch  Subsidiärstrafen  nur  dann,  wenn  die  Busse  in  Gield 
wegen  Armut  nicht  entrichtet  werden  konnte;  in  diesem  Falle  wurden 
beide  Strafen  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  verhängt,  nach  deren 
Ablauf  man  ohne  Weiteres  wieder  Bürger  war,  resp.  in  die  Stadt 
einziehen  durfte. ')  Im  anderen  Falle,  wenn  nämlich  die  Zahlung 
der  Strafe  ohne  Not  verweigert  wurde,  trat  die  Entbürgerung  oder 
die  Verweisung  aus  der  Stadt  als  härtere  Strafe  für  den  Ungehor- 
sam ein,  und  dann  regelmässig ')  ohne  eine  zeitliche  Beschränkung. 

Die  direkt  auf  ein  Vergehen  gesetzten  Strafen  begegnen  uns 
nun  in  der  grössten  Mannigfaltigkeit  von  der  kleinsten  Geldstrafe 
bis  zur  ewigen  Ausstossung  aus  dem  Bürgerschaftaverbande. 

ln  der  Höhe  der  Geldstrafen  ist  ein  System  nicht  zu  erkennen ; 
die  höchsten,  ö oder  10  Mark,  stehen  namentlich  auf  solche  Über- 
tretungen, bei  denen  der  Ungehorsam  besonders  geahndet  werden 
musste,  also  namentlich,  wenn  die  Statuten  nur  für  kurze  Zeit 
erlassen  waren,  wie  die  Verbote,  in  gewissen  Städten  oder  mit 
bestimmten  Kaufleuten  zu  handeln,'')  überhaupt  dann,  wenn  ein 
Vergehen  nicht  an  sich  strafbar  war,  sondern  nur  deshalb,  weil  es 
die  Obrigkeit  untersagt  hatte. 

Die  Entziehung  des  Bürgerrechts,  der  bei  Nichtbürgern  die 
Stadtverweisung  entspricht,  wird  mit  Vorliebe  da  angewendet,  wo 
jemand  das  Interesse  der  Gesamtheit  stark  verletzt,  z.  B.,  indem 
er  von  den  ZoUprivileg;ien  keinen  Gebrauch  macht  und  dadurch 
für  die  ZollansprUche  des  Grafen  Präzedenzfälle  schafft,*)  oder 
indem  er  eine  Klage  gegen  die  Stadt  unterstützt,  einen  Städter  vor 
einem  auswärtigen  Gericht  belangt*)  oder  geistlichen  Leuten  erb- 
liches Gut  schenkt  oder  verkauft. 

Die  Strafe  der  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  konnte  noch 
verschärft  werden  durch  eine  hohe  Geldstrafe  *)  oder  dadurch,  dass 


Säumigen  aber  durch  den  Stadtboten  kein  Pfand  hatte  erhalten  können,  vom 
Richter  den  Fronen  haben  will,  um  sie  an  ihrem  Leibe  zu  pfänden.  Doch 
hierbei  ist  es  leicht  möglich,  dass  das  Urteil  nicht  vom  Kate,  sondern  vom 
Stadtgericht  gesprochen  war ; und  dass  die  da  verhängten  Strafen  eine  Aus- 
nahme bildeten,  werden  wir  unten  (8.  88)  sehen. 

>yB.  F.  147  b;  und  F.  104  a,  a.  13&0. 

’)'Eine  Ausnahme  s.  B.  F.  160  a. 

•)  L.  PI.,  S.  63  f.,  a.  1428;  s.  S.  72  u.  8.  96. 

*)  S.  o.  S.  72. 

“)  B.  F.  138  b,  a.  1467. 

•)  B.  F.  I04a,  a.  1860;  F.  146a,  a.  1374;  L.  PI.,  S.  76,  a.  1454. 
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man  die  Wiederaufnahme  für  ewige  Zeiten  verbot.*)  Denn  im 
Allgemeinen  war  es  möglich,  das  entzogene  Bürgerrecht  durch  noch- 
malige Leistung  des  BUrgereides  und  Zahlung  der  Aufnahmegebühr 
wieder  zu  erlangen.*) 

Die  strafrechtlichen  Verordnungen  des  Rates  sind  aber  nicht 
nur  durch  die  Ausbildung  eines  neuen  Strafensystems  wichtig, 
sondern  auch  dadurch,  dass  sie  Handlungen,  welche  sicherlich  auch 
nach  dem  Landrecht  strafbar  waren,  mit  besonderen  Strafen  be- 
drohten. Namentlich  ist  da  zu  erwähnen  ein  Statut,  nach  dem  ein 
Meineidiger  oder  Gotteslästerer  sieben  Mark  Strafe  zahlen  oder  auf 
fünf  Jahre  die  Stadt  verlassen  soll.*) 

Dagegen  ist  nur  ein  Fall  bekannt,  in  dem  der  Rat  durch  eine 
Willkür  das  Strafrecht  des  Schöffengerichts  beeinflusste;  ein  Fricd- 
losgelegter  soll  nur  in  der  Zeit  von  der  Frühmesse  bis  zum  V'^esper- 
läuten  an  den  Pfahl  geschlagen  werden.*) 

Für  eine  direkte  Einwirkung  des  Grafen  auf  das  städtische 
Strafrecht  finden  sich  zwei  Beispiele,  bei  denen  es  sich  aber  nur 
um  die  Auslegung  und  um  die  Modification  eines  der  Stadt  vom 
Grafen  verliehenen  Privilegs  handelt:  Dass  von  der  Marktfreibeit 
alle  Räuber  und  Mörder  ausgenommen  sein  sollten,  wurde,  obwohl 
es  schon  im  Privileg  von  1258'')  festgesetzt  war,  i.  J.  1318*)  noch 
einmal  ausdrücklich  angeordnet;  und  nach  einem  Privileg  von  1430 
war  die  Stadt  mit  ihrem  Herrn  übereingekommen,  dass  auch  die- 
jenigen von  der  Marktfreiheit  keinen  Vorteil  haben  sollten,  welche 
das  auf  dein  Markt  Gekaufte  nicht  vollständig  bezahlt  hätten. 

Das  Gebiet,  auf  dem  das  städtische  Verordnungsrecht  sich  am 
freisten  entwickelte  und  etwas  ganz  Neues  .schuf,  ist  die  Polizei. 
Da  jedoch  hier  die  Gesetzgebung  sich  schwer  von  der  Verwaltung 
trennen  lässt,  bleibt  dieser  Theil  der  Ratswillküren  einem  späteren 
Abschnitte  Vorbehalten. 


')  A.  B.  Zettel  zwischen  K.  37  u.  K.  38;  u.  B.  K.  104 a,,  a.  1350, 
’)  B.  F.  105  b,  a.  1363. 

•)  B.  F.  147b. 

•)  B.  F.  167«,  a.  i;m 
*)  S.  o.  S.  28. 

*)  Original  verloren;  Copie  im  B.  P.  99b. 


Btimhetd,  Vvrfattuogigeuhlrht«  W»>eli. 
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b.  Von  der  Einwlrknng  des  Rates  auf  die  Rechtsprechung. 

Des  Herrn  Gericht  mit  dem  Richter  als  Vorsitzendem  und  den 
zwölf  Schöffen  als  Urteilfindern  war  das  ordentliche  Gericht  der 
Stadt.  Vor  ihm  hatten  alle  Weseler  zu  Recht  zu  stehen,  und  hier 
wurde  sowohl  über  peinliche  Sachen  und  über  Eigen  und  Erbe,  als 
über  Schuld  und  die  geringeren  Criminalfälle  gerichtet.*)  Des  Herrn 
Gericht  war  auch  das  Gericht  für  alle  innerhalb  der  Gerichtsgrenzen 
gelegenen  Grundstücke,  auch  der  im  Besitz  der  Klöster  befind- 
lichen;*) eine  Ausnahme  machen  nur  die  Lehngüter.*) 

Auf  mannigfache  Art  haben  die  mittelalterlichen  Stadträte  sich 
einen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  innerhalb  ihrer  Mauern  er- 
worben.*) Anfänglich  überall  der  Gerichtshoheit  eines  von  ihnen 
unabhängigen  Herrrn  gegenüberstehend,  ist  es  den  einen  gelungen, 
dieselbe,  gewöhnlich  durch  Kauf,  ganz  zu  erwerben  und  so 
des  Rechts  in  ihrer  Stadt  völlig  mächtig  zu  werden,  sahen  sich  die 
andern,  welche  das  öffentliche  Gericht  nicht  an  sich  bringen  konnten, 
vor  allem  darauf  angewiesen,  die  Ansätze  ihrer  eigenen  Recht- 
sprechung weiter  auszubilden.  Zu  diesen  weniger  begünstigten  ge- 
hörte auch  der  Weseler  Magistrat.  In  Wesel  blieb  die  Gerichts- 
hoheit den  Grafen  und  Herzogen  von  Cleve  immer  und  ungeschmälert. 
Doch  leitete  der  Rat  aus  seiner  Vertretung  der  Bürgerschaft  das 
Recht  ab,  darüber  zu  wachen,  dass  alles  in  der  Stadt  zum  Rechten 
geschehe.  Er  fühlte  sich  ebenso,  wie  der  Herr,  zur  Wahrung  des 
Rechts  verpflichtet ; nicht  nur  im  Interesse  des  einzelnen  verklagten 
Bürgers,  sondern  ganz  allgemein,  um  Recht  und  Ordnung  in  der 
Stadt  aufrecht  zu  erhalten,  nahm  er  ein  Aufsichtsrecht  auch 
über  des  Herrn  Gericht  in  Anspruch. 

Am  besten  wird  das  anschaulich  gemacht  durch  das  Geleits- 
recht, welches  dem  Rate  zustand.  Sowohl  der  Richter  von  des 
Herrn  wegen,  als  der  Bürgermeister  von  der  Stadt  wegen,  erteilte 
das  Geleit,  und  wenn  jemand,  dem  der  Bürgermeister  Geleit  zu- 
gesichert, dennoch  vor  Gericht  angesprochen  wurde,  so  musste  auf 
Verlangen  des  Bürgermeisters  die  Anklage  abgestellt  werden.*) 

*)  Beispiele  hierfür  zahlreich  in  den  Stadtrechnungen  und  den  Uats- 
Protokollen. 

*)  Ein  i.  .T.  1529  vom  Herzog  zwischen  der  Stadt  und  dem  Prämonstra- 
tenserkloster  hierüber  gefällter  Schiedsspruch  giebt  der  Stadt  Recht ; die  andern , 
jüngeren  Klöster  standen  wohl  nicht  günstiger.  (B  PI.  S.  162.) 

•)  S.  R.  a.  1467,  F.  H6b. 

S.  Gierke,  Uesch.  des  deutschen  Qenossenschaftsrechtes  II,  S.  736  ff. 

*)  Frensdorfi,  Dortm.  Stat.  Beil.  XV,  Nr.  39. 
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Damit  das  Geleit  desto  grössere  Sicherheit  verbürgte,  kam  man 
überein,  dass  niemand  von  beiden  ohne  den  andern  es  gewähren 
solle;  das  führte  aber  dahin,  dass  Richter  und  Bürgermeister  nach 
persönlicher  Abmachung  jeder  das  Geleit  des  andern  anerkannten; 
und  da  auf  diese  Weise  manchem,  mit  dem  die  Bürger  in  Streit 
lagen,  ein  sicherer  Aufenthalt  in  Wesel  auch  vom  Bürgermeister 
gewährleistet  wurde,  führte  man  i.  J.  14Ö7  die  alte  Gewohnheit 
wieder  ein,  dass  jeder  für  sich  allein  das  Geleit  geben  solle.’) 

Für  den  Erlass  von  Statuten  haben  uns  die  Consequenzen  des 
Interesses,  welches  der  Rat  an  allem  in  der  Stadt  gesprochenen 
Rechte  nehmen  musste,  schon  Vorgelegen ; es  konnte  sich  aber  auch 
in  jedem  einzelnen  Falle  geltend  machen,  wo  rechtliche  Ansprüche 
gegen  einen  Bürger  verfolgt  wurden. 

Dem  Rate  günstig  für  die  Ausübung  eines  Einflusses  auf  des 
Herrn  Gericht  war  vor  allem  der  Umstand,  dass  ein  Teil  seiner 
Mitglieder  zugleich  Schöffen  waren;  diese  konnten  jeden  gericht- 
lichen Vorgang  der  ihnen  nicht  mit  der  Gewohnheit  oder  dem  Rechte 
der  Stadt  übereinzustimmen  schien,  durch  V’erweigcrung  ihrer  Mit- 
wirkung verhindern.^)  Hierbei  ist  zugleich  eines  anderen  Grundes 
Erwähnung  zu  thun,  aus  dem  für  die  Obrigkeit  die  Schöifeneigen- 
schaft  ihrer  Mitglieder  wichtig  war,  da  sich  auch  hierdurch  zu  einer 
Einwirkung  auf  das  städtische  Rechtsleben,  wenn  auch  nicht  grade 
auf  das  Gericht,  Gelegenheit  bot  — der  Qualität  der  Schöffen  als 
Beurkundungspersonen. 

Überall  in  den  Städten  beanspruchte  der  Rat  ein  Aufsichtsrecht 
über  den  städtischen  Grund  und  Boden;  denn  überall  musste  ihm 
daran  gelegen  sein,  möglichst  wenig  Grundstücke  in  den  Besitz  der 
toten  Hand  oder  überhaupt  solcher,  welche  in  Abgaben  und  Diensten 
keine  Bürgerpflicht  erfüllten,  kommen  zu  lassen.'*)  Während  aber 
der  Rat  in  vielen  Städten  die  Beobachtung  seiner  diesbezüglichen 
Statuten  dadurch  sicherte,  dass  er  alle  Auflassungen  vom  Gericht 
an  sich  zog,  war  dies  Mittel  in  Wesel  schon  aus  dem  Grunde  un- 
möglich, weil  hier  zur  Übertragung  von  Immobilien  keine  gericht- 
liche Auflassung  nötig  war.  Wie  das  schon  im  Stadterhebungs- 
privileg ausgesprochen  wurde,*)  so  sehen  w'ir  auch  später  eine 

>)  L.  PI.  S.  82. 

’)  Z.  fi.,  wenn  der  Richter  an  ungewöhnlichen  Tagen  Gericht  halten 
wollte,  folgten  lie  ihm  nicht.  R.  a.  1470,  F.  äS**. 

•)  S.  Höniger  in  Conrads  Jahrbüchern.  N.  F.,  Bd.  8,  S.  572  ff.  Frens- 
dorff,  a.  a ü.,  Einl.  S.  hXXVI. 

*)  S.  o.  S.  18. 

6* 
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Handänderung  von  erblichem  t-iute  ohne  Auflassung  vor  Gericht 
nur  durch  eiue  von  zwei  Schöffen  besiegelte  Urkunde  zu  stände 
kommen.  Und  hier  ist  es  auch,  wo  der  Rat  zur  Wahrung  der 
städtischen  Interessen  eingreift.  In  seiner  Macht  ist  es,  den  Schöffen 
die  Siegelung  einer  Urkunde  zu  erlauben  oder  zu  verbieten.  Es 
ist  klar,  dass  diese  Oompetenz  der  Obrigkeit  vorwiegend  bei  Über- 
tragung von  Erbgut  an  geistliche  Leute  zur  Geltung  kommen  musste; 
in  der  That  liegen  mehrere  Beispiele  dafür  vor,  dass  sie  die  Er- 
laubnis zum  Erwerb  von  Immobilien  den  Klöstern  dadurch  giebt, 
dass  sie  den  Schöffen  die  Siegelung  der  betreffenden  Urkunden  ge- 
stattet *),  und  dass  sie  andererseits,  indem  sie  es  ihnen  verbietet, 
die  Liegenschaften  den  Bürgern  erhält.’) 

Aber  auch  sonst  konnte  die  Obrigkeit  wünschen,  einen  Kauf 
oder  ein  Geschäft  zu  verhindern  oder  möglich  zu  machen.  Wenn 
jemand  Immobilien  veräussern  wollte,  seine  Erben  aber  noeh  un- 
mündig waren,  also  den  nach  deutschem  Recht  notwendigen  Oon- 
sens  nicht  geben  konnten,  war  es  für  den  Rat,  der,  wie  aus  vielen 
Beispielen  ersichtlich , ein  Obervormundschaftsrecht  beanspruchte, 
wichtig,  dass  er  den  Schöffen,  je  nachdem  er  von  der  Kotlage  des 
Verkäufers  überzeugt  war  oder  nicht,  befehlen  oder  verbieten  konnte, 
ihm  den  Verkauf  zu  „vesten“,  d.  h.  ihm  eine  besiegelte  Urkunde 
darüber  auszustellen.’) 

Auf  dieselbe  Art  war  es  dem  Magistrate  möglich,  den  Zinsfuss 
in  der  Stadt  zu  bestimmen.  So  verbot  er  den  Schöffen,  einen  zu 
höherem  Zinsfusse,  als  zu  .5“/,,,  abgeschlossenen  Rentenkauf  zu 
beurkunden.  Hierbei  begegnet  uns  einmal  ein  eigentümlicher  Ver- 
such, das  Verbot  des  Rates  zu  umgehen:  In  dem  Rentenkaufbriefe 

gab  man  eine  höhere  Kaufsumme  an,  als  gezahlt  war,  und  liess  die 
Urkunde  von  den  dadurch  getäuschten  Schöffen  besiegeln;  damit 
der  Schuldner  aber  dadurch  nicht  benachteiligt  wurde,  stellte 
ihm  der  Gläubiger  einen  Brief  aus,  in  dem  er  ihm  den  Wiederkauf 
der  Rente  für  die  wirklich  gezahlte  Summe  gestattete,  zeigte  diesen 
aber  den  Schöffen  nicht,  sondern  siegelte  ihn  mit  seinem  eigenen 
Siegel.  Um  dies  Manöver  unmöglich  zu  machen,  beschlossen  daher 
die  Schöffen,  einen  Rentenkaufbrief  nie  allein,  sondern  mit  dem 
Wiederkaufbriefe  zusammen  zu  besiegeln.’) 


')  K.  a.  1474,  F.  1.37,. 

•)  R.  a,  1474,  F.  128b,  und  a.  1484,  F.  9». 

•)  H.  a.  1470,  F.  46.,  und  a.  1469,  F.  57«. 

*)  K.  a.  1474,  F.  128b.  Allein  durch  diese  Stelle  wird  uns  auch  über  den 
den  Zinsfuss  betrefl'cnden  Ratsbeschluss  Kunde. 
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Ini  einzelnen  zeigt  »ich  der  Einflus»  de»  Magistrats  auf  dag 
SehöfFengericht  zunächst  darin,  dass  der  Richter  häufig  mit  ihm 
über  die  an  Ubelthätern  zu  vollziehenden  Strafen  und  über  die  vor  Ge- 
richt anhängig  gemachten  Klagen  conferiert.  Ein  in  der  Stadt  be- 
gangenes Verbrechen  schien  dem  Rate  zugleich  ihn  und  den  Herrn 
zu  verletzen.  Darum  setzte  er  mit  de»  Richters  Einwilligung  Ver- 
brecher auf  den  Turm^)  und  vereinbarte  auch  wohl  mit  ihm  die 
Höhe  einer  Strafe,  Darum  litt  der  Rat  es  auch  nie,  dass  der 
Richter  ohne  seinen  Consens  einen  Verbrecher  frei  gab.  Dem  wider- 
stand sowohl  ein  Dortmunder  Urteil,*)  als  ein  Passus  aus  dem 
grossen  Privileg  von  1481.  I.  J.  1.514  musste  aber  der  Herzog  bei 
Gelegenheit  eines  Zwistes  mit  der  Stadt  noch  ein  Privileg  darüber 
ausstellen.  Wegen  Strassenraub»  an  einem  Markttage  war  des 
Herzogs  Wildförster  zu  Schermbeck  auf  die  herkömmliche  Art 
dingfest  gemacht  worden,  aber  der  Richter  weigerte  sich,  jedenfalls 
auf  Befehl  des  Herrn,  den  Klägern  ihr  Recht  zu  geben.*)  Gewiss 
mit  Beziehung  auf  diese  V'orgänge  enthält  nun  das  Privileg  von 
1514  (dasselbe,  durch  welche»  die  Schöffenwahl  wieder  geändert 
wurde)  folgende  Stelle,  aus  der  so  deutlich,  wie  kaum  aus  etwa» 
anderem,  das  Bestreben  und  der  .Anspruch  des  Rates,  das  Recht 
in  der  Stadt  zu  wahren,  ersichtlich  ist : 

,,J.  so  sich  unse  lievc  Stadt  van  Wescll  ind  ocre  bürgere  bc- 
claegen,  dat  sy  mercklich  an  oeren  gerichtc  myt  unser  affschryvingen 
ind  up.stellingh  unsers  Richters  to  Wescll  verkort  ind  vercchtert 
werden,  so  is  bekalt,  dat  wy  ind  die  unse  Richtere  aldair  dat  ge- 
richtc nu  voirtan  synen  ordentlichen  ind  geboirlichen  ganck  ind 
uytdracht,  woe  recht  is,  hebben  laten  sullcn  sonder  enyge  saecken 
dair  aff  to  scryven  ader  dat  gerichtc  to  stellen. •* 

Die  prinzipiellen  Gründe,  welche  der  Rat  bei  Geltendmachung 
seine»  Anspruchs  betonte,  treten  sehr  klar  zu  Tage  in  einer  Urkunde 
V.  J.  1592.  Der  Magistrat  v'crlangte  vom  Richter,  einen  Mörder, 
der  vom  Herzog  begnadigt  war,  dentuich  gerichtlich  zu  verfolgen; 
und  als  dieser  da.s  mit  Hinweis  auf  das  Recht  des  Herzog»,  den 
Aufenthalt  in  seinem  Lande  aus  Gnade  auch  Verbrechern  zu  ge- 
statten, ablehnte,  gab  der  Rat  vor  dem  Notar  die  Erklärung  ab, 

')  R.  H.  1472.  F.  97*>,  a.  R.  a.  U7(l,  F.  49*:  „J.  so  die  gene  op  der  stat 
porten  gesatt  ind  gevangen  werden,  bii  den  richter  ind  rado  angetastet  ind  gc- 
satt  werden,  ind  die  een  beten  den  anderen  dar  iiyet  to  en  geet.  off  die  dan  in 
der  vencknisse  wat  Tcrdeden.  gebort  den  richter  ind  der  stat  gelike  to  taten“. 

*)  Frensdorff,  a.  a.  O.,  Beil.  XV,  Nr.  100. 

•)  Urkunden  darüber  im  W.  R.  A. 
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er  werde  den  Übelthäter,  wenn  er  seiner  habhaft  werden  könne, 
nichts  desto  weniger  einsperren  lassen;  denn  „Begnedigung  dess 
Landes  Hess  Ihre  Ersamheitten  (der  Rat)  in  terminis  suis  bewenden ; 
dass  aber  Doethschlegere  unnd  andere  Missethedtere  dermassen  sollen 
begnadet  kunnen  werden,  dass  sie  auch  in  dieser  Stadt  vor  Recht 
peinlicher  Rechtsferthigung  freiheitt  hedtenn,  dessenn  thedten  Ihre 
Ersamheitten  khein  gestandt,  were  auch  den  Rechten  zuwidder,  unnd 
wannehr  cs  darzu  khoinmen  soll,  wurde  diese  Stadt  ein  Asyluin 
unnd  Rcceptaculum  omniuni  nefariorum  hominum  w'erdcn“. 

Die  Aufsicht  über  das  Gerichtswesen  bildete  sich  zu  einer 
kräftigen  Mitwirkung  bei  der  Wahrung  des  Rechts  am  meisten  aus, 
wo  cs  sich  um  Verletzungen  des  Stadtfriedens  handelte.  Zwar  hatte 
der  Rat  keine  Gerichtsbarkeit  hierüber,  aber  er  machte  sein  Inter- 
esse an  der  öffentlichen  Sicherheit  dadurch  geltend,  dass  er  dein 
Richter  Störer  derselben  zur  Bestrafung  überwies*)  oder  auch  wohl 
den  Thatbestand  selbst  untersuchte.®)  Wie  schon  das  Privileg  von 
1241  das  Interesse  der  Stadt  an  der  Aufrechterhaltung  von  Ruhe 
und  Ordnung  dadurch  anerkannte,  dass  es  ihr  einen  Teil  der  für 
Vergehen  gegen  den  Stadtfrieden  erhobenen  Strafgelder  anwies,  so 
begegnet  uns  auch  in  den  Stadtrechnungen  unter  den  Einnahmen 
sehr  häufig  eine  mit  jenem  Anteil  sich  allerdings  nicht  deckende 
Summe  „van  slachtinghe“,  und  so  sollten  auch  nach  jenem  Privileg 
von  1514  zwei  Fünftel  der  Strafen,  die  auf  das  Ziehen  des  Messers, 
auf  Verwundungen  und  auf  Blau  und  Blut  gesetzt  waren,  der  Stadt 
zu  Gute  kommen.  Wie  entschieden  die  Obrigkeit  das  Recht  zur 
Schirmung  des  Stadtfriedens  beanspruchte,  zeigt  auch  ein  Plebiscit 
V.  J.  1449,  nach  dem  alle,  welche  mit  verbotenen  Waffen  jemanden 
vorsätzlich  angegriffen,  nicht  nur  vom  Herrn  allein,  sondern  auch 
vom  Rate  in  Verbindung  mit  dem  Herrn  zur  Verantwortung  ge- 
zogen werden  konnten.®) 

Einen  grossen  Einfluss  auf  die  Rechtsprechung  im  Schöffen- 
gericht übte  der  Rat  ferner  dadurch  aus,  dass  er  den  Einwohnern 
die  Vornahme  gerichtlicher  Handlungen  erlaubte  oder  verbot. 

Mehrere  Beispiele  kommen  dafür  vor,  dass  der  Rat  einem 
Bürger  vor  Gericht  zu  klagen  untersagte  oder  eine  schon  erhobene 
Klage  zurückzunchmen  befahl.  So  verweigerte  er  einem  Einwohner 


>)  R.  a.  1471,  F.  67». 

«)  R.  s.  1470,  F.  iO. 

’)  B.  F.  126».  Über  die  Bcstratung  der  „vorssto“  durch  den  Rat  s.  Frene- 
dorff,  Stadt-  und  Gerichtsverf.  Lnbeclu,  S.  147  ff. 
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die  Erlaubnis,  an  Stelle  eines  Ritters,  der  in  Wesel  nicht  zu  Recht 
stehen  wollte,  dessen  in  der  Stadt  wohnende  Hausleute  gerichtlich 
zu  belangen,  natürlich  aus  Furcht  mit  dem  Ritter  in  Händel  zu  ge- 
raten.*) Ein  anderer  hatte  nach  dem  Tode  eines  Städters  Ansprüche 
auf  dessen  nachgelassenes  Gut  erhoben.  Da  aber  dem  Verstorbenen 
„ein  kleyn  jungh  onmondich  kint  nagebleven  is  ind  den  Künde  siin 
guet  so  ail  to  wynnen  zweerlic  is  to  te  laten“,  so  wurde  dem 
Gläubiger  befohlen,  er  solle  Zeugen  und  Kunde  dafür  bringen,  dass 
es  wahrhaftige  Schuld  sei.*)  Hierher  gehören  auch  die  Gebote, 
eine  Sache  nicht  gleich  vor  Gericht,  sondern  erst  vor  den  Rat  zu 
bringen,  welche  zusammen  mit  der  eigenen  richterlichen  Thätigkcit 
dieser  Behörde  besprochen  werden  sollen. 

Wurde  die  Einwirkung  des  Rates  auf  das  Schöffengericht  durch 
die  Gerichtshoheit  des  Herrn  bedeutend  eingeengt,  so  konnte  er 
ohne  diese  Schranke  seinen  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  geltend 
machen  durch  die  Rechtsprechung  des  Stadtgerichts,  des  Burgerichts, 
des  Bürgermeisters  und  durch  seine  eigene  richterliche  Thätigkeit. 

Das  Burgericht  musste  schon  oben*)  besprochen  werden,  um 
den  Ursprung  des  Amtes  der  burmagistri  deutlich  zu  machen.  Hier 
ist  also  zunächst  das  Stadtgericht*)  zu  behandeln.  Über  dasselbe 
sind  die  Nachrichten  etwas  weniger  spärlich,  als  über  das  Bur- 
gericht: Es  hat  seinen  Ursprung  in  der  Rechtsprechung  über  Schelt- 
worte, Mass  und  Gewicht,  welche  i.  J.  1241  dem  Bürgermeister  be- 
stätigt wurde.  Eine  weitere  Competenz,  die  Jurisdiction  über  „nae 
tymmeringe“  *)  ergab  sich  ebenfalls  aus  dem  alten  Charakter  des 
Bürgermeisters  als  Ortsvorstehers.  Dabei  ist  leicht  zu  ersehen,  dass 
dem,  was  wir  nach  Beispielen  aus  anderen  Städten,  namentlich  Soest 
und  Köln,  uns  unter  einem  Burgericht  denken,  in  Wesel  das  Stadt- 
gericht viel  besser  entspricht,  als  das  Burgcricht  — ich  erinnere 
nur  an  die  Rechtsprechung  über  Mass  und  Gewicht. 

Etwas  Näheres  über  das  Stadtgericht  erfahren  wir  aus  einem 
Pergamentcodex,*)  dessen  Inhalt,  wie  auf  der  ersten  Seite  zu  lesen, 
i.  J.  1461  aus  einem  alten  Buche  abgeschrieben  ist,  und  in  dem  sich 
auch  ein  Teil  einer  Ordnung  für  das  Stadtgericht  befindet.  Das 

>)  R.  a 1467,  F.  38.. 

>)  R.  a 1467,  F.  23.. 

»)  8.  o.  8.  10  ff. 

*)  Die  Bezeichnung  „der  Stadt  Gericht“  ist  durch  den  Gegensatz  zu  des 
Herrn  Gericht  zu  erklären. 

»)  L.  PI.  8.  63,  a 1427. 

•)  W.  E.  A..  Caps.  842,  Nr.  11. 
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Wichtigste,  was  aus  dieser  flüchtig  geschriebenen  Aufzeichnung,  die 
sich  nur  mit  der  Klage  wegen  Schcltworte  beschäftigt,  hervorgeht, 
ist  erstens,  dass  vor  das  Stadtgericht  nur  eine  einfache  Beleidigungs- 
klage gehört,  der  Kläger  aber  nicht  eine  Summe  Geldes  nennen 
darf,  um  welche  er  die  Beleidigung  nicht  gelitten  haben  wollte.’) 
Solche,  eine  höhere  Strafe  fordernden  Klagen  mussten  also  jeden- 
falls vor  des  Herrn  Gericht  angebracht  werden.  Ferner  hat  der 
Kläger,  wenn  der  Beklagte  auf  dreimalige  Forderung  nicht  er- 
schienen, seine  Klage  damit  nicht  gewonnen,  sondern  der  Bürger- 
meister muss  dann  den  Beklagten  vor  des  Herrn  Gericht  ansprechen, 
weil  er  der  Stadt  Gericht  verschmäht  hat,  und  ihn  so  zwingen,  zur 
Antwort  zu  kommen. 

Da,  wie  wir  sehen,  das  Stadtgericht  durchaus  ein  integrieren- 
der Bestandteil  der  Wesclcr  Gerichtsverfassung  und  als  solcher  vom 
Gerichtsherrn  anerkannt  ist,  konnte  es  sicher  ebenso,  wie  zur  Vor- 
ladung des  Angeklagten,  auch  zur  Pfändung  des  Verurteilten  sieh 
der  stadtherrlichen  Zwangsgewalt  bedienen,  d.  h.  den  Boten  des 
Richters  beanspruchen,  um,  falls  die  Pfändung  mit  dem  Stadtboten 
erfolglos  gewesen,  den  Schuldigen  an  seinem  Leibe  zu  pfänden.*) 

Für  die  Besetzung  des  (ierichts  folgt  leider  aus  dieser  Quelle 
ebensowenig,  wie  aus  unserm  andern  Material.  Auch  für  das  Bur- 
gericht findet  sich  hierüber  nirgends  eine  Kachricht.  Wahrschein- 
lich ist  aber,  dass  in  beiden  die  Urteilfinder  Ratsmänncr  waren. 

Ausserhalb  des  Stadtgerichts  hatte  der  Bürgermeister  eine  .Turis- 
diktion  über  Vernachlässigung  der  Bürgerpflichten  und  Übertretung 
städtischer  Verordnungen.  Natürlich  wurden  solche  Vergehen,  auf 
welche  die  Ausstossung  aus  der  Bürgerschaft  stand,  regelmässig 
vom  ganzen  Rate,  oft  sogar  mit  Zuziehung  der  Gemeinde  gerichtet, 
alle  anderen  dagegen  verfolgte  man  so,*)  dass  sofort  der  Bürger- 
meister, die  Burincister,  oder  wer  sonst  die  Beobachtung  der  frag- 
lichen Bestimmung  zu  bewachen  hatte,  durch  den  Stadtboten  ein 
Pfand  nehmen  und  dieses  eine  bestimmte  Zeit  lang  auf  dem  Rat- 
hausc  verwahren  Hess.  Falls  innerhalb  dieser  Zeit  der  Gepfändete 
keine  genügende  Entschuldigung  vorgebracht  hatte,  wurde  das  Pfand 
verkauft  und  der  Erlös  nach  den  darüber  bestehenden  Vorschriften 
— meistens  zum  Besten  der  Stadt,  oft  auch  teilweise  für  Bürger- 
meister und  Burmeister  — verwandt. 


’)  S.  FrcusdurlT,  I)ortm.  Stat.  S.  27:i. 

>)  S.  0.  S.  79,  Anm.  4. 

»)  L.  ri.  S.  8,  a.  1407;  B.  F.  118*,  a.  1400;  K.  a.  1466,  F.  1*. 
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Aber  noch  weiter  erstreckte  sich  die  jurisdiktionelle  Thätigkeit 
des  Bürgermeisters.  Oft  wurden  vor  ihn,  als  den  Vertreter  des 
Rats,  Klagen  gebracht,  die  er,  falls  man  seinem  Urteile  nicht  ge- 
horchte, tiem  Collegium  verlegte.  Ausserdem  hatte  er  in  gewissen 
Sachen  regelmässig  die  Entscheidung  allein  in  der  Hand.  Wenn 
Fremde  mit  ihren  Schuldklagen  gegen  Weseler  Bürger  nicht  zum 
Rat,  sondern  zu  ihm  gingen,  sprach  er  jedesmal  selbst  Recht.*) 
Natürlich  war  er  hier  eigentlich  nur  Schiedsrichter  — der  Kläger 
konnte  ebensowohl  sich  an  den  Rat  oder  an  des  Herrn  Gericht 
wenden  — ; indess  scheint  die  Zustimmung  des  Beklagten,  die  doch 
zu  einem  gewöhnlichen  Schiedsgericht  gehört,  hier  nicht  erforder- 
lich gewesen  zu  sein.  Das  wird  durch  folgende  Gründe  sehr  wahr- 
scheinlich gemacht; 

Auch  der  Rat  richtete  über  Schuldklagen  zwischen  Fremden 
und  Einheimischen,  und  seinem  Gerichte  durfte  sich  kein  Weseler 
entziehen,  was  daraus  hervorgeht,  dass  der  Magistrat  einmal  eine 
von  einem  Fremden  vor  ihm  angebrachte  Klage  deshalb  zurück- 
weist, weil  sie  erbliches  Gut  betreffe;*)  denn  diese  Klage  kann  nicht 
eine  Bitte  beider  Parteien  um  einen  Schiedsspruch  gewesen  sein; 
den  würde  er,  wie  viele  Beispiele  zeigen,  nicht  verweigert  haben. 
Ein  direkteres  Zeugnis  besitzen  wir  in  einem  vor  dem  Rat  gewiese- 
nen Weistum*)  des  Inhalts,  dass,  wenn  ein  fremder  Mann  einen 
Bürger  oder  Eingesessenen  uni  bekannte  Schuld  pfänden  soll,  der 
Stadtbotc  ihm  aber  kein  Pfand  (wegen  der  Armut  des  Schuldners) 
anweisen  kann,  der  Richter  ihm  ohne  weitere  gerichtliche  Ver- 
handlung seinen  Boten  geben  muss,  um  den  Schuldner  an  seinem 
Leibe  zu  pfänden.  Denn  die  Bestimmung,  dass  dem  Gläubiger  der 
Stadtbote  das  Pfand  anweisen  soll,  zeigt  deutlich,  dass  nach  der 
V'oraussetzung  des  Urteilfinders  die  Schuld  vor  einer  städtischen 
Behörde  bekannt  ist,  welche,  wie  aus  der  Stelle  ersichtlich,  ebenso 
wie  das  Gericht  im  stände  ist,  einem  Auswärtigen  gegen  einen 
Weseler  Recht  zu  verschaffen.  Da  nun  aber  der  Bürgermeister  stets 
als  Vertreter  des  Rats  handelte,  so  dürfen  wir  schon  aus  diesem 
Grande  gewiss  annehmen,  dass  auch  sein  Schiedsgericht  in  dem 
besprochenen  Falle  von  dem  Beklagten  nicht  abgelehnt  werden 
konnte. 

Ein  Beispiel  dafür  haben  wir  an  einer  Stelle  der  Kämmerei- 


')  Über  die  „Gastgorichtc''  s.  Usenbrüggen,  Rechtsgeschiohtlioho  Stadien. 
S.  19  ff. 

•)  K a.  1470,  ü,  54  h. 

•)  R.  a.  1467,  F.  Äl». 
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rechnungen,  wo  jemand  mit  der  Lieferung  von  2(XK)  Steinen  be- 
straft wurde  „quod  noluit  venire  ad  magistrum  civium  ad  faciendum 
jus  alineo“;*)  ja,  einmal  wird  sogar  ein  Bürger,  der  sich  wegen  der 
Schuldklage  eines  Fremden  vor  dem  Bürgermeister  zu  Recht  zu 
stehen  weigerte,  cntbürgert  mit  der  Motivierung  „want  ghi  gheswa- 
ren  hebbet  ten  hilgen  onser  stad  recht  to  halden,  end  ghi  des  nyet 
ghehalden  en  hebbet  end  hebbet  weygheringhe  ghedaen  recht  to 
doeno  vor  den  borgermeyster,  als  onser  stad  recht  is“.  *) 

Der  Grund,  aus  welchem  grade  in  Streitigkeiten  zwischen 
Fremden  und  Einheimischen")  das  Schiedsgericht  des  Rates  und 
des  Bürgermeisters  sich  zu  einem  Gericht  mit  Zwangsgewalt  aus- 
bildete,*) ist  ohne  Zweifel  der,  dass  es  der  Stadt  im  Interesse  des 
Friedens  und  der  Sicherheit  ihrer  Bürger  darum  zu  thun  sein 
musste,  Streitigkeiten  mit  Fremden  möglichst  schnell  abgewickelt 
und  deshalb  nicht  an  das  Schöfiengericht  mit  seinem  langwierigen 
Prozessgang  kommen  zu  sehen.") 

Die  drei  besprochenen  Gerichte,  das  Stadtgericht,  das  Bur- 
gericht und  des  Bürgermeisters  Gericht,  waren  nun  durchaus  in  der 
Hand  des  Ratc.s.  Für  das  Gericht  des  Bürgermeisters  wird  es  nach 
dem  Gesagten  des  Beweises  nicht  mehr  bedürfen;  für  die  beiden 
anderen  Gerichte  folgt  es  daraus,  dass  die  Richter  in  beiden,  der 
Bürgermeister  und  die  Burmeister,  ihre  Gewalt  nur  als  eine  vom 
Rate  verliehene  haben,  und  dass  die  Strafgelder  in  die  Stadtkasse 
fliessen.  Eine  Folge  dayon  w^ir,  dass  der  Rat  den  Vorsitz  darin 
nach  Belieben  anderen  verleihen,  und  dass  er  Bestimmungen  über 
die  zu  verhängenden  Strafen  treffen  konnte.  So  sehen  wir  dem 
Burgericht  gleich  bei  seiner  ersten  Erwähnung  den  Bürgermeister 
und  die  Burmeistcr  präsidieren,  und  so  heisst  es  auch  vom  Stadt- 
gericht in  jener  Gerichtsordnung:  „Der  Bürgermeister  oder  wer  es 
sonst  von  der  Stadt  wegen  hegt.“  So  wird  auch  einmal  vom  Rate 
die  Strafe  auf  Feldschaden  erhöht,")  und  auf  Nichterfüllung  des 


')  St.  a.  1398.  (Kocepta  vau  broken.) 

»)  A.  B.  K.  38». 

’)  Denn  dafür,  dass  für  die  Kechtaprechung  des  Rates  zwischen  £inhei> 
mischen  auch  über  Geldschuld  die  Binwilligung  beider  Parteien  erforderlich 
war,  geben  die  Quellen  mehr  als  ein  Zeugnis  an  die  Hand.  S.  z.  B.  B.  a.  1466 
F.  7 b u.  a.  1470,  F.  47«. 

«)  S.  u.  S.  91. 

")  S.  Freiburger  Stadtrecht. 

•)  S.  L.  PI.  8.  62. 
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vor  dem  Stadtgericht  gegebenen  Versprechens,  „eine  Unschuld  zu 
thun“,  als  Strafe  der  Stadt  Dortmund  höchste  Kur,')  nämlich  zehn 
Mark  und  ein  Fuder  Wein,  festgesetzt. 

Wir  kommen  jetzt  zur  Jurisdiktion  des  Rates  selbst.  Zunächst 
ist  hier  zu  betonen,  dass  er  sich  seine  Gerichtsbarkeit  erst  im  Laufe 
der  Zeit  erworben  hat  und  also  nicht  in  derselben  Lage  war,  wie 
der  Rat  in  anderen  Städten,  dem  eine  gewisse  niedere  Jurisdiktion, 
namentlich  über  Mass  und  Gewicht  und  über  Blau  und  Blut  häufig 
von  früher  Zeit  an  zustand.  Er  fand  vielmehr  diese  niedere  Ge- 
richtsbarkeit im  Anfänge  seiner  Thätigkeit  bereits  in  festen  Händen, 
und  da  er  nicht  aus  einem  schon  früher  bestehenden  Collegium 
hervorgegangen  war,  sondern  von  den  Schöffen  ex  ovo  geschaffen 
wurde,  konnte  er  auch  aus  keiner  früheren  Stellung,  wie  andere 
Stadträte,  irgend  ein  Recht  der  Jurisdiktion  initbringen.  Sein 
Streben,  trotzdem  Einfluss  auf  das  Gerichtswesen  der  Stadt  zu  ge- 
winnen, haben  wir  in  einigen  seiner  Äusserungen  bereits  verfolgt, 
aber  wohl  nirgends  zeigt  es  sich  zugleich  deutlicher  und  ist  von 
grösserem  Erfolge  gekrönt,  als  in  der  Ausbildung  einer  eigenen 
Rechtsprechung. 

Zunächst  ist  hier  genau  zu  scheiden  zwischen  den  Sachen,  für 
welche  der  Magistrat  eine  ordentliche  Gerichtsbehörde  wurde,  und 
denen,  über  welche  er  nur  als  Schiedsgericht  urteilte.  Für  beide 
Fälle  ist  aber  das,  was  schon  früher  bemerkt  werden  musste,*)  im 
Auge  zu  behalten : Der  Rat  konnte,  wenn  er  in  seiner  Sorge  für 
das  Wohl  der  Stadt  den  Zusammenhang  der  städtischen  Gerichts- 
verfassung durchbrechen  und  den  Bürgern  selbst  Recht  sprechen 
wollte,  sie  nicht  durch  das  Schöffengericht  zwingen,  vor  ihm  zu 
Recht  zu  stehen.  Anders  war  es  ja  beim  Stadtgericht,  da  es  durch 
seine  Rechtsprechung  über  Vergehen,  für  die  es  kein  anderes  Ge- 
richt gab,  des  Herrn  Gericht  ergänzte,  und  darum  ohne  es  die 
Weseler  Gerichtsverfassung  gar  nicht  zu  denken  war. 

Zu  den  Vergehen,  über  welche  die  Obrigkeit  mit  Zwangsgewalt 
richtete,  gehören  alle  Übertretungen  städtischer  Willküren  und  Be- 
schlüsse. Dieser  Teil  seiner  Gerichtsbarkeit  richtet  sich  also  nach 
dem  Umfange  seines  Verordnungsrechts,  sodass  auf  dessen  Dar- 
stellung zu  verweisen  ist,  auch,  was  das  hier  angewandte  Straf- 
system  anlangt.  Ferner  seine  Rechtsprechung  in  Geldstreitigkeiten 
zwischen  Fremden  und  Einheimischen,  welche  von  der  ihr  parallel 


')  S.  R.  a.  1467,  F.  26>,  Frenidorff,  Dortm.  SUt.  UI,  66. 
•)  S.  o.  8.  79. 
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laufenden  den  Bürgermeisters  nicht  zu  trennen  war;  hier  ist  nur 
noch  zu  bemerken,  dass  zu  den  Schuldklagcn,  über  welche  der 
Rat  riehtete,  auch  die  Klagen  einer  fremden  Herrschaft  um  Gerade, 
Herwede  und  Curmede  gehörten;  denn  auch  da  scheint,  gewiss  aus 
demselben  Grunde,  wie  bei  den  gewöhnlichen  Schuldklagen,  die 
Einwilligung  des  Beklagten  in  den  Schiedsspruch  des  Rates  nicht 
erforderlich  gewesen  zu  sein. 

Eine  nicht  unwichtige  Competenz  hat  sich  ferner  das  Rats- 
gericht in  der  Rechtsprechung  über  Zinse  und  Renten  zu  erwerben 
gewusst.  Wir  sahen  schon,')  dass  die  vom  Stadtbuten  genommenen 
Pfänder  nicht,  wie  die  anderen,  vor  Gericht  verfolgt  zu  werden 
brauchten,  sondern  „mit  einer  Hand  gepfändet  und  mit  der  andern 
Hand  verkauft“  werden  durften.  Der  Rat  hielt  sich  nun  für  be- 
rechtigt, zur  Pfändung  seinen  Boten  zu  leihen,  wenn  er  wollte; 
und  so  entstand  die  Gewohnheit,  wegen  verweigerter  Zinse  und 
Renten  vor  ihm  zu  klagen ; gab  er  dann  dem  Kläger  Recht,  so  lieh 
er  ihm  den  Boten  zur  Auspfändung  des  Zinses,  und  der  Gepfändete 
konnte  sich,  da  die  Pfänder  sofort  verkauft  werden  durften,  an  des 
Herrn  Gericht  nicht  mehr  wenden.*) 

Im  Zusammenhang  mit  seiner  Einwirkung  auf  das  Gerichts- 
wesen muss  auch  die  schiedsrichterliche  ThUtigkeit  des  Rates  be- 
handelt werden,  weil  diese  so  ausgedehnt  war,  dass  sie  wirklich  auf 
die  rechtlichen  Verhältnisse  der  Stadt  den  bedeutsamsten  Einfluss 
ausübte,  und  weil  sie  sich  in  einigen  Punkten  sogar  zu  einer  eigent- 
lichen Rechtsprechung  entwickelt  hat.*) 

Zunächst  ist  hinzu  weisen  auf  die  Art,  wie  der  Rat  manche 
Vergehen  vor  sein  Forum  zog.  Er  that  dies  nämlich,  indem  er  den 
Schuldigen  nicht  sofort  nach  erhobener  Klage  verurteilte,  sondern 
ihn  erst  fcstnehmen  Hess  und  dann  fragte,  ob  er  „dess  bei  ihm 
bleiben“,  d.  h.,  ob  er  sein  Urteil  anerkennen  wolle.  Willigte  er 
ein  und  leistete  den  Schwur  oder  stellte  einen  Bürgen,  so  wurde 
er  entlassen,  und  seine  Strafe  später  festgesetzt.  Falls  er  sich  aber 
weigerte,  so  war  das  Regelmässige,  dass  er  vom  Magistrat  vor  des 
Herrn  Gericht  verklagt  wurde,  jedoch  nicht,  wie  im  entsprechenden 
Falle  beim  Stadtgericht,  wegen  Ungehorsams  gegen  eine  gericht- 


■)  S.  o.  S.  76. 

•)  R.  8.  1467,  F.  31“,  und  a.  1474,  F.  I2K«. 

•)  Kin  interessante»  Beispiel  für  die  Entwicklung  einer  ordentlichen  tte- 
riebtsbarkeit  aus  einer  nur  »cbiedsrichterlichen  ist  die  tTCschichtc  der  Kats- 
jurisdiktion in  Bremen;  ».  Donandt.  Gesch.  des  Brem.  Stadtrechts. 
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liehe  Vorladung,  sondern  wegen  des  Vergehens  selber;*)  seltener 
trat  statt  dessen  die  Strafe  der  Entbürgerung  ein.*)  Wir  haben  es 
also  hier  nur  mit  einem  Schiedsgericht  zu  thun,  einem  Schiedsge- 
richt zwischen  der  Stadt  und  dem  Übelthäter.  Bei  allen  Vergehen, 
über  welche  der  Rat  dergestalt  urteilte,  wurde  die  Stadt  selbst  als 
verletzt  betrachtet.  Darum  finden  wir  dieses  Schiedsgericht  be- 
sonders häufig  bei  Beleidigung  der  Obrigkeit  und  Ungehorsam 
gegen  ihre  Befehle,  aber  auch  bei  Störung  des  Stadtfriedens.  Denn 
obwohl  über  Blau  und  Blut  ja  von  dem  Schöffengericht  Recht  ge- 
sprochen wurde,  hielt  der  Rat  doch  die  Aufrechterhaltung  des  Stadt- 
friedens für  seine  Aufgabe.  Die  Erfüllung  dieser  Pflicht  wurde 
nicht  wenig  dadurch  erschwert,  dass  nach  älterem  deutschem  Recht 
ohne  Klage  des  Verletzten  keine  gerichtliche  Verfolgung  eintreten 
konnte,  die  streitenden  Parteien  aber  häufig  lieber  zur  Privatrache 
ihre  Zuflucht  nahmen.  Mitten  in  die  Aufregung  und  Besorgnis 
hinein,  mit  welcher  daher  Jede  Gewaltthat  in  der  Stadt  die  Bürger 
erfüllen  musste,  versetzt  uns  folgender  Ratsbeschluss:  „Ind  hebben 
averwegen,  dat  die  twiidracht  vorder  verlopen  ind  meer  lüde  sich 
dar  in  mengende  mochten  werden,  dar  bii  dan  doitslach  ind  ander 
ongeluc  opstaen  mocht.  Sulx  dan  all  in  den  besten  to  verhuden  ind 
versucht  to  werden,  dat  die  gebreken  bii  den  frunden  van  beiden 
ziden  hyn  gelacht  worden,  hebben  sic  tusschen  den  partien  geraemt 
ind  willen  dat  so  gehalden  hebben,  dat  sie  van  beiden  ziden  vorseit 
enen  vreden  halden  sullen  . . .“*)  Wie  schon  aus  dieser  Stelle 
hervorgeht,  suchte  der  Magistrat  solchen  Gefahren  dadurch  zu  be- 
gegnen, dass  er  den  .Streitenden  durch  den  Bürgermeister  befehlen 
liess,  eine  bestimmte  Zeit  lang  Frieden  zu  halten,  damit  der  erste 
Zorn  verrauche,  und  den  beiderseitigen  Freunden  eine  Schlichtung 
des  Zwists  möglich  werde.  Auf  Ungehorsam  gegen  einen  solchen 
Befehl  stand  nach  einem  Plebiscit  v.  J.  l.S.bO  *)  eineStrafe  von  5 Mark. 
War  nach  Ablauf  der  befriedeten  Zeit  keine  Versöhnung  zu  stände 
gekommen,  so  wurde  der  Friede  verlängert,  und  hielt  sich  der  Rat 
nun  für  berechtigt,  sein  Schiedsgericht  den  Parteien  aufzuzwingen.^) 

Nicht  minder  in  das  Rechtslcben  der  Stadt  eingreifend  war  die 
Thätigkeit  des  Magistrats  als  einer  schiedsrichterlichen  Instanz 

•)  R.  a.  146t),  F.  12,. 

•)  B.  F.  109b,  a.  1367. 

•)  R.  a.  1474,  F.  125». 

•)  B.  F.  104,  (gedr.  bei  Wolters), 

*)  z.  B.  R.  a.  1484,  F.  23b,  s.  auvh  Frensdortf,  Liübeck,  S.  144  ff.  (lengler, 
StadtrechtsalterthUmer,  S.  435. 
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zwischen  Privaten.  Überall  in  den  Quellen  zeigt  es  sich,  ein  wie 
wachsames  Äuge  er  auf  alle  Vorgänge  iu  der  Stadt  hatte.  Sobald 
er  von  irgend  einem  Streite  hörte,  der  nach  seiner  Meinung  besser 
vor  ihm  entschieden  wurde,  lud  er  die  Parteien  in  die  Ratskammer 
und  fragte  sie,  ob  sie  ihm  die  Sache  überlassen  wollten ; erklärten 
sie  sich  einverstanden,  so  versprach  er,  zum  Besten  darin  zu  sehen, 
andernfalls  wies  er  sie  an  das  Gericht.  Denn  ein  Zwang,  sein 
Schiedsgericht  anzuerkennen,  existierte  im  Allgemeinen  nicht.’)  Dass 
es  aber  oft  im  Interesse  der  Parteien  selbst  lag,  ihre  Sache  dem 
Rate  anheim  zu  stellen,  beweisen  die  überaus  häufigen  Anrufungen 
seines  schiedsrichterlichen  Urteils,  durch  welche  der  Thätigkeit  des 
Schöffengerichts  bedeutender  Abbruch  gethan  wurde.  — Wie  der 
Rat  bestrebt  war,  die  herr. sehende  Gewohnheit  zum  Rechtsatze  zu 
erheben,  zeigt  der  Beschluss  des  Jahres  1482  „Dat  men  bürgere 
of  ingeseten  to  Wesele  nyct  an  toe  tasten,  dat  en  sy  irsteu  an  den 
raet  vervolgt,  offt  dair  gheschyden  sali  wesen  myt  belyven  des 
raitz.“  *) 

Wenn  eine  Partei,  trotzdem  sie  in  das  obrigkeitliche  Schieds- 
gericht eingewilligt  hatte,  dem  Urteil  des  Rates  nicht  Folge  leistete, 
so  verfuhr  man  ebenso,  wie  bei  jedem  anderen  Schiedsgericht:  Die 
unbotmässige  Partei  wurde  wegen  Ungehorsams  gegen  den  Schieds- 
spruch als  wegen  eines  Vertragsbruches  vor  Gericht  verklagt,  wobei 
das  Zeugnis  des  Rates  einen  weiteren  gerichtlichen  Urteilsspruch 
in  der  Streitsache  selbst  ausschloss.’)  Nie  dagegen  scheint  der  Rat 
von  sich  aus  die  Befolgung  eines  nur  schiedsrichterlichen  Urteils 
erzwungen  zu  haben. 


c.  Von  der  Yerwaltungsthätigkeit  des  Rates. 

a Die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Die  auswärtigen  Beziehungen  der  Stadt  nahmen  die  Mitglieder 
des  Magistrats  auf  sehr  mannigfache  Weise  in  Anspruch.  Wenn 
der  Graf  von  der  Stadt  eine  Bede  forderte,  oder  wenn  er  die 
Privilegien  verletzte,  wenn  die  Stadt  in  Fehde  mit  fremden  Herren 
oder  Städten  lag,  wenn  Bündnisse  zur  Sicherung  des  Landfriedens 
geschlossen  werden  sollten,  immer  musste  der  Rat  die  Interessen 


')  Eine  Ausnahme  S.  S.  K9. 

»)  h.  PI.,  S.  104. 

8.  z.  B.  K.  a.  1466,  F.  7>.  und  a.  1467,  F.  38s.  FrenidorB',  a a.  O.  Beil 
XV,  Nr.  54. 
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der  Gemeinde  vertreten,  indem  er  Boten  schickte  und  empfing  oder 
einige  seiner  Mitglieder  nach  Cleve  oder  zur  Tagfahrt  entsandte. 

Der  wesentlichste  mit  der  Zugehörigkeit  zur  Bürgerschaft  ver- 
bundene Vorteil  war  der  von  Seiten  der  Stadt  gewährte  Schutz.’) 
Hieraus  ergiebt  sich  eine  Vertretung  auch  der  einzelnen  Bürger 
durch  die  oberste  städtische  Behörde. 

Besonders  merkwürdig  ist  hierbei  das  Verhältniss  der  Erb- 
genossen zu  der  Stadt.  Die  Erbgenossen  bildeten  zwar  den  ältesten 
Teil  des  Patriziats,*)  waren  aber  keineswegs  mit  diesem  indentisch; 
demungeachtet  sehen  wir  den  Rat  sich  überall  ihrer  Interessen 
ebenso  eifrig,  wie  der  städtischen,  annehmen.  Namentlich  Beein- 
trächtigungen ihrer  Gerechtsame  im  Weselcr  Walde  Seitens  des 
Grafen  oder  des  Holzrichters  suchte  er  energisch  abzuwehren.  Auf 
die  Deichangelegenheiten  hatte  die  Stadt  sogar  einen  indirekten 
Einfluss  zu  gewinnen  gewusst,  da  der  Bürgermeister  bei  der  Wahl 
der  Heimrader  seine  Stimme  abzugeben  hatte. 

So  ofl  ein  Bürger  ausserhalb  der  Stadt  Schaden  erlitt,  nahm 
die  Obrigkeit  seine  Sache  in  ihre  Hand.  Sie  verlangte  Ersatz,  übte 
Repressalien  aus,  oder,  falls  ihm  die  Unbill  von  einer  fremden  Stadt 
zugefügt  war,  verbot  sie  den  Kaufleuten  den  dortigen  Markt  zu 
besuchen.')  Häufig  kam  es  vor,  dass  Herren  oder  Städte,  die  eine 
Forderung  an  den  Grafen  hatten,  den  Kauf  leuten  des  Landes  von 
Cleve  bis  zur  Zahlung  der  Summe  Strassen  und  Flüsse  versperrten. 
So  geschah  es  meistens,  dass  die  Kaufleute  durch  Zahlung  des  auf 
ihre  Stadt  fallenden  Schuldanteils  sich  die  Handelsfreiheit  erkaufen 
mussten.  Die  Eintreibung  und  wohl  auch  die  Entrichtung  der 
Summe  besorgte  dann  aber  in  Wesel  fUr  die  Kaufleute  der  Rat, 
gewöhnlich,  indem  er  von  allen,  die  über  die  bisher  gesperrte  Strasse 
zogen,  einen  Zoll  erhob.*)  Dem  entsprechend  warb  er  auch  iu  Ver- 
tretung der  Kaufleute  von  auswärtigen  Herren  Geleit,  dessen  Kosten 
er  natürlich  ebenfalls  von  denen  erhob,  welche  davon  Gebrauch 
machten.*) 

Sehr  eifrig  war  der  Rat  darauf  bedacht,  das  Privileg  „de  non 


•)  S.  o.  S.  57. 

»)  S.  o.  8.  46. 

•)  S.  o.  8.  72. 

*)  W.  R.  A.  Cap«.  341,  Nr.  12. 

*)  8.  L.  PI.  8.  125  a.  1436  (Abachrift  aus  dem  Anfang  de«  16.  Jh.):  Von 
jedem,  der  den  Rhein  bi«  Köln  oder  höher  hinauffährt,  «oll  man  '/4%<  der  den 
Rhein  hinabfährt,  Vi%  Wertes  «einer  Waaren  nehmen,  denen  von  Vernen- 
burg  das  Geleit  zu  bezahlen.  Ähnlich  L.  PI.  8.  134,  a.  1444. 
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evocando“  in  Kraft  zu  erhalten.  Wurde  trotz  desselben  ein  Ein- 
wohner vor  ein  fremdes  Gericht  gezogen,  so  trat  er  darum  für  ihn 
ein,  nicht  nur,  um  ihm  Schutz  zu  gewähren,  sondern  auch,  um  das 
kostbare  städtische  Recht  nicht  allmählich  ausser  Übung  kommen 
zu  lassen.  Waren  es  aber  Einwohner  von  Wesel,  die  ihre  Lands- 
leute vor  einem  auswärtigen  Gericht  belangten,  so  befahl  der  Rat 
bei  .schwerer  Strafe,  gewöhnlich  Verlust  des  Bürgerrechts  und  Zahlung 
einer  hohen  Geldsumme,  die  Anklage  abzustellen.’) 


jj  Die  Verwaltung  der  städtischen  Polizei. 

Die  freie  Bewegung  des  mittelalterlichen  Städters  wurde,  wie 
überall,  so  auch  in  Wesel  am  meisten  gehemmt  durch  die  strenge 
Handhabung  einer  ausgedehnten  Polizeigewalt  Seitens  der  obersten 
städtischen  Behörde.  Den  Inhalt  aller  polizeilichen  Statuten  wieder- 
zugeben, ist  aber  deshalb  überflüssig,  weil  die  wenigsten  gegenüber 
dem  uns  aus  anderen  Städten  Bekannten  etwas  Neues  bringen. 
Der  Rat  unterwarf  seiner  Aufsicht  Mass  und  Gewicht,  den  Verkauf 
von  Lebensmitteln,  die  Zünfte,  die  Wirtshäuser  und  Badestuben, 
sorgte  für  Ordnung  und  Reinlichkeit  auf  den  Strassen,  verbot  allzu 
grossen  Luxus,  beschränkte  das  Würfelspiel,  suchte  der  Feuera- 
gefahr  zu  begegnen  und  die  Verbreitung  von  Epidemieen  zu 
verhüten. 

Von  diesem  allem  ist  von  grösserem  Interesse  zunächst  die 
Zunflpolizei.  Uber  diese  geben  uns  Aufschluss  die  Statuten  des 
Wollenamts  v.  ,1.  1452*)  und  die  Rollen  des  Schneider-  und  des 
Schuhmacheramts  v.  J.  1458.*) 

Für  das  Wollenaint  unterlag  sowohl  die  Beschaffenheit  des 
Tuches,  als  seine  Länge  und  Breite  genauen  Vorschriften,  nament- 
lich solchen,  welche  ein  unreelles  Arbeiten  verhindern  sollten.  Um 
diesen  Statuten  eine  genaue  Befolgung  zu  sichern,  hatte  der  Rat 
sich  i.  .1.  1386  vom  Grafen  von  Cleve  das  Privileg  erwirkt,  alle 
wollenen  Laken  siegeln  zu  dürfen;  und  demgemäss  findet  sich  seit- 
dem immer  in  den  Stadtrechnungen  eine  Einnahme  „van  wullen- 
laken  to  bezeghelen'*  verzeichnet;  die  Geringfügigkeit  derselben 
zeigt,  dass  man  dabei  nicht  den  Vorteil  der  städtischen  Kasse, 
sondern  des  Weseler  Tuchhandels  im  Auge  hatte. 


»)  B.  F.  151b,  a.  1426;  und  R.  a.  1471,  F.  76.. 
•)  B.  F.  128b.  (gedr.  ZUchr.  IX,  S.  77  ff.) 

>)  L.  PI.  S.  86  f.  und  S.  88  f. 
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Die  „vanden  scbroderen“  und  „vaiideii  schomekeren“  betitelten 
Statuten,  welche  weniger  technische  Vorschriften,  dagegen  weil- 
läufigere  Bestimmungen  Uber  die  innere  Zunftverfassung  enthalten, 
schreiben  zunächst  vor,  dass  die  Lehrjungen  und  Knechte  nicht 
betteln  dürften,  sondern  von  ihren  Meistern  ausreichend  ernährt  und 
gekleidet  werden  müssten,  und  verbreiten  sich  dann  des  Ausführ- 
licheren Uber  die  Bedingungen  für  das  Meisterwerdeu.  Während 
diese  beim  Schuhmachcraiut  für  die,  welche  in  Wesel  die  Lehre 
durchgemacht,  nur  in  der  Absolvierung  einer  zweijährigen  Gesellen- 
zeit, für  Auswärtige  ausserdem  nur  in  dem  Krwerb  des  Bürgerrechts 
und  Zahlung  einer  Aufnahmegebühr  bestehen,  Meisterkinder  aber, 
wann  sie  wollen,  Meister  werden  können,  wurde  bei  den  Schneidern 
niemand  Meister  ohne  ein  Meisterstück,  und  liess  man  Frauen  zur  Aus- 
übung des  Gewerbes  überhaupt  nicht  zu,  da  hierdurch  „der  Stads 
dienst  . . . gemynret  ind  dat  ampt  to  Wesel  darbii  vergencklick 
wort.“  Bei  den  Schneidern  war  auch  auf  das  Verderben  des  Tuches 
durch  Verschneiden  eine  Strafe  gesetzt. 

Die  Ausübung  der  Zunftpoiizei  lag  zwar,  wie  überall,  in  den 
Händen  der  Werkmeister;  aber  das  Recht  zur  V’eränderung  der 
Statuten  sowie  der  Anteil  der  Stadt  an  den  Strafgeldern  zeigen 
doch,  dass  dem  Rate  die  Oberaufsicht  zustand.') 

Die  Lebensmittelpolizei  stand  unter  den  Burmeistern,  denen 
die  Stadtboten  beigegeben  waren.  I.  J.  1382  werden  jedoch  auch 
Koermeister  erwähnt,*)  welche  den  Fleischverkauf  beaufsichtigen. 
Der  Umstand,  dass  an  dieser  Stelle  zuerst  auch  ihr  Eid  aufge- 
schrieben ist,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  die  Beamtung  damals 
erst  geschaffen  wurde.  I.  J.  1428  nahm  der  Rat  auch  für  den  Fisch- 
verkauf einen  Koermeister  an,*)  und  demgemäss  haben  nach  dem 
grossen  „van  visschen  veill  to  hebben“  betitelten  Statut  des  Jahres 
1452*)  Koermeister  zu  bestimmen,  wie  viel  Tage  Fische  zum  Verkauf 
ausstehen  dürfen. 

Von  den  feuerpolizeilichen  Verordnungen  ist  am  wichtigsten 
eine  aus  dem  Jahre  1382.*)  Man  hatte  die  Absicht,  allmählich  bei 
allen  Häusern  der  Stadt  das  Baumaterial,  welches  das  Umsichgreifen 
des  Feuers  am  meisten  begünstigte,  zu  beseitigen  Zu  dem  Zwecke 

■)  8.  o.  S.  60. 

•)  B.  V.  157  a. 

>)  L.  PI.,  S.  2b. 

*)  B.  P.  126  b. 

‘)  B.  F.  I-ÖG  a. 

acinSoU,  VerfaHiugiaBschicht«  Wi*i«lt,  ^ 
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wurden  von  der  Gemeinde  zwölf  Männer  erwählt,’)  welche  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Rate  die  bezüglichen  Befehle  an  die  einzelnen  er- 
lassen und  auch  die  gesetzlichen  Vorschriften  zu  ändern  Macht 
haben  sollten.  Wem  nun  aufgetragen  wurde,  sein  Dach  abzubrechen 
und  mit  Steinen  zu  decken  oder  mit  Lehm  zu  bestreichen,  der  musste 
dem  Gebote  binnen  einer  bestimmten  Zeit  nachkommen;  an  einer 
anderen  Stelle*)  erfahren  wir  die  Namen  derjenigen,  an  welche 
von  1400  bis  1415  derartige  Befehle  erlassen  wurden,  und  i.  J.  1416 
beschloss  man  festzustelleii,  wer  nun  noch  nicht  mit  Steinen  ge- 
deckt habe. 

Zur  Unterstützung  des  Rates  in  der  Sorge  fiir  Reinlichkeit  und 
Ordnung  auf  den  Strassen  wurden  seit  1400  in  jedem  Viertel  zwei 
sog.  Viertelsmeister  gewählt,  welche  von  den  durch  sie  erhobenen 
Strafgeldern  die  Hälfte  fUr  sich  behielten.*) 


y Die  Verwaltung  des  Kirchen-Unterrichts-  und 
Stiftung 8 Wesens. 

Auh  dem,  was  früher  über  die  Anfänge  Wesels  gesagt  ist,  er- 
hellt, dass  das  Patronat  über  die  dem  heiligen  Willibrord  geweihte 
Mutterkirche  nicht  der  Stadt  zustand.*)  Diese  Kirche  kam  vielmehr 
von  der  Abtei  Epternach,  der  sie  von  Earl  Martell  geschenkt  war, 
an  die  Grafen  von  Cleve,  und  die  übertrugen  das  Patronat  i.  J.  1277 
dem  Kloster  Oberndorf.*)  Demgemäss  übte  die  Stadt  auf  die  Be- 
stellung des  Plebanus  keinen  Einfluss  aus;  vielmehr  war  zu  Ver- 
änderungen im  Kirchenwesen,  wie  der  Stiftung  eines  neuen  Altars*) 
oder  der  Errichtung  eines  neuen  Klosters’)  in  Wesel,  durch  welche 
die  Rechte  der  Pfarrkirche  beeinträchtigt  zu  werden  drohten,  die 
Zustimmung  des  Probates  von  Cappenberg  „ad  cuius  ordinationem 
ecclesia  sanctimonialium  Wesaliensium  (des  Klosters  Oberndorf)  . . . 


■)  S.  o.  S.  63. 

’)  W.  R.  A.,  Caps.  341,  Nr.  12. 

•)  B.  F.  118a. 

*)  Daher  bezieht  sich  wohl  auf  die  Zeit  nach  der  Reformation  die  Be- 
merkung, die  Ewich  bei  Erwähnung  der  Patronatsverleibung  an  das  Kloster 
macht:  „Attamen  super  jure  illo  Pstronatus  aliquoties  transactum  fuit,  ut  Jam 
illud  apud  Senatum  et  Ecclesiam  Vesaliensem  multis  ab  anuis  pacate  resideat, 
maxime  quia  Ecclesiae  dictae  ministri  ex  solo  aerario  ibi  publico  sustentantur“ . 

‘)  Binterim  u.  Mooren  III,  188. 

•)  B.  F.  107  a. 

’)  Lagerbuch  des  Augustinerklosters,  F.  3 a. 
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dinoscitur  pertinere“  und  des  Priors  und  der  Priorin  des  Klosters 
Oberndorf  erforderlich. 

Doch  hatte  der  Rat  die  Aufsicht  fiber  die  Vermögensverwaltung 
der  VVillibrordikirche.  Wie  sich  dies  schon  darin  ausdrUckt,  dass 
die  kirchlichen  Renten  in  den  städtischen  Büchern  verzeichnet  sind,*) 
so  geht  es  direkt  daraus  hervor,  dass  der  Rat  für  die  Instandhaltung 
der  Kirche  Sorge  trägt.’)  Darum  ist  wohl  auch  die  Annahme  er- 
laubt, dass  die  Kirchmeister,  deren  Aufgabe  ja  eben  die  kirchliche 
Vermögensverwaltung  ist,  vom  Rate  eingesetzt  werden,  und  dass 
die  oft  vom  Rate  für  die  „tymmeringe  der  kerken“  erhobenen 
Brüchen  nicht  nur  der  Matena-,  sondern  auch  der  Mutterkirche  zu 
Gute  kamen.’) 

Bei  jener  nämlich  sind  die  Verhältnisse  einfacher,  weil  über 
sie,  die  aus  dem  St.  Nicolausaltar  hervorgegangen,  laut  der  Stif- 
tungsurkunde’) das  Patronat  der  Stadtobrigkeit  zustand.  Es  wird 
also  nicht  nur  der  Geistliche  vom  Rat  berufen,  sondern  auch  die 
beiden  Kirchmeister  haben  ihr  Amt  von  ihm.’) 

Sehen  wir  so  auf  das  Kirchenwesen  noch  fremde  Gewalten 
EinBuss  ausüben,  so  hatte  der  Rat  dagegen  die  Sorge  für  die  Armen 
und  Kranken  fast  ganz  selbst  übernommen.  Eine  Ausnahme  bildete 
nur  das  Hospital.  I.  J.  1291  von  Heinrich  von  Lonen  gegründet,*) 
wurde  es  i.  J.  1297  von  seinem  Stifter  dem  Johanniterorden  über- 
wiesen.*) Nicht  lange  nachher  machte  jedoch  die  Stadt  Ansprüche 
auf  das  Hospital;  aus  dem  Jahre  1327  existiert  eine  Urkunde,  in 
der  die  Erben  des  Heinrich  von  Lonen  bezeugen,  dass  dieser  dem 
Magistrat  die  Aufsicht  über  seine  Stiftung  anvertraut  habe;’)  der 
daraus  mit  den  Johannitern  entstehende  Streit  wurde  dahin  ver- 
glichen, dass  die  Verwaltung  des  Hospitals  in  den  Händen  dreier 
Personen  sein  solle,  von  denen  die  Stadt,  die  Johannitercommende 
und  die  Erben  des  Gründers  stets  je  einen  zu  ernennen  hatten.  Von 
der  Stadt  wegen  war  Procurator  der  jedesmalige  Bürgermeister.*) 


>)  A.  B.  F.  40  a fif. 

*)  A.  B.  F.  -I3b  iiberDimmt  jemand  i.  J.  1056  die  Instandhaltung  der 
Fenster  und  wird  dafür  von  allen  der  Stadt  2U  leistenden  Diensten  befreit. 

*)  Ansserdem  ernannte  der  Rat  den  einen  Küster,  seit  dem  Privileg  von 
1481  auch  den  andern,  den  bis  dahin  der  Herzog  bestellt  hatte. 

*)  B.  F.  U6a  a.  1347. 

*)  K.  a.  1475,  F.  147b.  ' 

«)  Lao.,  U.  B.  II,  Nr.  914. 

')  Urk.  der  Johannitereomraonde. 

')  B.  F.  113a. 

•)  B.  F.  101b. 
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Allein  vom  Rate  abhängig  waren  dagegen  sämtliche  andere 
Wohlthätigkeitsanstahen,  deren  allmählich  eine  Anzahl  entstanden.') 
So  die  Stiftung  für  die  „Armen  des  heiligen  Geistes“,  das  „Mylaten- 
haus“,  ein  Hospital  für  solche,  die  mit  ansteckender  Krankheit  be- 
haftet waren,  ausserhalb  der  Mauern.  Diese  Stiftungen  wurden 
durch  Vormünder  verwaltet,  welche  der  Rat  anstellte,  und  der  _Rat 
traf  auch  Bestimmungen  über  die  Austeilung  der  Almosen.*)  Ähn- 
lich war  es  wohl  auch  mit  den  Beguinenhäusern;  wenigstens  wurden 
die  Vormünder  des  bedeutendsten  derselben,  des  Convents  der 
Schwestern  auf  der  Matena  oder  des  Mariengartens,  ebenfalls  vom 
Rate  ernannt.*) 

Auf  andere  Weise  traf  die  Stadt  ftir  die  Armen  Fürsorge,  in- 
dem sie  in  teuern  Zeiten  Getreide  einkaufte  und  es  billiger  ver- 
kaufte. Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen  kam  das  seit  Anfang 
des  15.  Jahrhunderts  häufiger  vor. 

Im  Besitz  der  Stadt  war  auch  die  Schule  von  Wesel.*) 
Seit  wann  sie  bestand,  ist  nicht  mehr  zu  ermitteln.  Ein  Rector 
Scolarum  begegnet  zuerst  1342  in  den  Stadtrechnungen.  Da  diese 
uns  aber  aus  früherer  Zeit  nicht  erhalten  sind,  haben  wir  hiermit 
nur  die  untere  Zeitgrenze  für  die  Gründung  gefunden.  Der  Rector 
Scolarum*)  wird  vom  Rate  angestellt,  der  auch  sonst  die  Rechte 
und  Pflichten  eines  Schulcuratoriums  ausübt,  so,  wenn  er  den 
Schülern,  die  des  Abends  nach  9^/4  Uhr  sich  noch  auf  der  Strasse 
sehen  Hessen  oder  ihr  Abendbrod  im  Wirtshause  statt  in  ihrer 
Herberge  verzehrten,  mit  Entfernung  aus  der  Stadt  droht.*) 


6 Die  FlnanzTerwaltung. 

Zu  dem  ältesten  Besitz  der  Stadt  gehörten  vor  allem  die 
Festungswerke.  Seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  zog  die 
Stadt  aus  diesen  durch  Vermietung  der  Türme  und  Thore  auch 
finanziellen  Vorteil.  Ausserdem  galt  die  Stadt  als  Eigentümerin  der 


')  Ein  genaueres  Eingehen  auf  die  EnUtehung  und  Qescbichte  einer  jeden 
von  diesen  Anstalten  würde  hier  zu  weit  führen.  Im  Allgemeinen  verweise 
ich  auf  Oantesweiler  und  für  die  Beguinenhäuser  auf  Heidemanns  Arbeit 
darüber. 

•)  S.  li.  PI.,  8.  66a,  a.  U28;  8.  94,  a.  1456. 

•)  K.,  a,  1467,  F.  23b;  L.  PI.,  8.  84. 

*)  8.  darüber  Kleine,  a.  a.  O. 

')  Über  dessen  Verwendung  im  8tadtdienst  s.  o.  8.  70. 

•)  8.  R.  a.  1471,  F.  72;  a.  1472,  F.  101a. 
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Strassen  und  öffentlichen  Plätze.  Von  ihr  wurden  die  Brunnen 
verpachtet,  und  von  ihr  musste  man  die  Erlaubnis  zu  dem  Hinaus- 
bau eines  Hauses  auf  die  Strasse  kaufen.  Ein  unbeschränktes  Recht 
an  der  Allmende  hatte  dagegen  die  Stadt  nicht;  wo  sie  dieselbe 
demungeachtet  finanziell  verwertete,  that  sie  das  unter  Zustimmung 
der  Berechtigten,  d.  h.  des  Herrn  und  der  Erbgenossen.*) 

Dieses  anfänglich  beschränkte  Vermögen  der  Stadt  vermehrte 
sich  aber  durch  eine  eifrige  Bauthätigkeit.  Schon  i.  J.  1342  hatte 
die  Stadt  eine  Ziegelei  (domus  latenun),  und  die  hier  gewonnenen 
Steine  wurden  nicht  alle  verkauft  und  zur  Befestigung  verwandt,  son- 
dern lieferten  auch  das  Material  für  Häuser,  welche  dann  veräussert 
oder  vermietet  wurden.  Zu  diesen  Immobilien  kommen  dann  noch 
an  beweglichem  Gut  ausser  den  Massen  und  Gewichten  nament- 
lich Waffen,  wie  Wurfmaschinen,  Armbrüste,  später  auch  Donner- 
und  Haken-Büchsen. 

Der  Instandhaltung  und  Bewachung,  resp.  Ausnutzung  des 
ganzen  städtischen  Besitzes  lagen  folgende  Beamten  ob;  Die  Thor- 
hüter, die  Latcrarii,  der  Balistarius  und  der  Zimmermann.  Ihren 
Gehalt  bezogen  sie  z.  Th.  in  Geld,  z.  Th.  in  Kleidern  nnd  Schuhen 
und  waren  nach  ihren  Dienstverträgen  auch  frei  von  den  gewöhnlichen 
Bürgerpflichten,  als  Graben  und  Ausjagen. 

Um  Uber  die  Finanzgescbichtc  einen  Überblick  zu  geben,  müssen 
wir  zunächst  die  für  dieselbe  wichtigste  Quelle,  die  Stadtrechnungen, 
einer  Untersuchung  unterwerfen.  Sie  beginnen,  wie  erwähnt,  mit 
dem  Jahre  1342  und  sind  uns  von  da  an  fast  lückenlos  erhalten. 
Notizen  über  die  Finanzen  der  Stadt  sind,  wie  man  bei  der  Mannig- 
faltigkeit der  Einnahmen  und  Ausgaben  annehmen  muss,  jedenfalls 
schon  früher  gemacht;  dass  jedoch  früher  auch  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  nach  ihrer  Herkunft  oder  Bestimmung  genau  gesondert,  und 
die  Teilsummen  gezogen  wurden,  wie  seit  1342,  ist  unwahrscheinlich; 
denn  dann  hätte  sich  vermutlich  für  die  Rechnungsführung  schon 
eher  die  Form  ausgebildet,  die  wir  seit  1360  finden,  in  welchem 
Jahre  zuerst  nicht  nur  die  Ausgaben,  sondern  auch  die  Einnahmen 
sogleich  in  die  dafür  vorher  angelegten  Rubriken,  nicht  erst  un- 
geordnet, verzeichnet  wurden. 

Die  Verwertung  der  Stadtrechnungen  erfordert  eine  etwas 
complizierte  Berechnung  durch  das  in  ihnen  angewandte  Münzsystem: 


*)  S.  o.  8.  21.  Das  Prämonatratenserklostor  ist  hierbei  nicht  (genannt, 
weil  der  Prior  desselben  zu  den  Erbgenossen  gezählt  wurde.  S.  St.  a.  1412 
F.  32öa. 
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Sowohl  dio  Teil-  als  die  Hauptsummon  sind  das  ganze  Mittelalter 
hindurch  in  der  Weselechen  Mark  (zu  12  Solidi  = 144  Denarii) 
angegeben.  Wenn  man  daher  die  angeführten  Beträge  ihrem  Werthe 
nach  bestimmen  will,  ist  es  zunächst  erforderlich,  sie  auf  die  be- 
kannteren HandelsmUnzen  zu  reduzieren.  Als  solche  kommen  in 
Wesel  vor  von  1342  bis  ins  15.  Jahrhundert  hinein  der  clipeus 
oder  scudatus  antiquus,  vom  Ende  des  14.  Jahrhunderts  an  der 
Rheinische  Gulden.  Zur  Vergleichung  der  Weselcr  Mark  mit  diesen 
Münzen  mögen  folgende  Tabellen’)  dienen: 


Jahr 

1 clipeus  (=  scu- 
datus antiquus) 
= Weseler 
Münze 

Jahr 

1 flor.  rhen.  aiir. 
— Weseler 
Münze 



1342 

6 

sol. 

7 

den 

1391 

15 

sol. 

9 den. 

1346 

7 

n 

— 

1399 

16 

n 

3 

n 

1357 

7 

« 

6 

n 

1404 

16 

V 

6 

n 

1359 

8 

n 

2 

n 

1405 

16 

n 

8 

n 

1363 

9 

n 

4 

n 

1406—16 

17 

n 

— 

1368 

10 

n 

6 

n 

1417 

17 

n 

6 

w 

1369 

12 

n 

— 

1418 

18 

V 

— 

1370 

13 

— 

14 

sol. 

1419—21 

19 

n 

— 

1372 

14 

80l. 

6 

den. 

1422 

20 

« 

— 

1377 

16 

V 

— 

1423 

21 

n 

6 

« 

1380 

16 

« 

— 

1424 

22 

n 

6 

Vf 

1381 

16 

6 

n 

1425 

23 

n 

— 

1383 

l"? 

>» 

— 

„ 

1426 

24 

n 

— 

1.385 

18 

— 

1427 

25 

n 

— 

1386 

18 

6 

*> 

1428—34 

26 

n 

— 

1390 

20 

— 

1435 

26 

n 

8 

n 

1394 

20 

— 

1436 

28 

— 

30  sol. 

1405 

20 

» 

— 

1437 

31 

— 

32 

n 

1406 

22 

— 

1438 

34 

r> 

1410 

24 

— 

1439 

36 

— 

37 

w 

1415 

25 

»> 

6 

1440 

38 

— 

40 

rf 

')  Dii'sc  Hessen  sich  leicht  gas  den  Stadtrechnunijen  ermitteln,  dg  jeder 
in  den  Handelsmönzcii  cingekommene  und  ausgegebene  Betrag  in  Weseler 
Mark  umgerechnet  wurde. 
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'1 

1 

1 flor.  rhen.  aur. 

Jahr 

= Weseler 

1 

Münze 

1 1 

li  1441  ! 

40 

i 1442 

40 

j 1443 

41-42  „ 

1445-52 

42 

ll  1453—58 

43  sol.  9 den 

|!  1459—91 

48  „ - 

1 h 
i i 1 

■ ^ s 

Aus  diesen  Tabellen  ergiebt  sieb  eine  bald  langsamer,  bald 
schneller  fortschreitende  Entwertung  der  Weselschen  Mark.  Wenn 
wir  den  clipeus  von  1336*)  als  gleichwertig  mit  dem  von  1342 
setzen,  so  beträgt  ihr  Wert  an  reinem  Silber  i.  J.  1342  124,8  Gramm, 
während*)  er  1391  auf  27,9,  1426  auf  15,2,  1439  auf  10,4,  1459 
auf  7,8,  1479  auf  5,8,  1490  auf  4,2  Gramm  gesunken  ist. 

Wir  können  also  jetzt  zunächst  zur  Darstellung  der  neuen  Ein- 
nahmen übergehen,  welche  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
die  städtische  Kasse  füllten;  denn  die,  welche  wir  in  der  früheren 
Zeit  kennen  lernten,  reichten  bald  nicht  mehr  aus. 

Die  erste  neue  Einnahmequelle  wurde  der  Stadt  dadurch  er- 
öffnet, dass  man  i.  J.  1316  gemäss  einem  Privileg  mit  Ausnahme 
der  Ohm  und  der  Elle  alle  Masse  den  kölnischen  gleich  machte  und 
die  Einkfinile  „de  exaccreecentii»  menturanim^)  dem  gemeinen  Besten 
zuwies. 

I.  J.  1324  erteilte  dann  Graf  Dietrich  IX.  dem  Magistrat  die 
Erlaubnis,  für  Jede  Mark  des  Wertes  aller  Gegenstände,  die  im 
Kirchspiel  von  Wesel  gekauft  oder  verkauft  würden,  vom  Käufer 
und  Verkäufer,  sofern  diese  ausserhalb  der  Grafschaft  wohnten,  eine 


*)  Dessen  Silberffehalt  s.  Lsmprecht,  a.  s.  U.  II,  S.  4öl. 

’)  Die  folgenden  Zahlen  sind  hereebnut  auf  (rrund  der  Tabelle  über  den 
Uoldgehalt  des  Rhein,  (rl.  bei  Lamprecht,  a.  a.  O.  II,  S.  470.  Die  grosse  Wert- 
emiedrignng  der  Hark  ist  im  Folgenden  nicht  ausser  Acht  zu  lassen. 

’)  In  den  Stadtreebnungen  nicht  mehr  nachsnweisen. 
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Abgabe  von  einem  Denar  und  von  jeder  Fuhre  ßrennholz  'l^  Denar, 
ebenfalls  vom  Käufer  und  Verkäufer,  aber  ohne  die  Beschränkung 
auf  die  auswärts  Wohnenden,  zu  erheben.*)  Als  Grund,  der  ihn 
zur  Verleihung  dieser  Gnade  bewogen  habe,  giebt  der  Graf  die 
Treue  der  Weseler  an,  die  ihm  vor  seinen  übrigen  Unterthanen 
gegen  seine  Feinde  Beistand  geleistet,  auch  ihre  Stadt  befestigt  und 
Kunststrassen  in  ihr  gebaut  hätten,  und  das  alles  mit  wenig  Hülfe 
des  gemeinen  Gutes  durch  private  Beisteuer  der  Bürger.  Wichtig 
war,  dass  das  Recht,  die  Accisc  zu  erheben,  diesmal  für  ewige 
Zeiten  verliehen  wurde,  nicht  wie  früher,  bis  zum  Widerruf  des 
Stadtberrn  oder  nur  auf  einige  Jahre.*) 

Die  Einnahmeposten,  welche  ausser  den  schon  erwähnten  sich 
in  den  ersten  Stadtrechnungen  finden,  sind  die  Gebühren  für  die 
Aufnahme  von  Bürgern  und  die  Zinse  für  die  Verpachtung  des 
städtischen  Fleischhauscs  und  von  Brunnen  und  Fläusern.*) 

Bezüglich  der  Erhebung  der  Einnahmen  ist  zu  unterscheiden, 
ob  sic  verpachtet  waren  oder  auf  Rechnung  der  Stadt  verwaltet 
wurden.  Lezteres  war  der  Fall  beim  Fermmtum,  und  auch  die 
Zinse  aus  Gebäuden,  das  Geld  für  Verleihung  des  Bürgerrechts 
wurden  von  städtischen  Beamten  erhoben.  Verpachtet  war  alles 
andere,  also  die  Kaufs-  und  Verkaufsabgabe  von  auswärtigen  Kauf- 
leutcn,  welche,  sehr  bezeichnend  für  die  Bedeutung  Wesels  als 
VVeinmarkts,  asgisia  vlni  genannt  wird,  das  Weggeld,  das  Salzmass, 
die  Waage,  der  Brennholzzull  und  die  Fischbänke.  Diese  Einnahmen 
wurden  Jährlich  versteigert,  und  die  Pachtsummen  mussten  in  zwei 
Raten,  zu  Ostern  und  am  Tage  des  heiligen  Victor,  bezahlt  werden. 

Ueber  die  Grösse  der  einzelnen  Einnahmen  gebe  ich  folgende 
Uebersicht,  bei  weicher  das  Jahr  1342  der  Stadtrechnungen,  das 
von  Ostern  1342  bis  Ostern  1343  geht,  nur  für  die  nicht  verpachteten 
Einnahmen  zu  Grunde  gelegt  werden  konnte,  da  das  Jahr,  für  das 
Facht  gezahlt  wurde,  immer  ein  halbes  Jahr  später  anfängt.*) 

Die  „rensus  opidi“  weisen  i.  ,1.  1342  die  Summe  von  etwas  über 
20  rar.  auf,  an  denen  das  marellum  mit  2 mr.  beteiligt  ist,  die 


')  Original  verloren;  gedr.  bei  Lac.  U.  B.  lU.  Nr.  202. 

>)  S.  o.  S.  28. 

0 Die  Kosten  der  Aufnahme  sind,  sogar  in  einem  Jahre,  von  sehr 
unregelmässiger  Grösse;  sie  schwanken  swischeu  6 Solidi  und  3 Mark. 

*)  Hier,  wie  in  der  Folge,  werde  ich  da,  wo  ein  Teil  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  nieht  pünktlich  bezahlt  wurde,  diesen  Rest  der  leichteren  Übersieht 
halber  mit  berücksichtigen.  Die  Solidi  und  Dcnarii  sind  als  unwesentlich 
vernachlässigt. 
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Gebühren  für  die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  bei  der  in  diesem 
Jahr  verhältnismässig  sehr  geringen  Anzahl  der  Aufgenommenen 
nur  2 mr.  Die  bedeutendste  Einnahme,  238  mr.,  brachte  der 

Verkauf  der  Gruyt.  Von  den  verpachteten  Gefällen  gab  am  Victors- 
tage 1342  und  Ostern  1343  die  asaisia  vini  ungefähr  62  rar.,  das 
pedagium  (Weggeld)  32  mr.,  die  metuura  16  mr.,  die  libra  15*/,  mr., 
der  ßrennholzzoll  13*/,  mr,  die  Fischbänke  2 mr. 

Die  totalü  summa  receptorum  betrug  1342  525  mr.  Hierzu 
gehört  aber  ein  Posten,  der  noch  nicht  erwähnt  ist,  und  der 
uns  auf  eine  andere  Klasse  von  Einnahmen  fuhrt,  welche  man  im 
Gegensatz  zu  jenen  regelmässig  einlaufenden  als  die  ausserordent- 
lichen bezeichnen  kann.  Es  sind  60  mr.  „de  mutuato“. 

Wir  kommen  hier  auf  die  Frage,  wie  man  unvorhergesehene, 
plötzlich  notwendig  werdende  Ausgaben  bestritt.  Diese  Frage  ist 
um  so  wichtiger,  als  bei  der  Unsicherheit  der  Verhältnisse  der  Rat 
sich  zu  solchen  Ausgaben  sehr  häufig  gezwungen  sehen  konnte. 
Dann  verlangte  der  Stadtherr  ein  Geschenk  oder  kriegerischen 
Beistand,  dann  gerieten  in  einer  Fehde  Bürger  in  Gefangenschaft 
und  waren  auszulösen,  dann  musste  man  Bürgern  die  Schatzung 
ersetzen,  welcher  ihre  auswärtigen  Güter  durch  den  Grafen  unrecht- 
mässiger Weise  unterworfen  worden  waren. 

Man  konnte  sich  die  erforderliche  Summe  auf  mannigfache 
Weise  verschaffen:  Erstens  konnte  man  sie  sich  auf  kurze  Zeit  ohne 
Zinszahlung  borgen ; dann  lieh  man  sie  sich  aber  meist  nicht,  wie 
in  dem  angeführten  Falle,  von  einem  einzelnen,  sondern  von  vielen 
Bürgern.  Wenn  der  Beschluss,  auf  diese  Weise  das  Geld  aufzu- 
bringen, gefasst  war,*)  wobei  wohl  gleich  der  Termin  der  Rück- 
zahlung bestimmt  wurde,  so  gingen  die  Burmeister  in  der  Stadt 
herum  und  erhoben  es  in  kleinen  Beträgen.  Wie  es  scheint,  wurde 
nur  von  den  Wohlhabenden  geliehen,  waren  diese  aber  zur  Zahlung 
der  Summen,  auf  die  sie  „gesetzt“  wurden,  verpflichtet.*)  Nicht 
immer  führte  man  die  so  geborgte  Summe  unter  den  anderen  Ein- 
nahmen an,  sondern  schrieb  sic  manchmal  getrennt  von  diesen  auf. 


')  Hierzu  scheint  die  ZnstimmuDf;  der  Ucraeinde  erforderlich  gewesen 
zu  sein. 

*)  Ich  schlicBsc  dies  alles  aus  den  zu  einigen  Jahren  mitgetoilten  Listen 
derer,  an  die  das  geborgte  (leid  zurückgezahlt  wurde,  ln  diesen  haben  die 
einzelnen  Summen  entweder  alle  dieselbe,  oder  nur  wenige  verschiedene  Grossen, 
und  in  einer  von  ihnen  (St.  a.  1388,  F.  207  a.)  sind  zunächst  die  Reichsteu 
verzeichnet  mit  je  3 Gl.  Beitrag,  denen  die  minder  Wohlhabenden  mit  je  1 Gl. 
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Letzteres  fand  dann  regelmässig  statt,  wenn  eine  bestimmte, 
dem  Grafen  zu  zahlende  Summe  durch  directe  Steuer  der  Bürger 
aufgebracht  wurde.  Leider  sind  uns  die  zweifellos  darüber  geführten 
Listen  nicht  erhalten;  aber  über  die  Art,  wie  man  dabei  verfuhr, 
giebt  uns  ein  Privileg  des  Grafen  Johann  v.  J.  1353  ’)  desto  will- 
kommeneren Aufschluss.  Die  Stadt  beanspruchte  Freiheit  von  dem 
Zoll  bei  Büderich  (Wesel  gegenüber);  der  Graf  meinte,  ihr  dieselbe 
verweigern  zu  können,  und  beide  einigten  sich  über  ein  Schieds- 
gericht. Ferner  lieh  die  Stadt  ihrem  Herrn  950  alte  Schilde;  dafür 
erhielt  sie  die  Freiheit  von  dem  Zoll  bis  zur  Rückzahlung  des 
Geldes,  und  ausserdem  versprach  ihr  der  Graf  die  Wiedererstattung, 
falls  der  Schiedsspruch  zu  ihren  Gunsten  ausfallen  würde.  Das 
Geld  war  nun  von  der  Stadt  um  Handgeld  und  Schaden  aufge- 
nommen worden  und  sollte  ihren  Gläubigern  durch  Beiträge  der 
einzelnen  Bürger  allmählich  zurückgezahlt  werden.  Letzteres  geht 
daraus  hervor,  dass  der  Graf  versprach,  bis  die  Stadt  sich  von  der 
Schuld  gelöst,  der  Obrigkeit  dazu  zu  helfen,  dass  das,  was  sie  um 
des  Zolls  willen  gesetzt  habe,  jeder  in  der  Stadt  halte,  und  dass  er 
ferner  die  Zusage  gab,  keinen  Weseler  zollfrei  fahren  zu  lassen 
ohne  besondere  Zustimmung  des  Bürgermeisters  oder  zweier  Schöffen. 
Der  Magistrat  wollte  also  offenbar,  um  die  Summe  möglichst  rasch 
zurUckzahlen  zu  können,  einen  Druck  auf  die  Bürger  ausüben, 
indem  er  nur  die  von  der  Zollfreiheit  Gebrauch  machen  Hess,  welche 
den  auf  sie  fallenden  Anteil  des  Geldes  entrichtet  hatten.  — Nach 
der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  hört  übrigens  die  Aufbringung  einer 
an  den  , Stadtherrn  zu  zahlenden  Abgabe  durch  eine  besondere  Steuer 
auf,  und  seitdem  sind  auch  diese  grossen  Ausgabeposten  immer  im 
Budget  verrechnet. 

Das  dritte  und  zugleich  das  in  ausgiebigster  Weise  angewandte 
Mittel  endlich,  Ausgaben,  die  man  mit  den  regelmässigen  Ein- 
nahmen nicht  decken  konnte,  zu  bestreiten,  war  der  Verkauf  von 
Renten,  entweder  erblichen  oder  lebenslänglichen.  Schon  1342 
werden  Renten  gezahlt,  aber  immerhin  noch  in  einem  Betrage,  der 
für  die  Totalsumme  der  Ausgaben  von  geringer  Bedeutung  ist. 


folgen  ; bei  freiwilligen  Zahlungen  würden  die  einzelnen  Beträge  eine  grössere 
Xannigfsltigkeit  zeigen,  und  die  Zahlenden  nicht  nach  der  Höhe  ihres  Beitrages 
gesondert  aufgezeichnet  werden.  8.  anch  St.  a.  134.Ö,  F.  52b. : „dum  p otuerant 
penmiam  mutuatam“.  Manchmal  allerdings  wurden  diese  kleinen  unverzinslichen 
Darlehen  auch  freiwillig  gegeben.  S.  St.  a.  I86S,  F.  9Kb. 

')  Original  verloren;  Copie  im  B.  F.  106a. 
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Vom  Ende  der  vierziger  Jahre  an  aber  sah  sich  die  Stadt  sehr 
häufig  gezwungen,  Schulden  aufzunehmen,  und  wenn  auch 
manchmal  zurttckgezahlt  wurde,  und  Jede  Leibrente  ja  mit  der 
Zeit  von  selbst  durch  den  Tod  ihres  Inhabers  wegfiel,  so  nahm  doch 
die  Belastung  des  städtischen  Haushalts  durch  Zins-  und  Renten- 
zahlung in  den  nächsten  Jahrzehnten  fortwährend  zu.  Uber  ihr 
Verhältnis  zu  der  totali»  summa  exposilorum  bis  zum  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  giebt  folgende  Tabelle  eine  Übersicht: ') 


Jahr 

census  et 
redditus 
soluti 

summa 
total  is  ex- 
positorum 

1349 

90  mr. 

1056  mr. 

1353 

131  „ 

1118  „ 

1361 

267  „ 

1202  „ 

1366 

601  „ 

837  „ 

1374 

1034  „ 

3375  „ 

1378 

1030  „ 

2652  „ 

1382 

1486  „ 

2626  „ 

1388 

1834  „ 

3503  „ 

1393 

1596  „ 

3467  „ 

1398 

1490  „ 

4008  „ 

1402 

1048  „ 

3883  „ 

1407 

850  „ 

3906  „ 

1412 

871  „ 

3267  „ 

1416 

1187  „ 

3814  „ 

1422 

1 105  „ 

3449  „ 

1427 

714  „ 

4025  „ 

1434 

333  „ 

2682  „ 

1439 

521  „ 

4278 

1445 

485  „ 

9672  „ 

1449 

1506  „ 

7476  „ 

1453 

1609  „ 

11930  „ 

1458 

1747  „ 

9509  „ 

')  Hierbei  sind  die  im  folgenden  Jahr  bezahlten  restantia  durchgebends 
nicht  mitgerechnet,  da  es  sich  bei  vielen  nicht  leicht  nachweiaen  liess,  zu 
welchen  Ausgabeposten  sie  gehörten.  Doch  ist  zu  bemerken,  dass  vom  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  an  die  Summen,  die  ein  Jahr  zu  spät  bezahlt  werden,  an 
Grösse  bedeutend  zunehmen. 
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Jahr 

census  et 
redditus 
soluti 

summa 
totalis  ex- 
positorum 

1459 

2957  mr. 

17133  mr. 

1462 

1943  „ 

9633  „ 

1467 

1035  „ 

8042  „ 

1474 

1575  „ 

10015  „ 

1477 

1972  „ 

12405  „ 

1481 

3351  „ 

17694  „ 

1486 

2120  „ 

13800  „ 

1491 

5530  „ 

19689  „ 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  ist  zuerst  ein  Steigen  der  Schulden- 
last zu  constatieren,  bis  sie  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  anfängt 
horabzusinken,  um  kurz  vor  der  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts 
einen  sehr  niedrigen  Stand  zu  erreichen  und  von  da  an  bis  zum 
Ende  des  Jahrhunderts  wieder  rasch  anzuwachsen.  Den  Ursachen 
dieser  Schwankungen  im  einzelnen  nachzugehen,  würde  wenig 
Interesse  bieten.  Sind  cs  doch  immer  wieder  dieselben  oben 
charakterisierten  Bedürfnisse,  welche  den  Magistrat  zum  Schulden- 
machen zwangen.  Wichtiger  ist  die  Beantwortung  einiger  anderer 
Fragen,  welche  sich  hier  aufdrängen. 

Der  Zinsfuss  zunächst  beträgt  in  den  ersten  Jahren  der  Stadt- 
rechnungen für  Leibzucht  12 — 13,  für  erbliche  Renten  10®/„,  sinkt 
dann  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  etwas  und  erreicht  um 
die  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  den  Stand  von  10,  resp.  ö®/g, 
auf  dem  er  sich  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  hält.  Merkwürdig 
ist  dabei,  dass  bei  Leibrenten  seine  Höhe  sich  offenbar  nicht  nach 
der  grösseren  oder  geringeren  Lcbensau.ssicht  des  Rentenkäufers 
richtet.  Bei  Contrahierung  von  grösseren  Schulden  hat  die  stärkere 
Nachfrage  im  Allgemeinen  ein  Steigen  des  Zinsfusses  zur  Folge.’) 


*)  Von  einer  Convertierung  von  Kenten  hören  wir  i.  J.  14Ö4.  Der  Rat 
lieh  von  Kenteninhabem,  an  die  besonders  hohe  Prozente  gezahlt  wurden, 
neue  Geldsummen,  zahlte  aber  dafür  gar  keine  oder  nur  wenig  Zinsen. 
Diese  Convertierung  geschah  natürlich  mit  Einwilligung  der  Gläubiger;  ohne 
diese  hätte  mau  jedenfalls  die  Kenten  eingelöst  und  dafür  andere  zu  dem  ge- 
wöhnlichen niedrigeren  Zinsfuss  srieder  verkauft. 
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Die  Renten  wurden  durchaus  nicht  alle  oder  auch  nur  zum 
grösseren  Teile  in  der  Stadt  selbst,  sondern  vorwiegend  an  Aus- 
wärtige, Bürger  und  Kitter,  verkauft.  Zwar  ist  aus  einigen  Stellen 
der  Stadtrechnungen  ersichtlich,  dass  We.seler  auch  von  ausserhalb 
der  Stadt  Renten  bezogen;  aber  es  scheint  doch  Bürgerpflicht  ge- 
wesen zu  sein,  ein  Kapital,  das  man  zinsbar  anlegen  wollte,  erst 
der  Stadt  anzubieten.')  Vielleicht  muss  man  auch  in  dem  schon 
erwähnten  Plebiscit  *)  dass  die  Schoflen  keine  Urkunde  siegeln  sollten, 
in  der  mehr  als  5%  Renten  versprochen  würden,  das  Bestreben 
der  Stadt  sehen,  den  Zinsfuss  nicht  über  die  Prozentzahl,  welche 
sie  für  ihre  Schulden  bezahlte,  hinauskommen  zu  lassen,  damit  ihre 
Bürg^er  nirgend  besser,  als  bei  ihr  selbst,  ihr  Kapital  anlegen 
könnten.  Doch  ist  von  einem  leichtsinnigen  Scbuldenmachen  in 
Wesel  durchaus  nichts  zu  bemerken,  wie  am  besten  der  Umstand 
zeigt,  dass  die  Einnahmen  die  Ausgaben  ziemlich  selten  und  dann 
nur  unbedeutend  übersteigen. 

Dies  sind  die  Einnahmequellen,  welche  schon  in  den  ersten 
Jahren  der  Stadtrechnungen,  die  eine  reichlicher,  die  andere  spär- 
licher, fliessen.  Es  fraget  sich  nun,  welche  Veränderungen  die 
Finanzen  durch  teilweises  Versiegen  der  alten  und  durch  die  Er- 
schliessung neuer  Einnahmequellen  erlitten. 

Den  grössten  Nutzen  zog,  wie  wir  sahen,  die  Stadtkasse  aus 
dem  Fermentum.*)  Es  wurde  von  einem  besoldeten  Beamten,  dem 
FermetUariut,  verwaltet,  welcher  den  Einkauf  des  Krautes  und  den 
Verkauf  an  die  Bürger  zu  besorgen  hatte.  Behufs  des  letzteren 
wurden  Tage  festgesetzt,  an  denen  die  „receptionu“  des  Krautes 
durch  die  BUrg^er  stattfinden  sollten.  An  jedem  dieser  Tage  wurde 
gleichviel  verkauf!,  sodass  mit  der  Zu-  und  Abnahme  des  FermeiUum 
auch  die  Zahl  der  Verkaufstage  stieg  und  sank.  Die  Controlle  bei 
den  receptionu  übten  ein  oder  zwei  Räte  aus. 

Das  Fermentum  behielt  seine  hervorragende  Bedeutung  nur  so 
lange,  bis  die  Verwendung  des  Hopfens  zur  Bierbereitung  aufkam.  Wie 
oben  gezeigt,*)  sträubte  sich  die  Stadt  schon  von  1377  an  geg^en  das 
Eindringen  des  Hopfen-  und  Gerstenbieres,  musste  es  aber  von  1384  an 
dulden.  Dem  entsprechend  steigen  die  Erträge  des  Fermentum,  welche 
immer  bedeutendere  Überschüsse  über  die  Kosten  desselben  ergeben. 


■)  K.  a.  1466,  F.  6 b. 

«)  R.  a.  1474,  F.  128  b.  S.  o.  S.  84. 
•)  8.  o.  8.  30. 

*)  8.  o.  8.  72. 
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bis  zum  Jahre  1380,  in  dem  sie  ihren  höchsten  Stand  mit  1040  mr. 
gegenüber  den  TotaleinkUnften  von  3665  mr.  erreichen.  V'on  da 
an  sinken  sie,  zwar  langsam,  aber  fortwährend,  kommen  1400  auf 
438,  1420  auf  206,  1430  auf  77  mr.,  bis  i.  J.  1431  die  Stadt  diese 
Einnahme  ganz  aufgiebt. 

Je  mehr  die  Bedeutung  des  Fermentwn  für  die  städtischen 
Finanzen  schwand,  um  so  mehr  Vorteil  zog  man  aus  dem  Lebens- 
mittel, welches  das  Gruytbier  verdrängte,  dem  Hopfenbier.  Die 
Bieracciso,  welche  zuerst  i.  J.  1384  vorkommt,  und  deren  Erhebung 
1386  nachträglich  vom  Landesherrn  erlaubt  wurde,  war  eine  zu- 
sammengesetzte Steuer:  Sie  bestand  für  einheimisches  Bier  in  einer 
Schank-  und  einer  Consumptionssteuer,  für  fremdes  Bier  in  einer 
Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  und  einer  Schanksteuer.  Die  erste 
Verordnung  über  die  Bieraccisse')  aus  dem  Jahre  1384  bestimmt, 
dass  von  jeder  zu  verzapfenden  Tonne  Hopfenbier  vor  dem  Verzapf 

2 sol.,  von  jeder  verkauften  Tonne  vom  Käufer  und  Verkäufer  je 
1 sol.  und  von  jeder  im  Hause  consumierten  Tonne  1 sol.  gezahlt 
werden  solle.  Im  folgenden  Jahre  wurde  die  Schanksteuer  auf 

3 sol.,  die  Abgabe  vom  Kauf  und  Verkauf  auf  1’/»  sol.  erhöht, 
letztere  jedoch  mit  der  Ergänzung,  dass,  falls  man  das  gekaufte 
Bier  ausschenken  wolle,  man  die  Tonne  nicht  mit  l'/i>  sondern  mit 
8 sol.  versteuern  müsse.') 

Von  1385  an  bestanden  also  folgende  Steuerbestimmungen: 
Vom  Hopfenbier  erhob  die  Stadt  eine  Schanksteuer  von  3 sol.,  wenn 
es  in  Wesel  gebraut  war,  im  anderen  Falle,  also  wenn  der  Schank- 
wirt es  gekauft  hatte,  von  8 sol.  pro  Tonne,  und  belegte  ausserdem 
die  Tonne  des  Bieres,  das  in  Wesel  verkauft,  aber  nicht  verzapft 
wurde,  mit  einer  vom  Käufer  und  Verkäufer  zu  zahlenden  Accise 
von  3 sol.  Für  das  im  Hause  getrunkene  Bier  zahlte  man  nach 
wie  vor  1 sol.  pro  Tonne.  Im  Widerspruch  gegen  diese  Vor- 
schriften zahlten  jedoch  von  der  verkauften  Tonne  nicht  der  Käufer 
und  der  Verkäufer  1,  resp.  l'/t  ■’ol.,  sondern  kam  immer  nur  der 
einfache  Satz  ein. 

Die  hohe  Abgabe,  die  auf  das  fremde  Bier  gesetzt  wurde,  hatte 
jedenfalls  den  Zweck,  der  einheimischen  Bierbrauerei  den  städti- 
schen Markt  zu  sichern.  Demzufolge  waren  die  Posten  der  Steuer 
vom  „Hamburger  Bier“  (unter  diesem  Namen  wird  alles  fremde 
zusammengefasst)  im  Verhältnis  zur  ganzen  Biersteuer  sehr  gering 


')  B.  F.  158a. 
•)  B.  F.  158a. 
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und  blieben  es  auch,  aU  von  1446  an  statt  8 sol.  8 alte  Buddreger 
(damals  = 18%  sol.)  erhoben  wurden.  Ebenso  wenig  Bedeutung 
im  Vergleich  mit  der  Schanksteuer  von  einheimischen  Bier  hatte 
die  Verkaufssteuer. 

Die  Steuer  blieb  dieselbe  bis  1407 ; da  wurde  die  Schanksteuer 
vom  einheimischen  Bier  abgeschafil  und  statt  ihrer  eine  Brausteuer 
erhoben,  indem  von  jedem  zur  Bierbrauerei  verwandten  Malter 
Hopfen  20  den.  gezahlt  werden  mussten;  die  Verkaufssteuer  aber, 
die  Schanksteuer  vom  fremden  Bier  und  die  Steuer  von  dem  im 
Hause  getrunkenen  blieben  bestehen. 

Die  nächste  RatswillkUr  über  die  Bieraccise  bestimmte  dann, 
dass  vom  Jahre  1436  an  von  14  Malter  Hopfen  1 Rhein.  Gl.,  und 
von  der  Tonne  des  zum  Hausbedarf  gebrauten  Bieres  1 alter  Bras- 
pfennig  (damals  = 2 sol.  2 den.)  erhoben  werden  sollte,  eine  Ver- 
änderung, die  bei  dem  damaligen  Stande  des  Rhein.  Gl.  (=31  sol.) 
eine  nicht  unbedeutende  Erhöhung  darstellt.  Dann  wurde  seit  1474 
anstatt  des  Rhein.  Gl.  Current  ein  goldener  Rhein.  Gl.,  der  damals  unge- 
fähr 22  Stüber,  also  2 Stüber  mehr  als  der  Gulden  Current  galt,  erhoben. 

Diese  Bieraccise  war  von  Anfang  an  und  noch  mehr  im  15. 
Jahrhundert  eine  für  den  städtischen  Haushalt  sehr  wichtige  Steuer. 
Zuerst  brachte  sie  jährlich  ca.  400  mr.,  im  letzten  Jahrzehnt  des 
Jahrhunderts  über  600  mr.,  von 

1400-1409  700,  von 
1410 — 1419  über  900,  von 
1420 — 1435  über  900  mr. 

Da  von  1436  an  die  Steuer  nach  dem  Rhein.  Gl.  berechnet 
wurde,  und  der  Wert  der  Mark  grade  in  dem  folgenden  Zeitraum 
noch  bedeutend  sank,  so  wird  von  jetzt  an  der  Ertrag  zugleich  in 
Mark  und  in  Rhein.  Gl.  angegeben. 

Es  kamen  durchschnittlich  jährlich  ein ; 

1436—1445  1294  mr.  (426  Rhein.  Ql.), 

—1455  1714  „ (482  „ 

—1465  2273  „ (577  „ 

—1472  2701  „ (675  ,. 

- 1484  3774  „ (658  Goldgl.). 

In  den  folgenden  Jahren  sind  die  Einnahmen  aus  der  Bieraccise 
ungleich  schwankender,  weil  ihre  regelmässige  Erhebung  öfter  unter- 
brochen wird.  Um  aus  der  grossen  Schuld,  in  die  sich  die  Stadt 
durch  die  dem  Herzog  geleistete  militärische  Unterstützung  gestürzt 
hatte,  herauszukommen,  vereinbarten  Rat  und  Gemeinde  1484,') 

■)  S.  o.  S.  6ö. 
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ein  Jahr  lang  das  verzapfte  Bier  mit  3 alb.,  das  ausgeführte  mit 
2 alb.  pro  Tonne  zu  versteuern  und  von  dom  im  Hause  getrunkenen 
Bier  eine  Brausteuer  zu  erheben,  die  pro  Malter  Hopfen  1 alb. 
betragen  sollte  (24  albi  = 1 Qoldgl.),  und  eine  solche  Verein- 
barung wiederholte  sich  in  den  folgenden  Jahren  mehrere  Male. 
Die  gewöhnliche  Accise  trat  dann  solange  ausser  Geltung,  und  da 
die  Erträge  der  neuen  von  den  Gemeindefreunden  unmittelbar  zur 
Bezahlung  der  Renten  verwandt  wurden,  mangeln  über  ihre  Er- 
giebigkeit die  Nachrichten. 

Hinsichtlich  der  Weinaccise  ist  bereits  gesagt,  dass  sie  zuerst 
nur  von  auswärtigen  Käufern  und  Verkäufern  erhoben  wurde.  Im 
Laufe  der  Zeit  unterlag  sie  aber  mannigfachen  Veränderungen. 
Zwei  Hauptarten  der  Steuer  sind  in  der  Folge  zu  unterscheiden, 
das  Weinmonopol  und  die  vom  Kauf  und  V^erkauf  erhobene  Accise. 

Das  Monopol  begegnet  uns  in  den  Jahren  1340 — 1447,  1351 
bis  1352  und  1362 — 1373.  Es  scbliesst  sich  an  die  auch  sonst 
häufige  Institution  des  Banuweins,’)  wie  es  selbst  genannt  wird,  an, 
unterscheidet  sich  aber  von  dem  Recht  des  Bannweins,  wie  cs  von 
Gutsherrschaften  auf  dem  Laude  gewöhnlich  ausgeübt  wurde,  da- 
durch, dass  es  nicht  nur  wenige  Tage  iiu  Jahr,  sondern  das  ganze 
Jahr  hindurch  bestand.  Dies  wird  zwar  nur  im  Privileg  von  1363 
gesagt,  in  dem  Graf  Johann  der  Stadt  das  Weinmonopol  nach- 
träglich für  10  Jahre  gewährt, aber  jedenfalls  muss  man  es  auch 
für  1346 — 1347  und  1351 — 1352  annehmen.  Die  Stadt  nutzte  nun 
ihren  Bannwein  auf  zwei  Arten  aus:  Entweder  kaufte  sie  den  Wein 
ein  und  verkaufte  ihn  mit  Vorteil  wieder  — so  war  es  1346 — 1347 
und  1351 — 1352  — oder  aber  sie  verkaufte  die  Erlaubnis,  Wein 
zu  verschenken  — so  1362 — 1373.  Das  Monopol  erstreckte  sich 
übrigens  nur  auf  den  Wein,  der  in  der  Stadt  verzapft  wurde,  nicht 
auf  den,  welchen  man  wieder  ausführte ; das  muss  man  wohl  aus 
dem  Wortlaut  des  Privilegs  von  1363  schliessen.  Hinsichtlich  des 
Bannweins  von  1362 — 1373,  welcher  der  Stadt  zur  Auslösung  ihrer 
gefangenen  Bürger  verliehen  wurde,  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die 
aus  ihm  eingekommenen  Summen  nur  zu  1362  und  1363  in  den 
Stadtrechnungen  verzeichnet  sind  und  in  den  folgenden  Jahren  un- 
mittelbar zu  ihrem  Zweck  verwandt  wurden. 


*)  S.  die  Stellen  in  Orimms  WeiatUmem. 

Original  verloren.  Copie  im  grossen  Privilegienbuch  S.  LXXV.  £r 
verleiht  der  Stadt  für  10  Jahre:  „den  alyngeti  toynlap  bynnen  WeseU  . . . altoe 
• dat  bynnen  den  tyen  jaeren  neytt  volgende  datum  dye  brieves  nyemant  ändert  im'tn 

lappen  en  tat  bynnen  onter  Stal  voirseit,  dan  de  gene,  den  de  Borgermeitler,  Scepe- 
nen  ind  Raet  der  voirteil  onter  Stal  den  tappe  verkoepen.“ 
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Die  Weinacciee  wurde  zunächst  in  ihrer  alten  Gestalt  als  eine 
Abgabe  vom  Weinverkauf  gemäss  dem  Privileg  von  1324  forter- 
hoben und  bestand  bis  1389,  doch  unterbrochen  durch  die  elf  Jahre 
des  Bannweins  von  1362 — 1373,  in  denen  sie  wegfiel.  Dazu  kamen 
aber  seit  1352  zwei  neue  Steuern,  die  sog.  alte  und  die  neue  Acoise. 
Die  neue  Accise  wird  mit  dem  Aufhören  des  Weinmonopols  in 
diesem  Jahre  motiviert  und  bestand  aus  einer  Abgabe  von  1 mr. 
für  das  in  der  Stadt  verzapfte  Fuder;  aber  schon  i.  J.  1357  wurde 
sie  verdoppelt.  Obwohl  die  andere  Accise  die  alte  heisst,  und  ihre 
Einführung  nirgends  erwähnt  wird,  ist  von  einer  Erhebung  vor 
1352  auch  nichts  überliefert.  Man  wird  daher  zu  der  Annahme 
gedrängt,  dass  eie  aus  der  1324  vom  Grafen  bewilligten  OMÜüt  vtrii 
hervorgegangen  ist,  welche  dann  aber,  entgegen  dem  Privileg,  auch 
von  Einheimischen  erhoben  und  i.  J.  1352  in  die  Accise  von  Ein- 
heimischen und  Fremden  geteilt  worden  wäre.  Damit  würde  über- 
einstimmen, dass  die  atgüia  vint  von  Fremden  seit  dieser  22eit  viel 
geringere  Summen  einbrachte,  als  fniher.  Allerdings  muss  die 
attisia  vini  in  diesem  Jahre  verändert  worden  sein,  da  die  sog.  alte 
Accise  viel  höher  ist,  als  die  vom  Grafen  gewährte.  Sie  ist  nämlich 
eine  Abgabe  von  der  Quart  und  wird  nach  dem  Preise  des  Weins 
berechnet ; während  nun  die  Quart  (=  Ohm,  zu  unterscheiden 
von  der  Quart,  welche  = ‘/i  sftrtun«*  oder  */*o  Ohm  ist)  z.  ß.  1353 
5 sol.  kostet,  beträgt  die  Accise  davon  3'/« — 5 den.  und  steigt 
bis  1362  mit  dem  Weinpreise  auf  5 — 8 den.,  bis  1376  auf  10 — 12 
den.;  von  1362 — 1373  ist  auch  von  ihr,  ebenso,  wie  von  der  Frem- 
denaccise,  keine  Spur  vorhanden.  I.  J.  1377  wurde  sie  aufgehoben, 
und  dafür  die  neue  Accise,  d.  h.  die  Schanksteuer,  die  ebenfalls 
mit  der  Unterbrechung  durch  die  elf  Jahre  des  Monopols  in  der 
1357  festgesetzten  Höhe  fortbestanden  hatte,  auf  6,  i.  J.  1379  auf 
8 mr.  von  jedem  in  Wesel  verzapften  Fuder  Weins  erhöht.*) 

Seit  1435  erscheint  dann  das  Fuder  mit  einer  Abgabe  von 
4 Rhein.  Gl.  (damals  = 9 mr.)  belegt,  und  in  dieser  Höhe  erhielt 
sich  die  Steuer,  abgesehen  von  einer  nur  ein  Jahr  (1486 — 1487) 
andauernden  Erhöhung  auf  5 Gk>ldgl.  bis  zum  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts; indessen  wurde  mit  der  Verschlechterung  des  Rhein.  Gl. 
Current  ebenso,  wie  bei  der  Bieraccise,  i.  J.  1474  die  Abgabe  auf 
4 Goldgl.  festgesetzt. 

Bei  der  Berechnung  der  Erträge  der  Weinaccise  soll  wieder, 
wie  bei  der  Bieraccise,  der  jährliche  Durchschnittsertrag  von  dem 


*)  Du  diesbezögliche  Statut  ist  schon  i.  J.  1373  erlassen,  aber  nach  Aus- 
weis der  Rechnungen  erst  4 Jahre  später  in  Kraft  getreten.  (6.  F.,  146  a.) 

BmnMdf  VtrfMiQogtgeachichl«  Wetelt.  9 
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Jahre  an,  in  dem  der  Accise  ein  neuer  Steuersatz  in  Rhein.  Gl.  zu 
Grunde  gelegt  wurde,  nicht  nur  in  Mark,  soudern  auch  in  jener 
Handelemünze  (von  1474  an  wieder  in  Goldgl.)  angegeben  werden.  Um 
zunächst  die  Summen,  welche  der  ßannwein  brachte,  zu  ermitteln, 
muss  man  den  Kaufpreis  des  Weines  für  die  Stadt  von  dem  durch 
den  Verkauf  gelösten  Gelde  abziehen.  Es  ergiebt  sich  dann  für 
1346 — 1347  ein  Überschuss  von  221  mr„  für  1351 — 1352  von  938 
mr.;  für  1362 — 1373  lässt  er  eich  aus  dem  angeführten  Grunde 
nicht  berechnen.  Die  bedeutende  Summe  i.  J.  1351 — 1352  ist  auf- 
fällig, und  es  ist  nicht  ausgeschlossen.  Ja  wahrscheinlich,  dass  die 
Stadt  sich  den  Wein  mehr,  als  die  in  den  Ausgaben  berechneten 
95  mr.,  hat  kosten  lassen,  für  den  übrigen  Teil  der  Kaufsumme 
aber  dem  Verkäufer  kein  baares  Geld,  sondern  vielleicht  eine  Hof- 
stätte oder  ein  Haus  gegeben  hat.  Der  jährliche  Durchschnitts- 
ertrag der  Steuer*)  beläuft  sich  dann  auf  folgende  Summen: 
1353—1362  237  mr. 

1374—1376  672  „ 

—1386  835  „ 

—1396  883  „ 

—1406  935 
—1416  850  „ 

—1426  1160  „ 

—1435  1196  „ 

—1445  1676  „ (486  Rhein.  Gl.). 

—1455  1524  „ (432 
—1465  1355  „ (344 
— 1472  1285  „ (321 
—1491  1972  „ (354  Goldgl.). 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  Bier-  und  der  Weinaccise 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  beide  Steuern  gewöhnlich  auf  Rech- 
nung der  Stadt  erhoben  werden,  aber  auch  häufig,  und  dann  meist 
auf  ein  Jahr,  selten  auf  längere  Zeit,  verpachtet  sind.  Zur  Er- 
hebung der  Bieraccise  gingen  die  Burmeister  oder,  falls  sie  ver- 
pachtet war,  die  Pächter  in  den  Häusern  herum  und  schrieben  den 
Vorrat  an  Hopfen,  resp.  an  Bier,  auf.  Zur  Weinaccise  gehörte 
aber  ein  etwas  umfangreicherer  Verwaltungsapparat.  Denn  da  von 
dem  eingeführten  Wein  nur  ein  Teil  in  Wesel  verzapft  wurde  und 
accisepflichtig  war,  bedurfte  es  hier  einer  genauen  Controlle.  Zur 
Ausübung  derselben  war  vom  Rate  ein  besoldeter  Weinschreiber 
angestellt,  welcher  dadurch,  dass  er  jedes  ein-  und  ausgeführte  Fuder 

')  D.  h.  aller  Weioacciae  mit  Ausnahme  der  von  Fremden  gezahlten. 
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sowie  jeden  Wein  verkauf  innerhalb  der  Stadt  verzeichnete,  be- 
rechnen musste,  wieviel  zuin  Ausschank  in  der  Stadt  zuriickbehalten 
wurde.')  Jedes  Fass  Wein  musste  aber,  bevor  man  es  anzapfte, 
bestimmten  Ratsiuitgliedern  gezeigt  werden,*)  welche  den  Preis  des 
Weines  nach  den  allgemeinen,  vom  Rate  erlassenen  Vorschriften 
festsetzten  und  wohl  auch  selbst  die  Accise  erhoben.  Zu  Grunde 
gelegt  wurden  dabei  die  Angaben,  welche  der  Weinroder  über  den 
Inhalt  der  Fässer  gemacht  hatte.  Dieser  musste  nämlich  bei  jedem 
in  der  Stadt  abgeschlossenen  Weingeschäft  den  Wein  roden,  d.  h. 
messen,  wofür  er,  wenn  der  Wein  nicht  verzapft  wurde,  vom  Ver- 
käufer eine  Gebühr  erhielt,  während  er  den  zum  Ausschank  ver- 
kauften Wein  als  besoldeter  städtischer  Beamter  visierte.*) 

Der  einzige  finanzielle  Vorteil,  welchen  die  Stadt  nach  der 
Aufhebung  der  alten  Accise  von  dem  nicht  verzapften  Wein  hatte, 
wurde  ihr  durch  das  Schradamt  zu  teil.  Durch  den  Weinschrader 
mussten  die  Kauileute  ihre  Weinfässer  aus  den  Schiffen  in  die 
Keller  rollen  lassen  und  hatten  dafür  eine  bestimmte  Gebühr  zu 
zahlen.')  Die  Hälfte  des  Weinschradamtes  gehörte  dem  Stadtherrn, 
der  sie  erst  i.  .J.  1481  der  Stadt  schenkte;  über  die  andere  Hälfte 
hatte  i.  J.  1457  die  Stadt  mit  einem  ihrer  Bürger  einen  Prozess, 
der  grosse  Aufregung  verursacht  zu  haben  scheint.  Ein  Ratsmann 
verteidigte  den  Gegner  der  Stadt  und  wurde  dafür  nach  einem 
ad  hoc  erlassenen  Plebiscit  aus  der  Bürgerschaft  ausgestossen,  ebenso 
der  Gegner  selbst,  weil  er  sich  weigerte,  das  Urteil  der  Schöffen, 
als  in  eigener  Sache  gesprochen,  anzunehmen,  und  eich  sogar 
klagend  an  den  Herrn  wandte.*)  Das  Endergebnis  war,  dass  die 
Stadt  — worauf  gestützt,  ist  nicht  deutlich  — Recht  erhielt,  und 
seitdem  erscheint  in  den  Stadtrechnungen  immer  eine  Einnahme 
von  wenigen  Mark  aus  dem  Schradamt,  welches  gewöhnlich  ver- 
pachtet war. 

Dürftiger,  als  über  die  Wein-  und  Bieraccise  sind  die  Angaben 
über  die  Steuer,  welche  schlechtweg  als  die  Accise  bezeichnet  wird. 
1.  J.  1363  gewährte  diese  der  Stadtherr  zugleich  mit  dem  Bann- 
wein auf  zwei  Jahre,  berief  sich  aber,  statt  sie  näher  zu  bezeichnen, 
auf  die  Urkunde,  welche  ihm  die  Stadt  über  sie  gegeben  habe. 
Bald  darauf  wurde  sie  für  ein  drittes  Jahr  bewilligt,  in  den  Stadt- 

•)  L.  PI.  S.  98,  a.  1478;  K a,  1470,  F.  49  a. 

*)  L.  PI.  8.  71,  a.  14Ö1. 

•)  L.  PI.  S.  öl,  a.  1414  und  S.  148. 

•)  L.  PI.  .8.  51,  a.  1426. 

‘)  B.  F.  133  b,  134  b,  Rechtsgutaohten  6. 
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rechnungen  Bind  aber  nur  die  Beträge  von  1364  und  1365  ver 
zeichnet,  jedenfalls,  weil  die  von  1363,  wie  später  auch  die  Cin- 
nahmen  aus  dem  Bannwein,  zur  Deckung  der  Ausgaben  unmittelbar 
verwandt  wurden. 

Wahrscheinlich  haben  wir  es  hier  mit  einer  ähnlichen  Steuer 
zu  thun,  wie  von  1373  an,  wo  auf  jede  Tonne  Butter  und  auf  jeden 
Korb  voll  Fische  eine  Verkaufsabgabe  von  8 sol.,  resp.  1 alten 
Grote  gesetzt  wurde.')  Von  1364 — 1365  brachte  die  Accise  ca. 
210  mr.  ein,  von  1373  bis  zu  ihrer  Aufhebung  jährlich  ungefähr 
135  mr.  Über  ihre  Verwaltung  ist  dasselbe  zu  sagen,  wie  über  die 
Bieraccise,  nur,  dass  sie  fast  immer  verpachtet  war;  die  Burmeister 
oder  der  Pächter  erhoben  das  Geld,  indem  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in 
der  Stadt  herumgingen. 

Durch  alle  diese  Steuern  wurde  der  Grosshandel  am  wenigsten 
getroffen;  auch  von  der  zuletzt  besprochenen  Accise  wird  man  an- 
nehmen müssen,  dass  sie  vorwiegend  vom  Detailverkauf  gezahlt 
wurde,  da  Butter  und  Fische  wohl  keine  Ausfuhrartikel  waren.  Es 
gab  aber  eine  Steuer,  welche  nur  der  Grosshandel  trug,  die  in  den 
Stadtrechnungen  unter  dem  Titel  „de  tigno“,  später  „oan  tekengelde“ 
verzeichnet  ist.  Wie  erwähnt,  besassen  die  Weseler  Bürger  die 
Freiheit*)  von  allen  clevischen  Zöllen.  Zur  Erleichterung  der 
ControUe  für  die  Zollschreiber  gab  der  Bürgermeister  jedem  Kauf- 
mann vor  der  Abfahrt  von  Wesel  ein  Zeichen,  durch  welches  er 
sich  an  den  Zollstätten  als  Weseler  Bürger  auswies.  Von  diesen 
Zollzeichen  erhob  die  Stadt  eine  Abgabe. 

Zuerst  wurden  Zeichengelder  gezahlt  i.  J.  1363  und  von  da 
an  immer.  Leider  sind  wir  aber  über  das  Verhältnis  der  Abgabe 
zum  Wert  der  Waaren  nur  sehr  schlecht  unterrichtet.  Das  einzige, 
was  uns  darüber  aufklärt,  das  Übereinkommen  des  Rates  mit  den 
Kaufleuten  aus  d.  J.  1422,  ist  schon  bei  anderer  Gelegenheit  be- 
sprochen worden.*)  Das  Zeichengeld  trägt  den  Charakter  einer  Ent- 
schädigung für  die  von  der  Stadt  um  der  Zollfreiheit  willen  ge- 
machten Ausgaben.  Wenn  die  Kosten  allerdings  einmal  einen 
grösseren  Betrag  ausmachen,  so  werden  sie  zwar  auf  dieselbe  Art 
wie  das  Zeichengeld  von  den  Interessenten  aufgebracht,  letzteres 
aber  gleichwohl  daneben  erhoben.  So  hatte  die  Stadt,  als  ihr  mit 
den  übrigen  clevischen  Städten  Freiheit  von  dem  Zoll  in  Ruhrort 
gewährt  war,  dafür  eine  Summe  zu  zahlen,  wahrscheinlich  zur  Ab- 

■)  B.  F.  146  s. 

*)  In  der  sie  allerdings  oft  beeinträchtigt  wurde. 

•)  8.  o.  8.  47. 


Digitized  by  Google 


117 


lÖ8Ung  der  bie  dahin  auf  dem  Zoll  stehenden  Renten;  daher  erscheint 
neben  dem  Zeichengeld  seit  1398  auch  ein  Einnahmeposten  „de 
theUmio  up  Rueroert“,  zuletzt  i.  J.  1406,  als  die  Ausgaben  der  Stadt 
bestritten  waren.  Derselben  Erscheinung  begegnen  wir,  als  der 
Stadt  durch  den  geldrischen  Krieg  i.  J.  1484  für  eine  dem  Herzog 
gezahlte  Summe  Freiheit  vom  Zoll  zu  Lobeth  znfieL 

Da  die  letztbesprochenen  Einnahmen  nur  temporäre  sind,  werden 
sie  in  der  folgenden  Übersicht  über  die  für  Zollzeicben  gelösten 
Summen  nicht  berücksichtigt,  ln  den  häufigen  Fehden  des  Mittel- 
alters ist  es  begründet,  dass  grade  eine  Einnahmequelle,  welche 
durch  den  Grosshandel  gespeist  wird,  sehr  ungleich  flieset.  Um 
nur  zwei  Beispiele  anzuführen,  so  sinkt  der  Ertrag  von  144Ö  bis 
1446,  also  zur  Zeit  der  Soester  Fehde,  von  286  auf  78  mr.,  von 
1478 — 1479  von  371  auf  51  mr.,  und  ähnliche,  wenn  auch  nicht  so 
auffallende  Schwankungen  kommen  immer  vor.')  Wie  aber  die  nach- 
stehende Übersicht  ergiebt,  batte  diese  Einnahme  auch  im  Allge- 
meinen nicht  entfernt  die  Bedeutung  der  Bier-  oder  Weinaccise.  Es 
kamen  durchschnittlich  jährlich  ein: 

1363—1372  118  mr. 


1379-  1388 

51 

—1398 

82 

>1 

—1408 

107 

» 

—1418 

391 

—1428 

254 

—1438 

327 

—1448 

268 

—1458 

300 

»> 

—1468 

459 

—1478 

512 

—1489 

448 

99 

Für  die  Frage  nach  der  Benutzung  der  Allmende  Seitens  der 
Stadt  ist  zunächst  deren  Verhältnis  zu  den  Erbgenossen  von  Be- 
deutung. Wie  wir  oben*)  sahen,  fiel  die  Stadtgemeinde  durchaus 
nicht  mit  der  Gesamtheit  der  Erbgenossen  zusammen;  aber  schon 
früh  berichten  uns  die  Stadtrechnungen  von  Verfügungen  des  Rates 


')  Dass  von  1373 — 1.378  und  1386  sich  keine  Einnahme  „de  »igno“  findet, 
nnd  sie  1384  von  fiO  auf  2 mr.  herabsinkt,  hat  wohl  seinen  Orund  in  der  Zoll- 
fordemng  des  Grafen  bei  Büderich  und  Grieth.  (B.  F.  146a.  und  147  a).  Ans 
einer  ähnlichen  Ursache  wird  wohl  das  Fehlen  des  Postens  1366 — 1368  zu  er- 
klären sein.  8.  o.  8.  71. 

•)  8.  o.  8.  46  u.  8.  101. 
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über  Teile  des  Gemeinbesitzes,  ohne  auch  nur  die  Zustimmung  der 
Erbgenossen  zu  erwähnen.  So  zog  denn  die  öffentliche  Kasse,  als 
die  Stadt  sich  über  ihre  Mauern  hinaus  auszudehnen  anfing,  be- 
deutenden Nutzen  aus  dem  Verkauf  von  Hofstätten.  Erwähnt 
sei  noch  die  Fischerei,  deren  Verpachtung  seit  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts ziemlich  bedeutende  Summen  einbrachte.  Alle  diese  Ein- 
nahmen sind  aber  gering  im  Vergleich  mit  den  Erträgen  der  Vieh- 
weide. Die  finden  sich  zuerst  i.  J,  13Ö8,  dann  1363,  1364,  1367 
und  von  1378  an  immer.  Sie  bestehen  zuerst  in  einer  Abgabe  von 
den  weidenden  Kühen  und  Kälbern,  später  in  dem  Erlös  von  dem 
aus  der  Viehweide  gewonnenen  Heu.  Die  aus  dieser  Quelle  fliessen- 
den  Einnahmen  betrugen  bis  in  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
ziemlich  regelmässig  150—200  mr.,  um  1429  aber  600.  1441  un- 
gefähr 1100,  1449  gegen  1200  und  1459  1540  mr.  In  den  ersten 
Jahren  erhob  die  Stadt  die  Gebühren  für  die  Benutzung  der  Vieh- 
weide selbst,  sehr  bald  ging  man  aber  zur  Verpachtung  über,  von 
der  man  nur  eine  Ausnahme  machte,  wenn  sich  kein  Pächter  fand. 

Wie  die  Festungswerke,  die  Strassen  und  öffentlichen  Plätze 
finanziell  verwertet  wurden,  haben  wir  gesehen;  die  übrigen  Ein- 
nahmen der  Stadt  aus  dem  Gemeinbesitz  bestanden  in  den  Pacht- 
geldern für  die  Mühlen  und  die  an  das  Wollenamt  ausgethanen 
„Ramsteden“.  Die  Mühlen  in  Wesel  waren  lange  im  Besitz  einer 
Bürgerfamilie,  von  der  sie  die  Stadt  erst  i.  J.  1423  kaufte;  seitdem 
erhoben  die  Rentmeister  von  ihnen  eine  Pacht  in  nicht  sehr  bedeuten- 
dem Betrage. 

Unter  den  ausserordentlichen  Einnahmen  war,  wie  ausgeführt, 
eine  der  wichtigsten  die  e.ractio.  Diese  ist  aber  für  die  spätere 
Zeit  zu  den  ordentlichen  zu  rechnen,  weil  das  Merkmal  der  ausser- 
ordentlichen, die  Bestimmung,  unvorhergesehene  Ausgaben  zu  decken, 
fehlt.  Erhoben  wurde  diese  exactio  in  den  Jahren  1370 — 1374, 
1380 — 1381,  1386  und  1391  und  brachte  durchschnittlich  800  mr. 
In  Bezug  auf  ihre  Verwendbarkeit  zur  Feststellung  der  Volkszahl 
sind  die  Nachrichten  über  sie  schon  früher*)  geprüft  worden,  sodass 
hier  nur  noch  über  die  Art  ihrer  Erhebung  und  ihre  flöhe  zu 
sprechen  ist.  Der  Beweis,  dass  sie  von  jeder  Haushaltung  (Haus- 
haltung hier  im  engsten  Sinne  genommen)  gezahlt  wurde,  ist  eben- 
falls schon  erbracht  Eingetrieben  wurde  sie  von  den  Burmeistern 

und  den  Stadtboten,  die  dazu  in  den  Häusern  von  Strasse  zu 
Strasse  herumgingen.  Die  erhaltenen  Steuerlistcn  verzeichnen  auch 


■)  S.  o.  8.  öl  ff. 
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die  Höhe  der  einzelnen  Steuerbeträge;  diese  aber,  unregelmässig 
und  ohne  erkennbares  System,  wie  sie  sind,  gewähren  uns  gar  keinen 
Aufschluss  über  den  zu  Grunde  gelegten  Steuersatz.  Nur  soviel 
ergiebt  sich  aus  einer  Vergleichung  der  Steuerlisten,  dass  die  von 
jedem  Vermögen  erhobene  Quote  in  den  einzelnen  Jahren  nicht 
dieselbe,  namentlich  i.  J.  1386  bedeutend  höher  war,  als  sonst. 
Dass  es  eine  Vermögenssteuer  war,  ist  nicht  nur  nach  den  Analogieen 
anderer  Städte  das  Wahrscheinliche,  sondern  namentlich  auch 
deshalb,  weil  in  Wesel  alle  anderen  Leistungen  an  die  Stadt  ihrer 
Grösse  nach  von  der  Höhe  des  Vermögens,  nicht  des  Einkommens 
bestimmt  wurden. 

Uber  die  „recepta  van  hroken“  und  über  die  Besiegelung  der 
Wollenlaken  musste  schon  bei  anderer  Gelegenheit  berichtet') 
werden.  Zu  den  Binkünflen  aus  dem  Wollenamt  kam  seit  1452 
auch  eine  Summe  für  Verpachtung  der  Wollen waage. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  Kriegsverfassung  gewähren 
uns  die  Zahlungen  für  Dispensation  von  den  städtischen  Diensten 
und  Lasten.  Namentlich  die,  welche  Pferde  halten  mussten,  kauften 
diese  Verpflichtung  häufig  mit  bedeutenden  Summen  ab.  Allgemein 
üblich,  wenn  auch  nicht  so  einträglich  für  die  städtischen  Finanzen, 
war  es  auch,  eich  vom  Wachtdienst  zu  lösen;  mit  dem  daraus  eiu- 
kommenden  Gelde  wurden  die  Thorhüter  und  Wächter  gelöhnt. 

Zu  den  Einnahmen  aus  der  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht, 
die  schon  1342  bestanden,  trat  i.  J.  1377,  wahrscheinlich  infolge 
eines  Statuts,  welches  das  Messen  der  zu  verkaufenden  Kohlen  für 
die  Stadt  monopolisierte,  ein  nicht  grade  bedeutender  Posten  „de. 
menmera  carbotmtn“  hinzu. 

Seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  erscheint  die  Stadt  ferner 
im  Besitze  von  Einkünften  des  Grafen.  I.  J.  1446  verkaufte  ihr 
Johann,  der  älteste  Sohn  von  Cleve,  für  die  Summe  von  5776  Rhein. 
Gl.  seinen  Zehnten,  Hof,  Scheune,  Banement  (eine  Wiese)  im  Elirch- 
spiel  von  Wesel  ’)  und  schritt  zu  dem  ihm  vorbehaltenen  Wieder- 
kaufe erst  i.  J.  1464.  Da  der  Stadt  die  Aufbringung  des  Kapitals 
schwer  fiel,  lieh  sie  den  grössten  Teil  von  einigen  Bürgern  und 
zahlte  diesen  mit  den  jährlichen  Erträgen  des  Gekauften  wieder  ab. 
Ein  wie  gutes  Geschäft  sie  gemacht  hatte,  geht  daraus  hervor,  dass 

')  S.  o.  S.  80  u.  S.  9(i. 

’)  Es  ünden  sich  zwei  Urkunden  darüber,  eine  von  1445  und  die  andere 
von  1446 ; nur  die  letztere  aber  ist  beaiej^elt ; jedenfalls  sah  sich  also  der  Primo- 
genitus  i.  J.  1445  verhindert  (vielleicht,  weil  er  die  Einwilligung  des  Herzogs 
nicht  erlangen  konnte),  durch  sein  Siegel  den  Vertrag  perfekt  zu  machen. 
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sie  schon  von  1451  an  die  Einkünfte  fast  ganz  für  sich  verwerten 
und  bis  1464  mit  700—1400  mr.  unter  ihren  jährlichen  Einnahmen 
verrechnen  konnte.  I.  J.  1464  musste  sie  sich  allerdings  dazu 
verstehen,  dem  Landesherrn  1200  Gl.  an  der  Wiederkaufssumme 
zu  kürzen.  Sie  nutzte  ihren  Besitz  in  der  Weise  aus,  dass  sie  den 
Zehnten  für  eine  bestimmte  Menge  von  Getreide  verpachtete  und 
dieses  mit  dem  Korn,  welches  der  Pächter  des  Hofes  entrichtete, 
an  die  Händler  verkaufte. 

Die  Geldnöte,  in  denen  um  diese  Zeit  die  Herzoge  sich  befanden, 
wurden  für  Wesel  auch  der  Anlass  zum  Erwerb  eines  Teils  vom 
Holzzoll  und  des  Abschlags.*)  Beides  wurde  der  Stadt  i.  J.  1448 
verkauft,  der  Abschlag  aber  schon  i.  J.  1466  wieder  eingelöst.  Die 
Summe,  welche  der  Rat  jährlich  aus  dem  Holzzoll  erhob,  betrug 
106  Rhein.  Gl.;  die  Einnahmen  aus  dem  Abschlag  waren  natürlich 
schwankend,  machten  aber  durchschnittlich  ungefähr  ebensoviel  aus. 

Die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  ist  überhaupt  durch 
eine  Reihe  von  Geldgeschäften  zwischen  der  Stadt  und  ihrem  Herrn 
ausgezeichnet.  Sie  bezahlte  ihm  entweder  eine  Summe  baar  oder 
leistete  für  ihn  seinen  Gläubigern  Bürgschaft,  wodurch  sie  mehr 
als  einmal  zur  Zahlung  von  Renten  gezwungen  wurde.  Beides  aber 
Hess  sic  sich  manchmal  dadurch  vergüten,  dass  der  Herzog  ihr 
etwas  von  seinen  Einkünften  überlassen  musste. 

Infolge  der  schon  angedeuteten  ungefähren  Gleichheit  der 
Totalsummen  von  Einnahmen  und  Ausgaben  überhebt  uns  die  oben 
gegebene  Übersicht  Uber  die  Ausgaben  der  Notwendigkeit,  auch 
für  die  Einnahmen  eine  ähnliche  Tabelle  mitzuteilen.  Wenn  man 
das  anscheinend  immer  wachsende  städtische  Budget  nach  seinem 
Wert  in  feinem  Silber  berechnet,  so  ergiebt  sich  die  auffallende 
Thatsache,  dass  der  Vermehrung  der  Einnahmequellen  und  der 
Zunahme  der  Bevölkerung,  namentlich  seit  dem  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts, keine  bedeutende  Vergrösserung  der  Einnahmen  selbst 
entspricht. 

Den  besprochenen  Einkünften  stehen  nun  mannigfache  Ausgaben 
gegenüber ; viele  Bedürfnisse  gab  es,  welche  die  Stadt  Jahr  für 
Jahr  zu  befriedigen  hatte,  viele  ausserordentliche  Veranlassungen 
traten  ein,  durch  welche  ihre  Kasse  in  Anspruch  genommen  wurde. 
Einiges  davon  hatten  wir  schon  an  verschiedenen  Orten  zu  erwähnen: 
Die  finanzielle  und  militärische  Unterstützung  des  Stadtherm,  den 
Loskauf  von  Gefangenen,  die  Entschädigungen  für'  Verwundungen 


')  S.  0.  S.  44. 
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und  für  verletzte  Pferde,  dann  die  Paltrication  von  Ziegeln,  das 
Fermentwn,  den  Kauf  von  Wein  zum  Wiederverkauf  und  schliess- 
lich die  Zahlung  von  Kenten  und  die  Besoldung  der  Beamten 
und  Diener.  Ausser  diesen  Ausgaben  verzeichnen  die  Stadt- 
rechnungen namentlich  noch  folgende:  „De  jrropinatis“  , „de 

nuntiie“,  „de  eq>  Uando",  für  Bauten  und  für  die  Verteidigung  der 
Stadt.  Sobald  ein  irgend  hervorragender  Fremder  nach  Wesel 
kam,  wurde  ihm  eine  freigiebige  (lastfreundschaft  gewährt  und  je 
nach  seiner  Stellung  mit  mehr  oder  weniger  Wein  aufgewartet. 
Aber  auch  die  Beamten,  die  Mitglieder  des  Rats  und  die  von  der 
Gemeinde,  welche  sie  in  ihrer  Thätigkeit  unterstützten  oder  con- 
trollierten,  thaten  oft  auf  Kosten  der  Stadt  einen  Trunk.  Ebenso 
war  es  Gebrauch,  sowohl  den  eigenen,  als  den  fremden  Boten  die 
Zeche  zu  bezahlen.  — Unter  dem  Titel  „de  eqxntando"  stehen  die 
Kosten  der  Auszüge  im  Dienste  des  Stadtherrn  und  die  Ausgaben 
für  die  Gesandtschaften,  welche  der  Bürgermeister,  andere  Rats- 
mitglieder tind  Vertrauenspersonen  aus  der  Gemeinde  übernahmen. 
— Noch  grössere  Sumtnen  wurden  für  die  Bauten  ausgegeben.  Die 
Stadt  hielt  einen  eigenen  Zimmennann,  der  von  allen  Diensten  und 
Lasten  frei  war,  ausserdem  aber  für  jede  Arbeit  seinen  Ijohn  er- 
hielt.*) Da  war  ein  neues  Rathaus  zu  bauen  oder  das  alte  zu 
restaurieren,  hier  verlangten  die  Metzger  eiti  neues  Schlachthaus, 
hier  musste  man  die  von  der  Stadt  vermieteten  Häuser  wieder  in 
stand  setzen,  hier  endlich  war  eine  Strasse  zu  pflastern.*)  Die 
bedeutendste  Bauthätigkeit  aber  wurde  entfaltet  zur  Verteidigung 
der  Stadt,  und  die  Kosten  hierfür  repräsentieren,  abgesehen  von 
der  Zahlung  der  Renten,  meistens  die  grössten  Teilsummen  unter 
den  Ausgaben.  Dass  die  Festungswerke  ihren  Zweck  erfüllten, 
dafür  sorgten  die  ständigen  Thorhüter,  in  gefährlicher  Zeit  auch 
besondere  auf  den  Mauern  verteilte  Wachen.  Seit  dem  15.  Jahr- 
hundert war  auch  eine  Anzahl  Schützen  im  Dienet  der  Stadt  (in 
der  zweiten  Hälfte  desselben  ungefähr  zwanzig).  Dazu  kommen  die 
Ausgaben  für  Waffen,  Geschosse  und  Donnerkraut.  War  grosse 
Kriegsgefahr  im  Anzuge,  so  wurde  beschlossen,  den  Bestaml  an 
Büchsen,  Kanonen  und  Munition  zu  vermehren,  aus  dem  Rate  und 
der  Gemeinde  wählte  man  Männer,  um  die  Befestigungen  zu 
visitieren,  in  besonderen  Fällen  wurde  aber  auch  befohlen,  dass 


*)  B.  F.  162  a.,  a.  1:578. 

’)  Nach  dem  oben  angefülirten  Privileg  von  1324  wurden  die  Strassen 
•eit  Anfang  des  14.  .lahrhunderts  gepflastert  (a.  H.  104). 
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sich  jeder  für  bestimmte  Zeit  mit  Getreide  versehen  solle.  So  war 
es  während  der  Belagerung  von  Neuss  durch  die  Burgunder.*) 
Aber  auch  bei  anderer,  nicht  so  schwerer  Kriegsgefahr  zeigten  alle 
Massregeln,  die  man  ergriff,  wie  sehr  die  Bürger  darauf  bedacht 
waren,  den  Schutz,  welchen  ihnen  ihre  Mauern  gewährten,  nicht  zu 
verlieren. 


')  R a U76,  F.  145a.-146a. 


E.  O ra  h Bf  Warrabruan. 
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Untersnchungen 


Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 


Die  „Untemohungcn  zur  Deutschen  Staats-  und  Bechts- 
geschichte“  sind  dazu  bestimmt,  wissenschaftliciie  Forschungen  aus 
der  Geschichte  der  deutschen  Reclitsentwicklung  im  weitesten  Sinne 
zu  sammeln.  Sie  werden  der  (iescliichte  des  üifentlicheu  Rechts 
und  der  des  Privatrechts  die  gleiche  AuDnerksamkeit  zuwenden. 
Die  politische,  wirthschaftliche  und  kultnrgeschichtliclie  Seite  der 
Rechtsinstitute  wird  in  den  aufzunehmenden  Arbeiten  gleichfalls 
behandelt  werden  können.  Eine  Beschrünknng  der  Sammlung  auf 
einen  bestimmten  Zeitraum  tindet  nicht  Statt;  wissenschaftliche 
Untersnchungen  über  die  neueste  deutsche  Rechtsentwicklnng  wer- 
den so  wenig  ausgeschlossen  sein,  wie  Forschungen  über  die  Ur- 
geschichte unsres  Rechts.  Einzige  Bedingung  der  Aufnahme  wird 
der  wissenschaftliche  Charakter  der  Arbeit  sein.  Tüchtige  Erstlings- 
arbeiten werden  ebenso  wie  die  Arbeiten  bewährter  Forscher  sich 
zur  Aufnahme  eignen. 

Jedes  einzelne  Heft  der  Sammlung  wird  dem  Zwecke  des 
Unternehmens  gemäss  auch  für  sich  verkäuflich  sein. 

Die  Herausgabe  der  Sammlung  hat  Herr  Geh.  Justizrath 
Professor  Dr.  Otto  Gierke  in  Berlin  übernommen,  der  sich  bereit 
erklärt  hat,  die  eingehenden  Beiträge  mit  Rücksicht  auf  ihre  Ge- 
eignetheit für  die  Aufnahme  zu  prüfen. 


In  zwanglosen  Heften 
beraiugeaeben  Tun 

Professor  Dr.  Otto  Uierke  in  Berlin. 


Breslau. 


Wilhelm  Koebner. 


0 


Untersuchungen 

zur 

Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 

luTHUsgeKebeii 


Or.  Otto  |lierke, 

Priifessor  ilcr  Keclite  an  iler  Universität  Berlin. 


Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  II 
zu  den  Päpsten  seiner  Zeit 

mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Veniichtungs- 
kampfes  zwischen  Kaisertum  und  Papsttum 

von 

Oarl  Köhler, 

Dr.  phiJ. 


Itreslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebiier. 
188«. 


Digitized  by  Google 


Das  Verhältnis  Kaiser  Friedrichs  II 
zu  den  Päpsten  seiner  Zeit 

mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Vernichtungs- 
kampfes zwischen  Kaisertum  und  Papsttum 

von 

On.i*l  [Köhlei** 

Dr.  phil. 


Breslau. 

Verlag  von  Wilhelm  Koebner. 

1888. 


Digitized  by  Google 


Was  die  Quellen  der  Arbeit  anbetrifft,  so  sind  dies  natürlich 
zuerst  diejenigen,  auf  die  jeder,  der  über  Kaiser  Friedrich  II 
schreibt,  zurückgehen  muss. 

1)  Huillard-Breholles,  Histoi  ia  diploniatica  Fridrici  II.  (Ci- 
tiert  mit  H.  B.) 

2)  Epistolae  saeculi  XIII  selectae  e regestis  pontificum  Ro- 
manoruni  a ß.  H.  Pertz.  Ed.  C.  Kodenberg.  (Citiert  mit  R.) 

3)  Wiukelmann,  Acta  imperii  inedita  saeculi  XIII. 

4)  Böhmer,  Regesta  imperii  inde  ab  anno  1198  usque  ad  an- 
num  12f)4.  Neu  bearbeitet  von  J.  Ficker,  (l’itiert  mit 
R.  J.  V und  Nummer.) 

Die  Quellenscliriftsteller  selbst  sind  nach  der  Ausgabe  der 
Monuraenta  Gennaniae  citiert;  sind  sie  daselbst  nicht  aufge- 
nommen. so  ist  die  benutzte  Ausgabe  besonders  bemerkt. 

Von  darstellenden  Werken  sind  benutzt ; 

1)  Winkelmann,  Geschichte  Kaiser  Friedrichs  II  und  seiner 
Reiche. 

2)  Schirrmacher,  Kaiser  Friedrich  II 
sowie  mehrere  kleine  Aufsätze. 

Die  neueste  Darstellung  Felten,  Gregor  IX  habe  ich  un- 
berücksichtigt gelassen,  da  dieselbe  für  die  Reichsgeschichte  ohne 
Wert  ist,  und  ich  durch  eine  Nachweisung  aller  tendenziösen 
Fälschungen  der  Polemik  einen  zu  weiten  Spielraum  gegönnt 
hätte. 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  vergönnt,  an  dieser  Stelle  Herrn 
Privatdocenten  Dr.  Rodenberg,  auf  dessen  Anregung  die  vor- 
liegende Arbeit  entstand,  für  das  liebenswürdige  Interesse,  mit 
dem  er  das  Werden  und  Wachsen  derselben  begleitet  hat, 
meinen  herzlichsten  Dank  abzustatten. 


Köhler,  Dm  VerhiUtiiiB  Keiser  Friedrichs  n zu  den  P&psten  seiner  Zeit.  1 
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\\  ährend  in  dein  Kampfe  zwischen  Kaiser  und  Papst  am  Ende 
des  12,  Jahrhunderts  der  Kaiser  als  der  Sieger  ei-scheint,  sehen 
wir  ein  lialbes  Jahrhundert  später  nach  einer  letzten  gewaltigen 
Anstrengung  den  Papst  endgiltig  triumiihieren.  Dieser  so  völlige 
Umschwung  wurde  herbeigeführt  durch  den  frühen  Tod  Hein- 
richs VI,  der  eintrat,  ehe  noch  der  Kaiser  die  letzten  Conse- 
quenzen  seines  Sieges  und  seiner  Stellung  in  Italien  ziehen 
konnte,  ferner  durch  die  Thätigkeit  Innocenz’  III  für  die  Kräf- 
tigung des  Papsttums  und  seiner  politischen  Stellung  und  drittens 
durch  das  Verhalten  Friedrichs  II  gegenüber  den  Päpsten.  Auf 
den  letzten  Punkt  werden  wir  bei  der  Beurteilung  jener  Ver- 
hältnisse das  Hauptgewicht  zu  legen  haben,  denn  unter  Fried- 
richs II  Regierung  entbrannte  jener  letzte  heftigste  Kampf,  der 
mit  dem  Untergange  eines  ganzen  Kaiserhauses  endete;  durch 
sein  Verhalten  wurde  der  Kampf  auch  in  einen  Principienstreit 
umgewandelt,  in  eine  unversöhnliche  Entzweiung,  die  ein  fried- 
liches .Abkommen  zwischen  beiden  Parteien  unmöglich  machte. 

Es  ist  natürlich,  dass  diese  Verhältnis.se  die  verschiedenste 
Beurteilung  gefunden  haben,  und  dass  dieser  dem  Kaiser,  jener 
dem  Papste  die  ganze  Schuld  an  einem  solchen  Ausgange  der 
gegenseitigen  Beziehungen  zumessen  zu  können  meinte;  haupt- 
sächlich aber  sind  die  Ansichten  darüber  geteilt,  was  denn 
eigentlich  den  Grund  gebildet  habe,  dass  die  Entzweiung  eine 
unversöhnliche  wurde.  Wie  über  diesen  Punkt  bereits  Fried- 
rich II  selbst  eine  andere  Meinung  hatte  als  der  Papst,  so 
haben  seither  sich  Vertreter  für  beider  Ansichten  gefunden,  je 
nachdem  die  Sache  vom  kaiserlichen  oder  vom  päpstlichen 
Standpunkt  betrachtet  wurde.  Auch  heute  noch  dauert  dieser 
Kampf,  und  es  wird  deshalb  von  Interesse  sein,  zumal  da  in 

!• 
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jüngster  Zeit  neues  Material  für  die  Beurteilung  jener  Verhält- 
nisse publiciert  ist,  unter  Loslösiing  von  allem  übrigen  nur  die 
Beziehungen  Friedrichs  11  zu  den  Päpsten  seiner  Zeit  und  die 
in  dieselben  hineinspielenden  Verhältnisse  zu  betracliten,  um  so 
einen  Massstab  für  die  Frage  zu  gewinnen,  wer  eigentlich  die 
Schuld  au  der  unversölinlichen  Entzweiung  trägt. 

Von  allen  Forschern  beider  Parteien  nie  bestritten  ist  die 
Thatsache,  dass  Friedrich  nur  in  Italien  mit  dem  Pai)ste  in 
Conflikt  geraten  ist,  und  dass  gerade  die  eigenartigen  Verhält- 
nisse, wie  sie  sich  dort  in  der  Zeit  zwischen  dem  Tode  Hein- 
richs VI  und  dem  Regierungsantritt  Friedrichs  gebildet  hatten, 
den  Anlass  zu  diesem  gegeben  haben.  (.Geteilt  sind  nur  die 
Ansichten  darüber,  in  welchem  Teile  Italiens  hauptsächlich  die 
Interessen  beider  Parteien  aneinander  gerieten,  in  Süditalien 
und  Sicilien,  wo  Friedrichs  starke  ikmcentration  der  königlichen 
(jewalt  jeden  fremden  Einfluss  unmöglich  machte,  oder  im  Norden, 
in  der  Lombardei.  Dieses  behauptete  der  Kaiser*),  jenes  der 
Papst*),  und  es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  beide  Angaben  auf 
ihre  Richtigkeit  hin  zu  prüfen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  unerläss- 
lich, dass  wir  auf  die  Entwickelung  der  Verliältnisse  in  Italien 
in  der  Zeit  vor  Friedrichs  Regierungsantritt  zurückgreifen;  wir 
gewinnen  dadurch  den  Boden,  auf  dem  sich  der  Streit  entwickelt, 
und  der  zur  Beurteilung  der  Frage  notwendig  ist.  Im  .Anschluss 
daran  würde  kurz  auch  der  erste  Kampf  Friedrichs  mit  Gre- 
gor IX  zu  behandeln  sein,  denn  für  unsere  Frage  kommen 
unmittelbar  nur  die  Ereignisse  in  Betracht,  welche  zur  Exkom- 
munikation von  123!)  und  zur  .Absetzung  Friedrichs  1245  führten. 

Hatte  schon  der  Tod  Kaiser  Heinrichs  VI  das  Papsttum 
von  der  (jetähr  befreit,  ganz  von  kaiserlichem  Gebiet  um- 
schlossen und  fast  aller  weltlichen  Macht  beraubt,  vollkommen 
von  dem  Willen  eines  mächtigen  Herr.schers  abhängig  zu  werden, 
so  war  es  bald  darauf  lunocenz  III,  der  durch  Vernichtung 
des  deutschen  Einflusses  auf  Italien  das  Ansehen  des  Papst- 
tums wiederhei-stellte  und  ihm  zu  au.sgedehnterem  weltlichen 
Besitz  verhalt.  Begünstigt  wurde  er  in  seinen  Bestrebungen 


*)  Vgl,  den  Brief  v.  20.  Ajiril  1231)  (H.  B.  V,  .S05/6.) 

•)  Vgl.  die  Bannbulle  von  12.3!)  (H.  B.  V,  28ß),  ferner  die  Erwiderung 
auf  den  Brief  des  Kaisers  vom  20.  April  (Rod.  7öO  p.  651.) 
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durch  die  Thronstreitigkeiten  in  Deutschland,  die  alle  Kraft 
und  .Aufmerksamkeit  in  .Anspruch  nahmen  und  ihm  Zeit  Hessen, 
seine  Plane  ungestört  dmvhzuffihren;  und  ehe  sich  wieder  ein 
Herrscher  um  Italien  kümmeni  konnte,  war  hinreichend  Zeit 
verflossen,  um  die  Massregeln  Innoceuz’  genügend  zu  kräftigen. 

Was  Heinrich  VI  vor  allen  Dingen  für  das  Papsttum 
furchtbar  gemacht  hatte,  war  der  Umstand,  da.ss  mit  .Ausnahme 
der  nächsten  Umgebung  Roms  ganz  Italien  in  seinem  Besitze 
sich  befand,  denn  dieser  ungeheuren  Machtentfaltung  stand  das 
Papsttum  wehrlos  gegenüber,  da  auch  die  mächtigste  Stütze, 
auf  die  es  sich  bisher  immer  verlassen  hatte,  das  sicilisch- 
normannische  Königreich  im  Besitze  des  Kaisers  war,  welcher 
nicht  einmal  die  Lehnshoheit  des  Papstes  über  dasselbe  aner- 
kennen wollte.  Es  galt  also  für  Innoceuz  eine  solche  Macht- 
verteilung zu  ändern  und  für  die  Zukunft  unmöglich  zu  machen 
und  somit  die  politische  Uombination  zu  zerstören,  durch  die 
Heinrich  VI  das  Papsttum  vollständig  lahm  gelegt  hatte.  Zu 
diesem  Zwecke  galt  es  für  ihn,  sich  eine  weltliche  .Macht  zu 
verschaÖ'en  und  das  päpstliche  .Ansehen  im  Patrimonium  wieder- 
herzustellen. Geschickt  den  Hass  der  Italiener  gegen  die 
Deutschen  benutzend,  gelang  es  ihm  bald,  nicht  nur  dies  Ziel 
zu  erreichen,  sondern  auch  das  Gebiet  der  Kirche  weit  über 
seine  ursprünglichen  Grenzen  hinaus  über  .Mittelitalien  auszu- 
dehnen, indem  er  die  kaiserlichen  Lehensträger  Markwald  von 
.Anweiler  und  Konrad  von  Urslingen  aus  der  Mark  .Ankona 
und  dem  Herzogtum  Spoleto  vertrieb  und  das  Land  für  den 
heiligen  8tuhl  in  Besitz  nahm.  So  hatte  er  die  Grundlage  des 
Kirchenstaates  gelegt  und  sich  mit  einer  breiten  Masse  zwischen 
Nord-  und  .‘^nditalien  geschoben,  ein  Umstand,  welcher  die  Ver- 
einigung sehr  erschweren  musste.  Zum  Schutze  des  nenge- 
bildeten  Slaatrs  'Ulasste  er  die  Lombarden  sich  zu  einem 
neuen  Städtebund  zu.sammenzuschliessen,  indem  er  richtig  er- 
kannte, dass  er  sie  als  einen  mächtigen  Wall  gegen  feindliche 
Einfälle  der  Kaiser  benutzen  könne;  und  auch  die  tuskischen 
Städte  bildeten  durch  das  Beispiel  der  lombardischen  angeregt 
einen  Bund,  der  in  grössere  .Abhängigkeit  vom  Papst  trat  ‘h 

')  sie  wareu  zum  Schutze  iles  Papstes  verpflichtet  und  craplingen  vuu 
ihm  ihre  Verwalter,  in  l>es(inderen  Fällen  auch  direkte  Befehle,  cfr.  Hurter, 
luii.  m.,  I,  p.  138— m 
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Auch  in  Unteritalien  machte  Innocenz  mit  Erfolg  alte 
Rechte  des  Papsttums  geltend.  Es  gelang  ihm  hier  die  Kaiserin 
Constanze,  Heinrichs  VI  Wittwe,  zur  Anerkennung  der  päpst- 
lichen Oberlehnsherrlichkeit  und  zum  Verzicht  auf  eijüge  wich- 
tige Vorrechte  bei  der  Besetzung  geistlicher  Stellen  für  sich 
und  ihren  Sohn  Friedrich  zu  bewegen;  er  stellte  damit  das 
klare  rechtliche  Verhältnis  der  Päpste  zu  Sicilien  wieder  her, 
wie  es  vor  Heinrich  VI  bestanden  hatte,  und  als  Constanze 
ihm  auch  die  Vonuundschaft  über  Friedrich  und  das  balium 
regni  übertrug,  war  sein  Einfluss  auf  das  Königreich  auf  Jalire 
hinaus  gesichert.  Und  wenn  er  auch  hier  noch  einigen  Wider- 
stand fand,  so  muss  man  doch  sagen,  dass  es  ihm  bereits  ein 
Jahr  nach  seinem  Ke.gierungsantritt  gelungen  war,  die  für  das 
Papsttum  so  gefährliche  politische  Combination  Heinrichs  VI 
vollständig  zu  zerstören. 

Sobald  Innocenz  hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  wandte  er 
sich  nach  Ueutschlaud,  um  auch  dort  die  Stellung  des  Papst- 
tums für  einen  etwaigen  Kampf  mit  dem  Kaiser  möglichst  zu 
stärken.  Kr  suchte  dazu,  wie  einst  sein  grosser  Vorgänger 
Gregor  VII,  die  unabliängige  Stellung  der  deutschen  geistlichen 
Fürsten  zu  untergraben,  um  so  auch  über  die  Machtmittel 
derselben  verfügen  zu  können.  Die  hohe  Geistlichkeit  war  in 
Deutschland  die  Hauptstütze  des  Kaisei's,  namentlicli  gegen  die 
teiTitorialen  Bestrebungen  der  weltlichen  Fürsten;  auf  sie 
waren  seit  Otto  I grosse  Massen  von  Keichslehen  vereinigt 
worden.  Gregor  VII  liatte  gegen  sie  den  ersten  Stoss  vollführt 
durch  das  Verbot  der  Investitur  durch  Laienhand;  ein  heftiger 
Kampf  entbrannte,  der  yorläuflg  durch  das  Wormser  Concordat 
beendet  wurde.  Jetzt  versuchte  Inuocenz  III,  eine  günstige 
Gelegenheit  nutzend,  den  Ansprüchen  des  Papsttums  Geltung 
zu  verschaffen,  und  es  gelang  ihm  dies,  da  keine  Centralgewalt 
vorhanden  war,  an  der  die  Bischöfe  im  Notfälle  einen  Halt 
gefunden  hätten.  Nach  langem  Widerstande  der  geistlichen 
Fürsten  hatte  er  in  Deutschland  folgendes  durchgesetzt:  Die 
Wahlen  der  Bischöfe  sollen  von  jeder  Einwirkung  durch  die 
Laien  befreit,  allein  durch,  die  Capitel  ausgeübt  werden,  dem 
Papste  oder  seinem  Stellvertreter  soll  eine  Wahlprüfung  und 
somit  auch  eine  Wahlbestätigung  zustehen,  und  drittens  .soll  er 
das  Recht  haben,  auch  solche  Leute,  denen  ein  kanonisches 
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Hindernis  im  Wege  stehe,  zu  Bischöfen  zu  ernennen  ‘).  Damit 
war  der  Investiturstreit  zu  Gunsten  des  Papstes  entschieden. 

S«  hat  Innocenz  III  durch  den  Einfluss,  den  er  dem  Papst- 
tum in  Italien  verschatfte,  und  die  neu  erworbene  Disciplinar- 
gewalt  über  die  deutsche  Geistlichkeit  im  wesentlichen  die  Er- 
folge vorbereitet,  die  das  Papsttum  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts erreichte. 

Innocenz  liess  es  sich  aber  auch  angelegen  sein,  durch 
kaiserliche  Anerkennung  eine  rechtliche  Sanktionierung  dieser 
Verhältnisse  zu  erlangen,  und  er  verpflichtete  deshalb  immer 
denjenigen  Prätendenten,  welchen  er  gerade  unterstützte,  die 
Veränderungen  anzuerkenueu.  So  erklärte  Otto  IV  1209  zu 
Speier,  dass  er  mit  allen  Massnahmen  des  Papstes  einverstanden 
sei,  und  so  ebenfalls  Friedrich  II  1213  zu  Eger,  dass  er  sowohl 
den  Kirchenstaat,  als  auch  die  Veränderungen  in  der  Besetzung 
geistlicher  Stellen,  sowie  die  päpstliche  Oberlehnsherrlichkeit  in 
Sicilien  anerkennen  wolle. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Entwickelung  der  Verhält- 
nisse in  Italien  unter  Friedrichs  II  Regierung.  Wir  haben 
oben  das  Streben  Innocenz’  III  gesehen,  auf  alle  Weise  zu  ver- 
meiden, dass  das  Gebiet  der  Kirche  überall  von  derselben 
Macht  umgeben  wäre.  Dieses  Streben  zeigt  sich  auch  bei  der 
Wahl  Friedrichs  zum  deutschen  König*).  Im  Interesse  des 
Papsttums  war  es  nötig,  dass  eine  Personal-  wie  Realunion 
zwischen  Deutschland  und  Sicilien  vermieden  würde;  infolge 
dessen  bewirkte  Innocenz  die  Krönung  des  jungen  Heinrich  zum 
König  von  Sicilien,  sobald  Friedrich  zur  Uebernahme  der  Krone 
nach  Deutschland  ging;  für  ihn  sollte  dieser  nur  die  Regent- 
schaft führen  während  der  Minderjährigkeit;  Constanze,  Friedrichs 
Gemahlin,  war  zur  Reichsverweserin  ernannt,  sie  sowohl  wie  ihr 
Sohn  sollten  in  Sicilien  verbleiben.  Indessen  schon  im  Jahre 
121.0,  als  Friedrichs  Sieg  nicht  mehr  zweifelhaft  war,  regte 
sich  in  diesem  der  Wunsch,  t.'onstanze  und  Heinrich  bei  sich  in 
Deutschland  zn  haben,  vielleicht,  um  so  mehr  Einfluss  auf  die 
Verwaltung  Siciliens  wiederzuerhalten.  Aber  erst  nach  langen 

')  Vgl,  R,  .Schwemer,  Innocenz  III  und  die  deutsche  Kirche  von  1198 
bis  1208,  Strsssburg  1882. 

')  Für  dos  folgende  vgl.  Wiukelmann,  Forschungen  zur  deutschen  Oe- 
Khichte  1,  p.  13  ff. 
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Verhandlungen  vermochte  er  den  Papst  dazu,  seine  Einwilligung 
zu  dieser  Uebersiedelung  zu  geben,  und  sie  wurde  nicht  erlangt, 
ohne  dass  Friedrich  am  1.  Juli  1216  noch  weitere  Sicherheiten 
gab.  Er  musste  versprechen,  gleich  nach  seiner  Kaiserkrönung 
seinen  Sohn  aus  seiner  väterlichen  Gewalt  zu  entlassen  und  ihm 
das  Königreich  als  Lehen  der  Kirche  ganz  zu  übei-geben,  wie 
er  es  bisher  gehabt  hatte.  Von  da  an  wollte  er  sich  nicht 
mehr  König  von  Sicilien  nennen  und  wollte  dafür  sorgen,  dass 
das  Königreich  bis  zur  Grossjährigkeit  seines  Sohnes  mit  Zu- 
stimmung des  Papstes  von  einer  geeigneten  Person  verwaltet 
werde,  die  alle  Vei-pflichtnngen  und  Dienste  für  den  heiligen 
Stuhl  zu  erfüllen  habe,  damit  nicht  eine  ^unio“  des  Kaiser- 
reiches mit  Sicilien  entstünde,  die  zwischen  dem  apostolischen 
Stuhle  und  seinen  Nachfolgern  Streit  hervorrufen  könnte ‘)- 

Indessen  war  es  natürlich,  dass  bei  genauerer  Einsicht  in 
die  Verhältnisse  Deutschlands,  während  er  dort  mit  Otto  IV 
Krieg  führte,  in  Friedrich  der  Wunsch  entstand,  beide  Reiche 
in  seiner  Hand  zu  vereinigen.  Sein  staatsmännischer  Blick 
hatte  bald  erkannt,  da.«s  seine  Stellung  im  Reiche  durchaus 
nicht  mehr  die  war,  welche  sein  Vater  und  sein  Grossvater 
einst  gehabt  hatten,  gestützt  auf  eine  grosse  Hausmacht,  ge- 
tragen von  den  deutschen  geistlichen  Fürsten  und  den  Ministe- 
rialen, jedem,  auch  dem  mächtigsten  Fürsten  bei  weitem  über- 
legen. In  den  Wirren,  die  auf  Heinrichs  VI  Tod  gefolgt  waren, 
war  viel  Privatbesitz  der  Staufer  verloren  gegangen,  von  Phi- 
lipp und  von  Friedrich  selbst  zur  Belohnung  für  die  treuen 
Dienste  ihrer  Anhänger  verwendet  worden.  Die  veränderte 
Stellung  der  deutschen  Geistlichkeit  ist  schon  oben  berülirt 
worden,  und  wenn  Friedrich  auch  jetzt  an  ihr  eifrige  Förderer 
fand,  so  verhehlte  er  sich  nicht,  dass  sie  sich  vielleicht  auch  auf 
Befehl  des  Papstes  gegen  ihn  wenden  könnte,  wie  sie  es  bei 
Otto  IV  gethan  hatte.  Alle  diese  Erwägungen  mussten  in  ihm 
notwendig  den  Wumsch  erwecken,  Sicilien  für  sich  zu  behalten, 
und  er  suchte  deshalb  Houorius  III,  den  Nachfolger  Innocenz’  III, 
zu  bewegen,  ihm  die  Regierung  Siciliens  bei  seinen  Lebzeiten 
zu  überlassen*),  während  er  gleichzeitig  die  Innocenz  1216  ge- 


*)  Vgl.  die  Urkunde  vom  1.  Joli  1216  b.  H.  B.  I,  469. 

‘)  Vgl.  den  Brief  vom  19.  Februar  1220,  Winkelmann,  Acta  I,  173  p.  150. 
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leisteten  Vei  sprecliungen  wiederholte  ‘).  Infolge  mündlicher  Ver- 
handlungen bei  der  Kaiserkrönung  wurde  ihm  diese  Bitte  ge- 
währt. denn  er  führte  den  Titel  Siciliae  rex,  der  eigentlich  von 
da  ab  ausschliesslich  seinem  Sohn  Heinrich  gebührte,  ohne 
Widersprach  des  Papstes  weiter.  In  der  Hauptsache  blieb  so- 
mit die  Stellung  Siciliens  zum  Reiche  dieselbe  wie  1212,  die 
Realunion  war  ausgeschlossen  und  blieb  es  auch  in  der  Folge- 
zeit; aber  durch  die  Personalunion  war  die  Verbindung  zwischen 
dem  Königreich  und  dem  Kaisertum  doch  erhalten  und  zwar 
mit  Zustimmung  des  Papstes,  und  damit  die  Absicht  Inno- 
cenz’  III  zum  Teil  vereitelt. 

Die  nächste  Zeit  nach  der  Kaiserkrönung  zeigt  uns  ein 
fast  ungetriibtes  Verhältnis  Friedrichs  zum  Papste.  Der  Kaiser 
war  bis  1226  in  Sicilieu  mit  der  Bekämpfung  der  aufständischen 
Sarazenen  und  mit  der  Niederwerfung  der  rebellischen  Grafen 
von  t'elano  und  A versa  im  Königreich,  sowie  mit  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  daselbst  hinreichend  beschäftigt.  Erst  als  er 
hier  sein  Ziel  erreicht  hatte,  konnte  er  daran  gehen,  die  Reichs- 
angelegenheiten für  den  bevoretehenden  Krenzzug  zu  ordneu. 
Einer  Ordnung  bedürftig  mussten  ihm  vor  allem  die  Verhält- 
nisse in  Norditalien  erscheinen.  Den  Abschluss  der  langen 
Kämpfe,  die  unter  Friedrich  I hier  geführt  waren,  hatte  der 
Friede  von  t'onstanz  gebildet,  in  welchem  bezüglich  der  Re- 
galien, die  der  Hauptpunkt  des  Streites  gewesen  waren,  fest- 
gesetzt wurde,  dass  dieselben  in  den  Städten  selbst  der  Ge- 
meinde überlassen  bleiben,  in  den  Diöcesen  aber  dem  Kaiser 
wieder  zurückerstattet  werden  sollten.  Ferner  wurde  die  Ober- 
hoheit des  Kaisers  auch  betreffs  der  Einsetzung  der  consules  in 
den  Städten  wiederhergestellt,  den  Städten  dagegen  hinreichende 
Sicherheit  wegen  ihrer  Selbstständigkeit  gegeben,  so  auch  ihnen 
das  Recht,  ihren  Bund  zu  erneuern,  gewährleistet.  Dieser 
Friede  bildete  für  die  Folgezeit  die  Grundlage  für  das  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden.  Als  aber 
nach  Heinrichs  VI  Tode  die  Macht  der  Deutschen  in  Italien  zu 
Grunde  ging,  gewöhnten  sich  auch  die  Lombarden  daran,  die 
kaiserlichen  Rechte  so  auszuüben,  wie  sie  es  vor  Friedrichs  I 


')  Vgl.  den  Brief  vom  10.  Febmar  1320.  H.  B.,  Ronlesuz  de  Clnny  30 
und  B.  J.  V,  1091. 
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Eingreifen  gethan  hatten,  und  niemand  leistete  ihnen  darin 
Widerstand,  bis  Friedrich  II  1226  daran  ging,  die  alten  Reichs- 
reclite  wiederherzustellen,  wozu  er  eine  Curie  zu  Cremona  an- 
sagte. Die  Lombarden  jedoch,  aus  Furcht,  Friedrich  möchte 
ihre  Selbstständigkeit  vernichten,  hinderten  durch  Sperrung  der 
Alpenpässe  jeden  Zuzug  aus  Deutschland,  den  sie  nur  gegen 
Bedingungen  gestatten  wollten,  wie  sie  Friedrich  unmöglich  au- 
nehmen  konnte'). 

Untersuchen  wir  nun  einmal,  ob  die  Lombarden  zu  einem 
solchen  Schritt  Veranlassung  hatten,  und  ob  Friedrich,  wie  dies 
vielfach  behauptet  worden  ist*),  schon  jetzt  die  Absicht  hatte, 
den  Frieden  von  Constanz  für  ungiltig  zu  erklären  und  damit 
eine  gründliche  Veränderung  der  Verhältnisse  in  Norditalien  her- 
beizuführen. 

In  einem  Schreiben  an  Viterbo*)  spricht  sich  der  Kaiser 
dahin  aus,  dass  er  den  Reichstag  zu  Cremona  zusaramenberufe, 
weil  die  Reichsrechte  in  den  Wirren  der  vorhergegangeuen  Zeit 
verloren  seien,  und  die  Einwohner  sich  dort  fortwährend  be- 
kämpften (qualiter  iura  imperii  pro  varietate  temporis  praece- 
dentis  conculcata  iaceant  et  depressa  et  qualiter  eins  tranquilli- 
tas  fuerit  olim  et  sit  usque  ad  haec  felicia  nostra  tempora  per- 
turbata,  universi  de  imperio  iam  senserunt  et  sentiunt  incessanter). 
Deshalb  wolle  er  die  Reichsrechte  wiederherstellen  und  die 
Unterdrückungen  seiner  Unterthanen  verhindern  (Volentes  igitur 
iura  imperii  in  statum  oi)timum  reformare  subditorumque  op- 
pressionibus  condolentes  apud  Cremonam  de  cousilio  principum 
palatinorum  solemnem  curiam  indiximus  celebrandam).  Friedrich 
blieb  damit  durchaus  auf  dem  Rechtsboden,  den  der  Con- 
stanzer  Friede  geschaffen  hatte,  und  wenn  die  Lombarden 
sich  gegen  den  Kaiser  zusamraenschlossen  und  den  Durchzug 
Heinrichs  nur  bedingungsweise  gestatten  wollten,  so  verstiessen 

*)  Friedrich  sollte  seine  sicilische  Begleitung  entlassen,  während  Kftnig 
Heinrich  und  die  Fürsten  nur  mit  1200  Pferden  die  Lombardei  betreten  sollten. 
Auch  sollten  beide  sich  verpflichten , gegen  die  Lombarden  nicht  die  Acht 
ansznsprechen , so  lauge  sie  in  jener  Gegend  wären,  u.  a.  m.  Aufgezählt  in 
dem  Gutachten  der  deutschen  Fürsten,  H.  B.  II,  609. 

*)  So  auch  von  Winkelmann,  Friedrich  II,  I,  p.  199. 

*)  H.  B.  II,  548.  Dasselbe  wird  in  gleicher  Weise  auch  an  die  anderen 
italienischen  Städte  ergangen  sein,  denn  es  fehlt  in  ihm  jede  besondere  Be- 
ziebung  auf  Viterbo;  vergl.  B.  J.  V,  1593. 
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sie  dadurch  gegen  mehrere  Artikel  des  Friedens  (Art.  29  und 
30  und  Art.  33),  die  sie  teils  verpflichteten,  dem  Kaiser  bei  der 
Wiedererlangung  verloren  gegangener  Reichsrechte  zu  helfen, 
teils  auch,  wenn  er  die  Lombardei  beträte,  für  Herstellung  von 
Strassen  und  Brücken  zu  sorgen.  Sie  waren  es  also,  die  sich 
zuerst  eine  Rechtsverletzung  zu  Schulden  kommen  Hessen  und 
dadurch  Friedrich  zu  weiteren  Schritten  Anlass  gaben.  Be- 
merkenswert ist  auch,  dass  der  Kaiser  bei  seinem  Vorgehen  die 
deutschen  Fürsten,  auch  die  geistlichen,  sowie  die  italienischen 
Bischöfe  auf  seiner  Seite  hatte,  und  dass  diese  ihm  zu  den 
Massregeln  rieten,  die  er  erst  ergriff,  als  alle  Verhandlungen 
gescheitert  waren.  Und  auch  bei  dem  weiteren  Vorgehen  ist 
das  Recht  durchaus  auf  seiner  Seite.  Die  Lombarden  hatten 
einen  angesagten  Reichstag  durch  ihre  Unbotmässigkeit  ver- 
hindert, sie  hatten  dem  deutschen  König  den  Zugang  zur  Lom- 
bardei mit  bewaffneter  Hand  vei-sperrt  und  sich  somit  eines 
Friedensbruches  schuldig  gemacht;  die.  Strafe,  die  sie  hierfür 
traf  und  treffen  musste,  war  die  Reichsacht  und  im  Gefolge  da- 
von der  Verlust  aller  ihrer  Privilegien.  Friedrich  konnte  nicht 
anders  handeln,  als  er  gehandelt  hat;  das  beweist  schon  das 
Gutachten,  das  die  Fürsten  in  dieser  Sache  abgaben.  Von  einer 
„Hast“,  mit  der  Friedrich  sie  ihrer  Privilegien  beraubt  hätte*), 
kann  deshalb  umsoweniger  die  Rede  sein,  als  dies  ja  erst  ge- 
schah, nachdem  sie  es  verschmäht  hatten,  die  von  ihnen  selbst 
gestellten  Bedingungen  zu  erfüllen'*).  Wir  müssen  also  daran 
festhalten,  dass  der  Kaiser  nur  mit  der  Absicht  nach  der  Lom- 
bardei gekommen  ist,  die  in  den  Wirren  nach  seines  Vaters 
Tode  verlorenen  Reichsrechte  und  damit  die  Oberhenschaft  in 
der  Lombardei  auf  Grund  des  Constauzer  Friedens  wieder- 
zugewinneii ; gelang  ihm  dies,  so  konnte  er  wohl  zufrieden  sein, 
denn  die  „unbestimmte  Oberherrschaft“  war  gross  genug,  da 
der  Constauzer  Friede  eine  Summe  von  Rechten  gewährte,  die 
dem  Kaiser  die  Herrschaft  sicher  in  die  Hände  gab.  Machten 
ihm  die  Lombarden  nun  Opposition,  und  erlangte  er  dadurch 
das  Recht,  weiter  gegen  sie  vorzugehen  und  sie  ihrer  Privilegien 
zu  berauben,  so  mag  ihm  dies  wohl  eine  willkommene  Gelegen- 

')  Vgl.  Winkelmann  a.  a.  0. 

’)  Vgl.  Friedrichs  Brief  an  Uonorius  111,  H.  B.  11,  642. 
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heit  gewesen  sein,  aber  nichts  in  unseren  Quellen  berechtigt  zu 
der  Annahme,  dass  dies  schon  in  seiner  Berechnung  gelegen 
hat,  als  er  den  Reichstag  einberief*).  Wenn  Friedrich  später 
in  den  Vordergrund  stellte,  dass  der  Reichstag  des  Kienzzuges 
w’egen  einberufen  war  **),  so  scheint  das  dein  Einberufungsschreiben 
an  Viterbo  zu  widersprechen,  in  welchem  davon  gar  nicht  die 
Rede  ist;  aber  abgesehen  davon,  dass  Friedrich  vor  Antritt  des 
Kreuzzuges  die  Reichsangelegenheiten  und  somit  auch  die  in 
der  I^mbardei  ordnen  mnsste,  und  eine  Verzögerung  dieser 
Ordnung  auch  eine  Verzögerung  des  Kreiizzuges  herbeifiihrte, 
so  ist  diese  Behauptung  Friedrichs  auch  noch  aus  einem  anderen 
Grunde  zu  erklären.  Friedrich  hatte  keine  Militärmacht  bei 
sich,  um  seine  Beschlüsse  durchzusetzeu , und  es  war  voraus- 
zuseheu,  dass  die  Sache  nur  durch  einen  Schiedsspnich  des 

')  Dies  möchte  ich  im  Uegensatze  zu  VVinkelmann  l'estlialCcu , Her  be- 
hauptet, Friedrich  «ei  schon  mit  der  Absicht  in  die  Lombardei  gezogen,  sie 
der  Privilegien  des  Constanzor  Friedens  zu  berauben.  Er  stützt  sich  dabei 
ausser  auf  die  .Hast“,  mit  der  der  Kaiser  zu  VV'erkc  ging,  und  von  der  schon 
oben  die  Rede  war,  auf  eine  Aeusserung  Friedrichs,  in  der  er  die  societas 
eine  iUicita  nennt  (H.  B.  II,  64ö),  während  den  Lombarden  im  Coiistanzer 
Frieden  (Art.  20)  das  Recht  garantiert  wurde,  die  societas  zu  liaben  und  zn 
erneuern.  Dabei  darf  aber  nicht  ausser  jtelit  gelassen  werden,  dass  Friedrich 
diesen  Brief  (H.  B.  II,  642)  erst  am  12.  Juli  schrieb,  nachdem  deu  Lombarden 
der  Friede  von  l'onstauz  abgesprochen  war  (11,  Juli);  dass  ferner  Friedrich 
hier  wohl  coniurationis  et  societatis  illicitac  als  .unerlaubte,  aufrührerische 
Verbindung“  fasst,  wie  schon  oben  coniurationis  illicitae  (pag.  642).  und  nicht 
societas  im  prägnanten  Sinne  des  Wortes  als  Städtebimd  der  Lombardei;  end- 
lich aber,  dass  Friedrich  in  jedem  Falle  vollkommenes  Recht  hatte,  eine 
solche  societas,  wie  sie  bestand,  mit  au^gesproiLener  Tendenz  gegen  den 
Kaiser,  eine  illicita  zu  neunen,  da  eiue  solche  zn  schliessen  den  Lombarden 
auch  durch  den  Artikel  20  des  C'onstanzer  Frie<leus  nicht  gestattet  war. 
Wenigstens  glaube  ich  das  .societatem,  quam  nunc  habent*  nur  verstehen  zti 
können:  .einen  Bund,  wie  er  durch  die  Bestimmimgen  des  Friedens  be- 
dingt ist“. 

*)  Ich  füge  hier  diejenigen  Stellen  au,  wo  ich  den  Zweck  des  Reiclis- 
tages  erwähnt  finde; 

H.  B.  II , 609.  pro  dicto  negotio  (seil.  Terrae  Sanctae)  promovendo  in  Ita- 
liam  veniret. 

H. 'B.  II,  642:  generalem  curiam  pro  reformatioue  pacis,  extirpanda  bae- 
retica  pravitate  et  Terrae  Sanctae  negotio  ccicbrandam. 

R.  327  p.  247 ; quod  impediente  societate  vestra  nequiverat  (seil,  imperator) 
iuxta  propositnm  suum  procedere  contra  pravitatem  haereticam,  quae 
partes  illas  dicitur  graviter  infecisse  ac  relevare  libertatem  ecclesiasti- 
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Papst«»  würde  beigelegt  werden  können.  Er  musste  deshalb 
diesem  die  Möglichkeit  abschneiden,  ein  Urteil  zu  Gunsten  der 
lyombarden  zu  fällen,  und  glaubte  dies  nicht  besser  thun  zu 
können,  als  dadurch,  dass  er  die  letzteren  als  Frevler  gegen 
die  Kirche  hinstellte.  Aber  gerade  dieser  Umstand  gab  später 
dem  Papste  die  Möglichkeit,  seine  Entscheidung  so  zu  treffen, 
dass  die  Lombarden  hauptsächlich  wegen  Verhinderung  kirch- 
licher Angelegenheiten  zur  Stellung  von  400  Rittern  für  das 
heilige  Land  verurteilt  wurden  während  Friedrich  ganz  leer 
ausging  und  ihnen  obenein  noch  alles  verzeihen  und  alle  Sen- 
tenzen gegen  sie  widerrufen  musste.  Da  aber  der  eigentliche 
Kern  der  Zwietracht  zwischen  ihm  und  den  Lombarden  auf 
diese  Weise  gar  nicht  gestreift  wurde,  und  die  Frage  über  die 
Reichsrechte  ganz  aus  dem  Si)iele  blieb,  so  konnte  Friedrich 
sich  einen  solchen  Schiedsspruch  gefallen  lassen,  der  ihm  durch- 
aus die  Freiheit  liess,  auf  diese  Angelegenheit  wieder  zurück- 
zukomraen.  Diese  Absicht  hat  Friedrich  auch  gehabt,  und  wir 
werden  sehen,  dass  er  sie  bald  nachher  wieder  aufnahm. 

Für  das  Papsttum  barg  dieser  Versuch  Friedrichs,  die 
Heri-schaft  in  der  Lombardei  an  sich  zu  ziehen,  eine  grosse 
(jefahr  in  sich,  da  auf  diese  Weise  die  einzige  Macht,  die 
ausser  dem  Kirchenstaat  die  Hauptcentren  der  kaiserlichen 
Macht  trennte,  in  die  Hände  des  Kaisers  gefallen  wäre,  und 
der  Kirchenstaat  allein  dem  Kaiser  einen  ernstlichen  Wider- 

cam,  quae  ibidem  mnltipliciter  asaerebatur  oppreasa  nec  procurare  snb* 
.'»idium  Terrae  Sanctae.  propter  quod  apecialiter  ad  partea  ipaaa  dnxerat 
accedeudum,  quudque  captivi  sibi  contra  iua  et  honorem  imperii  fuerant 
denegati. 

H.  B.  II,  670:  Uude  coiitigit  quod  pro  reformanda  uuiveraali  pace  flnuiter 
et  iibi(|ue  per  inuiidum  et  pro  iudiirendia  fidelibiis  ad  obiteqiiiiim  cnici- 
fiii  indiximna  curiam  generalem  Creinonae. 

Auch  die  Aiuialenrenuerke  stellen  diesen  Punkt  in  den  Vordergmnd: 

Ann.  (Jol.  max.  S.  S.  XVII,  p.  840:  pro  statu  imperii  reformando  et  negotio 
Terrae  Sanctae. 

(’unt.  S.  Crucis  >S.  8.  IX,  p.  627 : pro  negotio  Ssiuctae  t'racis. 

Ohron.  Turonense,  Bonquet,  Kecueil  XVIII,  p.  313:  Super  eitirpatione 
baereticorum  Italiae  et  negotio  Terrae  Sanctae  et  concordia  ciTitatam. 

Chron.  Sicul.  H.  B.  I,  p.  897 : super  recnperatione  Terrae  Sanctae. 

')  Vgl.  die  Entscheidung  des  Papstes  vom  ö.  Januar  1227  (B.  327,  p.  247.) 
Sach  Ann.  Plac.  Guelti  (S.  S.  XVIII.  p.  443)  kam  dieselbe  nach  Ungeren  Ver- 
handlungen im  Dezember  1226  zustande. 
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stand  entgegenzusetzen  nicht  vermochte.  Es  war  daher  nicht 
zu  verwundern,  wenn  man  päpstlicherseits  mit  Friedrichs  Vor- 
gehen nicht  einverstanden  war,  und  eine  weitere  TiHbung  er- 
litt das  Verhältnis  dadurch,  dass  Friedrich  sich  Eingriffe  in 
die  kirchliche  Verwaltung  Siciliens  hatte  zu  Schulden  kommen 
lassen,  ohne  auf  die  Klagen,  die  der  Papst  darüber  führte, 
Rücksicht  zu  nehmen*).  Auf  die  Spitze  getrieben  aber  wurde 
der  päpstliche  Zorn  durch  die  abermalige  Verzögerung,  die  der 
Kreuzzng  erlitt,  als  Friedrich  1227  wieder  an  das  Land  ging. 
Alle  aufgewendete  Mühe  schien  vergeblich,  und  in  seinem  In- 
grimm hierüber  exkommunicierte  Honorins’  III  Nachfolger,  der 
heissblütige  Gregor  IX,  den  Kaiser  am  29.  September  und 
18.  November  1227.  Als  aber  im  folgenden  Jahre  Friedrich 
den  Kreuzzug  antreten  wollte,  und  der  Bann  so  gegenstandslos 
zu  werden  drohte,  wiederholte  ihn  der  Papst  am  23.  März  1228 
und  zwar  nicht  allein  wegen  des  nichtunternommenen  Krenz- 
zuges,  sondern  auch  wegen  Bedrückung  der  Kirche  in  Sicilien. 
Gleichzeitig  war  die  Drohung  beigefügt,  wenn  der  Kaiser  nicht  die 
Uebelstünde  in  Sicilien  abstellen  würde,  so  würde  man  ihn  seines 
Lehens,  des  Königreiches,  berauben;  eine  Drohung,  die  weiter 
keinen  Erfolg  hatte,  als  dass  Friedrich  für  den  äussersten  Fall, 
dass  Gregor  wirklich  Sicilien  als  erledigtes  Lehen  mit  Gewalt 
in  Besitz  nehmen  sollte,  seinem  Statthalter  die  Vollmacht  zn- 


')  Han  kannte  hier  eine  Aenssemng  Friedrichs  anfhhren  (H.  6.  II,  9.H2 
eztr.),  nach  der  er  damals  nichts  Geringeres  beabsichtigt  hätte,  als  Wieder- 
herstellung der  königlichen  Befugnisse,  wie  sie  vor  Innocenz  III  in  Sicilien 
bestanden  hatten ; Cum  imperatoribns  qnadringentis  et  amplius  annis  a Carolo 
Hagno  licitum  fiiisset,  dignitates  archiepiscopalcs  necnon  et  ceteras  omnes 
in  singrulas  provincias  per  aniilnm  et  virgam  conferre,  non  se  Henrico  patre 
non  Friderico  avo  inferiorem.  Cnmqne  Siciliae  reges  et  matrem  eins  Con- 
stantiam  reginam  electionis  praelatomm  ins  pecoliare  semper  habnisse  coustaret, 
eam  in  se  nniim  indignitatem  nec  Guilelmi  regis  avunciüi  in  Komanam 
ecclesiam  beneflcia  nec  parentis  Heurici  liberalitatem  meniis.se  ....  Quousqne 
tandem  patientia  mea  abutetnr  pontifex?  Indessen  scheint  es  mir  sehr  be- 
denklich, ans  dieser  Aetissenmg  .Schlüsse  zu  ziehen,  da  dieselbe  höchst  ver- 
dtchtig  ist;  wenigstens  weisen  die  vielen  historischen  Fehler  anf  eine  wenig 
nnterricbtete  Quelle,  so  die  Bebanptnng,  dass  Friedrich  I und  Heinrich  VI 
das  Beebt  gehabt  hätten,  per  annitun  et  virgam  geistliche  Stellen  zu  vergeben, 
oder  dass  seine  Hutter  Constanze  das  ius  peculiare  der  Wahl  der  Prälaten  immer 
inne  gehabt  hätte,  da  sie  doch  darauf  verzichtete.  Der  Schluss  macht  die 
Annahme  wahrscheinlich,  dass  es  sich  hier  um  eine  blosse  Stilttbnng  handelt. 
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rflckliess,  darauf  mit  der  Einziehung  des  Reichsgebietes  zu  ant- 
worten, das  er  einst  dem  Papst  Innocenz  III  zu  Eger  znge- 
sichert  hatte').  Dieser  aber,  Rajmald  von  Spoleto,  missbrauchte 
diese  Erlaubnis  zur  Erreichung  seiner  eigenen  Zwecke;  er 
rückte  ohne  Veranlassung  in  den  Kirchenstaat  ein,  machte,  um 
das  Herzogtum  Spoleto  in  seine  Gewalt  zu  bringen,  Gebrauch 
von  seiner  Vollmacht  und  gab  so  dem  Papst  eine  willkommene 
Gelegenheit,  nun  seinerseits  in  das  Königieich  einzufallen  und 
die  angedrohte  Besitzergreifung  wirklich,  wenn  auch  nur  teil- 
weise, auszufUhren.  Indem  Gi-egor  so  gegen  den  Kaiser  vorging, 
handelte  er  zugleich  durchaus  im  Interesse  seiner  Verbündeten, 
der  Lombarden,  und  er  durfte  erwarten,  dass  er  von  ihnen  eine 
bedeutende  Unterstützung  erhalten  würde.  Allein  alles,  was 
diese  ihm  auf  wiederholte  Aufforderung  sandten,  waren  300 
Ritter*),  welche  noch  dazu  bald  nach  Friedrichs  Rückkehr  ans 
dem  heiligen  Lande  wieder  in  ihre  Heimat  gingen.  Es  war 
das  für  Gregor  eine  harte  Lehre,  dass  gerade  diejenigen,  die 
mit  ihm  dasselbe  Interesse  hatten,  und  für  die  er  rückhaltlos 
eingetreten  war,  ihn  nun  ganz  im  Stiche  Hessen,  als  es  darauf 
ankam,  ihn  zu  schützen;  er  musste  bei  dieser  Gelegenheit  ein- 
sehen,  dass  ihm  eine  so  unsichere  Bundesgenossenschaft  nichts 
helfen  könne,  falls  der  Kaiser  ernstlich  gegen  ihn  vorginge. 
Diese  Erwägungen  mögen  auch  dazu  beigetragen  haben,  dass 
es  ein  Jahr  nach  Friedrichs  Rückkehr  der  vermittelnden 
Tliätigkeit  deutscher  Fürsten  bereits  gelungen  war,  eine  Eini- 
gung zwischen  den  Streitenden  zu  erzielen.  Gegen  das  Ver- 
sprechen: Der  Kirche  in  allem,  weswegen  er  gebannt  sei,  Ge- 
horsam leisten  zu  wollen;  allen  Anhängern  der  Kirche  zu  ver- 
zeihen, alle  gegen  sie  erlassenen  Sentenzen  zu  widerrufen  und 
der  Kirche  ihr  Gebiet  zurückzuerstatten,  wurde  der  Kaiser  bald 
darauf  (28.  August  1230)  zu  Ceperano  vom  Banne  gelöst;  einige 
Tage  später  (1.  September)  hatte  er  eine  Zusammenkunft  mit 
dem  Papste  zu  Anagni,  in  der  alle  vorhergegangenen  Wirren 
in  befriedigender  Weise  aufgeklärt  wurden.  Es  war  somit  die 


')  Vgl.  Ficker,  Uitteilangen  des  Instituts  f ttr  Osterreicbiscbe  Qeecbichts- 
fonchong  IV,  3 p.  3öl  ff. 

*)  Vgl.  Änn,  Plac,  (iuelfi  S.  S.  XVIII,  p.  444  ad  ann.  1228  und  p.  446  ad 
ann.  1229.  Aun.  Plac.  Oib.  p.  469  ad  anu.  1227. 


Digiiized  by  Google 


16 


Eintracht  zwischen  beiden  Mächten  wiederhergestellt  und  bei 
gegenseitigem  guten  Willen  dauerte  sie  mehrere  Jahre  an,  bis 
schliesslich  durch  andere  Verhältnisse  das  Einvernehmen  auf 
immer  gestört  wurde. 


II. 

Obwohl  Friedrich  die  Lombarden  in  die  allgemeine  Amnestie 
für  den  der  Kirche  geleisteten  Beistand  eingeschlossen  hatte, 
so  hatte  er  doch  durch  dieselbe  nicht  auf  die  Eeichsrechte  in 
Oberitalien  verzichtet  und  er  verlor  deshalb  sein  Ziel,  die 
Wiederherstellung  derselben,  nicht  aus  den  Augen.  Zu  diesem 
Zwecke*)  berief  er  auf  den  1.  November  1231  einen  Reichstag 
nach  Ravenna,  zu  welchem  auch  sein  Sohn  Heinrich  und  die 
deutschen  Fürsten  erscheinen  sollten;  Friedrich  wollte  dadurch, 
dass  er  eine  Militärmacht  hatte,  dem  Misserfolg  Vorbeugen,  den 
er  1226  durch  seine  schwache  Begleitung  erfahren  musste. 
Aber  auch  die  Lombarden  regten  sich  aus  Furcht,  ilire  Freiheit 
zu  verlieren,  zur  Gegenwehr;  auf  einem  Bundestage  zu  Bo- 
logna*) traten  die  östlichen  Städte  zum  Bunde  zurück“),  die 
Veroneser  Clause  wurde  gesperrt  und  der  Zuzug  aus  Deutsch- 
land verhindert,  so  dass  Friedrich,  als  er  am  1.  December  in 
Ravenna  anlangte,  erst  wenige  Fürsten  daselbst  vorfand.  Die 
Sache  lag  somit  genau,  wie  im  Jahre  1226:  die  Lombarden 
hinderten  das  Zustandekommen  eines  Reichstages,  indem  sie 
sich  eines  Friedensbruches  schuldig  machten.  Friedrich  ging 
aber  nicht  wieder  gegen  sie  vor  wie  damals;  nachdem  er  den 
Reichstag  eröffnet  hatte,  verhängte  er  im  Januar  1232  den 
Reichsbann  über  die  Rebellen,  ohne  sie  jedoch  ihrer  Privilegien 
für  verlustig  zu  erklären. 

Der  Papst  hatte  diesen  Ereignissen  von  Anfang  an  nicht 
teilnahmlos  gegenüber  gestanden.  Auch  er  W’ar  offenbar  der 
Ansicht,  dass  in  Oberitalien  etwas  zur  Ordnung  der  Verhältnisse 

‘)  Vgl.  H.  B.  m,  2fi6. 

•)  26.  Üctober  1231.  Vgl.  Ann.  Plac.  Gnelfi  SS.  XVIII.  p.  453. 

•)  Vgl.  H.  B m,  291. 
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geschehen  müsse,  und  da  er  Friedrichs  Verlangen  nicht  ohne 
weiteres  als  ungerechtfertigt  bezeichnen  konnte,  vor  allem  aber 
einen  Krieg  zwischen  dem  Kaiser  und  den  Lombarden,  dessen 
weitere  Folgen  für  seine  eigene  Machtstellung  unabsehbar 
waren,  vermeiden  wollte,  so  suchte  er  die  letzteren  zu  bewegen, 
diesmal  dem  Reichstage  kein  Hindernis  in  den  Weg  zu  legen, 
besondei-s  da  Friedrich  ihm  versichert  hätte,  nichts  gegen  ihre 
Freiheit  zu  beabsichtigen  ').  Inde.ssen  hatten  seine  Bemühungen 
keinen  Erfolg,  und  er  sah  sich  genötigt,  wollte  er  überhaupt 
seine  vermittelnde  Stellung  nicht  aufgebeu,  Unterhändler  abzu- 
senden, die  eine  Einigung  zu  Stande  bringen  sollten*).  Ihren 
Bemühungen  gelang  es,  beide  Parteien  zu  einem  Compromiss 
zu  bewegen,  der  am  13.  Mai  1232  zu  Padua  geschlossen  wurde. 
Danach  sollten  .sich  die  Streitenden  entweder  dem  Schieds.spruch 
der  beiden  Cardinäle  oder,  falls  es  diesen  nicht  gelänge,  eine 
Einigung  zu  erzielen,  dem  des  Papstes  und  des  (’ardinalkol- 
legiums  unterwerfen;  für  den  Weigerungsfall  wurde  eine  Oon- 
ventionalstrafe  von  20000  Mark  Silber  festgesetzt.  Der  Com- 
promiss sollte  sich  zunächst  nur  er.strecken  auf  die  dem  Kaiser 
durch  Verhinderung  des  Reichstages  von  Ravenna  zugefügte  Be- 
leidigung, sollte  aber  auch  auf  jeden  anderen  Streitpunkt  aus- 
gedehnt werden,  falls  ein  solcher  zu  Tage  trete*).  Gleich- 
zeitig sollte  über  eine  Sicherheit  beraten  werden,  die  der  Kaiser 
dem  Bunde  zu  geben  hätte,  wenn  sein  Sohn  und  die  deutschen 
Fürsten  über  die  Alpen  kämen  *). 

Eine  Einigung  durch  die  Cardinäle  scheint  nicht  zustande 
gekommen  zu  sein,  denn  am  26.  Jauuar  1233  forderte  der  Papst 
noch  beide  Parteien  auf,  Boten  mit  gehöriger  Vollmacht  zu  ihm 


')  TkI.  R.  4Ü2  ji.  .HtÄ  4,')4  p.  Stiti  mnl  4.")!')  p.  S67. 

•)  Ks  waren  iHc«  die  (’ariliniile  .lacob  von  Pale.strina  unil  Ott«  von  St. 
Nicolans. 

*)  Vgl.  <lie  ('ompromiasurknnde  b.  H.  B.  IV,  :146  ff.  In  einem  Zusatz- 
protokoll aber  wurde  dies  dabin  eingeaehrHiikt,  dass  in  diesem  Falle  die  Par- 
teien nur  an  die  Knischeidung  gebun<len  sein  sollten,  wenn  sic  dersell)en  be- 
sonders zugpstimnit  hiitten,  was  die  Entscheidung  der  Kirche  vollständig  illu- 
sorisch machte. 

■•)  FUr  Friedrich  war  das  letztere  von  keiuer  Bedeutung  mehr,  da  er 
eben  in  dieser  Zeit  durch  den  Uebertritt  der  Romano  und  der  Stadt  Verona 
sich  die  Hauptstrasse  nach  Italien  gesichert  hatte. 

Köhler,  das  Verbältuis  Kaiser  Friedrichs  U zu  den  Päpsten  seiner  Zeit.  8 
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zu  senden ').  Dies  geschah,  und  der  Spruch  des  Papstes  vom 
5.  Juni  *)  lautete  dahin,  dass  Friedrich  und  sein  Sohn  den  Lom- 
barden alles  verzeihen  und  alle  Sentenzen  gegen  sie  widerrufen 
sollten;  die  Lombarden  sollten  500  Ritter  zu  einem  vom  Papst 
näher  zu  bestimmenden  Termine  für  das  heilige  Land  stellen 
und  allen  Anhängern  des  Kaisers  Frieden  bewahren.  Ks  ist 
selbstverständlich,  dass  Friedrich  zunächst  keineswegs  geneigt 
war,  ein  solches  Urteil  des  Papstes  anzuerkennen,  in  welchem 
derselbe  offen  die  Partei  seiner  (legner  ergriff.  Er  sprach  dies 
auch  deutlich  aus  in  einem  Briefe  an  den  (’ardinalbischof  Kaynald 
von  Ostia’),  worin  er  die  (tründe  auseinandersetzte.  die  Gregor 
zu  einer  anderen  Entscheidung  hätten  führen  müssen:  Indem 
die  Lombarden  den  Schützer  der  Kirche  veiletzten,  vergingen 
sie  sich  gegen  die  Kirche  selbst;  in  der  Hoffnung  auf  ein  un- 
parteiisches Urteil  habe  er  die  Sache  dem  Spruche  des  Papstes 
unterworfen,  müsse  sich  aber  wunilern,  dass  der  Cardinal  einem 
solchen  zugestimmt  habe,  der  für  ihn  keine  Genugthuung  ent- 
halte, des  Reiches  Ehre  aber  gar  nicht  in  Betracht  ziehe.  Zum 
Schluss  fügte  er  als  Warnung  hinzu:  Wenn  solch  ein  Urteil 
erst  bekannt  werde,  so  würde  kein  Fürst  mehr  seine  Ange- 
legenheiten der  Entscheidung  der  Kirche  überlassen.  Dem 
Papst  selbst  hatte  Friedrich  erklärt*),  da.ss  er  zunächst  die 
Ankunft  des  Deutschordensmeisters  erwarten  wolle,  der  in  dieser 
Angelegenheit  am  besten  Bescheid  wisse®).  Der  Brief  an  den 
Cardinal  Rajmald  reizte  jedoch  den  Papst  auCs  äusserste;  in 
heftigem  Tone  erwiderte  er  am  12.  August®):  Welches  seien 
denn  die  Beleidigungen  durch  die  Lombarden?  Wenn  dem 
Kaiser  die  Entscheidung  nicht  passe,  so  könne  Ja  noch  alles 
hergestellt  werden,  wie  es  vorher  war,  d.  h.,  er  solle  doch  ver- 
suchen, sich  selbst  sein  Recht  zu  holen.  Gregor  wusste  recht 
gut,  dass  Friedrich  augenblicklich  am  wenigsten  sich  mit  den 
Lombarden  einlassen  könnte.  Fortwährend  durch  Empörungen 
in  Sicilien  beunruhigt,  längst  schon  in  Sorge  über  das  Ver- 


>)  Vgl.  R.  505  und  506  p.  405. 

•)  Vgl.  R.  531  p.  426. 

»)  H.  B.  IV,  442. 

‘)  H.  B.  IV,  441. 

•)  Derselbe  war  des  Kaisers  Unterhändler  gewesen. 
•)  R.  552  p.  445. 
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halten  seines  Sohnes  in  Deutschland,  musste  der  Kaiser  gewärtig 
sein,  dass  bei  kriegerischen  Verwickelungen  mit  den  Lombarden 
alle  seine  Feinde  zugleich  auf  ihn  einstürmen  winden.  Friedrich 
selbst  verschloss  sich  diesen  Erwägungen  ebenfalls  nicht;  bevor 
er  den  Brief  des  Papstes  empling  nahm  er  am  14.  .August 
den  Entscheid  desselben  an,  in  der  Hotfnung,  dadurch  wenigstens 
vor  den  liombarden  Kühe  zn  haben  und  seine  ganze  Macht  auf 
die  Ordnung  der  Verhältnisse  in  Deiitscldand  konzentrieren  zu 
können.  Auch  enthielt  Ja  der-  iSpruch  des  Papstes  nichts,  was 
Friedrichs  Kechten  in  der  Lombardei  irgendwie  präjudicierte. 
Die  Verhandlungen,  die  über  die  letzteren  stattfanden  *j,  hatten 
keinen  Erfolg,  da  die  Lombarden  die  kaiserlichen  Forderungen 
teils  ablehnteii,  teils  bedeutend  inodificierten. 

Durch  die  Annahme  des  päpstlichen  Schiedsspniches  war 
das  gute  Einvernehmen  augenblicklich  wiederhergestellt,  denn 
Jeder  von  beiden,  Friedrich  wie  Gregor,  war  auf  die  Hilfe  des 
andern  angewiesen.  Der  Papst  hatte  die  Unterstützung  des 
Kaisers  gegen  die  Körner  nötig,  die  ihn  12.H:i  und  abermals 
1234  aus  ihrer  Stadt  vertrieben,  und  dieser  war  umsomehr 
bereit,  dieselbe  zu  leisten,  als  er  dadurch  sich  den  Papst  ver- 
pflichtete und  ihn  bei  seinem  Vorgehen  gegen  seinen  Sohn 
Heinrich  auf  seiner  Seite  hatte.  .Aber  die  Hilfe,  die  Friedrich 
dem  Papste  zu  Kieti  im  duni  1234  freiwillig  gegen  die  Körner 
zu  leisten  vei-sprach  und  auch  wirklich  hustete wird  denselben 
nicht  so  sehr  freundschaftlich  gestimmt  haben,  als  vielmehr  die 
■Aussicht,  den  Punkt,  welcher  die  Selbstständigkeit  der  Lom- 
bardenstädte  und  somit  seine  eigene  bedrohte,  durch  einen 
Vergleich  aus  der  Welt  zu  schallen.  Der  Kaiser  hatte  nämlich, 
wie  schon  1232  Hermann  von  Salza  in  seinem  Aufträge*),  dem 


‘)  Ks  ist  nicht  denkbar,  dass  h'riedricli  oim-ii  Brief  vom  12.  .Vngust  ans 
AnaKiii  bcrcit.s  am  1 1.  .■tngnst  in  (’a.stro  S.  (iiovanni  gehabt  hätte. 

’)  Vgl.  ilie  rrkimden  trei  Kieker,  frknuden  zur  Kcichs-  und  Reelits- 
gcschii-hte  Italien.s  Nr.  837  unil  3;t8. 

*)  K.  602  ]).  und  anderwärts  spricht  der  I’apst  von  den  Leistungen 
des  Kaisers  gegen  die  Kölner  durchaus  anerkennend.  Ilagegcn  fällt  nicht 
sehr  ins  Oewiclit,  wenn  er  zur  Zeit  der  erbittertsten  Feindschaft  in  der  En- 
ej'klika  „.Aseendit  de  mari  bestia“  vom  1.  .Inli  1289  (R.  7.Ö0  p.  6t9)  das  (iegen- 
teil  bel)anptet,  ja  ihm  geheimes  Kinverständnis  mit  den  Römern  vorwirft. 

*)  Vgl.  den  t'ompromiss  von  l’tolna  vom  18.  Mai  1282:  Et  si  inter  im- 

z* 
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Papste  ancli  die  Entscheidung  seiner  principiellen  Streitigkeiten 
mit  den  Lombarden  überlassen  (April  1234).  Es  war  dies  aller- 
dings, wie  ^\'inkelmanu  richtig  sagt,  ein  Akt  berechnender  Staats- 
klugheit, indessen  doch  wohl  nicht  ganz  durch  die  Gründe 
veranlasst,  die  ei'  aufführt ').  Es  musste  Eiiedrich  doch  viel- 
mehr zunächst  beeinflussen,  dass  er  dadurch  Sicherheit  vor 
zwei  Gewalten  mit  einem  Mal  bekam:  vor  dem  Paii.st.  dem  er 
keinen  grösseren  Gefallen  erweisen  konnte,  als  ihm  die  Mög- 
lichkeit zu  geben,  zwischen  den  beiden  Parteien  zn  vennitteln, 
deren  feindliches  Zusammenstossen  er  im  eigenen  Interesse  um 
jeden  Preis  verhindern  musste;  vor  den  Lombarden,  die  er  da- 
durch von  jeder  feindseligen  Handlung,  vor  allem  von  einem 
Bündnis  mit  Heinnch  zurückhalten  wollte.  Das  erstere  gelang; 
ja  der  Papst  trat  durchaus  auf  Friedrichs  Seite  und  Hess  ihm 
die  umfassendste  Unterstützung  gegen  seinen  Sohn  zu  teil 
W’erden*).  Die  Lombaiden  dagegen  vereitelten  durch  ihr  Ver- 
halten nicht  nur  diese  Hoffnung  des  Kaisers,  sondern  machten 
auch  jede  Vermittelung  des  Pap.sles  unmöglich.  Schon  von  vorn- 
herein zögerten  sie,  sich  ihrerseits  der  päi)stlichen  Entschei- 
dung anzuvertrauen,  und  auch  mehrere  päpstliche  Schreiben 

peratorem  etc,  H.  B.  IV,  :t49.  l)a<s  Heniianii  von  Salza  dieaes  Zugeständnis 
ohne  Wissen  des  Kaisers  gemacht  haben  sollte,  ist  undenkbar. 

•)  Fr.  II,  I,  427. 

’)  Der  Befehl  des  Papstes  an  den  Krabischof  von  Trier  vom  5.  .luli  12.^4 
(H.  B.  IV,  473).  worin  er  demselben  befiehlt . über  Heinrich  die  Exkommuni- 
kation zu  verhängen,  falis  dieser  sich  nicht  füge,  ferner  die  Encyklika  vom 
13.  März  123Ö  (R,  (130),  sowie  die  l'itationen  der  Anhänger  Heinrichs  unter 
den  BischUfen  (R.  ß31),  haben  wohl  nicht  wenig  auf  die  Haltung  cler  deutschen 
Geistlichkeit  eingewirkt.  .Auch  verhinderte  Gregor  eine  Unterstützung  Hein- 
richs durch  Ludwig  von  Frankreich  (H.  B.  IV,  537.).  Sein  Ausdruck  in  der 
Encyklika  .Ascendit  de  mari“  (B.  p,  Göl):  „quasi  de  novo  in  impcratorem 
erigens*  beruht  dagegen  woid  auf  Selbstüberschätzung.  Vgl.  auch  Winkel- 
mann  Fr.  II,  I,  p.  529. 

*)  R,  581—583  p.  472  — 74,  587  p.  477  mul  G03  p,  489  ff.  Au  letzter 
Stelle  steht  zugleich  die  Form  des  Uoinpromisscs , welchen  die  Lombarden 
ansstellen  sollten.  Dass  ein  solcher  von  ihnen  wirklich  ausgestellt  worden  ist, 
erscheint  nach  unseren  Quellen  als  höchst  zweifelhaft.  Es  deutet  nichts  direct 
darauf  hin , als  eine  Aeusserung  Friedrichs  (H.  B.  IV,  87G) , dass  die  Lom- 
barden „praedicto  conipromisso  pendente  contra  nos  cum  tilio  noslro  coniu- 
rationis  foedera  contraxemnt“,  wo  man  ans  dem  „compromisso  pendente“  viel- 
leicht darauf  schliessen  könnte.  Ficker  R.  J.  V,  2042  nimmt  es  als  gewiss  an, 
wahrscheinlich  veranlasst  durch  die  Urkunde  bei  Pertz  L.  L.  II,  p.  303,  in  der 
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konnten  sie  nicht  dazu  bewegen,  trotzdem  dieselben  die  Ver- 
sicherung enthielten,  dass  sie  als  ,speciales  ecclesiae  fllii  non 
absque  offensione  ecclesiae“  beleidigt  werden  könnten.  Auch  die 
Warnung  des  Papstes,  den  Kaiser  nicht  durch  feindliche  Hand- 
lungen zu  reizen,  damit  er  sich  nicht  mit  Kecht  über  sie  be- 
klagen könne,  beachteten  sie  durchaus  nicht,  sondern  fielen  über 
die  kaiserlreiindlichen  Städte  her.  Entscheidend  aber  für  den 
späteren  Verlauf  der  Ereignisse  und  besonders  auch  für  die 
Beurteilung  des  Kechtsverhältnisses  im  Kampfe  zwischen  Kaiser 
und  Papst  ist  eine  andere  Handlung  gewesen,  die  sich  die 
Lombarden  zu  Schulden  kommen  Hessen ; ihr  Bündnis  mit  König 
Heinrich  vom  17.  December  1234  *).  Durch  dasselbe  geriet  der 
Papst  in  die  schwierigste  Lage;  seine  Stellung  zu  den  Lom- 
barden und  zum  Kaiser  wurde  in  einer  Weise  geregelt,  die 
seinen  Interessen  und  seinen  Ansichten  gerade  zuwiderlief. 
Halte  der  Papst  dem  Kaiser  zu  Rieti  Unterstützung  gegen 
seinen  Sohn  zugesagt  und  leistete  er  ihm  die.selbe  in  der  Folge- 
zeit, so  war  es  für  ihn  unabweisbare  Pflicht,  auch  gegen  die 
Helfershelfer  vorzugehen  und,  wie  er  es  gegen  die  deutschen 
Bi.schöfe  that,  nunmehr  auch  gegen  die  Lombarden  auf  die 
Seite  des  Kaisers  zu  treten.  Unmöglich  war  es  ihm  aber  ge- 
macht, die  Lombarden  irgendwie  zu  unterstützen,  denn  sie 
waren  Reichsrf  bellen.  Während  als<j  die  i-echtliche  Felge  des 
Bündnisses  den  Papst  auf  die  Seite  des  Kaisers  verwies,  z<‘igte 
ihm  .sein  eigenes  Interesse  den  entgegengesetzten  Weg.  Danach 
musste  er  alles  vermeiden,  was  die  .Macht  der  Lombarden 
schwächen  konnte,  denn  nur  wenn  sie  in  ihrer  Integrität  er- 
halten wurden,  konnte  auch  die  territoriale  Macht  des  Papst- 
tums bestehen  bleiben.  Sein  eigener  Vorteil  gebot  ihm  somit, 

aber  bereits  Hiiillar(l-Breholle.s  eine  blosse  fonnn  compromissi  vermutete,  die 
deu  Lombarden  zum  Zwedte  der  AaS'tellung  vom  Papste  übersandt  war,  eine 
Ansirht.  die  jetzt  durch  R.  p.  4!K)  Anin  I bestätigt  ist. 

*)  H.  B.  IV,  704  Dasselbe  lerpflichtete  den  Lombardenbund  zur  Hilfe- 
leistung nur  innerhalb  des  eigeuen  Landes,  wahrend  Heinrich  Unterstützung 
gegen  jeden  Feind  versprach.  Es  scheint  also  der  Hauptzweck  gewesen  zu 
sein,  dem  Kaiser  deu  Weg  zu  verlegen,  damit  Heinrich  Zeit  hätte,  seine  Stel- 
lung zu  nehmen.  Den  Papst  als  dritten  im  Bunde  hinzuslellen  (.Schirrtnacher, 
Friedrich  II,  I,  238.  242).  erlaubt  schon  die  obenerwähnte  Unterstützung  nicht, 
die  derselbe  Friedrich  zu  teil  werden  licss.  Vgl.  auch  Winkelmarn,  Fried- 
rich 11,  I,  459. 
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die  Lombarden  gegen  den  Kaiser  zu  untersUitzen,  auf  keinen 
Fall  aber  durfte  er  durch  Unterstützung  des  Kaisers  die  Hand 
dazu  bieten,  dass  Friedrich  auch  in  Oberitalien  nnunischräukter 
Gebieter  würde  und  dann  den  Kirchenstaat  unischlosscn  hielte. 

' Es  ist  selbstverständlich,  dass  sich  Gregor  einem  solchen 
Widerstreit  zwischen  seiner  Pflicht  und  seinem  Interesse  zu 
entziehen  suchte.  Eine  Möglichkeit  dazu  bot  sich  ihm  dadurch, 
dass  ihm  die  Entscheidung  über  die  streitigen  Heichsrechte 
anvertraut  war.  Oehing  es  ihm,  diese  Entscheidung  noch  hin- 
auszus(diieben,  so  konnte  er  hoffen,  dass  der  Ausbruch  der 
Feindseligkeiten  vermieilen  würde,  oder  wenn  nicht  dieses  so 
doch,  dass  sich  alsdann  seine  diplomatische  Lage  soweit  ge- 
bessert hätte,  dass  ihm  die  Möglichkeit  bliebe,  seine  Stellung 
frei  zu  wählen.  Dazu  war  aber  vor  allem  nötig,  dass  der 
Kaiser  den  Comprnmiss  auch  noch  weiter  gelten  Hess,  und  um 
dies  zu  bewerkstelligen,  sandte  Gregor  am  28.  .luli  12Hö  ein 
Schreiben  an  die  zur  Curie  in  !Mainz  versammelten  deutschen 
Fürsten*),  sie  möchten  den  Kaiser  bewegen,  an  dem  Compro- 
miss  festzuhalten  und  von  seinem  (troll  gegen  die  Lombarden 
zu  lassen.  Indessen  war  Friedrich  nicht  geneigt,  den  günstigen 
.\ugenblick  zu  versäumen,  sich  Oberitaliens  zu  bemächtigen; 
in  Deut.schlaud  Sieger,  vermochte  er  mit  um  so  grösserer  ^facht 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  als  ihm  die  deutschen  Fürsten 
eine  Unteistützung  gegen  die  Reichsrebellen  nicht  verweigern 
konnten,  und  er  nützte  diese  günstige  Stellung  so  aus,  dass  er 
schon  am  24.  .\ugust  12.35  in  der  Lage  wai',  dem  Papste  zu 
antworten:  Die  Fürsten  und  Grossen  hätten  einstimmig  den 
Entschluss  gefasst,  die  Lombarden  für  die  dem  Reiche  auge- 
thanen  Beleidigungen  zu  strafen;  infolge  dessen  würde  er  im 
nächsten  Frühjahre  mit  zwei  gro.ssen  Heeren  nach  Italien 
kommen.  Deshalb  W(dle  er  zwar  die  Entscheidung  des  Papstes 
auch  jetzt  noch  anerkennen,  doch  müsse  ilieselbe  spätestens 
bis  Weihnachteu  gefällt  sein,  sonst  könne  er  sich  an  dieselbe 
nicht  mehr  binden.  Wahrscheinlich  ist  es  besonders  der  Ein- 
fluss des  Hermauu  von  Salza  gewesen,  der  den  Kaiser  zu  diesem 


’)  B.  648  p.  ,‘>47.  Viclleidit  auch  in  derfellen  Angelegenheit  an  den 
Kaiser,  wenigstens  legt  die  Erwähnung  des  Mag'ister  Petras  als  Boten  in 
dieser  Sache  im  Briefe  Friedrichs  (R.  .1.  V,  2107)  diese  Vermutung  nahe. 
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grossen  Zugeständnis  mit  bewog.  Dem  Papste  jedoch  war 
gerade  mit  dieser  Einschränkung  nicht  sehr  gedient;  denn 
erstens  hatte  er  die  Lässigkeit  der  Lombarden  hinreichend 
kennen  gelernt  und  wusste  wohl,  dass  es  ihm  wahrscheinlich 
nicht  gelingen  werde,  die  Verhandlungen  bis  dahin  zu  beenden; 
zweitens  aber  lag  ihm  daran,  die  Verhandlungen  möglichst  lange 
hinzuziehen,  denn  wenn  es  ihm  gelang,  den  Eifer  der  deutschen 
Fürsten  erst  etwas  abkühlen  zu  lassen,  so  konnte  er  darauf 
hoffen,  dass  Friedrich  seinen  Zweck  in  der  Lombardei  nicht 
ganz  erreichen  würde.  Aber  auch  der  Fall,  dass  Friedrich 
nicht  von  einem  energischen  Vorgehen  gegen  die  Lombarden 
zurückgehalten  werden  könnte,  musste  Jetzt  in  den  Kreis  der 
Erwägungen  gezogen  werden.  Drei  Wege  standen  dem  Papste 
hier  offen:  Unterstützung  des  Kaisers,  Unterstützung  der  Lom- 
barden und  Neutralität.  Dass  Gregor  den  ersten  Weg  überhaupt 
nicht,  den  zweiten  seiner  diplomatischen  Lage  wegen  augen- 
blicklich nicht  offen  einschlagen  konnte,  ist  schon  oben  ausge- 
führt; aber  auch  der  dritte  w'ar  für  ihn  sehr  gefährlich,  denn 
wenn  es  einmal  zum  Kriege  kam,  so  w’ar  vorauszusehen,  dass 
die  Lombarden  unterliegen  würden,  da  Friedrich  sich  einer  so 
umfangreichen  Unterstützung  erfreute  und  sich  aus  Deutschland 
stets  mit  neuen  Truppen,  aus  Sicilien  mit  Geld  versehen  konnte. 
Es  war  also  für  die  Existenz  des  Kirchenstaates  eine  unabweis- 
bare Notwendigkeit,  dass  die  Lombarden  Unterstützung  erhielten, 
sie  konnten  eine  solche  aber  nur  vom  Papste  bekommen.  Dass 
Gregor  sich  bereits  in  dieser  Zeit  mit  diesem  Gedanken  ver- 
traut gemacht  hat,  dass  er  sich  bereits  entschlossen  hat,  im 
Falle  der  Not  gegen  den  Kaiser  für  die  Lombarden  aufzu- 
treten, wird  durch  den  Zusammenhang  seiner  Politik  in  der 
Folgezeit  vollständig  klar;  deutlich  ausgesprochen  hat  er  es  in 
einem  Briefe  an  Hermann  von  Salza  vom  22.  September  12iJ.ö  *), 
in  dem  er  sich  über  die  Beschränkung  beklagt,  die  ihm  in 
seiner  Vermittlerthätigkeit  aiiferlegt  wurde.  Es  heisst  da  am 
Schlüsse,  nachdem  er  den  Dentschordensmeister  aufgefordert 
hat,  den  Kaiser  des  heiligen  Landes  wegen  von  seinem  Vor- 
haben abzubringen,  in  drohendem  Tone;  „nuntiaturus  eidem, 
qiiod  si  iamdictae  provisionis  tenorem,  quod  absit.  intVingens 


‘)  K.  6,‘)7  p.  557. 
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contra  Lombardes,  maxime  si  se  praecise  in  manibus  ecclesiae 
ponere  sint  j>arati,  lioc  potissimum  tempore  iuxta  praedictum 

Consilium  procedere  moliretur, id  pati  eqiianimiter 

eandem  ecclesiam  non  deceret  ctc.“ 

Noch  war  es  indessen  nicht  so  weit,  noch  war  Hoffnnnc: 
vorlianden,  dass  eine  Vermittelung  zustande  kommen  werde. 
Der  Papst  forderte  deshalb  beide  Parteien  auf,  ihre  Maehtboten 
zu  senden,  aber  er  musste  dieselbe  Erfahrung  machen,  wie  bei 
seinen  Eriedensbestrebungen  in  den  frlihei-eu  Jahren.  Trotz 
wiederholter  Aufforderungen  fühlten  sich  die  Lombarden  nicht 
veranlasst,  ihre  Unterhändler  zu  senden;  Weihnachten  und 
Lichtmess M waren  verstrichen,  ohne  dass  irgend  etwas  für  den 
Frieden  hatte  geschehen  können,  ja  die  Städte  hatten  von  neuem 
den  Kaiser  erbittert  teils  durch  Erneuerung  ihres  Hundes,  teils 
durch  die  versuchte  Uebernnnpelung  von  \'erona,  deren  (Telingen 
dem  Kaiser  einen  unersetzlichen  Verlust  zngefiigt  hätte*).  Dieses 
Verhalten  derselben  mu.sste  dem  Papst  zeigen,  dass  eine  Eini- 
gung unmöglich  sei,  und  dass  es  deshalb  für  ihn  gelte,  sich 
eine  Stellung  zu  schaffen,  die  ihm  ermöglichte,  gegen  den  Kaiser 
für  die  Lombarden  zu  wirken,  und  die  ihm  in  den  .\ugen  der 
Welt  die  Berechtigung  gab,  jederzeit  offen  gegen  Friedrich  her- 
vorzutreten. Jenes  erreichte  er  dadurch,  ilass  er  noch  immer, 
trotzdem  der  vom  Kaiser  gesetzte  Termin  längst  verstrichen 
war,  au  dem  Compromiss  festhielt,  was  ihm  möglich  machte, 
unter  dem  Scheine  des  Rechtes  mit  den  Lombarden  zu  verkehren 
und  ihnen  heimliche  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen;  dieses 
durch  eine  Reihe  von  Beschuldigungen,  die  um  diese  Zeit  zuerst 
in  geschlossener  Masse  auftretend,  von  jetzt  ab  das  Verhältnis 
zwischen  Kaiser  und  Papst  begleiten.  Wie  gut  es  ihm  gelungen 
ist,  den  eigentlichen  Kernpunkt  der  Sache  zu  verdecken,  beweist 
der  Umstand,  dass  es  erst  neueren  Forschem  Vorbehalten  wai-, 


')  2.  Febniar,  Purificatio  Mariae,  war  der  vom  Kaiser  nachträglich  zn- 
gestaudene  äusserste  Termin,  vgl.  H.  B.  IV,  H7ß/7. 

’)  Es  ist  bezeichuenil  für  das  Verhältiii.s  zwischen  Kaiser  und  Papst  und 
fflr  die  Erwartungen,  die  Friedrich  von  tiregor  hegte,  dass  er  diesem  die 
Schuld  an  beiden  Ereignissen  zuschiebt,  wie  aus  der  Verteidigung  des  Papstes 
vom  29.  Februar  12.S6  {R.  676  p.  574)  hervorgeht.  Ueber  die  Wahrheit  dieser 
Beschuldigung  lässt  sich  natürlich  nichts  erweisen. 
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darauf  hinzuweisen,  wie  wenig  Einfluss  diese  Beschuldigungen 
in  Wahrheit  auf  das  Verhältnis  der  beiden  ansgeübt  haben. 

Den  ersten  entscheidenden  Schritt  in  dieser  Beziehung  that 
(iregor  am  29.  Februar  1236  in  einem  Briefe,  der  neben  seiner 
eigenen  Verteidigung  wegen  der  Vorgänge  in  der  Lombardei 
hauptsächlich  dem  Versuche  dienen  sollte,  den  Kaiser  als  Frevler 
gegen  die  Kirche  hinznstellen,  die,  wie  er  beschuldigt  wurde, 
in  Sicilieu  auf  vielfache  A\’eise  durch  ihn  geschädigt  worden  war. 
Es  ist  unleugbar,  dass  Friedrich  in  der  That  sich  in  dem  Be- 
streben, Sicilien  allein  von  seinem  Willen  abhängig  zu  machen, 
auch  gegen  die  Rechte  der  Geistlichkeit  vielfach  vergangen 
hat.  Bei  vielen  Anschuldigungen  lässt  sich  auch  der  Thatbestand 
nullt  mehr  feststellen,  und  man  kann  nicht  sagen,  ob  die  Ver- 
teidigung Friedrichs  gelungen  ist.  Wo  aber  eine  Controlle 
milglich  ist,  da  mflsseu  wir  sagen,  dass  der  Kaiser  durchaus 
nicht  so  schuldig  erscheint,  und  dies  bestärkt  noch  den  Ein- 
druck, dass  alles  nur  ein  Vorwand  ist. 

Daneben  gab  Gregor  seine  Vermittlerrolle  nicht  auf.  Die 
lombardischen  Jlachtboten  waren  nach  der  Abreise  der  kaiser- 
lichen Gesandten  doch  noch  in  Rom  erschienen,  ihre  Entschul- 
digung, augenscheinlich  durchaus  nichtig,  weil  sie  sonst  dem 
Kaiser  nicht  vorenthalteu  worden  wäre,  war  vom  Papste  ange- 
nommen worden.  Aber  sein  Versuch,  den  Deutschordensmeister 
zur  Rückkehr  zu  bewegen,  scheiterte,  und  er  sah  sich  genötigt, 
sich  deswegen  an  Friedrich  selbst  zu  wenden  ‘).  Indem  er  hier 
die  versteckte  Drohung  wiederholt,  die  er  bereits  gegen  Her- 
mann von  Salza  ausgesprochen  hatte,  und  den  Kaiser  warnt, 
gegen  die  Lombarden  vorzugehen,  ehe  er  seine  Entscheidung 
gefällt  hätte,  versucht  er  noch  durch  einen  neuen  Punkt  die 
Aufmerksamkeit  desselben  von  der  Lombardei  abzulenken,  näm- 
lich durch  einen  Kreuzzug,  den  er  jetzt  plötzlich  für  sehr  not- 
wendig hält.  Friedrich  antwortete  ihm  darauf,  dass  er  zunächst 
sein  Erbe  Italien  von  der  Ketzerei  zu  befreien  gedenke,  ehe 
er  an  die  Bekämpfung  der  entfernteren  Sarazenen  gehe*); 
ebenso  weist  er  in  einem  Briefe  vom  16.  April  auch  die  Be- 
schuldigungen betreffs  der  sicilischen  Kirche  zurück*).  Er 

•)  21.  Mürz  12.S6,  R.  678  p.  577. 

•)  H.  B.  IV,  881.  R.  J.  V,  2159;  nach  Ficker  in  den  Mai  gehörig. 

•)  H.  B.  rv,  829. 
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könne  auf  so  allgemein  gehaltene  Vorwürfe  hin  weder  sich  ver- 
teidigen noch  Abhilfe  schaffen,  auch  sei  es  ihm  unmöglich,  sich 
von  Deutschland  bis  nach  Sicilien  vernehmlich  zu  machen  oder 
in  so  weiter  Kntfernung  alles  zu  erkennen.  Am  Schlüsse  warnt 
er  den  Papst  noch,  gegen  die  Veroneser  den  Baun  auszusi>rechen, 
da  eine  solche  Massregel  den  Gerüchten,  die  von  ihm  eine 
Beteiligung  an  Jenen  Kreignissen  behaupteten,  neue  Nahrung 
geben  würde').  Alles  dies  konnte  (Gregor  nicht  im  Zweifel  da- 
rüber lassen,  dass  Friedrich  entschlossen  sei,  seinen  Zweck  in 
der  Lombardei  zu  verfolgen,  selbst  auf  Kosten  seines  guten 
Verhältnisses  mit  der  römischen  Curie,  und  diese  Erkenntnis 
veranlasste  ihn,  zumal  er  nicht  ern.stlich  für  die  Lombarden  eiu- 
treten  konnte,  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  heimlicher  Be- 
günstigung derselben  fortzugeheii.  Am  10.  Juni  benachrichtigte 
er  den  Kaiser,  da.ss  er  ,.zur  Stillung  der  rnruhen“'  den  Car- 
dinalbischof  Jacob  von  Praeneste  nach  Oberitalien  entsendet 
habe,  und  ersuchte  ihn  gleichzeitig,  den  Deutschordensmeister 
zu  nochmaligen  Unterhandlungen  nach  Rom  zu  schicken.  Mit 
der  Phitsenduug  eines  Legaten  erfüllte  der  Papst  zwar  eine 
Bitte  des  Kaisers;  aber  dieser  hatte  gewünscht,  dass  ihm  ein 
solcher  in  der  Person  des  Patriarchen  von  .Antiochia  geschickt 
werde-),  während  Gregor  vielmehr  seinen  Zwecken  diente, 
indem  er  den  Cardinalbischof  von  Praeneste  abordnete.  Uie.ser 
war  nämlich  von  Geburt  ein  Lombarde,  und  als  Angehöriger 
einer  kaiserfeindlichen  Familie  ein  erbitterter  Feind  des  Kaisers, 
wie  sich  dies  bald  in  seiner  Wirksamkeit  zeigte.  Seine  geheime 
Instruktion")  lautete  dahin,  die  uneinigen  Lombarden  zu  ver- 

‘)  Solche  «erüchtc  müssen  in  dieser  Zeit  iiamentlicli  auch  bei  den  ein- 
flussreichen Münneru  nui  Hute  des  Kaisers  Glauben  Ketuuden  haben.  Eine 
merkwürdige  .\udeutung  darüber  linden  wir  in  einem  Schreiben  Gregors  an 
den  I)eut.seh»rdcnsmeister  vom  10.  .Fuiii  t‘2.'16,  worin  er  sich  wundert,  dass 
ihm  verschiedene  Male  von  diesem  der  Vorwurf  gemacht  sei,  er  wolle  gegen 
den  Kaiser  feindlich  Vorgehen. 

•)  Vgl.  R.  fiOl  p.  Ü8«  und  H,  B.  V],  3U0  dazu  B.  J.  V,  2159.  Das  dies- 
bezügliche Sehreiben  Friedrich.s  ist  nicht  mehr  erhalten. 

’)  Wir  dürfen  eine  solche  vielleicht  in  den  Worten  finden:  Uiiic  est 
(tuod  cum  Lombardiae,  marchiae  Tervisinae  et  Romaniolae  provinciae  fuerint 
dudum  in  di.ssidii  constitutac  discriminc,  quare  pliira  quam  deeeat  explicari 
litteris  accidisse  pericula  dinoscuutnr,  ....  providimus  ut  . . . venerabilem 
fratrem  Jacobum  . . . mitteremus  sperantes  ut  . . . . quae  sunt  salutis  et 
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einigen,  <*in  Heer  ziisamnieiizubring:en  und  dem  Kaiser  auf  alle. 
Weise  Ald'rucli  zu  tliuii.  indem  er  Anliänjrer  desselben  auf  die 
Seite  des  Hundes  liinüberzog:,  denn  mir  von  einer  energischen 
und  vereinten  (tegenwelir  aller  Lombardenstiidte  Hess  sich 
einiger  Erfolg  hotfen.  Wie.  gut  der  ('ardinal  seine  Aufgabe 
ausführte,  zeigt  der  von  ihm  bewirkte  Abfall  von  l’lacentia, 
seiner  Vaterstadt,  zur  1‘artei  des  Hundes.  In  diese  ihm  bisher 
treu  ergebene  Stadt  hatte  Friedrich  einen  Tag  auf  den 
2Ö.  August  ausgeschrieben*),  um  mit  den  Lombarden  zu  ver- 
handeln und  seine  italischen  Truppenkontingente  um  sich  zu 
versammeln;  durch  ihren  .Abfall  war  diese  .Absicht  vereitelt 
und  dadurch  eine  bedeutende  Verzögerung  des  ganzen  Unter- 
nehmens herbeigeführt  worden.  Der  Kaiser  machte  seiner  Er- 
bitterung über  das  Vorgehen  des  l'ardiuals  in  einer  gehar- 
nischten Heschwerdeschrift  an  den  Papst  Lull . indem  er  dasselbe 
detestabilis  und  enormis  nannte  und  Gregor  beschuldigte,  wenn 
nicht  der  .Anstifter,  so  doch  Mitwisser  der  That  zu  sein*), 
la'tzterer  wies  diesen  Vorwurf  entrüstet  zurück;  Nach  dein 
Heispiel  Christi  habe  er  den  Frieden  und  die  Eintracht  auf 
Erden  lierziistellen,  und  nur  zu  diesem  Zweck  habe  er  einen 
Legaten  in  die  Lombanlei  geschickt;  denn  ans  Fürsorge  für 
die  Kirchen  und  das  Seelenheil  der  Gläubigen  müsse  er  einen 
Krieg  zu  vermeiden  suchen.  Dazu  habe  er  denjenigen  ausge- 
wählt. qiii  eo  niinori  posset  haberi  ratione  stispecliis,  <[iio  eins 
mens  terrenis  desideriis  ab.soluta  suis  actibns  fermeiiti  niiniis 
ingereret  odii  vel  amoris,  (|iii  se  ipsiiiu  et  siia  reliiKpiens  in 
divini  amoris  altitiitiinem  evolasset.  Ein  solcher  .Mann  könne 
keinem  Verdacht  unterliegen,  auch  sein  Geburtsort  (Placentia) 
könne  ihn  nicht  verdächtig  machen.  ,ciim  non  bonitas  hominis 
deforinetiir  a loco,  sed  loci  malitia  perhominem  reformetur“  — 
eine  scharfe,  iionische  .Anspielung  auf  den  .Abfall  von  Placentia — . 
Eniiten  möge  daher  der  neue  Logiker  über  seine  Trugschlüsse; 

grntinc  facilins  et  fpliciiis  iiiicrentur,  (Brief  Ciregors  vom  10.  .luiii  12;Ki, 
worin  er  Jen  CardiiiAl  an  die  Lombarden  einiitlelill;  U j),  ö‘J0).  Weitere 
.Anhaltsininkte  giebt  die  Weigerung  de»  Papste»,  seinen  lajgaten  für  »ein 
Wirken  zu  desavouieren. 

')  Vgl.  H.  B.  IV,  847. 

*)  Ilas  Schreiben  ist  nicht  erhalten,  der  Inhalt  ist  bekannt  aus  der  aus- 
führlichen Verteidigung  de»  Papstes  vom  2S.  October  1230.  B.  703  p.  000. 
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daraus  dass  der  Le<rat  zu  Placeritia  und  anderswo  die  Riirger- 
kriege  beendete,  könne  ilim  niemand  einen  Vorwurf  machen, 
also  fiele  auch  ihm  selbst  kein  Teil  an  der  Schuld  zu. 

Es  war  nicht  zu  verkennen,  dass  die  lombardische  Aufrelegen- 
heit  der  krieprerischen  Entscheidnni?  entiregentrieb,  nachdem  erst 
dieliombarden  selbst,  dann  der  Kaiser  so  wenig  Interesse  für  einen 
ftiedlichen  Ausgleich  gezeigt  hatten.  Die  letzte  schwache  Hoff- 
nung lies  Papstes,  dass  Friedrich  durch  die  Kebellion  des  Her- 
zogs von  Oestreich  in  Deutschland  tesigehalten  werden  würde, 
erfüllte  sich  auch  nicht,  und  so  sah  er  sich  gezwungen,  um 
ans  seiner  bedrängten  Lage  zwischen  beiden  Parteien  heraus- 
znkoininen.  einen  weiteren  Schritt  gegen  den  Kaiser  zu  thnn. 
Es  geschah  dies  am  17.  August  12:i(),  indem  er  dem  t’ardinal 
Jacob  den  Hefehl  gab.  entweder  selbst  zum  Kaiser  zu  gehen 
oder  einen  geeigneten  Stellvertreter  zn  entsenden,  der  dessen 
Beschuldigungen  gegen  die  Kirche  widerlegen,  gleichzeitig  aber 
über  eine  Peihe  von  Besithwerdepnnkten  klagen  sollte*);  ge- 
wissennassen eine  Antwort  auf  Friedrichs  Klagen  betreffs  des 
.■\bfalls  von  Placentia  und  seine  wiederholte  Forderung,  gegen 
die  Lombarden  mit  Kirchenstrafen  vorzngelien.  (fregor  ver- 
suchte hier  wieder  dem  Kaiser  vorznhalten,  dass  sein  Unrecht 
gegen  die  Kirche  viel  grösser  sei,  als  das  anderer  gegen  ihn, 
und  daduich  dieses  vergessen  zu  machen.  Aber  es  gelang  ihm 
nicht,  Friedrich  von  der  lombardischen  Frage  abznienken;  dieser 
beklagte  sich  vielmehr  in  einem  Erwidernngschreiben  über 
diese  ,\rt  der  Antwort  auf  seine  gerechten  Forderungen  und 
verteidigte  sich  Punkt  für  Punkt  gegen  die  Beschwerden  des 
Papstes,  ironisch,  aber  doch  durchaus  wirksam,  häutig  sogar 
verletzend“).  Ihm  ist  es  aber  dabei  nur  zn  Ihun  um  eine  end- 

’)  R.  6!)5  — 70(1,  i>.  ,ö92  — 5U8.  l'cber  die  einzelnen  Bcscliwerden  des 
Papstes  und  dii'  Verteidigmijr  des  Kaisers  dagegen  vgl.  die  Beilage.  Eine 
Frage  ist,  ob  diesem  Briefe  die  Verteidigung  des  Papstes  auf  einzelne  Be- 
schwerden des  Kai.sers  (K.  702  p.  598)  beigegeben  war.  Ich  mOclite  diese 
Frage  bejahen,  da  chronologisch  dun  haus  nichts  im  Wege  steht,  denn  auch 
die  Klage  über  den  Cardinal  Jacob  inu.sste  damals  schon  in  der  Hand  des 
I’apstes  sein,  wie  der  Brief  au  den  Erzbischof  von  Mailand  (K.  (>ii9  p.  »tCi 
zeigt. 

’)  Besonders  köstlich  ist  eine  Stelle  am  .\nfange  des  Briefes  (H.  B.  IV,  ilOfi ): 
seil  eo  quod  per  uuiitios  etc.  bis  praesentibus  respondetur,  wo  er  den  Pajist 
fragt,  ob  er  vieUeicht  seine  Bitten  verschlafen  habe  u.  s.  w. 
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gütige  Beseitigung  der  Vorwürfe  und  die  Venneidung  eines 
Zwistes  mit  dem  Papst;  es  lag  ihm  durehaus  daran,  mit  diesem 
Frieden  zu  lialten.  und  wenn  auch  das  Verhalten  desselben  ihm 
wunderbar  erschien,  so  hielt  er  doch  seine  Position  für  mili- 
tärisch mul  dii)lomatiscli  zu  stark,  als  dass  er  an  ein  feind- 
liches Auftreten  Gregors  hätte  glauben  können.  Um  so  mehr 
mus.ste  er  sich  wundern,  dass  plötzlich  von  päpstlicher  Seite 
eine  Kundgebung  erfolgte,  die  ganz  oti'en  die  Ansichten  des 
Papsttums  klarlegte  und  zwar  in  einer  Weise,  welche  die  letz- 
ten Hoffnungen  Friedrichs  auf  ein  gutes  Kinvernehmen  mit  dem- 
selben emlgiltig  zerstören  musste.  Der  Grund  für  die.ses 
plötzliche  Aufgebeu  der  bisher  beobachteten,  reservierten  Hal- 
tung ist  in  verschiedenen  Ereignissen  zu  suchen,  deren 
Zusaminentretfen  Gregor  zu  einem  übereilten  Schritt  hinriss. 
Nicht  wenig  mag  die  Sprache  Friedrichs  in  seinem  Brief  vom 
20.  September  dazu  beigetragen  haben,  ebenso  die  Kuinle  von 
dem  endgiltigen  .Scheitern  der  Verhandlungen  mit  den  Lombarden'); 
die  Hauptursache  aber  waren  die  von  Anhängern  des  Kaisers 
in  Rom  gestifteten  Unruhen,  die  eine  Vertreibung  des  Papstes 
bezweckten.  Dies  war  der  Punkt,  wo  letzterer  am  gefähr- 
lichsten getroffen  werden  konnte,  denn  gelang  es,  ihn  aus  Rom 
zu  verjagen,  so  war  er  ganz  auf  den  guten  Willen  des  Kaisers 
angewie.sen,  und  selbst  wenn  er  eine  Zullucht  bei  den  Lombarden 
fand,  so  war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  denselben  irgend  wel- 
che Hilfe  lei.sten  zu  können;  eine  Wiederkehr  der  Verhältnisse, 
wie  sie  in  den  letzten  Jahren  Friedrichs  I lagen,  wäre  unver- 
meidlich gewesen.  Dies  allein  erklärt  die  Aufregung,  die  .sich 
in  Gregors  Brief  gelteml  macht.  Nachdem  er  zuerst  sich  und 
seinen  Legaten  gegen  den  Vonvurf  verteidigt  hat,  dass  sie  zu 
Placentia  etwas  Unrechtes  bewirkt  hätten*),  wiederholt  er  seine 
Weigerung  die  Lombarden  zu  bannen,  denn  dieselben  hätten 
sich  in  die  Hand  der  Kirche  gegeben.  Darauf  zum  Angriff 
übergehend  antwortet  er  auf  die  Verteidigung  des  Kaisers,  dass 
er  allen  Versprechungen  desselben  betreffs  Siciliens  nicht  glaube, 
und  erneuert  seine  Anschuldigungen®).  Zum  Schlüsse  verw’eist 


*)  Vgl.  unten  S.  ;it  und  Hö. 
’)  Vgl.  oben  S.  27  und  28. 
•)  Vgl.  die  Beilage. 
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er  Kriedrich  auf  das  Verhalten  seiner  Vorfahren  zur  Kirche 
und  fügt  eine  auf  die  donatio  Constantini  basierte  Auscliauung 
vom  Verhiiltnis  des  Papsttums  zum  Kaisertum  liiiizu.  nach  der 
natfirlicli  das  erstere  bei  weitem  höher  steht,  indem  er  geltend 
macht,  dass  durch  den  Papst  Karl  der  (4rosse  die  Kaiserkrone 
und  dabei  nur  imperii  tribnnal  et  gladii  potestat(‘iu  empfangen 
habe,  ohne  dass  dadurch  eine  Verminderung  der  päpstlichen 
Gerichtsbarkeit  erfolgt  sei.  Der  Ton  die.ses  Hriefes  lässt  uns 
nicht  darüber  im  Zweifel,  dass  der  Papst  bereits  auf  Grund 
der  sicilischen  Verhältnisse  dahin  gelangt  zu  sein  glaubte,  dass 
er  ofl'en  gegen  Friedrich  sich  erkläi  en  könnte.  l)a.ss  dies  nicht 
sogleich  geschah,  liegt  in  der  Kntwickelung,  die  mittlei  weile 
ilie  ])olitischen  Verhältnisse  in  Oberitalien  und  in  Deutschland 
genommen  hatten. 

Durch  den  .Abfall  von  Placentia  war  die  Lage  der  Dinge 
für  Friedrich,  als  er  .Mitte  .August  nach  Italien  kam,  keines- 
wegs günstig.  Noch  schwankten  viele  Städte,  zu  wem  sie  sich 
wenden  sollten,  und  gerade  dadurch  wurde  ihm  viel  Zeit  ge- 
raubt. Sogleich  nach  seiner  .Ankunft  hatte  er  den  Bischof  von 
Reggio  und  den  Deut.schordensmeistei'  Hermann  nach  Mantua 
ge.sendet,  um  Verhandlungen  mit  dem  Bunde  anzuknüpfen,  aber 
diese  mussten  scheitern  an  der  Höhe  der  Forderungen,  die 
Friedrich  stellte*);  Verzicht  auf  den  ('onstanzer  Frieden,  Ent- 
lassung des  Heeres  und  Ergebung  auf  Gnade  und  Ungnade; 
noch  waren  die  Lombarden  nicht  so  weit,  dass  sie  .solche  For- 
derungen hätten  erfüllen  müssen,  und  Friedrich  nicht  stark 
genug,  sie  dahin  zu  bringen.  Aber  nach  seiner  Vereinigung 
mit  den  Contingenten  der  reichstreuen  Städte  und  der  Ein- 
nahmen von  Alarcharia  und  .Mosio  fühlten  sich  die  Lombarden 
doch  bewogen,  nochmals  Verhandlungen  anzuknüpfen:  jedoch 
auch  diese  scheiterten  wiedei-  an  ilirer  Bedingung,  dass  am 
(’onstanzer  Frieden  festgehalten  würde.  Diesen  wollte  Frie- 
drich nicht  mehr  anerkennen,  da,  wie  er  an  den  Papst  schrieb, 
sich  herausgestelll  hätte,  der.selbe  sei  disjiendiosa  imperio  et 
prorsus  contraria  ecclesiasticae  libertati.  Nach  einer  Aeussei  ung 


')  l'ebcr  die.'«'  iiinl  die  folgenden  Vcrliandlungen  vergl.  den  Brief  bei 
llabn,  Voll.  Mou.  I,  218,  auf  den  auerst  Fiiker  H.  .1.  V,  21U8  anfmerksain  ge 
macht  bat. 
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im  Anfänge  dieses  Briefes;  existentes  veruintamen  niemores 
verbi  uostri  per  reges  et  piincipes  imperiali  prograinniate  tlivul- 
gati  und  mehr  noch  aus  den  Wort(‘ii  im  Briefe  vom  August 
1244');  cum  sit  promissum  et  firmatum  per  principes  imperii, 
quod  praedictam  pacem  tamquam  factum  in  evidens  praeiudicium 
iuris  et  imperii  non  debeamiis  observare  können  wir  schliessen, 
dass  auch  im  Jahre  1235  wieder  die  Fürsten  den  Kaiser  er- 
mächtigten. den  Constanzer  Frieden  zu  widerufen.  überhaupt, 
dass  Friedrich,  wie  122(i,  in  seinem  ganzen  Vorgehen  gegen 
die  Lombarden  ilire  Autorität  benutzte  und  sie  für  sein  Vor- 
gehen mit  verantwortlicli  maclite*). 

Das  Scheitern  dieser  Verhandlungen  und  die  erneute  For- 
derung Friedrichs  an  den  Papst,  ilie  Lombarden  zu  exkommu- 
nicieren,  fiel  in  die.selbe  Zeit  wie  der  Versuch,  in  Rom  einen 
Aufstand  zu  erregen,  an  welchem  der  Kaiser  beteiligt  erscliieiri); 
das  Ergebnis  war  das  Schreiben  des  Papstes  vom  23.  October, 
in  dem  er  sicli  offen  gegen  Friedrich  aussprach.  Damit  hatte 
die  Spannung  ihren  Höliepunkt  eri'eicht.  Gregor  stand  schon 
nicht  mehr  zwischen  den  Parteien,  sondern  dem  Kaiser  feind- 
lich gegenüber;  er  hatte  Gründe  gefunden,  die  ihm  ein  solches 
Auftreten  ennöglichten,  und  deutlich  gezeigt,  auf  wessen  Seite 
ihn  der  ausbrechende  Krieg  finden  würde.  Wenn  es  dennoch 
nicht  sogleich  zu  einem  offenen  Bruch  mit  Friedrich  kam,  so 
lag  dies  daran,  dass  letzterer  nach  Deutschland  zurückkehren 
musste,  um  die  Rebellion  des  Herzogs  von  Oestreich  selbst 
niederzukämpfen,  und  dass  Gregor  durch  diese  Entfernung  des 
Kaisers  aus  Oberitalien  freie  Hand  daselbst  erhielt.  Er  benutzte 
die  Zeit  der  Abwesenheit  desselben,  um  aufs  neue  den  Versuch 
zu  machen,  den  drohenden  Conflikt  zu  beseitigen.  Zu  diesem 
Zweck  kam  er  dem  Kaiser  einen  Schritt  entgegen,  indem  er, 
was  dieser  oft  verlangt  hatte,  den  Cardinal  Jacob  aus  der 
Lombardei  abberief  und  an  seiner  Stelle  zwei  andere  (’ardinäle, 
Thomas  von  S.  Sabina  und  Raynald  von  Ostia,  dorthin 
abordnete*).  Sodann  forderte  er  vom  Kaiser,  er  solle  ihm  den 

*)  H.  B.  VI,  217. 

•)  Einen  Beleg  dafür  bietet  der  Brief  Friedrichs  au  die  deutschen 
Fürsten  H.  B.  VI,  .ü. 

»)  Vgl.  den  Brief  R.  J.  V,  2199. 

*)  29.  November  1236;  vgl.  R.  704  p.  60ö.  Friedrich  marschierte  am 
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Deutscbordensmeister  Hermann  von  Salza  nach  Italien  senden, 
damit  dieser  mit  den  (’ardinälen  Uber  einen  Vergleich  ver- 
handeln könne  *)•  Es  erscheint  wunderbar,  dass  Gregor  einer- 
seits nach  soviel  trüben  Erfahrungen  in  seiner  Vermittelungs- 
politik, andrerseits  nach  dem  hohen  Standpunkte,  den  er  Frie- 
drich gegenüber  bereits  eingenommen  hatte,  nun  auf  einmal 
wieder  den  Weg  der  \'erhandlungen  betrat,  und  wir  finden 
eine  Krklörung  dafür  nur  in  dem  Umstande,  dass  die  mili- 
tärischen Erfolge  des  Kaisers,  die  er  zuletzt  noch  durch  die 
Eroberung  von  Vicenza  errungen  hatte,  dem  Papste  die  Möglich- 
keit nahe  gelegt  hatten,  dass  Friedrich  zuletzt  doch  Sieger 
bleiben  und  ilim  selbst  dann  keine  glimpfliche  Behandlung  zu 
teil  werden  würde.  Er  suchte  offenbar  jetzt  die  bösen  Folgen 
des  Schrittes,  den  er  im  October  in  einer  Zornesaufwallung  zu 
weit  gethan  hatte,  zu  vermeiden. 

-\uf  dringende  Bitten  des  Hermann  von  Salza  hatte  der 
Kaiser  auch  diesmal  wieder  in  neue  Verhandlungen  gewilligt, 
aber  wie  sehr  sich  auch  die  beiden  ('ardinäle  mühten*),  die- 
selben waren  wiederum  vergeblich  gewesen.  Man  war  bereits 
auf  dem  Punkte,  die  Forderungen  des  Kaisers  zu  erfüllen’): 
Leistung  des  Treueides,  Auflösung  des  Bundes  für  immer, 
Stellung  von  Mannschaften  zum  Kreuzzuge  und  Auslieferung 
aller  Regalien  und  Reichsrechte  ^);  aber  durch  die  Einsprache 
des  Podesta  von  Placentia,  Rayner  Zeno,  war  noch  im  letzten 
Augenblick  eine  Einigung  verhindert  worden.  So  entbrannte 
denn  nach  Friedrichs  Rückkehr  aufs  neue  der  Kampf,  nur  ein- 
mal im  November  durch  wiederum  vergebliche  Verhandlungen 
unterbrochen*),  bis  er  plötzlich  durch  die  Niederlage  bei  Corte- 


,SO.  November  von  Treviso  naih  Deutsdiland  ab,  doch  «ird  sein  Entschluss, 
dorfliin  zu  ijeben,  schon  lange  vorlicr  bekannt  gewesen  sein. 

*)  Der  Brief  des  Papstes  ist  uns  nicht  mehr  erhalten,  der  Inhalt  ergiebt 
sich  aber  aus  dem  .tiitworlschreiben  des  Kaisers  vom  Februar  1237,  Winkel- 
mann, Acta  II,  2.Ö  ff. 

’)  Des  Kai.sers  Argwohn  gt'gen  ilieselben  in  seinem  Briefe  vom  Februar 
1237  Siheint  durchaus  unbegrUmlet ; so  viel  wir  scheu  können,  haben  sie  ge- 
treulich das  ihrige  gethan,  um  Frieden  zu  stiften;  vgl.  auch  tVinkelumnn, 
Friedrich  II,  II,  (14. 

’)  Vgl.  Ann.  Plac.  Gih.  S.  S.  XVIII,  p.  4711. 

*)  Also  doch  Verzicht  auf  den  Frieden  von  Constanz! 

*)  Vgl.  B.  J.  V,  2289 1>. 
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iiUüVa  beendet  wurde.  Nun  wuide  natürlich  dem  Kaiser  alles 
geboten,  was  er  nur  jemals  verlangt  hatte : Auflösung  des  Bun- 
des, Verzicht  auf  den  (hmstanzer  Frieden,  im  allgemeinen  eine 
unbedingte  Unterwerfung,  jedoch  suchten  die  Lombarden  ihn  zu 
veranlassen,  sich  über  einige  Punkte  vorher  zu  vertiflichteu. 
Aber  gerade  daran  scheiterten  die  \'erhamllungen;  dei'  Kaiser 
bestand  auf  der  unbedingten  Unterwerfung,  formell  wie  sachlich, 
die  Lombarden  wollten  sich  nicht  ganz  in  seine  Hände  geben. 
Was  Friedrich  hier  mit  seinem  Trotz  verschuldete,  lehrt  die 
Folgezeit;  _dass  er  sich  einen  Augenblick  zu  sehr  seinem  Gliicks- 
rimsch  überligss,  hat  er  mit  einem  Leben  voller  Sorge  und 
Kampf,  sein  Geschlecht  mit  dem  Untergang,  Deiitschlauil  mit 
Jahrhunderten  der  schlimmsten  Wirren  zu  büssen  gehabt. 

Der  Papst  war  in  dieser  Zeit  merkwürdig  still  geblieben. 
Seit  dem  Scheitern  der  Verhandlungen  von  h’iorenziiola  war  er 
wieder  in  seine  abwartende  Politik  verfallen,  offenbar  veranlasst 
durch  die  Furcht,  Friedrich  würde  in  diesem  Jahre  Herr  der 
Lombardei  werden.  So  hatte  ei-  auch  keinen  Anteil  an  den 
Friedensverhandlungen  nach  der  Schlacht  von  Cortenuova;  schein- 
bar interessierte  ihn  weder  die  lombardische  Frage,  noch  hatte 
er  sonst  irgend  welche  Beschwerden  vorzubringen.  Er  wartete 
auf  eine  günstige  Gelegenheit  zu  seinem  Hervortreten,  und  eine 
solche  liess  nicht  lauge  auf  sich  warten.  Friedrich  hatte  im 
Jahre  12.S8  nicht  mehr  die  geschlos.sene  Macht  des  Loinbarden- 
bundes,  sondern  nur  noch  einzelne  der  mächtigeren  Städte  zu 
bekämpfen,  deren  er  nur  durch  die  Eroberung  Herr  werden 
konnte,  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  der 
schwierigere  Theil  seiner  .\ufgabe.  .4m  .3.  August  war  er  vor 
Brescia  gerückt  in  der  Hoffnung,  mit  die.ser  und  den  anderen 
Städten  noch  in  diesem  Sommer  fertig  zu  werden,  aber  wider 
Erwarten  zog  sich  die  Belagerung  in  die  Länge.  Da  sandte  er 
eine  Botschaft  an  den  Pajtst,  um  seine  Hilfe  und  Verinittlnng 
zu  erbitten '),  wofür  er  KXK)  Ritter  in  das  heilige  Land  zu  ent- 
senden versprach.  Gregor  aber,  der  noch  im  Juni  vergeblich 
neue  Verhandlungen  durch  den  Bischof  Ardingus  von  h'lorenz 
anzuknüpfen  versucht  hatte,  benutzte  dies,  da  er  jetzt  den  ge- 
eigneten .\ugenblick  gekommen  sah,  um  aus  seiner  bedrängten 

■)  Vgl.  H.  B.  VI,  2bl. 

Köhler,  L*as  Veriittliiiin  Ki ledrichti  II  xu  diMi  Fitpsl«n  seiner  Zeit.  i 
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fjapre  lieranszukonniien.  Indem  er  den  Gesandten  des  Kaisei-s 
versinaeh,  die  Bitte  zu  eifiillen.  seliickte  er  seinen  N'otar  Gre- 
gor von  JIontelonp:ii,  einen  ,lionio  inagni  cordis  et  doetus  ail 
bellum““,  iu  die  L(inil)ardei.  um  dort  den  Wiilerstand  zu  een- 
tralisieren  und  ilim  in  der  Kirche  einen  geeigneten  Mittelimnkt  zu 
geben  ').  Friedrich  beklagt  sich  darüber  in  seinem  Rundschreiben 
vom  20.  April  1230”);  danach  hätten  die  Gesandten  mit  (Begor 
verhandelt  Uber  eine  unio  contra  haeriticam  pravitatem.  pro 
eclesiae  libertate  et  de  retbrinandis  imperii  iuribus.  Der  I’ai)st 
hätte  zum  Schein  alle  seine  Voi-schläge  genehmigt,  nach  der 
-Abreise  der  Gesandten  aber  ohne  deren  Wissen  den  Gregor 
von  Montelongo  mit  den  umfassendsten  Vollmachten  nach  der 
Lombardei  gesendet,  um  ihm  entgegenzinvirken.  Der  l’apst 
versuchte  sich  dagegen  zu  verteidigen  indem  er  die  Sache 
so  dai“stellte,  als  wenn  er  von  der  'rreiilosigkeit  des  Kaisers  durch 
ilie  Besetzung  von  Sardinien  und  Massa  Überzeugt  gewesen 
wäre,  und  desshalb  den  Gregor  gesendet  hätte.  Doch  kann  man 
ihm  hier  eine  kleine  Ungenauigkeit  nachweisen,  denn  Gregor 
wurde  bereits  am  fi.  August  abgesendet’*),  während  die  Be- 
setzung von  Sardinien  und  Ma.ssa  ei“st  nach  .Aufhebung  der  Be- 
lagerung von  Brescia,  frühestens  im  Octnber  stattfand,  und  der 
Papst  in  der  series  gravaminnm  von  Ende  August  123S  noch 
nichts  davon  weiss. 

Xachdem  Friedrich  einmal  diesen  Schritt  gethan  hatte,  war 
es  dem  Pap.ste  sofort  klar  geworden . dass  es  für  den  .Augen- 
blick mit  seiner  Kraft  vorbei  wai'.  und  dass,  wenn  jetzt  ein 
that kräftiger  \Videi“stand  von  Seiten  der  Immbai'den  sich  Frie- 
drich entgegen.stellte,  er  hoffen  dürfte,  diesen  für  immer  von 
der  Unlerwei  fung  der  Lombardei  abzubringen.  Den  Mittelpunkt 
für  einen  solchen  A\“idei’!<tand  abzugeben  war  allein  die  Kirche 
imstande,  und  Gregor  begann  jetzt,  indem  er  seine  frühere  Politik 
gegen  den  Kaiser  wiederaufnahni,  bereits  die  Früchte  derselben 
zu  ernten.  Durch  die  Massregeln,  die  er  123ö  ergritfen  hatte. 

')  Pro  seilamlis  ilisconiiis  ac  rel'onnatiouibus  pacis  et  coucordiis  facien- 
ili.H  prout  utile  ecclosiae  forct.  Cacciacnnti.  Smmu.  Slomuii.  Vercell.  p.  ÜKib. 
Wiiikelmanii.  Forschungen  XII.  274. 

•)  H.  B.  V.  p.  :4((1. 

’)  In  seiner  Encyklika  vom  1.  Juli  1239.  R.  750  ji.  U52. 

*)  Vgl.  (’acc.  Summ  Mon.  Vcrc.  Fors«'liungen  XII.  274  Anin.  2. 
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war  es  ihm  geluugeii,  einen  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem 
Kaiser  herzustellen,  den  dieser  im  Uebenuute  des  Siegers  noch 
bedeutend  erweitert  hatte;  jetzt  war  die  Zeit  gekommen,  avo 
es  galt  daraus  Nutzen  zu  ziehen.  Er  hätte  jetzt  wieder  in 
seiner  Eigenschaft  als  Friedensvermittler  auftreten  können,  denn 
Friedrich  hatte  ihn  ja  gebeten,  dies  Amt  wieder  zu  übernehmen. 
Aber  er  that  dies  jetzt  nicht,  sondeni  war  vielmelir  bemüht, 
den  Gegensatz  zwischen  sich  und  dem  Kaiser  noch  zu  ver- 
mehren. Die  geeignete  Gelegenheit  hierzu  bot  das  gänzliche 
Mi.sslingen  der  Belagerung  von  Brescia.  Durch  dasselbe  war 
mit  einem  Schlage  der  Nimbus  der  Unbesieglichkeit  des  Kaisers 
verschwunden,  zn  dessen  Verbreitung  der  Sieg  von  Cortenuova 
so  viel  beigetragen  hatte,  und  war  die  Niederlage  auch  mehr 
moralischer  als  materieller  Natur,  so  hatte  sie  doch  darum  keine 
geringere  Wirkung;  alle  Feinde  erhoben  sich  aufs  neue  und 
schlossen  sich  zusammen,  überall  regte  sich  die  Gegenwehr. 
Auch  der  Papst  Hess  den  günstigen  Augenblick  nicht  ungenützt 
verstreichen.  Er  sandte  im  Oktober  an  die  Bischöfe  von  Würz- 
burg, Worms,  Vercelli  und  Parma  eine  Liste  von  Beschwerden 
über  die  kirchlichen  Zustände  im  Königreich,  über  welche  sie 
den  Kaiser  verhören  sollten.  Dieselben  gingen  mit  schwerem 
Heizen  und  nur  ex  oboedientiae  debito,  wie  sie  selbst  sagten  ‘), 
an  ihren  Auftrag,  fanden  aber  den  Kaiser  wider  Erwarten 
sanftmütig  und  bereit,  ihnen  Kede  zu  stehen,  denn  ihm  lag 
gerade  jetzt  daran,  jede  Verwickelung  mit  dem  Papste  zu  ver- 
meiden. Friedrich  verteidigte  sich  deshalb  mit  grosser  Aus- 
führlichkeit gegen  die  Vorwürfe''),  indem  er  zu  seiner  Ent- 
schuldigung aufühite,  dass  er  so  lange  vom  Königreich  ab- 
wesend sei  und  um  die  gerügten  Uebelstände  nicht  wisse,  dass 
er  gerne  alles  be.ssern  wolle  und  um  die  Einigkeit  zwischen 
Kirche  und  Staat  zu  erhalten  zu  jedem  Entgegenkommen  er- 
bötig  sei,  das  sich  mit  der  Ehre  des  Reiches  vertrüge.  .\m 
Schlus.se  jedoch  konnte  er  seine  Verwunderung  nicht  verhehlen, 
dass  der  Papst,  anstatt  seinen  Versprechungen  gemäss  zu  han- 
deln, ein  solches  Verhör  über  ihn  verhänge. 

')  In  iliTiii  .Vlirvvlirt.'ii  lirpiliiMi  nii  ileii  l’aput  vnm  28.  (»i  ti)b<‘r  12M8,  H.  B. 
V.  24!l  I). 

V({1,  ilie  Bi.'ilagp. 
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Wenn  Fiiedrieli  sicli  iifrend  welelien  Erfolg  davon  ver- 
sproclien  hatte,  dass  er  sich  so  geduldig  einer  deraiiigen  I’ro- 
cediir  unterwarf  und  dem  l’apst  Versi>rcchnngen  leistete,  so 
niu.sste  er  sich  bald  überzeugen,  da.<s  diese  Hotfnungen  nicht  in 
Eifüllung  gehen  würden.  Iin  November  und  Decembei'  1238 
fanden  fortgesetzt  Verhandlungen  zwischen  ihm  nnd  (Tregor 
statt  ‘).  die  aber  zu  keinem  Ergebnis  führten.  Desto  bessere 
Erfolge  hatten  aber  die  Bemühungen  der  itäpstlichen  Legaten 
gehabt.  Noch  wahrend  der  Verhandlungen  zwischen  Friedrich 
und  (-tregor  schlossen  am  130.  November  1238  in  prae-sentia  do- 
mini  papae“)  \'enedig  und  (lenua  ein  Bündnis,  kraft  des.sen 
sich  beide  Hilfe  zusicherten  und  sich  vcrpHichteten.  ohne  (4e- 
nelunigung  des  I’ap.stes  keinen  Frieden  zu  schliessen“).  Der 
(irnnd,  dass  sich  der  Pap.'^t  an  diesem  Bündnis  beteiligte,  wäh- 
rend er  Friedrich  noch  hotien  Hess,  war  seine  Ueberzeugung, 
dass  es  zu  einer  befriedigenden  Einigung  zwischen  ihm  und  dem 
Kaiser  doch  nicht  kommen  könne:  ihre  Interessen  gingen  in  der 
lombardischen  Angelegenheit  zu  weit  auseinander.  Friedrich 
hatte  trotz  .seines  .Misserfolges  doch  so  viel  errungen,  da.ss  ein 
Friede  mit  den  Lombarden  ihm  noch  eine  ganz  bedentende 
Macht  in  Oberitalien  gesichert  haben  würde.  .\ns  diesem  Orniide 
blieben  auch  die  Verhandlungen  mit  Gregor  etfoiglos.  Entweder 
der  Kai.ser  oder  der  I’apst  war  einflussreich  in  Oberitalien  und 
hatte  somit  nach’  Lage  der  Verhältnisse  die  überwiegende  flacht 
in  Italien  in  Händen  und  ilass  der  l’ai>st  es  für  vorteilhaft 
hielt,  wenn  er  selbst  den  Haupteinfluss  ausübte  und  den  einzig 
geeigneten  .Augenblick  benutzte,  um  dies  zu  bewerkstelligen,  ist 
ihm  nicht  zn  verdenken.  .Auch  Friedrich  wtmste  genau,  was 
ihm  bevorstand,  nachdem  die  letzten  Verhandlungen  gescheitert 
waren.  Im  Februar  12311  erneuerte  er  die  Gesetze  gegen  die 
Ketzer  vom  14.  Mai  1238.  um  dem  Papste  .so  die  Möglichkeit 

zn  nehmen,  gegen  ihn  als  Häretiker  vorzugehen.  Indessen  Hess 

\ 

•)  Uiili,  .Saun.  8.  S.  XIX,  p.  .a7ß. 

*)  Baitlidloimiei  scrilmc  iiniiale«  S.  S.  XVIII.  |i.  UW. 

“)  lla.s  Küiiiliiiss  «nrile  .“piiter,  am  20.  .Iiili  1230,  ilaliin  crweitort.  dass 
beide  Seestädte  zur  Ernbeninn  des  Kiliiigrcii’he.s  Sicilien  eine  Flotte  ausrilsteii 
wollten;  vgl.  Winkelmauu  in  Forschunnen  XII,  2HI.  Per  I’.apsf  versprach 
dagegen,  ilass  er  demjenigen,  der  das  Kiinigi'eieh  von  ihm  erhalte,  zur  l’tlieht 
inaelieii  «erde,  die  !;(.troftVneH  X'eralirednngen  ein/nlialten.  R.  H35  p.  737. 
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sich  dieser  nicht  dadurch  l)e\vcgeii;  bereits  am  10.  .März  sah 
Friedrich  sein  .Scliicksal  klar  vor  Augen  und  wu.sste,  dass  es 
nur  nocli  eine  Frage  iler  Zeit  sei,  wann  sich  (.iregors  otfener 
Febertritt  zur  Partei  der  launbarden  vollziehen  werde.  Um 
wenigstens  dieses  .\eussei'ste  noch  hinauszuschieben,  wendete  er 
sich  an  die  Cardinäle  mit  der  Bitte,  dem  l’apst  nicht  zuzu- 
stimmen. wenn  er  gegen  ihn  den  Bann  schleudern  wollte;  abei- 
ehe  noch  die  Boten  in  Born  anlangten  ‘i,  war  das  (.4ef'ürchtet€ 
schon  geschehen;  am  20.  März  1230  hatte  (Iregor  den  Kaiser 
in  den  Bann  gethan,  damit  sich  ollen  auf  ilie  Seite  der  Uom- 
barden  gestellt  und  an  den  'l'ag  gebracht,  was  die  Politik  der 
beiden  Parteien  schon  lange  bewirkt  hatte:  den  unheilbaren 
tiegensatz.  sobald  es  sich  um  eine  Verletzung  des  statns  i|uo 
uinl  eine  Machtvergrösseruug  des  einen  handelte. 


III. 


So  war  denn  geschehen,  was  Fiiedrich  vor  drei  Jahren  in 
.Xnbetracbt  seiner  militärisch  wie  iwlitisch  so  festen  Stellung 
für  nnniöglich  gehalten  hatte : der  Pap.st  war  offen  auf  die  Seite 
der  Rebellen  getreten.  Vom  strengen  Hechtsstandimukte  aus 
hatte  er  .sich  damit  dem  Kaiser  gegenüber  offenbar  in  Nachteil 
gesetzt,  denn  einmal  machte  er  durch  Unterstützung  einer  for- 
mell ini  Unrecht  befindlichen  Partei  die  (fere,chtigkeit  seiner 
eigenen  Sache  sehr  zweifelhaft  und  zweitens  konnte  er  dem  Vor- 
wurf  nicht  entgehen,  dass  er  der  .\ngreifer  sei.  Ihn  indessen 
ein  uniiarteiisches  Urteil  zu  fällen,  müssen  wir  anerkennen, 
dass  Oregor  auch  berechtigte  Interessen  vertrat.  Wie  ans  der 
bisherigen  Darstellung  ersichtlich  ist,  war  seine  Politik  bedingt 
durch  die  Rücksicht  auf  die  Integi-ität  des  Kirchenstaates  und 
somit  in  ihrer  wesentlichen  iiichtung  vorgezeichnet  durch 
Innocenz  111.  Dieser  hatte,  wie  oben  erwähnt,  bei  der  Neu- 
gründung iler  weltlichen  Macht  des  Papsttums  mit  zwei  Mächten 

*)  Niu'li  des  Kai.ser.s  Darstcllmiju:  in  »einem  liriefe  vom  2(1  April  12.Stl 
minien  die.se  Boten  dnreli  püpstlielie  Triitmuteu  anl'  der  Reise  anf  Befehl  de» 
Papstes  aufgehalteu. 
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in  Italien  zu  reclinen.  mit  dem  Königreich  Sicilien  und  den 
Städterepnbliken  der  Lombardei ; blieben  diese  unverändert  be- 
stehen, so  war  der  neue  Kirchenstaat  mit  seinen  Erweiternngen 
gesichert.  l>ie  Wahl  Friedrichs  II  zum  deutschen  König  und 
die  Abinachnngen  desselben  mit  Honorius  III  bei  der  Kaiser- 
krönung betreffs  der  Personalunion  für  Deutschland  und  Sicilien 
hatten  das  Machtverhältnis  auf  der  Halbinsel  sehr  verschoben; 
Friedrich  als  König  von  Sicilien  und  deutscher  König  zugleich 
war  weitaus  die  mächtigste  Persönlichkeit  in  Italien.  Gregor  IX, 
dem  Erben  der  Politik  Innocenz’  III,  fiel  die  Aufgabe  zu,  wenn 
nicht  das  Geschehene  wieder  gut  zu  machen,  so  doch  zu  retten, 
was  noch  zu  letten  war,  und  ein  weiteres  Vordringen  des 
Kaisers,  namentlich  in  der  Lombardei,  zu  verhiudeni.  Dies 
musste  ihn  aber  notwendig  mit  letzterem  in  Conflikt  bringen. 
Friedrich  II  hatte  gerade  die  Untei-werfung  der  Lombarden  als 
das  Ziel  betrachtet,  dessen  Erreichen  seine  Stellung  in  Italien 
und  in  Deutschland  erst  recht  festigen  sollte,  und  er  musste  das 
nach  der  Lage  der  Dinge  und  nach  den  üeberliefeningen  seines 
Geschlechtes.  Daher  begegneten  sich  hier  die  Interessen  von 
Kirclie  und  Reich,  und  zwar  die  weltlichen  Interessen,  in  dem 
.\ugenblicke,  wo  Friedrich  daran  ging,  seine  Absichten  auf 
Norditalien  zur  Durchführung  zu  bringen.  Diesen  durch  die 
l’olitik  Innocenz'  III  bedingten,  naturgemässen  Verlauf  der 
Dinge  konnte  Gregor  nicht  mehr  abändern,  ohne  die  selbst- 
ständige Stellung  des  Papsttums  preiszugeben ; es  galt  also  zu- 
nächst für  ihn  den  Streit  möglichst  lange  hinanszuschieben. 
Wie  schwer  ihm  dies  gemacht  wurde,  haben  wir  oben  gesehen; 
und  als  schliesslich  *dei‘  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  unmittel- 
bar bevorstand,  da  hatten  die  Lombarden  seine  diplomatische 
Lage  zu  einer  so  schwierigen  gemacht,  dass  es  erst  anderer 
Mittel  bedurfte,  um  die  Stellung  zum  Kaiser  zu  erlangen,  die 
das  Interesse  des  Kirchenstaates  erforderte.  Hätte  Friedrich 
niemals  eine  gewaltsame  Lösung  der  lombardischen  Frage  im 
Sinne  gehabt,  so  würden  wir  keine  oder  nur  gelegentliche  Be- 
schwerden über  das  Verhalten  Friedrichs  zur  sicilischen  Kirche 
haben,  wie  das  bis  123ö  wirklich  der  Fall  ist  und  wie  ans  der 
Vergleichung  und  Verfolgung  der  Be.schwerdescliriften  des 
Papstes  deutlich  zu  ei-sehen  ist. ')  Nicht  die  Vergebung  dieser 
')  Vgl.  die  Beiingc. 
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oder  jeuer  geistlidien  PfViiiide,  iiiclil  die  Uebergriffe  kaiserlicher 
Heaiiiter  konnten  tiregor  dazu  bewegen,  dass  er  Friedrich  in 
<len  Bann  that  mul  dass  er  nacliher  alle  Friedensversuche  ab- 
wies, und  so  werden  wir  auch  sehen,  dass  dieselben  an  einem 
andern  Punkte  scheiterten. 

Bald  nach  der  Kxkomniunikation  begannen  beide  Parteien 
sich  zunächst  schriftlich  zu  bekämpfen.  Am  20.  .\pril  1239 
sandte  Friedrich  ein  grosses  Hundschreiben  ab,  in  welchem  er 
das  A'erhalteu  der  Kirche  und  besonders  (O’egors  gegen  ihn  einer 
nicht  immer  gerechten  Kritik  nnterzog,  wie  denn  auch  ijregor 
in  seinen  Antworten  sich  durchaus  nicht  streng  au  die  Wahr- 
heit hielt.  Wir  liaben  deshalb  umsoweniger  nötig,  die.sen  Brief- 
wechsel im  einzelnen  zu  verfolgen,  als  uns  Tliatsächliches  nicht 
weiter  geboten  wird ; jeder  von  beiden  ist  bemfdit,  das  Verhalten 
des  Gegners  als  möglichst  schlecht  darzustellen,  und  führt  zu  diesem 
Zwecke  Details  an.  die  in  der  luitgeteilteii  Form  höchst  zweifelhaft 
sind,  über  die  man  aber  genaueres  nicht  erweisen  kann. 

Neben  den  Watten  des  t-ieistes  aber  führte  man  auch  andere. 
Anfang  September  erfolgte  seitens  des  Kaisers  die  Zurücknahme 
der  Mark  Ankona  und  des  Herzogtums  Spoleto  an  das  Reich  und 
damit  der  ei-ste  Angritt  auf  den  Kirchenstaat.  Im  Briefe  vom 
1().  .März  1240  führt  Friedrich  als  den  iTiund,  der  ihn  dazu 
bewog,  die  ,graves  et  infestae  ingratitudo  et  otfensa''  durch  den 
Bes<henkten  an.  Unter  der  letzteren  versteht  er  ausser  dem 
allgemeinen  Vorgehen  des  Papstes  wohl  noch  si)eciell  die  vor- 
her angeführten  Slassregeln  desselben,  dass  er  die  Bewohner 
der  Küste  der  Mark  zwingen  wollte,  gegen  das  Verbot  des 
Kaisers  den  \’enetianern  Getreide  zu  verkaufen  und  dass  er 
den  Bewohnern  beider  Gebiete  verbot,  dem  Kai.ser  Unterstützung 
in  die  Lombardei  zu  schicken.  Der  Zurücknahme  folgte  noch 
im  September  die  Besetzung,  zunächst  iler  Mark,  durch  Enzio, 
des  Kahsers  Sohn. ')  Der  Kaiser  selbst  führte  unterdessen  einen 
wenig  erfolgreichen  Krieg  gegen  die  von  Tag  zu  'l’ag  sich 
mehi-ende  Schaar  der  .\btriinnigeu.  Gregor  hatte  richtig  ge- 
rechnet: sein  Ueberti-itt  hatte  der  Gegenwehr  der  Lombarden 
Zusammenhang  gegeben , sein  Bann  die  .schlechte  Sache  der 
Rebellen,  die  sich  dei’  gerechten  Strafe  erwehrten,  in  die  gute 

')  Vgl.  Ridi.  Saug.  S.  S.  XVIII.  p.  H78. 
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der  Bundesfienossen  des  Stellvertreters  Christi  verwandelt,  die 
den  heiligen  Stuhl  im  Kampfe  gegen  den  Antichrist,  die  hestia 
in  Menschengestalt  unterstützten.  Dieser  Umstand  lockte  viele 
alte  Feinde  der  Staufer,  die  bisher  noch  geschwankt  hatten,  auf 
die  Seite  des  Papstes  und  der  Lombarden,  und  wo  sich  zwei 
Parteien  bekämpften  und  die  eine  sich  für  den  Kaiser  entschied, 
da  trat  die  andere  auf  die  Seite  des  Papstes.  In  einem  solchen 
Kinzelkampfe  konnte  Friedrich  wenig  ausrichten,  denn  er  hätte 
zu  viel  Zeit  auf  die  Bekämpfung  einzelner  verwenden  müssen 
nml  bei  dem  damaligen  Stande  der  Kriegswissenschaft  auf  eine 
erfolgreiche  Belagerung  der  festen  Städte  doch  nicht  hotten 
dürfen.  So  verging  der  Sommer  1289  ohne  ein  entscheidendes 
Ereignis:  mit  Mühe  wurde  von  kaiserlicher  Seite  die  Mark 
Treviso  behauptet.  ‘1  Desto  grösser  waren  Friedrichs  Erfolge, 
als  er  sich  zu  Beginn  des  Jahres  1240  gegen  den  Papst  wendete. 
Bei  seinem  Einmarsch  in  das  Herzogtum  Spoleto  fiel  ihm  alles 
zu,  schon  am  Ifi.  Febraar  stand  er  zu  Viterbo,  bereit  auf  Korn 
loszugehen,  wo  eine  Stimmung  zu  seinen  Gunsten  einen  Ein- 
marsch in  die  Stadt  zu  ermöglichen  schien;  da  erfolgte  am  Tage 
von  Petri  Stuhlfeier  bei  Gelegenheit  der  feierlichen  Prozession 
infolge  einer  Rede  des  Pai)stes  ein  so  allgemeiner  Umschwung 
der  ört'entlichen  Meinung,  dass  Friedlich  von  seinem  Vorhaben 
abstehen  musste.  Indessen  hatte  der  Papst  doch  seine  Hilf- 
losigkeit eingesehen  und  als  der  Kaiser  nach  mehnnouatlichem 
Aufenthalt  in  Sicilien  abermals  an  die  Grenzen  des  Kirchen- 
staates rückte,  zeigte  er  sich  zu  Friedensverhandlungen  bereit, 
besondei-s  da  jetzt  die  deutschen  Fürsten  die  Vermittlerrolle 
aufnahmeii,  und  alle  Welt  darüber  erstaunt  und  erbittert  war, 
dass  zu  dieser  Zeit  der  drohenden  Tatarenuot  die  beiden  höchsten 
Gewalten  der  ( liristenheit  ihre  Kraft  gegen  einander  eqirobten. 
Einen  Vergleich  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Papst  aiizii- 
bahnen,  war  zwar  schon  früher  versucht  worden.  Im  Jahre 
1289  unmittelbar  nach  der  Exkommunikation*)  hatten  einige 
deutsche  geistliche  Füi-sten*)  den  Pap.st  gebeten,  einzulenken 

')  Vgl.  Wiukehuanii,  Forschimgcii  XII.  2(il  ff. 

•)  Vgl.  H.  J.  V,  24.S3. 

>)  Am  Hofe  iiacliwei.sl>ar  sind  in  dieser  Zeit  nur  der  Erziiiscliof  Elier- 
liard  von  Salzburg,  die  Hischöfe  Rüdiger  von  Passau  und  Conrad  von  Frei- 
sing und  der  Abt  von  Tegernsee. 
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und  den  Kaiser  nicht  zn  weit  zu  tren)eu,  da  sie  der  Ueber- 
zeupnng  wären,  derselbe  sei  durdiaus  iin  Recht,  und  sie  ihm 
daher  ilire  Unterstützung  nicht  verweigern  könnten,  su  scliwer 
sich  dies  auch  mit  ihrer  Ergebenheit  gegen  den  apostolischen 
.Stuhl  vertrüge.  Aber  dieser  wühlmeineiide  Rat  Irnchtete  nichts, 
vielmehr  arbeitete  Gregor  eifriger  denn  je  am  Sturze  Friedrichs. 
Ueberallhin  sandte  er  seine  Roten,  um  Aufruhr  zu  predigen, 
nach  Sicilien')  und  nach  Deutschland , wo  er  auch  die  Auf- 
stellung eines  Gegenkönigs  zu  erwirken  strebte.  Aber  mehr- 
fache Versuche  dazu  misslangen,  so  eifrig  ancli  besonders  .\lbert 
von  Rehaim  dafür  thätig  war,  hauptsächlich  durch  die  feste 
Haltung  der  dentscheu  Geistlichkeit*)  und  der  deutschen  Fürsten, 
und  deshalb  hielt  es  Gregor,  als  er  im  Jahre  1240  in  die  oben 
erwähnte  missliche  Lage  geraten  war.  doch  für  geboten,  jetzt 
einzulenkeu.  Gerade  in  dieser  Zeit  war  auf  .Antrieb  der  deutschen 
Fürsten,  die  sich  als  unparteiische  Richter  über  Kaiser  und 
Papst  stellten,'’)  um  die  Vermittlerrolle  zn  übernehmen,  der 
Deutschordensineister  Conrad  nach  Rom  gekommen,  eine  Ver- 
einbarung zustande  zn  bringen.  .An  dem  Friedeiiswerk  betei- 
ligten sich  mit  ihm  hervorragende  .Männer  ans  der  Umgebung 
des  Papstes,  .lohann  von  Colouna  unil  Raynald  von  Ostia. ^) 


')  Diese.'«  beabsichtigte  Ciregor  ilem  Kaiser  abzus[ireclieii,  vgl.  .seinen 
Brief  an  .lae.  Tenpoliis,  Herzog  von  Venedig,  v.  2-1.  .Septcinber  12.SU  (U.  Biti 
p.  787),  worin  er  diesem  verspricht,  er  werde  dafür  sorgen,  dass  iler  neue  König 
von  Sicilien  die  geschlossenen  Vertrüge  anerkenne. 

’)  tVie  diese  im  allgemeinen  OWr  den  püpstlichen  Bann  dachte,  erhellt 
ans  einem  Briefe  des  .\lbert  von  Behaim  (II.  B.  V,  1081):  ,l)icunt  enim  cano- 
nici Bavariae  omnes«iue  alii  praelati,  ex  t|uo  de  snis  beneficiis  snnt  securi, 
posthac  non  timebunt  tonitrna  et  fnimina  Bomanomm.  (|<>ia  non  (latent  pro 
i|)somm  sus|>ensionis  et  excomimmientionis  .sententiis  fabam.“  Ueberhaupt  zeigen 
die  Briefe  des  püpstlichen  Emissärs  ans  dieser  Zeit,  wie  w(mig  geneigt  die 
deutschen  Fürsten  waren,  vom  Kaiser  abzufallen.  V'gl.  Hötler,  .\lbert  v.  Be- 
haira  p.  19.  ff.  und  Kodenberg  in  , Historische  .\nfsiitze  dem  .tndenkeu  au 
Waitz  gewidmet'',  p.  ‘214. 

*)  Wie  im  Jahre  12;)ü,  wo  sie  sich  ebenfalls  als  Vermittler  anfwarfen. 
.Vusschlaggebend  wird  in  dieser  Be^dehnng  besonders  die  missliche  Lage  der 
dentscheu  Oeistlichkeit  gewesen  sein,  die  bei  einem  Conflikt  zwischen  deii 
beiden  (iewalten,  die  sie  gleichmüssig  als  die  höchsten  zn  betrachten  ge- 
wohnt war,  jeden  .Anhalt  verlor. 

*)  Mattli.  Paris  IV,  p.  59  (Luard).  Nach  ihm  hätte  der  Papst,  ermutigt 
durch  die  fieldsendimgcn , die  ihm  seine  Legaten  machten,  den  schon  ge- 
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Die  Verliaiidlmipen  <lreliten  sich  um  folgendes;  Zu  Ostern  des 
niidisten  dalires  sollte  ein  Condl  zusammeutreten,  auf  dem  über 
<lie  Beschwerden  des  Papstes  gegen  den  Kaiser  entschieden 
werden  sollte:  zunächst  sollte  ein  Waffenstillstand  geschlossen 
werden,  während  dessen  man  über  den  definitiven  Frieden  ver- 
handeln könnte.  Der  Kai.ser  selbst  war  der  festen  l'eberzenguug, 
dass  der  Friede  nun  endgiltig  gesichert  sei,  überallhin  Hess  er 
die  Nachricht  davon  gelangen');  aber  dies  war  verfrüht,  denn 
noch  im  letzten  Augenblick  .scheiterten  die  Verhandlnngen  an 
der  Forderung  (iregors,  dass  die  Lombarden  in  den  Waffen- 
stillstand und  also  auch  in  den  Frieden  eingesdilossen  würden, 
was  Friedrich  auf  keinen  Fall  zngeben  wollte.  Am  18.  Juli 
musste  er  bereits  melden,  dass  aus  diesem  Grunde  der  sehnliclist 
erwartete  Friede  nicht  zustande  gekommen  sei'). 

Während  Friedrich  noch  hoffte,  der  Pa)ist  werde  nach- 
träglich sich  zur  .Nachgiebigkeit  befinemeu,  und  in  dieser  Hoff- 
nung es  vermied,  wiederüm  in  das  Patrimonium,  das  ihm  offen- 
stand, einzufallen,  handelte  (iregor  in  der  l’eberzeugung,  dass 
eine,  gütliche  Einigung  doch  nicht  zu  erwarten  sei. 

Er  gi-iff  einen  von  Friedrich  bereits  kurz  nach  der  Exkom- 
munikation den  Cardinälen  gemachten  Vorschlag  auf  “),  über  den 
man  sich  auch  bei  den  Friedensverhandlungen  im  duni  bereits 
geeinigt  hatte,  nämlich  ein  allgemeines  t'oncil  zu  berufen,  auf 
dem  sich  Friedrich  gegen  die  .\nklagen  des  Pap.stes  verteidigen 
wollte.  .\m  !).  .\ugust  lie.ss  er  an  alle  Bischöfe  und  weltlichen 
Fürsten  eine  .\utibrderung  ergehen,  sich  zu  Ostern  nächsten 


srlilii.ssciieii  Wnlt'eii.stillstaiiil  brechen  wnlleu.  winlurcli  die  Feindsch»ft  zwisc.lieii 
ihm  lind  .tuhnnn  von  Colonnn,  der  diesem  Verfahren  widersiiracli,  entstanden 
wäre. 

')  Vgl.  H.  13.  V,  1004  nnil  UXHi,  ferner  den  Brief  des  Albert  von  lie- 
haini  an  Uregor  von  Mitte  .Angn.st  1240  (H.  15.  V,  1023  fl'.),  da-ss  der  Bischof  von 
Begenshnrg  am  ö.  .Angn.st  von  der  Kanzel  den  .\hschlus.s  des  Friedens  ver- 
kündet habe. 

»)  H.  B.  V.  1014. 

“)  Vgl.  den  Brief  Friedrichs  vom  20.  April  12311  H.  B.  V.  304  und  It.  .1. 
V,  2432.  Am  115.  März  1240  beklagt  aicli  Friedrich,  dass  der  Papst  seine 
Boten,  die  Bischöfe,  ins  (iefiingnis  geworfen,  als  sie  in  dieser  .Angelegenheit 
nach  Kom  kamen.  Haranf  geht  es  wohl  aneh  zurück , wenn  er  (II.  B. 
1039  lind  107ß)  schreibt,  der  Papst  liahe  eine  Synode,  die  er  zu  seiner  Ver- 
teidigung forderte,  gehindert. 
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Jahres  entweder  in  Rom  iiersönlicli  einzufinden,  oder  geeignete 
Boten  zu  entsenden.  *i  (tegen  diese  Massregel  aber  nnulite 
Kriedrich  jetzt  ganz  energisch  Front.  Den  Cardinälen  gegen- 
über spracli  er  .seine  Missbilligung  aus.  dass  <ler  I’apst  als  des 
Reiches  Feind  etwas  unternehme,  was  er  nur  nach  geschlo.ssenem 
Frieden  hätte  thnu  dürfen,  uuil  in  alle  Länder,  in  welche  der 
Aufruf  des  Papstes  ergangen  war,  sandte  er  die  Waniung,  ilas 
t’oncil  nicht  zu  besuchen,  da  er  mit  allen  Mitteln  das  Zustande- 
kommen des.selben  zu  hindein  gedenke.  Man  hat  sich  oft  über 
diesen  , Widerspruch  Friedrichs  gegen  sieh  selbst“  gewundert, 
und  doch  ist  dieser  gar  nicht  so  gross,  als  es  deu  Anschein  hat. 
Denn  was  hatte  Friedrich  zu  erwarten  von  einem  roncil.  das, 
wenn  auch  nicht  lediglich  aus  seinen  Feinden  zusammengesetzt, 
doch  in  der  Majorität  aus  solchen  bestand,  und  in  dem  der  Papst 
auf  diejenigen,  welche  seiner  Ansicht  widerstrebten,  jeden  Drin  k 
ausüben  konnte.  Nicht  der  Papst  als  eine  Partei  durfte  das 
(’oncil  berufen,  sondern  die  ( ’ardinäle**),  vielleicht  sollte  dasselbe 
auch  nicht  in  Rom,  sondern  an  einem  Orte  zusammeutreten, 
welcher  gleichzeitig  die  (tarautie  gab.  dass  die  .Anhänger 

')  \’k1.  U.  781  |).  B7i)  — (j8:l.  Aus  ilein  di>rt  aimi'fUlirtt'ii  Venteiidinis 
der  .tdrussateu  yelit  hervor,  das.s  die  Klage  de.s  Kaisers,  der  Faiist  liahe  mir 
seine  Feinde  lieriifen  i^H.  B.  V.  1040  und  1077),  iiliertrichen  ist.  So  finden  wir 
z.  B.  sänitlii'hc  dcntuhe  Bi.seliilfe  nngefillirt,  von  denen  wir  in  dieser  Zeit 
wissen,  dass  sic  an!'  der  Seite  des  Kaisers  standen.  Ganz  nnlH'prriindet  ist 
Friedrichs  Behauiitung  allerdings  aoeli  nicht,  denn  der  sieilische  < tems  kommt 
gar  nicht  in  der  Liste  vor,  ebenso  wenig  die  rciclistrenen  loinhardischeii 
Stitdtc,  whhrend  Mailand,  Brescia  n.  a.  anfgefiilirt  sind,  und  wir  können  an.s 
diesem  Fehlen  schliesscn . dass  sie  nberhan|it  Einladungen  nicht  erhalten 
haben.  Bei  der  .Ansfilhrliehkeit,  mit  der  hier  alle  im  Znsammenhang  und 
nach  Litndern  geordnet  anlgezühlt  werden,  scheint  in  diesem  Verzeichnis  eine 
Liste  vorznliegen.  nach  der  <lie  Einladungen  nusge.schriebcn  wurden,  und 
welche  nachher  in  ilic  Register  überging . statt  dass  die  ganze  Menge 
der  Originale  eingeschrieben  wurde. 

•)  Dieses  Verlangen  Friedrichs  ist  mit  Recht  nach  den  Anschanungeu 
jener  Zeit  als  zn  hoch  zu  bezeichnen.  Der  I’apst  hatte  damals  bereits  allein 
das  Recht  ein  allgemeines  Coneil  zu  bemfen,  jedenfalls  konnte  dasselbe  ohne 
seine  Mitwirkung  nicht  zustande  kommen.  ,\her  ca  war  auch  nnmöglich,  dass 
der  Papst  vor  demselben  als  eine  Partei  erschien  und  seine  .Sache  führte, 
denn  das  Coneil  hatte  ilurchan.s  noch  keine  Competenz  demselben  gegenüber; 
erst  durch  die  Concile  zu  Constanz  und  Basel  wurde  das  .eoncilinm  super 
papam“  festgestellt.  Vgl.  auch  IliiLsidiins,  .System  des  katlml.  Kindienrcehts 
ni,  364. 
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Frifdriclis,  al^«  di»*  deutschen  Hischöfe,  /.ahlreidi  erschienen, 
und  eine  IkviiiHussunj;:  durch  den  l’apst  niclit  helürchteii  Hess. 
Auc)i  sollten  dort  nur  die  Streitpunkte  zwischen  Kaiser  und 
l’apst  zur  Verhandlun)'  gehiujren.  die  loiuhanlische  Fmjre  aiier 
(lanz  aus  <lein  Spiele  bleiben,  da  Fi  iedrich,  wie  ei-  am  IH.  Sep- 
tember 124t.l  an  den  Köniji:  von  Frankreich  schrieb,  es  für 
durchaus  uupasseml  hielt,  dass  ein  geistliches  (lericht  oder  eine 
Synode  Uber  weltliche  Angelegenheiten  entschehle.  Friedrich 
wusste  aber,  dass  Gregor  auf  demselben  auch  die  lombardische 
Frage  Vorbringen  werde,  um  ein  unanfechtbares  Urteil  zu  seinen 
(junsten  hervor/nrufen.  uinl  dies  konnte  er  auf  keinen  Fall 
dulden,  da  er  keine  Förderung  der  .Sache  durch  ilas  (,'oncil  er- 
warten durfte.  Was  Friedrich  12.39  gewollt  hatte,  war  also 
etwas  ganz  anderes  gewesen,  und  er  konnte  jetzt,  ohne  sich 
untreu  zu  werden,  das  t’oucil  zu  verhindern  suchen;  missbilligten 
iloch  selbst  seine  Feinde  die  Berufung  de.sselben 

Aber  der  l’apst  lie.ss  sich  durch  Friedrichs  Protest  nicht 
von  seiner  .Absicht  abbiingen.  Da  der  Landweg  unmöglich  oder 
wenigstens  sehr  schwierig  und  gefahrvoll  geworden  war,  trat 
er  mit  den  Genuesen  in  Verbindung,  um  eine  .Seefahrt  fUr  die 
Prahlten  zu  ermöglichen;  am  13.  October  erhielt  Gregor  von 
Uomania  Vollmacht,  mit  denselben  abzusidilies.sen“).  Am 
l.ö.  Octidier  erging  ein  zwintes  Berufungsschreiben.  um  diejenigen, 
die  sich  etwa  durch  Friedrichs  Drohungen  hatten  entmutigen 
la.ssen.  doch  noch  zur  Reise  zu  bewegen®).  Am  4.  Dezember 
war  bereits  der  Vertrag  mit  den  (Tenuesen  abgeschlossen  *), 
kraft  dessen  dieselben  10  Galeeren  und  10  'rariden  und  falls 
diese  niclit  ausreichten,  noch  je  weitere  sechs  ausrhsteii  sollten; 
mit  dieser  Flotte  gedachte  man  sicher  allen  Xaclustellungen 
Friedrichs  zu  entgehen , was  inde.ssen  niclit  gelang.  Auch 
kaiserlichei-seits  wurde  eine  Flotte  gerüstet  aus  pisanischen  und 
sicilischen  .Schiffen,  und  als  die  Genuesen  zwischen  den  Inseln 
Alonte  Chiisto  und  Giglio  segelten,  wurden  sie  am  3.  Alai  an- 
gegriffen, geschlagen  und  verloren  2h  Schilfe;  über  100  vor- 
nehme Geistliche  wurden  gefangen  genommen,  darunter  Friedrichs 

‘1  VkI.  H.  H.  V,  KK). 

»)  U.  7K4  p,  «84  — «88. 

’)  K.  78.7  p.  «88  - fi!12. 

*1  li.  7i)t  p.  «1)7  vgl.  auch  7ir2  und  79iJ. 
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sclilininister  Feind.  .Tacol)  von  l’alestrina.  mit  zwei  andemi 
Legaten.  I>fi-  Kaiser,  der  soeben  Faeiiza  narli  arlitinonatlirlier 
Helajreniiifr  erobert  liatte,  "ab  seine  Alisiclit  anf  Holofnia  ant 
niiil  zo"  narli  dem  KHclienstaat  in  der  Hottiunifr.  unnmelir  ge- 
neijites  olir  lür  seine  Friedensverliandlnnpren  zu  finden.  Audi 
ihm  musste  anRenblirklirli  um  so  inelir  daran  lieften,  als  das 
Iteicli  dnrcli  den  Kinfall  der  'l'ataren  .sich  in  änsser.ster  Gefalir 
befand,  und  eine  energische  (tegenwelir  pefren  dieselben,  die 
.schon  Uiifrarn  erobert  hatten,  höchst  notwendig  war  *).  Dieser 
veräiideHeii  Situation  und  seiner  Zwangslage  entsprechend 
stimmte  Friedrich  seine  Forderungen  sehr  herab.  Er  mus.ste 
nach  Deutsliland  gehen,  iiiii  die  Tataren  zurtickzntreiben,  aber 
er  konnte,  so  lange  er  mit  dem  l’apste  nicht  versöhnt  war, 
Italien  nicht  verlassen,  da  sich  sonst,  wie  er  selbst  sagt  -),  die 
Vorgänge  vom  .Jahre  wo  der  Papst  in  seiner  Abwesenheit 

Sicilien  besetzt  hatte,  wiederholt  hätten,  und  er  ausserdem  aller 
seiner  Erfolge  in  der  Lombardei  verlustig  ging.  Hei  dem  Fehlen 
jeder  direkten  Ueberlieferitiig  ist  es  schwierig,  den  Gang  der 
Verhandlniigeii  festzustellen.  Die  Initiative  zu  denselben  scheint 
vom  Kaiser  ansgegangen  zu  sein“),  eine  Angabe,  der  nicht 
widersprechen  wlirde.  dass  der  Predigerordensbrnder  Hartolo- 
inaeiis  vom  Pajiste  nach  Koni  berufen  wurde,  nm  bei  Friedens- 
verhandlniigeii  zu  dienen  L.  Dürfen  wir  den  .\ngaben  Friedrichs 
trauen  '*),  .so  hätte  er  bei  denselben  erklärt,  er  wolle  sich  mit 
der  Durch fiihrnng  des  t'onstaiizer  Friedens  begniigen,  in  der 
Hott'nung.  den  J’apst  durch  diesen  Schritt  znni  Fnedeii  zu  be- 
wegen. Aber  der  Papst  wollte  augenscheinlich  keinen  Frieden 
mehr,  denn  er  stellte  bei  diesen  Verhandlniigeii,  sowie  auch  bei 
den  im  .luli  durch  (trat  Richard  von  Cornwall  geführten,  Forde- 
rungen, die  auch  diesem  Vermittler  zu  hoch  er.schieneii.  Danach 


')  .Viif  ilicscii  Killlull  ili'i-  Tutarcii  hczielit  sich  ^ucit'dl.is  die  Bt-merkmi^; 
•Ics  IVlcr  viin  \iiicu  in  seinem  llriel'e  vmn  .liili  12tt  (H.  1!  V,  1 l.'i.s  : 
l'oneniiliae  viani  ....  sniieivenielitinin  Imstium  neeessitas  iaiii  rei|nirit.  ««•lelie 
tiiiliiner  in  so  Grosse  Entrilslmu;  ver.seUte,  Keij.  Kriil.  II  Nr.  1014a. 

’)  Vgl.  ilen  Brief  Krieilriehs  an  den  Kiinig  von  riigarn  vom  .Inni  1241 
iH.  11.  V,  1144.) 

II.  B.  V.  1140, 

*)  II.  U.  V.  1147. 

‘)  Iin  Briefe  an  ilen  Künig  von  thigarn  (Fl.  B.  V,  114.Ö):  ,intendcntes 
contenti  csso  veterilms  ct  liereditariis  imperii  iuribus  etc.' 
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sollte  sich  der  Kaiser  eidlich  verpflichten,  dass  er  in  allen 
Stücken  (also  aiicli  in  der  lombardischen  Frage)  der  Entscheidung 
des  l’ajtstes  sich  unterwerfen  wolle  ').  Auch  die  Aeusserungen, 
die  der  Papst  seihst  über  den  Frieden  in  dieser  Zeit  machte, 
stimmen  auf  das  beste  hiermit  überein.  Vom  Herzoge  von 
Käruthen  iuifgefordert , Frieden  zu  schliessen,  antwortete  er 
ganz  kühl,  dass  er  das  wohl  thiin  würde,  wenn  Friedrich  sich 
unter  die  Befehle  der  Kirche  beugen  werde  “),  und  in  ähnlicher 
Weise  lässt  er  sich  dem  König  von  Ungarn  gegenüber  aus  ’). 

Nach  dem  Abbiuch  der  Friedensverhandlungen  blieb  der 
Kaiser  im  Kirchenstaat,  den  er  fast  vollständig  besetzte,  und 
plünderte  die  Umgegend  von  Kom,  um  dadurch  auf  den  Papst 
einzuwirken.  Während  dieser  Plünderungszüge  starb  Gregor  IX 
am  22.  August  1241  zu  Rom,  und  um  zu  zeigen,  dass  er  nur 
mit  ihm,  nicht  mit  der  Kirche  Krieg  geführt  hätte,  gestattete 
Friedrich  sogleicli  den  Cardinälen,  sich  zur  Papstwahl  in  Rom 
zu  versammeln;  ja  als  der  im  October  1241  gewählte  Cölestin  IV 
nach  kurzer  Regierung  starb,  verstand  sich  Friedrich  sogar 
dazu,  im  Jahre  124.3  die  gefangenen  Cardinäle  freizulassen, 
damit  eine  neue  Papstwahl  frei  und  ungehindert  stattfinden 
könne  *).  Hätte  Fi  iedrich  während  der  langen  Sedisvakanz  den 
Umstand,  dass  der  feindlichen  Partei  das  Haupt  fehlte,  benutzt 
und  sich  durch  energisches  Vorgehen  eine  günstige  Position  ge- 
.schaften,  so  wäre  er  bei  den  folgenden  Friedensverhandlungen 
imstande  gewesen,  seinen  Bedingungen  auch  den  gehörigen  Nach- 
druck zu  verleihen.  Aber  diese  seine  Grossmut  '*)  ist  verhäng- 

')  Matth.  Paris  IV,  148.  (Liiard). 

»)  R.  82.8  p.  72.8. 

“)  R.  82(i  p.  72C. 

*)  Di«  piiizige  Bi'iliiiguiig,  die  Friedrich  für  die  Freilo-ssuiig  der  Car- 
diiiiile  stellte,  scheint  naidi  dem  Sehreihen  Innocenz’  IV  vnm  2(i.  .\ngust  1243 
die  RUckbcrnfnng  des  Legaten  des  apostolischen  Stuhles,  der  gegen  ihn  in  der 
Lombardei  agitierte,  gewesen  zu  sein.  Die  Kardinale  versprachen,  (piod  eins 
petitiones,  cpiautnin  cum  Deo  possent,  ciim  ad&sset  opportnnitas  temporis, 
adimplerent.  fH.  B.  113.). 

*)  Ich  glaube  hier  keinen  falschen  Ausdruck  gewühlt  zu  haben ; Friedrich 
dachte  in  der  That  gr.'lsser  von  seinen  (iegnem,  als  diese  verdienten.  Die 
Freilassung  der  ('ardinäle  ist  eine  Orossmut,  die  durch  nichts  gerechtfertigt 
werden  kann,  am  wenigsten  durch  ila.s  frühere  Verhalten  derselben  zum  Kaiser. 
Auch  die  Unterlassung  des  Heereszuges  gegen  die  Römer  auf  Bitten  der  in 
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nisvoll  für  ilm  gewonleii.  iiuleni  t*r  dadiircli  die  letzte  günstige 
<Telegenheit  verstreiclieii  liess.  nliiie  docli  den  Zweck  zu  er- 
reichen, den  er  im  Auge  Imlte:  seine  Frieilensliehe  zn  zeigen. 
Mit  der  M'ald  lunocenz'  I\‘  am  25.  Juli  124.'{  war  der  kaiser- 
feindlichen  Partei  eine  neue  Spitze  gegeben,  und  unter  diesem 
thatkräftigen  Manne  gelang  es  dem  Papsttum,  vollends  seine 
Ansiirüche  gegen  das  Kaisertum  dnrchznführen.  Haid  nach 
seiner  W ahl  otl'enbarle  sich  der  eigentliche  Charakter  des 
Kaiuid'es  zwischen  Kaiser  und  Papst.  Hisher  als  Cardinal  dem 
Kaiser  entschieden  freundlich  gesinnt . liess  er  die  Hoffnung 
auf  kommen,  dass  nunmehr  alles  beseitigt  werden  würde,  was 
einer  Verständigung  hinderlich  gewesen  war.  .Aber  nicht  nur 
geschah  dies  nicht,  sondern  Innocenz  IV  wurde  ein  ebenso 
heftiger  Feind  der  Staufer,  als  Gregor  IX  gewesen  war.  Was 
lag  näher,  als  dass  man  die  Schuld  daran  der  Persönlichkeit 
Friedrichs  II  zuschob  und  daraus  einen  Beweis  nahm,  dass  der- 
selbe doch  ein  unversöhnlicher  Feind  der  Kirche  und  des  Papst- 
tums gewesen  sei.  Wir  können  jedoch  darin  nichts  weiter  er- 
blicken, als  die  Folgen  der  von  Innocenz  III  eingeleiteten 
Politik.  Die  besten  Freunde  mussten  sich  entzweien,  wenn  sie 
so  vei’schiedene  Interessen  zu  vertreten  hatten,  wie  es  hier  der 
Fall  war.  Innocenz  lA'  konnte  nicht  ohne  grosse  eigene  Ge- 
fahr die  lombardische  Frage  aus  den  Händen  lassen  und  sich 
mit  dem  Kaiser  versöhnen,  abgesehen  davon,  dass  ihn  seine 
Verträge  mit  den  Lombarden  daran  hinderten.  Friedrich  aber 
konnte  unmöglich  alles  anfgeben.  was  er  in  achtjährigem  Kampfe 
errungen  hatte,  das  verbot  ihm  schon  die  Kücksicht  auf  seine 
Stellung  zu  den  Füi-sten,  und  dieser  Gegensatz  musste  es  von 
vornherein  höchst  zweifelhaft  machen,  ob  überhaupt  ein  Au-sgleich 
noch  möglich  war.  Vorläufig  aber  war  man  noch  der  Hoffnung, 
da.ss  nunmehr  alles  glatt  ablaulen  werde,  und  eben  dieser  Hotl- 
nung  gab  Friedrich  dem  neuerwählten  Papste  gegenüber  in 
.seinem  (Hück wunschschreiben  Ausdruck,  indem  er  gleich  zu 
Friedensverhandlungeu  seine  Boten  übersandte.  Nach  dem 


■Anagui  zur  l’aiKttwalil  Vfrsammelteii  l.:ar(liuUl(!  (Mai  1242  K.  .f.  V,  .äi-lUl) 
könnte  inau  liierlier  zielieu.  Daa»  iler  Zug  gegen  Kinn  im  Mai  t24H  nur  eine 
Karlie  für  die  l'liinderimgeu  der  Kölner  gegen  Viterlio  war.  hat  seliuii  Kieker 
naebgewie.sen  (K.  J.  V.  3362a.). 
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Schreiben  de,s  Kaisers  vom  August  1244  boten  diese  im  all- 
gemeinen die  rnterwerfiuig  Friedrichs  unter  die  Gebote  der 
Kirclie  an  und  ^vollten  Frieden  in  dem  Streite  zwischen  Kirche 
und  Reich  schliessen.  Der  Papst  verlangte  darauf  bestimmte 
Zusicherungen;  Rückgabe  des  okkujiierten  Kirchengebietes  und 
Kinschluss  der  Lombarden  und  der  anderen  Anhänger  der  Kirche 
in  den  Flieden.  Friedrich  sagte  die  Rückgabe  des  Kirchen- 
gutes unter  der  Redingung  zu,  dass  ihm  dasselbe  gegen  einen 
jährlichen  Zins  wieder  überlassen  würde,  ferner  bot  er  fünf- 
hundert Ritter,  die  der  Kirche  zu  jederzeit  zur  Verfügung 
stehen  sollten,  ausserdem  .SO 000  Mark  Silber  zur  Zahlung  der 
Schulden  der  Kirche  und  Wiedereroberung  des  heiligen  Landes 
aut  eigene  Kosten.  Aber  natürlich  wollte  Innocenz  auf  diese 
Vorschläge  nicht  eingehen.  welche  die  zweite  seiner  Bedingungen 
und  gerade  die  Hauptsache  nicht  erfüllten.  Er  sandte  seiner- 
seits Roten  zum  Kaiser,  welche  eine  Einigung  auf  folgende  Be- 
dingungen hin  vermitteln  sollten 'j : Freilassung  aller  (Jleriker 
und  der  Laien,  die  bei  dem  Seesiege  1241  gefangen  waren, 
Satisfaktion  für  alles,  weswegen  er  exkommuniciert  war,  Ent- 
scheidung eines  (Joncils  über  die  Punkte,  in  welchen  sich  der 
Kaiser  durch  die  Kirche  geschädigt  glaubte,  Einschluss  aller 
Anhänger  der  Kirche  in  den  Frieden,  so  dass  dieselben  auch 
später  nie  belangt  werden  könnten.  Des  Kaisers  Bedingungen 
waren  dagegen  folgende  *) : Zurückberufung  des  Legaten  aus 
der  Lombardei,  Freilassung  des  Salinguerra.  Unterstützung 
gegen  die  Ketzer  in  der  Lombardei.  Die  Gesandten 
überbrachten  ausserdem  noch  Klagen  über  Begünstigung  des 
Erzbischofs  von  Mainz  und  des  Grafen  von  Provence,  die 
Innocenz  jedoch,  ebenso  wie  die  Forderungen  Friedrichs  kurzer 
Hand  abwies.  Während  die  Verhandlungen  noch  schwebten, 
erfolgte  am  9.  September  der  ,4bfall  von  Viterbo,  und  dieser 
war  wahrscheinlich  die  Ursache,  dass  dieselben  abgebrochen 
wurden.  Der  Kaisei-  rückte  vor  Viterbo,  um  die  Stadt  wieder- 
zugewinuen,  aber  nach  mehrwöchentlicher  Belagerung  zog  er 

■)  H.  B.  VI,  205  ff. 

•)  Vgl.  die  uns  erhaltene  Instriiktiun  der  Gesandten  hei  H.  B.  VI,  112. 

•)  Wir  können  dieselben  ans  dein  .Schreiben  des  Papstes  an  seine  Boten 
vom  26.  August  124.S  ersehen,  ohne  dass  wir  aber  daraus  erführen,  wie 
Friedriih  (Hier  ilie  Bedingungen  iles  Papstes  liachte. 
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am  14.  November  uiivenichteter  Sache  ab,  als  der  Cardinal 
Otto  von  St.  Nicolaus  bei  ihm  erschien,  um  namens  des  Papstes 
die  Anfhebung  der  lielagening  zu  verlangen.  Friedrich  selbst 
sagte  nacher.  dass  er  sich  dazu  hauptsächlich  wegen  der  Ver- 
sprechungen veretanden  habe,  die  ilun  flir  neue  Friedensver- 
handlungen gemacht  wurden  Der  abgeschlossene  V’ertrag, 
welcher  der  kaiserlichen  Besatzung  in  ^■iterbo,  die  hViedrich 
hatte  entsetzen  wollen,  freien  Abzug  sowie  seineu  Anliängern 
in  der  Stadt  Sicherheit  des  Eigentums  und  der  Person  versprach, 
wurde  aber  nicht  eingelialten,  was  Friedrich  später  zu  vielen 
Klagen  Veranlassung  gab. 

Im  Dezember  1243  begannen  dann  aufs  neue  die  Friedens- 
Verhandlungen  mit  dem  Papste  hauptsächlich  unter  Vermitte- 
lung des  Grafen  von  Toulouse,  welche  sich  bis  in  den  März  1244 
hineinzogen.  Endlich  nach  vielen  Vorberatungen  einigte  man 
sich  dahin  *),  dass  Friedrich  alle  besetzten  Länder  der  Kirche 
herausgeben  (Artikel  1)  und  der  Entscheidung  des  Papstes  de 
ofFensis  commissis  (seil,  a Lombardis)  post  ortam  discordiam 
sich  unterwerfen  sollte  (Art.  7).  Innocenz  hatte  verlangt,  dass 
ihm  wie  einst  Gregor  IX  die  ganze  Streitsache  mit  den  Lom- 
barden zur  Entscheidung  überlassen  werde,  doch  hatten  die 
Boten  des  Kaisei-s  das  entschieden  abgelehnt;  über  die  offensa 
commissa  ante  ortam  discordiam  sollte  später  noch  besonders 
verhandelt  werden  da  eine  Einigung  zwischen  Kaiser  und 
Papst  auch  über  diesen  Punkt  unerlässlich  war.  Die  übrigen 
Artikel  des  Vertrages  *)  enthielten  Bestimmungen  über  die 
Sicherstellungen  und  Entschädigungen  der  Cleriker  und  der  An- 
hänger der  Kirche,  betrefts  deren  sich  Friedrich  meist  dem 
Schiedsspruch  des  Papstes  überliess.  Am  31.  März  beschworen 
die  Machtbuten  des  Kaisers,  dass  derselbe  die  Friedensbedin- 
gungen getreulich  erfüllen  werde,  und  alles  schien  zum  guten 


>)  Vgl.  H.  B.  VI,  142  und  VI,  201. 

*)  lieber  diese  und  die  folgenden  Verhandlungen  vgl.  die  erschöpfenden 
Untersuchungen  ran  Ficker,  B.  J.  V,  3418a,  3422  , 3423a,  3424a,  3431a 
bis  3432  c. 

*)  Vgl.  R.  J.  V,  3423  a.  Ficker  ist  der  erste,  der  auf  die  fflr  die  Rechts- 
frage so  wichtige  'IVennmig  in  der  lombardischen  Frage  aufmerksam  ge- 
macht hat. 

‘)  Vgl.  H.  B.  VI,  172,  auch  R.  J.  V,  3422. 

Köhler,  Das  VerhiltaiB  Kaiser  Friedrichs  U sa  den  Päpsten  seiner  Zelt.  4 
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Ende  zu  führen;  mit  den  besten  Hoffnungen  ging  man  an  die 
.Specialberatungen  über  die  Ausfttlming  des  Friedens.  Allein 
hier  musste  sich  bald  herausstelleii,  dass  der  beschworene  Traktat 
doch  viele  Punkte  enthalte,  über  welche  eine  Einigung  noch 
gar  nicht  eigentlich  erfolgt  war  *),  weniger  in  den  Nebensachen, 
als  in  den  oben  hervorgehobenen  Hauptpunkten,  namentlich  zu- 
nächst in  der  Restitution  der  zurückgenommenen  Gebiete  der 
Kirche.  Wann  und  wie  diese  erfolgen  sollte,  darüber  enthielt 
der  Traktat  nichts,  ebenso  w'enig  aber  etwas  über  die  Los- 
lösung Friedrichs  vom  Banne  u.  a.  m.  Sicher  wird  man  es 
diesem  nicht  verdenken,  wenn  er  für  den  Schritt,  den  er 
dm’ch  das  Beschwören  der  Bedingungen  gethan  hatte,  auch 
seinerseits  vom  Papste  Entgegenkommen  verlangte.  Aber  auch 
dieser  wdllte  Friedrich  nicht  lösen,  ehe  er  nicht  die  Länder 
der  Kirche  restituiert  hätte,  und  während  man  hierüber  noch 
verhandelte,  gab  die  lombardische  Frage  den  Ausschlag.  Der 
Papst  wollte  die  ganze  Entscheidung  auch  betreffs  der  Regalien 
haben,  denn  das,  was  er  bis  jetzt  erreicht  hatte,  gab  ihm  noch 
nicht  die  Möglichkeit,  eine  ihm  unbequeme  und  gefährliche 
Alachtentfaltung  Friedrichs  in  Oberitalien,  wie  sie  dieser  auch 
wirklich,  wie  wir  sehen  werden,  beabsichtigte,  zu  verhindern. 
Dabei  kam  dem  Papst  sehr  zustatten,  dass  Friedrichs  Unter- 
händler jedes  Entgegenkommen  auch  in  der  Frage  der  Länder- 
restitutiou  verweigerten , denn  es  wäre  ihm  nicht  möglich  ge- 
wesen, die  Verhandlungen  abzubrechen,  weil  der  Kaiser  sich 
mit  ihm  über  die  lombardische  Frage  nicht  einigen  konnte;  so 
aber  konnte  er  unter  der  Beschuldigung,  dass  Friedrich  das 
Beschworene  nicht  erfüllen  wolle,  ihm  den  Frieden  verweigern. 
Aber  Friedrich  wollte,  w'as  er  einmal  erreicht  hatte,  nicht 
wieder  aufgeben  und  lud  deshalb  den  Papst  zu  einer  Zusammen- 
kunft in  Narni,  damit  man  die  streitigen  Punkte  erledigen  könne. 
Dieser  ging  auch  zuerst  darauf  ein,  kam  aber  dann  nicht  selbst, 
sondern  bevollmächtigte  den  Cardinalbischof  Otto  von  Porto  *) 
zu  den  Verhandlungen  *).  Des  Kaisers  erstes  Bestreben  musste 
sein,  mit  diesem  Klarheit  in  die  streitigen  und  dunklen  Punkte 
zu  bringen,  die  der  Friedenstraktat  vom  März  bot;  er  übergab 

')  ,multa  dnbia  et  obscnra“  klagt  Friedrich  im  Angnst  1344. 

*)  Frillicr  l'ardiiialdiakou  von  St.  Nicolaus. 

•)  .\m  9.  .Iiiiii  zu  fitti  di  t'astello,  H.  B.  VI,  199  extr. 
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deshalb  dem  Cardinal  seine  Vui-scliläge,  wie  namentlich  in  der 
lombardischen  Frage  eine  Einigung  herbeigeführt  werden 
könne  ').  Friedrich  erbot  sich'  darin , die  Entscheidung  des 
Papstes  auch  bezüglich  der  Regalien  anzuerkennen  unter  der 
Bedingung,  dass  dereelbe  sich  schriftlich  verpflichte,  sein  Urteil 
dahin  zu  füllen,  dass  die  Lombarden,  wenn  nicht  die  nach  demSiege 
von  Cortenuova , so  doch  die  vor  demselben  im  November  1237 
gemachten  Anerbietungen  jetzt  erfüllen  sollten;  die  damals 
verweigerten  Geiseln  sollten  nach  dem  Ermessen  des  Papstes 
gestellt  werden,  die  anderen  Punkte,  betreffs  deren  man  sich 
nicht  hatte  einigen  können,  sollten  ebenfalls  dem  Gutdünken 
des  Papstes  überlassen  bleiben.  Die  Entscheidung  hätte  dieser 
spätestens  drei  Monate  nach  einem  den  Parteien  binnen  zwei 
Monaten  anzusetzenden  Termin  zu  fällen.  Für  den  Fall,  dass 
sich  der  Papst  zu  einer  solchen  schriftlichen  Verpflichtung 
nicht  verstehen  wollte,  suchte  Friedrich  auf  folgende  Weise 
einen  Vergleich  herbeizuführen;  Entscheidung  der  lombardischen 
Frage  durch  den  Papst  und  die  Cardinäle  innerhalb  der  ange- 
gebenen Zeit  unter  der  Bedingung,  dass  vorher  alle  Bündnisse 
zwischen  dem  Papst  und  den  Lombarden  gelöst  würden,  — 
denn  sonst  könnte  der  Papst  nicht  Richter  sein  — , dass  der 
Constanzer  Friede  ausgeschlossen  bleibe,  da  bereits  die  Reichs- 
fürsten denselben  für  den  Reichsrechten  und  der  Reichsehre 
nachteilig  erklärt  hätten,  und  dass  er  zu  keiner  anderen  Sicher- 
stellung verpflichtet  werde , als  durch  seine  Söhne  und  die 
Reichsfürsten.  Falls  der  Papst  auch  das  verweigerte,  so  sollten 
vor  der  römischen  Curie  die  beiderseitigen  Machtboten  ver- 
handeln. bis  eine  Einigung  zustande  käme.  In  allen  Fällen 
aber  sollte  der  Kaiser  vorher  vom  Banne  gelöst  werden,  ehe 
die  Verhandlungen  mit  den  Lombarden  begönnen,  da  sich  diese 
Lösung  sonst  zu  lange  hinziehen  würde.  Ausserdem  bat  Frie- 
drich um  genaue  Präcision  aller  der  Pflichten,  die  er  in  dem 
Friedenstraktate  übernommen  hatte,  namentlich  bezüglich  der 
zu  leistenden  Genugthuung  (Erbauung  von  Hospitälern,  Geld- 
zahlungen u.  a.  m.)  und  der  Länderrestitution,  indem  er  ein 
nochmaliges  Abbrechen  der  Verhandlungen  aus  diesem  Grunde 


')  Dieselben  finden  sich  im  Verteidignnf^chreiben  des  Kaisen  vom 
August  1244.  H.  B.  VI,  21.ö. 

4* 
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unmöglich  machen  wollte.  Auch  die  Rechte,  die  ihm  in  den 
restituierten  Läudern  hliebeu,  nämlich  Heeresfolge,  Parlament. 
Markt  und  Verpflegung  sollten  genau  festgestellt  werden,  damit 
ein  Wiederausbnich  der  Feindseligkeiten  in  Zukunft  vermieden 
werde.  Der  Papst  aber  war  nicht  zu  bewegen,  auf  diese  Vor- 
schläge einzugehen ; sein  Brief  an  den  Landgi-afen  von  Thüringen 
vom  30.  April  1244  ')  zeigt  deutlich,  dass  er  schon  in  dieser 
Zeit  von  einem  Frieden  nichts  wissen  wollte,  womit  genau  sein 
Verhalten,  wie  es  Friedrich  schildert  *),  übereinstimmt.  Er 
wollte  betlingungslose  Vollmacht  in  der  lombardischen  Frage 
haben,  da  er,  wie  oben  erwähnt,  eine  Machtvergrösserung  Frie- 
drichs in  der  Lombardei  — und  eine  solche  hätte  auch  dieser 
neue  Friedenstraktat  lierbeigeführt  — nicht  dulden  konnte. 
Friedrich  aber  diu-fte  in  eine  bedingungslose  Unterwerfung 
unter  den  Papst  nicht  einwilligen;  ei"st  musste  er  sicher  sein, 
dass  der  Papst  ihn  absolvieren  würde  und  unter  welchen  Be- 
dingungen, denn  sonst  waren  die  Forderungen  des  Papstes  eine 
Schraube  ohne  Ende.  Als  Friedrich  sah,  dass  er  auch  so  nicht 
zum  Ziele  kommen  würde,  zeigte  er  sich  zu  noch  grösseren 
Zugeständnissen  bereit.  Er  wollte  zwei  bevollmächtigten  C'ar- 
dinälen  volle  Sicherheit  betreffs  der  zu  leistenden  Genugthuung 
geben,  damit  er  absolviert  werden  könne;  in  der  lombardischen 
Frage  solle  sich  der  Papst  eine  von  den  angebotenen  Formen 
auswählen,  da  er  vorläufig,  weil  nach  Beschluss  der  Fürsten 
der  Constanze!-  Friede  nichtig  sei,  nicht  ohne  diese  zu  befragen 
etwas  anderes  bestimmen  könne;  doch  wolle  er  eine  Fürsten- 
versammlung berufen  und  nach  deren  Beschluss  gegebenen 
Falls  mehr  thun.  Ferner  bot  er  Restitution  des  Kirchengutes, 
wie  es  bei  seinem  Ausmarsch  aus  Deutschland  gewesen  sei.  und 
sofortige  Rückgabe  eines  Teiles  dieses  Gebietes,  falls  der  Papst 
sich  dazu  verstehe,  nach  Campanien  zu  gehen,  bis  alle  Differ- 
enzen beglichen  seien,  vorausgesetzt,  dass  in  demselben  vor  dem 
1.  März  1245  ein  kaiserfeindlicher  Statthalter  nicht  eingesetzt 
würde.  Der  Papst  willigte  zunächst  ein,  änderte  dann  aber 
seinen  Entschluss  und  zog  vor,  nach  Rieti  zu  gehen;  als  die 
Glesandten  des  Kaisers  aber  wieder  zu  ihm  gehen  wollten,  um 


')  H.  B.  VI,  189. 

•)  H.  B,  VI.  918  nn.l  219. 
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ihm  zu  melden,  dass  dieser  auch  damit  einverstanden  sei,  er- 
hielteii  sie  untei-wegs  die  Nachricht,  dass  Innocenz  am  28.  Juni 
nacli  t'ivita-Vecchia  und  von  da  nacli  (Tenua  gegangen  sei  und 
so  eine  Beendigung  des  Friedeusgeschäfts  vereitelt  liabe  ‘). 

Noch  einmal  wurden  im  März  1245  Verhandlungen  geführt 
und  noch  einmal  kam  man  auf  den  Punkt  sich  zu  einigen. 
Auf  seiner  Reise  zum  Papst  hatte  der  Patriarch  Albert  von 
Antiochia  vom  Kaiser  den  Auftrag  erhalten,  von  neuem  mit 
dem  Papste  auzuknüpfen.  Der  Kaiser  Hess  seine  BereitwilUg- 
keit  ausdrücken,  die  früheren  Friedensbedingungen  unverbrüch- 
lich zu  halten,  und  der  Papst  forderte  darauf  den  Patriarchen 
auf,  ausfülirlicher  über  den  Willen  des  Kaisers  zu  berichten*). 
Der  Kaiser  bot  wiederum  Unterwerfung  unter  den  Willen  des 
Papstes  au,  aber  unter  Au-sschluss  des  (’onstanzer  Friedens 
und  forderte  Einschluss  seiner  Anhänger  in  den  Frieden.  Das 
letztere  lehnte  Imiocenz  sogleich  ab,  als  nicht  in  dem  früheren 
Friedeustraktat  stehend,  erklärte  aber  zum  Frieden  bereit  zu 
sein  ’)  falls  Friedrich  alle  Gefangenen  freiliesse  und  das  Land 
der  Kirche  restituiere,  so  dass  die  Kunde  davon  noch  vor  dem 
t'oncile,  das  am  3.  Januar  auf  den  24.  Juni  nach  Lyon  berufen 
war,  bei  ihm  einträfe,  soust  müsste  er  nach  Recht  gegen  ihn 
verfahren.  Kui-z  darauf^)  Hess  er  Friedrich  durch  den  Patri- 
archen auflordem,  schnell  wegen  der  manifesta  oflFensa,  für 
die  er  exkommuniciert  sei,  Genugthuung  zu  leisten,  für  die 
dubia  genügende  Sicherheit  zu  steUen,  damit  er  absolviert 
werden  könnte.  Friedrich  hatte  sich  schon  früher  dazu  bereit 


')  Dass  tViecliieh  den  Papst  in  seiner  Sicherheit  bedroht  liÄtte.  ist  eine 
Erhndnng  papistisch  gesinnter  Quellen  (Nie.  de  Cnrbiu  b.  Mnraturi  III,  1, 
,ö92)i  der  Pa]>st  selbst  sagt  in  seinen  Briefen  nichts  davon.  Nacli  Nie.  de 
Curbio  ist  cs  auch  unzweifelhaft,  dass  der  Papst  die  letzten  Verhandlungen 
nur  gefilbrt  hat,  um  den  Kaiser  zu  tauschen,  denn  er  licss  schon  vor  den- 
selben seinen  Verwandten  Bojolus  mit  fienua  um  Schiffe  zur  Flmht  unter- 
handeln. 

*)  Vgl.  den  Brief  Innocenz’  IV  an  den  Patriarchen  vom  30.  April  1245. 
H.  B.  VI,  271. 

•)  Indessen  sieht  man  aits  dem  Briefe  selbst  deutlich,  wie  widerwillig 
Innocenz  auf  diese  neue  Vermittlung  eingegangen  ist.  Er  behandelte  das 
ganze  Friedensgeschüft  als  so  nebcnsilchlich , da.ss  er  es  nicht  einmal  der 
Muhe  für  wert  hielt,  seinerseits  Boten  dazu  abzuordnen. 

*)  Am  6.  Mai,  vgl.  H.  B.  \’l,  272. 
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erklärt,  aber  vom  Papste  verlangt,  dass  auch  er  ihm  Sicherheit 
gebe,  dass  die  Absolution  nach  Erfüllung  dieser  Bedingungen 
wirklich  erfolge.  Aber  trotzdem  man  bereits  so  weit  war, 
hatten  die  Verhandlungen  doch  keinen  Erfolg  und  konnten 
keinen  haben,  denn  Friedrich  hielt  an  seinen  früheren  Bedin- 
gungen bezüglich  der  Lombardei  fest  und  wollte  die  Forde- 
nmgen  des  Papstes  nicht  ohne  Gegenleistung  erfüllen;  dazu 
kam  sein  Vorgehen  im  tuskischen  Patrimonium,  das  leicht  zu 
falschen  Deutungen  führen  konnte  ‘).  Friedrich  selbst  aber 
scheint  wie  früher  so  auch  jetzt  der  festen  Ueberzeugnng  ge- 
wesen zu  sein,  dass  die  Verhandlungen  zum  Abschluss  des 
Friedens  führen  würden;  um  so  giösser  war  daher  seine  Ueber- 
raschung,  als  er  Anfang  des  Juli  erfuhr,  dass  das  (Tegenteil 
der  Fall  sei,  und  dass  der  Papst  ihn  absetzen  wolle.  Sclmell 
eilte  er  am  8.  Juli  von  Verona  aus  nach  Westen,  aber  schon 
zu  Turin  erfuhr  er  die  am  17.  Juli  über  ihn  ausgesprochene 
Absetzung. 

Mit  diesem  Ereignisse  sind  wir  am  Ende  der  Beziehungen 
Friedrichs  II  zu  den  Päpsten  angelangt.  Nach  der  Absetzung 
war  jede  Nachgiebigkeit  von  päpstlicher  Seite  ausgeschlossen, 
indessen  scheint  Friedrich  doch  noch  gehofft  zu  haben,  denn  er 
rief  die  Vermittelung  des  Königs  von  Frankreich  an  und  erbot 
sich  1246  dazu,  zeitlebens  in  das  heilige  Land  zu  gehen,  wenn 
seinem  Sohne  t'onrad  das  Reich  bliebe,  aber  der  Papst  wies 
alles  zurück,  auch  das  Anerbieten  des  Kaisers,  sich  vor  einigen 
Kirchenfürsten  wegen  seines  Glaubens  zu  verteidigen;  er  wollte 
mir  Unterhandlungen,  wenn  Friedrich  mit  wenigen  Begleitern 
unbewaffnet  vor  ihm  erschicme.  Im  Jahre  1247  vei’suchte  der 
König  von  Frankreich  abermals  zu  vermitteln,  jedoch  der 
Papst  wollte  weder  den  Kaiser  noch  einen  seiner  Söhne  auf 
dem  deutschen  Thron  haben*),  und  daran  mussten  alle  Verhand- 
lungen scheitern.  Die  Entzweiung  zwi.schen  beiden  Gewalten 
war  unvei-söhnlich  geworden,  es  war  nur  noch  ein  Kampf  auf 
Leben  und  Tod  möglich,  der  auch  alsbald  entbrannte  und  mit 
dem  endgiltigen  Triumph  des  Papsttums  endete. 

Blicken  wir  mm  zurück  und  vergegenwärtigen  wir  uns, 
was  wir  für  die  Frage ; „Welches  ist  der  eigentliche  Grund  zur 

^V^B.  J.  V,  8466s. 

’)  Vgl.  Innocenz'  Brief  an  den  Herrn  von  Faucigni,  H.  B.  VI,  531. 
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unversöhnlichen  Entzweiung  zwischen  Kaiser  und  Papst?“  ge- 
wonnen haben.  Wir  sahen,  dass  es  die  Entwickelung  des 
Kirchenstaates  und  die  Sicherheit  des  Papstes  anf  das  Aeusserste 
gefährdete,  wenn  der  Kaiser  im  Besitze  von  Unteritalien  auch 
noch  Herr  von  Oberitalien  würde.  Von  dem  Augenblicke  an, 
wo  die  Gefahr  nahe  lag,  da.ss  diese  politische  Combination  ein- 
trat, d.  h.  seit  dem  Jahre  12.S5 wo  der  Kaiser  daran  ging, 
mit  Hilfe  der  deutschen  Fürsten  ilie  Lombarden  zum  Reiche 
zui'ückzubringen,  bemerkten  wir  auch  die  Thätigkeit  des  l’apstes, 
die  dies  mit  aller  Macht  zu  verhindern  strebte. 

Die  schwierige  diplomatische  Lage,  in  welche  er  durcli 
diese  Bestrebungen  geriet,  machte  es  für  ihn  zur  Notwendigkeit, 
andere  Waffen  gegen  den  Kaiser  in  die  Hand  zu  bekommen, 
die  er  denn  auch  in  den  kirchlichen  Veihältnissen  Siciliens 
fand ; die  geschickte  Benutzung  derselben  schaffte  ilmi  die  Frei- 
heit der  Bewegung,  die  er  brauchte,  um  dem  Kaiser  feindlich 
gegenüberzutreten.  Die  Richtigkeit  dieser  unserer  Auffassung 
bestätigt  nichts  so  sehr  als  die  Friedensverhandlungen,  welche 
von  Friedrich  nach  dem  Jahre  1239  mit  Gregor  IX  und  mit 
Innocenz  IV  geführt  wurden.  Können  wir  auch  schon  aus  der 
genaueren  Betrachtung  der  einzelnen  Beschwerden  Giegoi-s  IX 
und  aus  dessen  Hartnäckigkeit,  mit  der  er  alle  Entschuldigungen 
und  Versprechungen  Friedrichs  zurückwies,  schliessen,  dass  nicht 
die  üebelstäude  in  Sicilieu  allein  die  Haltung  des  Papstes  be- 
einflussten, so  wird  dies  erst  recht  bestätigt,  wenn  wir  den 
Punkt  suchen,  an  welchem  wieder  und  immer  wieder  die  Friedens- 
versuche scheiterten.  Als  solchen  finden  wir  nicht  die  sicili- 
scheu  Kirchenangelegenheiten,  sondern  die  Frage:  „Wie  wird 
ein  geeignetes  Abkommen  über  die  Machtverteilnng  in  der 
Lombardei  zu  treffen  sein“,  auf  welche  es  eine  Antwort,  die  der 
historischen  Entwickelung  und  den  Anforderungen  beider  Par- 
teien entsprach,  nicht  geben  konnte.  Hätte  es  sich  im  Grunde 
nur  um  die  sicilische  Frage  gehandelt,  so  wäre  man  sehr  bald 
zu  einer  Einigung  gelangt,  denn  gerade  dieser  Punkt  war  stets 
der  erste,  über  welchen  man  sich  einigte , nur  die  lombardische 
Angelegeulieit  bot  unüberwindliche  Schwierigkeiten.  Besonders 


‘)  Im  Jahre  1226  war  es  noch  mSglich  gewesen,  da.s  Zostandekonimen 
binaiuxiuchiehen. 
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lehrreich  sind  in  dieser  Beziehung  die  Verhandlungen  der  Jahre 
1243  und  1244.  Friedrichs  Streben  hei  denselben  ging  unver- 
kennbar darauf  liinaus,  einen  Frieden  zustande  zu  bringen, 
nicht  nur  für  den  Augenblick  nur  mit  dein  Paiiste,  sondeni  einen 
solchen,  der  die  Angelegenheiten  in  Italien  in  einer  Weise  re- 
gelte, welche  Hoffnung  auf  dauernde  Beseitigung  der  Streitigkeiten 
gab.  Wir  sehen  dies  aus  den  Anerbietungen,  die  er  machte, 
aus  der  Zähigkeit,  mit  welcher  er  die  abgebrochenen  l'erhand- 
lungen  stets  wieder  erneuerte,  nicht  weil  seine  Lage  ihn  dazu 
zwang,  sondern  weil  er  es  als  widernatürlich  empfand,  dass  er 
mit  dem  Papste  im  Kampfe  lag,  und  weil  er  einsah,  dass  dieser 
nie  aufhören  werde,  ehe  nicht  eine  Einigung  zwischen  ihm  und 
der  Kirche  über  seine  Stellung  in  der  Lombardei  getroffen 
wäre.  Um  eine  solche  herbeizuführen,  machte  Friedrich  seine 
Vorschläge,  versuchte  er  nicht  auf  eine,  sondern  anf  vielfach 
verschiedene  Weise  den  Papst  zufriedenzustellen,  ging  er  bis 
an  die  äusserste  Grenze  der  Nachgiebigkeit.  Um  die  Vor- 
schläge bezüglich  der  Lombardei  drehten  sich  fast  ausschliess- 
lich die  Verhandlungen,  denn  über  die  anderen  Punkte,  nament- 
lich die,  wegen  deren  h'riedrich  gebannt  war,  hatte  man  sich 
schnell  geeinigt.  Aber  so  viele  verschiedene  Fonnen  der  Lösung 
dieser  Schwierigkeiten  der  Kaiser  auch  vor.schlug,  sie  genügten 
dem  Papste  doch  alle  nicht,  denn  alle  gewährten  dem  Kaiser 
zu  viele  Rechte  in  der  l^ombardei.  was  jener  im  Interesse  seiner 
territorialen  Machtstellung  nicht  dulden  durfte,  während  Frie- 
drich wiederum  anf  eine  unbedingte  Unterwerfung  unter  die 
Entscheidung  des  Papstes,  die  ihn  der  Erfolge  eines  achtjährigen 
Krieges  beraubte,  weder  eingehen  konnte  noch  wollte.  Und 
die.se  Betonung  der  lombardischen  Frage  durch  den  Papst  in 
dieser  Zeit  beweist  deutlich,  dass  auch  schon  vor  dem  Jahre 
1239  die  Rücksichten  darauf  für  das  V'erhalten  desselben  mass- 
gebend gewesen  sind,  und  dass  die  Gründe,  welche  für  die 
Exkommunikation  Friedrichs  in  der  Bannbulle  anfgezählt  werden, 
nichts  sind,  als  ein  t'ei-such  des  Paj)stes  sein  Vorgehen  zu  be- 
mänteln, da  er  sich  mit  den  wahren  Beweggründen  vor  das 
Fonnn  der  Oelfentlichkeit  nicht  stellen  durfte. 

Dies  leitet  uns  übei-  zur  B(‘antwortung  der  Rechtsfrage. 
Je  mehr  wir  da  überzeugt  sind,  dass  die  ganze  Entzweiung 
von  der  lombardischen  Frage  ausging,  desto  ungünstiger  für 
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das  Papsttnni  wird  unser  Urteil  lauten.  Der  Papst  ist  es 
gewesen,  der  durch  seine  Einmischung  in  rein  welt- 
liche Angelegenheiten  einen  Kampf  entfacht  hat,  der 
zuletzt  zum  Vernichtungskampf  wurde;  er  ist  es  ge- 
wesen, der  in  diesem  Kampfe  die  Rolle  des  Angreifers 
spielte.  Friedrichs  Verhalten  war  von  Anfang  an  versöhnlich 
und  namentlich  ängstlich  darauf  gerichtet,  jeden  Conflikt  mit 
dem  Papste  zn  vermeiden,  wie  wir  dies  an  seinen  Bemühungen 
sehen,  die  päpstlichen  Beschuldigungen  zu  entkräften;  als  der 
Kampf  nicht  zu  vermeiden  gewesen  war,  war  er  doch  stets  be- 
reit, sobald  sich  die  geringste  Hoffnung  auf  Frieden  zeigte, 
die  Feindseligkeiten  gegen  den  Papst  einzustellen  und  er  gab 
sich  stets  die  grösste  Mühe,  die  Forderungen  des  Papstes  mit 
den  seinigen  in  Einklang  zu  bringen  durch  äusserste  Nach- 
giebigkeit; dass  es  ihm  trotzdem  nicht  gelang,  eine  Einigung 
herbeizufnhren,  dass  die  päpstlichen  B^irdernngen  weiter  gingen, 
als  sich  mit  .seiner  und  des  Reiches  Ehre  vertrug,  darf  nicht 
ihm  znr  Last  gelegt  werden. 

Allerdings  darf  dabei  auch  nicht  verge.^isen  werden,  dass 
die  Päpste,  die  Friedrich  gegenübergestanden,  namentlich  aber 
Gregor  L\,  nicht  die  ganze  Verantwortuug  für  ihr  Verhalten 
zu  tragen  haben.  Ihre  Politik  war  beeinflusst  durch  Verhält- 
nisse. die  nicht  .sie  selbst  geschaffen  hatten,  sie  war  zunächst 
nur  eine  tönse(pienz  der  politischen  Lage,  wie  sie  Innocenz  III 
auf  der  Halbinsel  begründete.  Es  ist  naturgeniäss,  dass  die 
Nachfolger  und  Erben  der  Politik  desselben  sich  mit  aller  Macht 
gegen  eine  Veränderung  dieser  Verhältni.sse  wehrten,  und  dass 
sie  den  von  ihrem  Standpunkte  aus  historisch  berechtigten  In- 
teressen Geltung  zu  verschaffen  suchten.  .Jedoch  muss  man 
sagen,  dass  sie  in  diesem  Versuche  zu  weit  gegangen  sind. 
.Sobald  einmal  klar  war,  dass  Friedrich  auf  seine  Rechte  und 
auf  die  im  Kriege  errungenen  Erfolge  nicht  verzichten  würde, 
da  begannen  sie  in  Friedrich  das  Kaisertum,  die  weltliche 
Macht  zu  bekämpfen,  und  es  w'iirde  für  sie  der  Streit  das  letzte 
Glied  in  der  langen  Reihe  von  Kämpfen,  welche  seit  mehreren 
.Jahrhunderten  zwis<hen  den  beiden  höchsten  Gewalten  der 
Christenheit  geführt  worden  waren.  Beweisend  dafür  ist  auch, 
dass  Innocenz  IV  nur  sehr  tviderwillig  an  neue  Verhandlungen 
herantrat,  und  dass  er  schon  während  der  Hauptverhandlungen 
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des  Jahres  1244  darauf  sann,  sich  durch  die  Flucht  dem  Friedens- 
schluss zu  entziehen  und  ausserhalb  Italiens  die  persönliche 
Sicherheit  zu  suchen,  die  er  zu  seinem  letzten  Scliritt  benötigte, 
während  er  Friedrich  durch  scheinbares  Eingehen  auf  dessen 
Vorschläge  in  Sicherheit  zu  wiegen  suchte.  Friedrich  dagegen 
führte  nicht  Krieg  gegen  die  geistliche  tlewalt,  nicht  gegen 
die  Kirche,  sondern  gegen  den  einen  Papst,  soweit  ihm  dieser 
als  weltlicher  Gegner  gegenüberstaud.  Erst  durch  seine  Ab- 
setzung wurde  er  iibei-zeugt,  dass  bei  einem  solchen  Kampfe 
auf  Leben  und  Tod  auch  die  Institutionen,  die  von  beiden  Par- 
teien vertreten  wurden,  in  den  Kampf  liineingezogen  werden 
mussten.  Der  Sieg,  den  das  Papsttum  hier  errang,  musste  not- 
wendig auch  den  Untergang  des  Gegners,  das  Unterliegen  des 
Kaisertums,  herbeiführen,  mit  dem  das  letzte  Bollwerk  sank, 
das  die  abendländische  Welt  vor  der  gänzlichen  Abhängigkeit 
vom  Papsttum  bewahrt  hatte.  Das  päpstliche  Bevormundungs- 
System,  das  diese  seit  Gregor  VII  auf  alles  auszudehnen  ver- 
sucht hatten,  war  endlich  doch  durchgedningen. 
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Die  Beschwerden  Gregors  IX 

von  1236,  1238,  1239. 


Beschwerdeu  des  Papstes  über  Eingriffe  in  Sicilien  sind 
vereinzelt  schon  seit  dem  Jalire  1221  vorlianden  *) , und  zwar 
handelt  es  sich  dabei  um  die  Bischofswahleu  uud  die  dem  Kaiser 
dabei  garantierten  Rechte.  Der  Papst  beklagte  sich  am 
21.  August  1221,  dass  Friedrich  seine  Hände  nach  den  Bischofs- 
wahlen ausstrecke,  indem  er  zu  den  schlechten  Gebräuchen  seiner 
Vorfahren  zurückkelire,  welche  er  docli  abgeschworen  habe;  er 
forderte  ihn  auf,  dieselben  abzustellen.  Friedrich  benutzte  aber 
sein  Reclit,  die  gewählten  Bischöfe  zu  verwerfen,  und  so  blieben 
denn  mehrere  Bistümer  frei,  bis  sie  der  Papst  kurz  entschlossen 
besetzte  (25.  September  1225).  Ei-  ging  damit  allerdings  über 
seine  Competenz  hinaus,  die  ihm  nur  gestattete,  nach  der  ■ " ‘ 

königlichen  Bestätigung  die  t'onsekratiou  an  dem  Ge- 
wählten zu  vollziehen,  indessen  mag  hier  die  Notlage,  die  durch  

die  mehrjährige  Vakanz  geschaffen  wurde,  diesen  eigenmäch-  c ' 
tigen  Schritt  entschuldigen , wie  denn  auch  Friedrich  selbst 
sich  schliesslich  zufrieden  gab.  Andere  Uebelstände  mussten 
dem  Papste  in  der  Folgezeit  zur  Verstärkung  seiner  Exkommnni- 
kationsgründe  dienen,  als  der  Bann  des  Jahres  1227  durch 
Friedrichs  Kreuzzug  hinfällig  wurde  *).  Es  werden  da  haupt- 
sächlich folgende  Punkte  geltend  gemacht: 

‘)  Vgl.  die  Briefe  Houüriiu'  in  vom  21.  August  1221  (R.  178),  vom 
27.  Juni  1228  (B.  232)  und  vom  2ö.  September  1225  (R.  283). 

*)  H&rz  1228  vgl.  oben  S.  14. 
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1)  Friedrich  lasse  den  Erzbischof  von  Tarent  sein  Amt 
nicht  versehen. 

2)  Friedrich  habe  die  Templer  und  Hospitaliter  ihrer  Güter 
im  Königreich  beraubt. 

Diese  Beschuldigung  kehrt  später  noch  öfter  wieder,  und 
Friedrich  antwortete  iin  Jahre  1238  ausführlich  auf  dieselbe. 
So  viel  wir  aus  die.ser  Antwort  entnehmen  können,  haiulelte  es 
sich  hier  um  die  Einziehung  derjenigen  Güter,  die  dem  Orden 
nicht  eigentümlich  gehörten,  d.  h.  die  er  nicht  schon  zur  Zeit 
Wilhelms  II  beses.sen  hatte  '). 

3)  Friedrich  habe  den  Veilrag  mit  den  (jrafeu  von  Celano 
und  von  Aversa  nicht  eingehalten,  für  den  sich  die  Kirche 
verbürgt  hatte. 

Diese  beiden  Grafen  hatten  im  Jahre  1226  einen  Aufstand 
erregt,  den  Friedrich  nach  langen  Kämi)fen  endlich  gedämpft 
hatte.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  dieselben  jede  Gelegenheit 
benutzten,  um  Unruhen  zu  stiften,  wie  denn  auch  kurze  Zeit 
darauf  Raynald  von  Spoleto  als  kaiserlicher  Legat  sich  mit 
ihrer  Bekämpfung  beschäftigen  musste.  Bei  unserem  Mangel 
an  Nachrichten  können  wir  natflrlicli  nicht  sagen,  auf  welcher 
Seite  hier  die  erste  h'riedensverletzung  lag. 

4)  Friedrich  habe  den  Grafen  Roger,  der  als  Kreuzfahrer 
unter  apostolischem  Schutze  stand,  seiner  Grafschaft  be- 
raubt, seinen  Sohn  gefangen  gesetzt  und  trotz  aller  Auf- 
forderungen des  Papstes  nicht  wieder  herausgegebeu. 

Der  Friede  von  San  Germano  1230  brachte  auch  für  diese 
Thaten  Friedrichs  die  Sühne,  indem  dieser  sich  bereit  erklärte, 
die  T^ebelstände  abznstellen.  Aber  nicht  lange  darauf  finden 
wir  bereits  neue  Klagen  des  Papstes*),  zuerst  vereinzelt,  dann 
aber  plötzlich  in  geschlossener  Masse.  Wie  dies  mit  den  poli- 


*)  Vgl.  nuten  p.  tiU  uuil  tVinkelinami,  FritMlrich  II,  II  p.  104. 

•)  Am  8.  Mürz  12.31  (R.  434  p.  350)  über  Uebergrilfe  der  kaiserlichen 
Beamten  gegen  die  Bewolincr  von  Esculum. 

Am  3.  December  12.32  iJI.  494  p.  .398)  über  die  Sarazenen,  die  die  Kirche 
in  Fojano  zerstört  hatten. 

•4m  1,5.  .Inli  1233  (R.  .550  p.  444)  dar(U)er,  das-s  Friedrich  einige  Leute, 
welche  ihn  beleidigt  hatten,  als  Ketzer  hatte  hinrichteu  la.ssen. 

Dazwi.sc.hen  R.  425,  428,  431,  4.39,  442,  430  Ermahnungen  an  Friedrich, 
den  Templern  nnd  Hospitalitern  ihr  Eigentum  zurUckzugeben. 
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tischen  Ereignissen  znsammenhing , ist  oben  gezeigt  worden. 
Die  erste  grössere  Masse  von  Beschuldigungen  ist  die  im  Briefe 
vom  29.  Februar  1236*),  welcher  dann  unmittelbar  die  von 
Rodenberg  zuerst  herausgegebene  „series  gravaminum  ecclesiae 
contra  Fridericum“  folgt,  die  im  August  1236  dem  Bischof  von 
Praeneste  übersandt  wurde*). 

Eine  Verteidigung  gegen  den  Brief  vom  29.  Februar  ver- 
suchte der  Kaiser  am  16.  April,  gegen  die  series  gravaminum 
in  sehr  wirksamer  Weise  am  20.  September.  Infolge  derselben 
fiel  fast  die  Hälfte  der  Klagepimkte  fort,  die  übrigen  traten 
geordnet  und  neu  redigiert  im  Oktober  1238  in  dem  Verhör 
wieder  auf,  welches  die  Bischöfe  von  Würzburg,  Worms,  Ver- 
celli  und  Pama  mit  dem  Kaiser  anzustellen  hatten*).  Auch 
liier  besitzen  wir  eine  Verteidigung  Friedrichs,  wie  sie  uns, 
wahi'scheinlich  nach  dem  Protokoll,  in  dem  Briefe  der  genannten 
Bischöfe  enthalten  ist*).  Auf  die  in  der  Exkommunikations- 
bulle von  1239*)  angeführten  Klagepunkte  hat  Friedrich  eine 
Verteidigung  nicht  melir  versucht. 

Gehen  wir  nunmehr  die  einzelnen  Beschuldigungen  und 
ihre  Entwickelung  in  den  verschiedenen  Stadien  der  Feind- 
schaft der  Reihe  nach  durch. 

Die  erste  Beschuldigung  des  Papstes  vom  29.  Februar, 
die  auch  deu  Anfang  der  series  gravaminum  vom  August  bil- 
dete, lautete  dahin,  dass  durch  die  kaiserlichen  Beamten  die 
Kirchen  im  Königreich  Sicilieu  ihres  Freiheitsprivilegs  und  der 
Güter,  die  zu  heiligen  Zwecken  bestimmt  seien,  beraubt  würden. 
Friedrich  machte  dagegen  mit  Recht  geltend,  dass  er  so  allge- 
mein gehaltene  Klagen  nicht  untersuchen  oder  abstellen  könne ; 
er  könne  ebenso  allgemein  darauf  antworten,  dass  er  davon 
gar  nichts  wisse,  es  müsste  denn  sein,  dass  der  Papst  die 

‘)  B.  G76  p.  574.  Es  sind  liier  die  Punkte  1 bis  7 und  9 bis  14  der 
series  vom  August  aufgefllhrt. 

*)  Vgl.  R.  695  p.  592  und  700  p.  596.  Da  diese  den  Hauptbestandteil 
der  Klagen  des  Papste.s  bildet,  und  alle  früheren  nnd  späteren,  ansser  in  dei 
Anzahl  der  Klagepnukte  nnr  geringe  Abweichungen  enthalten,  so  lege  ich 
dieselbe  der  vergleichenden  Uebersicht,  die  ich  folgen  laase,  zu  Grunde.  S.  die 
.Vnlage. 

“)  Vgl.  oben  p.  35. 

*)  H.  B.  V,  249  ft. 

*)  H.  B.  V,  286  ft. 
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Walining  königlicher  Rechte  ein  Unrecht  nenne.  Er  trete 
niemandem  zu  nahe,  wenn  er  die  vom  Reiche  abgekommenen 
Besitzungen  zurttckverlange , oder  wenn  er  mit  Kirchen  einen 
nutertaosch  vornehme. 

Ferner  wurde  Friedrich  zur  Last  gelegt,  dass  l*rälaten  ge- 
fangen oder  gezwungen  würden,  in  die  Verbannung  zu  gehen. 
Auch  dies  leugnete  er  1236  geradezu,  während  er  1238  näher 
auf  die  Sache  einging.  Allerdings  seien  von  seinen  Beamten 
einige  Geistliche  gefangen  gesetzt  worden , aber  nur,  damit  sie 
wegen  ihrer  Verbrechen  dem  geistlichen  Gericht  übergeben 
werden  könnten;  einige  andere  seien  wegen  Majestätsverbrechens 
verbannt  worden.  Dass  Geistliche  getötet  seien,  was  ihm  1238 
zur  Last  gelegt  worden  war,  wisse  er,  aber  es  seien  dies  der 
Bischof  von  Venosa  und  ein  Mönch  aus  dem  Kloster  St.  Vincenz, 
die  beide  von  Mönchen  ermordet  seien;  dies  komme  nur  von 
der  Straflosigkeit  der  Geistlichen,  denn  in  beiden  Fällen  sei 
eine  kanonische  Strafe  nicht  erfolgt.  Dass  Friedrich  hier  um 
die  eigentliche  Verteidigung  hemmgeht,  ist  unverkennbar,  er 
hat  offenbar  kein  gutes  Gewissen.  Auch  dem  Papste  erschien 
die  Verteidigung  nicht  ausreichend,  denn  er  wiederholte  seine 
Beschuldigung  in  der  Exkommunikationsbnlle  von  1239. 

Eine  weitere  Beschuldigung  war  die,  dass  Friedrich  Ab- 
gaben von  der  Geistlichkeit  erhebe  gegen  die  Bestimmungen 
des  Friedens  von  San  Germano.  Indessen  hatte  Friedrich 
durchaus  nicht  in  die  damals  bewilligte  Steuerfreiheit  seine 
Sonderrechte  an  die  einzelnen  Kirchen  eingeschlossen  und,  wie 
er  mit  Recht  1236  wie  1238  betonte,  erstreckten  sich  diese 
Abgaben  der  Kirche  nur  auf  die  weltlichen  Lehen  derselben. 
Jedoch  werden  wir,  so  offenbar  er  gerade  hierin  Recht  hat, 
die  Berechtigung  der  päpstlichen  Klagen  anerkennen  müssen. 
Uebergriffe  der  Beamten  konnten  im  Steuerwesen  gar  nicht 
vermieden  wei-den,  wie  Friedrich  selber  gesteht'),  und  so  ist 
wohl  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  gegen  Geistliche  zuweilen 
in  dieser  Beziehung  ungerecht  verfahren  ist.  Gregor  benutzte 
natürlich  auch  diesen  Punkt  im  Jahre  1239,  indem  er  noch  be- 


‘)  H.  B.  V,  27H  ,ilnm  contra  screnitati«  nostrae  manilatuni  . . . grarati 
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sonders  liinzufiigt,  dass  Friedrich  selbst  sich  solche  Uebergriffe 
erlaubte '). 

Fenier  wird  Friedrich  beschuldigt,  eine  Besetzung  vakanter 
geistlicher  Stellen  nicht  zu  gestatten.  Er  bemerkt  dagegen, 
dass  er  es  für  besser  halte,  wenn  eine  Kirche  zeitweilig  unbe- 
setzt bleibe,  als  wenn  sie  in  der  Hand  eines  Widersachers 
ihm  für  immer  Schaden  zuffige.  Gegen  den  allgemeinen  Vor- 
wurf, dass  er  sich  EingrilFe  in  die  Besetzung  geistlicher 
Stellen  zu  Schulden  kommen  lasse,  der  im  Februar  1236  gegen 
ihn  selbst,  später  gegen  seine  Beamten  gerichtet  ist,  verteidigt 
sich  Friedrich  damit,  dass  er  nur  die  Rechte  geltend  mache, 
die  schon  seine  Vorfahren  ausgeübt  hätten,  obgleich  diese  doch 
bei  weitem  nicht  so  mächtig  waren,  als  er,  und  dass  er  sich 
diese  Rechte  nicht  nehmen  lassen  könne.  Auch  forderte  er  im 
September  1236  den  Papst  auf,  ihm  diejenigen  seiner  Beamten 
namhaft  zu  machen,  welche  die  Rektoren  der  Kirche  ein-  und 
absetzten,  damit  er  dieselben  gebührend  bestrafen  könne;  be- 
reits im  April  hatte  er  betont,  dass  er  deswegen  oft  Briefe  an 
seine  Beamten  gesendet  und  noch  zuletzt  den  Deutschordens- 
meister beauftragt  habe,  denselben  dahingehende  Verbote  zu 
erteilen.  Auf  die  Beschuldigung,  dass  infolge  der  beregten 
Uebelstände  ein  Cleriker  zwölf  geistliche  Stellen  inne  habe, 
geht  Friedrich  nicht  weiter  ein,  auch  wiederholt  der  Papst  die- 
selben später  nicht  mehr. 

Betreffs  des  nennten  Punktes,  dass  durch  die  Bedrückung 
der  Beamten  die  Predigt  gehindert  werde,  bemerkt  Friedrich, 
dass  er  solches  Vorgehen  verabscheue  und  strafen  wolle,  doch 
sei  dabei  zu  beachten,  dass  unter  dem  Scheine  des  Erlaubten 
Unerlaubtes  getrieben  würde,  indem  die  Prediger  die  Güter 
von  Getreuen  an  sich  zögen.  So  habe  es  der  Bruder  Johannes 
gemacht,  der  sich  dux  von  Verona  und  rector  perpetuns  in 
seinen  Briefen  genannt  habe,  ähnlich  auch  ein  Mönch  in  Apu- 
lien, und  dies  habe  er  zu  hindern  befohlen.  Diese  Verteidigung 
muss  wohl  gewirkt  haben,  denn  im  Jahre  1238  finden  wir 
diesen  Punkt  nur  leise  gestreift,  indem  der  Papst  als  Folge 
der  Kirchenvakanzen  hervorhebt,  dass  der  Glaube  da  Gefahr 
laufe,  wo  kein  Hirte  sei,  der  predige. 
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Die  beiden  folgenden  Beschwerden  betreffen  ilissstände, 
welche  die  Sarazenen  in  Apulien  verursachten.  Die  Zerstörung 
einer  Kirche  erklärt  Friedrich  für  ein  Märchen  und  beteuert, 
dass  er  davon  keine  Kenntniss  gehabt  habe;  dagegen  aber 
spricht,  dass  ihm  der  Papst  selbst  am  2.  Dezember  1232  ge- 
schrieben hatte,  dass  die  Kirche  in  Bagno  Fojetano  von  den 
Sarazenen  zerstört  sei.  Ebenso  erklärt  der  Kaiser  es  für  nn- 
wahr,  dass  die  Christen  der  HeiTschaft  der  Heiden  nnterworfen 
seien,  im  Gegenteil  bekehrten  sich  immer  mehr  von  den  Heiden 
znm  Christentum;  bereits  der  dritte  Teil  sei  bekehi’t,  und 
Hoffnnng  vorhanden,  dass  die  übrigen  bald  nachfolgen  würden. 
Der  Punkt  kehrt  später  nicht  wieder. 

In  den  nächsten  drei  Paukten  (12 — 14)  fttlirt  der  Papst 
Klage  über  Verletzungen  des  Friedens  von  San  Germano,  die 
an  Anhängern  der  Kirche  begangen  würden.  Friedrich  bestreitet 
die  Walirheit  dieser  Beschuldigung  bei-eits  im  April  1236  und 
benift  sich  darauf,  dass  die  Städte,  welche  dem  Papste  Unter- 
stützung geleistet  hätten,  jetzt  ruhig  und  ungestört  unter  seinem 
Regimeute  sich  wohl  befänden.  Er  habe  dem  Papst  nicht  eher 
darüber  schreiben  wollen,  als  bis  er  durch  strenge  Untersuchung 
und  Bestrafung  der  Uebelthäter  seine  Unschuld  in  dieser  Be- 
ziehung erwiesen  hätte.  Dennoch  kehrte  die  Beschuldigung 
im  Jahre  1238  wieder.  Damals  machte  Friedrich  geltend,  dass 
die  päpstlichen  Anhänger  ruhig  im  Königreiche  lebten,  ausge- 
nommen etwa  sulche,  die  Beamtenstellen  inne  gehabt  hatten, 
jetzt  aber  die  Rechnungslegung  fürchteten.  Auch  diesen  stehe 
die  Rückkehr  frei,  sobald  sie  Rechenschaft  ablegen  wollten. 

Die  näcliste  Beschuldigung,  dass  er  den  Einwohnern  von 
Benevent  nicht  Gerechtigkeit  widerfahren  lasse,  modificiert  der 
Kaiser  dahin,  dass  er  gegen  dieselben  nur  sein  Recht  geltend 
mache,  wie  es  durch  genaue  Untersuchung  seiner  Getreuen  fest- 
gestellt sei. 

Betreffs  des  Grafen  von  Toulouse  bemerkt  Friedrich,  dass 
er  nicht  einsehe,  warum  er  von  demselben  deshalb,  weil  er  ge- 
bannt sei,  nicht  die  Leistungen  für  seine  Lehen  fordern  solle, 
denn  die  Exkommunikation  solle  doch  niemandem  Abgabenfrei- 
heit verschaffen.  Die  Beschuldigung  kelirt  später  infolge  dieser 
unwiderleglichen  Argumentation  nicht  wieder. 
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Dt'iii  Archidiakou  Alauiii  versinicht  il*"r  Kaiser  alles,  was 
ihm  }jeni)mmeu  ist , wiederzuerstatten , während  er  den 
Magister  .loliann  vmi  San  (Termano  jrar  nicht  erwähnt.  Den 
rinstand,  dass  wir  diesen  J^nnkt  später  nicht  wiederlinden, 
dürfen  wir  vielleiidit  nicht  mit  Unreclit  daliin  deuten,  da.ss  der 
Kaiser  sein  Verspreclien  getrenlicli  erfüllt  hat. 

.Vnf  die  Ifesclinldignnff,  dass  er  die  Kirche  zu  Sfjra  nicht 
wiederlierzustellen  gestatte,  antwiirtete  Friedrich  1236,  dass  er 
Sora  nach  Iteeht  zerstört  liabe,  und  dass  er  de.shalh  einen 
Wiederaufhan  nicht  gestatte  zur  Warnung  für  alle  Verräter. 
Diese  .\ntwort  genügte  dem  l’apste  natürlich  niiht.  und  er 
hi  achte  im  Jahre  1238  die  Sache  wieder  vor.  Diesmal  erlaubte 
Friedrich,  dass  die  Kiri'hen  zwar  wiederhergestellt  würden,  die 
Stadt  .seihst  aber,  wenigstens  hei  seinen  rjehzeiten.  nicht  wieder- 
aufgebaut werden  sollte.  .\her  auch  damit  gab  der  Papst  sich 
nicht  zufrieden,  weshalb  wir  denn  in  der  Kxkommiinikations- 
bulle  die  Sache  wiedererwähnl  finden. 

Die  Burg  von  .Monreale,  so  verteidigt  sich  Friedrich  gegen 
den  neunzehnten  Punkt,  sei  auf  Bitten  lier  Mönche  zerstört, 
weil  sie  von  densellien  gegen  die  Sarazenen  nicht  gehalten 
werden  konnte.  Von  den  (füteru  in  der  Kirche  daselbst,  die 
derselben  genommen  .seien,  behauptete  er  nichts  zu  wissen, 
doch  wollte  er  alles  ziirückerstatten  lassen,  sowie  ihm  etwas 
davon  zu  Ohren  käme.  Die  eisite  Be.schuldigung  kehrt  nicht 
wieder,  wohl  aber  die  letztere,  sowohl  1238  wie  123t). 

Die  nunmehr  folgenden  neun  Nummern,  die  in  den  .späteren 
Listen  in  eine  zusammengefasst  sind,  betreffen  Pebergrifle  des 
Kaisers  gegen  die  Düier  einzelner  Kirchen.  Indem  Friedrich 
zuerst  1236  im  allgemeinen  auf  die  ihm  gemachten  Vorwürfe 
einging,  behauptete  er.  dass  nach  seinem  Wissen  den  Kirchen 
kein  Ihirecht  geschehen  sei.  denn  es  sei  ihm  iloch  erlaubt,  mit 
denselben  Dütervertanschungen  voi  zunehmen : wenn  aber  es 
wirklich  vorgekommen  sein  .sollte,  dass  die  Kirchen  im  Nach- 
teil geblieben  seien,  so  wolle  er  gern  ilieseu  Fehler  seiner  Be- 
amten wieder  gufmatdien.  .\ls  der  \'orwurf  im  Jahre  1238 
wiederkehrte,  verteidigte  er  sich  ausführlicher  gegen  denselben. 
Kr  habe  auf  die  Klagen  des  Papstes  seinen  Magi.ster  Johannes 
de  ’l'occo  in  das  Königreich  gesendet,  um  Untersuchungen  an- 
zustellen. Die  Ma.ssregeln  desselben  hätten  den  Beifall  des 
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Papstes  gefunden,  doch  habe  er  nodi  nicht  alle  Provinzen  durch- 
reisen können.  Die  Burg  von  t'efalu  habe  er  inne.  wie  schon 
seine  Vorfahren;  dem  jetzigen  Bischof  enthalte  er  sie  noch 
aus  besonderen  Driinden  vor.  <lenu  derselbe  sei  ein  Fälscher 
und  Mörder.  Aus  Catanea  habe  er  nur  Leute  seines  Doma- 
niuins  zurückberufeu  '),  mit  den  Kirchen  von  Melazzo.  San  Eufe- 
mia  und  Torre  maggiore  mir  tfUtertausche  gemacht.  Er  fügt 
1236  hinzu',  dass  sich  bei  solchen  Gütertauscheu  die  Kirchen 
wohl  eine  kleine  Benachteiligung  gefallen  lassen  könnten, 
ohne  gleich  über  Rechtsverletzung  zu  klagen,  denn  dieselben 
verdankten  ihm  und  seinen  Vorfahren  doch  alles.  Aus  diesem 
(Tiuiide  hält  er  auch  die  Klagen  der  Cistercieuser  für  unge- 
rechtfertigt, denn  dafür,  dass  er  ihnen  alle  Privilegien  bestätigt 
habe,  könnten  sie  sich  auch  beim  Ban  seiner  Häuser  gefällig 
erzeigen,  zumal  er  von  .solchen  tieistlichen,  die  kein  Lehen  von 
ihm  hätten,  fierartige  Dienste  nur  bittweise  verlange.  Die 
letzte  Klage  kehrt  auch  1238  nicht  wieder,  steht  aber  1239 
unter  den  Exkommunikationsgründen. 

Die  nächste  Be.schnldigung , dass  fast  alle  Kirchen  ihrer 
Besitzungen  beraubt  .seien,  ist  ebenso  allgemein  gehalten,  wie 
die  ersten,  weshalb  sich  auch  Friedrich  gegen  .dieselbe  nicht 
besonders  verteidigte.  Sie  kehrt  auch  in  den  späteren  .lahren 
nicht  wieder.  Das  gleiche  gilt  von  dem  32.  Klagepuukte. 

Der  nächste  Punkt  gab  Friedrich  Veranlassung,  nach  lib.  1 
tit.  IV  seiner  Constitutionen*)  den  Pap.st  eines  Sakrilegs  zu 
beschuldigen,  weil  er  seine  Kegierungshandlungen  bekrittele 
und  diejenigen,  die  der  Kaiser  zu  Bischöfen  erwähle,  als  un- 
tauglich bezeichne;  es  müsste  denn  sein,  dass  der  Papst  je- 
manden untüchtig  nenne,  weil  er  treu  an  seinem  Herr.scher 
hänge. 

Die  Beschuldigung,  dass  die  Geistlichen  durch  die  ('f)usti- 
tutioneu*)  verhindert  würden , gegen  die  Wucherer  mit  Kirchen- 
strafeu  vorzugehen,  wies  Friedrich  schon  im  Jahre  1236  ent- 
schieden zurück,  mit  dem  Bemerken,  dass  es  ihm  sehr  unan- 

*)  Uadnruh  das.s  Friedrich  hier  von  homiue.s  «iiriiht,  sowie  durch  die 
entsifrechende  Be.’ichuldiguug  in  der  serie»  gravamimuu  von  1230  wird  wolil 
die  Lesart  homiuibn.f,  die  H.  B.  (V,  260)  für  schlecht  hielt,  genügend  iKcstStigt. 

•)  H.  B.  IV,  9. 
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genehm  sei,  wenn  seine  Beamten  die,  (-{eistlielien  daran  liinderten, 
denn  ihm  sei  es  sehr  lieh,  wenn  zn  den  weltlichen  ancdi  noch 
ewige  Straten  kämen.  Als  der  Vorwnrt  im  Jahre  1268  wieder- 
holt wurde,  t'iigte  er  noch  hinzu,  dass  ja  die  fonstitutionen 
in  Gegenwart  der  Geistlichen  zustande  gekommen  seien  und 
ihnen  den  Mut  nicht  nähmen,  mit  Kirchenstrafen  vorzngehen. 
In  der  Exkommiinikationsbnlle  finden  wir  den  Punkt  nicht. 

Was  den  Bischof  von  Gerace  anbetretfe,  so  habe  er  ihn, 
der  nicht  Trabant  seines  Kämmerers,  sondern  Notar  seiner 
Kammer  gewesen  sei,  gern  anerkannt:  wenn  bei  desen  Gouse- 
kration  etwas  versehen  sei,  st>  solle  der  Papst  seine  Befugnisse 
gegen  den  approbans  und  den  approbatns  geltend  machen,  doch 
wolle  er  dabei  sein  königliches  Recht  an  den  Temporalien  ge- 
wahrt wissen.  Da  wir  über  die  Vorgänge  im  einzelnen  nicht 
untenichtet  sind,  so  können  wir  Uber  die  Berechtigung  der 
päpstlichen  Klage  kein  Urteil  fällen,  doch  wird  dieselbe,  nicht 
sehr  begründet  gewesen  .sein,  denn  wir  linden  dieselbe  später 
nicht  wieder. 

Die  nächsten  beiden  Beschuldigungen,  dass  14  t'leriker 
ans  Avei-sa  veidrieben  und  ihre  Pfarren  einem  Trabanten  des 
Johannes  de  laiuro  gegeben  seien,  und  dass  in  vakanten  Bis- 
tümern auf  kaiserlichen  Befehl  ei-ste  und  zweite  N'akanzen  ver- 
geben würden,  eiwähnt  Fiiedrich  in  seiner  Verteidigung  gar 
nicht,  auch  kehren  dieselben  später  nicht  wieder. 

Da.ss  er  (dnigen  Kirclien  ihre,  Juden  genommen,  weist  er 
zurück:  die  Juden  seien  iin  Königreich  seine  speciellen  Unter- 
thanen,  doch  habe  er,  wenn  eine  Kirclie  ein  besseres  Recht 
auf  solche  geltend  gemacht  habe,  ihr  dieselben  gelassen. 

Das  Verbot  in  den  Uoiistitutionen '),  dass  kein  Bi.schof 
ötfentliche  Notare  ernennen  dürfe,  sollte  eigentlich  den  Papst 
nicht  wundern,  da  solche  Krnemningeii  ein  Austlnss  der  Macht- 
befugnisse lind  Hidieitsrechte  seien,  ilie  ihm  das  römische  Volk 
übertragen  habe. 

Die  Beschuldigung,  da.ss  nicht  erlaubt  würde,  dass  in  neu 
errichteten  Orten  Kirchen  erbaut  würden,  hätte  der  Papst 
nicht  glauben  dürfen;  Friedrich  wolle  nur,  dass  solche  Kirchen 
allein  von  Christen  benutzt  würden,  und  da.ss  bei  .solchen 

■)  Lib.  I tit.  LXXIX. 
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Kin  hen,  die  auf  seinem  Grund  und  Hoden  eniclitet  seien,  ihm 
seine  Rechte  ftewahrt  Idieben.  Aindi  die  drei  letzten  l’unkte 
macht  dei-  Paiist  später  niclit  wieder  f?eltend. 

Den  niiclisten  Punkt,  dass  Kirchen  entweilil  und  zerstört 
würden,  übergelit  Friedrich  im  .Talire  P236  tranz,  wahrend  er 
im  Jahre  1238  behauptet,  da.ss  er  davim  niclils  wisse,  ausser 
etwa,  dass  die  Kirclie  in  Duceria  eint>et'allen  .sei,  die  er 
nicht  nur  aul'zubaueu  erlaube,  sondern  auch  den  Bischof  bei 
dem  Hau  unteistiitzen  wolle.  lu  iler  Kxkominunikationsbulle 
fehlt  dieser  l’uukt. 

Den  Archidiakon  von  Salerno  habe  er,  wie  auch  den  Bischof 
von  (’efalu  aus  dem  Reiche  vertrieben,  da  er  sie  als  Ungetreue 
nicht  unter  seinen  Vasallen  haben  wollte,  iliie  Kinkünfte  habe 
er  ihnen  aber  gelassen.  Die  Sache  ist  damit  abgethan. 

Gegen  die  letzte  <ler  Beschuldigungen  vom  Jahre  1236 
aber,  dass  er  ilen  Netten  des  Königs  von  'l'iinis  gefangen  halte, 
konnte  Friedrich  sich  nicht  recht  wirksam  verteidigen,  da  er 
in  diesem  Punkte  nicht  ohne  Schuld  war.  Am  20.  September 
1236  versprach  ei'  nur,  den  Punkt  noch  einmal  untersuchen 
und  wenn  erwie.sen  werde,  dass  sich  der  Piiiiz  nur,  um  ge- 
tauft zu  werden,  nach  Rom  begeben  wollte,  ihn  befreien  zu  la.ssen. 
.Augenscheinlich  abei-  fiel  diese  Untersuchung  zu  Ungunsten  des 
Prinzen  aus,  und  musste  so  ausfallen,  da  derselbe  vom  Kaiser 
auch  aus  i)oliti.scheu  Gründen  festgehalten  wurde').  Der  Ein- 
wand. den  der  Kaiser  in  einem  uns  verlorenen  Briefe  gemacht 
hatte ''i,  dass  der  Prinz  zur  Taufe  die  Einwilligung  seines 
Oheims  haben  müsse,  wies  der  Ihijist  als  nicht  stichhaltig  zu- 
rück"). und  so  kehrt  die  Beschuldigung  im  Jahre  1238  wieder. 
Fi'iedrich  behauptet  dagegen,  dass  der  Prinz  nicht  um  sich 
taufen  zu  la.ssen,  sondern  um  Nachstellungen  zu  entgehen,  nach 
Sicilien  gekommen  sei,  dass  derselbe  nicht  gefangen  gehalten 
werde,  sftndeni  frei  in  Apulien  undierziehen  könne,  dass  er  sich 
überhaupt  nicht  taufen  lassen  wolle,  wie  er  auf  mehrfaches  Be- 
fragen erklärt  habe;  sollte  er  doch  noch  den  AN'un.sch  aus- 
.siirechen,  .so  weide  der  Kaiser  es  gern  erlauben.  Dass  der 

V'  Vü:I  AViuki'biiaim  II.  I0K  (1. 

*»  Iii'IsiIIk'  H'iril  voll  Krieilridi  tVHälint  am  ZU.  .September  IZ.'tU  H.  U. 
IV.  HI 2. 

•)  ,\m  2.'t.  Uetuber  1230,  K.  7U3  p.  603. 
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Prinz  einen  solclien  Wunseli  iiiclit  anssprechen  konnte,  ist  klar, 
ebenso  dass  dem  Papst  eine  solche  Antwort  niclit  genügte,  weshalb 
wir  auch  diesen  Punkt  in  der  Exkommunikationsbulle  wiederfinden. 

Mit  diesem  Punkt  schliesst  die  Series  gravaminum  von  1236. 
Indessen  finden  sich  in  den  späteren  Jahren  noch  verschiedene 
Klagen  über  Unthaten  Friedrichs.  Zunächst  in  der  series  gra- 
vaminum von  1238  die  Beschuldigung,  dass  Friedrich  die 
Templer  und  Johanniter  ihrer  Güter  beraubt  habe.  Die  Klage 
hatte  der  Papst  schon  oft  geführt ') ; jetzt  verteidigt  sich 
Friedrich,  dass  er  den  Orden  nur  solche  Güter  lassen 
könne,  die  sie  schon  beim  Tode  Wilhelms  II  gehabt  hatten, 
diejenigen  dagegen , die  sie  während  seiner  Minderjährigkeit 
von  seinen  Feinden  erhalten  hätten,  oder  Privatgüter,  welche 
sie  durch  Kauf  erworben,  ohne  sie  binnen  Jahr,  Monat,  Woche 
und  Tag  wieder  zu  verkaufen*),  könne  er  ihnen  nicht  lassen, 
denn  sonst  würden  sie  in  kurzer  Zeit  das  ganze  Königreich 
Sicilien  an  sich  bringen. 

Betreffs  des  Petnis  Saracenus  und  des  Jordanes  bemerkt 
Friedrich,  dass  er  jenen  festhalte,  weil  er  ihm  die  schlimmsten 
Nachstellungen  bereitet  habe ; auch  sei  deiselbe  kein  Gesandter 
des  Königs  von  England  an  den  Papst  gewesen;  den  Jordanes 
verepricht  er  freizulassen,  wenn  derselbe  Bürgen  stelle,  dass 
er  sich  nicht  in  der  Lombardei  und  der  Mark  Treviso  auf- 
halten werde ; der  Erzbischof  von  Messina  habe  aber  eine  solche 
Bürgschaft  nicht  auf  sich  nehmen  wollen. 

Was  die  Aufstände  in  Rom  betrifft,  so  war  der  Papst  voll- 
kommen berechtigt  dazu,  die  Schuld  dem  Kaiser  teilweise  zu- 
zuschieben. Er  hatte  fortwährend  mit  den  Anhängern  desselben 
zu  kämpfen,  nnd  der  Kaiser  gestand  selbst  zu,  dass  er  sich  in 
die  Streitigkeiten  der  beiden  Parteien  in  Rom  gemischt  habe. 

Dass  er  den  Cardinalbischof  von  Palestrina  zu  fangen  be- 
fohlen hätte,  bestreitet  Friedrich  entschieden,  obwohl  er  es 
hätte  thun  können  nach  dem,  was  der  Cai-dinal  gegen  ihn  in 
der  Lombardei  gewirkt  hatte.  Wir  müssen  dies  für  richtig 
halten,  denn  Friedrich  hatte  demselben  sogar  gewarnt,  seine 
Legaten.sf.elle  in  der  Provence  anzutreten®). 

')  V^fl,  olion  |).  (>n  Aiiin  2. 

’)  N.n'li  lili.  const.  III,  tit.  XXIX. 

»)  H B.  V,  209. 
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Der  Hauptpunkt  jedodi  ist  der  letzte,  worin  der  Kaiser 
beschuldigt  wird,  durch  seine  Hartnäckigkeit  in  der  lombar- 
dischen Frage  die  Wiederherstellung  des  Rechtszustandes  im 
Reiche  und  das  Zustandekommen  eines  Kreuzzuges  zu  hindern. 
Es  ist  nach  dem  oben  Ausgefübrten  nicht  nötig,  hier  noch  die 
Unrichtigkeit  dieser  den  Thatsachen  gerade  widersprechenden 
Behauptung  zn  erweisen.  Jedenfalls  gab  sie  dem  Kaiser  Ge- 
legenheit, sich  ausführlich  dagegen  zn  verteidigen  und  zwar  so 
wirksam,  dass  im  Jahre  1239  nur  im  allgemeinen  gesagt  wird, 
der  Kaiser  hindere  einen  Kreuzzug  und  die  Ordnung  des 
Reiches,  während  der  Gnind  ganz  fortgelassen  wird.  Sonst 
finden  wir  die  letztgenaunten  Punkte  von  1238  auch  in  der 
Exkommunikationsbulle  von  1239,  wo  dann  noch  ferner  hinzn- 
kommt  die  Besetzung  der  Insel  Sardinien  und  der  zur  Erb- 
schaft <ler  Adelasia  gehörigen  Länder,  die  erst  im  October  1238 
ausgeffihrt  war. 

Betrachten  wir  die  Klagepunkte  noch  einmal  im  Zusam- 
menhang nach  Ausscheidung  derjenigen,  die  nur  im  Jahre  1236 
Vorkommen,  und  bei  denen  man  schon  ans  ihrem  Fehlen  in  den 
späteren  Jahren  auf  ihre  Unwichtigkeit  schliessen  kann,  so 
finden  wir,  dass  von  einer  persönlichen  Schuld  Friedrichs  nur 
in  zwei  Fällen  die  Rede  sein  kann,  bei  der  Gefangenhaltnng 
des  Prinzen  von  Tunis  und  der  Erregung  von  Unruhen  in  Rom. 
Anderes  fiel  seinen  Beamten  zur  Last,  und  konnte  der  Papst 
in  letzter  Linie  ihn  selbst  dafür  verantwortlich  machen,  doch 
waren  dies  minder  wichtige  Sachen,  wie  etwa  Uebergrifife  bei  Gfiter- 
tanschen  u.  dergl.  In  den  meisten  Punkten  war  Friedrich 
aber  entschieden  in  seinem  Recht.  Jedenfalls  müssen  wir  sagen, 
dass  alles  Unrecht,  was  Friedrich  gegen  den  Papst  gethan  hat, 
nicht  die  Schritt«  rechtfertigt,  die  dieser  gegen  ihn  that, 
und  dass  die  Uebersicht  über  die  gesamten  Klagen  des  Pap.stes 
erst  recht  den  Eindruck  festigt,  dass  etwas  anderes  das  trei- 
bende Element  in  dem  Vorgehen  Gregors  IX  gewesen  ist. 
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Vorbemerkung. 


Der  Versuch,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiher  in  der 
Zeit  der  Volksrechte  zum  Gegenstand  wissenschaftlicher  Be- 
arbeitung zu  machen,  leidet  unter  einer  doppelten  Schwierigkeit; 
Dem  Mangel  an  llbersichtlichen  Quellen  und  dem  Ueberfluss  an 
einer  mit  dem  Gegenstand  in  Berührung  stehenden  Litteratur. 

Zwar  geben  die  Volksiechte  selbst  fast  ausnahmslos  erb- 
rechtliche Bestimmungen  — einzelne,  wie  das  burgundische  und 
langobardische  in  so  erschreckend  reicher  Zahl  und  so  minutiöser 
tlenauigkeit,  dass  ihre  jemalige  Anwendung  im  Volke  selbst 
den  gerechtesten  Zweifeln  unterliegt')  — ; aber  ihre  Ausdrucks- 
weise ist  häufig  durchaus  nicht  geeignet,  uns  einen  klaren  Ein- 
blick in  ihre  Anordnungen  zu  gewähren,  was  theils  in  der 
Ungeübtheit  der  Verfasser,  scharf  Juristisch  zu  formuliren,  be- 
gründet ist,  theils  in  dem  Zweck,  den  diese  Rechte  in  ihrer 
Mehrzahl  haben  sollten,  nicht  das  ganze  geltende  Recht,  sondern 
nur  diejenigen  Bestimmungen  darzustellen,  welche  durch  engere 
Berührung  mit  den  römischen  Provinzialen  ungewiss  zu  werden 
drohten.  ‘) 

Zur  Aushülfe  müssen  wir  die  zahlreich  vorhandenen  Ur- 
kunden heranzieheu,  von  denen  manche  fast  bis  in  die  Ab- 
fassungszeit der  einzelnen  Leges  hineinreicdien,  und  ohne  deren 
Verwerthung  die  Bestimmungen  der  Vcdksrechte  für  uns  zu- 

*)  «Stobbe  It.  y.  p.  14. 

’)  liriiimer  p.  291  : ,l)ie  Volksreihte  wollen  daii  geltende  Recht  nicht 
in  erschöpfender  Weise  darstellen,  sie  sind  nicht  t.'odificationen  im  Sinne  un- 
serer inodcruon  Ocsutzbilclier,  sondern  beschränken  sich  nur  auf  solche  Rechts- 
sätze, welche  zn  tixireu  eine  besondere  Veranlassung  vorlag.* 

ttpet.  ilie  erbrechtliche  Stellung  der  Wellier. 
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samnienhangsilos  und  abgerissen  bleiben  würden  ‘),  aber  bei 
dieser  Verwerthnng  laufen  wir  die  neue  Gefahr,  Vereinzeltes 
oder  Partikuläres  in  allzu  weiter  Geltung  aufzufassen  *),  oder 
uus  durch  Fälschungen  täuschen  zu  lassen,  wie  sie  die  Kirche 
zur  Vermehrung  ihres  Besitzes  in  so  unglaublicher  Menge  vor- 
nahin,  dass  beispielsweise  von  3(iO  merow'ingischen  Diplomen  in 
der  ürkundensammliing  von  Prequigny-Pardessus  gegen  130 
entschieden  unecht  sind*). 

Die  zweite  Schwierigkeit  ist  die  (iberaus  umfangreiche 
Litteratur.  Die  Kiforschung  des  alt-deutschen  Weibererbrechts 
ist  bei  .seinem  engen  Zusammenhang  mit  den  wirthschaftliclien 
und  politischen  Einrichtungen  jener  Zeit  für  die  Hauptnationen 
Europas  von  gleicher  Wichtigkeit.  Deutsche,  Franzosen,  Eng- 
länder und  Italiener  interessiren  sich  in  fast  gleich  hohem 
Masse  für  eine  Periode,  in  welcher  ihre  jetzt  geschiedenen 
Nationalitäten  noch  in  mehr  oder  weniger  naher  Verwandtschaft 
mit  einander  verbunden  w'aren.  Deshalb  finden  sich  hierher 
gehörende  Ansichten  überall  zerstreut,  deren  vollständige  Zu- 
sammenfassung und  Beurtheilung  für  eine  erschöpfende  Bear- 
beitung unserer  Aufgabe  zw'ar  durchaus  erforderlich,  aber  fast 
ebenso  unmöglich  ist. 

Unter  „Zeit  der  Volksrechte“  verstehe  ich  den  Zeitraum, 
der  mit  Codificirung  der  ältesten  L.  .Sah,  also  noch  vor  der 
chlodwigischen  Eroberung  Galliens  anhebt  ^)  und  sich  bis  c.  888 
erstreckt,  der  zweiten  Periode  nach  Eiclihorn '),  mit  deren  Ab- 
lauf die  Volksrechte  nicht  mehr  als  geschriebenes  Recht  gelten, 
sondern  eine  dauernde  gewohnheitsrechtliche  Fortentwickelung 
erfuhren.*;  Ueberschritten  wurde  die.se  Grenze  nur  in  der  Be- 
trachtung des  angel.sächsischen  Heclits,  dessen  Heranziehung 
durchaus  geboten  erschien,  da  wir  es  dabei  mit  einem  wahren, 

')  Pernice  in  K.  V.  ,S.  IX.  p.  B8.  Laboulaye  Hist.  p.  426. 

♦)  Baseler  I.  p.  1.S4. 

•)  Hoth  p.  257. 

*)  Waitz  Ä.  R.  p.  82.  Qrimm  Vorrede  p.  62.  Schröder  Z.  S.  p.  35 
IHast  das  Gesetz  zwar  erat  unter  Chlodwig,  aber  ebenfalls  noch  vor  seiner  Be- 
kehrung 696  entstanden  sein. 

•)  Eichhorn  II.  § 256. 

*)  V.  Inama-Stemegg  H.  S.  p.  51  geht  wohl  zu  weit,  wenn  er  ,die  be- 
wusste Anwendung  der  Vollureclite  als  geschriebener  Oesetze‘  erst  im  11.  Jahr- 
hnndert  aufhSren  Hisst. 
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(‘chtdeutscheii  Volksreclit  zu  thun  haben,  dessen  Charakter  als 
Volksrecht  bis  zur  normaiiuischen  Eroberung  keinem  Zweifel 
unterliegt 

Ausgeschlossen  blieb  die  Üiirstellung  des  Erbrechts  der 
Ehefrau,  das  mehr  dem  Familienrecht,  welches  dann  ebenfalls 
in  den  Bereicli  dieser  Abhandlung  hatte  gezogen  werden  müssen, 
angeliort.  Aus.serdem  ist  es  von  Schröder  zum  Gegenstand 
eines  ausfiihrlicheu  Werkes  gemacht  worden  *). 


§ 2. 

Bisherige  Theorien  Uber  Art,  Grund  und  Wandlung  der 
erbrechtlichen  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der 
Volksrechte. 

Nach  der  Meinung  fast  sämmtlicher  (Jelehrten  geht  durch 
alle  V.nlksrechte  mit  Ausnahme  des  we.stgothisehen , das  ja 
wesentlich  unter  geistlichem,  d.  h.  für  Jene  Zeit  unter  römischem 
Einfluss  zu  stände  gekommen  ist,  als  Grundgedanke:  Zurück- 
setzung der  M'eiber  in  der  Erbfolge  gegen  die  Männer. 

Nach  dem  Masse  dieser  Zurücksetzung,  das  bei  den  einzel- 
nen Stämmen  verschieden  sei,  hat  Eichhorn  ’)  vier  verschiedene 
Sj’steme  aufgestellt.  Drei  davon  — das  fränkische,  thüringische 
und  friesische  — umfassen  nur  das  Recht  je  eines  Stammes, 
da  Eichhorn  im  fränkischen  System  nur  die  jüngere  Redaktion 
der  L.  Sal.  berücksichtigt,  welche  wesentlich  mit  der  L.  Rib. 
Ubereinstimmt.  Unter  dem  Namen:  „Sächsisches  System“  fasst 
er  Sachsen,  Burgunder,  Alleinannen  und  „darum  wohl  auch 
Baiern“  ziemlich  gewaltsam  zusammen.  Denn  das  Gemeinsame 
bei  diesen  Völkern  ist  viel  zu  minimal,  um  daraus  ein  eigenes 
System  zu  bilden. 

Glasson*),  der  die  Frieseu  fortlässt,  über  deren  Erbrecht 
sich  kaum  etwas  sicheres  wird  ermitteln  lassen,  liat  nur  noch 

')  Schmidt  Einleitung  p.  XV.  ff. 

’)  Schröder,  üeschichte  des  ehelichen  Uüterrecht*. 

’)  Eichhum  I.  p.  371  ff. 

*)  Glaeson  p.  59C  ff. 

!• 
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die  drei  anderen  Eichhorn’schen  Systeme.  Rosin '),  vermnthlicU 
dem  Vorgänge  Reyscher's ")  folgend,  hat  es  endlich  auf  zwei 
Systeme  gebracht:  das  salisch-thliringisch-ribuarische,  des.sen 
(xemeinsamkeit  darin  bestehe,  dass  sich  besondere  Rechte  der 
Agnaten  in  der  Landerbfolge  und  besonderen  Erbfolge  in  Mo- 
bilien finden,  letztere  auch  Personen  zugänglich,  die  von  der 
Landerbfolge  ausgeschlos.sen  seien;  den  Gegensatz  bilden  bei 
Rosin  die  übrigen  Stämme.  Hier  gäbe  es  keine  besondere 
Mobiliarerbfolge,  da  Weiber  und  „per  midieres  cognati“  schon 
früh  auch  zur  Landerbfolge  zugelassen  seien.  Indessen  wird 
sich  auch  diese  Unterscheidung  kaum  aufrecht  halten  lassen. 
Bei  den  Saliern  werden  in  der  zweiten  Periode  ihres  Gesetzes, 
mit  welcher  Rosin,  der  die  Urzeit  desselben  gar  nicht  behandelt, 
sich  allein  beschäftigt.  Weiber,  trotz  Vorhandenseins  von  .\gnaten, 
zur  Landerbfolge  zngelassen ’i.  und  die  Burgunder,  welche  eine 
besondere  Erbfolge  in  Jlobilien  der  Mutter  kannten*),  können 
danach  unmöglich  zur  zweiten  Klasse  gehört  haben. 

Die  Gründe  für  die  Zurücksetzung  der  Weiber  werden 
theils  auf  privat-,  theils  auf  ötfentlich  - rechtlichem  (tebiet 
gesucht. 

Der  Mann,  als  Haupt  der  Familie,  muss  im  Stande  sein, 
den  Schutz  über  die  seinem  Mundinm  anvertrauten  Personen 
auszuUben,  eine  Pflicht,  die  in  jenen  wilden  Zeiten  oft  genug 
an  ihn  herantreten  mochte*).  Durch  Aus.schluss  der  Weiber 
von  der  Erbfolge  setzt  er  sich  in  den  Besitz  der  Mittel,  die 
zur  Fehdeübernahme,  in  welcher  dieser  Schutz  vornehmlich  zu 
Tage  tritt,  erforderlich  sind.  Weil  das  Weib  unfähig  ist.  kriege- 
risch ihre  und  ihrer  .Angehörigen  Rechte  geltend  zu  machen  ®i. 
ist  es  unfähig  zuin  Empfange  des  Wergeides,  des  Correlates 
der  Fehde,  unfähig  zum  Empfange  der  Erbschaft’). 


‘)  Rosin  p,  31.  Aum, 

'*)  Rcyscher  p.  265  ff. 

’)  Brtq.-Pard.  II.  Nr.  257,  .361,  449  ( — Hontheim  I.  Nr,  24). 

‘)  L.  Burg.  51,  § 3. 

*)  Laboulaye  Hist.  p.  417. 

*)  Lintpr.  13: 

eo  quüd  femineo  sein  es.se  provatur,  non  possnnt  faidam  ipsam  levare. 
’)  Laboulaye  Rech.  p.  78.  Gaupp  Thüringer,  p.  359.  Walter  § 578. 
Zimmerle  p.  24.  Niutta  p.  339  ff.,  483.  Gide  p.  198. 
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Freilich  lässt  sich  bei  einzelnen  Völkern  ein  solcher  Zu- 
sammenhang nachweisen ; aber  im  allgemeinen  kann  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  nicht  mit  der  Unmöglichkeit  der  Fehde- 
nberualime  begründet  werden.  Schon  nach  isländischem  Recht  ‘) 
konnten  die  Weiber  am  Wergeide  theil  haben,  das  nach 
manchen  Rechten  so  streng  von  Erbschaft  und  Verwandtschaft 
geschieden  ist.  dass  selbst  erbunfähige  Verwandte  einen  Theil 
des  Wergeides  bekommen'). 

Nach  der  Meinung,  welche  die  Zurücksetzung  der  Weiber 
nur  aui'  den  Landbesitz  bezieht,  bildete  das  Grundeigenthum 
damals,  wo  der  Werth  der  Mobilien  sehr  gesunken  war,  den 
Hauptbestandtheil  des  Familienvermögens.  Dies  musste  den 
Weibern,  die  mit  der  Verheirathung  aus  dem  engen  Verband 
ihrer  bisherigen  Familien  ausschieden,  sich  dem  Schutze  eines 
anderen  (Geschlechtes  anverlrauten  und  ihren  Blutsverwandten 
gegenüber  Fremde  wurden’),  entzogen  bleiben.  Sonst  wäre 
das  Ansehen  des  Geschlechts,  dem  doch  die  Vertretung  seiner 
Angehörigen  oblag,  binnen  kurzem  durch  Auftheilung  seines 
Grundbesitzes  geschwunden. 

Nach  Waitz*)  waren  mit  dem  Grundbesitz  die  öffentlichen 
Lasten  verknüpft,  deren  Erfüllung  einen  Mann  als  Eigenthnmer 
voraussetzte,  eine  Meinung,  wie  sie,  wenigstens  theilweise,  schon 
vorher  Ginoulhiac’)  vertreten  hatte.  Vor  allem  wäre  mit  dem 
Grundbesitz  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden  ge- 
wesen, sei  Landeigenthum  nothweudige  Voraussetzung  für  die 
Zulassung  zur  Theilnahme  an  der  Rechtsprechung. 

V.  Inama-Stemegg*)  endlich,  beide  Ansichten  kumulirend, 
lässt  die  Weibererbfolge  im  Grundbesitz  nicht  zu.  weil  der 
F'arailie  als  Ganzem  damit  „das  ökonomische  Substrat  ihres  Be- 
standes“ entzogen  würde,  dem  jeweiligen  Familienhaupt  für  die 
Wahrung  seiner  politischen  Rechte  und  Pflichten  Hindernisse 
erwüchsen. 


*)  Weinhold  p.  127. 

’)  Beseler  E.  V.  I.  p.  50  ff.  Bnmuer  Z.  S.  p.  3 ff.  Heusler  II.  p,  521  ff. 
Montesquieu  p.  299.  Wiarda  p.  268.  firimm  R.  A.  p.  472.  Niutta  p. 
.303  ff.  Heiisicr  II.  p.  8. 

♦)  WaiU  A.  E.  p.  117,  124.  Id,  V.  G.  I.  p.  67. 

‘)  Ginonlhiac  p.  175  ff. 

*)  V.  Inama-Sternegg  p.  101,  131. 
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Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Gesichtspunkte 
viel  für  sich  haben,  auch  thutsädilicli  manche  Verfügungen 
einzelner,  wie  die  in  angelsächsisclien  Urkunden')  mitunter 
hinzngefttgte  Klausel,  das  übertragene  Land  nur  im  Mannes- 
stamme zu  vererben,  hervorgerufen  haben.  Alhdn  wenn  wir 
sie  als  die  Motive  anerkennen  sollen,  welche  eine  durchgreifende 
Zurücksetzung  der  Weiber  in  erbrechtlicher  Beziehung  erzeugten, 
so  müssten  wir  sie  nicht  ans  einzelnen  spontan  vorkommenden 
Akten  abstrahiren,  sondern  wiiklich  überall  begründet,  iibeiall 
bethätigt  sehen  — und  wie  weit  sind  wir  davon  entfernt! 

Jene  Verpflichtung,  das  ganze  Familiengut  im  Manus- 
stamme  zusammenzuhalten,  um  damit  für  die  Familienglieder 
einzntreten,  wenn  es  sich  um  Verfolgung  oder  Sühne  eines 
begangenen  Verbrechens  handelte,  findet  sich  nur  bei  Thüiingeni 
und  bei  den  ältesten  Franken.  Bei  den  Ribuariern  musste  sie 
schon  früh  an  zwingender  Kraft  verlieren,  ohne  dass  dies  völlige 
Gleichberechtigung  der  Weiber  zur  Folge  hatte.  Denn  ein 
Dekret  Childebert’s  II  setzte  auf  Mord  die  Todesstrafe  des 
Uebelthäters  und  hob  damit  die  Verantwortlichkeit  der  Ange- 
hörigen auf*).  Und  auch  bei  den  Saliern  muss  in  einzelnen 
Gauen  das  Institut  der  Chrenecmtla , worin  sich  die  Familien- 
einheit klar  doknmentirte,  obwohl  es  sich  grade  in  dieser 
Anwendung  in  den  Handschriften  der  L.  Sal.  bis  in  die  Zeiten 
Karls  des  Grossen  fortschleppte,  für  diesen  Fall,  wie  der  Zusatz: 
quod  paganorum  temi)us  observabant 
beweist,  durch  jene  Verordnung  völlig  obsolet  geworden  sein"). 

Nicht  weniger  zweifelhaft  steht  es  mit  der  angeblichen 
Verbindung  von  Grundbesitz,  Kriegs-  und  Gerichtslast. 

Schon  Guizot^j  hatte  darauf  hingewiesen,  dass  aus  den 
Quellen  sich  durchaus  keine  Kadicirung  der  Heereslast  auf  das 
Grundeigenthum  nachweisen  lasse,  es  viel  eher  vom  Willen  der 
einzelnen  abgehangen  zu  haben  scheine,  ob  sie  sich  au  einem 
Feldzuge  betheiligen  wollten  oder  nicht").  Nachdem  dann 

*)  Cod,  dipl.  Sax.  Nr.  147,  2UU.  TeHtomeutum  .\elfre<ii  bei  Philipp»  Anm. 
384  nud  410. 

*)  Hnbt“  p.  XVI.  Rriinner  .s.  p.  47. 

*)  Giimni  R.  A.  p.  110.  Bnuincr  55.  S.  p.  4.i. 

*)  Oaizot  p.  101  ff. 

*)  Greg.  l^r.  Hi,»t.  Franc.  111,  7,  9.  IV,  14. 
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auch  Beseler  *)  erklärt  hatte,  selbst  beim  Bestehen  einer  solchen 
Verbindung  nicht  einsehen  zu  können,  dass  nun  zum  Erwerbe 
eines  jeden  Grundbesitzes  die  Fähigkeit  zum  Heeresdienste 
erforderlich  sei,  haben  die  Untersuchungen  Roth’s*),  deren 
Resultaten  Boretius®)  noch  erweiternd  beigetreten  ist,  die  Ge- 
wissheit ergeben,  dass  der  Kriegsdienst,  mindestens  bei  den 
Franken,  l*flicht  jedes  Freien  gewesen  ist^l.  Beweisend  ist 
namentlich  ein  capitulare  niissorum  für  die  Gebiete  westlich 
der  Seine  vom  Jahre  807,  in  welchem  es  heisst: 

Et  ({ui  sic  pauper  inventus  fuerit,  qui  nec  mancipia  nec 
propriam  possessionem  terranim  habeat,  tarnen  in  praecio 
valente  iiuimiue  libras,  iiuintiue  sextum  praeparent. 
Dieselbe  Entwickelung  hatte  die  Dienstpflicht  bei  den 
Langobarden,  wo  sie  aus  einer  „obbligazione  morale“  erst  nach 
und  nach  zu  einem  „attäto  personale“  wurde®),  an  dessen  Ver- 
säumung schliesslich  Strafen  geknüpft  wurden,  das  aber  auch 
ausgedehnt  blieb  anf  diejenigen, 

(jui  nec  casas  nec  terras  suas  habent*). 

Dass  endlich  Gnmdbe.sitz  Vorbedingung  gewesen  sei,  um 
im  niallus  publicus  mitzuwirken,  dafür  giebt  Waitz ')  als  Beleg 
folgende  Stelle  aus  der  li.  Bai.  17,  2; 

Ille  homo,  ciui  hoc  testificare  voluerit,  commarcauus  eins 
debet  esse  et  debet  habere  6 solidorum  pecunia  et  simile 
agrum. 

Hiernach  ist  bei  Streitigkeiten  über  Grundeigenthum  nur 
derjenige  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  fähig,  der  ein  bestimmtes 
Vermögen  an  Mobilien  und  Land  besitzt.  Damit  ist  aber  noch 
nicht  die  Geltung  dieses  baierischeu  Satzes  für  die  übrigen 
deutschen  Stämme,  bei  denen  jeder  Hinweis  darauf  fehlt,  be- 
wiesen, wie  dies  die  Mehrzahl  der  Gelehrten,  ohne  sich  auf 
Aussprüche  der  Quellen  zu  berufen,  anzunehmen  scheint*). 


■)  Beseler  E.  V.  DI.  p.  265. 

>)  Both  p.  392  ff. 

•)  Boretius  p.  71  ff. 

*)  Behauptet  batte  dies  bereits,  aber  ohne  Beweis  Laboulaye  Hist.  p.  272. 
*)  .Schupfer  I.st,  |i.  379.  Boretius  p.  131. 

*)  Boretius  p.  155. 

»)  Waitz  V.  G.  II,  1.  p.  275. 

*)  Schäffner  p.  296.  Weinhold  p.  131.  Kemble  I.  p.  88.  Zimmerle  p.  20. 
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8U<  den  Einfluss  der  Leudesarislokratie  zuriickzuf  Öhren,  welche 
im  Interesse  der  angliseh-werinischen  Adelsfamilien  die  L.  Thur, 
so  ungalant  gestaltet  hätten 


S 3. 

Plan  der  Abhandlung. 

Bei  dieser  Ungewissheit  über  Art.  (tiuiuI  und  Tendenz 
der  erbreditlichen  Stellung  der  Weiber  empfiehlt  es  sich,  statt 
von  vorne  herein  ein  fertiges  Resultat  zu  geben,  dessen  noth- 
wendig  detaillirende  Begründung  mit  jeder  rebersichtlichkeit 
unvereinbar  wäre,  auf  die  l^uellen  zurückzugehen,  um  aus 
ihnen  zunächst  das  Weibererbrecht  bei  den  einzelnen  Stämmen 
festzustellen.  Die  Reihenfolge,  in  welcher  wir  dies  thun  werden, 
anticipirt  freilich  das  Ergebniss;  aber  eine  andere  Gruppirung, 
z.  B.  nach  den  drei  von  Stobbe*)  aufgestellten  Familien,  der 
fränkischen,  allemannisch-baierischen  und  sächsischen,  welche 
vielleicht  die  natürlichste  wäre,  emi)fiehlt  sich  grade  für  unser 
Thema  nicht.  Denn  die  Ordnung  der  Volksreclite  nach  der 
Stellung,  welche  sie  den  Weibern  im  Erbreclit  ainveisen,  wird 
wesentlich  andere  Gruppen  ergeben. 

In  einem  ei-sten  Abschnitt  werden  wir  diejenigen  Reclite 
behandeln,  in  denen  das  Weib  eine  erbrechtliche  Sonderstellung 
einnimrat,  während  ein  zweiter  die  übrigen  Rechte  darstellen 
soll;  innerhalb  der  ersten  (iruppe  scheiden  sich  dann  wieder 
diejenigen  Rechte,  bei  denen  wir  eine  Fortentwickelung  beob- 
achten können,  von  denen,  bei  welchen  dies  nicht  der  Fall 
ist.  Ein  Schlussparagraph  soll  dann  die  erbrechtliche  Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  im  allgemeinen,  nach 
Umfang  und  Grund,  soweit  sich  leitende  Gesichtspunkte  ergeben 
werden,  zu  zeichnen  suchen. 

*)  Glassuii  |i.  HUO,  Ü02.  Ks  stellt  aiiih  g'ar  nicht  einmal  so  sicher  fest, 
ilass  die  I..  Thur.,  «eiche  niemals  das  ( ’hristenthum  erwähnt,  erst  unter 
Karl  dem  Gros.sen  aufpe*eiehnet  «unle.  Vielleicht  rilhrt  sie  schon  aus  dem 
ß.  oder  7.  .lahrhuuilert  her.  Gaup[i  Thilringer.  p.  2H4  ff. 

>)  .Stohbe  R.  Q.  p.  24. 
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Rechte  mit  erbrechtlicher  Sonderstellung 
der  Weiber. 

A.  Soweit  ihre  Entwickelung  verfolgbar  ist 

S 4. 

Die  Rechte  der  Franken. 

Das  salisfhe  (Jesetz,  von  dem  uns  ein  günstiges  (Jescliick 
Recensionen  seiner  ältesten  wie  seiner  karolingischen  Foito  er- 
halten hat,  widmet  dem  Hrbrecht  einen  besonderen  Titel,  der 
im  l’actus  legis  Salicae,  welcher  noch  deutlich  Simreii  des 
Heideuthums  und  damit  seines  hohen  Altei-s  trägt  ‘h  folgenden 
Wortlaut  hat: 

Tit.  LVHJ.  De  alodis. 

1.  Si  qiiis  mortuus  fuerit  et  filios  non  demiserit.  si  inater 
sua  snperfuerit.  ipsa  in  hereditatem  succedat. 

2.  Si  mater  non  fuerit  et  fratrem  aut  sororeni  dimiserit.  ipsi 
in  hereditatem  suceedaut. 

3.  Tune  si  ipsi  non  fuerint,  soror  matris  in  hereditatem 
succedat. 

4.  Et  inde  de  illis  generationibus  quicun<iue  proximior  fuerit, 
nie  in  hereditatem  succedat. 

5.  De  terra  vero  nulla  in  muliere  hereditas  non  pertinebit, 
sed  ad  virilem  secum,  qui  fratres  fuerint,  tota  teira  per- 
teneant. 

Es  treten  uns  in  diesem  Titel  zwei  Theile  bestimmt  ent- 
gegen, von  denen  der  erste  (§1  — 4)  die  Erbfolge  in  Mobilien, 

’)  Orimni  Vorrede  p.  62,  63  hat  die  einzelnen  Beweiae  geaunmelt. 
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§ n dagegen  die  Succession  in  das  Laiideigenthum  eines  Ver- 
storbenen behandelt.  l>ie  Ueberselirift  ,de  alodis“,  welche 
früher,  in  falscher  Aiiwendiiug  des  t^inachgebrauchs  der  Feu- 
disten.  oft  nur  auf  Innnobilieu  bezogen  wurde,  darf  daran  nicht 
irre  machen.  Denn  in  den  Volksrechten  umfasst  das  Wort  das 
ganze  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen.  80  zählt  die 
L.  Angl,  et  Wer.  in  ihrem  ebenso  überschriebenen  Titel  „pecu- 
uia,  mancipia,  vestis  bellica,  terra*  auf,  ähnlich  bezeichnet 
L.  Hai.  11,  1 S mit  , alodis*  die  gesammte  Habe,  und  wenn 
Grimm  *)  , alodis'  unter  den  ältesten  Uezeidnmngen  für  liegendes 
Eigen  anfiihrt,  so  ist  dies  nur  soweit  richtig,  dass  zum  Alode 
auch  Grnndeigenthinn  gehören  kann,  an  und  für  sich  aber  dar- 
unter auch  das  übrige  Vermögen  einbegriflen  ist. 

•\ls  Keihenbdge  der  Erbbere<htigten  ergiebt  sich  danach 
Ittr  das  Mobiliarvermögen: 

1.  filii,  worunter  Söhne  uud  Töcher  zu  verstehen  sind. 
Das  ergiebt  eine  Formel  ‘t.  in  der  ein  Erbla.sser  den  Kindern 
seiner  Tochter,  die  neben  ihren  Oheimen  ab  intestato  nichts 
erben  würden,  alles  das  vermacht: 

quic<iuid  ..genetrix  vestra,  si  mihi  suprestis  fuisset,  de 

alode  mea  redpere  poterat. 

Nur  Zimmerle  fasst  Iteweislos  und  im  Widerspruch  mit 
allen  übrigen  Gelehrten  filii  in  seiner  Wortbedeutung  als 
Söhne  •"'i. 

2.  mater. 

y.  frater  aut  soror;  nach  t’od.  d.  frater  et  soror,  nach 
G(k1.  2.  frater  allein. 

Das  „aut*  des  Pactus  begründet  keinen  Vorzug  des  Bru- 
ders. da  es  im  damaligen  Latein  häufig  für  „et“  gebraucht 
wird*)  womit  es  auch  im  Cod.  3.  vertauscht  ist.  Die  Lesart 
„frater“  ist  durchaus  verwerflich,  da  t'od.  2 der  in  demselben 
Titel  i;  5 Abweichungen  von  den  übrigen  Handschriften  zeigt, 
ilie  sicherlich  allein  auf  Ungeuauigkeit  des  Abschreibers  be- 
ruhen, hier  nui'  Anspruch  auf  schwächere  Autorität  hat. 

4.  soror  matris. 

b Urimm  It.  \ |).  493. 

’)  Mar.  II,  10  (~  Roi.  132),  auch  Sirm.  22  = Lind.  ö4. 

■1  Zimmerle  )i.  2(i6. 

*)  Pardesäus  p.  702. 
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4 a.  soror  patris  nach  Cod.  2.  allein,  aber  von  sänimtlichen 
neueren  Redaktionen  (Codd.  5 — 10  und  Einendata,  in  der  letzten 
mit  4 vertansclit)  aufgenommeii. 

de  illis  generationibus  quicunqne  proximior  fuerit.  d.  h. 
die  entfeiTiteren  Verwandten  nach  Gradesnflhe,  der  weitere 
Erbenkreis  ‘).  Obwohl  in  den  Worten  des  Gesetzes  keine  An- 
deutung liegt,  dass  unter  diesen  Verwandten  durch  das  Ge- 
schlecht ein  Unterschied  hervorgerufen  werden  solle*),  wollen 
viele  Gelehrte’)  auch  hier  eine  Zurücksetzung  der  Weiber 
finden.  Dahin  rechnet  W’iarda,  dem  es  freilich  zu  gute  zu 
halten  ist,  dass  er  häufig  ältere  und  neuere  Redaction  der 
L.  Sal.  nicht  auseinauderhält,  Beseler  und  v.  Amira,  der  die 
Möglichkeit  des  Gegentheils  einfach  mit  Rücksicht  auf  die  ent- 
gegengesetzte Richtung  der  Rechtsentwickelung  bestreitet,  merk- 
würdigerweise auch  Griesinger,  den  wir  sonst  in  der  Opposition 
gegen  die  Annahme  einer  Zurücksetzung  der  Weiber  finden 
werden.  Auch  Rosin  lä.sst  mit  .seiner  grundlosen  Behauptung, 
dass  die  „verba  ,de  illis  generationihns'  ad  eas  spectant  gene- 
rationes,  quibns  terrae  hereditas  defertur“  für  Rubrik  5 nur 
Männer  zur  Erbfolge  zu. 

Pie  dargestellte  Erbordnung  erscheint  zunächst  über- 
raschend. Im  Gegensatz  zu  der  gewöhnlichen  Annahme,  welche 
die  alte  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  möglichst  ungünstig 
zeichnet,  tritt  uns  hier  eine  offenbare  Bevorzugung  derselben 
entgegen.  Es  hat  nicht  an  Versuchen  zur  Lösung  dieses  Räth- 
sels  gefehlt. 

Waitz*),  der  wenigstens  nicht  den  Vater  als  Erben  missen 
will,  erklärt  dessen  Fehlen  durch  den  Umstand,  dass  der 
Sohn,  bei  Lebzeiten  des  Vaters,  zu  dessen  Familie  gehörte, 
trotz  Mündigkeit  und  Berechtigung  zur  Waflfenführung  kein 
gleichberechtigtes  Glied  der  Gemeinde  wurde,  also  nur  aus- 
nahmsweise zu  vererbendes  Gut  besitzen  konnte;  auf  den  sel- 
tenen Fall,  dass  durch  Tod  des  Sohnes  etwas  an  den  Vater 

')  nach  V.  .\iiiira  p.  8. 

•)  Waitz  A.  R.  p.  llö. 

•)  Wiarda  p.  2ö8.  Be.'wler  E.  V.  I.  p.  50.  v.  Amira  p.  1(>.  Danz  p.  .57. 
Kosiii  p.  22. 

*)  AVaitz  A.  K.  p.  108,  109.  Ihm  folgen  v.  Inaina-Steriiegg  p.  103.  Sohm 
in  Z.  S.  f.  R.  O.  V.  p.  426.  .Anm.  66. 
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fiel,  habe  die  L.  Sal.  darum  keine  Rücksicht  genommen.  Allein 
Dargnn  *)  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam , dass  der  eman- 
cipirte  Sohn  ein  Souderveimögeu  erhielt,  dessen  Vererbung  vom 
(■resetz  hätte  nonnirt  werden  müssen. 

Zoepfl  und  Behrend*)  schieben  das  Fehlen  des  Vaters, 
die  Bevorzugung  der  Mutterschwestern  und  die  IWglassung  der 
Oheime  auf  die  üngenauigkeit  der  Abschreiber,  die  einer  ganz 
gewöhnlichen  Erbfolge  einen  so  wunderbaren  Chaiakter  aufge- 
drückt hätte.  Doch  bleibt  es  bei  dieser  Erklärung  immerhin 
merkwürdig,  dass  dieselbe  Ungenauigkeit  in  Handschriften,  die 
unabhängig  von  einander  entstanden  sind,  wiederkehren  sollte. 

Zum  Vater  der  dritten  Theorie,  die  am  meisten  Schule, 
gemacht  hat,  wurde  E.  Wiarda“),  der  die  Frage,  warum  die 
elterlichen  Brüder  nicht  genannt  seien,  dahin  beantwortet: 
„Vielleicht  haben  die  Gesetzgeber  deren  Erbrecht  als  bekannt 
vorausgesetzt,  so  wie  sie  auch  die  bekannte  Erbfolge  dei'  Brü- 
der und  Schwestern  ganz  übergangen  haben“.  Zwar  hätte  die 
scharfe  Kritik  Griesingers*)  vor  weiterer  Nachfolge  abschrecken 
sollen,  der  „in  diesen  wenigen  Worten  nichts  als  Felder  und 
Irrthümer“  findet,  was  für  das  angebliche  Uebergehen  <ler  ge- 
schwisterlichen Erbfolge  auf  der  Hand  liegt,  die  Wiarda  selbst 
auf  der  vorhergehenden  Seite  seines  Werkes  ausdrücklich  er- 
wähnt hatte. 

Trotzdem  schloss  sich  SchäiFner  dereelben  .Ansicht  au  und 
mit  einer  Variante  auch  Pardessus®).  Während  letzterem  zu- 
folge die  M'eiber  ursprünglicli  ganz  von  der  Erbfolge  au.sge- 
scldossen  wären,  an  welcher  allein  die  Schwertmageu  Antheil 
gehabt,  lie.sse  jetzt  mildere  Auffa.ssung  auch  die  Frauen  zu. 
„Et  comme  le  droit  des  hommes  etait  d^jä  constant,  on  ne 
songea  pas  m&me  A le  rappeier.  On  nomma  dans  le  § 2 la 
mAre,  pour  lui  donner  capacitA,  mais  non  potir  lui  assurer  un 
droit  exclusif“.  Ebenso  sei  in  den  späteren  Paragraphen  untei- 
der  Tante  der  Oheim  mitverstanden. 


‘)  Dargnn  p.  6.?. 

*)  Zoepfl  m.  p.  226.  Behrend  iii  Z.  S.  f.  R.  D.  XIll.  p.  21. 
•)  Wiarda  p.  268. 

*)  Dans  p.  47.  Anm. 

SchSflher  p.  299.  Asm.  143. 

•)  Pardemns  p.  701. 
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V.  Amira')  spricht  es  bereits  wie  ein  Dogma  aus,  dass 
der  l’actus  durchaus  keine  vollständige  Erbenreihe  zu  geben 
beabsichtige,  sondern  die  Grundsätze  der  Männersuccession  als 
allbekannt  voraussetze,  obwohl  Waitz  und  Lewis  auf  die  Grund- 
losigkeit dieser  Annahme,  die  jedes  Anhaltes  entbehrt,  hinge- 
wiesen*). Damit  erkläre  sich  das  Schweigen  über  den  Vater 
und  die  beiden  Oheime;  der  Bruder  sei  neben  der  Schwester 
nur  genannt,  „um  ganz  sicher  zu  gehen“. 

Rosin  ^),  von  der  gleichen  Ansicht  ausgehend,  dass  die  I^ex 
nur  die  in  die  ui’sprüngliche  Schwertmagentblge  hineingeschobene 
weibliche  Erbfolge  fixiren  wolle,  sieht  in  der  Nennung  grade 
der  .soror  matris  keine  Bevorzugung  derselben , sondern  die  Absicht 
des  Gesetzgebei-s,  als  Erbin  eine  solche  Person  zu  erwähnen, 
die  früher  wegen  des  doppelten  Hindernisses  des  weiblichen 
Geschlechts  und  iler  Verwandtschaft  durch  die  ll'eibei'seite  in 
keiner  Weise  zur  Flrbschaft  zugelassen  worden  war.  Gierke^) 
rühmt  dieser  Bemerkung  Kosin's  nach,  dass  sie  über  diese 
dunkle  Stelle  des  Gesetzes  neues  Licht  veibreite  und  alle 
Schwierigkeiten  löse,  schreibt  aber  dem  \'erfasser  des  Pactus 
damit  eine  Absichtlichkeit  in  der  Wahl  seiner  Ausdrücke  zu, 
wie  sie  jenem  uralten  Gesetzgeber  sonst  gänzlich  fern  gelegen  hat. 

An  Opposition  gegenüber  dieser  (Tesetzesauslegung,  die 
sich  gar  nicht  mit  den  ^\'orten  des  Ge.setzes  befasst,  sondern 
alles  wesentliche  als  ungeschrieben  vorau.ssetzt , hat  es  freilich 
nie  gefehlt. 

Griesinger®)  machte  darauf  aufmerksam,  dass  in  den  Insti- 
tuten des  Reipus  und  dei-  Ohrenecruda  sich  ebenfalls  Bevor- 
zugung der  mütterlichen  Verwandten  zeige,  und  wies  zur  Er- 
klärung darauf  hin,  dass  man  das  Band  zwischen  der  Mutter- 
schwester und  ihren  Neffen  und  Nichten  wahi’scheinlich  für 
enger  und  zärtlicher  hielt  als  das  Verhältniss  zu  den  Vater- 
schwestem.  Beseler  und  Laboulaye  vermutheten,  unabhängig 
von  einander,  ans  der  Nennung  der  weiblichen  Succession  das 


V.  Amira  p.  3. 

*)  WaiU  A.  R.  p.  108.  Lewis  p.  402. 
•)  Rosin  p.  36. 

“)  Gierke  Z.  S.  p.  440. 

*)  Danz  p.  38  ff. 
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Vorhandensein  einer  Gerade').  AuchWaitz*)  erkennt,  wenn  er 
auch  das  Fehlen  des  Vatere  in  der  Erbenreihe  anders  erklärt, 
sonst  einen  Voraug  der  weiblichen  l’erwandtschaft  im  Erbrecht 
und  in  den  genannten  Instituten  an.  und  weist  als  Analogie  auf 
die  bekannte  Stelle  des  Tacitus.  nach  welcher  Verwandtschaft, 
durch  die  Weiberseit«  ebenfalls  ein  innigeres  Verhältniss  er- 
zeugt, als  es  mit  den  väterlichen  Angehörigen  besteht; 

sororum  filiis  idem  apnd  avunculum  qui  apud  patiem  ho- 
nor.  quidam  sanctiorem  artioremque  hunc  nexum  sanguinis 
arbitrantur®). 

Aber  erst  Dargun  ist  es  gelungen,  nachdem  eine  Andeu- 
tung Bachofens*),  dessen  umfangreiches  Werk  sich  auf  das 
vorklassische  Alterthnm  beschränkt,  unbeachtet  geblieben,  die 
richtige  Erklärung  für  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
unter  den  heidnischen  Saliern  zu  geben. 

Danach  haben  wir  es  hier  mit  den  Resten  des  Mutterrechts 
zu  thun,  d.  h.  mit  den  Ueberbleibseln  eines  Zustandes,  der  meist 
in  die  vorhistorische  Periode  der  Nationen  zurückreicht,  wo  bei 
dem  ungeregelten  geschlechtlichen  Verkehr  die  Blutsverwandt- 
schaft einzig  durch  die  Mutter,  quae  sola  semper  certa  est,  ver- 
mittelt wird.  Auf  dieser  Grundlage  gestaltet  sich  natürlich 
das  ganze  Familienrecht  unsem  Anschauungen  völlig  entgegen- 
gesetzt, und  damit  zugleich  das  Intestaterbrecht  — von  Testa- 
menten war  ja  bekanntlich  bei  den  älteren  Germanen  gar  keine 
Rede  — , das  unter  solchen  Umständen  nur  der  Mutter  und  den 
durch  die  Mutter  verwandten  Personen  zustehen  konnte.  Die 
Erbreihe  würde  hiernach  die  folgende  sein; 

1.  liberi. 

2.  mater. 

3.  frater  et  soror. 

4.  frater  et  soror  matris. 

5.  de  illis  generationibus,  quae  per  matrem  cognatae  sunt, 
quaecunque  proximior  fuerit. 

Sie  deckt  sich  nur  zum  Theil  mit  derjenigen  des  Pactus, 
indem  der  letztere  den  frater  matris  streicht  und  dafür  die 

')  Beseler  E.  V.  I.  p.  .">().  Anm.  7.  Laboiilaye  Rech.  p.  111.  .\nin.  1. 

*)  Waitz  A.  R.  p.  107,  110. 

*)  Tac.  Oerni.  cp.  20. 

‘1  Bacliuren  Einleitung  p.  IX,  .Sp.  2.  p.  X.  Sp.  1. 
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soror  patris  setzt  and  iin  weiteren  Erbenkreis  auch  väterliche 
Angehörige  zulässt. 

Aber  wir  dürfen  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass  bei  den 
Saliern  zur  Zeit  ihrer  Gesetzesredaktion  durchaus  nicht  mehr 
Hetairismus,  sondern  ein  wahres  eheliches  Leben  bestand,  die 
Heranziehung  von  väterlichen  Verwandten  also  ganz  natürlich 
erschien,  dass  ferner  die  Bevorzugung  der  Verwandten  durch 
die  Weibei-seite  leicht  mit  einer  Bevorzugung  weiblicher  Ver- 
wandter überhaupt  vertauscht  wurde,  eine  Eigenthümlichkeit. 
wie  sie  auch  bei  andern  Völkern  im  Zustande  des  Mutterrechts 
vorkommt  , dass  endlich  nur  Trümmer  ^ i des  Mntterrechts  in 
das  sali.sche  Gesetz  Aufnahme  gefunden,  die  nach  Aufgabe  des 
Heideuthiims  bald  ganz  abstarben,  so  dass  die  neueren  Gesetzes- 
redaktionen  fast  alle  Spuren  davon  vertilgten. 

Uen  Ausführungen  üarguu’s,  der  freilich  bei  Betrachtung 
der  übrigen  ^■olks^echte  in  der  Annahme  mutterrechtlicher  Ele- 
mente zu  weit  geht,  schliessen  sich  von  den  neuesten  Darstellern 
des  deutschen  Frivatrechts  Stobbe  und  Heusler  an,  und  auch 
(Hasson  giebt  die  Möglichkeit  zu.  dass  es  sich  in  den  erwähnten 
Bestimmungen  der  L.  Sal.  um  unorganische  Beste  von  Mutter- 
recht handle.*) 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertritt  Brunner*),  der 
die  Unhaltbarkeit  der  Annahme,  dass  iin  Pactus  mutterrecht- 
liche Ueberbleibsel  zu  finden  seien,  abgesehen  von  den  im  fol- 
genden besprochenen  Gründen,  noch  specieller  nachznweisen 
versprochen  hat. 

Er  beruft  sich  namentlich  auf  das  taciteisclie  Erbrecht,  das, 
da  es  gegen  400  Jahre  weiter  zurückliege,  das  Mutterrecht, 
dessen  Fragmente  sich  doch  noch  in  der  L.  Sal.  erhalten  haben 
sollen,  desto  schärfer  zum  Ausdruck  bringen  müsse,  in  Wahr- 
heit aber  ganz  entgegengesetzt  laute: 


')  Esmein  bei  tiiilc  p.  ;t2:  ,Le  druit  .succesiioral  (unter  Herrschaft  des 
Mutterrechts)  uoii  trausmet  seuleinent  les  bieiis  aux  seula  parents  par  les 
fciiimes,  mais  encore  paniii  ceiix  - ci  soiiveiit  ohoisit  les  feounea  elles  - me- 
ines it  I'exeIu.sion  des  boumies. 

*)  Dargun  p.  72. 

•)  Stobbe  p.  84,  Heusler  II.  p.  521  ff.  tila.ssou  p.  616,  617. 

*)  Brunner  p.  79  ff. 

Opet,  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber.  » 
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heredes  . . successoresque  sui  cuique  liberi . . si  liberi  iion  sunt, 
proxinius  gradus  in  possessione  fiatres.  patrui,  avunculi 
Abgesehen  von  dem  Inhalt  dieser  Notiz,  fragt  sich  doch 
zunächst,  ob  wir  es  liier  mit  erbrechtlichen  Bestimmungen  zu 
thun  haben,  die  wirklich  für  Deutschland  in  seiner  Totalität, 
also  auch  für  die  Ahnen  der  späteren  Franken,  Geltung  haben 
sollten.  Tacitus  versichert  zwar,  das  die  in  der  Germania  bis 
cp.  26  gegebenen  Nachrichten  sich  auf  ganz  Deutschland  be- 
ziehen“). Allein  die  neuere  Forschung  hat  doch  ergeben,  dass 
Tacitus  auch  bei  diesen  Schilderungen  nur  bestimmte  kleinere 
Theile  Deutschlands  berücksichtigt  habe  und  bei  seiner  Unkennt- 
niss  vom  Innern  Deutschlands  auch  nur  berücksichtigen  konnte. 
Nur  „die  Sucht  zur  Generalisirung“,  wie  v.  Inama-Stemegg  es 
wohl  zu  scharf  bezeichnet,  hat  ihn  häufig  veranlasst,  die  Herr- 
schaft von  Instituten,  die  sich  nur  bei  einzelnen  Völkerschaften 
fanden,  in  der  ganzen  Nation  anzunehmen.  Die  blosse  Berufung 
auf  das  taciteische  Erbrecht  kann  demnach  für  sich  nicht  die 
Möglichkeit  nehmen,  dass  in  denjenigen  Theilen  Deutschlands, 
die  der  Kunde  des  Tacitus  entgangen  sind,  ein  anderes  Erb- 
recht, das  vielleicht  noch  bedeutende  Spuren  von  Mutterrecht 
enthielt,  gegolten  habe.  Auch  bei  anderen  Nationen,  die,  wie  die 
Germanen  des  Tacitus,  in  eine  Mehrheit  stark  von  einander 
diflFerirender  Stämme*)  zerfallen,  sind  dieselben  Verhältnisse  zu 
einer  Zeit  in  der  verschiedensten  Weise  geregelt.  Einen  solchen 
Zustand  finden  wir  bei  den  heutigen  Malayen  in  den  holländi- 
schen Kolonien“).  Hier  herrscht  je  nach  den  einzelnen  Stämmen 
das  agnatische  Prinzip  oder  das  Mutterrecht,  das  letztere  nicht 
bloss  in  der  abgeschwächten  Form,  wie  es  bei  einzelnen  ger- 
manischen Völkerschaften  im  taciteischen  Zeitalter  der  Fall 
gewesen  sein  mag,  sondern  in  absolutester  Schroffheit.  Durch 
seine  Notiz  von  der  Erbfolge  bei  den  Tencteren  lä.sst  Tacitus“) 


')  Tac.  Cierm.  cp.  20. 

•)  Tac.  Germ.  cp.  27: 

Uaec  in  commnne  de  ninnium  Oermaiiürum  origine  ac  moribna 
accepimus. 

’)  Wiedemann  p.  179.  v.  Inama-Stemcgg  H.  S.  p.  22  ff. 

*)  Das  Oegentbeil  behauptet  freilich  Gide  p.  203. 

»)  Köhler  p.  463  ff. 

•)  Tbc.  Germ.  cp.  32. 
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ja  selber  erkennen,  dass  bei  einzelnen  Stämmen  von  dem  Erb- 
recht, das  er  vorher  als  das  allgemein  gültige  aufgestellt  hatte, 
bedeutende  .Abweichungen  vorkamen. 

Wird  die  taciteische  Erbfolge  gegen  die  mutterrechtlichen 
Simreii  in  der  L.  Sal.  ins  Feld  geführt,  s<t  müsste  danach  min- 
destens erwiesen  sein,  dass  sich  dieselbe  gerade  auf  diejenigen 
Stämme  bezielit,  aus  welchen  später  die  gens  Franconmi  er- 
wachsen ist.  ln  tlieser  Frage  stehen  aber  die  Ansichten  ein- 
ander so  extrem  gegenüber,  dass  wir  auf  ihre  Beantwortung 
werden  verzichten  mtlssen.  Selbst  wenn  wir  die  Meinung 
Wiedemann’s*),  Tacitiis  habe  vorwiegend  die  östlichen  (ier- 
manenstämme  gescliildert  und  .sich  dabei  auf  ein  Werk  des 
Sallust  gestützt,  trotz  der  audällendeu  Aehnlichkeit,  die  manche 
Stellen  der  (Termania  mit  horazischen  und  vergilischen  Beschrei- 
bungen haben,  die  zweifellos  aus  dieser  (.Quelle  herrUhreu,  als 
zu  unwahi'scheinlich  zurückweisen  — die  Annahme,  dass  Ta- 
citus  <len  Schauplatz  der  letzten  Romerkämpfe,  also  vorwiegend 
das  am  Niederrliein  belegeue  batavische  Gebiet,  im  Auge  gehabt 
habe^j,  führt  zu  keinem  bes.sereu  Resultat,  üeuu  wenn  wir 
auch  die  Frauken,  und  speziell  die  salischen  Franken,  in  der 
zweiten  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts  in  jenen  Gegenden  finden, 
.so  fehlt  es  doch  an  jedem  Nachweise  dafür“),  dass  die  Franken 
znm  grösseren  Theil  aus  den  schon  zur  Zeit  des  Tacitns  am 
Niederrhein  wohnenden  Völkerschaften  erwuchsen,  dass  nicht 
vielmehr  die  Hauptmasse  aus  neuen,  vom  Inneren  Deutschlands 
kommenden  Schaaren  bestand,  die  vom  römischen  Einfluss  we- 
niger ergritfeu,  auch  in  familieu-  und  erbrechtlicher  Beziehung 
noch  treu  an  Ueberbleibseln  einer  älteren  Periode  hingen  und 
in  ilirem  Gesetze  zum  Austbuck  brachten. 

Endlich  kann  auch  die  Erbfolgeordnung  selbst,  wie  sie  aus 
Tacitus'  Worten  sich  ergiebl,  in.  E.  gegen  die  Möglichkeit 
mutterrechtlicher  Rudimente  iiii  l’aclus  nicht  verwendet  werden. 
Ohne  Frage  haben  wir  es  hier  mit  unvollständigen  Notizen  zu 
thun,  die  leicht  auf  Missvei-ständnissen  beruhen  können “j.  Das 

')  Wiedeiimiiri  p.  17S),  IH«. 

*)  V.  liiaiua-.stenieffK.  H.  S.  p.  43. 

“)  Waitz  \’.  ti.  Ji,  1.  p.  21  ff.  Bruiiuer  p.  42  ß. 

Ziipfl  U.  (i.  III.  p.  210.  .Si-hröiler  p.  70.  .\mu.  130.  Auch  v.  .Sybel  p. 
121  spricht  vou  der  Manier  des  Tacitns,  immer  plaatiscbe  Bilder  und  niemals 

»• 
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Fehlen  der  Schwestern  unter  den  Erben,  während  die  fratres 
als  solche  eintreten,  beweist  die  Unvollständigkeit.  Wenn  die 
ausdrückliche  Bezeichnung  der  liberi '),  als  Erben  auch  iles 
Vaters,  und  des  patruus*)  allerdings  gegen  ein  in  voller  Kraft 
bestehendes  Mutterrecht  spricht’),  so  ist  die  Nennung  des 
Mntterbruders  ein  eben  so  sicheres  Zeichen,  daas  auch  das 
Prinzip  der  Agnation  noch  nicht  zur  AlleinheiTSchaft  gelangt 
war. 

Als  ferneren  Beweis,  dass  den  Germanen  des  Tacitus  und 
um  so  mehr  denen  der  L.  Sal.  die  Erinnerung  an  das  Mutter- 
recht  und  an  die  Vermittelung  der  Verwandtschaft  nur  durch 
die  Weiberseite  völlig  entschwunden  war,  zieht  Brunner  die 
Stammsage  der  Germanen  von  den  drei  Söhnen  des  Mannus 
heran  *).  Allein  es  fehlt  auch  nicht  an  Belegen  dafür,  dass  sich 
trotz  dieser  allen  Gennanen  gemeinsamen  Stammsage  bei  man- 
chen germanischen  Völkerschaften  besondere  Stamnisagen  fan- 
den, in  denen  die  Herleitung  von  einem  Weibe,  einer  Stamm- 
mutter, betont  wird.  Die  Langobarden  erzählten  noch  nach 
ihrer  Einwanderung  in  Italien  von  der  Begründerin  ihres 
Königshauses  Gambara  und  ihren  zwei  Söhnen,  ohne  eines 
Vaters  derselben  zu  erwähnen’).  Das  Verhältniss  dieser  lango- 
bardischen  zur  allgemeinen  germanischen  Stammsage  dürfte  dem 
Verhältniss  von  Mutter-  und  Vaterrecht  unter  den  damaligen 
Gennanen  entsprechen.  Im  grossen  und  ganzen  war  unstreitig 
das  agnatische  Princip  das  herrschende  geworden;  deswegen 
konnten  aber  bei  einzelnen  Stämmen  sehr  gut  Anklänge  an  das 
ursprüngliche  Mutterrecht  geblieben  sein,  die  sich  auch  bei 
monogamischen  Völkern  häutig  linden"). 

jaristische  Be^rift'sbeatiminiiUi^ea  zu  aeben.  Dagegen  nimuit  (tide  p.  äUö. 
doch  wohl  mit  Unrecht,  an,  gerade  bei  .Schilderung  der  Einzelheiten  des  ger- 
manischen Recht.s.  und  so  auch  bei  der  Erbfidge,  sei  Tacitn»  besonders  genau. 

')  Nintta  p.  340  leitet  daraus  völlige  Erbmifilhigkeit  der  Weilier  her, 
wobei  er  übersieht,  dass  Tacitns  ,lil)cri“,  nicht  „tilii“  schreibt. 

’)  Heusler  II.  p.  523  nimmt  au,  Tacitus  habe  den  Vaterbruder  irrthUui- 
lich  eingeschobcn,  der  ihm,  dem  Korner,  in  der  Keihenfolgc  der  Erbberechtig- 
ten ganz  unentbehrlich  scheinen  mochte. 

’J  Brunner  p.  80. 

*)  Brunner  1.  c. 

*)  Dargnn  p.  67. 

•)  Eamein  bei  Qide  p.  32. 
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üebrigens  haben  sich  nicht  nur  im  Erbrecht  des  Pactns 
Spuren  von  der  einstigen  Existenz  des  Alutterrechts  bei  den 
germanischen  Völkerscliaften  erhalten.  Auch  für  andere  Eigen- 
heiten, welche  bei  Nationen,  die  sich  noch  in  jenem  primären 
Zustand  befinden,  vorhanden  zu  sein  pflegen,  lassen  sich  Belege 
biingen.  Dahin  gehört  das  schon  erwähnte  enge  Verhältniss 
zuin  Mutterbruder');  die  Verehrung  von  weiblichen  Gottheiten, 
deren  Kultus  mit  geheimnissvolleu  Mysterien  umkleidet  ist*), 
und  die  bei  angelsächsischen  Königen  vorkommende  Sitte,  die 
Frauen  ihrer  Vorgänger  zu  heirathen’),  welche  sich  auch  bei 
den  ganz  vom  Mntterrecht  beherrschten  alten  Aegyptern*)  fin- 
det, da  „die  Königin,  obwohl  nicht  selbst  regierend,  doch  als 
Weib  die  (Quelle  der  Maclit  und  darum  höher  und  geehrter  als 
der  König  ist®),“  — 

ln  scharfem  Gegensatz  zu  dieser  Bevorzugung  der  Weiber 
in  Mobilien  steht  § h,  der  ihnen  jede  Erbfolge  in  das  Land 
verweigert,  das  völlig  „ad  virile  sexu,  qui  fratres  fnerint“  falle. 
Manche  Schriftsteller®)  leugnen  zwar  diese  Unfähigkeit  des 
Landerwerbes  und  bescliränken  sie  auf  die  Succession  in  „terra 
Salica“,  ein  Ausdruck,  der  Land  von  einer  besonderen  Qualität 
bezeichne  und  schon  in  den  jüngeren  Redaktionen  zu  ergänzen 


')  Esmein  erkennt  dies  bei  Gide  1.  c.  Anm.  1 ebenfalls  an;  Gide  da- 
ee^en  fasst  die  Steilung  des  Mutterbmders  bei  den  alten  Deutschen  «anz 
anders.  Kr  sa{;t  p.  201:  „Ce  Mre  de  la  m^re  representait  dans  la  maison 
rautorit«  materuelle  que  la  merc  ä raison  de  l'incapaciti  de  son  sexe,  ne 
puitvait  exercer  que  par  autnii.*.  Diese  Erklärung  dürfte  indessen  hinfällig 
sein.  Für  die  juristischen  .\kte,  bei  denen  die  Ehefrau  ihres  (ieschlechts  Wegen 
nicht  mitwirken  konnte,  trat  doch  der  Inhaber  des  Hnndiums  über  sie,  also 
ihr  Ehemann,  für  sie  ein;  handelte  es  sich  aber  bloes  um  Geltendmachung 
der  mütterlichen  Autorität,  also  um  moralische  Ansprüche,  so  ist  nicht  eiuzn- 
seheu,  weshalb  grade  der  Bruder  der  Frau,  und  nicht  ebenso  gut  oder  noch 
bes-ser  ihr  Vater  seinen  Einfluss  zu  ihren  Gunsten  verwenden  sollte. 

’)  Tac.  Germ.  cp.  40: 

. . Nerthnra,  id  est  Terram  matrem  colnnt  . . servi  ministrant, 
qnos  statim  idem  lacus  baurit;  arcanus  binc  terror  sanctaque  ig- 
norantia. 

Auch  Weinhold  p.  29  ff. 

*)  Weinhold  p.  243. 

‘)  Esmein  bei  Gide  p.  62. 

*)  Bachofen  p.  113. 

*)  Danz  p.  77,  284.  Wiarda  p.  246  ff. 
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sei.  Allein  es  liegt  gar  kein  (.Jrund  vor,  mit  der  handschrift- 
lichen Ueberliefening  eine  Aeuderung  vorziinehmen.  Freilich 
tritt  auch  Grimm ‘)  dafür  ein,  um  „die  feierliche  Benennung 
des  den  Männern  vorbehaltenen,  den  Weibern  entzogenen  ange- 
stammten Erblandes“  in  den  ältesten  Text  hineinzuretten.  Un- 
möglich kann  dieser  Wunsch  jedoch  als  hinreichende  Begi  ündnng  er- 
scheinen, zumal  der  gänzliche  Ausschluss  der  Weiber  sich  aus 
den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  erklärt,  wie  sie  vor  der 
chlodwigischeu  Eroberung  Galliens  unter  den  Franken  bestan- 
den. Diese  Betrachtung  wird  auch  die  andere  Ansicht*),  nach 
welcher  die  Weiber  bei  der  Landerbfolge  den  .Männern  nur  in 
bestimmtem  Masse  nachgestanden,  in  ihrer  Unrichtigkeit  dartlmn. 

Das  Erbrecht  setzt  nothwendig  Tndividualeigentlmm  vor- 
aus, Erbrecht  an  Liegenschaften  Individiialeigenthnm  an  diesen. 
Innere  Gründe  und  histori.sche  Ueberliefening  bringen  aber  den 
unumstösslichen  Beweis,  dass  sich  das  letztere  bei  weitem 
später  entwickelt  hat.  als  das  Induvidualeigenthiim  an  MoVnlien. 
Die  Angehörigen  einer  deutschen  Familie  zu  Uaesar's  Zeit, 
denen  meist  nur  Viehzucht  und  Jagd  als  Erwerb  dienten, 
hatten  Sondereigentlium  an  ihren  Hausthieren  und  dem  erlegten 
Wild,  dem  Jagdgeräth  und  den  Kleidungsstücken;  der  geringe 
Ackerbau,  der  daneben  betrieben  wurde,  konnte  nicht  Graiid- 
lage  eines  Privateigenthums  am  Boden  werden,  da  der  einzelne 
das  Land  zum  Nutzen  seiner  Gentilverbinduug  bebaute,  und 
das  jährliche  Wechseln  der  Ackerlose  die  Sesshaftigkeit,  eine 
uothwendige  Voraussetzung  individualen  Grundbesitzes,  unmög- 
lich machte“).  Letztere  Gewohnheit  bestand  auch  noch  als 
Tacitus  seine  Germania  verfasste^).  Bedeutende  \'eränderungen 
traten  in  den  folgenden  Jahrhunderten  ein.  Die  Salier  des 
Pactus  sitzen  bereits  auf  bleibenden  Hofstätten , von  denen  aus 
ein  geregelter  Ackerbau  betrieben  wird;  aber  unzweideutige 
Spuren  sind  auch  jetzt  noch  davon  vorhanden,  dass  trotzdem 
die  Idee  eines  Individualeigenthums  des  Bauern  au  dem  von 


')  Grimm  Vorrede  p.  Ät. 

’)  Laboula.yc  Hist.  p.  417,  Ziminerle  p.  26.7.  Tliuilicliiim  p.  1S7.  der 
freilich  die  L.  8al.  fÄlschlich  erst  uach  dem  Kdict.  Hilp.  entstanden  sein  lässt. 
•)  Caes,  de  bell.  Gail.  VI,  21  g 3.  22  §§  1.  2. 

*)  Tac.  Germ.  cp.  26. 
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ihm  bearbeiteten  Stücke  Land  noch  keine  sehr  tiefen  Wurzeln 
geschlagen. 

Als  die  Germanen  sich  in  dauernden  Wohnsitzen  anzu- 
siedeln entschlossen,  erfolgten  solche  Niederlassungen  nicht  von 
einzelnen,  sondern  von  jenen  Verbindungen  oder  Geschlechtern, 
welche  schon  vorher  durch  natürliche  oder  fiktive  Verwandt- 
schaft lind  durch  die  gemeinsame  Betreibung  des  nur  sporadischen 
Ackerbaues  geistig  und  wirthschaftlich  verbunden  waren  ‘).  Der 
ganze  Stamm  occupirte  eine  Feldmark,  deren  einzelne  Theile, 
sortes,  er  zunächst  durch  Jährliche  Verlosung  den  einzelnen 
Familienhäuptern  zur  Bebauung  überwies,  während  das  Eigen- 
thnra  daran  dem  Geschlecht,  der  genealogia*),  verblieb.  Zwei 
Umstände  trugen  zur  Erschütterung  dieser  Verhältnisse  bei: 
die  jährlichen  Verlosungen,  die  bei  ständigem  Wechsel  der 
ganzen  zu  bebauenden  Ackerfläche  eine  Nothwendigkeit  gewesen, 
mussten  jetzt,  wo  die  Fläche  selbst  ungeändert  blieb,  über- 
flüssig, ja  schädlich  erscheinen,  da  sie  dem  einzelnen  die  Lust 
nehmen  mochten,  dauernde  Verbesserungen  an  dem  ihm  znge- 
fallenen  Theile  vorzunehmen,  den  er  in  einem  Jahre  mit  einem 
anderen,  vielleicht  neue  Schwierigkeiten  bietenden  vertauschen 
musste;  und  der  Begriff  der  Gentilität,  der  die  eigentlichste 
Stütze  des  Geschlechtseigentliums  an  Grund  und  Boden  gewesen, 
musste  zu  dem  der  Dorfgemeinscliaft  herabsinken,  als  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  manche  Familien  ausstarben,  an  deren  Stelle 
neue  Ankömmlinge  rückten,  die  in  keiner  gentilicischen  Ver- 
bindung mit  den  Bewohnern  der  Mark,  deren  vicini  sie  ge- 
worden, standen*);  andere  Familien  sich  soweit  ausdehnten, 
dass  der  Begrifif  der  Geschlechtsgemeinsamkeit  an  Festigkeit 

')  Urimm  R.  A.  p.  494.  v.  Maurer  D.  V.  p.  1 ff.  v.  Sybel  p.  37.  Oierke 
G.  R.  p.  60. 

V.  Sybel  geht  freilich  zu  weit, , wenn  er  (in  Schmidts  Z.  S.  f.  Geschichts- 
Wi«,>ien9chaft  III.  p.  32.5)  tla.s  Heimfallsrecht  der  vicini,  das  nur  noch  eine 
verstärkte  Harklosung  war,  auf  deu  damals  angeblich  noch  vorhandenen 
Einfluss  der  Gentilität  zurllckftthrt,  um  den  gentes,  auf  denen  nach  seiner 
Meinung  der  altdeutsche  Staat  ruht,  eine  Existenz  bis  in  die  historischen 
Zeiten  hinein  zu  retten. 

*)  L.  Alem.  tit.  84. 

')  Iler  tit.  ile  migrantibus  in  der  L.  Sal.  spricht  von  solchen  Ankömm- 
lingen, deren  Aufnahme  in  den  Dorfverband  die  Zustimmung  der  sämmtlichen 
Gemeindegenossen  voraussetzt. 
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verlor.  So  bildete  sich  denn  zunächst  die  Sitte  heraus,  die 
Zutheilung  des  .\ckerlandes  auf  liobenszeit  vorzunehraen,  und 
erst  beim  Tode  eines  Fainilieiihau])tes  kam  die  Itoifpemein- 
schaft  wieder  in  die  Lape  über  die  leer  ‘fewordeiie  sors  zu 
verfügen*).  Naturgemäss  wird  sie  meist  den  .Söhnen  des  Ver- 
storbenen zugewie.sen  worden  sein,  ilie.  durch  den  Tod  des 
Vaters  selbstständig,  Anspruch  auf  einen  (frundbesitz  maclien 
konnten,  an  de.ssen  Innehabung  zwar  kaum  politische  Rechte 
und  Pflichten  geknüpft  waren,  der  aber  ihre  Stellung  in  der 
(jemeinde  bedeutend  sicherte,  sie  namentli<-h  der  Nahrungssorgen 
ttberhob,  wie  sie  den  freien,  aber  landlosen  Mann  veranlassen 
mochten,  sich  in  die  Hörigkeit  zu  begeben“).  Von  hier  aus 
war  es  nur  noch  ein  letzter  Schritt  zu  dem  Verhältniss.  das 
uns  in  Pactus  begegnet.  Hier  haben  die  Söhne  eine  feste  An- 
wartschaft auf  das  Land  ihres  Vaters,  ilie  sich  im  Momente 
seines  Todes  realisirt.  Die  .terra“  ist  zum  Pestandtheil  der 
väterlichen  hereditas  geworden  hat  aber  ihren  ursprünglichen 
Charakter  insoweit  bewahrt,  als  sie  nur  auf  solche  übergeht, 
denen  sie  früher  als  sors  zufallen  konnte,  d.  h.  Söhnen  des 
Krblassers,  ,,(ini  fratres  fuerint“  vom  Standpunkt  der  „mulier,“ 
welche  S von  der  Landerbfolge  aus.scliliesst.  Sind  solche 
Nachkommen  nicht  vorhanden,  so  erfolgt  consequenterweise  der 
Heimfall  nicht  an  die  Töchter,  .sondern  an  die  Dorfgemeinde, 
die  eine  neue  Verlosung  vorznnehmen  hat“).  Die  Existenz 
dieses  Erbrechts  der  vicini  ist  in  der  .sichersten  Weise  durch 
das  Fjdikt  (’hilperich's  vom  .Jahre  .')74  verbürgt,  in  welchem 
seine  theilweise  Aufhebung  angeordnet  wird. 

Mit  der  Eroberung  Galliens  trat  in  den  Grundbesitzver- 
hältuissen  eine  Aenderung  ein.  Zwar  ist  die  ältere  Jleinung, 
nach  welcher  die  Franken  Landanftheilungen  vorgenommen 
hätten,  von  Roth  gründlich  widerlegt“).  Aber  die  neuen  fränki- 
schen Ansiedlungen,  die  in  den  Wüsteneien  Galliens  erfolgten. 


■)  v.  Ha\irer  D.  V.  p.  .S2.5.  Id.  Einleitung  S ö. 

*)  Guizot  p.  191.  Heusler  II.  p.  8.  v,  Inamn-.st«niei;g  101,  130  ff. 

’)  Thniliclmin  p.  1H4.  (üerke,  (i.  K.  p.  77.  Iil.  Z.  .s.  p.  430  ff.  .Silieirer 
in  Z.  S.  f.  K.  G.  XIII.  p.  282  fl.  .Sclirmler  Z.  S.  p.  .^8  fl'.  M.  1!.  G.  p.  201. 
Stobbe  p.  88.  Heusler  II.  p.  574. 

*)  Heineccini)  I.  p.  372,  ö3ö  ff.  Guizot  p.  93  ft',  (ians  IV.  p.  H2.  l.a- 
boulaye  Hist.  p.  251.  Dagegen  Roth  p.  68  ff. 
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konnteu  sich  dem  Einfluss  ihrer  römischen  Umgebung,  welcher 
eine  derartige  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Grundbesitz  völlig 
fremd  war,  auf  die  Dauer  nicht  entziehen');  andrerseits  wurde 
das  frülier  fast  ganz  allein  herrschende  Vicinalsystem  •)  durch 
das  Aufkommen  von  Einzelgnindherrschaften  gesprengt,  die  auf 
ehemaligen  Fiskalgtttern  entstanden,  mit  welchen  die  königliche 
Muniticenz  bewährte  Diener  auszustatten  pflegte. 

Schon  eine  Urkunde’)  vom  Jahre  520  lässt  die  Königstochter 
Theodechildis  ein  Kloster  mit  Ländereien  dotireu, 

quas  a progenitoribus  nostris  in  hereditate  nobis  successit; 
und  wenn  auch  dies  Diplom,  wie  Pardessus’  Ausftthnuigen  be- 
weisen, sicherlich  unecht  ist,  so  lassen  sich  andere  Fälle  von 
Weibern  mit  Grundbesitz,  die  Gregor  von  Tours  mittheilt, 
nicht  von  der  Hand  weisen. 

Bei  Aufzählung  seiner  Vorgänger  in  der  bischöflichen 
Würde  erwähnt  er  als  vierzehnten  Bischof,  etwa  um  525^): 
Francilio  ex  senatoribus  . . civis  Pictavus  habens  coniugem 
Ularam  nomine,  sed  tilios  non  habens.  Fueruntque  ambo 
divites  valde  in  agris. 

Möglich  wäre  zwar,  dass  w'ir  es  hier  mit  Römern  zu  tliun 
hätten,  worauf  die  Bezeichnung  ex  senatoribus  und  die  roma- 
nischen Namen  Francilio  und  tJara  zu  deuten  scheinen. 

Unzweifelhaft  um  Franken  liandelt  es  sich  aber  bei  folgender 
Notiz: 

Beretrudis  . . moriens  filiam  sum  heredem  instituit, 
wodurch  die  Tochter  in  Besitz  einer 

Villa  . , qui  infra  Pectavum  terminum  erat, 
gelaugte’). 

Fränkischen  Frauen,  nämlich  der  Ingitrudis  nebst  ihren 
drei  Enkeln  und  ihrer  Tochter  Berthegundis,  spricht  König 
Childebert  um’s  Jahr  691  die  Hinterlassenschaft  des  Berthe- 


*)  V.  Sybel  p.  435. 

•)  Da««  neben  dem  Dorl'system  immer  schon  Fälle  von  Einzelhofwirth- 
«chaft  vorkamen,  hauptsächlich,  aber  nicht  ausschliesslich,  im  (iebirgsiand, 
hat  V.  Inama-Stemegg  durch  «ein  „Hof«ystem‘  erwiesen. 

•)  Briq.-Pard.  I.  Xr.  177. 

*)  Ureg.  Tnr.  Hist.  Franc.  X,  31. 

•)  Greg.  Tur.  1.  c.  IX,  35. 


Digitized  by  Google 


26 


cliraranus  zu’).  Nach  der  Ingitnulis  Tode  bestimmt  dann 
(’hildeberl  im  folgenden  Jahre. 

oblitns  iiidicii,  qnod  matri  eins  fecerat, 
auf  ein  Gesuch  der  Berthegundis, 

ut  res  omn(!s,  (luas  mater  vel  pater  eins  habuerant.  suo 
dominio  subiugaret. 

eine  Anordnung,  welche  Iterthegundis  in  der  rücksichtslosesten 
Weise  zur  Ausführung  bringt*). 

Kndlich  nennt  uns  eine  andere  echte  Urkunde*)  ein  Weib 
in  Besitz  der  Liegenschaften  ihres  Sohnes: 

qiiod  filius  suns  . . quondam  moriens  dereliquit,  et  ad  ip- 
sain  legibus  obvenit. 

Das  sind  alles  .Anzeichen,  dass  der  früher  streng  geltende 
Satz  vom  .Ausschluss  der  Weiber  „ab  omni  terra“  bedeutende 
Durchlöcherungen  erfuhr. 

Eine  gesetzliche  Sanktionirung  dieser  Entwickelung  bildet 
das  Edictuni  Hilperici  regis  vom  Jahre  .574,  dessen  t?  3 folgendes 
bestimmt: 

. . si  cumqiie  vicinos  habeiis  aut  filios  aut  Alias  post  obi- 
tum  suum  superstitntus  fuerit.  quamdiu  Alii  advixerint 
terra  habeant,  .sicut  et  lex  Salica  habet.  Et  si  subito 
Alii  defuncti  lüerint.  Alia  simili  modo  accipiat  terras  ipsas, 
sicut  et  Alii,  si  vivi  fiiissent.  aut  habuissent.  Et  .si  mo- 
ritur,  frater  alter  superstitnrus  fuerit,  frater  terras  acci- 
piat, non  vicini.  Et  subito  frater  moriens.  frater  non 
derelinquerit  superstiteni,  tune  soror  ad  terra  ipsa  acce- 
dat  possidenda  det  illi  vero  et  convenit  singula  de  terras 
istas  (pii  si  adveniunt,  ut  leudis  qui  patri  nostro  fuerunt 
consuaetudiuem  qnam  habuerunt  de  hac  re  intra  se  debe- 
ant  (sc.  conservare). 

Auch  hier  lassen  sich  zwei  Theile  sondern,  ein  verständ- 
licher, der  bis  an  das  Wort  „iwssideuda“  reicht,  und  die  darauf 
folgenden  Zeilen,  die  freilich  räthselhaft  genug  formulirt  sind. 

Der  Anfang  rekapitulirt  eine  Bestimmung  der  L.  Sal.,  wo- 
mit, wie  V.  Sybel  früher  annahm*),  allerdings  eine  ungeschrie- 

*)  Oreg.  Tiir.  I.  c.  IX,  3ä. 

’)  (ireg.  Tur.  1.  c.  X,  12. 

»)  Brt-q.-Pard.  I.  ,Nr.  179. 

*)  V.  1,  .\iifl.  11.  25.  In  der  2.  Aufl.  p.  47  i.nt  er  von  dieser  An- 

sicht zurUckgekommen. 
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bene  Ewa  Saliorum  gemeint  sein  könne.  Zn  dieser  Annahme 
liegt  jedoch  kein  Grund  vor.  Denn  das  Edictum  bestimmt  zu- 
nächst dasselbe,  was  sich  uns  eben  als  Inhalt  des  § 5 ergeben 
hat.  nämlich  ilas  Erbrecht  der  Söhne  am  Laude  eines  mit 
Hinterlassung  von  Kindern  beiderlei  Geschlechts  verstorbenen 
\'aters.  der  in  einer  l.)orfgemein.schatt  wohnte.  Neues  geben 
die  folgenden  Zeilen;  danach  wird  der  Tochter  am  Grundeigen- 
thum  ihres  Vatei-s.  von  dem  keine  Söhne  vorhanden  sind,  das 
gleiche  Erbrecht  eingeräiinit.  wie  es  ihren  Brftdern  zugestanden 
hätte.  Die  gleiche  lieiechtigung  wird  dann,  wenn  der  Erblasser 
ganz  kitiderlos  gestorben,  seinem  Bruder  und,  beim  Fehlen  auch 
dieses,  seiner  Schwester  eingeräunit,  mit  der  ausdrücklichen 
Hinznfügung,  dass  in  allen  diesen  Fällen  das  frühere  Heim- 
fallsrecht der  Gemeinde  ausgeschlossen  sei  tnon  vicini)'). 

Freilich  lassen  auch  die.se  Bestimmungen  hinlänglichen 
Raum  für  Zweifel.  Namentlich  bleibt  ungewiss,  ob  das  Tochter- 
oder Schwestererbrecht  nur  daun  eintreten  sollte,  wenn  vorher 
der  eigentlich  zur  Succession  bestimmte  Sohn  oder  Bruder  ge- 
storben war,  das  Weib  also  ein  Landgut  erhielt,  auf  dessen 
Heimfall  die  ttemeinde  wegen  der  vorhanden  gewesenen  Exi- 
stenz eines  erbberechtigten  Sohnes  gar  nicht  mehr  gezählt 
hatte,  eine  Annahme,  für  welche  die  Worte  des  Gesetzes  zu 
siirechen  scheinen  • oder  ob  auch  eine  einzige  Tochter  oder 
Schwester  den  (Tiundbesitz  erwerben  konnte. 

Auch  die  Decretio  t’hildebert’s  II  von  596,  die  den  verun- 
glückten Vei-such  machte,  das  Kepräsentationsrecht  bei  den 
Franken  einzuführen,  kennt  dieses  Weibererbrecht  in  Grundbesitz: 
. . conveuit,  ut  nepotes  ex  tilio  vel  ex  filia  ad  aviaticas 
les  cum  avnnculos  vel  araitas  sic  venirent,  tamquam  si 
pater  aut  mater  vivi  fuissent. 

Dies  Erbrecht  ist  auch  hier  nur  subsidiär,  beim  Fehlen  von 
Brüdern,  vorhanden,  da  es  ausdrücklich  heisst,  die  Enkel  sollten 


*)  V.  Sybel  p.  47 — 49.  Waitz  V.  G.  I.  p.  135.  v.  Inama-St«megg  p.  56  ff. 
Koam  p.  25  ff,  Glaaaon  p.  603  ff.  Abweichend  davon  will  Zoepfl  III.  p.  221  ff. 
unter  .vicini'  die  ,,i>roxiinoB  heredes“  verstehen.  Aber  Waitz,  der  in  der 
1.  .-Viifl.  seiner  V.  O.  I.  p.  272  dasselbe  angenommen,  weist  im  A.  R.  p.  130 
darauf  hin,  daaa  man  ,die  nächaten  Erben'  doch  nicht  „den  Brüdern',  die 
ja  selbst  unter  diesen  Begriff  fielen,  entgegen  stellen  könne. 
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entweder  ,cum  avunrulis“  oder  T,cum  amilis“  erben,  dagegen  nicht 
,cnm  avmiciilis  et  amiti.s'“. 

Nicht  SU  leicht  ist  die  Krklärung  des  zweiten  Theiles  des 
Edikts,  über  den  die  verschiedensten  Meinnngen  antgestellt  .sind. 

Nach  Hotli'l,  der  die  ^\■ürte  ,iini  patri  nostro  tüerunf* 
auf  .cunsnetndo“  bezielit,  soll  eine  Gewoluilieit,  wie  sie  unter 
('hlothar  I bestand,  von  denjenigen  rnterthanen,  welche  aus 
ihren  früheren  Sitzen  nach  tlallien  einwanderten  (leodes,  .si 
((ui  adveniunt),  in  Bezug  auf  Ländereien  beobachtet  werden 
(de  terras  istasi. 

liässt  sich  schon  sprachlich,  obwohl  es  sich  um  merovin- 
gisc.hes  Latein  handelt,  mancherlei  gegen  diese  Erklärung  eiu- 
wenden,  so  ist  sie  sachlich  nicht  minder  bedenklich. 

Dass  „leodis“*  Unterthan  bedeuten  kann,  ist  freilich  un- 
zweifelhaft: dass  es  hier  aber  dafür  gebraucht  sei,  folgert 
Roth  wohl  zu  leicht  ans  der  nicht  minder  zweifelhaften  .Annahme, 
dass  der  vorhergehende  i;  2 eine  allgemeine  Anordnung  über 
den  reipus  tretle,  während  viel  wahr.scheinlicher  von  „res“ 
Besitzungen  der  Leudes  die  Hede  ist“).  Endlich  muss  jene 
Dewohnheil  unser  Staunen  erregen,  welche  alle  sonst  vertretenen 
-Ansichten  von  salischem  Erbrecht  über  den  Haufen  wirft. 
Nach  Roth  hätten  die  Vicinen  in  ilen  neu  erworbenen  Territo- 
rien die  Prätension  erhoben,  die  Desceudenten  von  der  Erbfolge 
auszuschliessen ; zur  Aufhebung  dieser  .Ansprüche  sei  der  erste 
Theil  des  § 3 bestimmt,  während  der  zweite  diejenigen  l^nter- 
thanen,  die  sich  erst  neu  niederliesscn,  die  Ansprüche  der  Vi- 
cinen erst  gar  nicht  aufkommen  lassen,  sondern  nach  dem  alten 
Saliergesetz,  d.  h.  mit  unbeschränkter  Vererbung  leben  heisse. 

Allein  Roth  verkennt  hier  oft'enbar  die  Entwickelung, 
welche  zum  Privateigeuthum  an  tTiund  uud  Boden  führte. 
Was  er  Erbprätensionen  der  Vicinen  nennt,  die  sich  erst  nach 
Fixiruug  des  salischen  Volksrechts  gebildet,  das  sind  vielmehr 
die  Ueberbleibsel  jener  Epoche,  in  welcher  noch  das  Sammt- 
eigenthum  des  (Tcschlechtes  anerkannt  war. 

Die  Erklärung  v.  .Amira's*),  der  den  Worten  des  Edikts 
die  Bestätigung  einer  unter  den  alten  Einwohnern  herrschenden 

■)  Kotli  p.  2«.'.  ir. 

»)  Waitz  V.  ü.  II.  1,  p.  ;t4«  ff. 

*)  V.  .Vmira  p.  15. 
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Sitte,  das  Land  neu  zugezogener  Ansiedler  bei  deren  kinder- 
losem Versterben  einzuzielien,  entnimmt,  entbehrt  jeden  Anhalts, 
da  gar  nicht  zu  ersehen  ist,  das  von  advenae  „sine  filiis“  die 
Rede  ist. 

Ganz  unwahrscheinlich  ist  auch  der  Versuch  Kern’s'j,  der 
die  räthselhaften  Worte  „det  illi“  in  „de  tilli',  gleich  dem  frie- 
sischen tilathe  aquisition,  conquestum.  verändert  und  nun  fol- 
gendermassen  übersetzt: 

„But  as  regards  acquisition  it  has  been  agreed  upon  that. 
with  respect  to  every  single  piece  of  such  land,  the  descendant.s 
shall  maintain  among  them,  in  this  respect,  the  same  custom 
with  the  free  subjects  who  lived  under  my  father  observed.“ 

Danach  sollte  also  das  alte  Kinziehuiigsrecht  der  Gemeinde, 
welches  für  das.  ursprünglich  in  ihrem  Sammtbesitz  befind- 
lich gewesene  Land  im  vorhergehenden  Satz  aufgehoben  war, 
von  jetzt  ab  Anwendung  finden  auf  Neurodungen,  an  denen 
den  vicini  niemals  auch  nur  die  Spur  eines  Eigenthnmes  znge- 
stauden.  wenn  sie  nicht  auf  ihrem  Gebiete  stattgeliabt  — 
eine  Annahme,  deren  Unmöglichkeit  auf  der  Hand  liegt. 

Zu  einem  befriedigenderen  Ergebniss  führt  die  zuerst  von 
Zoepfl  in  arger  Uebertreibung  aufgestellte,  jetzt  von  (Jierke 
und  Scherrer  auf  ihr  richtiges  Maass  zurückgeführte  Ansicht*), 
die  freilich,  wie  Waitz  bemerkt*),  noch  immer  hypothetisch 
bleibt,  aber  doch  geeignet  ist,  die  spätere  lehnrechtliche  Ent- 
wickelnng  zu  erklären.  Der  1'ext  muss  sich  dabei  allerdings 
eine  kleine  Aendernng  gefallen  lassen,  die  aber,  wenn  man  be- 
denkt, dass  es  sich  um  eine  Urkunde  des  H.  Jahrhunderts 
handelt,  durchaus  unschuldiger  Art  ist.  Statt  „qui  si  adveniunt“ 
ist  mit  Umstellung  nud  Beziehung  auf  terra  „si  quae  adveni- 
unt“ zu  lesen  = „wenn  solche  Ländereien  in  Erbfall  kommen“, 
wofür  sich  ein  Analogon  in  L.  Sal.  tit.  de  reipus  44.  tj  4 findet. 
So  viel  ist  klar,  dass  im  Gegensatz  zum  ersten  Theil,  welcher 
das  Erbrecht  von  Leuten  im  Markverbande  neu  regelt,  der 
Schlusssatz  den  „leodis,  qui  patri  nostro  fuerunt“,  die  Beibe- 
haltung alter  Gewohnheiten,  ebenfalls  in  Bezug  auf  Ländereien, 

■)  bei  Hessel.s  L.  .Sal.  p.  40!)  Not«. 

’)  Zoepfl  III,  p.  223.  1(1.  Ewa  p.  04.  Uierke  p.  400  fl'.  Scherrer  1.  c.  p. 
284  ff.  Nenestens  auch  Itlaasun  p.  60.3  ff.  mul  SckrUder  p.  208.  Anm.  81.  i.  f. 

•)  Waitz  V.  O.  I.  p.  04  Anm.  1. 
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anempfiehlt.  Auch  hier  handelt  es  sich  also  um  Landbesitzer, 
die.  weil  sie  im  Gegensatz  zu  den  „vicinos  liabentes“  gedaclit 
sind,  Grundbesitzer  sein  müssen,  die  in  keinem  Markverbaude 
leben.  Dergleichen  gab  es  nun  auf  den  Fiskalgütern  seit  der 
Firoberung  Galliens,  die,  von  grossen  Einzelhöfen  aus  wirth- 
schaftend,  allzu  ausgedehnten  Besitz  hatten,  um  sich  in  das 
System  der  Dorfgemeinschaft  einzureihen.  Der  Ausdruck  des 
Edikts  „Lendes  meines  Vaters“  widerspricht  der  Annahme 
nicht,  dass  wir  es  hier  mit  solchen  (TÜteni  zu  thun  haben. 
Denn  schon  sehr  früh  pflegten  die  fränkischen  Könige  getreue 
Diener  mit  Ländereien  zu  belohnen,  deren  Inhabei'  damit  zwar 
nicht  zu  einer  besonderen  .Aristokratie  wurden,  sondern  im 
IJnterthanen verbände  blieben,  aber  faktisch  eine  privilegirte 
Stellung  einnahmen,  weil  sie  ziu-  engsten  Umgebung  des  Königs 
gehörten.  Die  Dienste,  für  welche  derartige  Belohnungen  er- 
theilt  wurden,  mussten  zu  jener  Zeit  vorwiegend  in  solchen 
kriegerischer  Art  bestehen.  Um  sich  deren  ForLsetznng  auch 
nach  dem  Tode  des  ersten  Schenknehmers,  des.sen  Kinder  die 
Wohlthat  der  Schenkung  doch  weiter  zu  geniessen  pflegten*), 
zu  ,sichem,  erging  nun  dies  Edikt,  dass  den  Besitzern  ursprüng- 
lich fiskalischer  Grossgrundstücke  die  Beobachtung  des  alten 
salischen  Gesetzes  ohne  die  eben  erfolgte  Neuerung,  soweit  es 
natürlich  beim  Fehlen  des  Markverbandes  anwendbar  war,  an- 
hefahl,  also,  da  der  Heimfall  an  Weiber  danach  streng  ausge- 
schlossen war  (nulla  terra  in  muliere),  den  sexus  virilis,  von 
welchen  sich  neue  kriegerische  Dienste  erwarten  Hessen,  zum 
alleinigen  Landerben  machte*).  — 

Bevor  w'ir  indes.sen  die  weitere  Entwickelung  des  salischen 
Weibererbrechts  verfolgen,  empfiehlt  .sich  die  Betrachtung  des 
nbnarischen  Rechts,  das  zeitlich  um  die  Wende  des  0.  und 


')  Für  diese  Ländereien  braucht  Schroeder  p,  205  im  .Anschlnsa  an  da.s 
angelsächsische  Recht  den  Namen  „Briefland*,  weil  die  allein  für  ihre  Ueber- 
tragnng  zulässige  Form  Königsbriefe  gewesen  seien. 

*)  Nach  Brunner  L.  S.  p.  1196  waren  die  Krongntsschenkiuigen,  wenn 
bei  ihrer  Vergabung  keine  besonderen  Bestimmungen  getroffen  wurden,  ver- 
erblich, obwohl,  wie  er  p.  1186  ff.  uachweist,  ein  rechtlicher  Anspruch  des 
Sohns  auf  Nachfolge  in  den  Beneficialbesita  des  Vaters  in  den  Zeiten  der 
Karolinger  nicht  bestand. 

■)  Ebenso  Bmnner  L.  S.  p.  1197. 
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7.  Jahrhunderts  entstanden,  und  in  den  Partieen.  in  welchen 
sich  das  Erbrecht  findet,  durchaus  von  der  L.  Öal.  abhängig, 
uns  einen  Zustand  schildert,  wie  er  zwischen  dem  Pactus  und 
den  jftngeren  Redaktionen  des  salischen  Rechts  liegt  *).  Der 
Wortlaut  des  betreffenden  Titels  ist  nach  t'od.  A.  der  folgende: 

LVI. 

1.  Si  quis  absque  liberis  defunctus  fuerit.  si  pater  inaterqui 
subrectis  fuerint.  in  hereditate  succidant. 

2.  Si  pater  si  materque  non  fuerint.  interfrateret.soror  succidant. 

3.  Si  autem  nec  eos  habuerint.  soror  niatris  patrisque  succe- 
dant.  Deinceps  usque  quinto  genuclo,  qui  proxiraus  fuerat, 
in  hereditatem  succedat. 

4.  Sed  cum  viriles  sexus  extederit,  femina  in  hereditate 
aviatica  non  succedat. 

Die  zwei  Theile.  welche  uns  an  der  entsprechenden  Stelle 
des  Pactus  begegneten,  treten  auch  hier  auseinander;  aber  ihr 
Inhalt  ist  ein  vei-schiedener.  Während  es  sich  dort  um  den 
Gegensatz  von  Mobiliar-  und  Landerbfolge  handelt,  ist  hier  die 
Succession  in  die  „hereditas  aviatica“,  d.  h.  diejenigen  Ver- 
mögensobjecte, welche  schon  in  einem  früheren  Erbfall  an  den 
Erblasser  gekommen  waren,  und  die  wesentlich  in  Ländereien 
bestanden  haben  müssen,  da  ihre  Erhaltung  durch  ganze  Gene- 
rationen vorausgesetzt  wird,  von  der  Succession  in  die  übrige 
Hinterlassenschaft,  unter  welcher  sich  neben  Mobilien  auch 
Grundeigenthura  befinden  konnte,  das  durch  Kauf  oder  Neu- 
rodung erworben  war,  geschieden. 

In  diese  Hinterlassenschaft  erbt  die  Tochter  gleichbe- 
rechtigt mit  dem  Sohn ; die  dann  in  Betracht  kommende  Mutter 
hat  aber  ihr  Vorrecht  mit  dem  Vater  theilen  müssen,  ein 
weiteres  Verschwinden  der  mutterrechtlichen  Spuren,  das  auch 
im  salischen  Recht  der  Zwischenzeit,  dem  wachsenden  Einfluss 
des  Christenthums  entsprechend,  Eingang  gefunden  haben  wird. 
Denn  sämmtliche  neueren  Redaktionen  der  L.  Sal.  halten  diesen 
Standpunkt  inne.  Die  bevoi-zugte  Stellung  der  beiden  Tanten 
hat  sich  erhalten  und  in  ihrer  Versteinerung  noch  in  die 
Emendata  fortgeschleppt.  Unter  den  folgenden  nach  Gradesuähe 
erbenden  Verwandten  wird  kein  Geschlecht  unterschieden. 


>}  Sobm  in  Z.  S.  f.  B.  Q.  V.  p.  .SSO  ff. 
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Die  heredites  aviatica  daj^egen  ist  den  Weibern  ver- 
schlossen, so  lange  ^■erwandte  männlichen  Geschlechts  vorhan- 
den sind,  eine  Zurücksetzung,  deren  Begründung  an  die  oben 
gegebene  Darstellung  der  agi-aiischen  Verhältnisse  anknüpfen 
kann. 

Die  Zerstörung  des  Sippen-*)  nnd  Durfverbandes,  dessen 
ursprüngliches  Bestehen  als  echtgermanische  Institution  auch 
bei  den  Ribuariern  angenommen  werden  muss,  W'ar  jedenfalls 
auch  hier  schon  so  weit  gediehen,  dass  ein  Krbrecht  der  Männer 
anerkannt  war  an  jenem  Land,  das  den  Ahnen  ursprünglicli 
durch  Verlosung  znertheilt  worden,  und  auf  das  der  Name 
„tena  aviatica*  vorzüglich  passte,  da  es  seit  grauer  Zeit  vom 
Vater  auf  den  Sohn  ttbergegangen.  Aber  während  bei  den 
Saliern  auch  nach  dem  Edikt  Chilperich’s  noch  die  Möglich- 
keit bestand,  dass  derartige  Ländereien  ins  Eigenthum  der 
Gemeinde  zurückflelen.  kann  dies  bei  den  Ribuariern  nie  mehr 
eintreten.  da  beim  Fehlen  des  Mannsstammes  die  weiblichen 
Verwandten  überhaupt,  nicht  bloss  Tochter  und  Schwester,  an 
dessen  Stelle  treten.  Doch  auch  in  dieser  Gestaltung  ist  die 
Idee  noch  nicht  ganz  erstorben,  dass  das  in  der  Dorfmark  be- 
legene  Land  ursprünglich  einem  Familienhanpt  zur  Bebauung 
überwiesen  worden.  Das  zeigt  die  Bevorzugnng  des  männlichen 
Geschlechts,  dessen  Angehörige  allein  als  Familienhänpter  hatten 
Land  erhalten  können. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  hat  sich  also  Imi 
den  Ribuarieni  für  das  Land  in  der  Dorfmark  in  den  näheren 
Graden  gegenüber  dem  salischen  Recht  verschlechtert,-  gebessert 
in  den  entfernteren.  — 

Parallel  mit  dem  ribuarischen  entwickelte  sich  das  neuere 
salische  Erbrecht,  wie  es  uns  Codd.  5 — 10  und  Emendata  über- 
liefern. 

Während  die  ersten  Paragraphen  in  den  betreffenden 
Titeln  fast  wörtlich  denen  der  L.  Rib.  entsprechen,  ist  der 
weitere  Erbenkreis  nicht  auf  den  fünften  Grad  eingeschränkt, 
aber  durch  den  Zusatz  „qui  ex  patemo  genere  veniunt“  den 
Schwertmagen  Vorbehalten , unterscheidet  jedoch  unter  den 
letzteren  nicht  nach  dem  Geschlecht.  Anders  dagegen  lautet  § 6: 

')  Auf  dessen  Anflockeruug  deutet  auch  der  Mangel  der  Vera'audten- 
haftoDg  für  das  Wergeid  bei  den  Bibuariem.  Brunner  %.  S.  p.  46. 
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De  terra  vero  8alica  in  muliere  uulla  pertinet  portio; 
sed  qui  fratres  f'uerint.  et  ad  virile  sexu  tota  terra  per- 
tineat. 

Hier  taucht  der  bekannte  Ausdruck  , terra  Salica“,  dem 
das  Gesetz  den  grössten  Tlieil  seines  Ruhmes  verdankt,  und 
dessen  Name  und  Inhalt  schon  lange  Gegenstand  des  lebhafte- 
sten Streites  ist,  zum  ersten  Male  auf. 

Die  ältere  Meinung ')  machte  daraus  diejenigen  Ländereien, 
welche  nach  der  Eroberung  Galliens  unter  die  fränkischen 
Krieger  vertheilt  worden  seien,  und  mit  denen,  bei  sonstiger 
Lastenfreiheit,  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  verbunden 
gewesen.  Allein  diese  Erklärung  fällt  mit  der  jetzt  allgemein 
angenommenen  Unmöglichkeit  ihrer  Unterlage'). 

Derselbe  Grund  entscheidet  für  die  Unrichtigkeit  von 
Heineccius’  Annahme’),  salisches  Land  sei  dasjenige,  welches 
<lie  Franken  sich  von  den  Galliern  etwa  nach  Art  der  burgun- 
dischen  sortes  geben  lie.ssen,  und  welches  Immunität  geno.ss. 
oder  wie  er  es  an  anderer  Stelle  bezeichnet:  „haec  inter  feudum 
et  alodiuni  veluti  media.  nec  ad  servitia  militaria  nec  ad  fideni 
clientelarem  possessores  obstringebat.  attanien  et  ipsa  a bene- 
ficiis  principum  proticiscebantur,  et  ad  solos  masculos  trans- 
mittebantur“,  wofür  sich  beim  Fehlen  des  Kriegsdienstes  gar 
kein  Grund  einsehen  lässt. 

Eine  richtige  N'ameuserkläruug  geben  alle  diejenigen,  welche 
terra  Salica  als  Hezeichnung  der  Hufe  angeben,  die  von 
der  jSala“,  dem  Herrenhause,  aus  bewirthschaftet  wird  ^).  Aber 
unmöglich  kann  unser  Gesetz  diesen  Grundbesitz  den  \Veil)ern 
vorenthalten,  da  Urkunden  mit  dieser  Anordnung  in  Wider- 
spruch stehen,  in  welchen  Frauen  im  Besitz  von  Salland  sind, 
obwohl  ihnen  männliche  Verwandtschaft  nicht  fehlt-’). 

Nicht  minder  unwahrscheinlich  ist  die  jetzt  vielfach  herr- 
schende Ansicht,  terra  Salica  bezeichne  gar  keine  besondere 


‘)  Qaizot  i>.  93  ff.  Gang  IV.  p.  62.  Ginoulhiac  p.  173.  Du  Gange  g.  v.  terra. 
*)  cf.  p.  24.  Aum.  4. 

’)  Ueinecciiia  I.  p.  3.Ö1,  372,  Ö6l. 

*j  Eccard  L.  Sal.  tit.  62.  Änm.  I.)  bei  Bouquet  IV.  p.  1Ö6.  Montes- 
quieu p.  299.  V.  Maiu-er  Einleitung,  p.  17.  Waitz  V.  G.  II,  1.  p.  284. 
Glaggon  p.  .59.1. 

»>  Briq.-Pard.  U.  Nr.  479. 

Opet,  die  erbrechtliche  SteUung  der  Weiber.  a 


Digitized  by  Google 


34 


Art  Land,  sondern  das  pfanze  Gnindeigeuthum,  das  von  sali- 
schen  Franken  besessen  werde  und  den  Zusatz  tsalica  erhalten 
habe,  weil  das  Durclieinanderleben  von  Römern  und  P'ranken 
es  erforderlich  machte,  ausdrücklich  hervorznheben,  ,.dass  die 
Bestimmungen  der  L.  8al.  über  die  Erbfolge  nur  auf  den 
Grundbesitz  der  salischen  Franken,  nicht  in  territorialer  Gel- 
tung auf  die  Immobilien  schlechthin  Anwendung  finden  sollten“  *). 

Allein  bei  dieser  Annahme  hänfen  sich  die  Bedenken. 
Wäre  terra  Salica  thatsächlich  das  ganze  Grundeigenthum,  so 
hätten  ja  die  Weiber  in  dieser  Recension  das  kaum  den  Vici- 
nen  gegenüber  errungene  Erbrecht  jetzt  zu  Gunsten  der  aller- 
entferntesten  männlichen  Verwandten  eingebüsst.  Denn  die 
Annahme,  die  Weiber  hätten  nur  gleichgradigen  Verwandten 
nachgestanden,  wird  durch  die  Worte: 

qui  fratres  fuerint  et  ad  viiile  sexu 
aufs  nachdrücklichste  widerlegt.  Danach  kommt  das  salische 
Land  zunächst  an  die  Brüder  der  au.sgeschlossenen  Weiber; 
wenn  aber  diese  nicht  vorhanden  sind,  an  den  ganzen  übrigen 
Mannsstamm.  Der  heroldische  'l'ext,  der  den  Worten: 
sed  hoc  virilis  sexus  acquirit 
die  Erklärung  folgen  lässt: 

hoc  est,  (ilii  in  ipsa  hereditate  succedant 
ist  nicht  hinreichende  Autorität  genug,  um  die  Lesart  der 
sechs  übrigen  (’odd.  nach  seinem  Wortlaut  zu  gestalten  und 
enthält  auch  gar  nicht  die  Bestimmung,  dass  an  Stelle  der 
ausfallenden  Söhne  die  Töchter  treten  sollen.  Ausserdem  wider- 
legen diesen  angeblichen  .Ausschluss  der  Weiber  von  allem  Land- 
erwerb unzählige  Urkunden,  bei  denen  wir  doch  unmöglich  an- 
nehmen können,  dass  die  darin  erwähnten  Landbesitzerinnen 
immer  aller  männlichen  Verwandtschaft,  welcher  nach  dem  Ge- 
setz das  Grundeigenthum  zugestanden,  entbehrt  hätten  *). 

Auch  Schröder’s’)  Annahme,  die  Abschreiber  des  Gesetzes 


*)  Sohm  p.  45;  vorher  schon  Laboulaye  Hist.  p.  470  u.  Hube  p.  XI, 
dessen  Text  allerdings  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  ini  slidwest- 
lichen  Neustrien,  einer  von  Khmern  durchsetzten  Uegend  entstanden  ist.  Der- 
selben Annahme  schliesst  sich  Rosin  p.  14  ff.  und  Qierke  Z.  S.  p.  452  an. 

•)  Brtq.-Pard.  I.  Nr.  192,  230,  241.  II.  Nr.  267,  361,  369,  394,  437,  449, 
491.  Addit.  Nr.  .39,  45,  82. 

•)  Schröder  p.  208.  Anm.  81. 
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hätten,  da  die  Bestinmmngeii  der  ursprüngliclien  L.  Sal.  über 
die  Landerbfolge  nur  nocli  auf  das  sogenannte  Rriefland  gepasst 
hätten,  wo  der  ^\■eiberausschluss  weiter  bestand,  die  Worte  „de 
terra“  in  „de  terra  Salica“  umgewandelt,  scheint  nicht  zutref- 
fend. Denn  das  Gesetz  sollte  doch  nicht,  wie  aus  b'chröder’s  Be- 
hauptung zu  folgern  wäre,  das  Sonderrecht  der  vom  König  mit 
Geschenken  bedachten  (i rossen,  sondern  das  in  der  breiten  Masse 
des  Volkes  geltende  Kecht  darstellen. 

Diesen  vergeblichen  Versuchen  gegenüber  bleibt  noch  immer 
Wiarda's  Vermuthung,  der  zahlreiche  Gelehrte  beigetreten  sind*), 
am  wahrscheinlichsten,  da.ss  die  „terra  Salica“  sich  mit  der 
.terra  aviatia“  der  L.  Rib.  deckt,  der  Ausschluss  der  Weiber 
also  nur  am  Erbgut  statt  habe. 

Vortrefflich  stimmen  mit  dieser  Annahme  die  Formeln,  ans 
denen  sich  unzweifelhaft  ein  doppeltes  ergiebt,  nämlich  einmal, 
dass  Töchter  mit  Söhnen  zugleich  Ländereien  erbten,  andrer- 
seits aber  auch,  dass  dies  Erben  kein  gleichberechtigtes  war. 

Folgende  in  der  Anmerkung  gegebene  Formeln  sprechen 
für  die  erste  Behauptung*). 

'j  Wiiirda  p.  252,  254.  Daiiz  p,  300  ff.  Eiclilumi  I.  p.  272.  Pardea-sua  p. 
705  ff.  Laboiilftje  ttee)i.  p.  91.  v.  Sybel  p,  435.  Beseler  E.  V.  III.  p.  265  ff. 
Uoth  p.  65.  Griuiiii  Vorrede,  p.  83.  Walter  § 581.  Scliupfer  Ardi.  giiir.  p. 
20.  Zimmerle  p.  266.  v.  .Vinira  j).  13.  Heusler  II.  p.  575.  Gide  p.  339. 
V.  Inauia-Steruegg  p.  104. 

I-eUterer  widerspricht  «ich  nicht,  wenn  er  im  H.  S.  p.  61  , terra 

.salica'"  al.«  das  aus  der  Feldgemeinschaft  ausgeächiedene  Land  bezeichnet,  denn 
er  denkt  dabei  an  die  Bede\itung,  welche  da.s  Salland  in  den  dem  .Vlpengebiet 
angeliörigen  Urkunden  hat.  ln  diesen  ist  ea  aber  zweifellos  di«  vom  Herreu- 
hof, der  in  keinem  Dorfverbaud  stehenden  casa  ilominica,  ans  bewirth- 
schaftete  Land. 

>)  Marc.  II.  10  (Koz.  Nr.  132). 

Epistola  cum  in  loco  tiliurum  nepote-s  instituentur  ab  avo.  Dul- 
cissimis  uepotibna  raei.«  illis  illc.  Dum  et  peccatis  meis  t'aeientibus 
genetrix  vestra,  filia  mea  illa,  quod  non  opernverara,  tempore  nature 
suae  completo,  ab  hac  luce  discessit,  ergo  vero  peusans  consanguini- 
tatis  causa,  dum  et  per  lege  cum  ceteris  filii«  meis,  avunculis 
veatris  in  alode  mco  accidere  minime  potueratis,  ideo  per  hanc  episto- 
lam,  vus,  dulcissimi  nepotis  mei , volo  ut  in  omni  alode  men  post 
meum  tliscessum,  si  mihi  suprestis  fueritis,  hoc  est  tarn  terris,  domi- 
bus,  acolabus,  mancipiis,  vineis,  silvi«,  carapis.  pratis,  paseuis,  aquis 
aquarunive  decursihus,  mobilibus  et  immobilibus,  peculium  utriusque 
seius  uiaiore  vel  miuoro,  onmique  supellectile  domoa,  in  quod- 

3* 
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Aber  auch  dafür  fehlen  nicht  die  Beweise,  dass  dies  Erb- 
recht beider  Geschlechter  ein  ungleiches  war,  indem  den  Söhnen 
ein  Vorrecht  zustand  an  den  res  ex  alode  paterna  odei-  paren- 
tum,  an  der  terra  paterna,  ein  Ausdruck,  welcher  der  terra 
aviatica  in  der  L.  Rib.  völlig  entspricht,  da  in  beiden  der  Be- 
griff eines  Eigenthunis  enthalten  ist,  das  bereits  der  Erblasser 
durcli  Erbgang  empfangen.  Dabei  ist  die  Wahl  der  Worte  ,pa- 
tema“  oder  „aviatica“  bedeutungslos.  Denn  dasselbe  Land  kann 
je  nach  dem  Standpunkt  des  Erben  oder  des  Erblassers  ein 
grossväterliches  oder  väteiliches  genannt  werden. 

Die  Formeln  in  der  Anmerkung  *)  werden  zum  Nachweise 
hinreichen. 


ciinquu  Oici  potest , iiiiicquiil  supradii'ta  genetrix  veatra , xi  mihi 
suprcxtis  fuisxet,  de  alude  iiiea  recipere  poterat,  vux  contra  avnn- 
culn»  vestros,  filioa  meo»  praefata  portione  recipere  facietis  .... 
Bigiinii  9 = Lindenbr.  52  iKoz.  Nr.  170).  Ein  Vater  schenkt  seinem  Sohn 
ma.sü  all  rominanendiiin  cnm  casticia  snperposita,  terris  arahilis  et 
inancipia  . . nt  qnannliii  adviris,  tani  tu  ipse  quam  hereditas  tiia 
contra  tuos  germanos  et  gernianas  quietn  ordine  . . valeas  püs.<idcre. 
Lindenbr.  55  — Rocking.  1.  12  (Roz.  .\r,  1.S3).  (irosseltcrn  beachliessen  zu 
Uunsten  ihrer  Enkel: 

ut  in  ipso  proprietatis  iure,  in  quo  genitor  fester  legitime  snecedere 
debnit,  post  uostrnin  quoqne  discessuni  vos  aeqnalem  parteni  contra 
avrnculos  vestros  vel  ainitas  vestras  nec  non  contra  filios  nostros 
vel  lilias  nostras,  siciit  pater  fester  accipere  debuit,  si  nobis  in 
hoc  seculo  8U|>erstis  fuisset.  ita  et  vos  post  eius  obitum  ad  integrum 
recipere  debeatis  . . 

■)  Marc.  II.  12  (Roz.  Nr.  l.%). 

. . Iiiutnmu  sed  impia  inter  nos  consuetudo  tenetur,  ut  de  terra 
paterna  sororis  cnm  fratribiis  portionem  non  habeant  . . 

Merkel  25  (Roz.  Nr.  136  b.). 

Epiatola  per  quam  soror  snccedat  in  portione  cnm  fratribus  . . . 
Dum  cognitum  est,  qiialiter  secundum  legem  Salicam  in  portione 
' paterna  cum  fratribus  tiiis,  filiis  meis,  minime  potes  accedere  . . . 
Form.  sen.  49  (Roz.  Nr.  135). 

. . Omnibus  non  habetur  incognitnmqne , sicut  lex  Salica  contenit, 
de  res  meas,  quod  mihi  ex  alode  parentum  meorum  obvenit,  apud 
germanos  tnos,  filios  meos  minime  in  hereditate  succidere  potebas. 
Propterea  mihi  prepaituit  plenissima  et  integra  volnntas  ut  banc 
epistolam  heredetoria  in  te  fieri  et  adfirmare  rogari,  ut.  si  mihi 
Bubpraestitis  in  hunc  seculo  apparneris,  in  omnes  res  meas  tarn  ex 
alode  parentum  meorum  quam  ex  menm  contractum  mihi  obvenit, 
in  pago  illo  . . in  omnes  res  meas  in  hereditate  apud  germanos  tuos, 
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Räthselhaft  bleibt  freilich  noch  immer  die  Bezeichnung  gerade 
dieses  Landes  mit  dem  Ausdruck  terra  „Salica“. 

Die  Erklärung  von  Waitz*),  welcher  ein  Missverständniss 
verrauthet,  klingt  nicht  unwahrscheinlich,  wenn  sie  auch  wenig 
Anhänger  gefunden  *).  Danach  hätte  der  Schreiber,  der  im  alten 
Text  den  ihm  sonderbar  erscheinenden  Satz  fand,  dass  Weiber 
überhaupt  kein  Land  erben  sollten,  während  zu  seiner  Zeit  nur 
Ausschluss  derselben  vom  Stammgut  bestand,  um  dies  auszu- 
drücken, dem  Lande  das  Beiwort  „Salica“  hinzugefügt,  das  er 
in  irgend  einer  Verbindung  mit  der  L.  Sal.  denken  mochte. 
Freilich  müssten  sich  von  vorne  herein  alle  die  gegen  diese 
Annahme  erklären,  welche,  wie  nochZoepfl®),  wenigstens  die  Eraen- 
data  für  einen  officiellen  Text  halten,  was  aber,  seit  Grimm 
alle  Gründe  dagegen  scharf  fonnnlirt  hat.  kaum  noch  als  herr- 
•schende  Ansicht  gelten  kann^j. 

Vielleicht  hat  der  Name  einen  anderen  Ursprung.  Wahr- 
scheinlich hiessen  , terrae  Salicae“  diejenigen  Ländereien,  welche 
früher  die  salische  Dorfgemeinschaft,  die  „villa  Salica“,  besessen, 
deren  einzelne  Hestandtheile  an  die  „honiines  Salici,“  als  selbst- 
ständige Familienhäupter  Salier  xai'  t£(>xrv  genannt,  zur  Bebau- 
ung gegeben  wurden,  und  die,  zu  Privatbesitz  geworden,  den 
Namen  „terra  Salica“  beibehielten'j. 

Der  eben  geschilderte  Zustand,  wonach  die  Weiber,  sonst 
vollkommen  gleichgestellt,  im  alode  parentum  dem  ganzen  sexus 
virilis  nachstandeu,  dürfte  von  keiner  langen  Dauer  gewesen 
sein.  Es  musste  auch  allzu  sonderbar  ei-scheinen,  dass  ein  Vor- 
zug, dessen  Bestehen  selbst  den  Brildern  gegenüber  als  „impia 
consuetudo“ ')  erschien,  auf  sämratliche  Verwandte  männlichen 


filioa  meoa  snccedas,  et  equalentio  inter  vo3  exinde  dividere  vel  ex- 
aeqnare  faciatis  . . 

*)  Waitx  A.  R.  p.  121. 

•)  Thudichum  p.  188. 

’)  Zoepfl  I.  p.  29.  Id.  Ewa.  p.  95. 

‘)  Grimm  Vorrede,  p.  84. 

*)  Auf  diesem  .Standpunkt  Pertile  im  Archivio  giuridico  II.  p.  23.  Bo- 
retius  p.  18. 

*)  Nach  Zimmerte  p.  29  ist  terra  Salica  Grundbesitz  des  freien  Saliers. 
Gerade  dies  Land  war  aber  ursprüngliches  Eigenthum  der  viciui. 

>)  Marc.  U,  12. 
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Geschlechts  ausgedehnt  sein  sollte.  Ein' direkter  Beweis  für 
seine  Derogining  lässt  sich  zwar  aus  den  Quellen  nicht  erhringen. 
Allein  der  Umstand,  dass  die  Formelsammlungen  es  erst 
gar  nicht  für  nöthig  halten,  Schemata  für  den  Fall  zu  hringen. 
wo  eine  Tochter  allein  zurückldeiht,  der,  wenn  das  «te.setz  noch 
immer  in  voller  Anwendung  gewesen,  der  .Mannsstamm  die  here- 
ditas  pateraa  ohne  besondei'e  Verfügung  des  Vaters  entrissen 
hätte,  ist  Beweis  genug,  dass  diese  Bevorzugung  vei*schwand. 
Ohne  diese  .Annahme  lassen  sich  auch  die  vielen  Diplome  nicht 
erklären,  in  denen  Weiber  im  Besitz  des  alode  itarentum  er- 
scheinen, wenn  man  nicht  immer  wieder  die  unwahrscheinliche 
Behauptung  aufstellt,  alle  diese  Frauen  hätten  gar  keine  ver- 
wandten Männer  besessen Ja,  eine  Erzählung  aus  <lem  l.ebeii 
des  heiligen  Salvius*),  von  der  es  ungewiss  ist.  ob  sie  unter 
Karl  Martell  oder  Karl  dem  Grossen  spielt,  könnte  den  .An- 
schein erwecken,  als  ob  selbst  den  Brüdern  gegenüber  die  Zu- 
rücksetzung einer  völligen  Gleichheit  l’latz  gemacht  habe.  Ein 
Herzog  wird  hier  von  .seinen  Schwestern  vor  dem  Könige  verklagt : 
misereri  dignare  nobis  . . ut  iubeas  fratrem  nostrum  reddere 
partein  hereditatis  nostrae,  (luam  retinet  [tost  se  ininste. 

Karl  räth  ihm  daratif; 

redde  hereditatem  sororibus  tuis  debitam ; faciam  te  hono- 
ratum  valde  ex  tiscis  et  villis  nostris. 

Dieselbe  Gleichstellung  scheint  sich  aus  dem  Testament  der 
Burgundofara’)  zu  ergeben,  welche  HJ2  einem  Kloster  schenkt 
portionem  meam  de  villa  t'amiiellis  nomine,  quam  contra 
germanos  ineos  in  parte  accepi  . . dono  . . de  villa  . . 
t'araviacus  . . portionem  meam  ad  integrum  . . in  siib- 
urbio  quo(|Ue  Meldicae  civitatis  portionem  meam,  (iiiem 
contra  germanos  meos  per  legitimam  divisionem  ibidem 
Visa  sum  accepisse.  . . 

.Allein  aus  beiden  Stellen  ist  nicht  ersichtlich,  dass  es  sich 
um  Erbgut  handelt,  während  der  Güterverkehr  andererseits 
damals  schon  rege  genug  war  ') , um  eine  so  gro.s.se  Zahl  A'illen , 

')  Brtq.-Pard.  II,  Xr.  894,  449,  491.  Addit.  Xr.  «2,  Buiiquet  111. 
p.  589. 

*)  Bouquet  111.  p.  647. 

•)  Brtq.-Pard.  II,  Xr.  257. 

*)  Roth  p.  77. 
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wie  sie  das  Testament  erwähnt,  als  conquestum  zu  gleichen 
Theilen  auf  Söhne  und  Töchter  übergegangeu  sein  zu  lassen. 
Entscheidend  ist  jedenfalls  Form.  Sen.  Nr.  49,  eine  Formel, 
welche  einer  Sammlung  angehört,  die  erst  im  Anfang  von  Karls 
des  Grossen  Regierung  entstanden  ist ; sie  setzt  die  Zurück- 
setzung der  Schwester  als  geltendes  Recht  voraus,  dessen  Um- 
gehung eine  „epistola  heredetoria’“  erfordert. 

Der  Begründung  entbehrt  dagegen  Schröder’s‘)  Ver- 
muthung,  es  hätte  vielleicht  eine  Theilung  der  Erbschaft  in 
der  Art  stattgefunden,  dass  den  Töchtern  der  ganze  Nachlass 
der  Mutter,  den  Söhnen  der  des  Vaters  zugefallen  sei,  was  er 
in  zwei  trierischen  Urkunden“')  zu  finden  glaubt.  In  der  ersten 
schenkt  Bertilindis,  die  Tochter  des  Wigibaldus,  dem  Kloster 
aliquid  de  rebus  meis, 
was  sie  dann  specialisirt  als  ein  Landgut, 

(piod  mihi  niater  mea  Oadrada  hereditario  iure  legitime 
reliquit. 

ln  einer  anderen  Urkunde  folgt  dann  Ansbaldus  dem  Bei- 
spiel der  Schwester,  schenkt  ebenfalls 

aliquid  de  rebus  meis, 

nämlich 

in  loco  Haessaos 

ein  Landgut, 

quod  mihi  genitor  meus  Wigibaldus  quondam  hereditorio 
iure  dereliquit. 

Wenn  die  Tochter  hier  Theile  der  mütterlichen  Hinter- 
lassenschaft schenkt,  so  ist  das  ganz  natürlich,  da  sie  diese, 
die  nicht  den  Charakter  des  Erbguts  trug,  zusammen  mit  dem 
Bruder  geerbt;  dass  die  Schenkung  des  Bruders  aus  dem  vä- 
terlichen Nachlass  erfolgt,  dürfte  dagegen  auf  Zufall  beruhen 
und  keineswegs  die  Annahme  ausschliessen , dass  auch  er  vom 
Mutterverniögen  geerbt,  wie  es  in  manchen  Urkunden  der  Fall 
ist,  in  denen  Schröder  das  Nichtvorhandensein  von  Schwestern 
mit  grosser  Unwahrscheinliclikeit  behaupten  müsste.®) 

Im  9.  Jahrhundert,  als  salisches  und  ribuarisches  Recht 


*)  Schröder  Gesch.  p.  122.  Anm.  9. 

’)  Hontheim  I.  Nr.  38,  34. 

•)  Brfeq.-Pard.  I,  Nr.  230.  U,  Nr.  2ö7,  369,  437.  Hontheim  I.  Nr.  38. 
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ihre  Unterschietle  immer  mehr  abschliffen'),  mag;  endlich  auch 
der  letzte  Vorzug  des  Hruders  anfgegeheii  worden,  erbrecht- 
liche Gleichstellung  der  Weil)er  eingetreten  sein. 

Für  das  ribnarisehe  Volksrecht  liegt  uns  zwar  keine  zweite 
Redaktion  vor,  welclie  Reformen  der  Erbfolge  l)ezeiigt.  Es 
steht  uns  aber  ein  reiches  rrkumleinnaterial  zu  Gebote,  das 
die  Fortentwickelung  des  Weibererbrechts  deutlich  erkennen 
litsst. 

Am  ersten  tiel  auch  hier  die  Herechtignng  des  sexiis  vi- 
rilis  auf  das  altererbte  Land.  Scluin  77ti  konnte  eine  Frau 
vineas  schenken, 

(juas  pater  mens  iure  liereilitario  mihi  inoriens  derelitinil*); 
im  Jahre  7H(1  die  .Aebtissin  Hiltisnoot  ein  Kloster  stiften 
in  j»roprio  alode  meo’i, 

814  Burkswind  einem  Kloster  zuwenden 

predium,  ipiod  mihi  ex  paterna  hereditate  pei  venit ‘i. 

Manche  Frknnden  ans  der  Zeit  Karls  des  Grossen  machen 
es  sogar  wahrscheiidicli , das  auch  der  Vorzug  der  Bruder  schon 
in  Wegfall  gekommen  sei,  namentlich  die  folgende: 

Ego  Eufemia  . . dono  . . (juidijuid  mihi  parentes  niei  de- 
leriqnernnt  . . . omnia  et  ex  omnibns,  totnm  et  ad  inte- 
grum, (piiihiuid  in  iam  dicta  villa  de  gerinano  sorore<|ne 
mea  accepi  '). 

Ganz  deutlich  aufgehoben  eischeint  diese  Zurücksetzung 
der  Töchter  und  damit  der  Untemhied  von  alode  parentnin 
und  conqnestnni  erbrechtlich  gleichgültig  in  einem  Diplom  vom 
22.  Oct.  anno  XI  Jaulovici  imiieratoris : 

Ego  . . lanttnin  . . dono  . . rem  proprietatis  meae  in  pago 
Kinensi,  in  villa  Barinsheim,  ([uidiinid  in  ea  videor  habere, 
.sicut  mihi  ex  hereditario  iure  parentnin  meorum  constare 
videtnr,  seorsum  pariter  fratrnm  et  sorornm  mearnni  di- 


■)  BrunnBr  be-sinioht  ,ilie^c  imlaiighare.  aber  iloch  nicht  zu  weit  gegan- 
gene Nivellimng  der  stammesrecbtlicheu  Uegensätzc*  in  seiner  R.  li.  p. 
2,b4-2ö9. 

•)  Drenke  Xr.  55. 

’)  (’od.  [,anr.  dipl.  Xr.  l:t. 

*)  Dronke  Xr.  296. 

‘)  Cod.  Laur.  dipl.  Xr.  182,  iibiilidi  ibid.  Nr.  178.  Drouke  Nr.  400,  467. 
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Visa,  qiiod  epo  sinprulariter  us(jue  in  praesens  possedi  et 
tenui ')  . . 

Dieses  Erben  der  Weiber  in's  paternnm,  auch  neben  Brüdern, 
beweist  ebenfalls  die  Schenknnp:  der  Ront>rardis*)  v<»m  Jahre 
841,  die  sich  bezieht  auf 

rem  ineani  tani  de  paterno  vel  ile  niaterno  vel  de  (pio- 
libet  attracto, 

obwohl  es  einen  Rnider  der  Schenkerin,  Theodo,  {refteben  hatte. 

Neben  diesen  hauptsächlichsten  Zeugnissen  stehen  noch 
zahlreiche  Urkunden  “i,  nach  <lenen  Geschwister  verschiedenen 
Geschlechts  im  gemeinsamen  Be.sitz  von  Ländereien  erscheinen, 
was  sonst  wegen  der  Häufigkeit  nur  gezwungen  aus  dem  müt- 
terlichen Nachlass  oder  conquestum  zu  erklären  wäre,  jetzt  da- 
gegen, wo  wir  die  schlie.ssliche  .\ufhebung  aller  Unterschiede 
im  Erbrecht,  die  im  Ge.schlecht  ihren  Grund  hatten,  consta- 
tiren  konnten,  alles  .\uffällende  verliert. 


.Ms  drittes  reiht  sich  an  die  behandelten  fränkischen  Rechte 
das  chamavi.sche,  dessen  erbrechtliche  Bestimmnngen  aber  einen 
wesentlich  anderen  Character  haben,  da  sie  nicht  das  T,and- 
recht,  sondern  das  Specialrecht  des  ,homo  Eranciis“  im  Hama- 
lande  darstellen,  d.  h.  derjenigen  P’reien,  die  sich  in  die  trustis 
des  Königs  begeben  hatten  und  zn  ihm  in  einem  ähnlichen, 
aber  noch  näheren  Verhältniss  standen,  als  dies  mit  den  lendes 
der  Fall  gewesen,  was  sich  in  einem  dem  ingenuus  gegenüber 
erhöhten  Wergeid  documentirte  *). 

Unter  diesen  Umständen  dürfen  wir  von  vorne  herein  er- 
warten, hier  auf  Bestimmungen  zn  sto.ssen,  welche,  wie  im 
Edict  Chilperich's.  die  Männer,  denen  hauptsächlich  die  Fähig- 
keit beiwohnt,  sich  dem  König  nützlich  zu  erweisen,  bevor- 
rechtigen. Der  Text  der  betreffenden  Stelle  hat  die  mannig- 
faltig.sten  Auslegungen  erfahren: 

*)  Oo<l.  Laur.  dipl.  Xr.  263. 

•)  Cod.  Laur.  dipl.  Xr.  U20. 

’)  Lacoiublet  Xr.  4,5.  CW.  Laur.  dipl.  Xr.  1587,  1928,  2988,  ;1707. 

*)  Pertz  p.  417.  Gaupp  Chamaver.  p.  .37  IT.  5.3.  Uebertreibeud  spricht 
Zoepfl  Ewa  p.  16,  64  ff.  von  , einem  ge.scblo33enen  üeburtsstand“,  .Entwicke- 
lung zu  ritterlichem  Feudaladel  “. 
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XI>1I.  Si  quis  Franciis  liomo  liabiierit  filios,  hereditatem 
suani  de  sylva  et  de  terra  eis  deinittat  et  de  inaneipiis 
et  de  peciilio.  De  materna  liereditate  similiter  in  tiliam 
veniat. 

Soviel  ist  deutlich,  dass  die  ganze  Hinterlassenschaft  des 
Vaters,  gleichgültig,  ob  Mobilien  oder  Grundeigenthum,  mit 
Ausschluss  der  Töchter  an  die  Söhne  fällt,  eine  Bestiinmung, 
die  schon  eine  bedeutende  Zurücksetzung  der  Weiber  zur  Folge 
hat,  wie  sie  in  dieser  Schärfe  sich  in  keinem  der  tränkischen 
Landrechte  findet,  die  in  der  Mobiliar-  und  Errungenschafts- 
succession  keine  Znrücksetzunir  der  M'eiber  kannten,  v.  Amira  ') 
behauptet,  dass  auch  die  mütterliche  Hinterlassenschaft  den 
Töchtern  nicht  völlig  zufalle,  sondern  zur  Hälfte  den  Brüdern, 
da  die  Stellung  des  ^similitei"“  unmittelbar  vor  „in  tiliam“  auf 
die  Söhne  znrückdente,  während  Zoepfl*)  mit  seiner  ('onjuuctur: 
nnlla  portio  ile  materna  liereditate 
die  Weiber  von  allem  Erbrecht  ausschliesst.  wozu  angeblich 
„die  Erhaltung  des  spleiulor  fainiliae“  trieb,  eine  Ansicht,  die 
mit  Zoeptl's  ontrirender  Auffassung  des  Antrnstiouenverhältnisses 
zusammenhängt.  Aber  auch  v.  Amira  dürfte  zu  weit  gehen. 
Ein  solches  Miterbrecht  der  Söhne  an  der  Hinterlassenschaft 
der  Mutter  hätte  doch  da  keinen  rechten  Sinn,  wo  ohnehin 
nur  die  Männer  vom  König  mit  lälndereien  ausgestattet  wurden, 
die  Frauen  also  kaum  uennenswerthen  Grundbesitz  hiuterlassen 
konnten.  Ihr  sonstiges  Eigenthnm  musste  sich  Avesentlich  auf 
dit^jenigen  Dinge  beschränken,  welche  speciellem  Frauenge- 
brauch gewidmet  waren,  an  denen  ein  Erbrecht  der  Söhne  ohne 
liraktischen  Werth  war.  Am  wahrscheinlichsten  dürfte  danach 
immer  noch  Gaupp's’)  Meinung  sein,  der  die  materna  here- 
ditas,  die  den  Töchtern  unter  Ausschluss  der  Söhne  zufalle, 
mit  „Gerade“  übei’setzt  wissen  wollte. 

Im  Gegensatz  zu  den  anderen  fränkischen  Kechteu.  die 
von  Zurücksetzung  der  M'eiber  im  Grundbesitzerbrecht  aus- 
gehend, diese  nach  und  nach,  das  ribnarische  sogar  nachweis- 
bar völlig,  aufgegeben  haben,  tritt  uns  in  dem  seiner  Ent- 

*)  V.  .\mira  p.  44. 

*)  Zöpfl  Ewa  p.  65. 

’)  Ganpp  Chamaver.  p.  81  ff.  ebenso  Stobbe  p.  89,  Heusler  II.  p.  577. 
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stchungszeit  nach  viel  jiiiijieren  cliamavisclien  Weistlium 
eine  Auffassnnfr  entgegen,  die  in  dem  gänzlichen  Aiisschlm^s 
der  Weiher  vom  Landeigenthiim  an  die  entlegensten  Zeiten 
der  I>.  Sal.  erinnert*),  freilich  ohne  die  t'umpensation  in  mutter- 
rechtlichen  Klementen  zu  geben. 


Das  iangobardische  Recht. 

Die  Kriegerzahl,  mit  welcher  .\lhoin  sein  italisches  Reich 
begriiudet,  war  nur  klein,  und  sie  verminderte  sich  noch 
durch  den  Rückzug  der  Sachsen,  die  ihn  hei  seinem  l'n- 
teniehmen  unterstützt  hatten.  Die  J>age  der  zurückbleihenden 
Daugoharilen  war  eine  änsserst  schwierige’);  von  der  einen 
Seite  drohte  ein  beständig  mit  Byzanz  geführter  Krieg,  auf  der 
andern  das  Misstrauen  der  alten  Bevölkerung,  die  durch  Glau- 
bens Verschiedenheit  länger  von  den  Eroberern  getrennt  blieb, 
als  dies  im  fränkischen  Reich  der  Fall  gewesen.  Unter  solchen 
Verhältnissen  mn.sste  der  Mann  die  Mittel  in  seiner  Hand  ver- 
einigen, mit  denen  er  den  überallher  drohenden  Angritfen  gut  ge- 
rüstet entgegentreten  konnte,  musste  seine  Stellung  als  Fami- 
lienhaupt, als  Schützer  seiner  .\ngehörigen,  der  für  jede  ihnen 
zugefügte  Unbill  das  Fehderecht  a\isübte,  sich  besonders  scharf 
herausbilden. 

Im  Erbrecht  konnte  bei  einem  .so  beständigen  Kriegszu- 
stand*) harte  Zurücksetzung  der  Weiber  nicht  ansbleiben. 

Vor  alters  waren  sie  wahrscheinlich  ganz  erbunfähig,  so 
dass  nur  der  Sohn  den  Vater,  nur  der  Bruder  den  Bruder  be- 
erben konnte  ’).  Die  Zeiten , denen  unsere  Zeugnisse  des  lan- 
gübardischen  Rechts  entstammen,  kennen  zwar  einen  solchen 

*)  Uanpl)  Clmmaver.  j).  24. 

’)  l’ertz  p.  421:  ,rUe  Bestimmniigeii  Ul)er  die  Erbfolge  mögen  vielleiclit 
90  alt  als  die  .Vnsiedbingen  der  Franlten  in  diesen  liegenden , viellcietit  von 
ihnen  ans  ihren  alten  Wohnsitzen  an  die  Ufer  des  Rheines  und  iler  Maass 
mitgebracht  sein.“ 

*)  Sohnpfer  Ist.  p.  378  ff.  v.  Sybel  p.  339. 

*)  Gide  p.  29.Ö:  ,Le  Lombard  est  avant  tont  soldat“. 

*)  Walter  B.  p.  235. 
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Zustaud  nicht  mehr,  aber  der  Rückschluss  darauf  dürfte  nicht 
all  XU  gewagt  sein,  wenn  noch  unter  König  Rotharis  neben 
legitimen  Söhnen  die  Töchter  weder  am  väterlichen  noch  müt- 
terlichen Erbe  den  geringsten  Antheil  haben,  sondern  sich  mit 
einer  Mitgift  begnügen  müssen , deren  Höhe  Vater  oder  Bruder 
beliebig  festsetxte '). 

Dieser  Satx,  der  nur  dadurch  erträglich  wurde,  dass  auf 
dem  Bruder  die  Verpflichtung  lastete,  die  unverehelichte 
Schwester,  deren  Mundium  er  hatte,  im  Hause  xu  behalten“), 
galt  noch  in  den  spätesten  Zeiten“). 

Etwas  günstiger  war  die  Tochter  neben  fllii  naturales 
gestellt,  d.  h.  nicht  spurii,  sondern  Söhnen,  die  aus  einer  un- 
gleichen  \'erbindnng,  etwa  eines  Freien  mit  einer  aldia,  ent- 
sprossen waren.  Hier  war  ihr  ein  Dritttheil  der  Erbs<‘haft  zu- 
gesichert, eine  .Art  Pflichttheil,  der  durch  keinerlei  Schenkung, 
auch  nicht,  wenn  vor  der  (leburt  der  'rochter  erfolgt,  ver- 
mindert werden  konnte^).  Für  xwei  oder  mehr  Töchter  er- 
höhte sich  neben  natürlichen  Söhnen  die  Erbportion  auf  die 
Hälfte,  und  sogar  eine  einzige  Tochter  kann  diesen  Theil  er- 
halten, wenn  der  Vater  mit  Hinterlassung  einer  oder  mehrerer 
Schwestern  stirbt,  mit  welchen  die  Tochter  dann  die  halbe 
Erbschaft  nach  Köpfen  xu  theilen  hat.  .Aber  selbst  beim  F'ehlen 
natürlicher  Söhne,  wenn  die  Tochter  einzige  Descendentin 
ihres  Vaters  ist,  bleibt  sie  auf  dies  Dritttheil  resp.  auf  diese 
Hälfte  beschränkt,  da  der  Rest  den  parentes  proximi,  den 


■)  Kot.  181. 

Si  pater  äliam  siiain  aut  frator  !<ororem  legitiinam  alii  ad  maritum 
(tederit,  in  lioc  sibi  sit  contenipta  de  patris  rel  matris  snbatantia, 
iiunntum  ei  pater  aut  frater  in  diae  traditiunis  nuptiarum  dederit: 
et  aniplius  non  requirat. 

’)  Bcseler  E.  V.  III.  p.  26(>. 

’)  Gloäs  ad  Rot.  153  § 4 ; 

Quodai  tilium  rel  filios  et  filiam  vel  äliae  reliquerit,  filii  tantnm 
auccedant. 

•)  Die  Vorschrift  de.s  Rotharis  171  bezog  sich  auf  den  speciellen  Fall, 
wo  die  Tochter  nach  ge.scheheneni  thinx  geboren  wurde.  Liutprand  65  gab 
da,s  allgemeine  Ge-setz,  wonach  das  Drittel  oder  die'  Hälfte  auch  hei  Leb- 
zeiten der  Töchter  durch  keine  .Schenkung  verkürzt  werden  durfte.  Kaiser 
p.  479. 
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nächsten  männlichen  Verwandten*)  oder  dem  Fiscus  zu  Gute 
kommt  *). 


')  Dass  diese  Verwandten  nnr  Männer  waren,  ergiebt  Liutprand  13,  wo 
ihnen  das  IVergeld  ziigesproehen  wird,  das  die  Töchter  wegen  ihres  (ie- 
Hchleclites  nicht  empfangen  können. 

»)  l!nt.  15«. 

Si  quis  deruUqerit  tiliam  legitimam  nnain  et  dliuin  naturalem  nimm 
ant  pinres,  et  alios  parentes  pruxiinos  ant  hcredis,  aeqnaliter  divi- 
dant  siihstantiain  defnncti , id  est  in  tres  partes:  fUia  legitiina  ac- 
cipiat  uncias  qnattnor,  quod  est  tertia  pars,  natnralis  tilii  uncias 
quattnor,  qnnd  est  tertia  pars,  et  parentes  pro.xiini  aut  heredes  un- 
cias quattuor,  id  est  tertia  pars.  Et  si  parentes  proximi  non  fueriut, 
tune  curtis  regia  suscipiat  ipsas  quattuor  uncias. 

Rot.  159. 

«i  quis  dereliquerit  tilias  legitimas  duas  aut  plures , et  tilifis  natu- 
ralis  unum  aut  plures,  et  alios  parentes  proximos  nt  snpra,  illas 
tilias  tollant  uncias  sei,  quod  est  medietas  , . 

Rot.  IfiU 

Si  quis  dereliquerit  Alias  legitimas  unam  ant  plures  et  sorores  le- 
gitimas uuam  aut  plures  et  ftliüs  naturales  unum  aut  plures.  tollant 
tiliae  et  sorores  inter  se  aeqnaliter  diridenduin  uncias  sex,  iiuod  est 
medietas. 

Notitia  cp.  ö. 

. . qnuniam  qui  unam  tiliam  relinqucbat , tantuin  in  tertiain  pars 
suhstautiae  patri  suo  succedebat  et  duas  in  piihlico  revertehant,  si 
propinquos  parentes  non  habehat;  et  si  duas  Alias  habehat  aliquis 
aut  amplius,  in  medietatem  tanto  succedebant  jiatri  suo  et  puhlicus 
in  meditatem  . . 

Rot.  171. 

Si  quis  se  disjieraverit  aut  propter  senectutem  aut  propter  aliquain 
inAmiitateni  corporis.  Alins  non  possit  habere,  et  res  sua.«  alii  thiii- 
gaverit  posteaqiie  cum  contigerit,  Alias  legitimus  procreare:  onine 
thinx,  quod  est  donatio,  quod  prius  fecerat,  nimpatiir,  et  Alii  legi- 
timi  nnus  aut  plures,  qui  postea  uati  fueriut,  heredes  in  omnihus 
patri  succedaut.  Si  autem  Alins  legitima.s  una  aut  plures,  seu  Alios 
naturales  unum  ant  plures  post  thinx  factum  hahuerit , habeant  et 
ipsi  legem  suam,  sient  supra  constitutum  est;  tanquam  si  nihil  alii 
thingatum  esset.  Et  ille  eni  thingatum  est.  tantuin  habeat,  quau- 
tum  alii  parentes  proximi  debuerunt  habere  ant  curtis  regia  susci- 
pere,  si  alii  thingatum  non  fuisset. 

Liutpr.  65. 

De  eo  qui  Aliam  in  capillo  in  casa  hahuerit,  et  Alium  non  reliqnerit 
legitimum,  nt  de  rebns  suis  amplius  per  nullum  titulnm  cuiquam 
per  donationem  aut  pro  anima  sua  facere  possit,  nisi  partis  duas, 
tertia  rero  relinquat  Aliae  suae,  sicut  iam  gloriose  memorie  Rotbari 
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ln  den  eitirlen  üeseUesstellen  linden  wir  keine  Antwort 
auf  die  frage,  wie  sicli  das  Erbrecht  der  Schwestern  beim  Twl 
eines  liruders  gestaltete:  ob  die  Heerbung  der  lirlider  aus- 
schliesslich seitens  der  Schwestern  oder  in  (’oncurrenz  mit  et- 
waigen anderen  Brüdern  erfolgte,  oder  beim  Vorhinideusein  von 
Brüdern  vielleicht  gar  kein  Schwestenierbreclit  stattfand.  Eben- 
so unbeantwortet  bleibt  die  Frage,  ob  unter  den  erbenden 
Töchtern  und  Schwestern  nur  unveiheirathete  zu  verstehen 
sind,  wie  manche  Forscher,  mit  Rücksicht  auf  das  s|iätere 
Recht,  welches  Mädchen  ,in  cai)illo“  vorzieht,  annehmen. 

Im  Geiste  des  alten  Gesetzes  würde  jedenfalls  Beerbung 
der  Brüder  nur  unter  sich,  mit  völligem  .\nsschluss  von 
Schwestern,  gelegen  haben.  Allein  schon  unter  Rotharis  scheint 
in  diesem  Fall  ein  gänzlich  abweichendes  Recht  gegolten  zu 
haben.  Es  fehlt  uns  zwar  für  diese  /eit  an  einem  directen 
Beleg  aus  den  Quellen.  Mittelbar  lä.sst  sich  alier  Rot.  199  für 
diesen  /weck  verwenden. 

Der  Wortlaut  ist  folgender: 

Si  vidua  in  domo  patris  regressa  fuerit. 

Si  pater  tiliam  suam  aut  frater  sororem  ad  maritum  de- 
derit,  et  contigerit  casus,  nt  ille  maritus  moriatnr,  et 
pater  aut  frater  mundiura  eins  liberaverit,  sicnt  supra 
constitutum  est,  et  illa  in  domo  patris  aut  fratris  re- 
gressa fuerit,  et  alias  sorores  in  casa  patris  aut  fratris 
invenerit,  et  postea  pater  aut  frater  mortuos  fuerit,  et 
illa  remanserit  in  domo  cum  alias  sorores  una  aut  plures, 
et  ad  facultatem  patris  aut  fratris  venerit  dividendam 
cum  alius  parentes  aut  curtem  regis:  tune  illa  vidua,  (piae 
in  domo  patris  aut  fratris  regressa  est,  habeat  sibi  inan- 
tea  morgingab  et  metfyo.  De  faderfio  autem,  id  est  (luan- 
tum  de  alia  dona,  quando  ad  maritum  arabulavit,  pater 
aut  frater  ei  dedit,  mittat  in  confuso  cum  alias  sorores. 


Rex  iiistituit.  (juia  qui  täinx  facit,  et  postea  filium  naseitiir, 
in  tertiam  partem  ipsum  tkinx  riimpit  secunilum  anteriorem  eäirtiini 
et  si  duas  aut  amplius,  in  niediaetate:  ideo  nos,  dum  in  ip.so 
edicto  legitur  de  tliinx,  quod  est  donatio,  nokis  comparit,  quod  per 
uuUam  donationem  nec  per  lauuegild  possit  filiam  suam  de  ipsam 
tertiam  portiouem  sukstantiae  suae  exlierede  facere,  et  si  dua.«  aut 
amplius  fuerent,  de  mediaetatem. 
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et  illa  aliae  sorores  una  aut  plures  tollant  unaciuisque  in 
antea  tautum,  quanliiin  pro  mundium  pater  aut  frater  li- 
berandum  ad  parentes  mariti  def'uncti  dedit.  Reliqua 
patris  vel  fratris  substantia  aequa  lanciae  dividant. 

Was  hier  über  die  (^dlationsverbiiidlichkeit  der  verwitt- 
weten , in’s  väterliche  Haus  zurückgekelirteii  Schwester  und 
Übel-  den  Abzug  der  für  Lösung  des  Mundinms,  das  den  Ver- 
wandten des  verstorbenen  (fatten  der  Wittwe  zustand,  ge- 
zahlten Summe  angeordnet  wird,  ist  für  uns  unerheblich. 
Wichtig  dagegen  ist,  dass  die  \\ittwe  und  ihre  Scliwestern 
reliqua  patris  vel  fratris  substantia 
zu  gleichen  Theilen  erhalten  sollen,  wobei  als  ihre  Miterben  nur 
alius  parentes  aut  curtis  regia, 

dagegen  nicht  ihre  etwa  vorhandenen  Hriider  genannt  werden. 

Zwar  könnten  sie  in  den  alius  parentes  enthalten  sein, 
unter  denen  wir  wohl  tlie  Rot.  158  und  Notitia  cp.  5 erwähnten 
proximos  parentes  zu  verstehen  haben.  Denn  in  den  eben  ge- 
dachten leges  tritt,  genau  wie,  hier,  die  curtis  regia  beim 
Fehlen  dieser  Verwandten  für  letztere  ein.  Dann  bekommen 
aber  die  Brüder  ihre  Erbportion  nicht  als  Brüder,  sondern  als 
nahe  Angehörige  des  Verstorbenen,  deren  Antheil,  gleichgültig, 
wie  nahe  sie  verwandt  sind,  ein  für  allemal  auf  ein  Dritttheil 
resp.  ein  Sechstheil  festgestellt  ist. 

Rot.  199  handelt  allerdings  von  dem  singulären  Fall  des 
Erbens  einer  verwittweten  Schwester.  Aber  es  spricht  doch 
die  grösste  Wahrscheinlichkeit  dafür,  da.<s  dieselben  Bestim- 
mungen auch  zur  Anwendung  gelangten,  wenn'  unverheirathete 
Schwestern  ihre  Brüder  beerbten.  Dieser  Auffassung  entspricht 
auch  Liutpr.  3,  wo  das  Erbrecht  der  Schwestern  unmittelbar 
beim  Fehlen  eigener  Kinder  das  Bruders  angenommen  wird,  und 
wiederum  von  einem  Mit-  oder  gar  Vorerbrecht  der  Brüder 
keine  Rede  ist*).  Endlich  schreibt  auch  noch  der  Tractatus 
de  ordine  successionis  ab  intestato  secundum  ius  Laugobardi- 
cura  § 6,  worauf  allerdings  wegen  der  späteren  Abfassung 
dieses  Aufsatzes  weniger  Gewicht  zu  legen  ist,  der  Schwester 


*)  Damit  widerlegt  sich  die  von  Walter  II.  p.  2H5  aufgestellte  Ansicht 
die  Frauen  wären  stets  von  ihrem  Mundwald  beerbt  worden. 
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allein  ein  Erbrecht  zu,  wenn  Jemand  mit  Hinterlassung  von 
(jeschwisteru  beiderlei  Ueschlechtes  stirbt. 

Den  Grund  zu  diesem  Vorzug  gab  vielleicht  die  Zurück- 
setzung der  Weiber  als  Desceiideutinnen , welche  zur  .Aus- 
gleichung in  der  Seitenlinie  eine  Bevorzugung  vor  den  Männern 
hervorrief  *). 

In  Betreff  des  zweiten  Punktes  scheint  Kotharis  unter  den 
erbenden  AVeibern  keinen  Untei-schied  nach  ihrem  ehelichen 
oder  jungfräulichen  Stande  gemacht  zu  haben*).  Stobbe,*) 
der  nur  die  Tochter  „in  casa  patris  remanens’“  zur  Erbschaft 
zulassen  will,  beruft  sich  zwar  auf  eine  ganze  Reihe  Stellen, 
in  denen  seine  Ansicht  ausgesprochen  sein  soll  — m.  E.  ohne 
Grund.  Denn  Kot.  158 — 160,  171  reden  einfach  von  „filiae 
legitimae“ ; Liutpr.  tiö,  wo  sich  eine  „filia  in  capillo“  findet . 
verbietet,  ihr  durch  Schenkung  die  Erbportion  zu  entziehen, 
beweist  aber  damit  nicht,  dass  nur  eine  unverheirathete  Tochter 
erben  konnte,  solidem  will  nur  betonen,  dass  ein  unverhei- 
rathetes  Mädchen  ihres  Pflichttheils,  dessen  es  dringender  be- 
nöthigt  ist  als  eine  Ehefrau,  keineswegs  beraubt  sein  soll. 
Liutpr.  3 und  4 stehen  mit  der  Aenderuug  des  Erbrechts  in 
Verbindung,  die  unter  Liutprand  erfolgte,  und  können  darum 
für  die  Zustände  unter  Rotharis  nicht  verwendet  werden.  Die 
Notitia  cp.  5 endlich,  welche  auf  das  ältere  Recht  verwehst, 
.sagt  auch  w'ieder  ganz  einfach; 

qui  filiam  relinquebat, 

AA^orte  aus  denen  durchaus  nicht  ersichtlich  ist,  dass  es  sich 
nm  unverheirathete  Töchter  handelt.  Auch  die  Berufung 
Schupfer’s^)  auf  Roth.  181 , wonach  die  Tochter,  die  am  Hmdi- 
zeitstage  ihre  Mitgift  empfangen, 

amplius  non  requirat. 

ist  m.  E.  nicht  stichhaltig;  denn  durch  dieses  Gesetz  sollen 
nur  Erbansprüche  der  Tochter  gegen  ihre  Brüder  auf  das  vä- 
terliche Vermögen  abgeschnitten  werden,  was  sonst  an  keiner 
Stelle  des  Edicts  ausdrücklich  geschieht.  Jedenfalls  beerbt 

')  Müler  p,  62. 

’)  Ueber  ilas  lange  Haar  als  Zeichen  der  Jiingfran  Du  Cange  a.  v.  ca- 
pilli  und  Weinhold  p.  45U. 

•)  Stobbe  p.  SX). 

*)  Scbupfer  Arcb.  gior.  p.  121. 
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uach  Rot.  199  die  verwittwete  Tochter  den  Vater  in  Gemein- 
schaft mit  den  iihri^en  Scliwestern,  nachdem  sie  ihre  Mitgift 
eingeworfen  liat,  nnd  die  Verordnung  Grimoald's  spricht  ent- 
schieden für  Erbbereclitignng  auch  verheiratheter  Töchter,  da 
deren  Kindern  hier  die  Repräsentation  ilirer  vorverstorbeuen 
Mütter  dem  verstorbenen  Grossvater  gegenüber  beigelegt  wird , 
was  ohne  Erbberechtigung  der  Mütter  keinen  Sinn  gehabt  hätte  *). 

Dieselbe  Ungewissheit  herrscht  bei  der  Beerbung  des 
Bruders.  Während  Walter  sänmitliche  Schwestern  gleiclimässig 
zulässt,  wollen  andere  Gelehrte  nur  ein  Erbrecht  der  ledigen 
anerkennen*).  Die  Beweisstellen  dafür  oder  dagegen  .sind 
wiederum  die  eben  angeführten;  nur  die  Bestimmungen  Gri- 
raoald’s,  welche  alle  Bedenken  entscheiden  müssten,  sind  leider 
nicht  heranzuziehen,  da  sie  keine  Geschwister  des  Erblassers 
erwähnen.  Wir  bleiben  also  hier  auf  blosse  Wahrscheinlich- 
keit angewiesen,  die  nach  Analogie  des  vorigen  Falles  freilich 
für  völlige  Gleichstellung  der  Schwester  „in  capillis“  und  der, 
„(luae  ad  maritum  ambulavit“ , zu  sprechen  scheint. 

In  der  Ascendentenreihe  wird  in  unsern  Quellen  ein  Erb- 
recht der  Mutter  niemals  erwähnt doch  hat  es  sich  in  spä- 
teren Perioden  Eingang  verschatft^).  Ein  Erbrecht  des  Vateis 
am  Vermögen  der  in  seiner  Mundschaft  befindlichen  Tochter 
wird  ebensowenig  durch  die  Quellen  bestätigt,  folgt  aber  aus 
dem  analogen  Erbrecht  des  Vaters  am  Sohnesvermögen. 
Rot.  170. 

Dass  sich  unter  den  erbenden  Seitenverwandten  nur 
Männer  befanden,  wurde  bereits  erwähnt  ‘). 

*)  Urim.  5. 

Si  qnis  lialmcrit  filios  legitimos  niiiim  aut  plure.«,  et  cfmtigerit  uimm 
ex  tiliia  vivente  [latre  mori , et  reliquerit  filioa  legitimos  mmiii  aut 
plures,  et  eontigerit  avo  ninri,  talem  partem  percipiat  ile  sulistaiitia 
avi  aiii,  una  cum  patruis  .suis,  qualem  pater  eoriun  iuter  fratrilm.s 
suis  percepturus  erat , si  vivu.s  fiiisset.  Similiter  et  si  filias  legi- 
tima.s  unam  aut  plure.s,  aut  filii  naturales  unuiii  aut  plures  fuerint, 
habeant  legem  suam  . . 

Walter  II.  p.  2Öö.  Dagegen  tians  UI.  p.  186.  Niutta  p.  35Ü.  Zoepü 
III.  p.  228. 

’)  Heiueecins  II.  S 248.  Xiiitta  p.  .'{66. 

*)  Miller  p.  61. 

*)  cf.  p.  45.  Anni.  1. 

Opet,  die  erbrecbtllche  Stellung  der  Weiber.  1 
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T>as  (ifsetz  Griiiioald’s  vom  Jahre  fi68  zeigt  noch  keine 
Aeiulermig  in  der  erhrechtli<'Iien  Stellung  der  Weiher;  folgen- 
reich waren  dagegen  in  dieser  Iteziehung  die  Kefonnen  Liut- 
prand's,  auf  welche  der  Heligionswechsel,  dem  die  Langobarden 
sich  inzwischen  nntcrz'igen,  wohl  nicht  ohne  Einfluss  geblieben, 
da  er  einen  friedlichen  Veikehr  wenigstens  mit  den  alten  Ein- 
wohnern ermöglichte.  Gleich  im  Anfang  .seiner  Kegierung  er- 
liess  er  das  bedeutsame  (Jesetz,  welches  die  Töchter  beim  Fehlen 
von  Söhnen  zu  alleinigen  Erben  des  väterlichen  und  mütter- 
lichen Veiunögens  machte  und  das  bisherige  Abzugsrecht  der 
tilii  naturales  und  der  nächsten  männlichen  Verwandten  resp. 
der  ciirtis  regia,  be.seitigte. 

Liutpr.  1. 

Si  quis  Langobardus  sine  tiliis  masculinis  legetimis  moi- 
tuos  fuerit.  et  tilias  deieliquerit,  ipsae  ei  in  omnem  here- 
ditatem  patris  vel  matris  suae.  tanupiam  tilii  legitiini 
ma.scoliui.  heredis  succedant. 

Liiitpr.  2. 

Si  quis  Langobardus  se  vivente  ftlias  .suas  nupto  tradi- 
derit  et  alias  tilias  in  capillo  in  casa  reliquerit,  tune  omnes 
aequaliter  in  eins  substautia  heredis  succedant.  tamquam 
tilii  masculini. 

Xur  das  Wergeid  des  «•schlagenen  Vaters  sollte  auch  jetzt 
noch  in  erster  Linie  an  Männer  kommen  *). 

Anch  das  Erbrecht  dei-  Schwestern  wurde,  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  unvermählten,  neu  codificirt. 

Verheirathete  Schwestern  mussten  sich  dem  früheren  Grund- 
satz ent.sprechend  neben  eigenen  Töchtern  des  Erblas.sers  mit 
der  Mitgift  zufrieden  geben;  unverlieirathele  erbten  in  Gemein- 
schaft mit  ihren  unvermählten  Nichten  das  ganze  Vermögen 
„tamiuam  tilii  legitimi“ ; nur  wenn  gar  keine  Kinder  des  Hrmlers 
vorhanden  w^aren,  fiel  sein  Nachlass  allein  an  die  Schwestern, 


*)  Liutpr.  13. 

. . qunmqnam  filia.«  iiistitniüüimns  lieredi.«.  »ient  mftsinlici.  in  »mni 
siibstantia  |>atris  et  matris.  i|wam  coinixi.sitioDem  volmnii»  nt  aeei- 
piaut  ]iropinqui  eiusilem  pannitis  i|iii  oeeisns  fuerit.  tili  qni  per 
oappul  succedere  pDtiienint , quia  tiliae  eins,  co  qiiod  feiuineu  sein 
e.sse  pruvatur,  iion  possiiiit  faidain  ipsam  levare  , . . 
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unter  denen  in  diesem  Fall  kein  Unterschied  zwischen  Frauen 
und  Mädchen  gemacht  wurde '). 

Die  alte  Pflichttheilsnatur  des  Kiudeserbrechts  blieb  auch 
hier  in  doppelter  Weise  gewahrt.  Der  Vater  musste  der 
Tochter,  wenn  sie  überhaupt  Erbin  werden  konnte,  ein  Dritt- 
theil  seines  Vermögens  hinterlassen,  das  durch  keine  Schenkung 
zu  vermindern  war  und  nur  bei  bestimmten  EnterbungsgrUndeu, 
von  denen  Lintpr.  llit  und  5 Beispiele  geben,  entzogen  werden 
durfte  resp.  musste.  Denselben  Charakter  hatte  das  Erbrecht 
der  Schwestern. 

Eine  weitere  Begünstigung  der  Weiber  gab  eine  Bestim- 
mung vom  Jahre  717,  wonach  Schwestern  aus.schliesslich  eine 
unvermählte  Schwester  beerben  sollten,  deren  Vermögen  früher 
ihrem  ^lundwald  zugefallen  war,  was  jetzt  nur  noch  bei  der  ver- 
ehelichten erfolgte  *). 

Endlich  erlitt  selbst  das  alleinige  Erbrecht  der  Söhne  einen 
Stoss  *)  durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  728,  welche  dem 
Vater  gestattete  seinen  Töchtern  neben  einem  legitimen  Sohne 
ein  Viertheil,  neben  zweien  ein  Siebentheil  u.  s.  w.  der  Erb- 
masse „per  cartolam  donationis“  zuzuwenden  und  der  Tochter, 
deren  Jlitgift  ja  schon  früher  den  Charakter  einer  Erbab- 


‘)  Uiilpr.  a. 

Si  (|ni.s  Langobiiräiis  snioris  relinuerit,  et  vivente  eiim  «d  maritum 
ainbulaverint,  tantum  babeat  ex  fratri.s  fai-ultatc,  si  ipse  Alias  reliquerit, 
qnantmn  in  diae  votonuii  aceepernnt,  quando  ad  maritum  ambola- 
venmt.  Nam  ai  ipsi  frater  ncqiie  Alin.s  neque  Alias  reliquerit,  aut 
.si  baimcrit  et  aiite  eum  lunrtui  aut  mortuae  l'uerent  absque  Aliis 
Aliahiis:  tum:  sorures  eins,  tarn  qui  in  capillu  remanseruut,  quam 
qiiae  ad  maritum  ambnlavenmt.  in  omnem  substaiitiam  eins  ei 
beredis  snecialant. 

Liut]ir.  4. 

•Si  quis  laingidiardus  sorores  et  Alias  in  eapillo  in  ra.sa  reliquerit : 
pariter  atque  aequaliter.  quantaei'uuqne  fuerent,  in  hereditatem 
eins  «uecedere  ilebeant  tanquam  Alioa  legitimus  dereliquissit. 

•)  iiiiitpr.  14. 

, . si  euntigerit  um»  ex  eisdeni  sororibua  muri,  tune  et  quae  in  ca- 
pülo  remanseruni,  et  quae  ad  maritum  ambulaverint,  in  umni  portiuui 
aornris  aiiae  defunotae.  qnamvia  pnella  murtiiu  fnerit,  sneeedant  . . 
si  auteni  euiitegerit  illa  muri,  quae  iam  nuptu  tradita  est.  tune  ille 
ei  snecedat.  qui  eam  pur  muudiiim  suani  tecit. 

•)  Kayser  p.  48.ü,  4tA>. 
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tindunp:')  getragen,  bei  ihrer  Verheirathnng  mitzugeben  ^qna- 
liter  voluerit“. 

Liutiir.  102. 

Si  (iui.s  Langubardus  liabmis  Hlium  maaculimun  legitimum 
aut  filia  legitimam  unam  aut  pliu-es  . . potestatem  habeat  ad 
tiliam  suam  ])er  cartida  donatioui.s,  si  voluerit.  usque  ad 
(luartam  portionein  de  rebus  sni.s  indicare  . . si  vero  pater 
viventein  se  eas  ad  inaritnm  dederit.  ordinet  eas  iiixta 
legem  iiualiter  voluerit. 

König  Ahistulf.  welcher  den  Neffen  die  l'erpflichtung  auf- 
erlegte, für  den  aiusreichenden  l’nterhalt  ihrer  unvenuählten 
Tanten  väterlicher.seits  zu  sorgen,  räumte  diesen  Tanten  beim 
kinderlosen  Tode  des  Netten  ein  mit  den  Schwestern  des  Ver- 
storbenen gemeinsames  Erbrecht  nach  Köpfen  ein  “). 

Einen  auf  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  bezüglichen 
Nachtrag  brachte  noch  im  vorletzten  Jahrzehnt  vor  ITntergaiig 
des  Langobardenreicdies  das  Gesetz  Ahist.  13,  welches  dem 
Erblasser  gestattete  unter  den  erbberechtigten  Töchteni  in  der 
Vertheilung  des  Vermögens  einen  Unterschied  zu  machen,  d.  li. 
die  eine  vor  der  anderen  auszuzeichnen  „meliorare“,  wobei  be- 
stimmte Vorschriften  über  das  zulässige  Maass  sidchen  Vorzugs 
gegeben  wurden. 

Das  Urknndenmaterial  lä.sst,  soweit  es  mir  zu  Gebote  stand, 
keine  Weiterbildung  erkennen,  freilich  eben  .so  wenig,  ob  alle 
diese,  vielfach  recht  willkürlichen  Bestimmungen  wirklich  Ein- 
gang iu’s  Volk  gefunden. 

Die  alleinige  Erbfolge  der  Söhne  erschien  so  selbstver- 
ständlich, dass  sie  in  einem  Testament  vom  Jahre  853*},  welches 

')  Schroeder  Qe.schidite  p.  116,  anch  Schupfer  Arch.  giur.  p.  120. 

«)  Ahist.  10. 

. . si  quis  baiigubardns  inurieii.s  sororem  nna  ant  pliires,  in  capilln 
in  casa  reliquerit.  ct  ftlium  uiinm  aut  pliires,  fUii  ipsius  debeant 
perpeusare,  qnalitcr  amedanis  eonrni  absque  necessitatem  vivere 
possent  secimdnm  qualitatem  sulMtaiitiae  .suae,  iit  amedanis  illorum 
indigentiom  non  patiatur,  neque  de  victutn  neqiie  de  vestiinentam. 
sed  nec  de  obseqnio  suo  . . si  anteni  praedictns  nepotis  decesseiit. 
absque  fliiis  lUiabiis,  aut  intestatim  et  sorores  reliqiierit.  amedanis 
eonim  qiii  in  easu  in  capillns  rcmanserint,  mm  ipsaa  nepotes  snas 
in  rehns  ueputum  et  fratrum  snoccdant  aequalitcr,  quantaecunqnr 
fuerint. 

•)  Chart.  UI.  Nr.  181. 
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Anordnungen  über  die  Stellung  der  überlebenden  Ehefrau,  die 
Mitgift  der  Töchter  u.  a.  trifft,  erst  gar  uiclit  erwähnt  wird, 
während  ein  anderes  vom  Jahre  «61  *)  ausdrücklich  als  nächsten 
Erben  den  Sohn,  erst  an  zweiter  Stelle  die  Tochter  bezeichnet; 
. . Primus  omnium  statin»,  ut  res  oinnes  meas  deveuiat 
in  (-rrimualdo  filio  meo.  et  in  eins  sit  potestatem;  et  si 
Deus  iudicius  supervenientem.  qiiod  ijtse  Drimuald  filius 
meus  infra  aetatem  mortuus  fuerit,  et  si  filius  vel  filiuni 
de  legitimo  matrimonio  non  reliquerit,  tune  volo,  ut  post 
eins  discessum  curte  mea  . . deveniat  in  potestate  lugil- 
boi-gi  filiae  meae  vel  de  filiis  aut  filias  eins,  quae  de  ea 
procreati  sunt  aut  fuerint  . . 

Zu  diesem  Erbrecht  stimmt  auch  der  Umstand,  dass  als 
Miterben  von  Männern  häufig  deren  Brüder  emheinen  *), 
während  bei  denjenigen  Weibern,  die  im  Besitz  gnösserer  Länder- 
eien genannt  werden,  fa.st  nie  der  Hinweis  fehlt,  dass  dieser 
Besitz  im  Faderfium  oder  in  der  Morgengabe  seinen  Grund 
habe  ^). 

.\uch  für  die  Verpflichtung  der  erbenden  Brüder,  die 
Schwestern  bis  zur  Verheirathung  im  Hause  zu  behalten  und 
bei  der  Vermählung  auszustatten,  fehlt  es  nicht  an  Belegen: 

. . filias  vero  meas  Hadelberga  et  Ragisenda  volo  ut  vi- 
vat  insimul  cum  filiis  meis  usqne  dum  ad  maritum  ambo- 
laverit;  et  (luando  ad  maritum  ambolaverit,  det  earum 
filiis  meis  toti  insimul  per  unaquaque  in  die  votonim  di- 
narii  boni  nonagenta  . . ^). 

Endlich  wird  uns  auch  noch  die  (jleichstellung  der  unver- 
mählten Töchter  und  Schwestern  des  Erblassers  bezeugt; 

. . ita  volo  de  [lecunia  mea  . . ut  diebus  vite  Gallani  et 
Rodolende  gemiane  mee  adqiie  filias  meas  Auselda  et 
Galla  omnia  medietate  de  usnfructuario  deusque  ad  una 
de  ipsis  advixerit 

■)  Chart,  in,  Nr.  215. 

*)  Chart.  I.  Nr.  13.  Chart.  11.  Nr.  3. 

*)  Chart,  in.  Nr.  4,  16,  136,  261.  336. 

*)  Chart,  m.  Nr.  181. 

‘)  Chart,  III.  Nr.  11. 
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I.  Theil. 


Rechte  mit  erbreclitlicher  Sonder- 
stellung der  Weiber. 

B.  Soweit  ihre  Entwickelung  nicht  verfolgbar  ist. 

§ 

Das  burgundische  Recht. 

Die  erbreclitliclien  Uestiinimmgeu  des  burgiindischeu  Recht.>i 
bilden  einen  der  nueniuickliclisten  Tlieile  der  sogenannten  leges 
barbarorum.  Obwohl  nur  zur  Beobachtung  für  die  Germanen 
aufgezeichnet,  während  viele  .\nordnungen  des  Gesetzbuchs 
auch  für  die  römische  Bevölkerung  gegeben  waren,  stellen  sie 
mit  nichten  ursprüngliches  Volksrecht  dar.  Denn  unmöglich 
lässt  sich  anuehmen,  dass  derartige  willkürliche  und  wider- 
spruchsvolle Festsetzungen  in  dem  naturwüchsigen  Kechtssinn 
einer  germanischen  Bevölkerung  ihre  Wurzel  haben  konnten, 
vielmehr  , ausgeklügelte  Rechtsnormen“  sind,  deren  wirkliche 
Anwendung  im  Leben  völlig  unglaubwürdig  erscheint*). 

Unzweifelhaft  heri-schte  bei  den  Burgundern  eine  Zurück- 
setzung der  Weiber  im  Stammgut,  das  sich  unter  dem  Namen 
„sors“  findet  und  .jene  Ländereien  umfasst,  die  bei  der  Land- 
theilung  nach  der  Eroberung  vormals  römischei’  Gebietsstücke 
den  einzelnen  Volksgenossen  zugewiesen  worden  waren  *).  Selbst 

*)  Stolibe  p.  8.'>  ff.  IJ.  R.  Q.  p.  103  ff.  Ganpp  Saclisen  p.  107. 

•)  Gans  IV.  p.  G2.  Laboulaye  Ilist.  p.  252,  418.  r.  Iiiaina-Stcruege: 

p.  2.3. 
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durrh  liesnndere  Verflipiiiig  kimiite  ilcr  Vater  das  alleinige 
Ki  liieelif  der  Söhne  ant dasselbe  nieht  verkiiizen.  Dagegen  stand 
ileii  Töchtern  ausschliessliche  Krbberechtigiing  au  denjenigen 
1 »ingen  zu,  welche,  für  den  Fraueugebrauch  zu  verweudeu  waren, 
.mala  hereda“  genannt,  mit  jinahal“  = dem  bräutlichen  Schmuck 
zusammeuhäugend  'i : 

matris  bona,  id  est  in  rescellolis  vel  ornameutis, 

auch 

vestimenta  matrimonialia 

nach  L.  Burg.  14,«.  51,  s.  Starb  ein  Mädchen,  so  lielen  diese 
Dinge  zunächst  au  ihre  Schwestern  und  erst  in  deren  Krmange- 
luug  an  die  Brüder.  L.  Burg.  51,  .i, «. 

Aber  damit  war  auch  das  direkte  Erbrecht  derjenigen 
Mädchen,  welche  Brüder  besitssen,  erschöpft.  Alles  übrige, 
mochte  es  vom  Vater  oder  von  der  Mutter  stammen,  beweglich 
oder  unbeweglich  sein,  tiel  zunächst  an  die  Söhne,  erst  in  zweiter 
Linie  an  die  Tochter-): 

L.  Burg.  14,  i. 

. . si  ipiis  filiuni  non  reliquerit,  in  loco  tilii  tilia  in  patris 
matrisve  hereditate  succedat. 

Abweichend  davon  behaupten  die  einen*),  der  Vorzug  der 
Söhne  habe  sich  auf  das  Grundeigenthum  beschränkt,  während 
nach  der  Meinung  der  andern*)  den  Söhnen  sogar  nur  ein 
Theil  desselben,  die  sors,  re.servirt  gewesen  sei. 

Allein  die  citirte  lex  14,  i,  welche  für  die  erste  Annahme 
s|)iechen  soll,  ergiebt  wahrscheinlicher,  dass  beim  Vorhanden- 
sein von  Söhnen  die  Töchter  von  der  ganzen  Erbschaft  ausge- 
schlossen waren,  da  gar  kein  Grund  vorliegt,  „hereditas“  nur 
von  Grundstücken  zu  verstehen. 

Die  zweite  Ansicht  stützt  sich  auf  L.  Burg.  1,  i : 

. . patri  antecjuam  dividat.  de  communi  facultate  et  de 
labore  .suo  cuilibet  donare  liceat;  absque  terra  sortis  ti- 
tulo  adquisita,  de  (gia  prioris  legis  ordo  servabitur. 


*)  Stobbe  p.  i;tl. 

*)  Die  Mcbrstalil  iler  Uelehrtvn  folgt  dieser  Meinung ; Eichhorn  I.  p.  374. 
Walter  II.  p.  236.  (inupp  Sach.ten  p.  166.  Ziininerle  p.  267.  Tbudichnm 
p.  180.  Sc'broedcr  <Te.sehichte  p.  114.  N'intta  p.  340.  Ulassou  p.  597. 

“)  Labonlaye  Rech.  p.  95.  tierber  p.  251  Auiu.  7. 

*)  Heineccias  I.  p.  537.  Schaffner  p.  274. 
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Dem  Vater  ist  liiernacli  das  Verfilgungsrecht  über  das 
Stammgut  entzogen,  welclies  er  nacdi  anderen  Stellen  mit  resp. 
unter  seine  Srdine  zu  vertheilen  hat  (L.  Burg.  14, 5.  24,  s. 
78, 1,  a)^),  während  er  mit  seinem  übrigen  Vermögen  beliebig  ver- 
fahren kann.  Aber  für  uns  handelt  es  sich  um  das  ge- 
setzliche Erbrecht  der  Mädchen,  und  wenn  es  nach  dieser 
Stelle  dem  Vater  unzweifelhaft  erlaubt  ist,  der  Tochter  durch 
eigene  Willensakte  Theile  seines  Vermögens  mit  Ausnahme  der 
sors  auch  neben  Brüdern  zuzuwenden,  so  beweist  eben  die  Noth- 
w'endigkeit  besonderer  Verfügungen,  dass  ohne  solche  der  Tochter 
die  Brüder  auch  im  übrigen  Vermögen  vorgingen. 

Nur  die  Gott  geweihte  dungfrau,  für  deren  Unterhalt  der 
Vater  nicht  ausieichend  gesoigt  hatte,  wird  Miterbin  ihrer 
Brüder  am  Stammgut,  neben  zweien  zu  einem  Dritttheil,  neben 
dreien  zu  einem  Viertheil  u.  s,  w.,  neben  einem  nicht  zur  Hälfte, 
wie  man  erwarten  sollte,  sondern  gleichfalls  zu  einem  Dritttheil, 
eine  .Abweichung,  für  die  es  an  jedem  Grunde  fehlt.  Doch  er- 
hielt das  Mädchen  nur  den  Niessbrauch  an  diesem  Theil.  der 
nach  dessen  Tode  an  denjenigen  zurückgelangte,  dem  er  ohne 
seine  Existenz  ohnehin  zugefallen  wäre*).  L.  Burg.  14,  s-?. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Mutter  W'echselte.  Nach 
älterer  Bestimmung  erhielt  die  Wittwe  den  Niessbrauch  am 
ganzen  Vermögen  ihrer  verstorbenen  Kinder,  das  nach  ihrem 
eigenen  Tode  an  deren  Erben  zurückfiel. 

Ij.  Burg.  24,  s. 

Qnodsi  forte  nati  fuerint  filii,  ut  adsolet,  post  mortem 
patris  defuncti  fuerint,  ad  matrem  iubeinus  hereditatem 
niariti  vel  filiorum  integram  pertinere.  l’ost  niulieris  au- 
tem  obitnni,  id  qiiod  de  successione  filiorum  in  usumfruc- 
tum  teuuit.  ad  legitinios  filiorum  suorum  heredes  decer- 
nimus  pertinere. 

Ini  neueren  Recht  empfing  sie  das  volle  Eigenthum  an  der 
einen  Hälfte  des  Vermögens  ihrer  Kinder,  während  den  anderen 
Theil  dessen  nächste  Verwandte  bekamen. 


')  Trotzdem  bezeichnet  v.  Maurer  Kinleitnng  p.  15  die  «ors  als  , volles 
Eigen.  Uber  welches  man  volle-s  Veiliignugsrecht  hat“. 

*)  Pardessiis  p.  (i'Jt!  gicbt  als  zu  vemiuthcnden  (inmd  die.ser  Hevurzngung 
der  Nonne,  dass  sie  durch  dies  Erbrecht  für  das  Fehlen  von  Anastener  und 
Morgeugabe  entsehUdigt  werden  sollte. 
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L.  Burg.  53,  s. 

Quotieiis  in  liunc  casum  contraria  fatorum  decreta  ver- 
tuntur,  coutinuo  inter  matrem  def'uucti  pueri,  si  tarnen 
puella  defuerit.  et  propiiujuos  . . relirtae  facultatis  divi- 
sio  ae(juo  iure  et  (udine  celeluetur,  ita  ut  uiiusquisque  de 
medietate  percepta  faciendi  quod  voluerit  e lege  liabeat 
potestateni. 

Immer  dagegen  blieb  der  Mutter  vullfreies  Eigenllium  an 
denjenigen  (fegeuständen.  die  ihr  die  Kinder  durch  Testamente, 
wie  sie  rbniischer  Einfluss  frühzeitig  bei  den  Burgundeni  ein- 
bürgerte zugewendet  hatten. 

L.  Burg.  24,  <. 

. . si  (|uis  tilioruin  niatri  per  testamentum  aliquid,  aut 
donatione  contullerit.  inater  exinde  faciendi  quod  voluerit 
habeat  liberam  potestateni,  aut  si  intestata  defecerit, 
nmlieris  parentes  hereditatem  eins  suo  doininio  vindicabunt. 

Starb  jemand  eitern-  und  kinderlos,  so  fiel  sein  Vermögen 
an  seine  Schwester,  dann  erst  an  die  übrigen  Verwandten. 

L.  Burg.  14, ». 

Si  forte  delünctus  nec  filiuin  nec  filiam  reliquerit,  ad 
sorores  vel  luoiiinqiios  parentes  hereditas  redeat. 

Darguii  will  darin  einen  Best  von  Mutterrecht  sehen’*); 
m.  E.  ohne  Ursache.  Es  dürfte  sich  vielmehr  hier  um  ein 
ähnliches  Erbrecht  handeln,  wie  wir  es  bereits  bei  den  Laugo- 
bardeii  kennen  lernten,  bei  welchen  die  Schwestern  ebenfalls 
ausschliesslich  den  Bruder  beerbten,  um  für  die  Zurücksetzung 
bei  Beerbung  der  Eltern  entschädigt  zu  werden. 

Ganz  willkürliche  Bestimmungen,  die  unverkennbar  den 
Stempel  iles  Gemachten  tragen,  sind  für  den  Fall  gegeben,  wo 
jemand  Töchter  und  Enkel  von  einem  vorverstorbenen  Sohne 
als  Erben  hinterläs.st  L.  Burg.  75,1-3.  Hatte  dieser  Sohn 
bereits  seinen  Theil  am  Stammgut  erhalten,  so  bekommen  seine 
Söhne  drei  Viertheile  vom  übrigen  Vermögen,  die  Töchter  den 
Best;  war  die  Theilung  noch  nicht  vorgenommen  worden,  so 


*)  (irimin  R.  A.  p.  482. 

’)  P-  62;  tihnlich  solion  vorher  Laboulo.ve  Kecli.  p.  110. 

•)  Wenn  Walter  p.  2ä6  von  „Töchtern  von  einem  verstorbenen  Sohne 
her  neben  männlichen  Enkeln*  spricht,  so  beruht  das  wohl  nnr  auf  üngenauig- 
keit  des  Ausdrucks. 
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empfinpen  die  Enkel  drei  Viertlieile  der  panzen  Erbmasse,  die 
Töcliler  ein  Viertlieil;  liat.te  endlich  jener  Sohn  keine  männ- 
lichen Nachkommen,  sondern  eine  Tochter  hinterlassen,  so  war 
diese  auf  des  Vaters  portio  am  Staminput  beschränkt,  während 
ihren  Tanten  alle.s  andere  Vermöpen  znfiel. 

Ob  im  weiteren  Erbenkreis,  unter  den  ,.propin<ini'",  das 
Oeschlecht  einen  Unterschied  begründete,  lässt  sich  aus  nnsern 
tiuellen  nicht  mehr  entscheiden.  Nach  der  citirten  lex  14, 2 ist 
die  Schwester  freilich  nicht  mehr  daninter  enthalten,  während 
der  eben  so  nalie  verwandte  Bnider  dazu  pehört.  .\ber  diese 
Stelle  ist  deshalb  von  keinem  Belang,  weil  hier  gerade  das 
Vorzupsreclit  der  Schwester  betont  werden  soll,  .\ucli  aus 
den  anderen  Stellen , in  welchen  ,.proximi  ])arentes'‘  genannt 
sind  (L.  Burg.  14,«.  24,2,3.  42, 1.  öil,  .1),  lässt  sich  etwas 

sicheres  nicht  entnehmen. 


Ü 7. 

Das  sächsische  Recht. 

Trotz  ihrer  Kürze  haben  auch  die  erbrechtlichen  Be- 
stimmungen der  L.  Sax.  zu  controversen  .Ansichten  geführt, 
die  namentlich  durch  die  zweifelhafte  Bedeutung  veranlasst  sind, 
welche  das  AA'ort  „hereditas“  in  den  betreffenden  Paragraphen 
haben  kann. 

Darin  stimmen  mit  Ausnahme  v.  .Amira's  sämmtliche  (be- 
lehrte überein,  dass  die  Weiber  nur  ihren  Brüdern  oder  Bruder- 
söhnen nachstehen,  während  im  übrigen  ihr  Erbrecht  dem  der 
Männer  entspreche.  Unentschiedenheit  herrscht  aber  über  das 
Maass  dieser  Zurücksetzung,  die  nach  den  einen ')  das  ganze 
Vermögen,  nach  den  anderen*)  nur  das  Grundeigenthum  ergreift. 

Die  .Anhänger  der  ersten  Ansicht,  die  den  Voraug  der 

*)  Eiclihi>ni  1.  ]i.  370.  Bescler  II.  )i.  5.W.  Walter  II.  i>.  234.  Tluidiclinin 
ji.  189.  Oelber  § 2.')1  .\nni.  7.  Xiiitta  p.  341. 

•)  l.alxmlaye  Hist.  ji.  418.  Id.  Reell,  p.  92.  Ke.v.‘«'lier  p.  287.  Zimincrlc 
p.  207.  Ueiigler  ji.  038.  Kiclitliofeii  in  M.  O.  H.  V.  p.  71.  .Stobbe  p.  89. 
Heusler  ji.  hlö. 
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Männer,  mit  einer  wobl  nur  zufälligen  Ausnahme*),  bis  auf 
Sohnessbline  erstrecken,  berufen  sich  auf  den  Wortlaut  der- 
jenigen Paragraiiben , welche  die  sedes  materiae  unseres  Ge- 
genstandes bilden  und  eine  dei’artige  Auffassung  allerdings  zn- 
lasseu. 

cp.  41.  Pater  aut  mater  defiincti  filio  non  filiae  heredi- 
tateni  reliiniuent. 

cp.  44.  t^iii  defunctus  non  tilios  sed  Alias  reliqiierit  ad 
eas  omnis  lieieditas  pertineat. 

cp.  4H.  t^iii  Aliuin  ac  filiain  habuerit,  et  lilius  nxore  ducta 
et  Aliuiu  genuerit,  et  niortuus  fuerit,  hereditas 
patris  ad  flliuin  ttlii,  iil  est  nepotein,  non  ad  fi- 
liam  pertineat. 

Aber  von  gegnerischer  Seite  ist  mit  Recht  darauf  hinge- 
wiesen  worden,  dass  in  cp.  (52  der  L.  Sax.  „hereditas“  den 
„mancipia“  gegenübergestellt  ist,  also  für  liegendes  Eigen  ge- 
braucht wird. 

cp.  62.  Xnlli  liceat  traditioneni  hereditatis  suae  facere  . . 
mancipia  liceat  illi  dare  ac  vendere. 

Halten  wir  an  dieser  Bedeutung  fest,  dann  bekommt 
„omnis  hereditas“  in  ci).  44,  wo  das  Beiwort  bei  Annahme  der 
ersten  Ansicht  ganz  zwecklos  stehen  würde,  einen  wirklichen 
Sinn.  Wenn  die  Tochter  alleinige  Erbin  ist,  so  bekommt  sie 
die  Erbmasse  in  ihren  sämmtlichen  Bestaudtheilen,  als  „omnis 
hereditas“ , während  ihr  neben  einem  Bruder  der  wichtigste 
Theil,  das  elterliche  Grundeigenthum,  „hereditas  patris  et 
matris“  nach  cp.  41  verschlossen  war.  Ganz  erblos  war  also 
die  Tochter  nie,  was  auch  schwerlich  anzunelimen  wäre,  da  im 
sächsischen  (besetz  keine  Verpflichtung  der  Brüder,  für  ihre 
unverniählteu  Schwestern  zu  sorgen,  wie  dies  im  langobar- 
discheu  Recht,  das  solch’  totalen  Ausschluss  kennt,  vorge- 
sehen ist*;. 

Neben  einem  Bruder.ssohn  verringerte  sich  die  Zurück- 
setzung der  Tochter , indem  diesem  nur  noch  ■ das  vä  ter- 

')  Näinlicli  (ierlier  ; er  liUst  an  der  erwähnten  .stelle  in  seiner  sehr 
sumraarisehen  Uchersicht  der  Tochter  mir  den  Sohn  Vorgehen. 

*)  Oanpp  Sachsen  p.  160  ff.  und  Sdiroeder  Geschichte  p.  120  la.ssen 
der  Tochter  nur  die  Gerade;  das  Gesetz  scheint  ihr  auch  die  väterlichen 
Mobilien  ziuusprecheu. 
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liehe  firundeigentlium , die  ^hereditas  patris“  vorweg  znfiel, 
während  für  die  übrige  Erbmasse  gleiclies  Erbrecht  beider  be- 
stand, um  in  noch  entfernteren  (fraden  völliger  Gleichheit 
Matz  zu  machen,  da  die  Zurücksetzung  ausdrücklich  nur  beim 
Vorhandensein  eines  „uepos“  vorgeschrieben  ist.  cp.  46. 

•Abweichend  davon  giebt  v.  .\mira*i  folgende  Erbenreihe: 
iSohn,  Tochter,  Bruder,  Schwester,  nächster  männlicher  Ver- 
wandter. also  Vorzug  der  Männer  im  hh’werb  des  gesaminteii 
Nachlasses  vor  Weibeni  derselben  Klasse,  was  er  aus  der  .Ana- 
logie der  vormundschaftlichen  Erbfolgeordnung  folgert. 

cp.  42.  Qui  mortuus  viduam  reliquerit,  tutelani  eins 
lilius,  (luem  ex  alia  uxore  habnit,accipiat;  si  forte 
defuerit,  frater  idem  defuueti;  si  frater  non  fuerit, 
proximus  paterni  generis  eins  consaiiguiuens. 

.Allein  abgesehen  davon,  dass  schon  ein  Vorzug  im  ge- 
.sammten  Vermögen  den  Quellen  widerspricht,  ist  die  Heran- 
ziehung der  Vormnndschaftsreihe  auch  deshalb  unangemessen, 
weil  der  Zusammenhang  von  Mundium  und  Erbrecht  bei  den 
Sachsen  jedes  Beweises  entbehrt'). 

§ 8. 

Das  anglisch-werinische  Recht. 

Die  L.  Thur,  ist  von  entschieden  weiberfeindlicheni  Geist 
erfüllt.  Denn  nicht  nur,  dass  sie  die  Frauen,  so  lange  männ- 
liche Schwertmagen  bis  zum  fünften  Grade  der  Verwandtschaft 
vorhanden  sind,  von  der  Erbfolge  in 's  Grundeigenthum,  dessen 
männlicher  Erwerber  die  Pflicht  zur  Blutrache  übernimmt'), 
gänzlich  ausschlie.sst,  worin  sie  freilich  in  der  ältesten  L.  Sal. 
ihr  Pendant  hat  — auch  die  Erbfolge  in  Mobilien  ist  ihnen 
anderen  Rechten  gegenüber  bedeutend  verkürzt*). 

’)  V.  Amini  p.  122. 

’)  Lewis  p.  412  ff. 

•)  L.  Angl,  et  Wer.  § 31 : 

All  quemennque  hereditas  terrae  perveuerit,  ad  illiuu  . . ultio 
pruximi  . .debet  pertinere. 

*)  Gerber  § 251  Amn.  7,  nimmt  uhiic  Gnind  einen  Auitsehluss  der 
Weiber  nur  vum  Htainmlande  an.  obwohl  dem  Gesetz  dieser  Begriff  vSllig 
fremd  ist. 
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Das  Gesetz  theilt  die  Erbfolge  in  die  väterliche  und  die 
mütterliche  Hinterlassenschaft. 

Von  der  ersteren  bekommt  die  Tochter  neben  einem  Sohne 
überhaupt  nichts ; 

ij  26.  Hereditäten!  defuncti  tilins  non  filia  snscipiat. 
fehlt  dieser,  so  erhält  sie  die  väterlichen  Mobilien  mit  Aus- 
nahme des  Heergeräthes ; 

§ 27.  Si  filinm  non  habnit.  qui  defunctus  est,  ad  tiliam 
pecunia  et  mancipia.  teiTU  vero  ad  proximum  paternae 
generationis  consanguineum  pertineat. 

Von  der  mütterlichen  Hinterlassenschaft  fällt  die  Gerade, 
die  hier  nach  Sache  und  Name  vorkommt'),  unverkürzt  der 
Tochter  zu;  alle  übrigen  .Mobilien  und  das  Land  werden  Eigen- 
thum des  Sohnes; 

§ 32.  Mater  moriens  fllio  terram,  mancipia,  pecuuiam 
diroittat , üliae  vero  spolia  colli , id  est  murenulas,  muscas. 
monilia,  inaures,  vestes,  armillas,  vel  quicqnid  or- 
namenti  proprii  videbatur  habuisse. 

Wie  die  Abtheilung  erfolgt,  wenn  keine  Söhne  vorhanden, 
daiHber  schweigt  das  Gesetz.  Doch  lässt  sich  in  Analogie  des 
entsprechenden  Falles  bei  der  väterlichen  Erbschaftannehmen, 
dass  die  Tochter  sämmtliche  Mobilien  der  Mutter  bekam, 
während  die  terra  an  den  nächsten  männlichen  Schwertmagen  fiel '). 

Die  nächsten  Erben  kinderlos  Veretorbener  waren  die 
Schwestern,  die  vom  Bruder  pecunia  et  mancipia  erbten,  wozu 
bei  Beerbung  einer  Schwester  wohl  noch  die  Gerade  trat. 

§ 28.  Si  autem  uec  tiliam  non  habuit,  soror  eins  pecu- 
niam  et  mancipia,  terram  proximus  paternae  genera- 
tionis accipiat. 

§ 33.  Si  nec  fllium  nec  tiliam  habuerit,  sororem  vero 
habuerit,  sorori  pecuniam  et  mancipia.  proximo  vero  pa- 
teiTii  generis  terram  relinquat. 

V.  Amira,  dem  es  all  zu  unwahi-scheinlich  dünkt,  dass  unter 
diesen  Umständen  der  Bruder  neben  einer  Schwester  am  be- 
weglichen Vermögen  einer  verstorbenen  Schwester  gar  keinen 


')  I,.  .\iigl.  ct.  Wer.  S 

. . omaioenta  miiliebria.  quuil  rliedo  dicunt. 
*)  Oaapp  Thttrioger  p.  342. 
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Antlieil  liaben  sollte,  sucht  die  entgegengesetzte  Behauiitnng 
damit  zn  begriinden,  dass  nach  Analogie  des  totalen  Aus- 
schlusses der  Tochter  von  der  Fahrniss  durch  den  Sohn,  hier 
mindestens  ein  Miterbrecht  „desjenigen  iiroximns  pateniae  ge- 
nerationis.  der  mit  der  Schwester  gleich  nahe  znm  Erblasser 
verwandt  ist mit  anderen  AVoilen.  des  Bruders,  anznnehmen 
sei.  Dies  angebliche  Erbrecht  steht  indess  mit  den  klaren 
Worten  des  (.-»esetzes  im  Widerspruch*);  erst  dann,  wenn  keine 
Schwester  vorhanden,  folgt  der  nächste  männliche  Schwert- 
mage, dei-  bis  dahin  nur  die  Immobilien  empfangen,  als  heres 
ex  toto. 

§ .'10.  Qnodsi  nec  filinm  nec  tiliani  nec  sororem  ant  matrem 
dimisit  superstites,  proximns  (pii  fnerit  paternae  ge- 
uerationis,  heres  ex  toto  snccedat,  tarn  in  pecunia 
atque  in  mancipiis  (juam  in  terra. 

Auch  hier  sollten  wahrscheinlich  die  weiblichen  Verwandten 
durch  diesen  Vorzug,  ähnlich  wie  wir  es  im  lang(dinrdischen 
und  burgundischen  Gesetz  gesehen  haben,  für  ihre  sonstige 
Zurücksetzung  im  Erbrecht  entschädigt  werden.  Dargun ver- 
muthet  dagegen  einen  Best  unorganisch  erhaltenen  Mutteriechts, 
ist  aber  mit  dieser  Annahme  völlig  abzuweisen.  Denn  da  sich 
sonst  in  dem  Gesetze  keine  Spuren  davon  linden,  wie  dies  in 
den  fränkischen  Rechten  mehrfach  der  Falt  ist,  so  lässt  sich 
eine  einzige  derartige  Bestimmung  ohne  ein  Znrückgehen  auf 
das  Muttei-recht  in  der  angegebenen  Weise  viel  ungezwungener 
erklären. 

Beim  Mangel  an  Geschwistern  trat  Ascendentenerbfolge 
ein.  Der  Mutter  fällt,  walirscheinlich,  wenn  der  A'ater.  de.ssen 
das  Gesetz  nicht  erwähnt,  vorverstorben  ist,  das  Mobiliar- 
eigenthnm  zn,  während  der  Grundbesitz  wiederum  in  die  Hände 
des  nächsten  männlichen  Schwertmagen  tibergeht. 

§ 29.  Si  antem  nec  tilinni  nec  filiam  nefiue  sororem  ha- 
bnit,  sed  matrem  tantnm  supei-stitem  relif|uit,  qnod  filia 
vel  soror  debuernnt,  mater  suscipiat.  id  est  pecuniam 
et  mancipia. 


')  T.  .\iiiini  II.  {(4. 
’)  Lewi.i  ]i  40H  ff. 
’)  Liarguu  p.  til. 
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Afit  Tocliter,  Schwester  nnd  Mutter  war  der  Kreis  der 
erl)fähigeii  Weit)«’  beschlossen,  wie  der  oben  citirte  i;  30  er- 
prieht.  Erst  dann,  wenn  im  tünfteu  (trad  kein  männlicher 
Blutsfreuud  von  des  \'atersseite  vorhanden  war,  ging  auch  die 
Landerbschaft  auf  diese  drei  Personen  über,  vom  Speer  auf 
die  Spindel . wie  das  Gesetz  in  Anwendung  der  den  beiden  Ge- 
.schlechteru  beigelegten  Attribute  sagt,  statt  die  Personen,  die 
daruntei-  verstanden  werden,  zu  nennen. 

ij  34.  Usipie  ad  iiuintam  generationem  paterna  geueratio 
succedat.  Post  (luiutam  autem  tilia  ex  toto,  sive  de 
pati  is  sive  de  matris  parte  in  hereditatem  succedat,  et 
tune  demum  hereditas  ad  fusum  a lancea  transeat. 


§ 9. 

Das  friesische  Recht. 

Nur  ganz  gelegentlich  giebt  die  L.  B'ris.  19,  i eine  kurze 
eibrechtliche  Notiz  über  die  nächsten  Erben  eines  J^i-sclüageneu : 
8i  quis  fratrem  suum  occiderit,  solvat  eum  proximo  heredi, 
sive  filium  aut  tiliam  habuerit,  aut  si  neuter  horum  fiierit, 
.solvat  patri  suo  vel  inatri  snae  vel  tratri  vel.etiam  so- 
rori  snae  . . 

Da  mit  dieser  Nachricht  absolut  nichts  sicheres  anzufangen 
ist,  hat  man  sich  Hülfe  suchend  an  das  nordische  und  das 
spätere  friesische  Hecht  gewendet,  um  aus  diesen  eng  ver- 
wandten Hechten  den  Rechtszustand,  wie  er  zur  Zeit  der  L. 
Fris.  heiTschte,  zu  i-econstruiren. 

Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  skandinavi.schen 
Hecht')  hat  gewechselt:  in  älterer  Zeit  waren  sie  gänzlich 
ausgeschlo.ssen  — einen  eben  solchen  Ausschluss  der  Tochter 
durch  den  Sohn  nimmt  darum  Stobbe. für  das  Volksrecht  an 
— später  erbten  sie  mit  Männern  zusammen,  aber  kleinere 
Portionen  als  diese  — Beseler  und  Eichhorn")  beziehen  dies 

')  Griinm  R.  A.  j).  407. 

’)  Stobbe  p.  90. 

’)  Beseler  1.  p.  .>.j9.  Kichbürn  I.  ji.  :l7(i. 
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auf  unseren  Zeitpunkt,  wobei  freilich  der  letzte  die  Möglich- 
keit zugiebt,  dass  dieser  Vorzug  nur  Brüdern  zu  ßute  ge- 
koininen,  während  unter  entfernteren  Verwandten  das  Geschlecht 
keinen  Unterschied  begründet  habe. 

Diejenigen,  die  das  spätere  friesische  Kecht  zur  Ver- 
gleichung lieranziehen,  lassen  die  Weiber  durch  gleichgiadige 
Männer,  mindestens  die  'J’ochtei'  durch  den  Sohn,  die  Schwester 
durch  den  Bruder,  die  Mutter  durch  den  Vater,  von  der  Krb- 
folge  ausgeschlossen  werden  '). 

Da  es  an  wirklichen  Beweisen  für  das  Bestehen  eines 
dieser  Systeme  völlig  mangelt,  so  lässt  sich  m.  K.  mit  Sicher- 
heit nur  das  eine  sagen,  dass  in  irgend  einer  Beziehung  die 
erbrechtliche  Stellung  der  M'eiber  im  friesischen  Volksrecht 
derjenigen  der  Männer  gegenüber  benachtheiligt  war,  weil  beide 
davon  ausgegangenen  Rechte  Zurttcksetznng  der  M eiber  auf- 
weisen, ein  Umstand,  der  die  Annahme  einer  vorher  staltge- 
habten  Gleichheit  nicht  glaublich  erscheinen  lä.sst. 

*)  Gaupp  Sacliseu  p.  Ki7.  Kejwlier  p,  207,  v.  Atnira  p.  109. 
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II.  Theil. 

Gleichstellende  Rechte. 

§ 10. 

Die  gothischen  Rechte. 

Völlige  Gleichheit  beider  Geschlechter  in  erbrechtlicher 
Beziehung  finden  wir,  wie  schon  oben*)  erwähnt  wurde,  im  west- 
gothischen  Recht,  von  welchem  Gide  *)  nicht  unzutreffend  sagt, 
dass  es,  von  Concilien  diktirt,  mehr  für  Römer  als  Barbaren  ge- 
schrieben scheine.  Auf  ein  im  älteren  Volksrecht  anders  ge- 
regeltes Verhältniss  weist  indessen  die  ebenfalls  den  kirchlichen 
Einfluss  verrathende  Begründung  dieser  Gleichstellung. 

L.  Wisig.  Lib.  IV.  tit  2. 

9.  F.  L.  S.  CHDC.  Rex: 

. . nam  iustum  omnino  est,  ut  quos  propinquitas  naturae 
consociat,  hereditariae  successionis  ordo  non  dividat. 

Eine  gleiche  Regelung  des  Erbrechts  mü.ssen  wir  nach  dem 
Edict.  Theod.  § 2.S  bei  den  üstgothen  annehmen: 

Si  quis  intestatus  mortuus  fiierit,  is  ad  eins  possessionem 
veniat,  qiii  inter  agnatos  et  cognatos  gradu  vel  titulo 
proximus  invenilur,  salvo  iure  filiorum  ac  nepotum. 

Die  von  Beseler’)  als  möglich  hingestellte  Ansicht,  unter 
den  filii  seien  nur  Söhne  zu  verstehen,  ist  nicht  zu  billigen, 

•)  cf.  II.  a. 

’)  (iiile  p.  342  Audi  Grimm  H.  A.  p.  407  betont  ilcn  fremden  Eiiitluss 
im  westKothischen  Keclit. 

*)  Beselcr  E.  V.  111.  p.  266  Amn.  IB. 

Upet,  üi»*  erbrerlitlidip  .St<‘llui»K  «1er  WVIbrr.  S 
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da  es  sich  liier  um  eine  Gesetzgebung  handelt,  die  nach  ihren 
einleitenden  Worten  auch  für  die  Römer,  denen  eine  derartige 
Zurücksetzung  der  Weiber  damals  ganz  fremd  geworden,  gelten 
sollte,  iiberhaui>t  durchgängig  auch  nur  römisch-rechtliche  Be- 
stimmungen enthält  *). 


§ 11. 

Das  allemannische  Recht. 

Die  herrschende  Ansicht  findet  auch  bei  den  Allemannen 
eine  Zurücksetzung  der  Weiber  im  Erbrecht,  die  sich  darin 
(lokunientire,  dass  neben  Söhnen  Töchter  vom  Landerbe  ausge- 
schlossen seien ’*);  manche  Gelehrte  dehnen  diese  Zurücksetzung 
auch  noch  auf  den  Fall  aus.  wo  Töchter  mit  Sohnessöhnen  zur 
Erbschaft  berufen  sind.  Während  Walter  ’)  dies  ohne  Begrün- 
dung thut,  Zimmerle*)  auf  die  Gleichheit  des  baierischen  Ge- 
setzes hin  weist,  mit  welcher  es  jedoch  in  diesem  Punkt  höchst 
problematisch  steht,  lässt  Stobbe,  der  sich  ohne  Gnind  auf 
L.  Alam.  57, i beruft,  in  einer  Anmerkung*)  sogar  die  Möglich- 
keit einer  noch  weiteren  Zurücksetzung  der  Weiber  offen,  die 
er  freilich  durch  Citiren  von  Urkunden  entgegengesetzten  In- 
halts wieder  zweifelhaft  macht. 

Allein  mit  Unrecht  hat  man  m.  E.  in  unserem  Gesetz  eine 
Zurücksetzung  der  Weiber  im  Gniudeigenthum , mit  Unrecht 
eine  Zurücksetzung  derselben  überhaupt  finden  wollen. 

Zwar  behaupten  Grimm  und  Maurer  übereinstimmend, 
die  hereditas  patemica  unserer  Lex  bezeichne  liegendes  Eigen ; 
doch  scheint  diese  Auffassung  mit  den  Worten  des  Gesetzes 
nicht  zu  harmoniren. 

•)  V.  Sybel  p.  ,S72. 

•)  Lahoiilaye  Hist.  p.  418.  Id.  Rech.  p.  91.  Reysclier  p.  267.  Baseler 
p 5.VJ.  iSchruedcr  (iescliichte  p.  114.  Thudichimi  p.  187.  (Jerber  § 521 
Anm.  7.  Xiutta  p.  346.  (»engler  p.  639.  Glaxwn  p.  597.  Heiialer  II.  p.  578. 

•)  Walter  II.  p.  234. 

*)  Zimmerle  p.  267. 

‘)  Stobbe  p.  89  Anm.  28. 

*)  (irimm  R.  p.  494.  v.  .Mamvr  Kinleitung  p.  15. 
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L.  Alam.  Hlot.  57,  i,j; 

Si  autem  duas  sorores  absque  fratre  relictas  post  mortem 
patris  fiierint,  et  ad  ipsas  liereditas  paternica  contingat, 
et  una  nupserit  sibi  cotaequalem  liberum,  alia  autem  nup- 
serit  aut  colonum  regis  aut  colonum  ecclesiae:  illa,  qui 
illum  liberum  nupsit  sibi  coaequalem,  illa  teneat  terram 
patris  eorum;  res  enim  alias  aequaliter  dividant.  Illa 
enim  qui  illum  colonum  nupsit,  non  intret  in  portionem 
de  terra,  quare  sibi  coaequalem  non  nupsit. 

Es  bandelt  sich  hier  um  zwei  Schwestern,  an  die,  weil 
keine  Brüder  vorhanden,  die  Hinterlassenschaft  ihres  Vaters 
gefallen  ist.  Weil  jedoch  die  eine  sich  uustandesgemäss 
vennählt  hat,  so  muss  diese  Hinterlassenschaft,  die  vorher 
an  beide  gekommen  war,  in  der  Weise  iu  ihre  Hestandttheile  zer- 
legt werden,  dass  der  Landbesitz,  die  terra  patris,  alleiniges 
Eigenthum  derjenigen  Schwester  wird,  deren  Gatte  seine  volle 
Freiheit  besitzt,  während  das  gleiche  Erbrecht  beider  an  den 
Mobilien,  denresaliae,  gewahrt  bleibt.  Im  Sinne  der  ange- 
führtenStelle  ist  also  liereditas  paternica  der  ganze  Complex 
des  väterlichen  Vermögens,  unter  welchem  bewegliche  und 
unbewegliche  Sachen  mitbegritl'en  sind.  Dagegen  spricht  auch 
nicht,  dass  freilich  im  sächsischen  Gesetz  liereditas  für  Grund- 
eigenthum gebraucht  wird  ‘).  Denn  wir  dürfen  nie  vergessen, 
dass  die  Gesetzesredaktionen  aus  verschiedenen  Zeiten  herrühren, 
speciell  in  unserem  Fall  fast  100  Jahre  auseinander  liegen,  in 
deren  X'erlauf  ein  und  dasselbe  Wort  wohl  seine  Bedeutung 
wechseln  konnte.  Einen  ähnlichen  Vorgang  zu  beobachten 
hatten  wir  bereits  bei  dem  Worte  „Alod“  Gelegenheit,  das  in 
den  älteren  Gesetzen  den  Inbegriff  des  Gesammtvermögens  be- 
zeichnet, später  nur  noch  den  Grundbesitz  ausdrückt. 

Die  erbrechtliclie  Stellung  der  Weiber,  die  al.so  in  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Gegenständen  hinter  ihren  Brüdern 
zurückstehen,  scheint  danach  freilich  sehr  ungünstig  zu  sein. 
Aber  es  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  nur  von  Zurück- 
stellung in  der  liereditas  paternica  die  Rede  ist,  also  in  jener 
Hinterlassenschaft,  die  vom  Vater  herrührt,  wie  das  Gesetz  an 
allen  Stellen,  die  erbrechtliche  Bestimmungen  treffen,  betont. 


*)  cf.  p.  ö9. 
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(L.  Alain.  Hlot,  2.s.  .’>7, i.  84.  92.)  Da  aber  nur  Söhne  die 
Töchter  aus!<clilo.ssen , so  musste  es  liäufig  genug  Vorkommen, 
dass  ancli  ein  Weib  in  den  Besitz  der  väterlichen  Hinterlassen- 
schaft kam.  W'em  fiel  nun  diese  beim  Tode  der  Frau  zu,  die 
während  der  Fhe  unverändert  ihr  Eigenthum  daran  behielt? 
Unser  Gesetz,  in  welchem  eine 

mulier,  quae  hereditatem  pateruam  habet, 
nur  ein  einziges  Mal  begegnet,  nennt  als  deren  nächsten  Erben 
ihr  Kind ').  Aber  der  specielle  Fall,  der  hier  gerade  vorliegt, 
— er  betrifft  eine  bei  der  ersten  Entbindung  versterbende 
Frau  — lässt  nicht  erkennen,  ob  auch  bei  Erwerb  der  hereditas 
materna  das  Geschlecht  einen  Unterschied  hervoirief. 

Auch  hier  werden  wir  uns  um  ergiebigere  Auskunft  an  die 
Urkunden  wenden  müs.sen.  ln  unzähligen  Fällen  finden  wir  in 
diesen,  genau  wie  die  Worte  des  Gesetzes  erwarten  lassen, 
Männer  im  Besitz  des  patemum  ^),  daneben  — wenn  auch  sel- 
tener vorkommend  — fehlt  es  auch  nicht  an  solchen  Diplomen, 
die  auch  das  uniteruum  im  Eigenthum  der  Sohne  zeigen  Aber 
dieselben  Erbschaftsbestaudtheile  kommen  in  Händen  der  Töchter 
vor,  namentlich  aber  findet  sich  das  maternum  so  häufig  in 
ihrem  Besitz  *) , dass  die.  Annahme , es  handle  sich  hier  immer 
um  bruderlose  Mädchen  ganz  unzulässig  erscheint.  Weniger 
oft  findet  sich  Vater-  und  Muttergut  bei  ihnen  vereinigt"),  was 
nur  dann  eintreten  konnte,  wenn  Töchter  die  alleinigen  Erbinnen 
waren,  ein  Fall,  der  naturgemäss  seltener  vorkam. 

Bei  der  Häufigkeit  der  Fälle,  in  denen  sich  einerseits  das 
Vateigut  bei  den  Söhnen,  andererseits  das  Muttergut  bei  den 

')  L.  Alani.  Hlnt.  02: 

,Si  qu.a  mulier,  iiime  licrcilitatem  pateruam  liabet,  poat  nnptom 
praegnaiis  peperit  pnenim  et  iu  ip»a  liora  mortua  fnerit  et  infana 
vivua  remauserit  aliquanto  »patio  vel  uniu«  liorae,  nt  posäit  aperire 
oculoa  et  videre  culmeii  dumu.s  et  qnattuor  parietes  et  postea  de- 
fnuetua  fnerit:  lieredita,s  materna  ad  patrem  eins  pertineat  . . . 

»)  Nengart  N’r.  ö,  I«.  21,  2li.  2!»,  .34.  3.'),  .3«.  12.  45,  11»,  t2.3.  124.  128. 
Zenss  Nr.  13.  Wartmauii  Nr.  334.  360.  510.  .562.  .Vnbaiig  .V.  1. 

•)  Nengart  Nr.  10,  85,  163.  Zenss  Nr.  2.3,  37,  60,  74,  97,  2,50.  Wart- 
mann Nr.  291. 

*)  Neugart  Nr.  133.  l;38.  165,  183,  222.  223.  2.53.  283,  .3a5,  40».  882. 
Wartmami  Nr.  173. 

•)  Neugart  Nr.  12.  Wartiminii  Nr.  390.  491. 
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Töchtfirn  findet,  drängt  sich  die  Verniuthniig  auf,  das  allemannische 
Recht,  weit  entfernt,  die  Weiber  in  oi  brechtliclier  Beziehung  hinter 
den  Männern  zurttckzusetzen.  liabe  vielmehr  das  Priuzip  befolgt, 
auf  die  Söhne  den  Besitz  des  Vaters,  auf  die  Töchter  den  der 
Mutter  zu  übertragen  'I.  Eine  Bestätigung  dürfte  diese  Ver- 
nuithung  in  den  folgenden  Urkunden  linden. 

Zeuss  No.  ,ö2. 

Kantwing  schenkt  im  Jahre  742  dem  weissenbtirger 
Kloster  . . 

quantnncunque  genitor  mens  . . comparavit  . . et  ipsa 
parti  quem  germana  mea  basilla  mihi  tradidit.  in  villa 
fnlcia  (juem  mihi  liiitfridus  tliix  contra  pretio  tradidit  . . 
in  ethanheime  illa  medietate  <|uam  genetrix  liiea  oda  et 
germana  mea  basilla  mihi  tradiderunt  . in  maistreshaime 
medietati  quam  avus  mens  chrodius  et  mater  mea  oda  et 
germana  mea  basilla  mihi  tradiderunt  . . in  thorencohaime 
de  illa  \inia  medietatem  in  heriinconlli  medietatein  de  ge- 
netrice  mea  odane  et  de  germana  mea  basillane  in  fol- 
colfesheime  medietatem  . . 

Uie  Besitzungen  des  Rantwing  setzen  .sich  danach  aus  zwei 
tiruppen  zusammen,  dem  paternum,  nämlich 

(luantuncunque  genitor  mens  comparavit, 
und  dem  conquestum:  was  er  vom  Herzog  erworben,  und  was 
ihm  seine  Schwester  Basilla  verkauft  hat Dieser  Landbesitz 
der  Schwester  ist  aber  durchaus  kein  aus  Morgengabe  oder 
sonstiger  Zuwendung  ihres  (ieinahles  stammender  — wir  er- 
fahren überhaupt  nicht,  ob  .sie  verheirathet  war  — .sondern  es 
sind  Güter,  die  eigentlich  ihrer  und  Rantwing's  noch  lebender 
Mutter  Oda  geboten.  Denn  dreimal  werden  Oda  und  Basilla 
zusammen  als  Tradentinnen  der.selben  Grundstücke  benannt, 
was  sich  daraus  erklärt,  dass  das  Wartrecht  des  nächsten 
Erben,  hier  der  Tochter,  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  darin 
sich  äiLSserte,  dass  er  bei  Veräusserungen  seine  Zustimmung 
zu  geben  Latte.  Deutlicher  konnte  diese  freilich  nicht  erklärt 

')  Auch  der  Wortlaut  der  rrkundeii  deutet  darauf,  z.  B.  Neugart  Nr.  13.3 : 
Ata  achenkt  im  Jahre  757 

aliqnain  portioneni  de  rehus  meis.  quan  de  parte  genetricis  meae 
tTaersoiudao  . . me  contigit  iure  hereditario  possedisse, 

*)  tradere  = verkaufen  auch  Neugart  Nr.  41. 
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werden,  als  wenn,  wie  in  unserem  Fall,  Mutter  und  Tochter, 
die  gegenwilrtig  und  zukünftig  Berechtigte,  gleichzeitig  auf  ihr 
Eigenthum  verzichten  ‘). 

Zweifellos  handelt  es  sich  endlich  bei  diesem  Besitz  der 
Oda  und  Basilla  zum  giösseren  Theil  um  allemanische  Ort- 
schaften. Wenn  auch  die  Lage  von  Heruncouilla  *)  und  wohl 
auch  die  von  ?2thanheim  ungewiss  ist,  Folcolfeshaim^),  Mai- 
streshaim  und  Thorencoheim  befinden  sich  sämmtlich  im  links- 
rheinischen Schwaben,  auf  elsiissischem , allemannischem  Stam- 
mesgebiet „in  pago  Alsacinse“,  wie  Kantwing  selbst  in  den 
ersten  Worten  seiner  Schenkungsurkunde  versichert. 

Die  andere  Urkunde  bietet  Neugart  No.  67: 

Ego  Fnliadns  filins  Riculfo  et  Irmengarde  (luondam  dono 
omnes  res  proprietatis  meae , quantuncunque  mihi  et 
germano  meo  Gaustberto  traditum  fnit,  et  quidquid  ipse 
gemianus  mens  Gansbertus  mihi  tradidit,  similiter,  quae 
Chrodhardus  mihi  tradidit,  ad  partes  S.  Diony.sii  a die 
praesenti,  pro  animae  meae  et  genitore  meo  Riculfo  et 
genetrice  mea  Ennengarde,  et  germano  meo  Gaustberto 
et  Bonifacio'*)  et  sorore  mea  Waldradane  . . anno  777. 
Auch  hieraus  geht  deutlich  hervor,  da.ss,  während  wir  in 
anderen  Fällen  Söhne , über  deren  Geschwister  sich  nichts 
sicheres  ermitteln  lässt,  im  Besitz  der  gesammten  elterlichen 
Hinterlassen.schaft  finden,  hier,  wo  die  Existenz  einer  Schwester 
bezeugt  ist,  das  Vermögen  des  Bruders  sich  wiederum  zu- 
sammensetzt ans  dem,  was  er  gemeinschaftlich  mit  seinem 
Bruder  empfangen,  also  dem  väterlichen  Erbe,  und  ans  seinen 
sonstigen  Erwerbungen , während  eines  maternum  keine  Er- 
wähnung geschieht,  venmithlich  deshalb,  weil  eine  Schwester 
vorhanden  war,  Waldrada,  an  die  es  gefallen  sein  musste. 

*)  Auch  uach  Brunner  L.  S.  p,  1187  die  Mitwirkung  de»  Sohnes  hei 
Veriiusserungen  der  Eltern,  wie  »ie  sich  in  haierischen  Urkunden  aus  der  Zeit 
der  .tgilolfiiiger  lici  gemeiiiseliaft liehen  Vergabungen  findet,  darauf  schliessen, 
das»  ilun  ein  Erbrecht  an  dem  betreffenden  Gute  zustand. 

•)  Oesterley,  Historist h-Geographisehe»  WCirterbueh  de»  Jlittclalters  1883. 
s.  V.  heruncouilla. 

*)  Her  Ort  felilt  hei  Oesterley. 

*)  Auch  Molsheiin  genannt  nach  Ocaterlcy  s.  v.  Wolxheini. 

*)  .Spmner-Mcnke.  Handatlas  des  Mittelalters  1880.  Karte  Nr.  .3.5. 

•)  Wohl  der  Gemahl  der  Waldrada. 
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Danach  war  bei  den  Allemaimeu  da»  Weib  wahrscheinlich 
im  Erbrecht  den  Männern  gegenfiber  nicht  zuriickgesetzt,  sondern 
gleichgestellt,  indem  der  Tocht»T  die  mlUterliche  Erbschaft  eben 
so  ausschliesslich,  wie  dem  Sohne  das  patermim,  znfiel,  sie  erst 
beim  Fehlen  von  Brüdern  auch  in  das  väterliche  Gut  succe- 
dirte ') , was  sich  im  umgekehrten  Fall  in  genau  derselben 
Weise  wiederholt  haben  dürfte.  Ihren  Sohn  beerbte  die  Mutter 
walirsclieinlich  nur,  wenn  der  Vater  vorverstorben  war');  dagegen 
müssen  wir  unmittelbares  Erbrecht  gegenüber  der  Tochter  an- 
nebmen,  wofür  jedoch  kein  Zeuguiss  erlialten  scheint.  In  der 
Seitenlinie  ist  ein  Erbrecht  der  Schwester  gegenüber  dem 
Bruder  nachweisbar*);  docli  ist  ein  Vererben  zunächst  unter 
den  durch  das  gleiche  Geschlecht  verbundenen  Geschwistern 
anzunehmen  *). 

Diesem  Resultat  widersprechen  auch  nicht  die  Vorschriften 
der  L.  Alam.,  die  aber  in  ihrer  Unvollständigkeit  nur  die  Erb- 
folge in’s  väterliche  Vermögen  regeln,  von  der  hereditas  matema 
jedoch  umr  den  bereits  erwähnten  singulären  Satz  geben,  dass 
diese  dem  einzigen  Kinde,  gleichgültig  ob  Knabe  oder  Mädchen, 
zufalle. 


§ 12. 

Das  baierische  Recht. 

Dieselbe  Uontroverse,  die  uns  im  allemannischen  Erbrechte 
begegnete,  kehrt  im  baierischen  wieder.  Während  die  Mehr- 
zahl der  Gelehrten*)  die  Tocliter  nur  dem  Sohne  nachstehen 
lässt,  räumen  Walter  und  Eichhorn  *),  beide  ohne  Begründung, 

*)  Nengart  Nr.  254,  321. 

*)  Zeiws  Nr.  103.  Wartiiiaim  Nr.  ßl. 

*)  Wartmann  II.  Anhang  B.  Nr.  IH.  Hier  Iteroäebtigt  sich  die  Schwester 
der  Ländereien  ihres  verstorbenen  Bruders,  die  er  vor  seinem  Tode  einem 
Kloster  tradirt  haben  sollte,  unter  Bestreiten  dieser  Schenkung. 

*)  Darauf  deutet  das  gegenseitige  Beerben  von  Brüdern.  Nengart  Nr. 
119,  491. 

*)  Laboulaye  Rech.  p.  92.  Uanpp  Sachsen  p.  107.  Beseler  E.  V.  III. 
p.  265.  Schroeder  Geschichte  p.  114.  Quitzmann  p.  188.  Nintta  p.  342. 
Gengier  p.  640.  Glassou  p.  597. 

*)  Eichhorn  I.  p.  374.  Walter  H.  § 580. 
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auch  noch  dem  Enkel  ein  Vorzugsrecht  ein,  schränkt  dagegen 
Schaffner')  unter  Citirung  der  L.  Bai.  l,i“)  die  Zurücksetzung 
der  Töchter  auf  das  Stanimland  ein.  Aber  wohl  nur  die  Aehn- 
lichkeit  mit  der  entsprechenden  Stelle  des  burgundischen  Ge- 
setzes (L.  Burg.  l,i)  hat  Schaffner  veranlasst,  hier  ein  Erbgut 
anzunehmen,  wo  nur  der  Grundsatz  ausgesprochen  ist,  dass  der 
Vater  seinen  Kindern  einen  Theil  seines  Vermögens  hinterlassen 
müsse  und  erst  über  den  Rest  nach  Belieben  für  fromme  Zwecke 
verfügen  dürfe. 

Allein  die  Annahme  einer  erbrechtlichen  Zurücksetzung 
der  Weiber  überhaupt,  gleichviel  in  welchem  Umfange,  dürfte 
kaum  den  Thatsachen  entsprechen.  Zum  Beweis  wird  nament- 
lich angeführt,  dass  an  ein  paar  Stellen  das  Gesetz  nur  fratres 
im  Besitz  der  hereditas  patris  sein  lasse,  dass  die  bereits  ci- 
tirte  L.  Bai.  1. 1 ein  Pflichttheilsrecht  nur  für  Söhne  begründe, 
dass  endlich,  wo  Töchter  als  Erbinnen  genannt  seien,  dies 
immer  erst  an  zweiter  Stelle  oder  durch  Partikeln,  wie  aut 
und  nec,  vermittelt  geschehe. 

L.  Bai.  2, 7 : . . (jiiod  filii  eins  aut  liliae  possideant  heredi- 
tatem  eins. 

15, 7 : De  viduis,  que  post  mortem  mariti  si  in  viduitate 
permanet,  equalem  inter  filios  suos  . . habeat  por- 
tionem. 

15, 8 ; Quodsi  mater  ad  alias  nuptias  forte  transierit,  ea  die 
usufructuariam  iwrtionem  . . filii  inter  reliquas  res 
patenias  qui  ex  eo  nati  sunt  coniugio  vindicabunt. 
Mater  vero  si  habet  proprias  res  et  cum  dote  sua 
(piod  per  legem  habet  egrediat;  et  si  ibi  filios  nec  fi- 
lias  generavit,  post  mortem  eins  omnia  que  de  filiis 
suis  detulit.  ad  illos  revertatur. 

15,9.  üt  fratres  hereditatem  patris  aequaliter  dividant; 
qiiamvis  multas  mulieres  habnisset  et  totas  liberas 
fuissent  de  geuealogia  sua  aut  quas  non  aequalite 
divites,  imus  quisque  hereditatem  matris  suae  pos- 
sideat,  res  autem  patemas  aequaliter  dividant  . . 

‘)  Schaffner  p.  273. 

’)  üt  si  quis  über  persona  voluerit  et  dederit  res  snas  ad  ecclesiam  . . , 
licentiani  habeat  de  portinnc  sua,  postquam  cum  filiis  suis  partivit. 
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15,  10.  De  eo.  qui  sine  lllios  et  lilias  mortuus  est  . . si 
autem  maritus  mortuus  est  eius,  que  uec  filios  uec 
Alias  . . habet  . . 

Doeli  der  zuletzt  genannte  Umstand,  auf  welchen  nament- 
lich Zimmerle'l  Gewicht  legt,  dürfte  kaum  all  zu  schwer  in 
die  Wagschale  fallen.  Denn  wir  hatten  schon  wiederholt  Ge- 
legenheit darauf  hinzuweisen,  dass  die  Gesetzgeber  jener  Zeit 
ihre  Ausdrücke  durchaus  absichtslos  wählten,  weil  die  Gesetze, 
damals  noch  in  weiten  Kreisen  des  Volkes  .selbst  lebendig, 
keine  Gefahr  liefen  durch  strenge  Wortinterpretation  der 
Rechtskundigen  fälsch  ansgelegt  zu  werden.  Eine  Ansicht,  die 
sich  auf  dies  Moment  allein  stützte,  wären  wir  darum  berech- 
tigt, von  vorne  herein  als  unwahrscheinlich  znrückzuweisen. 
Das  ist  hier  freilich  nicht  der  Fall;  aber  auch  der  zweite 
Grund,  der  von  einem  nur  Söhnen  znerkannten  PAichttheils- 
recht  spricht,  dürfte  nicht  mit  Sicherheit  aus  dem  (fesetzestext 
zu  folgern  sein,  der,  wie  Merkel*)  betont,  ein  Veräusserungs- 
verbot  enthält  zu  Gunsten  der  Descendenten,  der  Kinder  über- 
haupt, nicht  der  männlichen  Nachkommenschaft  allein. 

Anders  steht  es  freilich  mit  dem  an  erster  Stelle  angeführten 
Umstand,  wonach  nur  Söhne  als  Besitzer  der  väterlichen  Hin- 
terlassenschaft genannt  seien,  gegen  dessen  Richtigkeit  sich 
allerdings  nichts  einwenden  lässt.  Dabei  bliebe  aber  immer 
noch  auffallend,  dass  ein  so  wichtiger  Rechts.satz,  wie  der  des 
Ausschlusses  der  Weiber  von  der  gesammten  Erbfolge  durch 
die  Söhne,  mit  keinem  AVorte  in  dem  Gesetz  selbst  aufgestellt 
ist,  wie  wir  es  bei  fast  allen  übrigen  Völkerschaften,  die  eine  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  kennen,  gefunden  haben  *).  Ausserdem 
werden  auch  in  unserem  Gesetz  mehniials  propriae  res  von 
Frauen  genannt  (15,g,  lo),  die  nicht  aus  Schenkungen  ihrer  Ehe- 
gatten stammen,  nach  der  herrechenden  .Ansicht  also  ein  Fehlen 
von  Brüdern  voraussetzen  würden.  Von  einem  solchen  schweigen 
jedoch  die  betreffenden  Stellen.  Nach  L.  Bai.  7,  i<*)  handelt 


‘)  Zimmerle  p.  268.  Aum.  lü. 

')  Merkel  in  Z.  S.  f.  R.  G.  U.  p.  138,  141. 

’)  L.  Sal.  tit.  de  alod.  § nlt.  L.  Rib.  eod.  tit.  § ult.  Ed.  Rot.  181. 
L.  Burg.  14,  1.  L.  .Sax.  cp  41.  L.  Angl,  ct  Wer.  § 26.  nicht  in  der  I,.  Fris., 
die  das  Erbrecht  selbst  gar  nicht  behandelt. 

*)  . . . qujdquid  de  rebns  parentum  ibi  adduxit. 
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es  sich  dabei  um  solclie  Gegenstände,  welche  die  Weiber  bei 
ihrer  Verheirat hung  von  dem  elterlichen  Hause  empfingen.  Nach 
einzelnen  Urkunden  ')  ist  aber  deren  Umfang  so  bedeutend,  dass 
es  begreiflich  ersclieint,  wenn  die  Schw'estem  in  derartigen 
Fällen  neben  Brüdern  keinen  weiteren  Anspruch  auf  die  Erb- 
schaft machen  durften.  Aus  diesem  normalem  Fall  erklärt  es 
sich,  wenn  im  Gesetze  selbst  uud  in  zahlreichen  Urkunden  nur 
Brüder  als  Erben  genannt  sind  *).  Daneben  finden  sich  denn 
natürlich  auch  Weiber  im  Besitz  des  elterlichen  Nachlasses, 
deren  Vorkommen  all  zu  häufig  ist,  um  mit  Quitzmaun*)  hier 
überall  einen  Mangel  erbfähiger  Brüder  anzunehmen*).  Er 
sucht  diese  angebliche  Zurücksetzung  der  Schwestern  in  der 
ganzen  Hinterlas.senschaft  auch  mit  einer  Urkunde  zu  belegen  '), 
die  indessen  für  unseren  Zeitraum  ganz  unerheblich  ist,  da  sie 
erst  unter  Bischof  Egilbert  von  Freisingen  im  11.  Jahrhundert 
hergestellt  worden.  Dagegen  fehlt  es  nicht  an  Gründen,  die  unsere 
Ansicht,  nach  welcher  die  nicht  vermählte  Schwester  gleiches 
Erbrecht  mit  dem  Bruder  genoss,  unterstützen.  Neben  Nach- 
richten, die  uns  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im  ge- 
meinsamen Besitz  desselben  Landes  zeigen*),  liegt  eine  Ur- 
kunde aus  der  mittleren  Zeit  Karls  des  Grossen  vor,  welche 
alle  Zweifel  heben  dürfte: 

Meichelbeck  Nr.  118. 

Dum  resedissent  missi  Serenissimi  Augusti,  Arnone  sci- 
licet  Archiepiscopo,  Audnlfo  Coiniti,  Adalw'ino  Episcopo, 
Deotkero  .\bbate,  aUiue  Werinhario  Gom.  in  loco,  qui 
dicitur  Keganespuruch  ad  universorum  causas  audiendas, 
vel  recta  iudicia  terminanda,  ibique  adveuiens  qnaedam 
femina  nomine  Engilfrit  Deo  Sacrata  Advocato  Attoni 
Episcopo  nomine  Kaganhart,  interpellabat  pariter  et  ger- 

■)  Moictielbcck  Nr.  211.  Ried  Nr.  .O'J. 

»)  Tr.  Lun.  .\'r.  ti.%  119,  12:t,  i:«i.  Tr.  Put.  Nr.  i:i.  Meichelbeck  Nr. 
162,  466. 

*)  Qiiitzmanii  p.  184. 

*)  Meichelbeck  Nr.  169,  453,  484,  574.  Ried  Nr.  35.  Inravia  cp. 
XII,  xm. 

Meichelbeck  Nr.  121,3. 

*)  Inravia  cp.  XXI: 

Granian  dedit  jiro  !te  et  inatre  sua  et  sorore  proprium  illorum 
cummuniter  in  villa  Moringen. 
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raanns  suus  Knndperth.  dum  dicerent,  eo  quod  liereditate 
paterna  iniuste  possideret  Episcopiis  suus,  id  est  Ecclesia, 
et  rebus  in  loco,  qui  nuncupatur  Paldilinkirke,  ()ui  po- 
nitur  ad  Lintun.  Sed  ipse  Kanranliart  taliter  reddit  re- 
sponsnm:  rebus  quam  quaeritis  ante  hos  annos  tradita 

est  nobis  ab  illustri  viro  nomine  ...  et  pro  hoc  in  nostra 
portione  iure  ecclesiae  nostrae  possidemus.  Tune  ipsi  prae- 
fati  missi  haue  causam  puriter  et  dilipenter  inquirentes  iu- 
veuerunt,  qualiter  cum  VII  sacramentales  coram  Audulfo 
comite  ad  feldum  confirmatum  fuit,  ipiod  plus  legitime 
sturet  in  dato  supradicto  viro  ad  ipsam  Ecclesiam,  quam 
eis  reddere  iu  hereditatem,  et  statim  diffinitum  est  in  ipso 
placito,  et  habeat  ipsas  res  ipse  Episcopus  ad  suam  Ec- 
clesiam Omnibus  diebus  evindicatas  et  sit  inter  eos  in  post 
modum  de  Iiac  re  definita  et  incouvulsa  causatio.  Actum 
Reganespurc  Civitate  publica  die  XI  mensis  Juuii  anno 
XX.XIII  et  secundo  regnante  et  imi)erante  Domno  nostro 
Karolo  Serenissimi  Augusti.  Testes  . . . 

Die  unverlieirathete  Engilfrit  erhebt  hier  gemeinschaftlich 
mit  ihrem  Bruder  Klage,  dass  ihnen  ein  Theil  der  väterlichen 
Hinterlassenschaft  unrechtmässig  von  der  Kirche  vorenthalteu 
werde.  Der  angegriffene  Bischof  macht  dem  gegenüber  nicht 
einmal  den  Versuch,  die  Aktivlegitimation  des  Mädchens,  dessen 
Klage  Knndperth,  der  nur  an  zweiter  Stelle  genannt  ist,  sich 
erst  angesclilossen  zu  haben  scheint,  anzufechten,  wozu  er  nach 
der  herrschenden  Meinung,  welche  Weiber  neben  Brüdern  vom 
Erbrecht  ausschliesst , vollauf  berechtigt  gewesen  wäre.  Dass 
die  Klage  zu  keinem  günstigen  Resultat  führt,  ist  ohne  Belang 
hinsichtlich  der  Beweiskraft  der  Urkunde  dafür,  dass  bei  den 
Baiern  gleiches  Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  geherrscht 
habe,  soweit  es  nicht  durch  die  Mitgift  ersetzt  wurde. 


S 13. 

Das  angelsächsische  Recht. 

Auch  bei  den  Angelsachsen  hat  man  eine  Zurücksetzung 
der  Weiber  in  ihrer  erbrechtlichen  Stellung  finden  wollen,  frei- 
lich nie  in  so  ausgedehntem  Masse , wie  es  bei  Langobarden 
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oder  Thiirinereiu  der  Fall  gewesen.  Nur  Turner,  der  den  angel- 
sächsischen Flauen  „dieselbe  wichtige  und  unabhängige  Stellung 
in  der  Gesellschaft,  die  sie  heute  geniessen“,  zuschreibt,  lässt 
sie  selbst  Ländereien  frei  erben  und  vererben  *).  Auch  Black- 
stone giebt  in  seiner  hier  etwas  unklaren  Darstellung  die  Mög- 
lichkeit einer  Periode  völliger  Gleichheit  beider  Geschlechter 
zu,  welche  durch  die  Gesetze  der  dänischen  Eroberer  hen'or- 
gerufen  worden  wäre;  es  sei  derselbe  indessen  in  der  früheren 
Sachsenzeit,  entsprechend  der  Strenge  des  continentalen  Sachsen- 
rechts, eine  Zurücksetzung  der  Weiber  voranfgegangen,  und 
noch  vor  der  nonnannischen  Erobeining,  durch  das  Eindringen 
feudaler  Principien,  Verbindung  von  Kriegspflicht  und  Landbe- 
sitz. veranlasst,  eine  eben  solche  Zurücksetzung  gefolgt  *) ; doch 
habe  die  1'ochter  vor  allen  Seitenverwandten  den  Vorzug  ge- 
habt und  unter  letzteren  iin  Erbfalle  das  männliche  Geschlecht 
alle  Weiber  ausgeschlossen“). 

In  neuerer  Zeit  glaubte  man  die  Zurücksetzung  mit  einer 
Unterscheidung,  welche  englische  Urkunden  in  Ländereien 
machen,  in  Verbindung  bringen  zu  können. 

Philipps,  dem  sich  Gans^)  anschliesst.  beschränkte  die  Zu- 
rücksetzung der  Weiber  auf  das  Bocland,  nach  seiner  Auf- 
fassung jenes  Land,  das  vom  König,  adligen  oder  geistlichen 
Herren  zu  Lehen  ausgethan  wäre  und  worauf  die  Pflicht  zum 
Kriegsdienst  hafte,  v.  Sybel  dagegen  glaubte  dasselbe  vom 
Folchmde  annehmen  zu  dürfen,  das  er  mit  der  terra  Salica  der 
Franken  auf  eine  Linie  stellt“),  das  also  den  Charakter  des 
.stammeigen  getragen  habe.  Allein  beide  geben  ihre  Ansichten 
ohne  Beweis,  zu  welchem  Philipps  erst  gar  keinen  Versuch 
macht,  während  v.  Sybel’s  Berufung  auf  die  Leges  Henrici  I 
unmöglich  als  ein  solcher  betrachtet  werden  kann.  Denn  diese 
(Tesetzsammlung  ist  eine  blosse  Privatarbeit,  die  den  Rechts- 
zustand einer  Periode  schildern  soll,  von  welcher  der  Verfasser 
fast  hundert  Jahre  entfernt  lebte,  und  die  darum  nur  mit  der 
äussersten  Vorsicht  zu  benutzen  ist,  so  dass  auf  ihre  alleinige 

')  Turner  p.  108,  113  — 116. 

’)  Blackstone  p.  212  ff. 

*)  Blackstone  p.  214,  2,34. 

‘)  Philipps  p.  1,37.  Gans  I\'.  p.  .307. 

*)  V.  Sybel  p.  436. 
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Autorität  liin  der  Ausschluss  der  Weiber  vom  Folclande  nicht  an- 
genommen werden  kann  ‘). 

Die  Untei-suchungen  Maurer’s,  der  sich  vornehmlich  auf 
Kemble“')  stützt,  machen  es  indessen  wahrscheinlich,  dass  über- 
hanpt  mit  den  Begriffen  Boc-  und  Folcland  für  die  erbrecht- 
liche Stellung  der  Weiber  keine  Entscheidung  gewonnen  w’ird. 

Die  Niederlassnngen  der  Angelsachsen  in  Britannien  er- 
folgten danach,  ähnlich  wie  bei  den  Franken,  nicht  seitens  ein- 
zelner, sondern  von  zusammenhängenden  Scharen.  Aber  von 
vonie  herein  lierrschte  der  wichtige  Unterschied,  dass, 
während  bei  den  Franken  der  (Temeinde  das  Eigenthum  an  der 
ganzen  villa  znstand,  bei  den  Angelsachsen  sofort  ein  Theil  des 
Landes  als  wirkliches  Privateigenthum  von  einzelnen  occnpirt 
oder  einzelnen  zugewiesen  wurde,  das  sogenannte  edhel,  und 
nur  ein  Theil  im  Gesammtbesitz  der  Genossenschaft  verblieb, 
die  Mark,  mearc.  Dasjenige  Land  dagegen,  das  weder  Eigen- 
thum einzelner  noch  der  Gemeinden  war,  wurde  vom  Volk  als 
Einheit  in  ungetheiltem  Besitz  behalten,  wovon  es  den  Namen 
Folcland  bekam.  Die  Verfügung  darüber  stand  beim  Könige, 
der  es,  nach  Anhörung  des  Reichstages,  in  kleineren  Stücken 
an  Privatleute  zur  Bebauung  überwies,  jedoch  ohne  die  Ver- 
pflichtung es  auch  ihren  Erben  zu  belassen,  wenn  dies  auch 
thatsächlich  zu  geschehen  pflegte“).  Bei  diesem  Folcland  im 
engeren  Sinne  blieb  also  immer  die  Idee  herrschend,  dass  es 
sich  um  abhängigen,  nicht  vollfreien  Besitz  handle*).  Doch 
darüber,  ob  es  auf  Weiber  unübertragbar  war,  erfahren  wir 
nichts,  eine  Annahme,  die  m.  E.  auch  nicht  durch  die  ge- 
zwungenen Ausführungen  Schmidt’s  zum  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  317 
bestätigt  wird  “).  Unter  Boclaud  sind  dagegen  diejenigen  Theile 
des  ursprünglichen  Folclandes  zu  verstehen,  bei  denen  das  Be- 
•sitzreclit  des  einzelnen  Privaten  sich  auf  Urkunde  stützt, 
„Briefläiidei“',  die  gleich  vollfreiem  Eigen  vererblich  und  ver- 
äusserlich  sein  konnten,  also  oft  nur  schwer  vom  Edhel  zu 


')  Schmidt  Einleitung  ji.  LXIX. 

’)  Maurer  K.  Ü.  p.  96  ff.  Keinble  I.  p.  90  ff. 

’)  Wegen  der  dlinlichon  Landsclienkungen  bei  den  Franken  cf.  p.  2i>,  .90. 
‘)  Kemble  I.  p.  289. 

•)  Schmidt  01osnar  a.  v.  folcland. 
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unterscheiden  waren  ‘).  Anderei’seits  kommen  auch  liier  Be- 
schränkungen vor;  so  ist  ein  Erbrecht  nur  der  Schwertmagen 
constituirt  im  Cod.  dipl.  Sax.  No.  147,  299,  Urkunden,  aus 
denen  man  sogar,  wenn  derartige  specielle  Abreden  nicht  ge- 
troffen waren,  vielleicht  einen  Rückschluss  auf  ein  sonst  gleiches 
Erbrecht  der  Weiber  mit  Männern  machen  dürfte.  Auffallend 
bleibt  endlich,  dass  die  Gesetze,  wenn  sie  erbrechtliche  Be- 
stimmungen treffen,  niemals  den  Gegensatz  von  Folc-  und  Boc- 
land  berücksichtigen,  eine  weitere  Bestätigung  dafür,  dass  diese 
Begriffe  für  das  Erbrecht  belanglos  waren. 

V.  Amira“)  dehnt  darum  den  Vorzug  der  Söhne  auf  alle 
Liegenschaften  aus,  während  die  übrigen  Verwandten  durch 
die  Tochter  ausgeschlossen  würden,  Gaupp*)  dagegen  giebt  dem 
Zweifel  Raum,  ob  überhaupt  eine  bestimmte  Regel  für  die  erb- 
rechtliche Stellung  der  Weiber  bei  den  Angelsachsen  aufzu- 
stellen sei. 

Aber  eine  unparteiische  Betrachtung  der  Quellen  muss 
m.  PI.  den  ganzen  Gedanken  einer  Zurücksetzung  der  Weiber 
wankend  machen,  dessen  Annahme  auch  hier  nur  die  einmal  so 
fest  eingewurzelte  Idee  veranlasst  hat,  dass  bei  allen  Ger- 
manen zur  Zeit  der  Volksrechte  ein  Vorzug  des  Mannsstammes 
bestanden  habe,  ohne  dass  je  wirkliche  Beweise  dafür  gegeben 
worden  sind. 

Aus  der  vordänischen  Epoche  sind  nur  zwei  hierher  ge- 
hörige Gesetze  erhalten,  ein  kenti.sches  von  den  Königen 
Hlothar  und  Eadric  um  (575,  und  ein  westsächsisches  von  Ine 
c.  725. 

Hl.  u.  E.  6. 

Gif  ceorl  äcwyle  be  libbendum  wife  and  bearne,  riht 
is  [laet  hit,  jiaet  bearn  medder  folgige,  and  him  man  an 
Ins  faedering  — magum  wilsumne  berigean  geselle,  his 
feoh  tö  healdenne,  öd  }>aet  he  X wintra  sie. 

Ine  38. 

Die  Frau  eines  verstorbenen  ceorl  soll  Alimente  bekommen 
für  ihr  Kind  . . 


•)  Maurer  K.  Ü.  p.  110. 

*)  V.  .\mira  p.  94. 

•)  (iaupp  Sachsen,  p.  168. 
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Healden  {>ä  maegas  |)one  frumstöl,  od  J>aet  hit  gewiii- 
tret  sie. 

Beide  Gesetze  bestimmen,  dass  eines  Hausvaters  nächster 
Erbe  dessen  Kind  sei,  wobei  nicht  im  entferntesten  auf  einen 
etwa  durch  das  Geschlecht  liervorgerufenen  Unterschied  in  der 
Erbfähigkeit  angespielt  wird.  In  Ine’s  Verordnung,  wo  nament- 
lich von  frumstöl,  dem  Hauptsitze*),  die  Rede  ist,  findet  sich 
kein  etwaiges  Vorerbrecht  der  Schwertmagen  darauf,  wenn  das 
überlebende  Kind  weiblichen  Geschlechtes  ist,  wie  es  nach 
V.  Sy  bei  der  Fall  sein  müsste;  nur  die  Verwaltung  des  einem 
noch  nicht  zehnjährigen  Kinde  liinterlasseneu  Gutes  ist  den 
Verwandten  vom  Mannsstamme  Vorbehalten,  also  ausdrücklich 
kein  Erbrecht. 

Es  fehlen  auch  nicht  andere  Beweise  aus  jener  Zeit,  wo- 
nach einzige  Tochter  den  gesummten  Besitz  ihrer  Eltern  erbten. 
So  erzählt  Eädgifü  im  Jahre  961,  wie  sie  ihr  Land  bekommen ; 
Et  quia  (pater)  nec  filium  nec  filiam  nisi  me  habuit,  hae- 
redem  me  fecit  illius  terrae  et  omnium  terrarum  suarum  ^). 
Dass  auch  in  der  Seitenlinie,  entgegen  der  Annahme 
Blackstone’s,  kein  Vorzug  des  Mannsstammes  bestanden,  ist 
durch  eine  Notiz  der  Historia  Eliensis  bezeugt,  nach  welcher 
die  Beerbung  von  Brüdern  auch  durch  Schwe.stern  erfolgte. 

Hist.  Elieiis.  1, 7; 

Der  Bischof,  deu  Leonricus  für  die  Consecrining  einer 
Capelle  mit  reichen  Geschenken  belohnen  will,  weist  diese  zu- 
rück, wobei  er  dem  Leonricus  und  seiner  Gemahlin  entgegnet: 
„Charissimi,  nolo  argentum  vestrum,  nec  ista  munera,  sed 
haec  omnia  sint  vestra,  tantummodo,  charissime  Leonrice, 
annue,  ut  terram  sorornm  tuarum  mihi  emere  liceat, 
scilicet  VIII  hydas  in  Stretham.  (pias  Leofricus^)  frater 
earum  moriens  eis  dimisit“. 

(Jegen  Ende  derselben  Periode  fänden  auch  Testamente 
raschen  Eingang,  wie  die  Verordnung  Cnufs  beweist. 


■)  Nach  Bnmuei'  i>.  89. 

*)  (’od.  dipl.  Sax.  Nr.  12.17,  ähnlich  1.  c.  Nr.  91,  22U.  Hist.  Eliens.  I,  9. 
’)  Gale  hat  hier  Leonricus,  offenbar  eine  Verwechshmg  mit  der  nächsten 
Zeile,  wo  sein  Text  „Leofricas  liheus  annnit“  lautet , statt  des  zweifellosen 
,Leonricns  libens“  u.  s.  w. 
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Cn.  II,  70. 

And  gif  hwä  cwydeleäs  of  |)3ssura  life  gewite,  sj’  hit 
Jjurh  bis  gtmeleäste,  hit  purli  faerlicne  deäd  . . 

Hier  werden  Verfügungen  über  das  Vermögen  durcli  Te- 
stament als  so  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  dies  Rechts- 
institut schwerlich  erst  unter  der  Dänenherrschaft  eingeführt 
worden  ist.  Hätte  also  das  Weibererbrecht  jemals  gewissen 
Schranken  unterlegen,  was  jedoch  nach  den  citirten  Gesetzen 
durchaus  unwahrscheinlich  ist,  so  wäre  auch  im  Testament  ein 
Mittel  vorhanden  gewesen,  es  demjenigen  der  Männer  völlig 
auszugleichen. 

Die  dänische  und  nonnannische  Eroberung  änderten  an 
dissen  ^'erhältnissen  nichts.  Cnut  spricht  es  abermals  deutlich 
ans,  dass  die  Kinder  dem  Vater  im  gesammten  Nachlasse 
folgen,  ohne  Vorzug  der  Söhne. 

Cn.  II,  72. 

And  päer  se  bonda  säet  uncwyd  and  unbecrafod,  sitte 
j)aet  wif  and  j)ä  cild  on  {>ära  ylcan  iinbesacen  . . 

Wilhelm  I wiederholt  diese  Vorschrift  mit  dem  ausdrück- 
lichen Zusatz,  dass  der  Antheil  jedes  Kindes  am  Vermögen 
seines  ohne  Testament  verstorbenen  Vaters  dem  der  anderen 
gleich  sein  solle. 

Wil.  I.  34. 

Si  home  mort  senz  devise,  si  depertent  les  enfants  l’erit^ 
entre  sei  per  uvel. 

Bei  dieser  völligen  Gleichstellung  der  beiden  Geschlechter 
in  erbrechtlicher  Beziehung  finden  denn  auch  die  zahlreichen 
Fälle ‘),  in  welchen  uns  Weiber  im  Besitz  von  Ländereien  be- 
gegnen, die  ihnen  sicherlich  nicht  aus  Geschenken  seitens  ihrer 
Ehemänner  zngekommen  sein  können,  ihre  ungezwungenste  Er- 
klärung. Häufig  werden  Landverleihungen  ohne  Unterschied 
an  Männer  und  Weiber  vorgenommen,  wobei  die  Erwerber  das 
Recht  erhalten  sich  selbst  beliebige  Nachfolger  zu  bestimmen, 
(terra  conceditur  in  aeternum  hereditatera)  *),  ein  neuer  Beweis, 

■)  (M.  Uipl.  ,Sax.  Xr.  232,  229,  49i),  771,  818,  906,  9i)0,  806.  Hist 
Barnes.  27,  28.  Hi.st.  Klien.s.  I,  6,  12,  31.  II,  7,  30.  Guilel.  Maliuesb.  de  West- 
buri  et  Otbalee  (Gale  I.  p.  322.) 

•)  C-od.  dipl.  Sax.  Nr.  298,  392,  418.  526,  868,  1136,  1181  (Vcrleibimgen 
au  Weiber).  217,  224.  288,  386,  471,  632.  7.36.  784  (au  Mänuer), 


Digitized  by  Googli 


81 


dass  man  Wide  Ciesehlecliter  für  den  Gniudeigenthuinserwerb, 
dessen  Si>ecies  doch  das  Innnobiliarerbreclit  ist.  gleich  befäliigt 
hielt,  hhullich  fehlt  es  nicht  an  letztwilligen  Verfügungen, 
welche  Söhne  und  Töchter  in  gleicher  Art  bedenken,  ohne  dass 
der  Erblasser,  wie  es  in  fränkischen  Urkunden  so  häutig  der 
Fall  ist  *).  sich  veranlas.st  fühlt,  iliese  fTleichstellung  als  eine 
irgend  wie  von  der  herrschenden  Sitte  abweichende  zu 
bezeichnen 

Unserer  Annaliine  widerspreclien  auch  nicht  die  von 
Brunner*)  für  das  \ orliaiidensein  tideikoimnissähnlicher  Institute, 
die  dem  Mannsstamm  ausdrücklich  ein  Gut  Vorbehalten,  an- 
geführten angelsächsischen  Urkunden  (Cod.  dipl.  Sax.  No.  147, 
299,  1()9).  da  es  sich  bei  ihnen  um  besondere  Verhältnisse 
handelt,  unter  denen  ein  .Abweichen  von  den  Grundsätzen  der 
gewöhnlichen  Erbfolge  nichts  antfallendes  hat. 

Die  ersten  beiden  Fälle  betretfen  Landschenkungen  seitens 
des  Königs.  Da  solche  Vergabungen,  wie  wir  bereits  im  frän- 
kischen Hecht  sahen,  meist  in  der  .Absicht,  den  jeweiligen  In- 
haber des  geschenkten  Gutes  zum  Kriegsdienst  heranziehen  zu 
können,  erfolgten,  so  ist  die  Anordnung,  dies  Lanil  nur  dem 
sexus  virilis  zu  vererben,  durchaus  erklärlich. 

No.  169  enthält  die  Verfügung  eines  Geistlichen,  der  .sein 
Land  auf  seine  genealogia  vererbt; 

. . (luamdiu  in  luea  prosai)ia  tarn  sapiens  et  i)raeseiens 
invenire  potest,  qui  rite  et  monastice  aecclesia.sticani  nor- 
mam  regere  (pteat  . . 

Derartig  ([ualitizirte  Erben  müs.sen  aber  selb.stverständlicdi 
dem  .Mannsstamme  angehörtm.  Der  hier  angeordnete  vollstän- 
dige Ausschluss  der  Weiber  kann  de.shalb  m.  E.  nicht  zum 
Beweis  auch  nur  ihrer  Zurücksetzung  bei  Landvererbungen 
geltend  gemacht  werden. 

(4anz  entgegengesetzt  lauten  zwar  die  Bestimmungen  der 


•)  Marc.  II,  12; 

. . seit  ego  penieii'leiis  hanc  impietatem.  sicnt  mihi  a Deo  aeqiiali 
donati  e.stia,  tilii,  ita  . . et  de  res  mea.s  . . acqualiter  gratuictis  . . 
Auch  Form.  Seil.  49. 

•)  Cod.  dipl.  Sax.  Nr.  256,  1067.  Hist.  Raines.  29. 

*)  Brunner,  gnr  Kechtsgeschichtc  der  riiraisclicn  und  gerinanisohen  Ur- 
kunde I.  188(1.  p.  191  fg. 

Opel,  die  erbrechtlich»  Stellung  der  Weiber.  tl 
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leges  Henrici  I.  cp.  70  § 20.  welche  mit  ziemlich  denselben 
Worten  die  Voi-schrit'ten  der  L.  Rib.  wiedergeben; 

.Si  quis  sine  liberis  decesserit.  pater  aut  mater  eins  in 
haereditatem  succedant;  vel  frater  aut  .soror,  si  pater  aut 
mater  desint;  si  nec  lios  habeat.  soror  patris  vel  matris; 
Pt  deincei)s  in  quintum  geniculum.  quicunque  propinquioms 
in  parentela  tuerint,  hereditario  iure  succedant:  et  dum 
virilis  sexus  extiterit,  et  heieditas  ab  inde  sit,  femina 
non  herediletur. 

Aber  schon  oben  wurde  bemerkt,  dass  diese  Privatarbeit 
keinen  .Anspruch  auf  gleiche  .Autorität  hat,  wie  die  übrigen 
wirklichen  Ge.setze,  und  dass  der  gelehrte  Verfasser  sich  durch 
die  A’erhältnisse.  die  ihn  umgaben,  leicht  verleiten  lassen  konnte. 
Bestimmungen  seiner  Zeit,  die  inhaltlich  ungefähr  dem  Wort- 
, laut  der  ihm  durch  seine  Studien  bekannten  L.  Rib.  entsprachen, 
für  geltendes  Recht  einer  Periode  zu  halten,  welcher  die  aus- 
gebildeten liehnseinrichtungen  der  Normannen  ganz  unbekannt 
gewesen. 

Nach  all'  diesen  Erwägungen  dürfte  es  wohl  mehr  der 
AVirklichkeit  entsprechen,  bei  den  .Angelsachsen  dem  Weib 
keine  besondere  erbrechtliclie  Stellung  anzuweisen,  als  mit  der 
herrschenden  Meinung  auch  hier  eine  Zurücksetzung  tinden  zu 
wollen,  für  die  es  an  Jedem  Beweise  mangelt. 
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Resultat. 

Die  wesentlichen  Ergebnisse  der  vorliergehenden  l’nter- 
suchiing  lassen  sich  auf  folgende  Sätze  zurilrkf Uhren,  welche 
die  charakteristischen  .Merkmale  der  erbrechtlichen  .Stellung 
der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte  darstellen; 

1.  Die  heri'schende  .Meinung  von  einei’  durchgängigen  Zn- 
riicksetznng  der  Weiber  ist  irrthiinilich.  Nicht  nur  die 
Westgothen  haben  Oleichstellung  beider  De.schlechter; 
auch  Ostgothen  und  .Angelsachsen,  wahrscheinlich  auch 
Baiern  iiinl  .Allenianneu . freilich  in  eigenthüinlicher,  von 
den  anderen  Volksrechten  abweichende!'  Nonnirung.  stellen 
Männer  und  Weiber  erbrechtlich  gleich,  was  zum  Theil 
in  den  leges  barbarornm  selbst  ansgesprochen,  zum  Theil 
aus  den  zeitlich  hierher  gehörigen  Urkunden  ersichtlich  ist. 

IT.  Unorganisch  hat  sich  im  älteren  fränkischen  Recht  ein 
Vorzug  der  W'eiber  bei  der  Erbfolge  in  ilas  bewegliche 
Vennögen  erhalten,  der  auf  ITeste  des  in  vorhisto- 
rischer Zeit  herrschenden  Mutterrechts  zurUckztifUhren 
sein  dürfte. 

TTI.  Die  zurücksetzenden  Rechte  zerfallen  in  je  zwei  .Systeme; 

1)  nach  den  l’ersonen,  welchen  die  AVeiber  nachstehen, 
und 

2)  nach  den  Erbschaftsbestandtheilen.  auf  weichesich 
der  .Ausschluss  bezieht. 

ad  1 ) Die  ältesten  fränkischen  Rechte  und  die  1j. 
.Angl,  et  Wer.  kennen  einen  A’orzng  aller  Mänuei'. 
Hei  den  späteren  Franken  und  in  den  übrigen  Rechten 
haben  dagegen  nur  .Söhne  odei-  Sohnessöhne  den 

6" 
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\ oiTaiig.  während  sich  iiher  die  Stellung  der  Weiber 
ini  weiteren  Erbenkreis  meist  nichts  sicheres  ermitteln 
lässt. 

ad  2)  \ui'  bei  den  Langobarden  bezog  sich  der 
Ausschluss  auf  die  gesammte  Erbschaft,  in  allen 
anderen  Rechten  waren  es  nur  einzelne  Theile  der 
Xachlassmasse.  die  den  Weibern  unzugänglich  waren. 
Jlit  den  gesammten  Immobilien  war  dies  der  Fall  bei 
Sachsen  und  Burgundern , wenn  Söhne  vorhanden 
waren,  bei  den  ältesten  Saliern  und  Thüringern  neben 
Männern  überhauiit.  Die  letzteren  dehnten  den  Aus- 
schluss sogar  auf  die  wichtigsten  beweglichen  Ge- 
genstände (pecunia,  inancipia)  aus.  In  den  späteren 
fränkischen  Rechten  ist  dem  Weibe  dagegen  nur  das 
Stammgut  entzogen. 

Diese  Bestimmungen  konnten  indessen  bei  Franken. 
Burgundern  und  Langobarden  durch  Verfügungen  der 
Erblasser  zu  Gunsten  tler  Weiber  moditicirt  werden; 
doch  blieb  bei  den  Burguudeni  das  Stammgnt  unab- 
änderlich den  Sühnen  verfangen. 

IV.  Ein  für  alle  Stämme  gemeinsamer  Grund  der  Zurück- 
setzung lässt  sich  nicht  aufstellen.  Bei  den  Lango- 
barden war  die  Veranlas.sung,  den  Männern  die  Au.s- 
übung  der  Fehde  durch  Concentrirung  aller  Mittel  in 
ihrer  Hand  zn  erleichtern;  bei  den  Franken  waren  es 
Reminiscenzen  an  das  ursprüngliche  Sammteigenthmn 
der  Dorfgemeinde,  welche  nur  Männern  die  einzelnen 
Stücke  Land  zur  Bebauung  überwiesen  hatte.  In  den- 
jenigen Rechten,  wo  sich  die  Ursache  der  Zurück- 
setzung unserer  Kenntniss  entzieht,  werden  wir  den 
einen  oder  anderen  der  angeführten  Gründe  als  maass- 
gebend ansehen  dürfen.  Nirgends  dagegen  fänden  wii- 
jene  Annahme  bestätigt,  als  ob  der  Grundbesitz  den 
Weibern  darum  verschlossen  gewesen  sei,  weil  mit 
ihm  öffentliche  Lasten,  die  nur  von  Männern  über- 
nommen werden  konnten,  verbunden  waren;  nur 
etw'as  ähnliches  lässt  sich  vom  Erbrecht  in  das  frän- 
kische „BrieflamU,  auf  dessen  Grundlage  sich  später 
das  Lehnrecht  entwickelte,  behaupten. 
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V.  Ebensowenig  lässt  sich  aus  dem  schon  im  § 2 angege- 
benen (-ininde  von  einer  die  gesainmt«'u  (besetze  durch- 
ziehenden Fortentwickelung  reden,  ln  verkennbar  ist 
in  denjenigen  Hechten,  deren  Sonderent Wickelung  t'iii' 
un.s  verfolgbar  ist,  ein  allniRhliches  Anfgeben  der 
Weiberznrtlcksetzung  beinerklmr:  bei  den  ribiiari.schen 
Kranken  ti’itt  zuletzt  völlige  t-ileichberechtigung  ein, 
während  bei  rleii  Langobarden,  unter  Antiechterhal- 
tnng  des  eigentlichen  Grundgedankens,  wenigstens 
durch  die  ('artolae  donationis  die  Möglichkeit  gegeben 
wird , die.  erbrechtlicht^  Sti»llung  des  Weibes  zu  ver- 
besseni. 

Die  Ursachen , denen  wir  diese  Wandlung  znzu- 
schreiben  haben,  liegen  auf  ih-r  Hand;  einmal  konnte 
<las  Zusammenleben  mit  ilen  römischen  Provinzialen, 
welchen  eine  solche  Znrhcksetznng  der  Weiber  völlig 
unbekannt  war.  nicht  veifehhm.  .seinen  na<  hhalligsten 
Einfluss  auf  die  Hechlsauschaunngen  der  germanischen 
Eroberer  auszuhben.  als  Glieder  beider  Nationalitäten, 
nachdem  die  (Tlaubeiiseinheit  überall  hergestellt  war, 
in  die  engsten  verwandtschaftlichen  Heziehiingen  traten. 
Dann  musste  der  M'eiberausschluss  auch  an  und  für 
sich  bei  den  veränderten  agrarischen  Wrhältnissen 
lind  der  zunehmenden  Rechtssicherheit  als  gegen- 
standslos erscheinen.  Nicht  zu  niedrig  darf  endlich 
der  Einfluss  der  Kirche  veranschlagt  werden,  die  von 
jeher  bestrebt  sein  musste . einen  derartigen  Unter- 
schied zwischen  den  beiden  Ge.schlechtern  zu  tilgen, 
der  mit  den  liehren  iler  Religion  im  schärfsten  Wider- 
spmeh  stand  und  darum  vom  Mönch  Marculf  zu- 
treftend  als  jiiupia  consuetndo“  bezeichnet  wurde. 
Auch  ein  sehr  reales  Interesse  mochte  die  Geistlich- 
keit, namentlich  gegen  Ende  dieser  Periode,  als  die 
Verw'eltlichung  der  Kirche  nngemessene  Fortschritte 
machte,  zum  Kampfe  gegen  diesen  Hatz  bestimmen. 
Weiber  waren  ja  von  jeher  am  meisten  geneigt,  ihr 
Vemogen  religiösen  Zwecken  zuzuwenden  — aber 
ohne  erbrechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlech- 
ter hätte  der  Wunsch  frommer  Frauen,  durch  reiche 
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Geschenke  an  Klöster  und  jj^eistliche  Stiftungen  für  ihr 
Seelenheil  su  sorgen,  hüntig  genug  blosser  Wunsch 
bleiben  mlissen,  da  das  erforderliche  Vermögen  erst 
gar  nicht  in  ihre  Hand  gelangen  konnte. 

VI.  h'ast  überall  endlich  linden  wir  die  Weiber  für  das 
mangelnde  oder  beschränkte  Erbrecht  entschädigt ; 
theils  geschah  dies  durch  ihr  ausschliessliches  Hecht 
auf  die  Gerade,  welche  höchst  werthvolle  tjegenstände 
zu  umfassen  pflegte,  weil  die  edlen  Metalle  in  den 
Schmucksachen  und  Geräthschaften  der  Frauen  aus- 
giebige Verwendung  fandeu  — so  bei  Sachsen,  Thüringen! 
und  Burgundern;  theils.  wie  gleichfalls  im  burgun- 
disch»  n und  langobardischen  Recht , durch  die  auf 
Vater  und  Brüdeni  lastende  ^>rpflichtnng,  die  weib- 
lichen Verwandten  bei  ihrer  Verheirathung  gebührend 
ati.szustatten,  oder  für  ihren  reichlichen  Unterhalt  in 
Haus  oder  Kloster  zu  sorgen,  wenn  sie  unvermählt 
blieben.  Auch  da,  wo  uns  vmi  ausdrücklichen  Vor- 
schriften der  Art  im  Gesetze  nichts  überliefert  ist. 
werden  wir  bei  dem  edlen  Familiensinn,  der  die 
llent.schen  schon  im  Alterthuin  anszeichnete,  deien 
fe.stes  Bestehen  in  der  Sitte  annehmen  dürfen.  Uenn 
niidit  nur  für  die  Germanen  des  'racitus.  auch  für 
die  unmittelbaren  .\bkommlinge  jener  Geschlechter, 
welche  die  neue  Weltordnting  begründet  haben,  hatte 
noch  unverändert  das  schöne  Wort  Geltung:  -Phis 
ibi  boni  mores  valent,  ijuam  alibi  bonae  leges“. 
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EINLEITUNG. 


§ 1. 

Die  Aufgabe. 

Dem  älteren  deutscben  Rechte  waren  letztwillige  Verfü- 
gungen unbekannt,  ein  Umstand,  welcher  dem  an  volle  Testier- 
freiheit gewöhnten  römischen  Historiker  besonderer  Erwähnung 
werth  schien  ')■  Es  l?ab  nur  eine  gesetzliche , keine  testamen- 
tarische Erbfolge;  „die  Erben  waren  geborene,  nicht  gekorene“ 
Dieser  Unindsatz  ist  ein  Erzeugniss  jenes  ursprünglichen  Zu- 
standes, in  welchem  der  Grundbesitz  des  Einzelnen  nicht  sein 
Privateigenthum  war,  sondern  im  Eigenthum  seines  Geschlechtes 
stand,  so  dass  der  Tod  des  jeweiligen  Inhabers  das  Nachrücken 
der  nach  der  gesetzlichen  Erbordnuiig  ihm  am  nächsten  Stehenden 
zur  unmittelbaren  Folge  hatte.  Mit  dem  Augenblick  seines 
Todes  hörte  der  bisherige  Eigenthümer  auf,  verfügungsberechtigt 
zu  sein’),  daher  konnte  er  nicht  durch  frühere  Rechtsgeschäfte 
diese  Grenze  .seiner  Heri-schaft  überschreiten:  „der  Todte  kann 
nicht  mehr  veräusseni,  sondern  muss  Gott  walten  lassen“  ‘). 

Diese  Gedanken  sind  während  langer  Zeit  die  das  deutsche 
Erbrecht  beherrschenden  geblieben,  ln  ihnen  zeigt  sich  ein 
bedeutsamer  Unterschied  gegen  das  römische  Recht,  welches 
.schon  in  den  XII  Tafeln,  also  fast  am  Beginn  seiner  Ent- 
wickelung, den  Grundsatz  der  Verfügungsfreiheit  von  Todes- 

')  Tncitus  (ienimiiia  t‘.  20;  lieredc-s  tarnen  sufce>sore»(iue  ciihmc  liberi 
et  iiulltiui  testauieutuui. 

’)  Uriiniier  Kechtsgescliiclite  I S.  79.  Vgl.  auch  Bescler  PrK  I*  S.  629, 
650;  .Stublje  l’rK  V iS.  171),  171;  Bnmucr  in  Holtzemlorfls  Encycl.  1*  S.  261; 
.Schröder  Rti  .s.  70. 

’)  Be.seler  Erbverträge  1 S.  1 : ,der  Tod  des  Dispuiicuten  schloss  die 
.Sphäre  seiner  rechtlichen  Thätigkeit“. 

Heit-sler  Institutionen  de.s  dent.scheu  I’rivatrecht.s  II  S.  5.91. 

UUbuer,  die  donationee  poet  obituin.  l 
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wegen  aiifgestellt  hat:  uti  legasxel  svper  pecunia  tutelave  suae 
rei,  ita  ius  esto  *), 

Dagegen  ist  dem  dentsdieii  Hecht,  solange  es  sich  selb- 
ständig und  von  fremdem  Einttnss  unberülirt  entwickeln  konnte, 
ein  dem  römisclien  'J'estament  vergleiclibares  Rechtsgeschäft 
fremd  geblieben;  denn  die  letzt  willigen  Verfügungen  haupt.sächlich 
der  Geistlichkeit,  welche  man  Testamente  nannte,  waren  „nichts 
anderes,  alsein  Aggregat  einzelner  Vermächtnis.se,  welche  anfangs 
fast  ausschliesslich  zum  Heil  der  Seele  für  fromme  Zwecke  hin- 
terlassen wurden“  *). 

Nichtsdestoweniger  war  doch  auch  im  deutschen  Recht  das 
Bedürfniss  nach  letztwilligen  Verfügungen  vorhanden.  Um 
einem  solchen  abzuhelfen,  hat  das.selbe  besondere  Rechtsgeschäfte 
ausgebildet,  und  zwar  im  Anschluss  an  einen  Fall,  in  welchem 
jenes  Bedürfniss  besonders  hervortrat  und  welcher  schon  früh 
seine  gesetzliche  Regelung  erhalten  hatte.  Es  ist  dies  die  sg. 
Affatomie  des  tränkischen  Rechts : wenn  .Temand  keinen  gesetz- 
lichen Erben  hat,  so  dass  durch  seinen  Tod  das  Gut  erblos 
werden  würde,  so  soll  er,  wie  dies  lex  Salica  46  ausführlich 
vorschreibt,  einem  Salmann  sein  Gut  übergeben,  welcher  dann 
„nach  Vornahme  feierlicher  Handlungen  in  dem  (Titte  des  Erb- 
lassers, welche  seine  Verl ügungsgewivlt  konstatieren,  binnen 
zwölf  Monaten  nach  Tod  des  Disponenten  das  Vermögen  an  den 
ihm  bezeichneten  Erben  vor  dem  König  oder  im  echten  Ding 
zu  tibergeben  hat“  ’i. 

Während  zur  Zeit  der  lex  Salica  die  Affatomie  wahr- 
scheinlich zur  Voraussetzung  hatte,  „dass  selbst  bis  in  die  letzte 
Generation  hinauf  kein  ^'erwandter  mehr  vorhanden  war“ 
war  „nach  langobardischem  Edikt  (Roth.  170)  nur  Kinder-  und 
Eltenilosigkeit,  nach  lex  Rib.  48  sogar  einzig  die  Kinderlosig- 
keit“'), Voraussetzung  der  Atlätomie:  und  indem  man  nun  ihren 
ursprünglichen  Charakter,  nämlich  den  der  Creierung  eines  Erben, 
überhaupt  aufgab,  konnte  man  sie  leicht  zu  einer  Verfügung 

')  Bnuis  Fcmtes*  S.  22. 

•)  Beselcr  „Vou  (teil  Tpstainent.svollzieliem“  in  der  Zeit.<clirift  für  deut- 
sches Hecht  IX  184.T  S.  145.  Vgl.  auch  Heusler  Institutionen  II  g 201. 

*)  Heusler  Institutionen  II  S.  (!22. 

Heusler  a.  0.  S.  622. 

•)  Heusler  a.  0.  S.  622,  62.S. 
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voll  'l'odeswegen  verwenden,  bei  welcher  das  Vorhandensein 
oder  Nichtvorhandensein  von  Erben  ohne  Kedentung  war  ‘). 

So  entstand  die  donatio  post  nbitwn.  Daneben  aber  bildete 
sicli  ein  zweites  Rechtsgeschäft  aus,  welches  einen  ähnlichen 
Zweck  verfolgte:  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs; 
diese  allerdings  inelir  ini  Anschluss  an  römische  Rechtsinstitute, 
besonders  das  ronstitutum  possessorium. 

Heide  Rechtsgeschäfte  erlangten  in  der  fränkischen  Zeit 
eine  sehr  grosse  Verbreitung.  Denn  sie  waren  es  hauptsächlich, 
derer  sich  damals  der  fromme  Eifer  bediente,  um  die  von  der 
Kirche  unausgesetzt,  sei  es  zum  Seelenheil  der  Schenker,  sei 
es  zum  Vortheil  der  Heschenkten,  den  Einzelnen  ans  Herz  ge- 
legten Schenkungen  an  die  geistlichen  Anstalten  auszuftthren. 
Fnd  wie  bei  diesen  Schenkungen  oft  genug  in  der  Seele  des 
Schenkers  Verlangen  nach  himmlischem  Lohn  und  Schmerz  über 
den  Verlust  irdischen  Guts  gekämpft  haben  mögen , so  spiegelten 
gerade  jene  Schenkungsformeu  diesen  inneren  Zwiespalt  wieder. 
In  diesen  Formen  konnte  man  schenken , ohne  sich  selbst  von 
ilem  Geschenkten  trennen  zu  müssen. 

Und  gerade  hierin  näherten  sie  sich  dem  Charakter  letzt- 
williger Verfügungen. 

üeber  ihre  rechtliche  Natur  besteht  Streit.  Besonders 
wird  von  einigen  Gelehrten  jeder  rechtliche  Unterschied  zwischen 
der  donatio  post  nbitwn  und  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  geläugnet. 

Heide  Formen  sollen  desshalb  im  Folgenden  einer  Erör- 
terung unterzogen  werden. 

Um  die  herrschenden  Ansichten  kennen  zu  lernen,  ist  zu- 
erst ein  Blick  auf  die  bisherige  Litteratur  zu  werfen. 

§ 2. 

Die  bisherigen  Ansichten. 

Die  grundlegende  Arbeit  über  „die  Vergabungen  von  Todes- 
wegen nach  dem  älteren  deutschen  Rechte“  verdanken  wir 
Georg  Beseler*). 

‘)  Für  ilies  alles  Hensler  a.  0.  § 194. 

*)  „Die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Erster  Theil.  Die  Vergabongea 
von  Todeswegeu  uaeli  dem  älteren  dentsehen  Reehte‘.  Oättingen  1836. 
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Er  unterschied  diese  Vergabungen  danach,  oh  sie  durch 
zweiseitiges  Rechtsgescliäft  oder  durcli  die  einseitige  Willetis- 
erkläruug  des  Disponenten  erfolgten,  und  sonderte  luiter  den 
ersteren,  den  Vergal)ungen  von  Todeswegen  durcli  die  feierliche 
Auflassung  an  den  Hedachten,  scharf  diejenigen  Fälle,  in  denen 
ein  blosser  Nie.sshrauch  Vorbehalten  wurde,  von  den  übrigen, 
in  welchen  in  eigenthünilicher  deutschrechtlicher  Weise  Eigen- 
thuin  sowohl  dein  Auctor  verblieb  als  auch  dein  Bedachten  über- 
tragen wurde.  In  die.>;en  letztgenannten  Fällen  nahin  Beseler 
ein  deiitschrecht liebes  Gesaniuiteigenthiiin  an:  denn  nach  seiner 
Ansicht  begründete  die  ziini  Zweck  der  donatio  post  ohitum  vor- 
genonmieiie  Auflassung  ein  sofortiges  dingliches  Recht  des  Be- 
dachten, wählend  zugleich  dem  Schenker  ein  dingliches  Recht 
verblieb,  „.so  dass  das  Eigent liiiiii  gleichzeitig  inelirereii  Per- 
sonen an  derselben  Sache  zustaiid"'i. 

Indem  Beseler  somit  die  dotiationes  post  ohittm  für  Rechts- 
geschäfte erklärte,  deren  A\’irkiing  in  Folge  der  Auflassung  so- 
fort eiutrat,  fand  er  auch  an  ihnen  die  Regel  bestätigt,  welche 
er  als  einen  Grundsatz  des  deut.schen  Rechts  an  die  Spitze 
seiner  Abhandlung  stellte:  nämlich  „dass  niemand  in  der  Art 
eine  Verfügung  über  sein  \’erniögen  trefl'en  konnte,  dass  die 
rechtliche  \\'irkuug  dei-selben  über  den  Tod  hinaus  geschoben, 
erst  mit  diesem  Moment  eintreten  sollte“®). 

So  sehr  nun  auch  die  folgende  Untersuchung  ihre  Aufgabe 
darin  finden  wird.  Jenen  schon  von  Beseler  klar  und  bestimmt 
dargelegten  Gegensatz  der  donationes  post  obitum  zu  deu  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbraiichs,  den  spätere  Schrift- 
steller verwischt  oder  verkannt  haben,  zu  bestätigen  und  aus- 
zuführen, so  wenig  wird  sie  jener  .Annahme  eines  (fesammt- 
eigenthiims  bei  den  donationes  post  obitum  sich  anschliessen 
können,  die  zwar  von  Beseler  auch  jetzt  noch  aufrecht  erhalten 
wird*),  von  der  Mehrzahl  der  Germanisten  aber  aufgegeben  sein 
dürfte. 


Albreclit  widmet  nur  einige  Paragraphen  (g  19  — 21)  »einer  „Uewere“  (1828) 
den  Erbverträgen  und  letztwilligen  VerfUgniigen  mid  behandelt  bekanntlich 
bauptsäclilich  die  Zeit  der  RcchtsbUeher, 

>)  a.  0,  S.  74. 

’)  n.  0.  S.  154. 

•)  Deutsches  Privatrecht  I*  S.  6.50. 


Digitized  by  Google 


5 


Es  wird  sicli  vielmehr  gerade  als  das  Charakteristische 
der  donalionex  post  obitum  ergehen,  dass  durch  sie  Verfügungen 
getrotfen  werden,  deren  rechtliche  Wirkung  niclit  sofort  ein- 
treteii  soll,  sondern  über  den  Tod  des  Disponenten  hiiiaus- 
geschoben  wird. 

Von  neuem  wurden  die  genannten  Vergabungen  einer  ein- 
gelienden  Untersuchung  unterzogen  bei  (Gelegenheit  der  litte- 
rarischen  Fehde,  welche  zwischen  Roth  und  Waitz  über  die 
Entstehung  des  Lehnswesens  ansgekami>ft  wurde,  freilicli  dies- 
mal von  einem  ganz  anderen  Standpunkte  aus,  als  in  dem 
Heselerschen  Werke.  Wahrend  in  diesem  die  privatreclitliche 
Seite  jenei-  Rechtsgeschäfte  im  Vordergnind  stand  und  be.sonders 
die  durch  sie  hervorgernfenen  rechtlichen  Beziehungen  der  be- 
theiligten Personen  zu  konstruieren  und  auf  ein  Princip  zn- 
rückzuführen  unternommen  wurde,  kam  nun  die  öffentlich  recht- 
liche, die  politische  und  wirtlischaftliche  Bedeutung  derselben 
zur  Frage.  Denn  in  ihren  Formen  vollzogen  .sich,  wie  schon 
gesagt,  grö.ssteutheils  die  Schenkungen  an  die  Kirchen  und 
Klöster;  dadurch  trugen  sie  wesentlich  zu  der  .Ausbildung  eines 
abhängigen  (xrundbesitzes  hei,  welche  der  damaligen  Zeit  die 
Signatur  gab.  Es  war  desshalh  ihre,  genaue  Erkenntniss  auch 
nach  der  politischen  und  wirthschaftlichen  Seite  nöthig,  um  jene 
Entwickelung  der  Besitzverhältnisse  zu  verstehen. 

Schon  in  seiner  „Geschichte  des  Beneficialwesens“  (1850) 
hat  Roth  in  eingehender  A\>ise  das  Prekarienverhältniss  am 
Kirchengut  und  die  Schenkungen  an  die  Kirche  behandelt.  Er 
theilte  die  letzteren  in  zwei  .Arten,  nämlich  in  die  cessiones  a 
die  praesenle,  welche  sofort  in  AA'irksanikeit  traten,  und  in  die 
donationes  post  obitum,  hei  denen  der  Vorbehalt  des  Nutzge- 
nusses ausdrücklich  autgenommene  Bedingung  war. 

Eine  derartig  formulierte  Unterscheidung  ist  jedoch  mit 
den  in  den  (Quellen  vorliegenden  Ihuspielen  nicht  in  Einklang 
zu  setzen,  denn  wie  wdr  sehen  werden,  handelt  es  sich  bei  den 
donationes  post  obitum  niemals  um  einen  Niessbrauch. 

.Auch  modificierte  Roth  diese  Ansicht  in  seinem  zweiten 
Werke  „Feudalität  und  Unterthanenverband“  (1863),  in  welchem 
er  von  neuem  das  ()uellenmaterial  eingehend  behandelte.  Hierbei 
legte  er  den  Unterschied  der  germanischen  Leiheverhältnisse,  der 
Prekarien,  von  tlem  anders  gearteten  römischen  precarium  dar; 
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während  das  letztere,  wie  der  Name  besagt,  in  dem  bittweisc, 
auf  beliebigen  Widerruf  gewährten  Besitz  besteht,  siud  uach 
Roth  jene  deutsche  Leihen  stabile  Verhältnisse,  bei  denen  der 
Widerruf  ausgeschlossen  oder  nur  die  Folge  bestimmter  gesetzlich 
festgestellter  Thatbestände  ist.  Der  näheren  Besprechung  der 
Prekarien  legte  Roth  jetzt  die  schon  von  Albrecht  *)  gebrauchte 
Eintheilung  in  precariae  datae  und  precariae  oblatae  zu  Grunde, 
indem  er  noch  die  Gnippe  der  remuneratorischen  Prekarien 
hinzufügte.  Bei  Gelegenheit  der  precariae  oblatae,  die  vom 
Standpunkt  des  Prekai  isten  aus  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  sind,  erörterte  er  von  neuem  die  verschiedenen 
Formen  der  Zuwendungen  an  die  Kirche.  Jetzt  bestimmte  er 
ihren  Unterschied  folgendermaassen;  cessiones  post  obilum  sind 
diejenigen  Schenkungen,  bei  denen  das  geschenkte  Objekt  erst 
mit  dem  Tode  des  Schenkers  in  den  Besitz  des  Beschenkten 
übergeht;  sie  unterscheiden  sich  von  den  römischen  morlkcatua 
donationejs  dadurch,  dass  sie  nicht  widerruflich  sind.  Cessiones 
n die  praesente  dagegen  charakterisieren  sich  dadurch,  dass 
bei  ilmeu  Eigenthum  und  Besitz  sofort  auf  den  Beschenkten 
übergehen. 

Während  nun  durch  diese  Definition  in  der  Thai  in  zu- 
treffendster V’eise  die  Unterscheidungsmerkmale  der  beiden 
Rechtsgeschäfte  hervorgehoben , besonders  auch  die  cessiones  jtosl 
obitum  in  richtigei  er  Wei.se  ohne  Zuhülfenahme  eines  Gesammt- 
eigenthums  erklärt  worden  waren,  verwischte  Roth  bei  der 
quellenmässigen  Darstellung  der  Uebertragungsformen  das  soeben 
in  der  Definition  Getrennte.  Denn  um  die  Uebertragung  mit 
gerichtliche!’  Auflassung  bei  ilen  cesniones  post  obitum  darzu- 
stellen, gebrauchte  er  Beispiele,  die  durchgeliend.s  keine  ces- 
siones  post  obitum,  sondeni.  wenn  man  seine  eigene  Definition 
zu  (irunde  legt,  cessiones  a die  praesente,  d.  h.  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sind.  So  war  er  gezwungen,  den 
(Quellen  eine  ungenaue  Ausdrucksweise,  eine  Verwechselung  von 
Eigenthum  und  Ususfrukt  zuzu.schreiben  und  sich  bei  der  doch 
auffallenden  Thatsache  zu  beruhigen,  dass  die  Urkunden  das 
dem  Schenker  verbliebene  Eigenthum  „doch  ganz  gewöhnlich 
als  Ususfruktus“  bezeichnet en.  — Wir  werden  sehen , dass  es 

*)  Qewere  S.  195. 

*)  Fendalit&t  S.  155. 
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nur  des  Festhaltens  an  der  Rothsclien  Definition  bedarf,  um 
diesen  ansiheineuden  Widersprndi  iu  den  Quellen  zu  lösen,  die 
in  der  Tliat  nur  da  von  Ususfrukt  reden,  wo  wirklicli  echter 
Niesshrauch  und  kein  bediiig:tes  Eigenthum  vorliegt. 

Aus  dem  Angeführten  erklärt  es  sich,  dass  die  sonst  be- 
deutsamen und  bahnbrechenden  Untersuchungen  Roths  für  die 
vorliegende,  immerhin  den  übrigen  von  ihm  behandelten  Gegen- 
ständen gegenüber  untergeordnete  Frage,  kein  abschliessendes 
Ergebniss  herbeiführten. 

.So  blieb  noch  freies  Feld  für  erneute  Arbeit,  zumal  auch 
^\■aitz  in  seiner  Deutschen  Verfassungsgeschichte  auf  eine  ju- 
risti.sche  Unterscheidung  jener  beiden  Rechtsformen  nicht  näher 
eingegangen  ist. 

Heusler  war  es,  der  sich  in  seinem  Huch  über  die  Gewere 
(1872)  der  einer  Lösung  harrenden  Aufgabe  von  neuem  ausführ- 
lich und  auch  mit  grossem  Erfolge  widmete. 

Er  unterzog  die  Frage,  wodurch  im  älteren  deutschen 
Rechte  der  Hesitz-  und  Eigenthumsübergang  erfolgt  sei,  ob  durch 
die.  Tradition,  den  Uebereignnngsvertrag,  oder  durch  die  Inve- 
stitur, die  körperliche  Besitzeinweisung,  einer  gründlichen  Erör- 
termig.  Sie  führte  zu  dem  Ergebniss,  dass  in  allen  Fällen  die 
Tradition  genüge,  um  den  Uebergang  des  Rechts  auf  den  Er- 
werber zu  bewirken,  mit  einer  einzigen  .Ausnahme;  und  diese 
bestehe  darin,  „da.ss  der  Erblasser  durch  blosse  Tradition  an 
einen  Dritten  ohne  Investitur  das  Recht  seiner  Erben  nicht 
schmälern,  also  durch  Vergabung  auf  den  M’odeställ  ohne  eigene 
Entäusserung  des  Besitzes  seinem  Erben  das  Gut  nicht  ent- 
ziehen und  dem  Beschenkten  keinen  Rechtsanspruch  vei'schatten 
kaniU  M.  Die  autlällende  Thafsache,  dass  das  deutsche  Sachen- 
recht, welches  sonst  stets  die  Tradition  als  den  rechtserzeu- 
genden Akt  behandelte,  in  dem  einzigen  genannten  Fall  von 
seinem  Gruudprincipe  abgewichen  sei,  soll  allerdings  nach 
Heuslers  Ansicht  ihren  Grund  nicht  in  Begriff  und  Wesen  der 
traditto  noch  iu  der  rechtlichen  Natur  der  investilura  haben, 
sondern  ilie  Folge  von  erbrechtlichen  Grundsätzen  sein,  „speciell 
der  Abneigung  der  germanischen  Stämme  gegen  Benachtheili- 
gung  der  natürlichen  Erben  ohne  Selhstentäusserung“  “). 

‘)  Ciewere  S.  48,  411, 

^ a.  0.  S.  49. 
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Aus  dieser  Annahme  ergaben  sieh  fUr  Heusler  weitere 
Folgen  für  die  Auöassuug  der  Schenkungen.  Denn  weim  bei 
den  Vergabungen  von  Todeswegen  nicht  wie  sonst  überall  die 
Tradition,  sondern  erst  die  Investitur  der  für  den  Heclitserwerh 
wesentliche  Akt  war,  so  folgte  daraus  fast  von  selbst,  dass 
ohne  stattgehabte  Investitur  die  Vergabung  nicht  rechtsbetändig 
geworden,  „der  Erbe  nicht  verptlichtet  gewesen  war,  Schen- 
kungen auszuführen,  die  der  Erblasser  auf  seinen  Todesfall  ge- 
macht hatte“*).  Und  ausdrücklich  glaubte  Heusler  ilie  von 
ihm  selbst  bei  dieser  Gelegenheit  aufgeworfene  Frage:  „sollten 
wirklich  alle  diese  mit  so  giosser  Zuversicht  ansgesprochenen 
(massenhaften  Schenkungen  post  obilum  in  den  Traditionen- 
sammlungen) ....  vom  guten  Willen  des  Erben  abhängig  ge- 
wesen sein?“  *)  bejahen  zu  müssen. 

In  einem  besonderen  Exkurse  führte  er  ini  Gegensatz  zu 
Roth  die  Ansicht  aus,  dass  die  donaliones  post  obitmn  ebenso 
wie  die  römischen  mortis  causa  donationes  frei  wideirnflicli  ge- 
wesen seien ; denn  was  hätte  die  Unwiderniflichkeit  für  einen 
Sinn  gehabt,  da  ja  auch  durch  sie  dem  Bedachten,  der  Kirche, 
ein  festeres  Recht  nicht  gewährt  werden  konnte,  sondern  die 
Ausführung  der  Schenkung  nach  wie  vor  iin  Belieben  des  Erben 
stand?  Diese  Un.sicherheit  sei  auch  der  Grund  der  be.sonders 
in  Baiern  häufigen  Erneuerungen  gewesen.  Denn  wie  für  diese 
Heraiiones,  so  sei  auch  für  den  Rechtssatz,  dass  Tradition  ohne 
Investitur  die  Erben  des  .Schenkers  nicht  gebunden  habe, 
schliesslich  das  treibende  Motiv  „wohl  in  nichts  Anderem  zu 
erblicken,  als  in  dem  Widerstand,  den  das  alte  Recht  den 
letztwilligen  Verfügungen  entgegensetzte“  ’). 

Es  mag  hervorgehoben  werden,  da.ss  auch  Heusler  in  seiner 
Gewere  *)  zwar  die  donationes  post  obitum  und  die  Schenkungen 
mit  Niessbrauclisre.servation  nebeneinander  stellt,  doch  aber  die 
letzteren  zu  den  Vergabungen  von  Todeswegen  rechnet  und 
bei  der  Auswahl  von  Belegstellen  zwischen  beiden  Rechtsge- 
schäften nicht  unterscheidet. 

Um  so  bestimmter  betonte  E.  Lüning  diesen  Unterschied  ’i. 

*)  Gewere  S.  470. 

«)  a.  0.  S.  470. 

*)  a.  0.  S.  484. 

‘)  a.  0.  S.  26,  27. 

*)  Geschichte  des  Deutschen  Kircheiirechts  II  .strassburg  1878. 
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Und  zwar  ualiin  er.  al)weichend  sowohl  von  Koth  als  auch  von 
Hensler,  an.  dass  die  ressiones  imst  obihtm  an  und  für  sich  frei 
widerruflich  peweseii  seien,  sich  also  von  ilen  römischen  mortin 
vama  tlonatioms  nicht  unterschieden  liiitteu  (also  getreu  Roth); 
aber  ,.der  Schenker,  der  durch  Hiiifrabe  seines  Guts  Vergebung 
seiner  Sünden  erwerben  wollte,  musste  selbstredend  der  Schen- 
kung diesen  Verzicht  tauf  Widerruf i hiuzufügen  und  die  Schen- 
kung damit  unwiilerruflich  machen'*  Nach  Tainings  Ansicht 
war  also  bei  den  resdones  post  obiltim  ein  Widerruf  wenn  nicht 
rechtlich,  so  doch  thatsächlich  aiisgeschlos.sen  fgegen  Hensler). 
\\’ährend  nun  I.öning  die  donrUiones  post  obiluin  in  der  A\'eise 
erklärte,  dass  der  Schenkung  der  Tod  des  Schenkers  als  auf- 
schiebende Rediugung  hinzugefügt  wird,  erkannte  er  in  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  <les  Niessbranchs  eine  Anwendung 
des  constitutum  possessorium.  Hamit  waren  ilie  letztgenannten  Zu- 
wendnngen  ans  den  Vergabungen  von  Todeswegen  ausgeschieden 
und  zu  Schenkungen  unter  Lebenden  gemacht. 

Die  Ansicht  Heiislers  von  der  Unverbindlichkeit  und  iler 
freien  Widerruflichkeit  der  Schenkungen  mit  zuriickbehaltenem 
Xiessbrauch  bekämpft  Lüning  in  einem  besonderen  Anhang,  in 
welchem  die  Beweisführung  Heiislers  diircli  genaue  Betrachtung 
der  von  diesem  benutzten  Beweisstellen  widerlegt  worden  ist 

Einer  nochmaligen  Behandlung  wurde  die  Frage  nach  dem 
Untei'schied  zwischen  den  donationes  post  uhUuw  und  den  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  .X'ies.sbraiichs  iiiil  er  wollen,  und  zwar 
wiederum  von  lleimler diese  letzte  Behandlung  ist  um  so 
lehrreicher,  als  der  Verfasser  seine  Ansichten  in  dem  ge- 
schlossenen Rahmen  eines  vollständigen  Systems  des  mittelal- 
terlichen Deutschen  Privatreclits  entwickelt  und  zur  Stütze 
derselben  die  (friindgedanken  jenes  Systems  verwendet. 

Auch  jetzt  hält  Hensler  an  seiner  Miheren  von  Lüning 
bekämpften  Ansicht  fest,  dass  donationes  post  obitum  und 
Schenkungen  mit  Nie.ssbraiichsvorbehalt  dieselbe  rechtliche  Wir- 
kung gehabt  hätten,  mithin  gleiche  Rechtsgeschäfte  gewesen 
seien.  Allerdings  will  auch  er  die  hierher  gehörigen  Rechts- 
geschäfte unterschieden  wissen,  nur  nicht  nach  dem  Gesichts- 

*)  a.  O.  S,  (i.w. 

’)  a.  ( >.  S.  751  — 

’i  Iiistitiitiiiiirii  (Km  Ui‘ut'1  liuu  l’rivatrerlit'i  2 Bäiicle  Leipzig  ias.i,  l««li. 
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punkt,  wann  und  wodurch  die  Schenkung  vollzogen  und  wirksam 
w'urde,  sondern  danach,  ob  ein  Zins  bestellt  wurde  oder  nicht. 
Verpflichtet  sich  der  Schenker  für  das  zurückerhaltene  Grund- 
stück einen  Zins  zu  zahlen,  so  liegt  hier  „ein  juristischer  Un- 
terschied gegenüber  der  traditio  resermlo  um/ructu  und  <ler  tra- 
ditio post  obitum  vor;  in  diesen  letzteren  Fällen  hat  der  Ver- 
äusserer  die  (iewere  bis  zu  seinem  Tode,  der  Bedachte  kraft 
seiner  nuda  proprietas  die  (allerdings  unentziehbare)  Anwart- 
schaft. den  Anfall.  Bei  dieser  dritten  Form,  dem  census  pro 
inrestitura,  hat  der  Bedachte  schon  die  Gewere,  der  Veräusserer 
ist  rechtlich  blos  sein  Verwalter" 

Fs  leuchtet  ein,  dass  diese  eigenthümliche  Meinung  Heuslers 
mit  seiner  .\ntt’a.ssung  der  Gewere  und  des  mittelalterlichen 
Sachenrechts  überhaupt  auf  das  engste  zusanimenhängt  und 
einer  eingehenden  Betrachtung  bedürfen  wird. 

Das  Krgebniss  der  bisherigen  Untei-suchungen  ist  also  das 
folgende. 

Es  stehen  sich  im  We.sentlichen  zwei  Auflassungen  ge- 
genüber ; 

die  eine  läugnet  einen  Juristischen  Unterschied  zwischen 
Schenkungen  nach  dem  Tode  und  .Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  oder  würdigt  ihn  wenig- 
stens nicht  einer  be.sonderen  Beachtung; 
die  andere  behauptet  einen  solchen. 

Haupt  Vertreter  der  ersten  Ansicht  ist  Heusler,  in  seiner 
(iewere,  der  zweiten  Lüning;  diese  letztere  wird  z.  B.  auch  von 
Brunner  vertreten*). 

Daneben  .steht  die  neueste  Heuslersche  Meinung,  welche 
das  Kriterium  in  der  Ziusbestelluug  erblickt. 

Bevor  wir  nun  selbst  an  die  Ihitersuchung  der  Frage  her- 
antreten, ist  das  Quellenmaterial  und  die  benutzte  Litteratui' 
anzugeben. 


*)  a.  U.  II  S.  120. 

*)  l,anilsclieiikiinifi‘ii  ,S.  2i):  .Mit  eiiu-in  blonsen  Nics.^brauclisreclite  darf 
naili  alledem  die  lelmiiabtuglichc  firoprietim  eheii.'towenis  verwechselt  werden, 
wie  die  itimalin  jiast  iihitum,  bei  der  das  lebenslängliche  Eigenthum  dem  Ge- 
ber verbleiht,  mit  der  rebereignung  unter  Vnrhehall  des  lebenslänglichen 
Niessbrancha*. 
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S H. 

Die  benutzten  Quellen  und  litterarischen  HUIfsmittel. 

Die  folgende  Arbeit  macht  in  der  Form,  in  welcher 
vorliegt,  nicht  den  Anspruch  auf  erschöpfende  Behandlung  der 
Aufgabe. 

Der  Kreis  der  benutzten  (Quellen  ist  ein  beschränkter; 
örtlich  sowohl  als  zeitlich.  Es  haben  vonläiifig  im  Wesent- 
lichen nur  deutsche  t/uellen  als  Material  gedient,  und  zwar  im 
(flössen  und  ffanzen  demjenigen  Länderkomplex  angehörend, 
welchen  der  ei-ste  Band  von  Oesterleys  M'egweiser  durch  die 
Urkundensammlungen  des  Mittelalters  umfasst.  Ausgeschlos.sen 
blieben  demnach  ilie  bei  weitem  meisten  französischen*),  die 
italienischen  und  die  übrigen  C^uellensammlungen. 

Zeitlich  beschränkt  ist  der  benutzte  Quelleukreis  in  so  fern, 
als  die.  Zeit  nach  dem  Jahre  KXXJ  ausgeschlo.s.sen  geblieben  ist, 
mithin  hauptsächlich  das  deutsche  Hecht  der  fränkischen  Zeit, 
des  7.,  8.,  9.  und  10.  Jahrhnnderts  dargestellt  wird. 

Die  benutzten  Quellen  sind  nun,  abgesehen  von  wenigen 
Stellen  der  Volk.srechte,  einigen  Kapitularien  und  Koncilien- 
beschlüssen,  theils  Formeln,  theils  und  zwar  hauptsächlich  Ur- 
kunden, imsbesondere  Privaturkuuden. 

Die  Formeln  sind  benutzt  worden  in  der  Ausgabe  von 
Zeumer: 

Formulae  Meroviugici  et  Karolini  aevi.  Monumenta  Ger- 
maniae,  Legnm  sectio  V 1886. 

Folgende  Urkimdensammlnngen  sind  die  benutzten; 

.\ls.  dipl.  = Job.  Daniel.  Schoepflini  Alsatia  aevi  Mero- 
vingici  Carolingici  etc.  diplomatica  Pars  I 1772. 

St.  Bert  in.  = Cartulaire  de  l'abbaye  de  St.  Bertin  jiubli^ 
par  M.  ftuerard.  1840. 

(’od.  dipl.  Alein.  = Codex  diplomaticus  Aleinanniae  et 
Burgundiae  Trans-.Turaiiae  ed.  Neugart.  Tom.  I 1791. 

')  Nur  folgemip  fnuiziwisilie  Sainmliiugon  wurden  lieniUzt : 
Bre(iiiigny-PBrdHs.sns  Dii)lomata , 

Cliartulaire  de  St.  Bertin  publie  par  Gutrard, 
einige  rrkiiiiden  an.s  der  (iallia  christiana,  soweit  «olche  im 
ersten  Band  von  Oesterley  citiert  sind. 
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C’od.  K II  1(1.  — Codex  (liplumaticus  Fuldensis  heraiisp^epreben 
von  Dronke.  18ö0. 

Cod.  Lauiesliain.  = Cocb^xin-incipisolini Laure.shameusis 
abbatiae  . . . Tom.  1 1708. 

Cod.  Mogiint.  = Codex  diplomaticus  exhibens  anecdofa  . . 

.Mofriintiaca  . . . ed.  Cudemis  1748. 

(,'od.  Pat.  = Codex  traditiomim  anti(iuissimim  ecde.siae 
Pataviensis  im  Urkiindenbiicli  des  l.aiides  ob  der  Kuiis 
1 S.  48.')  — 477  iliieruadi  citierti  und  in  Mon.  Boira 
XXVIII.  11  p.  1 »8. 

Cod.  Raet.  — Codex  diplomaticus  ad  historiam  Haetirani 
herausgegeben  von  ibmr.  Bd.  I 1840. 

(’od.  Katisbon.  = Codex  dinmologieo-diplomaticus  episeo- 
patns  Batisbonensis  ed.  Ried.  Tom.  l 1810. 

Hist.  Frising.  = .Meidielbeck  Ilistoriae  Frisingensis  Tom. 
1 1774; 

pars  )»rima  inadi  der  .Seite  citierti, 
par.s  altera  instrumentaria  mach  den  Nummern 
der  Urkunden  citierti. 

Hist.  Worin.  = Historia  episcopatiis Wormatiensis.  Tom.  II 
codicem  traditiomim  exhibens  accurante  Schannat.  1784. 
Hundt  = drat  Hundt ; über  die  bayrischen  Ih  kunden  aus 
der  Zeit  der  Agilollinger,  in  den  Abhandlungen  der 
histor.  ('lasse  der  Kgl.  Bayer.  Akad.  der  Wi.ss.  .XU. 
Band,  I.  .\bth.  München  1872  (citiert  Hundt  I); 

Derselbe:  Die  Urkunden  des  Bisthums  Freising  aus 
der  Zeit  der  Karolinger.  Ebendaselbst  XIII.  Band. 

1.  Abth.  1875  (citiert  Hundt  II). 

Köln  = Enneu  und  Eckertz  Quellen  zur  Geschichte  der 
Stadt  Köln.  Band  I 1860. 

Lörsch  und  Schröder  = H.  Lörsch  und  R.  Schröder 
Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen  Privatrechts. 

2.  Auflage.  Bonn  1881. 

Metz  = Histoire  des  evesijues  de  l'eglise  de  Metz  par 
Meurisse  1634. 

Meich.  siehe  Hi.st.  Frising. 

Mitt.  Rhein.  UB.  = Urkundenbuch  zur  Geschichte  des 
Mittelrheins  herausgegeben  von  Beyer.  I.  Band.  1860. 
Mon.  Blid.  = Monnmenta  Blidenstadensia.  Aus  dem 
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Xaclilass  von  Böhmer  heraus^egehen  von  Will. 
1874. 

llon.  Boica  = Monunienta  Boica.  1783  ff.  daraus 
Tom.  VII  Urkunden  aus  Benediktbeuren, 

Tom.  VIII  . . Scheftlarn, 

Tom.  XI  r >•  Niederaltaich. 

Nass.  UB.  = Nassaniselies Urkundenbuch,  bearbeitet  von 
Sauer.  1. 1.  1885. 

Nied.  Rhein.  lU  (Ritz)  = Urkunden  und  .Ubhandlungen 
zur  (xeschichte  des  Niederrheins  und  der  Niedermaass 
herausgegehen  von  Kitz.  1,  i.  1824. 

Nied.  Rhein.  UB.  = Urkundenbuch  für  die  rreschichte 
des  Niederrheins  herausgegehen  von  Lacomblet. 
I.  Band.  184U. 

Pardessns  - Diidomata,  chartae,  epistolae,  leges  . . . 
prins  collecta  a . . . Brequigny  . . ed.  Pardes,sus. 
Tom.  I 1843;  Tom.  II  1849. 

Schüpflin  siehe  Als.  dipl. 

Strass.  UB.  = Urkundenbuch  der  Stadt  Strassbnrg. 

I.  Band,  bearbeitet  von  Wiegand,  1879. 

Trad.  Corb.  = Traditiones  Corbeienses  herausgegeben  von 
Wigand.  1843. 

Trad.  Lun.  = Codex  traditionum  monasterii  Lunaelacensis 
im  Urkundenbuch  des  Landes  ob  der  Enns.  I.  Band. 
1852. 

Trad.  Wiz.  = Traditiones  posse.ssiones(|iie  Wizenbnrgen- 
ses  . . . ed.  Zenss.  1842. 

Uh.  St.  Gail.  = Urkundenbuch  der  Abtei  St.  Gallen  be- 
arbeitet von  Wartmann.  Band  1 — 3.  1883 — 1882. 

Wart  siehe  UB.  St.  Gail. 

Wirt.  UB.  = Wirtembergisches  Urknndenbuch.  I.  Band. 
1849. 

Eingesehen  sind  noch  folgende  Sammlungen,  aber  ohne  dass 
in  ihnen  .Uusbeute  für  die  zu  behandelnde  Frage  gefunden  wurde: 

Dahl,  Beschreibung  des  Fürstenthums  Loi’sch.  1812. 
Hagen,  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Benediktiner- 
stifts Kremsmttnster.  1852. 

Quix,  Codex  diplomaticus  Aquensis  1840. 
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Seibertz,  Urkundenbuch  zur  Jjandes-  und  Rechtsgescliichte 
des  Herzogtlmins  AN'esIplialeii  Rand  1.  1839. 

Trouillal,  Monuments  de  l'liistoire  de  Bäle  Tom.  I 18r>2. 

Die  benutzten  litterarischen  Hülfsmittel  Imstelien  aus  den 
folgenden  Biichern  und  Abliandlungen ; 

E.  Albreclit,  die  (iewere  als  Grundlage  des  älteren  deut- 
schen Sachenrecht.s.  Königsberg  1828. 

G.  Heseler,  die  Lehre  von  den  Erbverträgen.  Erster  Theil: 

die  ^‘ergabungen  von  Todeswegen  nach  dem  älteren 
deutschen  Rechte.  1835. 

— von  den  Testamentsvollstreckern;  in  der  Zeitschrift 
für  deutsches  Recht.  IX  1840  S.  144 — 228. 

— System  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts,  4.  Auf- 
lage. Berlin  1885. 

R.  Bewer,  Sala  Traditio  Yestitura.  Rostock  1880. 

H.  Bresslau , Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im 
älteren  deutschen  Recht;  in  den  Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte  XXVI  188ß  S.  1 — (56. 

H.  Brunner,  das  Gerichtszeuguiss  und  die  fränkische  Königs- 
urkunde; in  den  Festgaben  für  Hefter.  Berlin  1873. 

— Beiträge  zur  Geschichte  und  Dogmatik  der  \l  erth- 
papiere;  in  der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXI 1 1877. 

— Carta  und  notitia  in  den  (’oramentationes  in  honorem 
Mommseni,  Berlin  1877. 

— zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen 
Urkunde.  I Berlin  1880. 

— Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Rechts,  in 
Holtzendorffs  Encyklopädie  P.  Leipzig  1882. 

— Die  Ijandschenkuugen  der  Merowinger  und  der  Agilol- 
finger;  in  den  Sitzungsberichten  der  Kgl.  Preuss. 
Akademie  d.  Wiss.  Berlin  1885. 

— Deutsche  Rechtsgeschichte.  I.  Leipzig  1887. 

A.  Franken.  Geschichte  des  französischen  Pfandrechts. 
I : das  franz.  Pfandrecht  im  Mittelalter  1.  Berlin  1879. 

L.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichel- 
becks  Historia  Frisingensis  enthaltenen  Urkunden- 
sammlung. Berlin  1842. 

W.  Haiss,  lYaditiü  und  Investitura;  ein  rechtsgeschicht- 
licher Versuch.  München  1876. 
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A.  Hfusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872. 

— lustitiUioneii  des  deutsclien  Privatreclits.  I.  II.  lieijizig 
1885,  1888. 

K.  Th.  von  liiaiuK  - Sternegg.  Dentsclie  Wirtliscliaftsge- 
schiclile.  J Jjeipzig  1879. 

Kdgar  Lüning,  Gesehiclite  des  deutschen  Kirclieiirechts. 
II.  Hand:  da.s  Kirchenreclit  im  Reiche  der  Merovinger. 
Strasslmrg  1878. 

Richard  Lüning,  der  Vertragsbruch  und  seine  Rechtsfolgen. 
I.  Band;  der  V'ertragsbruch  im  älteren  deutschen 
Reclit.  Strassburg  1876. 

J.  Merkel,  das  tirinare  des  bairischen  Volksrechts;  in  der 
Zeitschrift  tür  Rechtsgeschichte.  II  1863  S.  101 — 174. 
t).  Redlich,  Uber  bairische  Traditionsbücher  und  'Pradi- 
tiouen;  in  den  Mittheilungen  des  üsterreichischen  In- 
stituts für  Geschichtsforschung.  V S.  1 — 82. 

1’.  Roth,  Geschichte  des  Beueficiahvesens.  Erlangen  1850. 

— Feudalität  und  Unterthanen verband.  Weimar  186.3. 
R.  Schrüder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  in 

Deutschland.  Erster  Theil:  Die  Zeit  der  Volksrechte. 
Stettin  Danzig  Elbing  1863. 

— Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  Erste  Ab- 
theilung. Leipzig  1887. 

L.  Seutfert,  Materialien  zur  Deutung  von  stipulatio  in 
mittelalterlichen  Urkunden , in  der  Zeitschrift  der  Sa- 
vigny-Stiltung,  german.  Abth.  II  1881  S.  115 — 123. 

R.  Sohm,  Fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung. 
Weimar  1871. 

— Das  Recht  der  Eheschliessung.  Weimar  1875. 

— Trauung  und  Verlobung.  Weimar  1876. 

— zur  (.leschichte  der  Auflassung;  in  der  Festgabe  für 
H.  Thol  von  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  zu  Strassburg.  Strassbui-g  1879. 

— Fränkisches  Recht  und  Römisches  Recht  in  der  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung,  german.  Abth.  I 1880. 

ü.  Stobbe,  über  die  Salmannen;  in  der  Zeitschrift  für 
Rechtsgeschichte  VII  1868  S.  405 — 438. 

— Handbuch  des  deutschen  Privatrechts.  V.  Band. 
Erste  und  zweite  Auflage.  Berlin  1885. 
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G.  Waitz,  Uber  die  Anfänge  der  Vasallität.  Güttingen  18;)6. 

G.  Weitz,  Deutsche  Vertäs.sungHgescliiclite : r Berlin  1883. 
— IP  1882.  — JII-  1883,  — IV,“  1884.  IVP  188ö. 

K.  ^Vol1f'.  Erwerl)  und  N'erlust  des  Klo.sterguts  in  den 
Traditiones  Wizenl)urgenses.  Berlin  1883. 

V.  AVyss,  die  letztwilligen  Verfügungen  nacli  den  schweize- 
rischen Rechten  der  früheren  Zeit,  in  der  Zeitschrift 
für  Schweiz.  Recht  XIX  187G  S.  68—160. 

K.  Zeiimer,  (.'artam  levare  in  Sankt  Galler  Urkunden ; in 
der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung.  german.  Abth.  JV. 
1883.  S.  113-117. 

Ini  h^olgenden  soll  nun  dargestellt  werden,  was  eine  Prüfung 
der  genannten  (Quellen’)  in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage 
ergeben  hat.  und  zwar  in  der  Art,  dass  in  einem  ersten  .Ab- 
schnitt die  donalionex  jwxt  obihtm,  in  einem  zweiten  die  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  geschildert  werden. 


ERSTER  THEIL. 

Die  doiiatioiies  post  obitiiin. 

§ 4. 

Begriff. 

Die  donalio  posl  ohilum  ist  eine  bedingte  Schenkung;  aber 
eine  bedingte  Schenkung  besonderer  Art.  Denn  das  ihr  als 
Bedingung  hinzugefügte  künftige  Kreigniss  ist  nicht,  wie  jede 
eigentliche  Bedingung,  ein  ungewisses  Ereigniss,  sondeni  viel- 
mehr ein  höchst  gewisses;  nämlich  der  Tod  des  Schenkers. 
Man  kann  daher  den  Tod  des  Schenkers  auch  als  Befristung 
auffassen,  er  ist  ein  diex  cerlus  an,  incertus  quando.  Eine  der- 
artige Schenkung  ist  in  Folge  dessen  nicht  in  dem  .gleichen 
Grade  in  der  Schwebe,  wie  ein  eigentlich  bedingtes  Rechtsge- 

')  E.s  Hiiid  illier  K-tOO  ITrkimdeii  nl-<  unter  die  Kafeiforicen  der  donntio- 
nes jioxt  obilttm  und  der  Selienkuugen  mit  Nies.st)rauchsv»rlifbiilt  fallend  ans  den 
genannten  Werken  gesaninielt  wurden. 
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Schaft;  eine  (lerartip:e  Sclieukung  kann,  da  der  Tod  des 
Schenkers  sicher  eiutieten  wird,  eine  Vergabung  von  Todes- 
wegen genannt  werden'). 

.\ber  die  donatio  post  obilum  des  deutschen  Rechts  unter- 
scheidet  sich  von  der  römischen  mortis  causa  donatio.  Die 
letztere  ist  „eine  Schenkung,  deren  rechtlicher  Bestand  nach 
dem  Willen  des  Schenkei-s  davon  abhängig  ist.  dass  er  den 
Beschenkten  nicht  überlebt“*).  Ueberlebt  er  den  Beschenkten, 
so  ist  die  Bedingung  nicht  erfüllt,  damit  das  Rechtsgeschäft 
aufgehoben.  Hier  liegt  also  eine  eigentliche  Suspensivbedingung 
vor,  nämlich  der  frühere  Tod  des  Schenkers. 

Die  donatio  jwst  obitwn  dagegen  hat  ihre  eigenthümliche 
Ausbildung  besonders  bei  Gelegenheit  der  zahlreichen  Schen- 
kungen an  die  Kirche  erhalten.  Die  Kirche  aber  als  solche, 
oder  die  einzelne  kirchliche  Anstalt,  die  Domkirche,  das  Kloster, 
die  Abtei,  war  unsterblich;  es  war  hier  nicht  denkbar,  dass 
der  Schenker  den  Beschenkten  überlebte.  Daher  konnte,  anders 
als  bei  tler  mortis  causa  donatio,  der  Eintritt  der  Bedingung 
nicht  zweifelhaft  sein,  und  dadurch  eben  erhielt  die  hinzuge- 
fügte Bedingung  jenen  hervorgehobenen  Charakter,  der  ihr  fast 
die  Natur  der  Bedingung  nahm  und  sie  zu  einem  dies,  zu  einer 
Befristung,  stempelte. 

Abgesehen  nun  von  einigen  besonders  gearteten  Fällen,  in 
welchen  eine  Resolutivbedingung  vorliegt  und  von  denen  später 
zu  sprechen  ist*),  war  die  donatio  post  obitwn  ein  suspensiv  be- 
dingtes Rechtsgeschäft;  bis  zu  dem  Tode  des  Schenkei’s  ist  die 
\\'irkung  des  bereits  rechtskräftig  abgeschlossenen  Geschäftes 
hinausgeschoben;  die  Schenkung  an  sich  ist  vollzogen;  aber  um 
existent  zu  werden,  bedarf  sie  der  Erfüllung  der  Suspensivbedin- 
gung; der  Gegenstand  ist  ge.schenkt.  aber  bis  zu  jenem  Zeit- 
punkt bleibt  er  im  Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers. 

„Der  Schenker  tradiert“,  wie  Heusler  sagt*),  „in  dem  Sinne, 
dass  nach  seinem  Tode  das  Gut  an  die  Kirche  fallen  solle.  Bis 
zu  seinem  Tode  hat  die  Kirche  mit  dem  Gut  nichts  zu  schaffen“. 

•)  Stobbe  (Prit  V S.  176)  bemerkt,  man  kiinne  hier  vielleicht  eine  der  Even- 
tnalbelehnung  analoge  »n^pensiv  bedingte  EisrenthninsUbertragung  aniiebmen 

*)  Amdt.<  Pandekten  § öSi). 

’)  Siehe  nuten  g It. 

*)  (lewere  S.  472  .\nm.  I. 

Hübner,  die  donatiuuee  post  obituiu.  I 
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Wird  die  donatio  post  obitwn  in  dieser  Weise  definiert,  so 
y:escliielit  nichts  anderes,  als  dass  sie  eben»i  wie  jedes  andere 
susi)ensiv  hediiiffte  Keclitspreschäfi  ant^etasst  wird.  I iid  dies 
kann  keinem  Bedenken  unterließen . cia  die  hem>i-geliul)eiie 
Kißentliiiniliclikeit  der  vorliegenden  Bediiißiiiiß,  ihr  gewisses 
Eintreten,  aut  ihre  aiifschiehende  Wirktiiiß  ohne  Einfluss  ist  und 
nur  dem  Beschenkten  eine  ßrössere  Sicherheit  verschatt't. 

.Nachdem  somit  testßestellt  worden  ist.  was  unter  dem 
.Ausdnick  donatio  post  obitum  verstanden  wird,  ßilt  es  die 
vorhandenen  Beis|iiele  .solcher  donationcs  näher  zu  untersuchen. 

Ausdrücke  der  Quellen. 

Tm  die  Fälle,  in  dent*n  donatbmes  post  obitum  Vorlieben, 
sowohl  von  den  augenblicklichen  Schenkungen  als  auch  von  den 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Xiessbrauchs  richtig  unter- 
.scheiden  zu  können,  ist  zunächst  zu  erörtern,  in  welcher  Weise 
die  Klausel  formuliert  wurde,  welche  das  Hechtsgeschätt  zu 
einer  donatio  post  obitum  machte. 

.\uf  die  einfachste  und  Jeden  Zweifel  ausschlie.ssende  .\rt 
wurde  eine  solche  Schenkung  beurkundet,  wenn  der  Schenker 
erklärte,  er  tradiere  i>osl  obitum  suum,  nach  seinem  Tode. 

Für  diese  .\usdrucksweise  finden  .sich  zahlreiche  Beispiele ; 
aus  den  in  den  Freisinger  rrkunden  enthaltenen  Fällen  seien 
folgende  ausgewählt : 

Meich.  .W  (77fi)  ego  Wago  . . . hereditatem  nieani  . . . 
post  obitum  meum  . . . tradedi  .... 

Meich.  bl  (778)  ego  Keginhoh  nebst  Sohn  und  Gattin  . . . 
rein  propriam  . . . e.x  integio  post  obitum  nostrimi  tra- 
dimns  vel  transfundinius  ad  ecclesiain. 

Meich.  259  (vor  810)  ego  Frechholf  laicus  . . . trado 
unam  coloniani  cum  familia  . . . post  obitum  meum'). 

Sehr  häufig  wird  diese  Form  auch  in  den  l.’rknnden  des 
Klosters  Mondsee  angetrolfen;  z.  B. 

‘)  Weitere  übnliehe  Fälle  iliwelbst:  ö7  (778),  7B  (vor  782).  Itri  (7901 
109  (791),  i:i7  |8(«\  179  (vor  810),  22«  »vor  810).  2.H5  (vor  810),  352  (817), 
572  (810  -835;. 
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Trad.  Lun.  31  (750)  dono  . . . post  discessum  meum  dona- 
tumque  esse  volo. 

Trad.  Lun.  2 (814)  egu  Aserichus  et  Rodi  . . . tradimus 
at<iue  traiislundimus  hereditatem  nostram  . . . jwst 
obituni  nostnim  omnia  propria  nostra  in  . . .*) 

Audi  die  Passauer  Urkunden  zeigen  uns  ein  Beispiel  dieser 
einfachsten  Ausdrucksweise ; 

Trad.  Pat.  19  (788—800)  . . . ego  Ilpnnc  et  uxor  mea 
Imma  et  tilius  meus  Naccho  . . . tradimus  omnia  sub- 
stancia  nostra,  (}ue  habuimus  ad  . . . post  obitum 
nostnim  ...  ad  hasilica  s.  Stephani. 

Kbenso  eine  alemannische  Urkunde: 

Schöptlin  1 75  (810l  dono  . . . ut  ille  abbas  post  obitum 
menm  habeat. 

Kndlicli  gehilren  auch  eine  Reihe  von  Fuldaer  Urkunden 
hierher*). 

Häufig  jedoch  sind  die  betreffenden  Klauseln  mit  grösserer 
Umständlichkeit  abgefasst,  freilich  ohne  dass  dadurch  immer 
ihre  Deutlichkeit  erhöht  würde. 

Es  sind  verschiedene  Phrasen,  welche  entweder  neben  dem 
einfachen  .\usdriick  tradere  pott  obitum  oder  auch  ohne  den- 
selben jenen  Zweck  verfolgen. 

So  heisst  es  z.  B.  in  Freisinger  Urkunden: 

Meich.  41  (773)  tradimus  post  obitum  nostrum,  ut  sit  sta- 
bilis  pro  redeinptione  animae  nostrae. 

Meich.  210  (vor  810)  ut  sit  stabilis  et  immobilis  ad  pre- 
dictum  locum  post  obitum  nostrum. 

Meich.  419  (821)  ut  post  meum  enim  transitum  omnino 
firmum  stabilisque  fiat. 

Meich.  460  (824)  ut  post  obitum  vitae  suae  firmum  et 
stabilitnm  fieret  (ebenso  Meich.  464  (824)). 

Aehnlich  in  einer  Mondseer  Urkunde: 

Trad.  Lun.  60  (773)  post  obitum  meum  sit  finniter  omnia, 
quod  ad  me  pertinet. 

Der  Aussteller  einer  Schenkungsui-kunde  an  das  Kloster 
Scheftlam  sagt: 

■)  Xlmliihe  Falle  .laaelbsc  11  (tiO;j),  4M  (•>),  ßn  (822),  79  (?),  102  (811), 
107  (811),  113  (V). 

•)  Tr*d.  Fnld.  24  (76ö),  129  (?),  142  (y),  192  (?),  19:3  (?). 

«• 
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Mon.  Boic.  VIII,  II  S.  37fi  |828)  nt  post  obitum  ineura 
ibi  sit  finiiiter  atiiue  stabiliter  in  perpotiuiin  (lolep;atum 
ao  coufiimatuin. 

Die  fioiniiie  Auffassung  der  Sclieiiker.  weltlie  meinten,  an 
den  Heiligen  selbst  ihre  Sehenkung  auszuri(diteii,  klingt  z.  B. 
aus  folgenden  W'endungen  hervor: 

Meicli.  1 8.  44.  45  (748)  ut  iM>st  obitum  nieuin  et  eoniuge 
mee  liere<lit!us  mea  pro  ine  et  nieis  hereditas  fit  sane- 
torum  in  iierpetuum. 

Meicli.  J 8.  58.  .54  (755)  ut  post  obitum  ineuni  hereditas 
sit  samtorum.  Aehiilich  auch  Meicli.  81  (vor  782). 

^^■ieder  in  anderen  Fällen  wird  der  nach  dem  Tode  des 
8chenkei-s  eintretende  Anfall  dadurch  bezeichnet,  dass  gesagt 
wird,  dann  .solle  das  Gut  dem  Kloster  dienen,  so  z.  B.: 

Meich.  IH  (7ti7l  ut  post  obitum  meum  episcopali  domui 
iure  ditioni  deserviat  atipie  semper  virginis  Mariae 
.subesse  dominationis. 

Meich.  20  (7H‘.)i  ut  jiost  obitum  meum  ipsius  ecclesiae  di- 
tioni deserviat.  .\ehnlich  60  (778),  855  (817j. 

Trad.  Lun.  18  (772)  ut  post  obitum  meum  ibi  deserviat 
die  ac  nocte  et  ibi  fruibilis  . . . cum  ex  hac  luce  fuero 
subtractus. 

Trad.  ('orb.  28  ut  [lOst  amborum  obitum  eadem  mancijiia 
et  idem  jiredium  ...  ad  .servitium  monachoruin  per- 
starent. 

Sehr  häufig  wird  dann  die  Wendung  gebraucht,  dass  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  die  in  jeder  Beziehung 
unbeschränkte  5>rfttguiigsgewalt  über  den  (Gegenstand  der 
Schenkung  haben  oder  erhalten  solle,  womit,  selbst  wenn  es 
nicht  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  gesagt  sein  soll,  das.s 
diese  Verfügungsgewalt  bis  zu  seinem  Tode  dem  Schenker  bleibe. 

So  bestimmen  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  von  823 
die  schenkenden  Ehegatten 

Meich.  444  ut  quicquid  inde  rectores  domui  ipsius  agere 
voluerint,  liberam  potestatem  post  obitum  nostrum 
in  Omnibus  habeant  agendi. 

In  einer  Passauer  Urkunde  von  788  (Trad.  Pat.  16)  heisst  es: 
ego  Cito  . . . dono  post  obitum  meum.  . . ut  (piicquid 
. . . episcopus  post  obitum  meum  ex  eo  facere 
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voluerit,  liberam  habeat  potestatem.  Ebenso  Trad. 
Pat.  38  (803). 

Auch  unter  den  Weissenburgei-  Traditionen  Anden  sich 
gleiche  Ausdrücke : 

Trad.  Wiz.  2 (742)  ein  Eliepaar  sclienkt  in  ea  vero  ra- 
cioue  iit  post  discessuni  nostruin  aniborum  habendi  te- 
nendi  vendendi  conimodandi  possidendi  vestrisque  suc- 
cessoriluis  dereliiKiuendi  vel  (iui(^(juid  exinde  eligeritis 
faciendi  per  lianc  testainentuiu  donacionis  liberam  in 
Omnibus  Armani  . . . haheant  postestatem. 

.\elinlicli  hinten  daselb.st  die  rrknnden  14  (739)  und  53  (774). 

Sehr  viel  häuAger  sind  derartige.  Wendnngen  in  den  Mond- 
seer  Urkunden  vertreten; 

Trad.  Lun.  17  (828)  nt  post  obitnm  meuin  teneatis  et  li- 
berum iHiifmatnr  arbitrio. 

Trad.  Lun.  18  (?)  liberam  habeatis  in  umuibus  potestatem 
jiost  discessuni  minim  habendi,  tenendi  vel  omnia  quod- 
cniiKine  facere  volueritis. 

Trad.  Lnn.  lOö  (819)  nt  post  obitnra  menm  habeatis,  te- 
neatis atqne  in  omnibns  potestatem  Armiter  ac  stabiliter, 
nt  in  evnra  et  inconvnlsum  valeat  permanere  omni 
tempore  Anna  et  stabilis  permaneat. 

Uebereinstimmende  Sätze,  zuweilen  mit  geringen  Ab- 
weichungen, Anden  sich  da.selbst  ferner  in  folgenden  Urkunden; 

4.5(817),  49(?),  39(820).  70(758),  85  (?),  110  (824). 

Bei  weitem  am  zahlreichsten  aber  wird  die  behandelte  Form 
in  den  Fnldaer  Schenkungsurkunden  verwendet,  für  welche 
eine  derartige  Klausel,  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  die 
Bedachten  freieste,  unbestrittene  und  ewig  (lauernde  Gewalt 
über  die  Schenkung  haben  sollen,  fast  als  typisch  ei-scheint. 
Beispiele; 

Trad.  h5ild.  00  (779i  ego  . . .\rndeo  . . dono  atqne  trado 
ad  monasterinm  s.  Bonifatii  . . . post  obitnm  menm,  nt 
vos  seil  seqnaces  vestri  habendi  perenniter  frnendi  in 
omnibns  habeatis  potestatem. 

Trad.  Fühl.  70(780)  ego  . . Prendo  trado  . . . post  obitnm 
menm  ...  ea  .scilicet  ratione,  nt  post  obitnm  vitae 
meae  . . abbas  et  cuncta  congregatio  illa  totum  et  quic- 
quid  exquisitiini  et  laboratum  sit  in  die  mortis  meae 


» 
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vosi  et  secutores  vestri  liabendi  perpetualiter  i)ossideiuli 
in  Omnibus  potestatem  habeatisM. 

In  ileii  meisten  derartigen  Fällen  wird  durch  den  erwälinten 
Zusatz  der  Kirche  volle  und  unbedingte  Verf  (igungst'reiheit  nach  dem 
'l'ode  des  Schenkei-s  gewährt  (vgl.  z.  B.  die  beiden  angefflhrten 
l’rkunden  Meich.  444  und  'l'rad.  Pat.  16).  Es  kommen  aber  auch 
nicht  selten  Fälle  vor,  in  denen  ein  derartiger  Zusatz,  welcher  auch 
das  Recht  zu  vei-änssern  in  sich  schliesst.  fehlt  (vgl.  z.  B.  die  ange- 
f nhrten  Urkunden  Trad.  Fuld.  66  und  70) ; die  freie  Veräusserungs- 
befuguiss  ist  nicht  ausdiilcklich  gewährt,  aber  auch  nicht  aus- 
drücklich ausgeschlossen;  es  wird  nur  gesagt,  die  Kirche  solle  das 
Gut  für  alle  Zeiten  besitzen.  Sind  die  Klauseln  derartig  formuliert, 
so  wird  man  mit  Brunner'*)  in  ihnen  ^nichts  anderes  als  die 
.\bsicht  des  Schenkers,  da.ss  das  Gut  dauernd  bei  der  Kirche 
verbleiben,  von  ihr  nicht  veräussert  werden  solle“,  erkennen. 

Während  nun  in  allen  bisher  be.si)rochenen  Fällen  die  .Aus- 
drucksweise der  Urkunden  darüber  keinen  Zweifel  lässt,  dass 
in  ihnen  eine  donatio  post  obitum  anzunehmen  sei.  bedienen  sich 
einige  Urkunden,  und  zwar  besonders  Freisinger,  eines  .Aus- 
drucks, welcher  das  in  ihnen  enthaltene  Rechtsgeschäft  nicht 
in  dersell)en  Klarheit  wie  in  den  bisherigen  Beisi)ielen  wiedei  giebt. 

Es  wird  nämlich  zuweilen  folgendermaa.sseii  gesagt;  dono, 
tU  traditio  jwsl  obitum  mmm  ßrma  permanent.  Wörtlich  über- 
setzt kann  dieser  Ausdruck  nur  bedeuten;  die  Schenkung  soll 
nach  meinem  Tode  unangefochten  bleiben,  d.  h.  es  soll  Keiner 
befugt  sein,  die  Schenkung,  welche  ich  bereits  jetzt  vollständig 
ausführe,  später,  wenn  ich  gestorben  und  selbst  nicht  mehr  iin 
Stande  bin,  Verdunkelungen  oder  Anfechtungen  entgegenzutreteu. 
dem  Beschenkten  streitig  zu  machen. 

In  diesen  und  ähnlichen  Urkunden  wird  es  auf  eine  Unter- 
scheidung je  nach  den  vorliegenden  Umständen  ankommen. 

I)a.ss  der  in  einer  Urkunde  vorkommende  .Ausdnick  post 
obitum  allein  nicht  ausreicht,  das  Rechtsgeschäft  zu  einer 

')  (ilcirlie  odor  sUinlirlie  Fülle:  27  1785).  48  (77:t),  .52  *77.5),  54  (778). 
71  (781),  78  (7&5),  81  (78.5),  8.5  (786).  101  (7111).  i:tO  (?),  1.82  Cf),  1.84  (V).  1.52 
i798),  15.8  (798),  181  (801 1,  210  (80.8),  241  (807).  .808  W15..  ;18.8  (811)i,  384  i81!l), 
399  (V),  401  (822),  4.'i8  (825).  475  (827),  485  (a83). 

’)  Laiidsclieiikunsen  .S.  21.  Wolff  daafegen  (Erweib  mul  Verhwt  n.  s.  >v. 
S.  16)  nimmt  in  Mrtliheii  FäUrii  tinliedingte  Sclienkniigpii  an.  Iä:<st  al.on  ini 
Zweifel  der  Kirche  ein  freies  VerÄns-sernngsreiht  znkninmen. 
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donatio  post  obilum  zu  stempeln,  zeigen  z.  B.  Fälle  wie  Meich. 
35  (772),  44  (773),  H)4  (vor  HIO),  in  welclien  es  überein- 
stiinineml  heisst : 

(lono  ati|iie  transfinulo  ....  ut  me  vivente  vel  post  obitnm 
nienm  habeat  potestatem  defensor; 
also  augenblit  klidie  unbedingte  .Schenknngen . denen  jene  Be- 
stimmung nur  liinzngefTigl  ist,  um  die  (TÜltigkeit  für  alle  Zu- 
kunft so  ausdrücklich  als  möglich  zu  bezeichnen. 

Wie  sich  später  zeigen  wird,  kommt  der  Ausdruck  post 
obilum  auch  bei  Sehenknugen  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
branchs  vor. 

So  dürfte  denn  ül)erall  da,  wo  einer  Scheukniig  die  Worte 
beigefügt  werden 

ut  post  obitum  meum  tirma  et  iueoiivulsa  ibidem  perma- 
neat  (Meich.  53  a.  780) 

oder 

ut  post  obitum  eins  ad  i)raedictum  sauctum  stabiliter  et 
tirmiter  pernianeat  (Meich.  (57  a.  77fi) 
mler  ähnliche  Wendnngen  benutzt  sind,  da.s  Wort  pennunae 
wörtlich  zu  übersetzen  und  das  (teschäft  als  eine  augenblick- 
liche Sclienkung  aufzufas.sen  sein,  deren  Fortbestand  auch  nach 
dem  Tode  des  Schenkers  noch  ausdrücklich  hervorgehoben 
wird  ‘i. 

Dass  in  der  That  mit  diesem  Zusatz  häutig  keine  donatio 
post  obilum  bezeichnet  ist.  sondern  nur  ein  möglicher  künftiger 
Wiflei'stand  der  Erben  ausge.schlossen  werden  soll , kann  man 
aus  folgenden  Beispielen  entnehmen,  in  denen  augenscheiidich 
nicht  doTuUiones  jmsl  obitum,  .sotideni  augenblickliche  Schenkun- 
gen Vorliegen: 

Meich.  79  i vor  782)  . . ego  Suudarheri  Diaconus  . . tra- 
ilidi  ....  ut  post  ot)ilum  meum  tirma  et  stabilis  jier- 

')  Bcitipii'lc  1‘llr  «lerarMife  Füllt;  .'lUgciiMicklicliPr  S<'licnkunu:t;ii.  «lic  iliircli 
ibr«  Form  nn  ilomitionfs  /mhI  oliitioii  orimifni,  timl  folgemlo  rrkimilmi: 

Mcicb.  .1.3  (780),  (>7  (77(i  . l»Hi(7ill),  185) (vorSlO),  2.78(vor  810).  200(81 1.. 

25)1(81.'}),  .ai8,8i:j).  :U»i8l)ii,  •t5)4(81(i;,  35)5)(815)),  4«;t(8l0i.  407(815)?). 

431  .822).  481  ,82.’>).  480  .'82.‘>l.  ‘)07  (827i.  .040  (825)),  047  (8.30).  .507 

.'810  8.3.’ii.  .*»5)0  i8:l(ii.  Ihni'lt  II  18  5840).  Moirli.  f»:34  ('84’>c  fl;’»)»  {848i. 

(174  i8öl),  75)7  (8.*»4-  87.*>i: 

Tra<I.  Lim.  42  (773  '?).  72  (8))3|.  122  i?j; 

Trad.  l’at.  3fi  (c.  8013),  37  (c.  803).  4ö  (c.  807). 
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maneat  traditio  liaec  coram  multibus  confirmata,  nul- 
lus  contradicere  valeat,  sed  in  perpetuum  here- 
ditas  inea  sanctonini  possessio  sit. 

Meicli.  397  (819)  zwei  Brüder  schenken  eo  modo,  nt  post 
übitnni  illoruni  nnllus  de  domo  s.  Jlariae  uec 
filius  nec  ullus  inopiiKiuns  abstialiere  po- 
testatem  liabeat,  sed  magis  in  istonim  tiaditione  . 
in  Perpetuum  permaueat. 

Meidi.  43(3  (822)  . . . ea  ratioue  . . tradidit  . . . Woltdeo  . . 
ut  post  obitum  ipsius  domni  s.  Mariae  nnllus  contra- 
dicere  ei  valeat  vel  potestatem  habeat  nnllus 
propinquus  vel  alius  quis,  sed  cum  veracis  lesti- 
bus  lirmiter  coiitirmatum  permaueat. 

Sehr  deutlich  zeigt  sich  das  Vorhandensein  einer  augen- 
blicklichen Schenkung  trotz  des  post  obitum  pirmnnere  in 

Meich.  483  (825)  . . ut  post  obitum  meum  ibidem  per- 
maneat,  ut  ueque  deinde  ulla  persona  potestatem 
teneat  aliquid  aufene.  sed  cum  omni  iutegritate  lirmiter 
ab  hodierno  die  permaueat  ad  Frigisinga. 

Endlich  Meich.  ö48  (830)  ego  Baaz  . . . trado  ....  ut  ad 
ipso  sede  episcopatui  firmiter  pemianeat  post  obitum 
meum,  ut  neque  frater  meus  aut  aliquis  ex 
parentibus  meis  potestatem  habeat  aliquid 
inde  abs  trabe  re  vel  m innere,  sed  lirmiter  et  sta- 
bilis  ad  ipsa  casa  Dei  permaueat. 

Einen  weiteren  Beweis  dafür,  dass  in  den  Fällen  der  so- 
eben angeführten  Art  augenblickliche  Schenkungen  vorliegeu, 
liefert  die  Urkunde 

Meich.  .382  (818i,  in  welcher  eine  Frau  Ermauswind  eine 
Tradition  voniimmt  eo  modo,  nt  j)ost  obitum  eins  domui 
s.  Mariae  nnllus  contradicere  ullo  modo  potnisset;  und 
daun  fährt  die  1,'rkuude  fort:  hoc  peractiun  pius  poii- 
tifex  ...  in  benelicium  conce.ssit  ei  haec  omnia. 

Es  leuchtet  ein,  da.ss  dies  keine  donatio  jm.il  obitum  ist 
(obwohl  die  Ausdrücke  nicht  ganz  scharf  sind  und  an  und  für 
sich  auch  eine  solche  bezeichnen  könnten),  da  an  einer  swilchen 
der  Schenkerin  Niessbrauch  zu  gewähren  widersinnig  wäre'). 


‘)  Älmlicli  velhült  e.<  sieb  iii  Meicb.  H2  (779;,  103  (790),  ijOit  (827). 
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So  dürfte  denn  aurh  in  der  Urkunde  Meidi.  37U  (819)  eine 
aupenblicklidie  und  keine  donatio  pont  obilum  anzunelimen  sein. 
Hier  sclieiikt  eine  vornehme  Frau  dem  Risdiof  einen  Höngen. 
Dieser  Hörige  .schenkt  zn  gleicher  Zeit  der  Kirche,  der  er  .selbst 
übergeben  wird,  ein  ihm  gehöriges  Hesitzthnm  und  zwar 

eo  modo,  nt  post  illins  obitum  eins(|iie  filii  nnllus  domni 
.s.  Mariae  contradicere  jKitestatem  habere  ixitni.sset. 

Freilich  spricht  in  dieser  Urkunde,  sowie  in  .Meidi.  32  (772). 
138  (804)  und  298  (814).  der  Umstand,  dass  die  Schenkung  nach 
dem  Tode  des  Tradenten  und  dem  seines  Sidines,  bezw.  seiner 
Frau,  seiner  Tochter  oder  .seines  Enkels  unangefochten  bleiben 
.soll,  fast  ebensosehr  dafür,  eine  domilio  jml  obihnn  anznnehmen. 
Aber  man  könnte  jene  Klausel  bei  einer  augenblicklichen 
Schenkung  vielleicht  in  folgender  Weise  erklären ; der  Schenker 
ist  überzeugt,  dass  ebensowenig  wie  er  selbst,  sein  Sohn,  seine 
Frau  u.  s.  w.  die  .Schenkung  anfechten  werden,  und  deshalb 
sucht  er  erst  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  der  letztgenannten 
I’ersonen  einem  solchen  Ereigniss  vorzubeugen ' ). 

In  der  Urkunde  Meich.  515  (828)  endlich  handelt  es  sich  um 
eine  Schenkung,  bei  welcher  der  Schenker  erklärt,  sie  in  der 
Weise  vorzunehmen 

ut  post  obitum  metim  taliter  ipso  die  ibi  inveutum  fuerit, 
in  potestate  et  in  servitio  sine  ullius  hominis  contra- 
dictione  ad  ipsa  casa  Dei  permaneat  firma  stabili.siiue 
ijisa  traditio  (lersistat  ad  ipsa  ca.sa  Dei. 

Dass  hier  die  Worte  permaneat  und  //ersi'st«/  iin  Sinne 
von  fe.st  und  unbestritten  bleiben  anfznläs.sen  sind,  mithin 
auch  hier  eine  augenblickliche  Schenkung  vorliegt,  zeigen  die 
unmittelbar  folgenden  Worte : 

et  statini  ve.stivit  Hittouem  venerabilem  episcopnm,  (luic- 
iinid  in  ipso  loco  habere  videbätur  in  proprium  *'i. 

Denn  es  wird  später  dargethan  werden ’i,  dass  die  donatio 
post  obitum  idine  Investitur  vorgeuommen  wurde. 

Während  nun  in  den  bisher  erwähnten  Fällen  .Ausdrücke 
wie  jxjxt  obitum  Jirmiler  pennanere  u.  s.  w.  zur  daiierndeu 
Sicherstellung  augenblicklicher  Schenkungen  in  den  Urkunden 

')  Weitere  iiluilielie  Falle;  Meicli.  02  (H42).  it7il  (M19). 

’)  Hierher  gehört  z,  I!  noch  Jleich.  öO!)  (827). 

•)  Siehe  unten  § 7, 


Digitized  by  Google 


26 


einpel’lipt  siml.  weiilen  <rlei<  li<^  Ansdriicke.  wt'im  auch  stlUm. 
(lodi  ^leiditfills  bt*i  doruilionex  jnixt  ohilvm  verweixlft ; alieiiliuc*' 
ist  dann  iiuch  in  anderer  Weise  die  Sdienkuii"  dentlieli  als  eine 
(Innatio  poxt  ohihnn  <rekennzeiilinet.  So  verhält  es  sieh  z.  B.  in 

Meieh.  1 S.  öS  (Tf)")!  tradidi  post  finein  . . menm  . nt 
tinna  et  sfahilis  pernianeat  peractiv  traditio  haee. 

•Meidi.  öO  (7761  post  ohitnin  menin  ad  ipsuni  altarem 
tradedi  . . et  tiadifio  haee  . . . firnia  pernianeat.  Wie 
<liese  Urkunde  sind  ferner  foriniiliert : Meich.  1 S.  öS. 
54  a.  755,  57  a.  77S.  76  a.  782,  76  a.  810.  55H  a.  8,S<J. 
682  a.  85S:  Trad.  r>nn.  116  a.  824. 

Ferner 

Meich.  22H  (Vor  810)  Salonion  Diaconns  tradidit  here.li- 
tatein  snani  . . . post  obitnm  snnin.  iit  ibidem  in 
lieri>etumn  pernianeat. 

Trad.  Lnn.  11  (HtiSl  e<ro  . . . tradidi  res  meas  . . . post 
ob  i tum  nie  Hin....  post  obitinn  ineiini  sit  stabilis  et 
tinna  pernianeat. 

Trad.  Unn.  2(814)  zwei  Brüder  satreii : tradinins.  . liere- 
ditatem  iiostrani  . . post  obitnm  iiostrum  . . . Et 
nt  haee  traditio  a iiobis  faeta  in  tempore  tinna  et 
stabilis  pernianeat. 

Besonders  die  drei  letzten  Urkiinden  lassen  keinen  Zweifel, 
dass  (lomtliopi'.i  post  ohilnm  vorliefren. 

Ebenso  dürften  (lunalioiwx  poxi  nhitnm  danif  anziinelinien 
sein,  wenn  nicht  nur  das  oejrenwilrtisre  Verinöfren.  .sondern  auch 
der  künfti{re  Erwerb  <rese.henkt  wird,  da  für  derartijre  .Scheii- 
kniipeii  die  Form  einer  ilmmtio  pnxl  obihim  besonders  nahe- 
liegend war. 

So  heisst  es  z.  B.  in 

Meieli.  48  (775)  tradebat  illins  post  obitnm  in  perpetnum 
)>ernianere  statiiit  et  deineeps  (inieiinid  liicrat  potnisset 
eadeni  tieri  sententia,  nt  snperins  deprehensimns.  dif- 
tinivit. 

Es  bleibt  noch  zn  erwähnen,  dass  an  <ler  Stelle,  wo  wir 
das  pprmnwTf  finden,  zuweilen  aneh  lenere  gebraucht  wird. 
Hier  ist  die  Frage,  ob  lenere  im  Sinne  von  „erhalten'“  oder  „be- 
halten“ zn  verstehen  i.st.  Beisjiiele  sind  folgende  Urkunden : 

Meieli.  481  (825)  ein  Ehepaar  schenkt  eo  modo  . . . ut 
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post  obitum  amburiim  illormn  tirmittr  taiuMitur  ail 
(loiiium  supra  dictnin  ad  Frifrisiiigas. 

Meich.  Ö47  (t<30i  ego  . . . lirmiter  tradidi  . . ut  iliidt-ni 
peiiietiialiler  . . . pennansisset.  eo  modo,  ut  post  obitum 
meum  .siue  ulla  toutradicioue  ad  piefatum  loiitm  . . . 
teueatur  t*t  (»ossidaatur. 

Meiili.  <i30  (H44)  . . . ut  liatic  omiiia  ^lost  obitum  eins  tir- 
mit«'r  teneutur  ad  doimim  s.  .Mariae. 

Trad.  laut.  IHti  i827i  . . ut  post  obitum  meum  teueatis. 
liberum  perfruatur  arbitrio,  iu  ea  vero  racioiie.  ab  hac 
die  liabeatis.  teueatis  at(jue  possideatis  .... 

Trad.  Fuld.  9(i  (790?)  ein  Ehepaar  .sdieukt  ut  post  obitum 
iiostrum  rem  iiicoiitradietam  et  melioratam  vos  vel  suc- 
cessores  vestri  possideatis  teueatis  i)erpetualiter  fruaiis. 

.\ucb  in  diesen  Fällen  wird  mau  aut  das  iu  der  rrkunde 
vorkommeude  imnt  obitum  nicht  das  entscheidende  < iewicht 
legen  können,  sondern  das  lenere  als  gleichbedeutend  mit  dem 
besprochenen  i>erm<uwre  auttassen  müssen.  Dann  liegen  auch 
in  diesen  Fällen  angeublickliche  Schenkungen  vor,  falls  nicht 
ganz  be.sondere  rmstäiide  eine  donatio  post  obitum  anzunehmen 
zwingen.  Vielleicht  ist  die,  angeführte  Urkuuile  Meich.  4H4 
ein  Sidcher  Fall,  da  hier  auch  der  küuttige  Erwerb  iu  die 
Schenkung  einbegritten  wird.  Dagegen  lässt  z.  ü.  die  Frkunile 
Trad.  J/iiu.  IdC»  an  dem  augenblicklichen  Charakter  der  .Schen- 
kung keinen  Zweifel. 

Das  Ergebniss  vorstehemler  Erörterung  ist  also,  dass  .\us- 
drücke  wie:  ul  jmxt  obitum  Jinniter  permanent , ul  poxi  obitum 
ßrinitrr  teneutur  oder  sinuents)trechende.  k(‘in  sicheres  K«‘nn- 
zeichen  für  das  Vorhandensein  einer  donatio  post  obitum  abgebeu. 
sondern  im  tiegentheil  nicht  selten  augenblicklichen  .Schenkungen 
hinzugesetzt  worden  sind,  so  dass  es  also  für  jede  rrkunde,  in 
der  sie  sich  finden  anders  als  bei  jenen  im  .\nfäng  des  l’ara- 
grajiheii  behaudelteu  Hedeweuilungen  — auf  eine  Erwägung 
der  übrigen  Merkmale  und  iler  thatsächlichen  rmstände  ankommt. 

Nachdem  hiermit  die  formellen  .Merkmale  erörtert  wonlen 
sind,  welche  für  die  äusserliche  Betrachtung  ein  Kecht.sgeschäft 
als  donatio  post  otntum  kennzeichnen,  .soll  zunächst  der  (iegen- 
stand  dieser  .Schenkungen,  dann  die  Form  der  Vollziehung  er- 
örtert werden. 
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S ß. 

Gegenstand. 

Das  deutsche  Saclieiireclil,  wird  beherrscht  von  dem  tiepen- 
satz  zwischen  liependem  (lUt  und  fahrender  Halle').  Die  Ueber- 
tragnnpsforinen  von  Immobilien  und  Mobilien  und  die  Kechts- 
verhältnisse  an  beiilen  sind  dnrcbans  vt>rs<-hieden  gestaltet. 

Ks  ist  daher  auch  ftir  die  uns  beschiiftipenden  Hechtsge- 
.scdiäfte  der  t’mstand  von  Hedentnnp.  dass  dieselben  dem  Ver- 
kehr mit  Liepensehaften  dientmi.  Nur  mit  Herileksiehtipunp 
dieser  Thatsaehe  ist  die  Form  erklilrlich,  in  welcher  dieselben 
vollzopeii  wurden,  und  die  rechtliche  AVirknnp,  welche  dieser 
Fonn  inne wohnte. 

Daher  muss  kurz  auf  den  (Tcpenstand  der  ilonationcs  posi 
ohitum  einpeganpen  werden. 

Die  ihnationes pijsl  ohilum  siml  fastdnrchgehends  Schenkungen 
von  Grundbesitz.  Fs  ents])richt  dies  den  Verhältnissen  einer 
Knltnre])oche.  in  welchei'  der  Reichthnm  noch  haniit.sächlich  in 
dem  Grundeigentlinm  bestand.  Daher  waren  eineiseits  die 
Schenker  auf  ihre  Guter  angewiesen,  wenn  sie  ein  dem  Zweck 
entsprechendes  Geschenk  machen  wollten . und  andererseits 
konnte  der  Kirche  nichts  erwiinschtei-  sein,  als  durch  eine  dei’- 
artige  gewaltige  Vermehrnng  ihres  J.andbesitzes  ihre  Macht  in 
höchster  Weise  zu  steigern. 

Ks  wäre  für  unsere  .\nfgabe  zwecklos,  nach  dem  rmfang 
der  Schenkungen  eine  Klassifikation  derselben  zu  versuchen;  es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  je  nach  den  vorliegenden  Um- 
ständen der  Umfang  des  geschenkten  Landes  der  verschieden- 
artigste ist.  Bald  sind  es  einzelne  Hufen  und  Höfe,  bald  ganze 
Ort.schaften ; bebautes  und  unbebautes  Land  (Nenbrüche),  Felder, 
Wie.sen,  Waldgründe,  auch  wohl  Sennereieii,  Mühlen.  Fischteiche 
u.  s.  w.  werden  ge.schenkt. 

Meist  enthält  bei  den  gnis.seren  Schenkungen  die  Urkunde 
eine  ausführliche  Aufzählung  aller  in  der  Schenkung  einbe- 
griffenen  Gegenstände.  Die  (irnndstücke  werden  genau  nach 

')  Vgl.  Hensier  liistitutioueii  II  g 79. 
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(len  sie  begrenzeiulen  Flüssen  und  Bächen  hescluieben,  alles 
Zubehör  einzeln  anfgefülnt  n.  s.  w. 

Nicht  selten  sind  es  Kirchen,  Kapellen  und  Hetliänser  (Ora- 
toi-ien),  welche  bisher  iin  Eigeiithiini  des  Schenkers  standen, 
und  die  nun  mit  den  dazu  gehörigen  (irundstUcken  und  Zube- 
hören der  bi.schötlichen  Kirche,  dem  Kloster  übertragen  werden-). 

Ausser  (irundstUcken  sind  es  nur  noch  Hörige,  welche  zu- 
weilen den  (Gegenstand  einer  donatio  post  obitum  bilden.  Und 
zwar  Hörige  mit  den  zu  ihnen  gehörigen  (Gehöften.  So  heisst 
es  z.  B.  bei: 

Meich.  235  (vor  810)  . . . mediam  partem  hereditatis  . . . 
fii-miter  tradidit.  id  est  serviim  suum  . . . cum  uxore 
sua  ...  et  tilium  cum  colouia,  sicut  sedebat  vestita. 
curtem  cum  domo  . . . donavit  post  obitum  suum. 

Es  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kolonen,  halbfreie 
Leute,  um  die  es  sich  bei  derartigen  Schenkungen  wohl  stets 
handeln  dürfte  (in  der  angeführten  l'rkunde  wird  ausdrücklich 
die  colonia  erwähnt),  erblich  an  die  Scholle  gebunden  waren 
und  daher  selbst  fast  wie  Immobilien  angesehen  wurden;  denn 
„das  (Grundstück,  welches  mit  dem  Kolonen  besetzt  ist.  kann 
nicht  ohne  ihn,  er  nicht  ohne  das  CGrundstück  veräussert  werden“*). 

Es  kommt  auch  vor,  dass  das  gesammte  Vermögen  ge- 
schenkt wird;  man  kann  annehmen,  dass  in  solchem  Fall  der 
Schenker  keinen  ihm  Nahestehenden  hatte  und  daher  die  Kirche 
gleichsam  zur  Universalerbin  machte*). 

Häufig  wird  auch  hinzugefügt,  dass  der  Schenker  auch 
alles  das,  was  er  bis  zu  seinem  Tode  noch  erwerben  würde, 
in  die  Schenkung  aufgeuommen  wissen  will*). 

Diese  Beispiele  mögen  genügen,  um  die  grosse  Mannig- 
faltigkeit der  Schenkungen  nach  dem  Tode  in  Bezug  auf  den 
(Gegenstand  anzudeuten. 


‘)  z.  B.  Iteicli.  I S.  53,  54  (755),  13  (765),  14  (765). 

*)  *.  B.  Meidi.  17  (767),  47  (775),  48  (775),  58  (780),  60  (778).  61  (779), 
65  (779),  71  (782),  76  (vor  782),  91  (vor  782),  106  (791),  173  (810),  179  (vor 
810),  293  (813). 

•)  Brunner  KG.  1 8.  241. 

‘)  z.  B.  Meicli.  47  (775),  .Silmcpflin  I 75  (810). 

‘)  z.  B.  Meich.  48  (775),  Mimdl  I 8 (784—788),  Meich.  484  (826). 
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Vollziehung  durch  traditio  cartae. 

Da  also  die  donatiunes  poul  ubitum  fast  ausschliesslich  die 
Ilebertragungvoii  linmobilieu  bezweckten,  so  wurde  die  Art  ihrer 
Vollziehung  durch  diejenigen  tirundsätze  bestimmt,  welche  das 
deutsche  Kecht  jener  Zeit  in  Bezug  auf  die  Uebertragung  von 
Liegen.schatten  ausgebildet  hatte. 

Wie  iiberhain>t  „der  ge.>ichichtliche  Ausgangspunkt  für  das 
germanische  Vertragsrecht  beim  Kealkontrakt  zu  suchen  ist 
so  ist  auch  die  lusprüugliche  und  naturgemässe  Form  der 
Uebertragung  von  Grundeigenthuui  ein  Ab.schluss  des  Kecht.s- 
geschäfts  in  greifbarer  Körperlichkeit  auf  dem  Grundstück  .selb.st; 
„die  Parteien  gehen  an  Ort  und  Stelle,  auf  das  zu  veräusseruile 
(irundstttck  und  vollziehen  dort  zugleich  das  Kecht.sgescliäft 
und  die  Besitzeinweisung“-].  So  bestand  auch  im  ältesten 
deutschen  Becht  die  l'ebertragung  von  Grundeigenthuin  in 
einem  einzigen  Akte;  dasselbe  „wusste  nichts  von  einem  Gegen- 
satz zwischen  tradilio  und  inveslilura,  die  Kigenthumsübertra- 
gung  vollzog  sich  durch  körperliche  Einweisung“^).  „Das  ganze 
Veräusseruiigs-  und  Uebertragungsgeschäft  wurde,  wenn  ein 
zweiseitiges,  Zug  um  Zug.  uno  actu  auf  dem  Gruudstücke  seihst 
vorgenommen“*). 

Allmählich  aber  löste  sich  die  Einheit  des  Aktes;  nach 
Heuslers  Vermuthung^)  gaben  vielleicht  gerade  die  Schenkungen 
an  die  Kirche  den  Austoss  dazu,  dass  nabi  und  invesMura  sich 
trennten.  Die  sala  wurde  derjenige  .Akt.  in  welchem  der  Ver- 
äusserer  der  anderen  Partei  gegenüber  seinen  Veräus.serungs- 


tVanken  fraiiz.  Ptainbei  ht  S.  2t  1. 

’)  Hciialer  Oewere  S.  7. 

*)  Heiixler  a.  0.  S.  16. 

*)  Brunuer  tJrkmule  S.  273.  Dieser  vou  Heusler  unil  Brunner  ver- 
tbeiiligten  Ansicht  gegenüber  ist  ilie  Jieinung  von  Hsis.s  nicht  aufrecht- 
znerhalten,  welcher  aiiszutühren  sucht,  dass  ursprünglich  nicht  ein  Akt  be- 
standen habe,  sondern  stets  ein  Dop|)elakt,  neben  der  Tradition  eine  Inrestitnr 
vorhanden  gewesen  sei. 

*)  (iewere  S.  17. 
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willen  erklärte  und  dei'  Andere  diese  mtindliche  Erklärung  ent- 
gegennalim;  die  Investitur  dagegen  derjenige  Akt,  in  welclieiii 
Jener  Wille  zur  thatsäcliliclien  Ansfiiliriing  gelangte.  „Die 
Sala  ist  der  .solenne  Vertrag.sscldiiss.  die  Investitur  die  darant 
folgende  Besitzübertragung'“).  Die  iSala,  der  Kontrakt,  war 
nicht  an  das  zu  veräus-serude  Drnndstlick  gebunden;  sie  konnte 
überall  vorgeuoniinen  werden.  Die  Investitur  dagegen  gehörte 
von  .\nfang  auf  da.s  (Ti  undstiU  k;  sie  war,  wie  bei  der  friUieren 
Einheitlichkeit  des  Aktes,  auch  jetzt  noch  reale  Investitur. 
(I.  h.  .die  feierliche  Besitzübertragiuig  des  Griiudstücks.  welche 
auf  dem  Grun<lstUcke  selber  vor  Zeugen  und  unter  bestimmten 
SolenniUiten  vollzogen  wird““).  Die  Formen,  in  denen  sie  sich 
vollzog.  s<jllten  zweierlei  Akte  zur  Anschauung  bringen;  die 
Uebertragung  des  Eigenthums  an  den  Erwerber  und  den  Ver- 
zicht des  Veräusserers  auf  sein  bisheriges  Eigenthum*).  Das 
ei-stere,  die  Uebertraguiig  des  Eigenthiims.  konnte  man  nur 
symbolisch  darstellen:  man  übertrug  einen  Gnindstückstheil. 
eine  Scholle,  einen  Zweig.  Der  Verzicht,  die  Auflassung,  ge- 
.schah  urspiUnglich  durch  körperliches  Hinausgehen.  Aber  „an 
die  Stelle  des  rechtsförmlicheii  exire  trat  schon  sehr  früh  das 
.ie  exitwn  dicere,  au  Stelle  der  faktischen  Besitzränmung  dei- 
Besitzräumnngsvertrag“  “ ). 

Somit  beschränkte  sich  nun  der  auf  dem  Grundstück  selbst 
voi-zunehmende  Akt  auf  die  solenne  Besitzübertragung.  Abei' 
auch  diese  löste  sich  von  dem  Gnindstück  los,  sie  wurde  aus 
einer  realen  Investitur  eine  symbolische.  Die  symbolische  In- 
vestitur ist  „zunächst  für  die  Investitur  im  Process  ausgebildet 
worden“"),  indem  nach  Art  der  römischen  »n  iure  cessio  auf 
Grund  eines  Scheinprocesses  die  Auflassung  erfolgte  *). 

Die  andere  Form,  in  welcher  die  symbolische  Investitur 

•)  Sohm  .\iillasnuiig  .S.  il7. 

’)  .Sohiii  II.  (1.  .s.  Hö. 

Solmi  n.  O.  S.  8.Ö:  „Die  .Soleuiiitäteu  iler  realen  Investitur  sind 
zweierlei:  der  snleniiu  A|iin eliensiüiisakt  mul  der  solenne  Auflassungsakt“; 
a.  Ü.  S,  86:  .Der  sulemie  Apprehensionsakt  drückt  den  Besiuerwerb  des  Em- 
pfängers aus.  Die  Auflassungshandlung  suleimisirt  den  Besitzverlust  des 
Veräusserers“. 

BruniU'i  l'rkuude  .S.  2<4. 

=■)  .'“olmi  a.  ().  S.  !H). 

Brunner  a,  U.  S.  27ö. 
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auftritt.  ist  für  uns  die  wesentlichere.  Sie  verhRiid  sich  näm- 
lich mit  der  Iradilio  curlnc. 

Üninner  hat  gezeigt-  "’ie  sich  im  römischen  \'ulgarrechte 
die  Uebertragungsfonn  mittels  traditio  cartae  ausgebildet  bat, 
bei  welcher  die  rechtserzeugende  Kraft  nicht  in  der  Unterschrift, 
nicht  in  der  Ausstellung,  sondern  in  der  Begebung  der  Urkunde 
lag.  Diese  fremdrechtliche  Form  wurde  nun  in  mannigfacher 
Weise  mit  der  volksrechtlichen  Uebertragungsweise  in  Verbin- 
dung gesetzt'). 

Entweder  nahm  man  zuerst  die  traditio  cartae  vor  und  Hess 
darauf  eine  reale  Investitur  folgen,  oder  man  verband  die 
traditio  cartae  mit  der  symbolischen  Investitur,  indem  ausser 
und  neben  der  Urkunde  die  üblichen  Traditionssymbole  über- 
reicht wurden,  oder  endlich  — und  gerade  diese  Form  wurde 
für  die  donationes  post  obitum  verwendet  — man  verschiimlz 
traditio  cartae  und  Investitur  in  einen  Akt.  indem  die  Begebung 
der  l'rkunde  selbst  als  symbolische  Investitur  aufgefas.st,  die 
Urkunde  also  als  'l'raditions-  oder  Investitursymbol  benutzt  wurde. 

Die  Richtigkeit  dieser  Thatsache.  welche  Brunner  bereits 
früher*)  hervorgehoben  hatte,  hat  er  gegen  den  von  Sohm  er- 
hobenen Widerspruch*)  auch  für  das  Gebiet  des  fränkischen 
Rechts  meines  Erachtens  überzeugend  iiachgewiesen'*).  „In  der 
traditio  cartae  sind  Veräusserung  und  Uebereignung  verbunden*'’); 
dieser  Satz  ist  dasErgebniss  .seiner  umfassenden  Untersuchungen 

Damit  war  der  durch  das  Auseiuanderfallen  von  Sala  uinl 
Investitui'  entstandene  Dualismus  in  der  Uebertragnngsform 
der  traditio  cartae  wieder  aufgeh<d)en;  wie  in  ältester  Zeit,  so 
genügte  auch  hier  jetzt  ein  Akt  zur  Wräusserung  und  Ueber- 
tragung;  freilich  ein  .\kt,  der  das  Rechtsgeschäft  nicht  körper- 
lich zum  Ausdruck  brachte,  sondern  die  rechtserzengende  Wirkung 
in  die  formale  Begebung  der  Uebertraguugsurknnde  legte. 

')  Bnumer  Ztschft.  f,  HR  XXII  S.  515,  551,  iTkunde  S.  276.  302-»»7. 

*)  Ztschft.  f.  HR  S.  552:  .Das  dentache  Recht  stellte  die  T'rkiinde  in 
die  Reihe  der  Vertragsayiuhole“. 

(’arta  und  Nntitia  S.  576  Aiim.  19 : .Ich  betrachte  die  rechtsfSnn- 
liche  Begebung  der  carta  als  symbolische  Investitur  (Auflassung)*. 

*)  .Auflassung  S.  101  .Amu.  30:  „Ich  halte  für  das  fränkische  Rei-ht  die 
Begebung  der  Frknnde  als  solche  nicht  für  symbolische  Investitur*. 

*)  Urkunde  .S.  283-307. 

*)  B,  n.  .S  .300. 
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Dass  uun  die  soeben  geschilderte  Uebereignungsform  der 
tradUio  cartae  diejenige  Form  war,  in  welcher  auch  die  dona- 
tione*  post  obilum  vollzogen  wurden,  möge  jetzt  an  einigen  Bei- 
spielen gezeigt  werden. 

Im  Gebiet  des  bairischen  und  alemannischen  Rechtes  kann 
die  Anwendung  der  traditio  cartae  auf  Schenkungen  nach  dem 
Tode  einem  Zweifel  nicht  unterliegen.  Schreiben  doch  die 
Volksrechte  der  Baiern  und  Alemannen  selbst  in  fast  wörtlich 
übereinstimmenden  Sätzen  für  alle  Vergabungen  an  die  Kirche 
die  schriftliche  Form  vor. 

Per  carlam  firmitatetn  faciat  heisst  es  in  der  lex  AJam. 
Hlotli.  I 1;  per  epistolam  confirmel  in  der  lex  Baiuwar.  I 1. 

Aber  auch  aus  den  erhaltenen  Urkunden  geht  deutlich  her- 
vor, dass  durch  ihre  Begebung  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen 
wurde.  Nur  zum  Beispiel  sei  genannt; 

Meich.  102  (790j,  wo  Strafen  bestimmt  werden  für  den, 
welcher  contra  hanc  cartulam  vel  traditione  zu  han- 
deln wagen  sollte;  cartulam  vel  traditione  bedeutet 
nichts  anderes,  als  Tradition  der  cartula,  d.  h.  über- 
haupt die  Schenkung. 

Bemerkenswerth  ist  eine  Mondseer  Urkunde  (Trad.  Lun. 
107  a.  811),  in  der  es  heisst: 

. . . actum  vel  datum  in  Vin.  id.  febr.  . . .;  es  wird 
also  um  den  für  das  Zustandekommen  des  Rechtsge- 
schäfts wichtigen  Moment  genau  zu  bezeichnen,  da- 
tum hinzugefügt ; datum  bedeutet  aber  Uebergabe  der 
Urkunde.  Diese  also  war  es,  nach  welcher  die  Schen- 
kung datierte. 

Unter  den  sonst  sehr  seltenen  donationes  post  obitutn 
St.  Gallens*)  tritt  doch  die  carta  traditionis  deutlich  hervor. 

Wart.  191  (806)*)  mrd  bestimmt,  dass  der  Zuwider- 
handelnde, den  Werth  dessen  ersetzen  soll,  que  carta 
continet.  Auch  hieraus  erhellt,  dass  die  carta  bei 
dem  Rechtsgeschäft  das  Wesentliche  und  Maassgeben- 
de ist. 

Dasselbe  finden  wir  in  den  Weissenburger  Urkunden.  Die 
Urkunde 

’)  Ks  kommen  nur  vier  vor. 

•)  Abg'edruckt  bei  Liirsib  iiiict  .Schröder  als  Nr.  4:(. 

UttbBsr,  die  donationee  puet  obitum.  I 
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Trad.  Wiz.  72  (787i  wird  in  der  Weise  datiert,  das-s  am 
Schlüsse  gesagt  wird:  tactnm  testameiitiini  sub  die 
....  Das  Wesentliche  ist  also  die  Uehergabe  der 
Urkunde  gewesen  Itestanientuni  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  tTir  carta  oder  epistolah 

Bezeichnend  ist  fenier 

Schoepflin  I 75  (810)  dono  . . . jier  chartam  confirmationis 
regis  (’aroli  et  imperatoris  . . . haec  Charta  in  Mogun- 
tia  civitat*  sciipta. 

Und  wie  ini  bairischen  und  alemannischen,  ebenso  verhält 
es  sich  im  fränkischen  Hecht ; auch  hier  ge.schieht  die  donatio 
post  obilwn  vermittelst  IrmUlio  rarlae. 

Wie  bereits  die  lex  Kibuaria  die  schriftliche  Form  von 
Kauf  und  Schenkung  kennt  (LIX  1,  2,  3.  7,  8.  9;  in  der  lex 
Salica  findet  sich  dieselbe  noch  nicht),  so  liefern  auch  fränki.sche 
Urkunden  deutliche  Belege. 

So  heisst  es  z.  B.  in 

Trad.  Fühl.  85  (786)  das  Kloster  soll  die  Schenkung 
ewig  behalten,  sicnt  haec  inaesens  traditionis  con- 
tinet  charlula. 

Auch  ähnliche  Datierungen  wie  hei  der  genannten  \\'eissen- 
burger  Urkunde  finden  sich; 

Trad.  Fühl.  210  (803)  acta  karta  traditionis  in  con- 
ventu  regali  in  urbe  Mogontia  mense  . . . 

Trad.  Fuld.  241  (807)  facta  karta  traditionis  in  monas- 
terio  Fulda  anno.  . . . 

Trad.  Fuld.  310  (815)  acta  traditionis  kartula  anno  ...') 

Ans  diesen  nrkundlicheu  Belegen,  sowie  aus  den  ange- 
führten Bestinnmtngen  der  Volksrechte  geht  also  in  der  Tbat 
hervor,  dass  die  donaliones  po«(  obilum  die  Form  scluiftlicher 
Verträge  hatten  und  durch  die  Begebung  der  Schenkungsur- 
kunde vollzogen  wurden. 


')  Auch  die  Urkunde  Mitteirliein.  UB  I 141  (896)  kriiiiitc  man  hier  an- 
fUbren : et  iit  her  nostra  tradi>.iu  inviolakiliii  et  üia  penuaueat.  haue  kar- 
tulam  fieri  rogavimua. 
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Aeussere  Form  der  Schenkungsurkunden. 

Die  Urkunde  also  ist  die  Hauptsache  bei  dem  Schen- 
kungsakt. 

Was  ihre  äussere  Fom  anlangt,  so  treffen  wir  auch  bei 
den  vorliegenden  Schenkungsurkunden  den  von  Brunner  ent- 
wickelten Gegensatz  zwischen  dispositiver  und  schlichter  Be- 
weisurkunde, zwischen  carta  und  notüia  an. 

Carta  doncUionis  ist  die  Urkunde,  in  welcher  der  Schenker 
erklärt,  die  vorliegende  Schenkung  voi-zunehmen  oder  vorge- 
nonimen  zu  haben;  notUia  ist  die  Urkunde,  in  welcher  die  statt- 
gehabte Schenkung  als  eine  geschehene  Thatsache  bekundet 
wird. 

Die  carta  wird  auch  carlula.  epislola,  testamenivm,  die  no- 
titia  auch  breve,  commemoratorium  genannt. 

Die  carlae  überwiegen,  die  notitiae  sind  selten'). 

Man  könnte  vielleicht  meinen,  derartige  Fälle,  von  denen 
wir  nur  durch  eine  notitia  Kenntniss  haben,  seien  ein  Beweis 
dafür,  dass  keineswegs  stets  eine  carta  begeben  wurde.  Aber 
der  scheinbare  Widerspruch  dürfte  sich  lösen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  auch  diejenigen  Rechtsgeschäfte,  welche  jetzt  nur 
noch  durch  erhaltene  notitiae  bezeugt  werden,  ursprünglich 
durch  Tradition  einer  carta  abgeschlossen  worden  sind,  — eine 
Annahme,  die  an  sich  höchst  wahrscheinlich  ist.  Dazu  kommt, 
dass  z.  B.  in  der  schon  erwähnten  notitia  Meich.  102  aus- 
drücklich von  einer  cartula  geredet  wird,  obwohl  eine  solche 
nicht  mehr  vorliegt.  Das  Fehlen  der  cartae  dürfte  sich  ent- 
weder daraus  erklären,  dass  (wie  dies  bei  den  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  sehr  häufig  geschah)  sowohl 
eine  carta,  als  auch  eine  notitia  ausgestellt  wurde  und  dann 
nur  die  notitia  erhalten  blieb;  oder  damit,  dass  die  sammelnden 

')  Unter  den  Freisiuger  Urkunden  sind  notitiae:  Ueieh.  4ti  (773),  UU 
(.778),  79  (vor  782),  102  (790),  109  (791),  123  (vor  810),  131  (803),  135  (vor  810), 
300  (8141,  352  (817),  .355  (817).  3«7  (817),  398  (819),  4(«)  f824).  4fi3  (824).  404 
(824),  572  (810— a35),  682  (853j,  1090  (957  —994;. 

»• 
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Mönche,  welche  aus  den  vorhandenen  Originalurkunden  einen 
Traditioiiskodex  zusaminenstellten.  entweder  nur  die  notitin  ko- 
iderten,  oder  die  ihnen  vorliegende  rnrtn  in  Furni  eines  IJerichUs. 
d.  h.  einer  notitin,  in  ihre  .Saniinlung  aut'nahmen. 

Um  ganz  kurz  auf  die  äussere  Form  der  Urkunden  einzu- 
gehen (wobei  stets  die  Untersuchungen  Brunners  als  Grundlage 
dienen),  so  beginnen  dieselben,  wenn  sie  rarlae  sind,  meist  mit 
einigen  allgemeinen  l’hrasen,  in  denen  die  (iottgefälligkeit 
frommer  Werke,  die  .Sehnsucht  nach  der  ewigen  Seligkeit  her- 
vorgehobe.n  werden  u.  s.  w. ');  dann  folgen  die  eigentlichen 
Schenknngs Worte,  Name  des  Schenkers  und  der  beschenkten 
Kirche  u.  s.  w. , und  hierauf  wird  bald  in  knapiier  bald  in  aus- 
fiihrlirher  Form  der  tiegenstand  der  Schenkung  beschrieben. 
Der  Schluss  der  Urkunde  besteht  in  der  Regel  aus  der 
Strafklaiisel,  welcher  sich  meist  die  Formel  stifmlatione  sub- 
nü:a  anschliesst.  dem  \'erzeichniss  der  Anwesenden,  dem  Datum, 
den  Unterschriften  des  Schenkei-s,  der  Zeugen  und  endlich  der 
des  Schreibers. 

Die  Strafklausel  soll  das  durch  die  Urkunde  begifmdete 
Rechtsverhältniss  schützen.  Sie  hat  sich,  wie  R.  Löning  nach- 
gewiesen hat*),  aus  der  rümischen  Verabredung  einer  Konven- 
tionalstrafe entwickelt,  im  deutschen  Recht  aber  eine  neue  Be- 
deutung erhalten.  In  dieser  Klausel  verpflichten  sich  nämlich 
nicht  etwa  nur  die  Kontrahenten  zur  Erfüllung  oder  dauernden 
Befolgung  des  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfts  bei  Strafe, 
sondern  es  wird  auch  jedem  Dritten  eine  Strafe  angedroht, 
welcher  das  durch  die  Schenkung  liei-gestellte  Rechtsverhältniss 
anzufechten  oder  zu  verletzen  wagen  sollte.  Die  Strafsumme 
ist  auch  nicht  nur  dem  verletzten  Theile  — wie  dies  bei  der 

')  z.  B.  Meicli.  1 S.  44,  45  {lio),  S.  53.  54  (75ö).  <5  (759),  12  (703,  13  (765) 
und  unzählige  andere. 

Eine  besondere  Einganifsfomi  ist  folgende  nur  in  Mondaeer  I’rknnden  .sich 
findende : 

Latore.e  legum  aanxenint.  nt  qui  de  iure  proprio  alicni  aliqnid 
tradere  voliierit , hoc  coraiu  plure«  teetibns  faciat  finniter  oblicare.* 
nt  in  evnm  et  ini'nnvnlanni  permanere  valeat  . Qnapropter  ego  . . . 
•So  heisst  es  in  Trad.  Lnn.  I?  (S2Si.  45  (H17i.  65  (B22).  63  (826).  75  (815). 
136  (827). 

')  Vertragsbruch,  Anhang:  über  l'rsprnng  und  reclitlicbe  Bedeutung  der 
ln  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Strafklauselu. 
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eigentliclien  Konventionalstrafe  geschieht  — , sondern  häufig 
auch  dem  Staat  zu  entrichten  *).  Die  Erklärung  fttr  diese  Ab- 
weichungen von  der  j-ömischen  Konventionalstrafe  sieht  Löning 
in  folgendem.  Die  Parteien  treflen  nicht  eine  willkürliche 
Verabredung,  sondern  sie  nehmen  nur  ausdrücklich  die  schon 
gesetzlich  gestattete  Strafe  in  ihren  Vertrag  auf.  Nur  die 
Höhe  der  Strafe  zu  bestimmen  hat  das  Volksrecht  ihnen  über- 
lassen. So  bestimmt  die  lex  Alam.  1 S ausdrücklich,  die  je- 
desmal in  der  Urkunde  von  den  Parteien  festgesetzte  Strafe 
solle  die  von  Rechtswegen  verfallende  Strafe  sein.  Und  wenn 
die  lex  Baiuwar.  1^2  die  poena  dupli  nebst  einem  auf  drei 
Unzen  (lold  festgesetzten  Friedensgeld  zur  gesetzlichen  Strafe 
erhob,  so  war  damit  keineswegs,  wie  zahlreiche  Urkunden  be- 
weisen , ein  strenges  Einhalten  dieser  Beträge  vom  Gesetz  ge- 
fordert '). 

Verweisungen  auf  die  gesetzliche  Strafe  {compomt  sicut  lex 
e*l  und  dgl.)  enthalten  z.  B. : 

Meich.  64  (779),  91  (vor  782),  186  (vor  810),  259  (vor  810), 
Trad.  Pat.  16  (788). 

Das  freie  Belieben  der  Parteien  dagegen  zeigen  z.  B.  fol- 
gende Strafsnmmen : 

2 librae  auri  in  Meich.  32  (772), 

3 Unzen  Gold  und  6 Pfund  Silber  in  Meich.  53  (780)  • 
in  Meich.  173  (810)  lieLsst  es: 

in  fiscü  XL  solidos  comitonat  auro  adpretiatos. 
in  Wart.  I 28  (761)  beträgt  die  Strafsumme: 

2 Unzen  Gold,  .5  Pfnnd  Silber, 
daselbst  103  (786): 

2 Unzen  Gold  und  4 Ptund  Silber. 

ln  der  Fuldaer  Urkunde  von  765  (Trad.  Fuld.  24)  ist  die 
hohe  Strafe  von  200  Solidi  festgesetzt;  niedrigere  Strafsnmmen 

*)  Vielleiclit  darf  liier  au  die  riimistdicu  (irilberlmsiteii  erinnert  werden. 
Die  rilini.x-hcn  Orduuiii^n  sfentnlteten.  wie  dies  lumliriften  lipzeugeii.  .jedem, 
der  ein  (irabinnl  erriobtel.  den.  der  dasselbe  verletzen  würde,  mit  einer  öffent- 
lichen tieldstrafe  bis  zu  lOOlMJO  .Se.»terzen  zn  lielegen' ; diese  Strafsumme  fiel 
in  Älterer  Zeit  an  die  Uemeindeka.sse . später  entweiler  an  diese  oder  an  die 
Kasse  der  I’ontilices  (Mommsen  Ünin.  .Staatsreclit  11  PS.  70 — 72.  Bruns  Fontes  ‘ 
S.  307 — 311).  Ks  erscheint  nicht  ansgeschlossen,  dass  hierin  die  Vorbilder 
für  unsere  .strafklanselu  zn  suchen  sind. 

*)  Löning  a.  0.  S.  692,  .693. 
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finden  sicli  daselbst  in  Nr.  27  (765):  2 Unzen  Gold,  3 Pfund 
Silber,  43  (773);  in  45  (774):  4 und  5;  in  52  (775),  79  (785).  81 
(785):  2 Unzen  Gold  und  4 Pfund  Silber;  20  Unzen  Gold  und 
50  Pftind  Silber  beträgt  die  Strafe  in  Trad.  Pat.  27  (796); 
3 Unzen  Gold  und  5 Pfund  Silber  in  Trad.  Wiz.  2 (742) ; 2 Unzen 
Gold  da.selbst  14  (739);  u.  s.  w. 

Zuweilen  wird  auch  bei  den  donatione«  jwsl  obitum  bestiniuit. 
dass  ausser  einer  genannten  Summe,  die  dann  meistens  dem 
Staat  zu  zahlen  ist,  dem  Beschenkten  ein  ein-  oder  vielfacher 
Ersatz  der  angefochtenen  Schenkung  gewährt  werden  sidl.  Bei- 
spiele sind : 

Meich.  I S.  44,  45  (743)  indice.  terreno  cnlpabilis  sit  anri 
D solidos  et  qnod  retulit  restitnat  (luadrnplum. 

Meich.  138  (804)  duplnm  ad  ipsa  casa  Dei  restitnat. 

Wart.  I 191  (806)*)  et  si  ullns  sit.  (|ui  hoc  contradicere 
volnerit.  nt  predicte  res  ad  iam  dictum  monasterinm 
Stare  non  debeant,  de  suis  rebus  talia.  fjue  carta  con- 
tinet,  ad  eundem  cenobinm  restitnat  et  tisco  proximo 
anri  nncias  V et  argenti  pondera  VII  persolvat. 

Trad.  Lnn.  102  (811)  si  quis  . . . inferat  partibns  ipsi\is 
sancti  loci  duplnm  tantnm  (luantnm  hec  tradicio  cou- 
tinit,  et  una  cum  distringente  socio  tisco  anri  libras  ar- 
genti pondua  tanta  exsolvat*). 

Eigenihümlich  ist  die  Strafliestimmung  in  Meich.  I S.  53, 
55  (755) 

indice  terreno  solvat.  nt  mos  est,  snum  nnergelt. 

Wie  ans  der  Hervorhebung  des  iude,r  terrenm  sich  zeigt, 
wurden  dem  Zuwiderhandelnden  auch  Strafen  des  himmlischen 
Richtei-s  in  Aussicht  gestellt;  die  kirchlichen  Schreiber  haben 
oft  eine  grosse  Sorgfalt  angewendet,  dieselben  so  schrecklich 
als  möglich  anszumalen ’). 

Nachdem  in  der  Urkunde  auf  die  besprochene  Weise  eine 
Strafbestimmung  getroffen  ist,  pflegt  meistens  folgendennaasseu 
fortgefahren  zu  werden : trotz  derartiger  Anfechtungen  Itaec 

‘)  Abgednickt  bei  Lilrsch  nnd  .Schröder  als  Nr.  4:t. 

•)  Ebi  ist  aiiffallend,  dass  hier  statt  einer  bestimmten  Zahl  das  formel- 
hafte tanta  gebraucht  wird ; man  hat  vielleicht  die  vom  Gesetz  aufgestellten 
3 Unzen  Gold  gemeint. 

*)  Vgl.  Löning  a.  0.  S.  568, 
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epislola  u.  s.  w.  ßrma  et  stabiHs  permaneal,  und  an  diesen  Satz 
pflegen  sich  die  Worte  anzuschliesseii : stijmlalione  ««fcnio-o. 
Audi  dies  ist  keine  Eigenthüinlichkeit  der  donaliones  post  obitum^ 
sondern  kommt  in  rrknnden  über  die  versdiiedenartigsten 
itechtsgesclmfte  mit  giosser  Regelmässigkeit  vor.  Es  soll  da- 
her audi  hier  nur  deshalb  angef  ührt  werden,  weil  es  eben  auch 
bei  unseren  Schenkungen  sich  findet.  Der  Sinn  dieser  Worte, 
die  sich  stets  an  der  hei  vorgehobenen  Stelle  der  Urkunde  be- 
finden, ist  nach  Brunner ’i  der  einer  , Ankündigung  oder  Kon- 
statierung der>ViHa/io“  d.  h.  der  Untei-schriften.  Es  besteht 
gar  kein  Zusammenhang  mit  der  römischen  Stipulation ; 
mit  dem  Wort  sHimhitio  wird  nichts  anderes  als  die  nachfolgende 
matmßnnalio,  die  Handf'estnng,  bezeichnet. 

Die  lliditigkeit  der  Bninnerschen  Erklärung  wird,  wie 
dies  L.  Seufi'ert  nachgewiesen  hat*),  durch  die  in  den  Strass- 
burger Urkunden  vorkommenden  Beispiele  bestätigt. 

An  Stelle  der  Formel  stipulaiwne  sulmixa  kommt  in  einigen 
Fuldaer  Urkunden  die  ^\■endnng  culmo  sttbnixam  oder  ähnliche 
vor;  da  zwei  der  mit  dieser  Formel  vei-sehenen  Urkunden  do- 
nutiones  jwst  obituin  sind  (Trad.  Fuld.  101  a.  791  nnd  130  a.  ?), 
so  sei  kurz  folgendes  bemerkt.  Nach  den  eingehenden  Bemer- 
kungen Brunnei’s,  welcher  dieser  räthselhaften  Formel  einen 
eigenen  Exkui-s  gewidmet  hat*),  ist  es  nur  der  Schreiber  Asger, 
welcher  diese  Klausel  offenbar  in  missverständlicher  Weise  au- 
weudet ; er  scheint  damit  sagen  zu  wollen,  dass  der  ctdmus^  der 
Halm,  übergeben  woialen  sei  zur  Vestitur,  d.  h.  zur  sym- 
bolischen. Hier  würde  dann  also  neben  der  carta  noch  ein 
weiteres  S3'mbol  verwendet  worden  sein.  Sohin*)  erkennt  in 
der  Klan.sel  die  Bürgschaft  für  künftige  Investitur,  Heusler*) 
sieht  in  ihr  einen  Beweis  für  die  Ansicht,  dass  das  Stäbchen, 
die  festuca,  durch  den  Halm,  calamus,  culmus,  verdrängt 
worden  sei. 

Was  schliesslich  die  Unterschriften  der  Aus.steller,  der 
Zeugen  und  sonstigen  Anwesenden  und  die  Vollziehung  oder 

■)  Urkunde  S.  22t. 

*)  Ztschl't.  d.  Sav.  St.  II  1881  Genu.  Abtli.  S.  115 — 123. 

*)  l.'rkuude  S.  228 — 23U. 

*)  Aut'lasHuug  8.  IIU,  Aiim.  11. 

*)  Institutionen  I S.  76. 
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Ausfertigung  seitens  des  Schreibers  sowie  die  Datierung  der 
Urkunden  betrifft,  so  sind  auch  dies  alles  Dinge,  welche  nichts 
den  donationes  posl  obilum  Eigenthlimliches  enthalten;  sondern 
es  sind  Formalitäten,  die  sich  bei  allen  Urkunden  linden  und 
nur  mit  Herbeizielmng  der  übrigen  Urkunden  behandelt  werden 
können.  Da  dies  in  erschöpfender  Weise  von  Brunner,  wie  be- 
merkt, geschehen  ist,  so  kann  hier  um  so  mehr  auf  dessen 
Untersuchungen  verwiesen  werden. 


§ 9. 

Der  Schenkungsakt. 

Der  Schenkungsakt  bestand,  wie  wir  geseluni  haben,  in 
der  Begebung  der  soeben  beschriebenen  Urkunde. 

Die  Begebung  war  ein  feierlicher  und  rechtsförmlicher  Akt. 
Denn  durch  ihn  wwden  wichtige  Rechte  begründet  und  Dritten 
gegenüber  zum  Ausdntck  gebracht,  l.hid  eine  gewisse  Feierlich- 
keit wurde  wohl  auch  durch  den  Umstand  bedingt.  da.ss  eine 
Schenkung  nach  dem  Tode  meist  nicht  wie  ein  gewöhnliches 
Rechtsgeschäft  des  täglichen  Lebens,  sondern  mit  iVommeu  Ge- 
danken abgeschlossen  wurde. 

Der  Ort,  an  welchem  die  Schenkung  vurgenommen  wurde, 
war  meist  die  Kirche  selbst,  wehdie  die  Schenkung  erhalten 
sollte.  In  bcuilica  *.  Mariae  (Meich.  .12  a.  772),  in  eecleeia  s. 
Benedicti  (Meich.  53  a.  780)  u.  s.  w.,  aber  auch  in  domo  epU- 
copale  (Meich.  62  a.  779)  wird  geschenkt.  Häufig  geschieht  die 
Schenkung  auch  auf  der  Versammlung  der  Geistlichen:  in  pvb- 
lico  synodo  ad  Frigisingas,  oder  auch  auf  einer  Versammlung 
geistlicher  und  weltlicher  Grossen:  in  convetdu  regali  in  urbe 
Mogontia  (Trad.  Fuld.  216  a.  803). 

So  war  schon  durch  den  Ort  stets  die  Oeffentlichkeit  des 
Aktes  bedingt,  wie  ja  denn  in  zahlreichen  Urkunden  die  pub- 
lice erfolgte  Vollziehung  erwähnt  wird.  Unter  diesem  pub- 
lice kann  man  nicht  mit  Heusler*)  schlechtweg  Gerichtlichkeit 
verstehen  und  die  Bestimmung  der  lex  Ribnaria  59.  welche 


‘)  Gewere  S.  13,  15. 
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allerdings  von  tcstamenta  in  tnalh  publico  conscripta  spricht, 
dahin  ausdehnen,  dass  „die  uns  aus  dem  7.  und  H.  .lahr- 
hundert  erhaltenen  Urkunden  über  Eigenthunisübertragungen 
in  Folge  gerichtlicher  AuHassnug  entstanden  sind'“).  Denn,  wie 
Haiss  betont*),  spricht  dagegen  entschieden  der  schon  liervor- 
gehobene  Umstand,  dass  in  den  meisten  Füllen  die  Schenkungen 
in  der  Kirche  vorgenommen  wurden,  die  Urkunden  mit  ganz 
seltenen  Ausnahmen  durchaus  keinen  Hinweis  auf  gerichtliche 
Ausstellung  enthalten.  Man  muss  daher  behaupten,  da.ss  für 
Schenkungen  durch  Urkunden begebung  die  Gerichtlichkeit  ausser- 
halb des  ribnarischen  Stammes  kein  wesentliches  Krforder- 
niss  war. 

Die  üeffentlichkeit  des  Aktes  brachte  es  mit  sich,  dass  fast 
stets  eine  grosse  Zahl  von  Zengen  nnil  Zuschauern  zugegen 
war.  Denn  wenn  auch  der  bekundete  He.chtsakt  nicht  wie  bei 
den  römischen  Urkunden  auf  der  Mitwirkung- der  Zeugen,  son- 
dern auf  der  Begebung  der  Urkunde  beruhte,  st>  diente  doch 
die  ßmialio  der  Zeugen  dazu,  eine  .Anfechtung  tlnrch  Dritte  zu 
erschweren. 

Aber,  wie  gesagt,  nicht  allein  die  erforderliclien  Zeugen*), 
welche  durch  Berührung  der  Urkunden  die  Haudfestuug  leisteten, 
waren  bei  dem  Akt  zugegen,  sondern  zahlreiche  Andere,  als 
„Anwesende“  bezeichnete.  (feschieht  die  Schenkung  in  der 
Kirche , so  versammeln  sich  meist  sämmtliche  Geistliche,  welche 
im  Dienst  dieser  Kirche  stehen;  an  ihrer  Spitze  der  Bischof*). 
Aber  auch  Laien  finden  sich  häufig  ein;  lianptsächlich  die  Ver- 
wandten des  Schenkers-'),  die,  wie  sich  zeigen  wird,  ein  Kecht 
liatten,  bei  der  Schenkung  mitzusprechen. 

ln  (regenwart  dieser  oft  sehr  zahlreichen  und  wohl  auch 
glänzenden  V'ersammlnng  (wir  finden  Erzbischöfe,  Bischöfe. 
Grafen  und  Königsboten  unter  den  Anwesenden)  trat  nun  der 

‘J  ft.  U.  .S.  In. 

’)  Traililio  niiil  Iiivefttitnra  8.  Iö7. 

Kill  Dekret  Herzog  Tn.^silns  (Moii.  (ienii.  LL.  III  |i.  4nU;  Äctiieibt 
z.  B.  drei  Testes  lidcles  et  nobiles  vor.  Vgl.  biicIi  die  S.  3ß  erwdlinteii 
EingaugBformeln  lIundBeer  rrkunden. 

*)  z.  B.  Meicli.  I S.  44,  4n  (74ni.  20  (769i,  nO  (77H).  ö7  (778),  (>2  (779), 
70  (780). 

‘)  z.  B.  Meicli.  181  (,803). 
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Schenker,  wenn  die  Schenkung  in  der  Kirche  geschah,  vor  den 
Altar  und  legte  die  Schenknugsurkuude  auf  denselben  nieder, 
die  darauf  erst,  wie  dies  Hruuuer  gezeigt  hat'),  vollzogen  und 
somit  aus  eiueni  blossen  Pergament  zu  einem  rechtserzeugeuden 
und  recht.sbewei.senden  Schriftstück  wurde.  Durch  die  Nieder- 
legung auf  den  .\ltar  hatte,  so  fasste  es  der  damalige  (Tlaube 
auf,  der  Heilige  selbst  die  Schenkung  entgegengenommen*): 
das  gleiche  wurde  erreicht,  wenn  in  die  Hände  des  Bischofs 
tradiert  wurde;  dann  handelte  dieser  gleichsam  als  Stellver- 
treter des  himmlischen  Empfiingei-s. 

Konnte  die  Schenkung  nicht  in  der  Kirche  vorgenommen 
werden,  so  vertrat  mei.st  ein  Reli(iuienkästchen.  das  ja  leicht 
von  Ort  zu  Ort  getragen  werden  konnte,  die  Stelle  des  Altars; 
oder  mau  half  sich  auch  hier  dadurch,  dass  mau  dem  Bi.schof 
in  die  Hände  tradierte. 

Ein  besonders  anschauliches  Bild  von  den  Formen,  in  welchen 
die  Schenkung  durch  Urkuudenbegebung  vollzogen  wurde,  ge- 
währt uns  die  von  Bruuuer'')  angeführte  Stelle  bei  Beuediktus 
]..evita  (VI  [II]  370),  die  desshalb  als  Bestätigung  und  Ergänzung 
der  gegebenen  Ausführungen  auch  hier  einen  Platz  finden  möge : 
t^uisquis  ergo  nostrum  suas  res  ecclesiae  tradit,  domino  Deo 
illas  Offert  at(iu(‘  dedicat  suisque  sanc.tis  et  non  alteri, 
dicendo  talia  et  agendo  ita;  facit  enim  scriptnram  de 
ipsis  rebus.  quas  Deo  dare  desiderat  et  ipsam  scrip- 
turam  coram  altari  aut  supra  tenet  in  manu,  dicens 
eiusdem  loci  sacerdotibus  atque  custodibus : offero  Deo 
at«iue  detlico  omnes  res,  quae  hac  in  chartula  tenentur 
insertae  . . . si  (piis  aiitem  eas  inde,  (luod  fieri  nulla- 
tenus  credo,  abstulerit,  sub  poena  .sacrilegii  ex  hoc 
domino  Deo,  cui  eas  otfero  atque  dedico,  districtis.simas 
jeddat  rationes.  Ponit  etiam  in  ea  (chartula)  alia.s 
coniurationes.  (pias  enumerare  longum  est. 


')  Ibkunde  S.  261 — 272.  Überiiaiqit  ist  auch  für  die  äussere  Form  der 
traditio  cartae  für  das  Nähere  auf  Brunner  zu  verweisen. 

’)  Man  ilrilckt  .sich  oft  gerade  so  aus,  als  oh  die  .Schenkung  direkt  au 
den  neiligen  gerichtet  sei:  .Schoepflin  1 68  (794)  ego  dono  dninno  nostru  g. 
Leodogario, 

“)  rrkuuilc  S.  26ö, 
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§ 10. 

Schenkung  durch  Saimannen. 

Zuweilen  finden  wir,  dass  die  donatio  post  obilum  nicht  vom 
Schenker  selbst  durch  Begebung  der  Urkunde  vollzogen, 
sondern  die  Ausfrihrung  in  die  Hände  von  Saimannen  gelegt 
wird').  Es  kam  vor,  dass  der  Schenker  die  beabsichtigte 
Schenkung  nicht  auslTihren  konnte.  Er  lag  krank  zu  Haus  und 
mochte  nicht  den  Weg  nach  der  bischöflichen  Kirche  wagen, 
um  dort  vor  dem  Altar  die  traditio  cartae  vorzunehmen,  oder  er 
mochte  nicht  warten,  bis  der  Bischof  auf  einer  Reise  seine  Wohn- 
stätte berührte,  um  dann  vor  dem  Reliiiuienkästchen  die  Schen- 
kung zu  machen.  In  solchen  Fällen  berief  er  ihm  nahestehende 
Personen  und  gab  diesen  auf,  nach  seinem  Tode  den  zur  Schen- 
kung erforderlichen  Formalakt  vorzunehmen.  Der  Salmann  ist 
damit  als  Treuhänder  veriitlichtet,  die  Schenkung  auszuftthren. 
Denn  wie  einst  bei  der  fränkischen  Affatomie*)  einem  Mittels- 
mann durch  gerichtlichen  Festucawurf  das  Vermögen  desjenigen 
übertragen  wurde,  der  sich  mangels  von  erbberechtigten  Vei- 
waudten  einen  Erben  schaffen  will,  und  die  rechtsförmliche  ge- 
richtliche Handlung  des  Wurfes  der  Festuca  den  Mittelsmann 
baml,  ebenso  ist  der  Salmann  gebunden,  welchem  per  tradium 
das  Uut  des  Schenkers  in  treue  Hand  gelegt  ist.  Natürlich 
kann  der  Zweck  der  Uebertragung  an  einen  Salmann,  dieses 
per  iraditim  commendare,  nicht  der  sein,  etwa  durch  die  spätere 
Besitzübei'gabe  seite.ns  des  Saimannen  die  schon  vom  Schenker 
begonnene  Schenkung  zu  vollenden,  so  dass  also  zwischen  dem 
Schenker  und  dem  Salmann  die  Sala,  zwischen  dem  Salmann 
und  dem  Beschenkten  die  Investitur  vuigenommen  würde;  diese 
Auft’assung  winde  dem  geschilderten  Wesen  der  traditio  cartae 

*)  t'bcr  die  Siilmiimien  vgl.  besonder.-i  Stobbc  lU)cr  die  .Salintiuiien 
gtscbft.  f.  KG  \TI  18fi8  8.  40.i — 438;  Bewer  Sala  Traditio  Ve.afitura  8.  7t — 78 
Hennler  Institutionen  I 5j  4il. 

’)  i'bt'r  ilii:  .\flätoniii!  und  b'i.  Sal.  4U  bandeln  u.  .\.  Hai's  S.  öl  tt.. 
.Scbrüder  Güterreclit  S.  Iö8  ff.,  besonders  Honsler  Institutionen  II  S 
Affatumie  und  Tbinx.  8.  ß'31— 62ö.  Siebe  aueb  oben  S.  2, 
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widerspredien.  Vielmehr  ist  es  so;  <la  der  Schenker  selbst  die 
Irndilio  carlae  nicht  vornehmen  kann,  betraut  er  den  Salmann 
mit  diesem  .\kt  und  zwar  in  rechtlich  bindender  Weise  per 
irudium. 

Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  stets  eine  blosse  Irndilio 
carlae  genügte,  um  eine  donalio  jm.it  obitum  vorzunehmen,  indem 
ihr  die  besprochene  Bedingung  hinzngefügt  wurde.  Daher  kann 
man  nicht  sagen  das  Institut  dei'  .Salmannen  sei  benutzt  worden, 
um  derartige  Schenkungen  zu  ermöglichen.  Sondern,  wo  Sal- 
mannen verwendet  wurden,  muss  irgend  ein  äusserer  Anlass 
vorhanden  gewesen  sein').  Sfobbe  vennuthet-),  dass  zuweilen 
der  Veräusserer  des.shalb  Salmannen  benutzt  habe,  um  .sich  die 
Widerruflichkeit  vorzubehalten,  „so  dass  die  durch  einen  Salmann 
vermittelte  Vergabung  den  Charakter  einer  einseitigen  letzten 
Willensordnung  erhielt,  welche  eben.so  wie  ein  Testament 
widerruflich  war'*. 

Die  Schenkung  durch  Salmannen  findet  sich  besonders  in 
bairischen  Urkunden,  die  zum  Theil  den  Vorgang  sehr  deutlich 
schildern. 

In  Meich.  18fi  (vor  810)  berichtet  der  Schenker  Chuuuo, 
(lass  er  languore  depressus  eine  Schenkung  post  . . 
discessum  vorgenommen  habe ; aber  nicht  in  der  Kirche, 
vor  dem  Altar,  in  (.iegenwart  des  Bischofs,  also  nicht 
durch  Iradilio  carlae.  Sondern  er  fährt  fort:  ego 

('hunno  haue  traditionem  feci  coram  parentibus  meis 
(vermuthlich  auf  seinem  Krankenlagfu  ) et  rogavi  Sinde- 
oneni  et  Cundherinm  proximi  mei  finnare  haue  traditi- 
onem in  altarem  s.  Mariae  in  praesentia  episcopi  vel 
cuncto  clero,  (jnod  sit  stabilis  in  perpetuum.  Also  die 
Salmannen  sollen  erst  die  Iradilio  carlae  in  der  Kirche 
vornehmen  (nicht  etwa  eine  reale  Inve.stitur),  und 
damit  der  .Schenkung  dauernden  Bestand  verleihen. 

Sehr  lebendig  ist  auch  die  Uebergabe  an  die  Salmannen 
und  die  spätere  Ausführung  dbr  Tradition  geschildert  in  der 
Urkunde 

Meich.  .100  (814)  . . . Pietto  olim  decreverat  atque  coram 
propimiuis  suis  condixeraf  tertiam  partem  hereditatis 

•)  Bewer  a,  0.  .S.  72. 

•)  Ztachft.  f.  ECi.  S.  423,  ebenso  PrBV  S.  178. 
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liropria«“  in  loco  ....  tradere  donnii  >=.  Maiiae.  Nunc 
vero  iiecessitato  conpulsua  et  valida  etriitiidine  depies- 
su!«  iaiii  dictani  traditiuiieni  corain  nmULs  iii  nianilm!> 
proxiinunun  siionim  po.snit , iiiioruni  iioniina  Milo  et 
Friduperlit,  e<>  modo,  .*<i  ipse  ea  egiitndine  obisset. 
nt  vice  illims  iam  dictam  traditionein  perfecissseut , et 
corani  istis  testibus  in  altare  s.  Mariae  . . . tradidi.s- 
sent.  Haec  festes  ....  (also  dieselben  Zeugen,  welche 
bei  der  üebergabe  an  die  .Salmannen  zugegen  sind, 
sollen  auch  bei  der  traditio  cartae  verwendet  werden). 
Nun  wird  die  Ausführung  durch  die  Salniaiinen  ge- 
schildert: Hoc  peractum  et  aliquantuni  tempus  evolu- 
tuni,  Pietto  obiit,  ipsique  iam  dicti  M.  et  F.  secum 
sumpseruut  filium  Piettonis  nomine  Hununc,  pervenerunt 
ad  Frigisingas  in  praesentia  Hittoiiis  episcopi,  et  haec 
omuia  perfeceruut,  sicut  a Piettone  potestatem  acce- 
perunt.  eo  modo  ut  ipsi  pariter  cum  Hnnungo  filio 
eins  iam  dictam  traditionem  commune  manu  in  altare 
s.  Mariae  posuemnt  et  iterum  testes  exinde  confirma- 
verunt.  Deutlich  ist  das  Niederlegen  der  dicta  traditio, 
des  Traditionsobjectes,  durch  die  carta  auf  den  Altar 
hervorgehoben ; bemerkenswerth  ist  auch,  dass  die  Sal- 
mannen der  grösseren  Sicherheit  halber  noch  den  Sohn 
des  verstorbenen  Schenkers  mit  heranziehen. 

Es  kam  auch  wohl  vor,  dass  die  Salmannen  mit  der  Ans- 
fttbrung  des  Auftrages  zögerten. 

Einen  solchen  Fall  berichtet  die  interessante  Urkunde 

Meich.  .308  (814):  Der  Priester  Freido  hatte,  wie  in  den 
obigen  Fällen  valida  inftrmitate  depressus,  sieben 
Männer  zu  sich  entboten  et  in  manus  illorum  totam 
dictam  rem  meam  per  wadium  posui,  si  ego  Freido  in 
ipsa  intirmitate,  defunctus  fuissera,  ut  ipsi  perfecissent 
traditionem,  ijuam  ego  ante  depositum  vel  cogitatum 
habui.  hoc.  autem  cum  eis  finniter  condixi  et  in  illorum 
potestate  iudubitanter  ((jnstitui.  Darauf  ist  Freido 
praevalente  infirmitate  gestorben.  Die  Salmannen  je- 
doch aliquautum  temi>us  detardaveruut  hoc  agere,  quod 
B'reidoni  presbytero  promiserunt.  Das  berichtet  Hadolt 
advocatus  Freidoni  dem  Bischof  Hitto;  darauf  kommt 
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der  Bischof  in  conciliuni  Eugilharti  (’omitis  et  iater- 
pellabat  eos  (die  Salmanuen)  de  ipsa  ecclesia,  quam 
Freido  dumui  s.  Mariae  tradidit  per  maiius  illorum, 
ipsique  confitentes  verum  esse,  venerunt  ad  Frigisinga 
et  perfecerunt,  sicut  eis  iniunxit  Freido;  et  confir- 
inaverunt  traditionem  eius  in  altare  s.  Mariae. 

Auch  aus  dieser  Urkunde  erliellt.  dass  die  Salmannen  den 
Uebertragungsakt  in  Gestalt  der  traditio  cartae  vollzogen. 
Ausserdem  finden  sich  noch  Salmannen  in  Trad.  Wiz.  72  (787), 
Trad.  Fnld.  601  (869)  u.  696  (?). 

§ II- 

Wirkungen. 

Wir  kommen  jetzt  zu  der  Hauptfrage,  derjenigen  nach  den 
Wirkungen,  welche  eine  dotvalio  post  obitum  hervorbringt.  Hier 
gerade  stehen  sich  die  vei-schiedenen  Meinungen  gegenüber. 
Vielleicht  lässt  sich  mit  der  oben  vertretenen  Ansicht,  dass 
nämlich  die  donatio  post  obitum  dni'ch  taraditio  crtae  geschah, 
eine  Lösung  versuchen. 

Das  Wesen  der  traditio  cartae  bestand,  wie  wir  sahen, 
darin,  dass  durch  sie  der  gleiche  Erfolg  herbeigefühlt  wurde, 
als  wäre  das  Grundstück  selbst  tradiert.  Eine  Schenkung  also, 
welche  durch  Urkundentradition,  durch  Begebung  einer  carta, 
d.  h.  einer  dispositiveu  Urkimde,  vollzogen  wird,  ist  durch 
diese  Urkundentradition  vollkommen  ausgefiilnt,  in  jedem  .Stück 
wirksam  geworden.  Es  ist  kein  weiteres  Rechtsgeschäft  nöthig. 
um  etwa  die  mit  jener  Tradition  bezweckte  Wirkung  herbei- 
zuführen; die  traditio  cartae  ist  nicht  ein  erster  Akt  der 
Schenkung,  welcher  die  Ausführung  erst  später  folgt,  sondern 
sie  ist  die  Schenkung  selbst. 

So  liegt  die  Sache  zweifellos,  wenn  eine  unbedingte  Schenkung 
vorgenommen  wird.  Nun  aber  ist  die  Frage:  wie  steht  es. 
wenn  es  sich  nicht  um  eine  unbedingte  Schenkung,  sondern  uui 
eine  dottatio  post  obitum  handelt?  hat  liier  die  traditio  cartae 
dieselbe  Wirkung? 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Die  Schenkung  post  obitum 
ist,  wie  wir  sahen,  eine  suspensiv-bedingte  Schenkung.  Nun 
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ist  aber  die  Wirkung  jeder  Siispensiv-Rediiigung  lediglich  eine 
solche,  dass  sie,  wie  schon  der  Name  sagt,  die  Wirkung  des 
sofort  vollgültig  zu  Stande  gekommenen  Rechtsgeschäftes  hin- 
ausscliieht;  dagegen  hemmt  oder  ändert  sie  in  keiner  Beziehung 
das  Rechtsgeschäft  als  solches,  'l’ritt  die  Suspensiv-Bedingung 
nicht  ein,  dann  ist  nichts  geschehen;  tritt  sie  ein,  dann  be- 
steht das  Rechtsgeschäft  vom  Augenblick  seines  Abschlusses 
ab  in  voller  Wirksamkeit. 

Dies,  auf  die  dmationes  po»l  ohUum  augewendet,  ergiebt: 

Durch  die  traditio  cartae  und  in  demselben  Moment  mit 
ihr  ist  die  Schenkung  vollzogen.  Aber  diese  traditio  cartae 
ist  suspensiv  bedingt’).  Die  regelmässigen  Wirkungen  bleiben 
in  der  Schwebe.  Daher  ist  der  augenblickliche  äussere  Er- 
folg ein  .solcher,  dass  man  meinen  könnte,  es  sei  gar  nichts 
geschehen.  Aber  so  wie  die  Suspensivbedingung  eintritt  (und 
wii-  hoben  die  rnabwendbarkeit  dieses  Eintritts  bereits“)  hervor), 
zeigen  sich  die  W irkungen ; die  Schenkung  tritt  sofort  in  ihrem 
vollen  Umfang  in  Kraft,  ohne  dass  es  irgend  einer  weiteren 
Handlung,  einer  Zustimmung  Dritter,  einer  Besitzeinweisung  be- 
dürfte. Juristisch  ist  in  demselben  Moment,  in  welchem  der 
Schenker  stirbt,  der  Schwel>ezustand  beendet,  die  Schenkung 
an  ihren  schon  durch  die  traditio  cartae  fest  und  unabänderlich 
bestimmten  Platz  gelangt. 

Dieser  unmittelbare  Anfall  nach  dem  T(»de  des  Schenkers 
ohne  Vermittelung  Dritter  wird  nicht  selten  ausdrücklich  in 
den  Urkunilen  hervorgehoben;  so  heisst  es  z.  B. 

Meich.  112  (79J)  mea  pai-s  post  obitum  meum  firmiter 
sine  nlla  contradictioiie  firma  ad  domum  s.  Mariae 
nullo  contrailicente  vel  valente  .... 

Schoepflin  1 7n  (810i  nt  ab  illo  die  transitns  mei  ipse 
abbas  . . . babeat  potestatem. 

Dass  nun  vielleicht  tbatsäcbliih  noch  bestimmte  Handlun- 
gen vorzunehmeu  sind,  ehe  das  in  der  Schenkung  beabsichtigte 
Rechtsverhältniss  klar  vorliegt  (die  Kinder  des  verstorbenen 

*)  Vielleicht  ilarf  man  aln  auf  eine  Analogie  auf  die  , bedingte  Investitur 
als  Sicherstellung'  hinweisen,  welche  Brunner  in  der  Ztscbft.  f.  HB  XXII 
S.  Ö42  fl',  schildert,  und  l>ei  welcher  ebenfalls  durch  eine  bedingte  invettilura 
per  cartulam  die  l'bcrtragimg  erfolgt. 

Seite  16. 
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Sflienkei’s  niflsseii  x.  H.  lieranszielien  u.  s.  wj,  ist  juristisch 
ohne  Hedeiitniig;  juristisch  ist.  wie  gesjifirt,  die  Saclie.  um  es 
kurz  zusanimeuzufasseii.  nur  also  zu  vei-stehen; 

die  Schenkung  wird  durch  und  mit  der  Iraditio  carlae 
vollzogen , 

ihr  suspensiv  bedingter  Erfolg  tritt  im  Augenblick  des 
Todes  des  Schenkers  unmittelbar  ein. 

Aus  diesen  Sätzen  ergeben  sich  verschiedenartige  Wirkun- 
gen für  den  Schenker  und  den  Beschenkten: 

1.  Der  Schenker  ist  an  den  in  der  traditio  coWoe  erklärten 
Willen  gebunden;  die  Schenkung  i.st  unwiden’uflich.  Da  sie 
suspensiv  bedingt  ist.  bleibt  der  Schenker  in  soweit  unum- 
schränkter Eigenthttmer  der  geschenkten  Sache,  als  dadurch  jenes 
Rechtsgeschäft  nicht  berührt  wird*). 

2.  Der  Beschenkte  erhält  für  den  Augenblick  nichts;  da- 
gegen hat  er  eine  unentziehbare  Anwartschaft ; die  Erben  des 
Schenkers  können  ihm  die  Schenkung  nicht  vorenthalten. 

Diese  Sätze  sollen  jetzt  näher  nachgewiesen  werden.  Es 
muss  dies  hauptsächlich  dadurch  geschehen,  dass  auf  Heuslers 
widersprechende  Ansichten  eingegangen  wird.  Dieselben  sind 
am  ausführlichsten,  wie  dies  schon  oben  hen'orgehoben  wurde*), 
im  ersten  Exkurs  seiner  Gewere  entwickelt. 

Hier  stellt  Heusler  im  Gegensatz  zu  der  Ansicht  Roths  den 
Satz  auf:  die  donationes  post  obitum  seien  widerruflich  gewesen. 
Ausdrücklich  an  dieser  Stelle  definiert  er  die  donationes  post 
obitum  als  Recht sge.schäfte  darin  bestehend,  „dass  der  Schenker 

')  Ein  tli  rarli^  l)(‘.<chr8nkte<<  Eiirontlmiii  ist  ilftii  duntsi'lien  Beeilt , wie 
liekaimt,  nichts  fremdes.  Bmnner  bat  gezeifft  (Landschenkiinsfen  S.  ö).  das« 
die  germanisehe  Sehenkiing  dem  .Schenker  nicht  jede  Einwirkung  anf  sein 
früheres  Eigenthnin  entzog,  dass  \ielniehr  der  Besc.henkte  die  ge.schenkie 
Sache  nicht  frei  vererheu  und  veränssern  durfte.  .Mht  „das  Hecht,  welches 
der  Beschenkte  au  der  Gabe  erwirbt,  kann  trotz  der  riiTeräusserlichkeit 
und  Unvererbliehkeit  Eigentlmm  sein“.  Ähnlich  liegt  nnn  auch  die  .Sache 
bei  unseren  Schenkungen , nur  mit  dem  t'uterschied , dass  hier  der  Schenker 
nicht  ein  derartig  beschriinkte.s  Eigenthnmsrecht  au  einer  ihm  ursprünglich 
fremden  Sache  durch  die  Liberalität  eines  Anderen  erhält,  sondern  da.ss  er 
hier  selbst  sein  vorheriges  unbeschränktes  Eigenthum  durch  die  Schenkung  in 
der  Art  he.schr8nkt,  dass  er  sich  der  freien  Veränssenings-  nnd  Vererbnngs- 
befogniss  begiebt,  trotzdem  aber  ebenso  Eigenthümer  bleibt , wie  es  in  jenem 
analogen  Fall  der  Beschenkte  wurde 

«)  Seite  M. 
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auf  (len  Altar  der  Kirclie  tradiert  in  dem  Sinne,  dass  nacli 
seinem  'J'od  das  Gut  an  die  Kirche  fallen  solle.  His  zu  seinem 
Tod  hat  die  Kirche  nichts  mit  dem  Gut  zu  schati'eu  und  erhält 
auch  keinen  Zins"  *).  Es  kann  also  kein  Zweifel  sein,  dass 
Heusler  unter  donatio  post  ohitum  dasselbe  versteht,  wie  die  vor- 
liegende Arbeit. 

Der  erste  Grund  für  die  Annahme  der  Widerruflichkeit  be- 
steht nach  Heusler  darin,  dass  der  Ausschluss  der  Widerruflich- 
keit keinen  Zweck  gehabt  hätte.  Denn  da.  wie  er  behauptet, 
die  Ausführung  der  Schenkung  im  freien  Helieben  der  Erben  ge- 
standen. die  Kirche  also  vor  dieser  Ausführung  ein  durchaus 
unsicheres  Recht  gehabt  hätte,  .so  hätte  auch  die  IJnwider- 
ruflichkeit  der  Kirche  keine  grössere  Sicherheit  verschaffen  können. 

Da.ss  aber  die  Erben  nicht  verpflichtet  gewesen  seien,  die 
donatio  post  ohitum  des  Erblassers  auszuführen,  folgt  nach  Heusler 
daraus,  da.ss  erst  durch  die  seitens  der  Erben  vorgenommene 
Investitur  die  Schenkung  reclitsheständig  wurde,  dagegen  die 
blosse  Sala  ohne  nachfolgende  Investitur  weder  für  den  Schenker 
eine  tiebundenheit,  noch  für  den  Deschenkten  ein  Recht  be- 
gründete. 

Die  letztere  Ansicht  vertritt,  um  dies  gleich  hier  hervorzu- 
heben, auch  Hai.ss.  Mit  Berufung  auf  Heusler  behauptet  er*); 
„erst  wenn  eine  vollendete  'riuvtsache  und  zwar  noch  zur  Zeit 
des  Lebens  des  Schenkers  vorlag,  konnten  die  Erben  dieselbe 
nicht  mehr  angreifen“,  daher  hätte  jeder,  der  einem  Dritten  oder 
einer  Kirche  etwas  znwenden  wollte,  diese  Schenkung  noch  bei 
seinen  liCbzeiten  zum  vollständigen  Ab.schliiss  bringen  müs.sen. 
.Man  hätte  daher  nur  zu  folgenden  Au.swegeii  seine  Zuflucht 
nehmen  können;  entweder  Tradition  und  Vollziehung  der  In- 
vestitur, dabei  aber  Vorbehalt  des  Niessbranchs,  oder  Ueber- 
tragung  an  einen  Salmann  mit  der  Verpflichtung,  das  Grund- 
stück nach  dem  Tode  des  Schenkers  an  den  Bedachten  heraus- 
zugeben. Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  gerade  die  donationes 
]H)8l  ohitum  unberücksichtigt  bleiben,  bei  denen  allerdings  die 
sofortige  Investitur  nicht  so  einfach  zu  behaupten  ist,  wie  in 
den  genannten  Fällen. 

*)  üewcrc  S.  472,  Anui.  1. 

*)  Tr.aditio  mul  Invcstitiira  S.  oO. 

Hübner,  die  douationee  post  obitnm.  4 
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Die  Auffassung  von  Heusler  und  Haiss  erscheint  nun  aber 
aus  folgenden  üriiudeu  uulialtbar. 

^\'ie  wir  sahen,  gescliah  die  donatio  jwsl  obilum  in  der  Form 
der  traditio  rartae.  Nun  ist  es  aber  gerade  die  Eigenthüinlidi- 
keit  dieser  Uebereignungsart.  dass  sie  wie  der  ursprttngliclie 
germanische  Realkontrakt  niclit  aus  einem  Ifoppelakt,  sondeni 
aus  einem  einzigen  Akt  besteht,  dass  die  getrennten  Vorgänge 
der  sata  und  inrestituru  bei  ihr  wieder  zusammengeschniolzen  sind. 
Die  traditio  cartae  entspricht  nicht  der  sa/a  in  der  Weise,  dass 
.sie  wie  die  sata  durch  eine  investitura  vollendet  werden  müsste, 
sondern  sie  ist  sata  und  investitura.  d.  h.  .symbolische  Investitur, 
zugleich.  Daraus  folgt,  dass  sobald  die  traditio  cartae  statt- 
gefunden hat,  das  Rechtsgeschäft  definitiv  abgeschlossen  ist. 
Es  ist  kein  zweiter  Rechtsakt  mehr  erforderlich,  der  etwas  Un- 
vollendetes vollenden  müsste,  ln  keiner  Urkunde  ist  daher, 
wenn  in  ihr  eine  donatio  post  obituni  vorliegt,  von  einer  folgen- 
den Investitur  die  Rede'). 

.A,llerdings  führt  Heusler  einige  Urkunden  an,  welche  die 
nachfolgende  Investitur  bei  donationes  post  obitum  beweisen 
sollen. 

Es  kommt  vor  allem  darauf  an,  ob  diese  Urkunden  in  der 
That  donationes  post  obitum  sind.  Und  da  ist  zu  bemerken,  dass 
unter  den  in  Heuslers  Gewere  auf  S.  47H  f angeführten  Fällen  es 
sich  in  Meich.  410  sicher  nicht  um  eine  dofuiiio  post  ofob/m,  sondern 
um  Gewähr  zu  Niessbrauch  handelt;  und  ebenso  ist  Meich.  146 
keine  donatio  post  obitum,  sondeni  der  Schenker  lässt  sich,  von 
schwerer  Krankheit  heimgesucht,  in  die  Marienkirche  tragen 
und:  haue  traditionem  per  manus  amicorum  vel  proximorum  meo- 
nim  perfeci,  ita,  ut  mea  petitinne  Eginolf,  Hroadperht,  Madalhart 
ipsam  traditionem  super  altare  s.  Mariae  posuerunt.  Also  hier  liegt 
eine  augenblickliche  Schenkung  vor,  die  der  Schenker  seiner 
Krankheit  wegen  durch  Salmanuen  ausführen  lässt;  so  nehmen 
diese  die  traditio  cartae  vor;  vou  einer  realen  Investitur  ist 
überhaupt  keine  Rede. 


')  Sehr  treffend  bemerkt  anch  Stobbe  (PrB  V S.  t7(i),  dass  es  bei 
Heuslers  Ansicht  unbegreiflich  sei,  , warum  der  Vergebende,  der  doch  einen 
definitiven  Erwerb  für  den  Bedachten,  insbesondere  die  Kircbe,  beabsichtigte, 
nicht  gleich  selbst  die  Investitur  vomahm“. 
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Und  ebensowenig  beweisend  sind  die  Urkunden,  welche 
Heusler  später  S.  482  zu  demselben  Zweck  anfiihrt;  denn 
die  hier  genannten  Urkunden  handeln  ebenfalls  gar  nicht  von 
Schenkungen  nach  dem  Tode.  Vielmehr  liegen  in  den  Urkunden 
ileich.  538,  'Wart.  460,  465,  467,  Nied.  Ehein.  UB  I 65  zweifel- 
los Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  N'iessbrauchs  vor;  in  Meich. 
129  ist  die  Eede  von  unbedingten  augenblicklichen  Schenkungen, 
ebenso  in  lleich.  510;  in  diesei-  letzteren  Urkunde  werden  eine 
ganze  Reihe  von  Schenkungen  bekundet,  die  sich  alle  deutlich 
als  (lonaliones  a die  praexente  bezeichnen;  ebenso  in  Meich.  512. 
Endlich  handelt  es  sich  auch  in  den  von  Heusler  angeführten 
Urkunden  bei  Bouquet  VI  p.  347,  604,  653  und  bei  Baluz.  app. 
80  nicht  um  donationes  post  obilum,  wie  eine  genaue  Betrach- 
tung (die  anzustellen  hier  zu  weit  führen  würde)  sofort  ergiebt. 
Alle  diese  Beweisstellen  sind  also  für  die  vorliegende  Frage 
ohne  Werth ‘). 

Nun  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  zu  irgend  einem 
Zeitpunkt  bei  jeder  Schenkung,  und  so  auch  bei  der  donatio 
post  obitum  ein  thatsächlicher  Besitzwechsel  stattflnden  muss. 
Während  sich  dieser  bei  der  unbedingten  Schenkung  und  bei 
der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  N'iessbrauchs  meist  unmittel- 
bar an  die  traditio  cartae  (falls  diese  Schenkungsfonn  benutzt 
wird)  anschliesst,  w ird  derselbe  bei  der  donatio  post  obitum  bis 
zum  Tode  des  Schenkeis  hinausgeschoben.  Daher  ist,  wie  schon 
mehrfach  hervorgehoben,  durch  die  donatio  post  obitum  vorläu- 
fig noch  kein  definitiver  Rechtszustand  geschafi'en.  Es  felüt 
hierzu  noch  etwas,  aber  kein  weiteres  Rechtsgeschäft,  sondern 
eine  blosse  Thatsache:  der  Tod  des  Schenkers.  Der  Tod  des 


■)  Besclcr  (Erbverträge  I S.  35)  will  buh  Meich.  4.t6  (824)  beweisen,  dass 
bei  Vergabimgeu  von  Todeswegen  die  Vestitnr  gleich  nach  der  Auflassung  er- 
theilt  wnrde.  In  der  Urkunde  heisst  e.s; 

Unno  Presbyter  tradidit  . . . . eo  modo,  ut  ipse  Unno  iiabeat 
ad  ritam  suam  in  hoc  seculo;  post  obitum  veru  eins  nulliis 

contradicere  valeat  . . . Actum  in  domo  s.  Mariae Et  isti 

fuerunt  ad  vestituram  iibi  Unno  presbyter  de  eo,  quod  pro  se  tra- 
didit, et  pro  Walhonem  (seinen  Enkel)  vestivit  missum  Hittonis 
episcopi. 

Die  gesperrt  gedruckten  Worte  zeigen  deutlich,  dass  es  sich  hier 
nicht  um  eine  Schenkung  von  Todeswegen,  sondern  um  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbraucbs  handelt. 

4* 
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Schenkers  ist  die  Besitzräunninp.  ist  die  Erfttllnnj;:  der  carla 
Iraditionix.  Olme  dass  es  irReiid  einer  Handlung  seitens  des 
Resdieiikteii  bediiilte.  ist  mit  dem  Tnde  des  Sclienkers.  der 
Besitzräiiiming.  zugleich  die  auf  denselhen  als  Hedingung  ge- 
stellte Hesitzeimveisnng  des  Heschenkteii  vollzogen. 

Im  Augenblick,  da  der  Schenkei-  stirbt,  ist  die  fexlilurn, 
der  Besitz  des  Schenkers,  erloschen,  die  restilura  des  Beschenkten 
begründet. 

Ist  diese  Autfassung  richtig,  so  folgt  weiter,  da.ss  die  Erben 
des  Schenkers  mit  dem  geschenkten  (tute,  wenn  einmal  die 
traditio  cartac  vollzogen  ist,  in  gar  keinem  Zusammenhang 
stehen.  Sie  sind  in  Folge  dessen  auch  nicht  in  der  I..age,  die 
Herausgabe  der  Schenkung  weigern  zu  können.  Thun  sie  dies 
doch,  so  maassen  sie  sich  ein  Recht  an.  das  ihnen  nicht  zu- 
konimt.  Hie  Schenkung  gehört  gar  nicht  mehr  in  die  Erbma.s.se; 
in  Bezug  auf  die  Schenkung  treten  nicht  sie,  .sondern  der  Be- 
schenkte an  die  Stelle  des  verstorbenen  Schenkers.  Hierdurch 
ist  natürlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Erben,  wenn  sie  ihr 
l’tlichttheil  verletzt  glaubten,  die  Schenkung  anfechten  und 
einen  Kechtsstreit  hervorrufen  konnten;  hiervon  wird  weiter 
unten  die  Rede  sein‘1. 

Wenn  also  schon  durch  die  soeben  versuchte  ('harakteri- 
sierung  der  domtio  post  ohitum  als  solcher  die  Annahme  aus- 
geschlossen erscheint,  dass  die  .Ausführung  einer  solchen  Schen- 
kung im  Belieben  der  Erben  gestanden  hätte,  so  können  auch 
die  positiven  Iteweise,  welche  Hensler  versucht  hat,  dies  Er- 
gebniss  nicht  umstossen. 

Denn  die  Belegstellen  aus  Jleich.  M4.5  (807),  aus  dem  Chroni- 
con  Eherspenjensp  i.Mon.  (term  Script.  XX  p.  11)  lind  aus  der 
Vita  Sakdienjiie  beweisen,  wie  dies  E.  Böning*)  nachgewiesen 
hat.  nichts  für  den  Satz,  dass  Tradition  ohne  Investitur  für 
den  Erben  des  Tradenten  unverbindlich  ist. 

Lölling  legt  überzeugend  dar,  dass  es  sich  in  dem  ersten 
Fall“)  nicht  um  eine  donatio  post  ohitum,  sondern  um  eine  eiti- 


*)  Seite  59,  (K). 

’)  Kirdienreclit  II  Anhang  I S.  rät — 7.55. 

•)  Meid).  .S45  (817)  angeftlhrt  bei  Heusler  Gewere  S.  41 : quiilain  honio 
nomine  Crimheri  parteui  terimrii  rropriae  Iiereditatis  ...  ad  ecclesiam  s.  Mar- 
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faclit)  SdieiikuiiK  ohne  Voiiielialt  des  Niessbrauclis  handelt;  der 
Schenker  stirbt,  elie  er  die  Schenkunfr  Yollzoften  hat;  nun  will 
der  Krbe  zuer.st  das  Hut  nicht  herausj'eben , thut  dies  Jedoch 
auf  Krmahnun'r  des  Bischofs,  ohne  es  zu  einer  Klajre  kommen 
zu  lassen,  Anzunehnien.  iler  Bi.schof  habe  kein  Recht  gehabt, 
nicht  klagen  können,  ei-  habe  ilen  Erben  ermahnt;  .er  solle 
durch  Erfüllung  der  ge.setzlichen  Eorin  die  sonst  ungültige 
Schenkung  rechtsgültig  machen“  'i,  ist  allerdings,  wie  Eöning 
bemerkt,  eine  gezwungene,  unmögliche  Auslegung. 

Auch  das  zweite  Bei.spiel  Henslers,  die  Erzählung  aus  dem 
Chronirun  Ehersperfiense-)  br'weist  keineswegs  seine  Behauptung; 
in  ihm  i.st  — dies  weist  Löning  nach  — nichts  anderes  zu  .sehen, 
als  dass  derjenige,  welcher  die  Schenkung  machen  will,  hierzu 
ilie  Zustimmuug  .seines  Bruders  nicht  erlangen  kann,  und  sich  ^ 
noch  einmal  auf  dem  Todtenbett  um  dieselbe  bewirbt,  aber 
auch  da  vergebens. 

Die  Stelle  aus  der  vitn  Sahiljergae  endlich^)  berichtet,  unbe- 
fangen betrachtet,  wie  ein  gewissei'  Bodo,  Bruder  der  Salaberga, 
welcher  dem  Kloster,  dessen  Aebtissin  seine  Schwester  w'ar,  eine 
Schenkung  gemacht,  dieselbe  aller  wideiTechtlich  zurückbehalten 
hat,  nun,  da  seine  Schwester  zum  Tode  erkrankt  ist,  die  Schen- 


tiiii  ...  in  Inrfi  sitn  Xeritina;»  trailirtit  et  cmn  veracis  tcstilni'*  conftniiavit. 
.Sed  iiracocrnpat»  iiiiprti:<  artiiMiln  anO'imaiii  vestitnrani  ad  ipnaiii  uvclesiam  de 
hoe  territiirin  tradit»  perfeciaset.  lain  enim  post  obituiii  eins  Kerlmh  Irater 
ippiius  cuni  aliis  relins  ('<jiiimniiis  illorum  possidcltat,  Iine  eniui  lIla^:i.s  onminm 
Hitto  ep.  vi’raiiter  siiebat,  et  in  »ilentinm  iani  dietnin  Kerlmimii  liilelitcr 
vocavit  et  aininnnnit.  nt  ipie  inile  i<e  lepitime  euiendasset.  Ipseijne  Kerlioli 
diviiia  i'e'ppcetii!*  eltnnentia  ila  feeit.  Hicut  a pio  puntiHi'e  Hittoni  «cn  aliis 
tiilelMms  anilivit,  reildidit  miani  ecduniam  in  loen  IllaKinpaVli , sen  r|iiic<jni<l 
iam  dietns  ep.  ad  illniii  impiirendmn  habnit  in  liai-  traditinne,  i|uani  iruter 
eias  Criniliei'i  ail  doiunni  s.  Martini  ni  tuin  liabnir.  iS  sii'  detiiiitniii  intor  cns 
lidrditcr  fuit  et  emn  isti.s  testilms  eontinnatnm.  i|niirnin  iiimiina  bai  i'  .snnt  .... 

')  Henslcr  a.  (i.  H.  42. 

•)  Hensler  a.  O.  .S.  42.  l,iininp;  S.  7.ö2. 

.\l)Stedmekt  bei  Hensler  a.  O.  ,S.  42  ans  Ibdland.  22.  Se)it.  29.  529; 
interea.  nt  assolet  in  reniin  npnleiitia  discordiaiu  etiaiii  intcr  propinqnos  ge- 
nerari,  geriiiamis  tSalabergai-)  Kndn  alii|nas  villae,  i|iias  per  i liartamm  scriem 
ad  ipsnm  emidonaverat  eoenobinni , illieita  usnrpationc  retinebat.  Stal  eoin- 
perta  gennanae  acgritudine,  dmn  illa  jiro  bac  re  anxia  lluininum  dcpncare- 
tur,  smiuua  cum  festmationc  ad  cam  veiiit.  inoxiiue  Chartas  inviceiu  roboraii- 
tea  bacteuus  totum  ratiuu  perduxlt. 
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knng  ausführt.  Heusler  erklärt  die  Stelle  willkürlich  dahin, 
dass  nicht  Bodo,  sondern  Salaberga  die  Schenkung  gemacht 
habe  und  nun  ,auf  dem  Todtenbette  ängstlich  über  das  Schick- 
sal ihrer  nicht  bis  zur  Vestitur  gelangten  Vergabung,  deren  Aus- 
führung durch  den  Bruder  kaum  darf  gehofft  werden,  durch  in- 
brünstiges Gebet  die  Sinnesänderung  ihres  Bruders  herbeiführt, 
welcher  noch  an  ihr  Krankenlager  eilt  und  sich  als  Salmann 
für  Vollziehung  der  Uebertragung  dargiebt“.  Lüning  jedoch 
zeigt,  dass  selbst  unter  der  falschen  Voraussetzung,  Salaberga 
und  nicht  Bodo  schenke,  „die  Stelle  höchstens  für  den  Nach- 
weis eines  Beispruchsrechts  des  Brudei's“  würde  verwerthet 
werden  können. 

Die  von  Heusler  angeführten  Stellen  sind  also  nicht  im 
\ Stande,  das  bisherige  Ergebniss  zu  widerlegen. 

Damit  ist  dargethan,  dass  die  Annahme  von  der  Wider- 
ruflichkeit der  donationes  post  obilum  nicht  mit  der  Behauptung 
begrtindet  werden  kann,  dass  eine  ünwiderrnflichkeit  zwecklos 
gewesen  wäre,  da  ja  die  donationes  post  obitum  ohne  erfolgte 
Investitur  auszuführen  vom  Belieben  der  Erben  abhängig  ge- 
wesen sei.  Wie  gezeigt,  war  von  einer  realen,  von  der  traditio 
cartae  verschiedenen  Investitur  überhaupt  keine  Rede. 

Ein  anderes,  und  zwar  das  Hauptargument  Heuslers  für 
die  Widenniflichkeit  der  donationes  post  obitum  ist  der  Ihustand. 
dass,  um  Heuslers  Worte*)  zu  gebrauchen,  „bei  einer  solchen 
Schenkung  post  obitum  . . . weder  die  Kirche  sehr  benihigt 
war,  noch  der  Vergabende  glaubte,  wenn  es  ihm  wirklich  mit 
der  Sache  ernst  war,  nun  ein  für  alle  mal  damit  fertig  zu  sein; . 
von  Zeit  zu  Zeit  wird  wieder  angesetzt  und  die  alte  Schenkung 
bestätigt“.  * 

Heusler  führt  nun  eine  Reilie  von  Fällen  besonders  aus 
bairischen  Urkunden  auf,  welche  derartige  Erneueningen  oder 
Bestätigimgen  enthalten  *). 


>)  a.  0.  S.  472. 

*)  „Über  das  ßnnare  des  älteren  bairischen  Rechts“  handelt  Merkel 
(Ztachft.  f.  RO  II  186.T  S.  101—174);  er  erblickt  in  dem  firmare  keiuesve^ 
einen  wiederholten  Traditioiisakt,  sondern  erklärt  es  als  eine  besonders  im 
bairischen  Recht  ausgehildete  .Schenknngsform.  Haiss  (S.  105)  verwirft  die 
M.'scbe  Annahme  von  einer  technischen  Bedeutung  des  firmare ; er  behauptet, 
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Hier  ist  aber  zunächst  festzustellen,  dass  nur  eine  kleine 
Anzahl  der  von  Heusler  genannten  Beispiele  donaliones  post  obi- 
tiim  sind. 

Wenn  er  Jleich.  332,  333,  41t.  42!(  citiert,  so  liegen  hier 
zweifellos  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vor. 

Nicht  um  Erneuerungen  von  donaliones  post  obilum,  sondern 
um  Erneuernngen  augenblicklicher  Schenkungen  handelt  es  sich 
in  den  Urkunden  Meich.  219  und  Meich.  404;  ebenso  gehören 
die  Urkunden  Meich.  357  und  Nied.  Rhein.  UB  1 97  *)  kaum 
hierher,  Meich.  71. ist,  wie  sich  später  zeigen  wird'),  zweifelhaft. 
Meich.  7 ist  eine  unbedingte  voibehaltlose  Schenkung,  die 
der  Vater  macht  und  die  nach  dessen  Tode  vom  Sohn  erneuert 
wird.  Meich.  379  ist  zweifellos  eine  unbedingte  Schenkung: 
der  Schenker  war  als  Jüngster  Bruder  bei  dem  nach  dem  Tode 
des  Vaters  über  die  Erbschaft  ausgebrochenen  Streit  zu  kurz 
gekommen;  daher  wandte  er  sich  an  den  Bischof;  dieser 
blande  consolavit  eum  und  rieth  ihm  die  Schenkung  vorzuneh- 
men; in  Folge  dessen  tradidit  se  ipsum  in  servitium  s.  Mariae 
. . . cum  Omnibus  (piae  liabuit.  In  Meich.  476  handelt  es  sich 
ebenfalls  um  die  Erneuerung  einer  unbedingten,  vorbehaltlosen 
Schenkung,  und  Meich.  746  endlich  ist  keine  Erneuerung  einer 
Schenkung,  sondern  ein  Tausch. 

So  bleiben  also  als  Beisi)iele  für  Erneuerung  einer  donatio 
post  obilum  unter  den  von  Heusler  genannten  Fällen  nur  die 
Urkunden  Meich.  131  und  367. 

Ich  habe  als  weitere  Beispiele  für  Erneuerung  einer  dona- 
tio post  obilum  gefunden : 

Meich.  I S.  75  (772)  (doch  kann  man  hier  zweifeln), 

Meich.  515  (828), 

Trad.  Lun.  45  (817), 

Trad.  Lun.  75  (805), 

Uod.  Ratisbon.  6 (c.  787). 

Dies  sind  alle  Beisjiiele,  w'elche  sich  unter  den  163  als 
(lass  es  überall  rtic  Investitur  bedeute.  Diese  .\nnahine  dürfte  ebensowenig 
wie  die  M.’sehe  aufrecbt  zu  erlialten  .sein ; sie  aber  hier  im  einzelnen  zu 
betrachten,  würde  zu  weit  führen. 

')  Abt  Aii-sbald  zu  l’rüni  stiftet  auf  Bitten  der  Krkanfrida  die  Meiimric 
ihres  verstorbenen  .Mannes  Xithiid  ; die  .Seheukiing  des  Nitiiad  , um  dereut- 
willeii  die  Stiftung  erfolgt,  war  eine  unbedingte  und  rückhaltlo.se. 

*)  Siehe  unten  § 28. 
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zweifellose  donalionex  pont  ohitum  von  mir  notierten  Urkiinden  ‘ i 
gefunden  haben. 

Also  unter  168  donalionis  po.tl  ubitinn  nur  7 enieuert!  Ks 
ist  nicht  unwichtig,  dies  Verhiiltniss  zu  betonen.  Aus  der  Dar- 
stellung Heuslers  erhält  man  das  Bild,  als  ob  bei  den  donationcs 
pasl  libitum  die  Erneuerung  etwas  sehr  «rewöhnliches.  ja  fast 
die  Kegel  gewesen  wäre:  dass  die.se  Erneuerung  als  ein  einziges, 
wenn  auch  schwaches  .Mittel  gegen  die  gi'osse  l'nsicherheit  untl 
Unbestimmtheit  der  Schenkungen  nach  dem  Tode  benutzt  wor- 
den wäre;  dass  allein  durch  sie  die  Kirche  zu  dem  ihr  Zuge- 
dachten habe  gelangen  können. 

A\"enn  man  nun  dagegen  sieht,  dass  unter  den  108  bairi- 
schen domtiones  post  nbilum  aus  Freisingen,  .Moiulsee,  Regeiis- 
biirg  u.  s.  w,  nicht  mehr  wie  höchstens  7,  von  den  au.sserbairi- 
schen.  d.  h.  den  45  Fuldaer,  den  wenigen  M’ei.ssenbiirger,  St. 
Daller  u.  s.  w.  Schenkungen  nach  dem  Tode  keine  erneuert  wor- 
den ist,  so  muss  mau  wohl  die  .\nnahme  von  der  Kechtsnnsicher- 
heit  einer  .solchen  Schenkung  aufgeben,  oder  sie  wenigstens  tlurch 
diese  Fjrneuerungen  nicht  beweisen  wollen. 

Diese  7 vereinzelten  Fälle  kann  man  nicht  zu  .beständigen 
renorntiones  und  ilernliones  der  Schenkungen“  (nämlich  iler 
Schenkungen  nach  dem  Tode)  erweitern*):  man  kann  nicht  be- 
haiiiiten,  dass  sie  hervorgerufen  waren  rdurch  die  deutlich  be- 
zeugte Erkenntniss,  dass  die  friihere  Schenkung  nicht  stahilis 
sei  und  dem  Widerruf  und  Zuwiderhaiideln  freien  Spielraum 


*)  l)icsell»}ii  vertlieilpii  sii  h iiacli  ineiiivii  Zu<ammenstclliiiigL'ii  IViluendcr- 
maafspii : 


HfUsler  (iewere 


Kreisiiigpii  . . 

. 7t 

.Moiulsee  . . . 

. Z4 

I’assaii  .... 

. n 

Keiieiislmrir  , . 

. 2 

Xiederaltaicli  . . 

1 

.Si-lieftlaru  . . . 

1 

St.  (rallen . . . 

4 

Weisientmrg  . . 

. 4 

JUttclrliein  . . 

1 

KnMa  .... 

. 4.Ö 

t'orvpy  .... 

1 

S.  473, 

1«3 
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lasse“ Allerdings  kommen  in  den  rrknnden,  auch  besondei-s 
den  St.  (Baller,  sehr  liiinfig  Krnenerungen  vor;  Krnenernngen 
aber  nicht  von  ilonationes  post  ohihno , sondern  von  augenblick- 
lichen Si  henknngen,  hauptsächlich  von  Schenkungen  mit  Vorbe- 
halt des  Niesshranchs.  Aber  es  ist  klar;  wenn  vorbehaltlose 
Schenkungen  und  Schenkungen  mit  \’orbelmlt  des  Nie.ssbranchs 
häufig  erneuert  wurden , so  kann  man  daraus  nicht  .sehliessen, 
dass,  weil  auch  zuweilen  ilowitionvs  post  obifuin  erneuert  wurden, 
die  letzteren  frei  widerruflich  waren. 

Ist  nun  gezeigt,  dass  von  einem  häufigen  A’orkonnuen 
derartiger  Erneuerungen  keine  Rede  sein,  ein  solches  also 
auch  nicht  als  Beweis  für  die  Wiilerufliclikeit  verwendet  werden 
kann , so  beweisen  auch  die  vorkonnnenden  Erueuerungeu  an 
sich,  ganz  abgesehen  davon'.  id>  sie  häutig  oder  selten  waren, 
nichts  für  die  Widerruflichkeit  der  donntiones  post  ohilum. 

Brunner  hat  Zweck  und  Bedeutung  der  renoralioncs, 
iicmlioncs,  ßrmuliones  erklärt  ®).  Sie  finden  sich  hauptsächlich 
in  bairischen  Urkunden.  Das  bairische  Recht  kennt  eine  be- 
sondere Rechtsförinlichkeit  für  die  .\nerkennung  einer  voll- 
zi>genen  Veräusserung.  Sie  besteht  eben  in  der  ^\'iederh(dung 
des  Traditionsaktes  von  Seiten  des  .\nerkennenden.  l>iese 
Wiederholung  kann  aus  vei-schiedenen  Gründen  erfolgen.  Die 
Zeugenscliaft  des  Kigenthnmserwerbes  sollte  ergänzt  oder  ver- 
mehrt werden.  Bei  einer  vfwgenonnuenen  Veräusserung  des 
Schenkungsobjektes  sollte  die  Uebertragnng  dementsjirechend 
wiederholt  tverden.  Vor  allein  aber  bei  Schenkungen  auf  den 
Todesfall  und  bei  Schenkungen  mit  vorbehaltenem  Nie.ssbrauch 
sidlte  die  (in/öyim  traditio  erneuert,  damit  Verdunkelungen  gegen 
die  .\ns]>rüclie  der  beschenkten  Kindie  vorgebeugt  werden“). 
Ebenso  wie  bei  .Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  .Niesshranchs 
tler  I’rekarienbrief  eineiiert,  ein  Zins  bestellt  wird;  in  rerogni- 
lionem  domini.  .\nstatt  nun  eine  cpistula  preairiac  sich  aus- 
stellen zu  las.sen.  einen  Zins  zu  fordern,  zog  es  die  Kirche  in 

*)  Derselbe  a.  (>. 

’)  t'rkiiiKle  S.  2t)U— 3()il. 

“)  Jii  Mehh.  71  (782)  werden  die  Motive  daliiii  erklärt:  nunc  vero  iterao; 
libnit  ipsani  traditioneni,  quin  teniporalia  et  levis  et  inconatans  est  aniino 
(der  Schenker). 
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Baiern  vor,  in  Anwendung  der  bairischen  ßrmalio  die  Tradi- 
tionsliandlung  von  Zeit  zu  Zeit  zu  wiederliolen.  Ein  Beispiel; 

Trad.  Lun.  45  (817)  *)  Sigipehrt  hatte  dem  Kloster  Mond- 
see eine  Schenkung  gemacht.  Er  erinnerte  sich  der- 
selben und  erneuerte  sie  mit  seinem  Sohn  (möglicher- 
weise darum,  weil  bei  der  ersten  Schenkung  keine 
Zeugen  hinzugezogen  waren)  ...  et  volo  tirmiorem 
facere,  quod  ita  factum  est  (also  nun  wird  er  Zeugen 
hinzugezogen  haben).  Nunc  trado  omuem  substanciam 

meam  ....  ut  post  obitum  meum  habeatis Et 

ista  tradicio  de  (ininqueiinio  in  (luimiueunium  sit  reno- 
vata  ac  firmiter  permaneat. 

Also  wie  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  alle  Jahre  ein  Zins  gezahlt  wird,  so  wird  hier  alle 
fünf  Jalire  der  Traditiousakt  wiederholt.  Damit  wird  keine 
neue  Schenkung  vorgenoramen , es  soll  nur  der  feste  Anspruch 
des  Klosters  im  Bewusstsein  gehalten  werden.  Insofern  hat 
also  Heusler  Recht,  wenn  er  behauptet,  eine  derartige  ileralio 
habe  zur  Kräftigung  der  .Ansprüche  der  Kirche  gedient.  Aber 
wenn  auch  eine  solche  Erneuerung,  die  feierlich  in  der  Kirche 
vorgenommen  zu  werden  pflegte,  Dritten  gegenüber  zur  Klar- 
legung des  Sachverhältnisses  nicht  unwe.sentlich  war,  so  war 
sie  doch  in  Bezug  auf  die  erste  Schenkung,  die  erste  Iraditin 
carlae  ohne  jeden  juristischen  Einfluss,  ^\‘äre  der  Schenker  be- 
fugt gewesen,  die  Schenkung  selbst  zu  widerrufen,  so  hätte 
ihn  an  der  Ausübung  dieses  Rechts  keine  Wiederholung  des 
Traditiousaktes  je  hindern  können.  Deuu  eine  solche  Wieder- 
holung konnte  unmöglich  dem  Beschenkten  mehr  Rechte  geben, 
dem  Schenker  mehr  Rechte  entziehen,  als  das  wiederholte  Rechts- 
geschäft selbst.  Und  ebenso:  wären  die  Erben  berechtigt  ge- 
wesen, sich  an  die  donatio  post  obitum  nicht  zu  kehren,  so 
würden  auch  sie  aus  demselben  Grund  durch  noch  so  viel 
Wiederholungen  nicht  verhindert  worden  sein,  von  diesem  ihrem 
Rechte  Gebrauch  zu  machen.  Die  ileratio  beweist  also  nichts 
für  die  Widerruflichkeit  und  Anfechtbarkeit;  man  kann  aus 
ihrem,  wie  wir  sahen,  seltenen  Vorkommen  nicht  scliliessen,  dass 
die  donatio  post  obitum  widerruflich  und  für  den  Erben  un- 

')  .\bgedruckt  bei  Lörsch  und  Schröder  als  Nr.  49. 
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verbindlich  war,  sondeni  nur,  dass,  obwohl  sie  unwiderruflich 
und  rechtsverbindlich  war,  die  Kirche  es  dennoch  für  zweck- 
mässig hielt,  zuweilen  eine  Erneuerung  vorzunehmen. 

Dass  man  die  vorkommenden  Erneuerungen  resolutiv  be- 
dingter Schenkungen,  von  denen  nachher gehandelt  werden 
wird,  nicht  mit  den  bisher  besprochenen  Fällen  auf  eine  Linie 
stellen  kann,  sagt  Heusler  selbst;  das  Nähere  unten. 

Wenn  Heusler  weiter  als  Stütze  für  seine  Behauptung  den 
Umstand  lieranzieht,  dass  der  Schenker  häufig  sich  mit  seinen 
Erben  noch  vor  seinem  Tode  ins  Einvernehmen  gesetzt,  ihnen 
wohl  auch  gewisse  Vortlieile  zugesichert,  sehr  häufig  sie  gerade- 
zu aufgefordert  habe,  nach  seinem  Tode  die  Schenkung  zu  voll- 
ziehen, so  zeigt  eine  genaue  Betrachtung  der  vorkommenden 
Fälle,  dass  auch  diese  Thatsachen  keinen  stichhaltigen  Beweis 
für  Heusler  erbringen. 

Fürs  erste  nämlich  ist  der  erwähnte  Umstand  keiner,  der 
sich  etwa  nur  bei  den  donationes  post  ohilum  fände.  Schon  die 
Beispiele,  welche  Heusler  für  die  Mitwirkung  der  Verwandten 
und  die  Tiadition  durch  Salmannen  anführt,  enthalten  ebenso 
häufig  augenblickliche  Schenkungen.  Und  leicht  könnte  man  aus 
den  Urkunden  zahlreiche  Fälle  anführen,  in  denen  augenblick- 
liche Schenkungen  mit  oder  ohne  Niessbrauchsvorbehalt  unter 
Zustimmung  der  Verwandten  geschehen.  Ueber  die  Salmannen 
ist  oben  gesprochen  worden*);  es  hat  sich  gezeigt,  dass  sie 
dann  herbeigezogen  wurden,  wenn  der  Schenker  selbst  die  tra- 
ditio cartae  nicht  vornehmen  konnte  oder  wollte.  Der  Grund 
nun  dafür,  dass  der  Schenker  die  Zustimmung  seiner  Verwandten 
eiuholte,  liegt  nicht  darin*),  dass  die  letzteren  ohne  dieselbe 
nicht  an  die  Schenkung  gebunden  gewesen  wären,  sondern  in 
folgendem.  Wie  im  römischen,  so  hatten  auch  im  deutschen 
Recht  die  Angehörigen,  wenn  auch  ursprünglich  nur  ein 
kleiner  Kreis  von  Verwandten,  Anspruch  auf  einen  be- 
stimmten Theil  des  Nachlasses,  ein  Pflichttheilsrecht*).  Dies 

')  Siehe  nnten  § 14. 

>)  Seite  4.3  ff. 

•)  Wie  (lies  Heusler  Oewere  S.  47  ausfUhrt 

*)  Vgl.  z.  B.  Stobbe  PrE  V S.  171.  Ferner  Heusler  a.  0.  S.  43,  44: 
,Icb  meine,  es  sollte  sieh  für  diese  Sache  ein  allen  deutschen  Stfimmen  ge- 
meinsames Kecbt  uachweisen  lassen , und  zwar  dahin , dass  den  Kindern  ein 
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I’tiidiUlieiltireflit  ist  (U*r  Rest  des  lusiiriiiifrliclien  Fainilieneipen- 
tliinns.  Verletzt  nun  der  Sdieuker  das  PtlidittUeilsredit  seiner 
Krbeii.  so  ist  die  Foljr«;,  iiidit  etwa,  dass  die  Sdieiikunjr  uii- 
ftiiltifr.  sondern  dass  sie  rechtswidrisr  ist,  dass  also  die  Erben 
betiifft  sind,  dieselbe  ini  AN'ej^e  iler  Klafie  anzut'editen  und  dnrdi 
die  sieffieii'h  durdigrefiilirte  Klagte  dem  Hesdienkten  die  Sdien- 
kiin}!:  zu  entreissen.  Es  wird  daher  im  Interesse  des  Sdienkers 
•telefjen  haben,  seine  Absieht,  eine  Sehenkiin«'  jiost  ohitum  vor- 
nehmen zn  wollen,  seinen  künftigen  Erben  mitznthcilen  und 
dui'di  ihr  Ziigegensein  oder  ihre  sonstige  .Mitwirkung  feierlich 
lind  öflentlieh  festziislelleii,  dass  sie  die  Sdienkniig  als  eine 
reditmässige  anerkannt  und  damit  auf  künftige  .Anfedituntr 
verzichtet  hätten.  Fnter-sdirieben  sie  dann  die  Sdienknngs- 
nrknnde  als  Zeugen,  oder  legten  sie  die  Hand  auf  dieselbe,  .so 
konnte  die  beschenkte  Kirche  sich  später  leicht  nöthigentälls 
gegen  sie  vertheidigen. 

So  erklärt  sich,  warum  die  Erben  um  ihren  Heisprudi  an- 
gegangen wurden  und  zwar  .sowidil  bei  augenblicklichen,  als 
auch  bei  Schenkungen  nach  dem  Tode.  Ist  diese  Erklärung 
zutretfeiid,  so  ergiebt  sich,  dass  Heu.slers  diesbezügliche  Annahme 
nicht  aufreditzuerhalten  ist.  Damit  ist  dargetlmn,  dass  es 

falsch  ist  zu  folgern;  ,ilonnlioncs  post  ohitum  seien  nur  auf 
die.sem  Wege  (d.  h.  mit  Ziistininmug  der  Verwandten)  rechtlich 
ausführbar  geweseiD  und  hieraus  weiter  zn  sdiliessen,  dass 
die  (lonotionvs  post  ohitum  ,vom  guten  Willen  der  Erben  ab- 
hängig waren“  -). 

Das  gleiche  Ergebniss,  welches  Heusler  aus  den  rrktindeii 
bewiesen  zu  habeti  meint  — wir  sahen  mit  ITirecht  — , scdl 
sich  nacli  ihm  nun  endlich  auch  aus  den  Koncilienbe.sclilüssen 
und  Reich.sgesctzen  der  fränkischen  Zeit  ergeben. 

Was  zunächst  die  von  ilim  angeführten  Koncilieiibeschlüsse 
aulaugt,  in  denen  mit  scharfen  M orten  gegen  die  Weigerung 
der  Erben,  die  Schenkung  vorzunehmen,  und  gegen  den  Wider- 


Pflii'littheil  imwMte  werden,  im  Vcbrigeu  alier.  snwcit  dieser  iinbcrUlirt 

blieb,  volle  VerfUKUiiffsfrciheit  bc.staml*.  V'gl.  le.v  Kib.  4ä  (60).  lex  Bniiiw.  I 1. 
Ein  licisjiiel  ans  den  Urkunden  ■/..  1!.  die  otu'ii  S.  ö-d  ans  der  ritn  Sitlulu-njuf 
angeführte  Stelle. 

*)  Uewere  S.  478. 

•)  a.  U.  S.  470. 
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nif  scitHis  (los  S<-lii‘nkers  vorgesraiigeii  ist,  so  ist  znnäclist  zu 
betonen,  ilass  es  sich  auch  hier  keineswegs  allein  um  dimaiiimea 
jHisl  ohilum  liaiiilelt.  Wenn  im  Coiieil.  .Aurel.  III  (a.  ."iHH ) c.  22 't 
von  (lenjeiiifreii  oesiuocheii  wird,  qui  ohlationes  det'unctorum 
lej^aliter  dimissas  quolihet  ordine  a.ssifjnare  tardaverint . so 
können  damit  ebensogut  Salmannen  «reineint  sein,  welche  eine 
augenblickliche  Sclienkunfr  eines  nun  Vei'storbenen  auszufiihren 
zögern,  als  säunii<re  Erben  eines  Schenkers,  der  nach  seinem 
Tode  <rescheiikt  hat.  rnd  wenn  dann  auch  derjenige  mit  Strafen 
bi-drohl  wild,  welcher  quod  luo  devotione  .sna  ecelesiis  dedit 
zu  widerrufen  wagt . kann  da  nicht  mit  gleicher  AVahrschein- 
lichkeit  eine  Schenkung  mit  Vorliehalt  des  Niessbranchs  auge- 
nonnuen  werden? 

Doch  selbst,  wenn  man  hier  und  sonst  dmiationes  post 
ohiluw  annehmen  will,  ist  folgendes  zu  erwägen.  Man  wird 
ans  diesen  auf  den  Koncilien  gefassten  Heschliissen  sehr  gut 
mit  Heiisler  schlies.sen  können,  dass  sich  im  Vidke  ein  Wider- 
stand gegen  die  donaliones  jw-st  abilum  geltend  machte,  den 
die  Kirche  zu  brechen  suchte.  .Aber  sollte  man  iti  denselben 
wirklich  mit  Heusler  den  ,.klageudeii  Ton  der  ecclesia  pressa'^  *) 
entdecken,  die  AN'orte  einer  Partei,  welche  nicht  im  Stande  ist. 
vor  dem  weltlichen  ilichter  ihr  Recht  zu  erhalten?  Dies 
scheint  entschieden  zu  weit  zu  gehen.  Wenn  die  Kirche  die 
Säumigkeit  bei  der  .Ausfühning  von  Schenkungen  ttnd  den 
Widerruf  derselben  mit  Strafe  bedrohte,  so  zwingt  nichts, 
hieraus  zu  schliessen,  dass  die  .Ausführung  unerzwingbar,  der 
AA’iderruf  unverboten  war,  die  Kirche  also  durch  ihre  Beschlüsse 
im  Gegensatz  zu  dem  bestehenden  Recht  neues  Recht  schuf 
oder  schatten  wollte.  Sondern  aus  diesen  Beschlüssen  scheint 
sich  viel  leichter  folgendes  zu  ergeben;  die  Kirche  schärfte 
das  bestehende  Recht  auch  ihrerseits  ein  durch  .Androhung  der 
schwersten  geistlichen  Strafen  (Exkommunikation  u.  s.  w.l,  die 
bekanntlich  in  jenen  Zeiten  noch  nichts  von  ihrer  AA’iiksamkeit 
eingebüsst  hatten;  und  .sie  schärfte  dasselbe  ein,  weil  es  — 
wie  man  Heusler  vollständig  zugeben  kann  — in  Folge  von 
der  im  Volke  herrschenden  Abneigung  häufig  verletzt  wurde. 

')  Abgcilnukt  lei  Heilster  a.  0.  S.  480. 

*)  a.  0.  S.  48t. 
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Nun  benift  sich  endlich  Heusler  für  seine  Ansicht,  dass 
Schenkungen  auf  den  Todesfall  ohne  vorhergehende  Investitur 
unverbindlich  waren,  noch  auf  zwei  Kapitularien. 

Das  erste  dieser  Kapitulare  stammt  aus  dem  Jahre  803'). 
Dort  werden  im  Cap.  6.  Traditionen  an  die  Kirche  in  der  Hei- 
math  nnd  im  Felde  unterschieden.  Die  ersteren  sollen  geschehen 
coram  legitimis  lestibus.  Die  im  Felde  vorgenommenen  sollen, 
wenn  sie  später  nicht  angefochten  werden,  rechtsbestäiidig  bleiben. 
Liegt  der  Fall  so,  dass  Jemand  vor_  Aufbruch  in  den  Krieg 
seine  Sachen,  die  er  schenken  will,  einem  Salniann  übergeben 
hat,  und  dann  der  Salmann  vor  Ausführung  der  Sdienkung 
stirbt,  der  Schenker  aber  gesund  aus  dem  Felde  heimkelirt. 
dann  soll  er  die  Schenkung  zurückerapfangen ; wenn  auch  er 
fällt,  seine  Erben.  Diese  Bestimmungen  bieten  zu  Zweifeln 
keinen  Anlass;  da  der  Salmann  die  Tradition  noch  nicht  aus- 
geführt hat,  soll  der  Schenker  sein  Gut  zurtickerhalten ; seine 
Schenkung  wird  gleichsam  als  unter  einer  Resolutivbedingung 
geschehen  angenommen.  Man  kann  nun  nicht  sagen,  wegen 
mangelnder  Investitur  seitens  des  Salmannen  sei  die  Schenkung 
aufgehoben,  sondern  die  Erklärung  liegt  darin : der  Schenker 
hat  dem  Salmannen  tradiert,  damit  dieser  weiter  tradiere. 
Nun  stirbt  der  Salmann,  ehe  er  tradiert  hat;  also  ist  die  .Aus- 
führung seines  Auftrages  unmöglich  geworden.  Wäre  nun  der 
Schenker  in  der  Schlacht  gefallen,  ohne  Erben  zu  hluterlassen, 
so  müsste  das  Gut  doch  irgend  einem  Zufällen ; dem  muthmaass- 
lichen  Willen  des  Schenkers  gemäss  kommt  es  in  diesem  Fall 
an  die  Kirche.  Sind  Erben  vorhanden,  so  fällt  es  an  diese, 
denn  die  Nachfolge  des  natürlichen  Erben  ist  als  dem  \\Jllen 
des  Schenkers  entsprechend  zu  vermuthen.  Ist  aber  der  Schenker 
zurückgekehrt,  so  soll  ihm  Gelegenheit  gegeben  werden,  seinen 
Willen  noch  einmal  zu  erklären  oder  das  Gut  zurückzubehalten  ; 
jetzt  bedürfte  es  einen  neuen  Rechtsgeschäfts,  wenn  es  der  Kirche 
tradiert  werden  sollte. 

Anders  steht  es  mit  dem  zweiten  Kapitular  aus  dem  Jahre 
818,  819*). 

Brunner  hat  die  Bestimmungen  dieses  Kapitulars,  über 


*)  Boretius  Nr.  39,  S.  113. 

•)  Boretius  Nr.  1.36,  S.  280;  früher  setzte  man  es  in  das  Jahr  817. 
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deren  Bedeutung  viel  gestritten  worden  ist,  eingehend  und  ab- 
schliessend erörtert';. 

Dasselbe  behandelt  Schenkungen  im  Felde  schlechtweg, 
nicht  etwa  bloss  donationcs  post  obilum.  „Bei  der  Veräusse- 
rung  und  Uebereignung  inlra  comitatum  sind  Sala  und  Investitur 
nngeschieden“  “);  sie  erfölgen,  wie  wir  sahen,  durch  den  einen 
Akt  der  Irndilio  carlae.  Die  traditio  cartae  ist  aber  ein  rechts- 
förmlicher Akt.  Die  Keclitsförmlichkeiten,  welche  er  erfordert, 
können  extra  comitatum,  im  Felde,  nicht  beobachtet  werden. 
Um  aber  auch  den  Kriegem  im  Felde  eine  Schenkung  möglich 
/u  machen,  lä.sst  das  Kapitular  die  alte  Trennung  von  Sala  und 
Investitiira,  welche  in  der  traditio  cartae  zusammengewachsen 
waren,  wieder  aufleben.  Mit  der  traditio  cartae  inlra  comitatum 
ist  das  Grundstück  übereignet,  mit  der  Sala  im  Felde  nicht; 
ihr  muss  eine  Investitur  folgen,  die  traditio  cartae  .schliesst  sie 
in  sich. 

Wie  sich  hieraus  ergiebt,  können  die  Bestimmungen  des 
Kapitulars  nicht  als  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass  über- 
haupt stets  der  traditio  als  einem  ersten  Akt  die  Investitur 
als  ein  zweiter  zu  folgen  habe.  Dies  ist  nicht  der  Fall,  wo 
Tradition  und  Investitur  zu  gleicher  Zeit  untrennbar  verbunden 
durch  Begebung  der  Schenkungsurkunde  erfolgen.  Somit  ist 
das  Kapitular  für  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Frage  ohne 
Beweiskraft. 

Es  können  also  als  Ergebniss  der  in  diesem  Abschnittt  an- 
gestellten  Erörterungen  IVdgeiide  Sätze  hingestellt  werden: 

Die  donaliones  post  ohitum  werden  in  der  Form  der  tra- 
ditio cartae  vollzogen. 

Der  traditio  cartae  ist  wesentlich,  dass  in  ihr  Sala  und 
Investitur,  Veräusserung  und  Uebereignung,  zu  einem  Akte 
vereinigt  sind. 

Durch  die  traditio  cartae  ist  daher  die  Schenkung  voll- 
kommen vollzogen;  eine  etwa  noch  künftig  vorzunehmende  In- 
vestitur ist  begrifflich  undenkbar  und  ftudet  sich  nirgends. 

Der  traditio  cartae  und  damit  der  Schenkung  ist  die  Be- 
stimmung post  obitum  als  eine  Suspensivbeding;ung  hinzugefügt. 


■)  Urkunde  S.  278,  279. 
’)  Brunner  a.  0. 
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Diese  Suspensivbediiifrinip:  berUlirt,  wie  jede  andere  Stis- 
pensivliediiigmijt.  das  Uetditsgesehiil'l  iiidit  in  seinem  liestand 
— es  ist  und  l)leibt  definitiv  geseldusseii  sondern  nur  in 
seinen  Wirknngeii;  dieselben  sind  bis  zu  dem  Augenblick,  in 
welchem  der  Schenker  stirbt,  binausgesehoben. 

Tritt  dieser  Augenblick  ein.  so  machen  .sich  die  Wirkungen 
sofort  geltend.  Ohne  jeden  Zwischenzustand  tritt  der  He- 
schenkte  an  die  Stelle  des  Schenkers. 

Ein  Recht  der  Erben,  die  Ausführung  der  Schenkung  zu 
weigern,  ist  unmöglich;  denn  es  giebt  juristisch  keine  .\ns- 
flihrung  tler  Schenkung  mehr;  diese  ist  in  der  traditio  cartae 
erfolgt. 

Eben.so  ist  ein  Recht  des  Schenkers,  die  Schenkung  zu 
widerrufen,  unmöglich;  denn  die  traditio  cartac  ist  kein  ein- 
seitiger Liberalitätsakt  des  Schenkers,  sondern  ein  zwischen 
ihm  und  dem  Beschenkten  unter  feierlichen  Formen  ge.schlosse- 
ner  Vertrag;  ein  Vertrag  kutiti  aber  nicht  einseitig  aufgehoben 
werden. 

Es  muss  noch  erwähnt  werden,  da.ss  in  dem  benutzten 
Quelletimaterial  sich  kein  einziger  Fall  eines  Wideirufs  einer 
donatio  post  obitum  findet. 

§ 12. 

Mehrere  Schenker. 

Bei  der  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  versuchten 
Beantwortung  der  Fragen  nach  dem  Begrilf.  nach  den  äusseren 
Jlerkmalen.  nach  der  Fonn  und  Art  der  Vollziehung  und  nach 
den  AN’irknngen  der  donationes  post  obitum  ist  von  ihrem  ge- 
wissermassen  uormaleti  Anwendnngsfall  ansgegangen  worden. 
Derselbe  besteht  darin,  da.ss  ein  Schenker  nach  .seinem  Tode 
schenkt  und  zwar  durch  traditio  cartae. 

Nun  kommen  aber  häufig  in  den  Quellen  Fälle  vor,  in  demm 
gewisse  ifoditikatiouen  eintreten,  welche  zwar  in  keiner  Welse 
das  Wesen  der  donationes  post  obitum  ändert!,  doch  aber  eine 
besondere  Betrachtung  erfordern. 

Zunächst  ist  es  nicht  immer  ein  Schenker  allein,  sotidern 
zuweilen  sind  es  mehrere,  welche  eine  donatio  post  obitum  vor- 
nehmen. 


Digilized  by  Googic 


ß5 


S^)  besondei’s  Eliegatten.  Beispiele: 

Meich.  I 44,  40  (743)  ego  . . Moatbertus  una  cum  con- 
iuge  mea  ....  ut  post  obituni  ineiini  et  eoniuge 
niea  (statt  coiiiugis  nieae). 

Meicli.  178  (784—788)  ego  Regino  et  coniiix  mea  Oaspirin 
. . tradimus  . . . ut  post  obitnm  nostrum. 

Meidi.  210  (vor  810j  . . ego  Toti  simul  cum  coiiiuge  mea 
Galilea  tradimus  . . . . ut  sit  stabilis  et  immobilis . . 
post  obitum  nostrum. 

Meicli.  444  (823)  ego  Pernolf  cum  eoniuge  mea  Perlitui 
. . tradimus  atque  coudonamns  . . . atque  omnino  firma 
stabilitate  generali  manu  . . . eoustituimus.  ut  quic- 
quid  inde  rectores  donuü  ipsius  agere  voluissent, 
liberam  post  obitum  nostrum  in  omnibus  liabeant  . . . 
. . potestatem. 

Trad.  Fuld.  24  (765)  . . nos  bini  Halibertus  et  coniux 
mea  Hrnada  . . . transcribimus  et  post  nostrum  am- 
borum  discessum  quantum  conlaboravimus  . . . 

Trad.  Fuld.  43  (773)  . . ego  Adalfrid  et  coniux  mea  Sou- 
gart . . . donamus  . . . post  nostrum  vero  discessum 
amborum  supra  dictain  rem  rectores  . . habeatis  . . . 

Trad.  Fuld.  44  (774)  ego  Neripraht  et  coniux  mea  Katburg 
per  haue  ctiartulam  donationis  sive  testamentuin  dono 
. . . donatumque  esse  volumus  et  . . . confirmamus 
post  obitum  nostrum. 

Trad.  Fuld.  71  (781)  ego  Ratboto  et  coniux  mea  Kruodlind 
tradimus  post  obitum  nostrum. 

Trad.  Wiz.  2 (742)  ego  Liutfridus  et  coniux  mea  Tlieutiia 
donamus  omnes  res  nostras  ...  in  ea  vero  racione,  ut 
post  discessum  nostrum  amborum  habendi  . . . per 
baue  testamentum  donacionis  liberam  et  in  omnibus 
firmam  . . habeant  potestatem. 

Auch  die  Formelsammlungen,  die  nur  so  wenige  donationes 
post  obitum  enthalten,  bieten  ein  hierher  gehöriges  Beispiel, 
das  freilich  aus  einer  der  jüngsten  Sammlung,  den  Formulae 
Salzburgenses  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts),  stammt: 

Form.  Salzb.  4 (Zeumer  S.  440,  441)  ego  . . . et  coniux 
mea  . . . donamus  . . . aliquas  res  nostras  . . . ea 


Hübner,  die  donetionee  post  obitum. 
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ratione  tradimus  ad  supradii'tum  moiiasterium  post  ani- 
boruni  ex  hac  luce  discessuni. 

ln  diesen  Fällen  tritt  erst  mit  dem  Tode  des  überlebenden 
Gatten  die  Hedinguuf?  ein;  die  Wirkung  der  Schenkung  ist  also 
noch  weiter  hinausgeschoben,  als  in  der  vSchenkung  nur  eines 
Schenkers.  Jedoch  kommt  es  auch  vor,  dass  zwei  Ehegatten 
eine  Schenkung  machen,  die  aber  schon  nach  dem  Tode  des 
Ehemannes  in  Wirksamkeit  treten  soll;  hier  ist  es  denn  recht- 
lich ebenso,  als  wenn  nur  ein  Schenker  vorhanden  wäre. 

Jleich.  47  (774)  ego  Rihpald  clericiis  ...  et  uxor  inea 
omnia  ijuae  habuimus  . . . tradedi  . . . ut  post  obitum 
meum  stabilis  fuisset. 

Meich.  65  (779)  ego  (’artheri  tradidi  et  uxor  mea  ...  nt 
post  obitum  meum  stabilis  fui.sset. 

Dagegen  wird  der  Eintritt  der  Wirkung  noch  weiter  hinaus- 
geschoben, wenn  zu  den  .schenkenden  Eheleuten  noch  eine  dritte 
Person  hinzntritt,  und  bestimmt  wird,  dass  erst  nach  dem  Tode 
aller  Drei  die  Schenkung  an  den  Beschenkten  fallen  solle. 

Meich.  57  (778)  ego  Keginhoh  pariter  manu  communi  filii 
mei  Hertoldi  nec  non  et  coniuge  meae  Lantrata  . . . 
rem  itropriam  ...  ex  integio  post  obitum  nostrum 
tradimus  .... 

Trad.  Fuld.  27  (765)  ego  Beruharius  et  coniux  mea  no- 
mine rualthaid  et  soror  mea  Hiltilanc  . . . donamus 
totum  et  integrum  post  obitum  nostrum. 

Ausser  einem  Ehepaar  linden  wir  als  Schenker  ferner  Vater 
und  Sohn; 

Meich.  41  (,77.3)  ego  .Adalunc  simuhiue  cum  filio  meo  Hroa- 
dunc  . . . tradimus  post  obitum  nostrum. 

Meich.  137  (803)  ego  . . Starcholfus  et  tilius  meus  Hiltol- 
fus  . . . tradimus  . . . post  decessum  nostrum. 

Grossvater  und  Enkel: 

Meich.  352  (817)  notum  est  . . . qualiter  Heriperht  archi- 
presbyterus  pariter  cum  nepote  suo  Sinchart  nomine 
commune  manu  tradideruut  ....  totum  ex  integro 
post  illorum  obitum. 

Ferner  finden  sich  als  Schenker  mehrere  Brüder  (Trad. 
Fuld.  601  a.  869);  zuweilen  werden  auch  nur  schlechtweg  zwei 
Schenker  genannt,  ohne  dass  ersichtlich  ist,  ob  und  in  welchem 
verwandtschaftlichen  Verhältniss  sie  stehen  (Trad.  Lun.  2 a.  814). 
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§ 13. 

Erweiterungen. 

Alle,  auch  die  zuletzt  besprochenen  Fälle  stimmen  darin 
überein,  dass  der  Tod  des  Schenkei’s  oder  der  mehreren  Schenker 
Bedinfrung  war.  Dass  dies  für  die  donationes  post  ohitum  das 
Kegelmässige  ist,  erklärt  sich  leicht.  Denn  wenn  die  Kirche 
den  Leuten,  welche  ihr  Schenkungen  machen  wollten,  die  Ver- 
günstigung gewährte,  diese  Schenkungen  vorerst  unausgeführt 
lassen  zu  dürfen,  so  d.ass  die  Schenker  selbst  gar  keine  Ver- 
änderung merkten  und  behaglich  die  Vortheile  des  donner  et 
retenir  gemessen  konnten,  so  wollte  sie  doch  wenigstens  eine 
sichere  Anwartschaft  haben,  sie  wollte  die  Leute,  deren  Tod 
sie  erwarten  musste,  durch  den  feierlichen  Akt  der  traditio 
cartae  persönlich  sich  verpflichten,  und  nur  ihnen,  die  sie  kannte 
und  deren  muthmaassliche  Lebensdauer  sie  abschätzen  konnte, 
die  Vergünstigungen  gewähren.  Aber  selbst  von  diesem  Grund- 
satz wurden  Ausnahmen  gestattet;  die  ursprüngliche  Natur  der 
donationes  post  obitum  wurde  dadurch  erweitert,  dass  nicht  nur 
der  Tod  der  Schenker,  sondeni  auch  der  dritter  l’ersonen  als 
Bedingung  gesetzt  wurde,  der  Gegenstand  der  donatio  also,  ehe 
er  an  den  Beschenkten  gelangte,  vorerst  noch,  nach  dem  Tode 
des  Schenkers,  einem  von  diesem  Bezeichneten  zu  Gute  kam. 
Man  sieht,  wie  die  Kirche  geni  den  augenblicklichen  Zuwachs 
fahren  lässt,  um  den  Laien  die  Schenkungen  so  leicht  wie  mög- 
lich zu  machen.  Wie  mancher  mochte  sich  bestimmen  las.sen. 
nun  eine  donatio  post  obitum  voi'zunehraen,  von  deren  Wirkung 
nicht  nur  nicht  er  selbst,  sondern  auch  sein  Sohn  oder  wem  er 
sonst  sein  Gut  vererben  wollte,  nichts  verspürte.  Aber  freilich 
oft  genug  mochte  der  Schenker  in  dem  beglückenden  Gefühl 
des  Augenblicks,  durch  ein  frommes  und  noch  dazu  billiges 
Werk  sich  irdischen  und  himmlischen  Lohn  zu  verdienen,  nicht 
daran  gedacht  haben,  wie  schwer  später  die  Auslieferung  der 
Schenkung  dem  zukünftigen  Besitzer  werden  würde,  der  dann 
ohne  jede  Gegenleistung  die  Ländereien  seines  verstorbenen 
Vorgängers  hergeben  musste,  mochte  sich  der  Werth  des  Land- 
besitzes gesteigert  haben,  seine  Familie  verarmt  sein  oder  nicht. 
Denn  auch  in  diesen  Fällen  wurde  das  Wesen  der  donatio  post 
obitum  nicht  verändert;  auch  hier  w'ar  durch  traditio  cartae  die 
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Schenkung  vollzogen  und  der  Dritte,  bis  zu  dessen  Tode  die 
Schenkung  der  Kirche  vorenthalten  blieb,  war  gleichfalls  ein 
Eigenthiinier,  dem  das  Recht  anderweitiger  Veräusserung  und 
Vererbung  nicht  zustand.  Gerade  hier  kommen  sich  donationes 
post  obitum  und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbranchs 
(zu  Gunsten  dritter)')  sehr  nahe,-  aber  auch  hier  bleibt  der 
juristische  Unterschied  unverwischt. 

Derartige  Erweiterungen  konnten  nun  einmal  dadurch  her- 
beigeführt werden,  dass  eben  der  Schenker  sich  ausmachte,  nicht 
schon  nach  seinem,  sondern  erst  nach  dem  Tode  eines  Dritten, 
den  er  in  der  Urkunde  benannte,  der  aber  nicht  Mit-Schenker 
war,  solle  die  Schenkung  wirksiim  werden. 

So  wird  z.  B.  bestimmt,  dass  erst  nach  dem  Tode  des 
Schenkere  und  seines  Bruders  die  Schenkung  der  Kirche  Zu- 
fällen solle. 

Meich.  553  (831)  ego  . . Ascrili  presbiter  renovavi  pristi- 
nam  traditionem  et  iterum  renovaudo  . . . post  vitam 
meam  et  fratris  mei  Totoni  . . . tradidi  .... 

Oder  au  Stelle  des  Brudei-s  wird  die  Schwester  genannt: 

Meich.  645  (846)  ego  . . Chuniperht  presbiter  . . . firraiter 
condonavi  post  obitum  meum  et  sororis  meae. 

Oefters  bestimmt  auch  der  Schenker,  dass  erst  nach  seinem 
und  seiner  Frau  Tode  das  Geschenkte  übergehen  solle;  dies 
Rechtsgeschäft  ist  also  in  seinen  Wirkungen  dem  oben  be- 
sprochenen gleichsam  entgegengesetzt,  in  welchem  zwei  Ehe- 
gatten schenken,  aber  nur  der  Tod  des  einen  als  Bedingung  ge- 
setzt ist*). 

Trad.  Pat.  27  (796)  ego  . . Adalscalc  . . dono  trado  omnes 
res  meas  . . . per  haue  eiiistolam  traditionis  . . . post 
meum  discessum  vel  coniuge  meae  Erkanradane. 

Trad.  Pat.  41  (c.  805)  vir  . Ato  tradidit  . . . post  vitam 
suam  et  uxoris  suae. 

Trad.  Lun.  12  (?)  ego  Megilo  . . . trado  hereditatem  meam  . . 
post  obitum  meum  et  post  obitum  mulieris  meae*). 


')  Siehe  unten  § 26. 

•)  Sielie  oben  Seite  66. 

•)  Die  Urkunde  fÄhrt  fort:  et  deincepe  si  unins  de  noi)is  alium  snper- 
▼ixerit,  in  eine  eit  potestate  dnui  vivit,  nt  in  monaaterinm  lutroierit  et  tnnc 
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Mit  der  Hinzufügung  einer  weiteren  Bedingung  findet  sich 
eine  gleiche  Bestimmung  in 

Trad.  Lun.  104  (826)  ego  Uuillihelmus  comes  . . trado,  ut 
post  obitum  meum  et  uxoris  meae  et  si  uxor  mea  tam- 
din  lectum  meum  servaverit,  hoc  habeat,  postea  in 
vestrum  dominium  dispouo. 

Ferner 

Trad.  Fuld.  310  (815)  ego  . . Asolf  dono  atque  trado  . . 
ea  duntaxat  ratione,  ut  post  obitum  meum  et  de  hac 
luce  discessum  et  coniugis  meae  in  vestrum  trausfundo 
dominium. 

Aehnlich  liegt  die  Sache  in  einem  Fall  des 

Mitth.  Kliein.  UB  141  (896)  ; ein  gewisser  Eotger 
hatte  mit  Erlaubniss  des  Stiftes  St.  Maximin  eine 
Kapelle  gestiftet,  sie  mit  Ländereien  ausgestattet  nnd 
schenkt  sie  darauf  der  Kirche  des  h.  Maximin  ea 
tarnen  conditione,  ut  usijue  ad  obitum  meum  vel  uxoris 
meae  Anastasie  sub  iure  nostro  nullo  contradicente 
persistat ; postea  vero  monachorum  utilitati  . . iure  le- 
gitimo  cum  omni  bono  illius  ville  cedat. 

Aber  nicht  nur  der  Gattin,  sondern  auch  den  Kindern  soll 
die  Schenkung  zurückbehalten  bleiben. 

Trad.  Fuld.  45  (774)  . . ego  Otacar  et  coniux  mea  Hruod- 
suuind  . . donamus  . . . totum  et  integrum  post  nostrum 
et  filioruui  iiostorum  discessum  supra  dictam  rem  ha- 
beatis.  Fast  wörtlich  gleichlautend  Trad.  Fuld.  104 
(792). 

Dann  wird  die  Bestimmung  auch  wohl  so  getroffen,  dass 
gesagt  wird:  erst  nach  dem  Tode  meiner  Frau  nnd  dem  meiner 
Kinder  sollt  ihr  die  Schenkung  erhalten. 

Trad.  Fuld.  130  (?)  ego  . . Freibrato  trado  ...  in  elimo- 
sinam  meam  et  coniugis  meae  . et  filii  mei  . . . ita,  ut 
post  obitum  nostrum  trium  illi  servi  Dei  ....  habere  . . . 
habeatis  potestatem. 

Trad.  Lun.  75  (805)  ego  Meginrat . . . trado  pro  me  ipsu- 
met  et  pro  filiuni  meum  Megiuhardum  et  pro  uxore 

ibi  sit  stabilitas.  E»  wird  also  das  der  Qattin  vorbeUaltene  Kecht  von 
einer  ihrerseits  zu  erfnllondcn  Bedingung  abhängig  gemacht.  Hierüber 
siebe  unten  Seite  71  £ 
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mea  Hiltipirinna,  ut  post  obitum  nostrum  in  omnibus 
habeatis  potostatem  *). 

Wenn  es  in  der  Urkunde  Meich.  173  (810)  heisst; 
ego  Erhanheri  presbyter  post  discessum  meum  nepote  raeo 
nomine  Heriwiri . . . ecclesiain  meam  . . . trado  atque  traus- 
fundo  . . . ; similiter  ad  . . ipsam  ecclesiam  ....  ei  eo 
tenore  post  obitum  meum  trado  et  omuia  ...  in  ipsius 
potestate  post  obitum  meum  permaneat  usque  in  finem 
vitae  suae;  eins  vero  post  obitum  cum  omni  integri- 
tate  supra  dictas  res  perinaneant  ad  Erigisingas  sicut 
in  antea  acta  traditio  continetur  . . . , 
so  dürfte  hierin  die  Tradition  einer  lebenslänglichen  proprietas 
zu  erkennen  sein,  ein  Rechtsgeschäft,  durch  welches  materiell 
derselbe  Erfolg  erzielt  wurde,  wie  bei  einer  Schenkung  nach 
dem  Tode  eines  Dritten  ”) : der  Sohn  wird  zum  lebenslänglichen 
Eigenthümer  gemacht,  mit  der  Bedingung,  dass  mit  dessen  Tod 
die  Kirche  Eigeuthümerin  sei. 

Einen  Fall  ähnlicher  Art,  nur  von  einem  anderen  Stand- 
punkt aus  dargestellt,  finden  wir  in  der  Urkunde 

Meich.  I S.  75  (772);  der  Abt  Atto  schenkt  ein  Besitzthnm 
an  die  Freisinger  Kirche,  welches  ihm  von  einem  ge- 
wissen Anulo  und  dessen  Sohn  übergeben  war;  quam 
commendaverunt  mihi  ad  vitam  meam ; und  zwar  mit 
der  Auflage  ut  post  obitum  meum  ad  dictum  locum  . . . 
cum  omni  iutegritate,  seu  si  ego  ipse  aliquid  lucri  ad- 
quirere  possim,  ad  sanctorum  reliquias  . . . confirmassem. 


*)  Wenn  e.s  Trad.  Fiild.  79  (78.^)  heisst : dono  ut  post  obituin  filii  mei  . . . 
ecdesia  haheat  putestatem  und 

Trad.  Pat.  8 (774 — 788)  ego  . . trado  . . . post  obitum  filii  mei  potcsta- 
tem  habenut , . . , 

so  erklären  sich  diese  .\usdrilcke  wohl  am  einfachsten  dadurch,  dass  der 
Schenker  es  unterlassen  hat  zu  sagen:  post  ohitum  meum  et  post  obitum 
filii  mei ; mag  er  dazu  durch  die  sichere  Annahme  seines  früheren  Todes  ver- 
anlasst worden  sein,  oder  es  als  selbstverständlich  ange.sehen  haben,  dass, 
falls  dennoch  sein  Sohn  früher  8türl>e,  der  betreffende  Gegeustaiid  zunächst 
an  ihn  znrückfalleu  •würde.  Jedoch  könnte  man  auch  denken,  dass  es  sich 
um  einen  Gegenstand  handelt,  der  zwar  dem  Sohn  überlassen  ist,  aber  noch 
im  Eigenthnm  des  Vaters  .steht,  und  über  den  nun  der  Vater  verfügt,  indem 
er  seine  eignen  Ansprüche  auf  denselben  aufgiebt. 

’)  Ähnliche  Fälle  bei  Brunner  Landschenknugeu  S.  26,  27. 
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Diese  ihm  auferlegte  Schenkung  an  die  Kirche  führt 
er  uun  aus : nunc  autem  restaurabo  et  confirmabo  pe- 
titiones  eoriini  reddotjue  et  restituo  ipsas  res  . . . ad 
sanctam  dumum  Dei. 

Also  der  Schenker  hat  das  Gut  zu  lebensläuglichem  Eigen- 
thum ad  vilam  suum  kommendiert  erhalten,  jedoch  mit  der  Auf- 
lage, eine  donatio  post  obitum  mit  diesem  Gut  vorzunehmeu.  Mit 
der  Kirche  selbst  haben  die  ursprünglichen  Eigenthümer  keinen 
Vertrag  geschlossen;  die  Kirche  wird  auch  hier  erst  durch  die 
donatio  Eigenthümerin. 

Es  sind  jetzt  einige  Fälle  zu  besprechen,  in  denen  der 
donatio  post  obitum  nocli  einige  weitere  Bestimmungen  hinzu- 
gefügt sind  oder  der  Eintritt  der  Wirkungen  der  Schenkung 
nicht  bloss  an  den  Eintritt  des  Todes,  sondern  an  noch  andere 
Bedingungen  geknüpft  ist. 

In  einigen  Urkunden  wdrd  darauf  Rücksicht  genommen, 
dass  dem  Schenker  möglicherweise  noch  Kinder  geboren  werden. 

Meich.  70  (780)  ego  Cunzo  propriam  alodem  . . . [trado] 
ut  post  obitum  meum,  si  Dominus  sobolem  mihi  dederit, 
mea  portio  cum  praesenti  traditione  ad  ecclesiam  . . . 
pertinere  debeat . . . Sin  autem,  ex  integro  traditio 
haec  tirma  et  stabilis  permaneat. 

Hier  wird  ersichtlich  auf  das  Pflichttheilsrecht  der  Kinder 
Rücksicht  genommen ; dasselbe  will  der  Schenker  nicht  autasten, 
sondern,  falls  er  Kinder  erhält,  niu-  über  den  freigebliebenen 
Theil  verfügen.  Andernfalls  dagegen  ist  .sein  Gut  durch  die 
gegenwärtige  Schenkung  ex  integro  der  Kirche  übereignet. 
Ebenso  deutlich  ist 

Meich.  112  (793)  ego  Crimperht  . . . trado  atque  trans- 
fundo  propriam  hereditatem  meam  . . . post  obitum 
meum  . . . . , ea  scilicet  ratione,  si  genuerim  de  legitima 
uxore  heredes  aliquos,  ut  habeant  portionem  heredi- 
tatis  meae,  quod  eos  legitime  pertinet  in  partem,  mea 
vero  pars  post  obitum  meum  flrmiter  . . . hereditas 
sit  sanctorum  in  perpetuum. 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  Meich.  115  (802), 
116  (802);  ferner  in  Trad.  Lun.  101  (807)  ego  .Alpkis 
....  tradidi,  si  me  filius  natus  fuisset,  medium 
porcionem  illi  habuisset,  et  si  me  non  fuisset  creatus 
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post  obitum  menm  omnia  causa  mea  ad  monastcrium 
ibisset  traditus. 

Zuweilen  finden  sich  noch  mehr  ins  Einzelne  gehende  Be- 
stimmungen. So  z.  B.  in  Hundt  I 2 (771)  ego  Yurm- 
hart  . . . propriam  hereditatem  post  obitum  meum,  si 
genetrix  mea  ante  finem  meum  vitalem  emitteret  flatum, 
et  si  soboles  non  gennissem,  post  dies  meos  funditus 
substantia  mea  . . . ecclesiae  . . . pertinere  debuisset; 
si  autem  meae  (wohl  = mihi)  decessisse  et  genetrice 
aut  infante  proprio  supervixisse  contigerit,  tertia  pars 
ecclesiae  conteneatur,  eonim  post  obitum  relique,  quae 
fiierint,  supra  membratim  ecclesiae  soll  dentur. 

Diese  Urkunde  ist  sehr  schlecht  formuliert.  Sie  scheint 
folgendermaassen  erklärt  werden  zu  müssen;  Vurmhart  macht 
eine  donatio  post  obitum.  Aber  nur  für  den  Fall,  dass  seine 
Mutter  vor  ihm  stirbt  und  er  keine  Kinder  bekommt.  Dann, 
wenn  er  also  völlig  erbenlos  stirbt,  soll  nach  seinem  Tode  sein 
Vermögen  funditus  der  Kirche  anheim  fallen.  Dagegen  wenn 
er  selbst  stirbt  (das  muss  meae  decessisse  bedeuten)  und  seine 
Mutter  oder  ein  Kind  ilm  überlebt,  dann  soll  nach  seinem  Tode 
nur  ein  Drittel  an  die  Kirche  gelangen,  die  übrigen  zwei  Drittel 
seiner  Mutter  und  seinem  Kinde  Vorbehalten  bleiben;  erst  nach 
deren  Tode  fallen  auch  diese  zwei  Drittel  der  Kirche  zu. 

Dass  der  Charakter  der  Schenkung  durch  die  Hinzufügung 
einer  weiteren  Bedingung  beeinflusst  wurde,  sehen  wir  aus 

Meich.  64  (779)  ego  Cuntperht  jiresbiter  . . . propriam 
meam  alodem  dedi  ...  et  si  licet  mihi  secularem 
habitum  dimittere.  in  hac  liora  sit  stabilis  ad  altare 
s.  Mariae  . . . et  si  mihi  non  licet  dimittere  secularem 
habitum  . . .,  tarnen  post  obitum  meum  firma  et  stabilis 
ad  . . . domum  Dei  usque  in  nltimum  diem. 

Hier  wird  also  eine  Alternative  gesetzt:  eine  donatio  post 
obitum  nur  für  den  Fall,  dass  es  dem  Schenker  nicht  gelingt, 
in  ein  Kloster  einzutreten. 

Ferner  ist  zu  erwähnen,  dass  auch  bei  den  donationes  post 
obitum  sich  hin  und  wieder  Bestimmungen  finden,  durch  welche 
dem  Beschenkten  noch  für  die  Zeit  nach  dem  Tode  des  Schen- 
kers Veriiflichtungen  auferiegt  werden;  es  wird  ihm  verboten, 
das  geschenkte  Gut  später  an  Dritte  auszuleihen;  oder  der 
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Schenker  macht  aus,  dass  wenn  später  einer  seiner  Verwandten 
sich  dem  Priesterstand  widmen  wolle,  er  mit  Erlaubniss  des 
Bischofs  der  beschenkten  Kirche  in  den  Dienst  der  letzteren 
treten  dürfe  u.  dgl.  Z.  B. 

Trad.  Wiz.  53  (774)  ut  nullus  rector  eiusdem  a locis  Dei 
supradictas  res  nec  beneficiat  iilli  hominum  vel  illorum 
vel  extraneorum  ullo  umquam  tempore  et  si  aliter 
fecerit  nisi  quod  ad  ipsos  servos  Dei  . . . omni  tempore 
deserviant,  sciant  in  die  iudicii  rationem  redditurum. 

Meich.  179  (vor  810)  ea  vero  ratione,  si  post  obitnm  nostrum 
quis  de  propinquis  nostris  in  servitium  Dei  sacerdotali 
officio  se  adinnxerit,  cum  licentia  ipsius  episcopi,  qui  bis 
temporibus  snpradicto  domo  praeesse  dilioscitur,  subiectus 
et  obediens  sit  in  omnibus  ecclesiae  s.  Mariae  ...  et 
capnt  et  cansas  exinde  diiudicat.  sicut  et  ego. 

Jedoch  alle  diese  Besonderheiten  und  Erweiterungen  treten 
in  viel  grösserer  Zahl  und  Mannigfaltigkeit  bei  den  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  auf.  Daher  möge  das  Gesagte 
für  die  donationes  post  obitum  genügen. 

§ 14. 

Resolutiv  bedingte  Schenkungen. 

In  allen  bisher  besprochenen  Fällen  war,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  donatio  post  obitum  eine  durch  den  Tod  des  Schen- 
kers (oder  Anderer)  suspensiv  bedingte  Schenkung. 

Es  kommen  jedoch  Fälle  vor,  in  denen  nicht  eine  Suspensiv-, 
sondern  eine  Resolutivbedingung  der  Schenkung  hinzugefOgt  ist. 

Freilich  finden  sich  derartige  Fälle  nur  selten ').  Als  Bei- 
spiel diene 

Meich.  .398  (819):  ein  gewisser  Uo  kommt  vor  dem  Auf- 


*)  .\ls  Analoj'ie  könnten  vielleicht  die  unter  dem  Vorbehalt  treuer 
Dienste  oder  besomlerer  Treue  erfolgenden  Vergabungen  angesehen  werden. 
Denn  „juristiseb  betrachtet  sind  solche  Vergabungen  Schenkungen  mit  der 
Keaolutivbedinguug,  dasa  das  übertragene  Recht  erloschen  sein  soll,  wenn  der 
Beschenkte  die  Treue  nicht  IrcwShrt  oder  die  Dienste  nicht  leistet“  (Bninner 
Land.schenknngen  S.  18).  Freilich  wird  hier  der  Eintritt  der  Rcsidutivhcdin- 
gung  nicht  durch  den  Schenker,  sondern  durch  den  Beschenkten  herbeigeführt. 
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bruch  in  den  Krieg  nadi  Freisiugen  und  macht  an 
die  dortige  Marienkirche  eine  Schenkung  ea  ra- 
tione  . . . , si  in  illo  comitatu  (wohl  = Kriegszugl  vitam 
finiret , eodem  die  tenetur  ad  iam  dicto  domo,  si  autem 
inde  veniret,  tune  fuisset  in  sua  potestate. 

Es  werden  also  hier,  wie  in  ähnlichen  Fällen,  zwei  Mög- 
lichkeiten angenommen : Tod  im  Kriege  oder  Heimkehr.  Tritt 
der  erste  Fall  ein,  so  ist  eine  reine  donatio  post  ohitum  vor- 
genommen; bei  glücklicher  Heimkehr  dagegen  soll  das  Rechts- 
geschäft aufgelöst  werden ; es  bleibt  also,  bis  eine  solche  unmög- 
lich geworden,  resolutiv  bedingt.  Wenn  daun  nachher  der  zn- 
rückgekehrte  Schenker  als  Dank  für  seine  Rettung  die  der 
Kirche  für  d«;n  h'all  seines  Todes  zusredachte  Schenkung  der- 
selben doch  zuwenden  wollte,  konnte  dies  nur  durch  eine  völlig 
neue  Schenkung  geschehen.  Genau  genommen  konnte  also  hier 
von  einer  Enieuerung  nicht  geredet  werden;  weshalb  auch, 
wie  wir  sahen,  derartige  Fälle  für  die  Frage  nach  den  Er- 
neuerungen der  donationes  post  ohitum  ausser  Betracht  bleiben 
müssen. 

§ 15. 

Verwandte  Fälle. 

Endlich  bleiben  noch  einige  wenige  Fälle  hervorzuheben, 
iu  (lenen  zwar  keine  donationes  post  ohitum  vorliegen,  deren 
rechtlicher  Charakter  jedoch  ein  den  genannten  Schenkungen 
völlig  analoger  ist. 

Es  wird  nämlich  nicht  der  Tod  des  Schenkers,  sondern  ein 
anderes  Ereigniss  der  Schenkung  als  Suspensivbedingung  hin- 
zugefügt, und  zwar  entweder  als  alleinige  Bedingung  oder  alter- 
nativ neben  dem  Tod  des  Schenkers. 

Beispiele  finden  sich,  soweit  ich  sehe,  nur  in  Mondseer 
Urkunden. 

Trad.  Lun.  92  (?)  ego  Nuafwgrin  donacionem  facit 

post  illum  diem,  si  in  monasterium  intravero  aut  soras 
de  ista  terra  pro  animo  mea‘). 


*)  Die  Urknndc  ist  sehr  schlecht  fümuiliert;  der  letzte  Satz  (aut  soras 
his  inca)  scheint  in  der  vorliegenden  Fassung  unverständlich.  — Vielleicht 
dürfen  als  weitere  Beispiele  genannt  sein  Trad.  Lun.  12  (?),  42  (773). 
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Wie  man  sieht,  behandelt  der  Schenker  den  Eintritt  in 
das  Kloster  wenigstens  rechtlich  als  gleichbedeutend  mit  seinem 
leiblichen  Tod.  Es  ist  keine  Schenkung  nach  dem  Tode,  sondern 
eine  Schenkung  nach  dem  Eintritt  in  das  Kloster. 

Verwandt  mit  den  donaliones  post  obitum  sind  schliesslich 
die  besonders  in  den  Formeln  sich  findenden  gegenseitigen  Ver- 
gabungen auf  den  Todesfall  zwischen  Eheleuten  *). 

Der  Mann  vermacht  seiner  Frau  sein  ganzes  Vermögen  auf 
den  Fall  seines  Todes  und  gleichzeitig  in  derselben  Weise  die 
Frau  dem  Mann. 

Als  Beispiele  aus  den  Formelsammlungen  sind  zu  nennen: 

Marc.  II  12  (Zeumer  S.  50),  7 (Z.  S.  79,  80),  8 (Z.  S.  80). 

Form.  Turon.  17  (Z.  S.  144,  145),  18  (Z.  S.  145), 

Form.  Sal.  Merk.  16  (Z.  S.  247), 

Form.  Sal.  Lind.  13  (Z.  S.  275,  276); 
auch  in  den  Urkunden  kommen  einige  wenige  Beispiele  vor: 
/.  B.  Wart.  III  789  (931?). 

Derartige  Rechtsgeschäfte  haben  sich  im  Anschluss  an  die 
Aftatomie  entwickelt;  es  handelt  sich  in  ihnen,  ebenso  wie  bei 
der  Affatomie,  um  Erbeseinsetzungen.  Sie  unterscheiden  sich 
dadurch  von  den  eigentlichen  donaliones  post  obitum,  bei  welchen 
der  Bedachte  nicht  als  Erbe  aufzufassen  ist,  sondern  durch  ein 
unter  Lebenden  abgeschlossenes  Geschäft  das  Gut  des  Schenkers 
erhält. 

Hiermit  dürften  die  donaliones  post  obitum  sowohl  nach  ihren 
wesentlichen  hhgenschaften  als  auch  in  Bezug  auf  die  zuweilen 
bei  ihnen  vorkommenden  Besonderheiten  hinlänglich  erörtert 
worden  sein. 

*)  Vgl.  z.  B,  Stobbc  PrR  V S.  172,  173;  besonders  Schröder  Ehel.  Güter- 
recht I S.  l.'>7  ff. 
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Die  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs. 

§ 1«. 

Begriff. 

Die  donatio  post  obitum  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  ein 
bedingtes  Rechtsgeschäft.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauclis  ist  ein  unbedingtes  Rechtsgeschäft.  In  demselben 
Augenblick,  in  welchem  die  Schenkung  vollzogen  wird,  tritt  auch 
der  Schenkungserfolg  ein:  das  geschenkte  Objekt  geht  aus  dem 
Eigenthum  und  Besitz  des  Schenkers  in  das  Eigenthum  und  den 
Besitz  des  Beschenkten  über;  bedingungslos.  Aber  nicht  vor- 
behaltlos. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist,  wie 
dies  schon  der  Name  deutlich  sagt,  keine  einfache  Schenkung 
unter  Lebenden.  Der  Schenker  will  seine  Schenkung  einem 
Anderen  zuwenden,  aber  zugleich  will  er  durch  dieselbe  keine 
wesentliche  Einbusse  leiden.  Seine  Liberalität  ist  nicht  frei 
von  Egoismus.  Auch  diesem  Rechtsgeschäft  liegt  wie  der  do- 
natio post  obitum  der  Wunsch  nach  dem  donner  et  rctenir  zu 
Grunde.  Aber  bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
wird  dieser  Wunsch  in  anderer  Weise  erfüllt.  Auch  die  do- 
natio post  obitum  ist  ein  Vertrag:  aber  nur  der  eine  Theil,  der 
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Schenker,  hat  zu  leisten,  der  andere  nur  zu  empfangen,  und 
zwar  in  der  Art,  dass  er  auf  den  sofortigen  Empfang  verzichtet. 
Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  dagegen  ver- 
pflichtet beide  Theile  zu  Leistungen.  Der  Schenker  hat  die 
Schenkung  zu  leisten,  der  Empfänger  die  Rückgewähr  zu  Niess- 
brauch.  Aber  die  Leistung  des  Empfängers  ist  nicht  etwa  eine 
Bedingung,  bis  zu  deren  Eintritt  die  Schenkung  suspendiert  wäre ; 
sie  kann  vielmehr  erst  dann  eintreten,  wenn  die  Schenkung  be- 
reits erfolgt  ist.  Der  Empfänger  muss  zuvor  Eigenthümer  ge- 
worden sein,  ehe  er  das  Empfangene  zu  Niessbrauch  zurückgeben 
kann.  Dieses  Verhältniss,  das  begrifflich  stets  vorhanden  ist, 
tritt  thatsächlich  nicht  so  scharf  hervor  in  den  zahlreichen 
Fällen,  iii  welchen  der  Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich 
den  Niessbrauch  vorbehält. 

Diese  Fälle  sind  nichts  als  Anwendungen  des  constitutum 
possessorium:  der  bisherige  Eigenthümer  erklärt,  von  nun  an 
im  Namen  eines  Dritten,  dem  er  das  Eigenthnm  überträgt,  be- 
sitzen zu  wollen.  Hier  fallen  Schenkung  und  Gewähr  zu  Niess- 
brauch in  einen  einzigen  Akt  zusammen,  wenngleich  auch  hier, 
wie  gesagt,  erst  die  Schenkung,  dann  die  Rückgewähr  erfolgt. 
Ganz  deutlich  tritt  das  in  denjenigen  Fällen  hervor,  in  welchen 
erst  nach  Vollziehung  der  Schenkung  der  Schenker  um  Gewäh- 
rung des  Niessbrauchs  bittet  und  dieser  ihm  dann  in  einem 
neuen  Akt  verliehen  wird.  Wir  werden  unten  auch  auf  diese 
Fälle  näher  eingehen'). 

Durch  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nun, 
mag  sie  in  der  einen  oder  anderen  Art  (in  welcher  ein  eigent- 
licher Vorbehalt  allerdings  nicht  enthalten  ist;  siehe  unten)  er- 
folgen, treten  der  Schenker  und  der  Beschenkte  in  ein  dauerndes 
Rechtsverhältniss.  Auch  dies  ist  ein  Gegensatz  gegen  die  do- 
natio post  obitum.  Bei  dieser  ist  der  Schenker  nach  der  Schen- 
kung nur  in  soweit  gebunden,  als  er  über  den  Schenkungsgegen- 
stand nicht  anderweitig  melu-  verfügen  darf;  d.  h.  er  ist  an  seinen 
eigenen  einmal  erklärten  Willen  gebunden.  Dagegen  ist  der- 
jenige, welcher  sich  den  Niessbrauch  Vorbehalten  hat,  seit  dem 
Augenblick  der  Schenknng  einem  fremden  Willen,  dem  des  Be- 
schenkten, unterworfen;  freilich  darf  ihm  der  Beschenkte,  ausser 

')  Siche  uutcii  § 18. 
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aus  bestimmten  Gründen,  den  Niessbraucli  nicht  entziehen,  aber 
er  ist  Eigenthümer,  dem  Schenker  ist  nur  das  rem  usu/ructuario 
nomine  possidere,  der  Nutzgenuss  salva  rerum  svbstantia  gestattet. 
Damit  ist  ein  sg.  Prekarienverliältniss  begründet,  das  sich  eben, 
wie  dies  Roth  ’)  hauptsächlicli  iiachgewiesen  hat,  durch  den  Aus- 
s(dilu8s  des  beliebigen  Widerrufs  von  dem  römischen  }>recarium 
unterscheidet.  Roth  hat  diese  deutschrechtlichen  Leiheverhält- 
nisse, wie  schon  hervorge  «oben  *) , in  drei  Klassen  eingetheilt; 
precariae  dalae  nennt  er  diejenigen,  bei  welchen  die  Kirche  oder 
ein  anderer  Grundbesitzer  ihm  gehörige  Ländereien  einem  .An- 
deren zum  Niessbraucli  ausleiht;  precariae  ohlatae  diejenigen, 
bei  welchen  die  ausgeliehenen  Grundstücke  vorher  selbst  von 
dem  jetzt  Beliehenen  dem  Ausleihenden  übertragen  worden  sind; 
precariae  remuneratoriae  sind  endlich  Fälle,  in  denen  sich  die 
beiden  vorigen  Arten  verbinden:  die  Kirche  gewährt  einem 
Dritten  nicht  nur  die  von  ihm  der  Kirche  geschenkten  Grund- 
stücke zu  Niessbraucli  zurück,  sondern  fügt  auch  noch  andere 
ihr  zu  Eigen  gehörige  hinzu,  damit  der  Schenker  auch  diese  zu 
Niessbrauchsrecht  besitze. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich  vom 
Standpunkt  des  Schenkers  aus  als  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  darstellen,  von  dem  des  Beschenkten  aus  precariae 
oblalae  sind. 

Wir  haben  gesehen,  dass  von  einem  derartigen  Leihever- 
hältniss  bei  den  donatione»  post  obitum  keine  Rede  ist. 

Trotzdem  ist  Heusler  der  Ansicht,  dass  donatione»  post  obi- 
tum und  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  von  der- 
selben rechtlichen  Wirkung,  d.  h.  gleiche  Rechtsgeschäfte  ge- 
wesen seien.  Er  beruft  sich  zum  Beweis  dafür  auf  einige  Ur- 
kunden, in  denen  allerdings  die  charakteristischen  Ausdrücke 
vermischt  sind.  Aber  derartige  Urkunden  sind  nur  in  so  ver- 
schwindend geringer  Anzahl  gegenüber  den  zahlreichen  zweifels- 
freien Fällen  vorhanden,  dass  auf  sie  kein  entscheidendes  Ge- 
wicht gelegt  werden  kann;  sie  sollen  weiter  unten  angefülirt 
werden  *). 

*)  FendBlitüt  S.  14")  ff. 

*)  Siehe  oben  Seite  6, 

•)  Sielie  unten  g 28. 
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Nicht  wann  die  Schenkung  perfekt  wird,  ist  nach  Heusler 
das  Merkmal,  nach  welchem  die  donaliones  einzutheilen  sind, 
sondern,  wie  dies  von  ihm  hauptsächlich  in  seinen  Institutionen 
ausgeführt  und  von  uns  schon  oben  kurz  hervorgehoben  worden 
ist’),  darauf  kommt  es  an,  ob  ein  Zins  bestellt  wird  oder  nicht. 
Ks  wird  sich  zeigen,  dass  diese  Ansicht  unhaltbar  ist.  Zunächst 
soll  ihre  Begründung  in  der  Kürze  dargelegt  werden. 

Wie  die  Urkunden  zeigen,  verpflichtet  sich  der  Schenker 
in  sehr  vielen  Fällen  dafür,  dass  ihm  die  Kirche  den  Niess- 
branch  an  seiner  Schenkung  gestattet,  der  Kirche  einen  jähr- 
lichen Zins  zu  zahlen.  Hier,  sagt  Heusler-).  erhalte  der  Bedachte 
sofort  die  Gewere,  während  der  Veräusserer  zu  einem  blossen 
Verwalter  würde. 

Zu  dieser  Annahme  gelangt  Heusler  durch  seine  Auffassung 
der  Gewere,  und  zwar  der  Gewere  an  liegendem  Gut.  die  er 
scharf  von  der  Gewere  an  Fahniiss  scheidet.  Nach  ihm  steht 
die  Gewere  an  einem  Gute  „demjenigen  zu.  der  die  Nutzung 
desselben  hat,  dem  also  der  wirthschaftliche  Ertrag  desselben 
zufällt“ *);  denn  der,  welcher  den  Nutzen  zieht,  hat  auch  „die 

')  siehe  oben  Seite  9 ft'. 

*)  Institutionen  II  S.  120.  Die  Stelle  ist  oben  .'insgeschrieben. 

’)  a.  O.  S.  14.  Vgl.  auch  (lewere  S.  51 ; .Das  Kriteriiuu  für  die  Gewere 
des  Eigcntbiimers  ist  also  niebt  das  faktische  Innebaben,  sondern  der  Zins- 
bezng.  die  Xntznng“. 

Aber  hier  führt  Heusler  im  Gegensatz  zu  seiner  jetzigen  Ansicht 
weiter  aus  und  bestätigt  dies  durch  Beispiele,  dass  dem  Prekaristen  ebenfalls 
Gewere  zugeschrieben  werde  (Wart  22,  308,  380).  Und  zwar  erkläre  sich 
das  aus  dem  Charakter  der  damaligen  I’rekarie;  denn  (S.  56)  „die  Rechte 
dieses  Prekaristen  sind  doch  wesentlich  anders  gedacht  als  die  des  riiinischen 
ranfruktuars,  nnd  namentlich  ist  von  Anfang  an  schon  die  .Anlfa.ssnng  wahr- 
nehmbar, aus  welcher  später  die  Begrift'e  von  dominium  directum  und  utile 
herausgewachsen  sind“. 

Dann  führt  Heusler  hier  ferner  aus,  dass,  da  sich  die  Gewere  in  der 
Kutzung  äussere,  es  aber  eine  mehrfache  Xtitzung  an  einem  Grundstücke  gebe, 
so  .diesem  Zustand  eine  mehrfache  Gewere  entspricht:  „der  restitura  iure 
projßrielario  steht  gegenüber  die  rextitum  in  rca.su  oder  xub  cenxu“  (S.  57). 
Ja  die  eigentliche  Sntzung  habe  doch  mehr  der  zinszahlende  Prekarist,  folg- 
lich habe  er  auch  die  Gewere:  „gerade  die  Nutzung,  das  Kennzeichen  der 
Gewere,  ist  doch  eher  beim  N utzeigeuthümer  (dominux  utilix)  als  beim  Ober- 
eigenthüiner  (dominux  directux)  zu  vennuthen“  (S.  64).  Wie  man  hieraus 
ersieht,  hat  Heusler  seine  früheren  Ansichten  neuerdings  fast  in  das  Gegen- 
theil  verändert. 
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Vertretung  des  Gutes  gegen  jedermann  zu  üben,  er  hat  das  erste 
Interesse,  den  gegenwärtigen  Stand  zu  vertlieidigen,  er  ist  der 
natürliche  Vertreter  des  Gutes  gegen  alle  Angriffe“.  Daher 
die  verschiedenen  Arten  der  Gewere : die  Gewere  ist  nicht  selber 
ein  Recht  und  nirgends  in  den  Quellen  als  solches  hingestellt, 
sondern  immer  und  überall  nur  das  faktische  Gewaltverhältniss, 
nur  der  thatsächliche  Ausdnick  der  Heri'schaft  und  des  in  An- 
spruch genommenen  dahinter  stehenden  Rechtes.  Und  wie  nun 
das  dahinter  stehende  Recht  verschiedener  Art  sein  kann,  so 
auch  die  Gewere,  je  nachdem  sie  die  thatsächliche  Ausübung 
des  Eigenthums,  des  Leibzuchts-,  des  Satzungs-,  des  Leiherechtes 
ist;  „wir  haben  nicht  wie  die  Römer  bloss  eine  possessio  mit 
animus  domini,  sondern  eine  eigenliche,  eine  Leibzuchts-,  eine 
Satzungs-,  eine  Vormundschafts-,  eine  Lehns-  und  eine  Zins- 
leihegewere“  *).  Wie  nun  die  Gewere  eines  Gutes  in  der  Person 
desjenigen  vorhanden  ist,  der  die  Nutzung  desselben  hat  und  die 
Früchte  daraus  (in  nalura  oder  in  Gestalt  eines  Zinses)  bezieht, 
die  Nutzung  also  das  Kennzeichen  der  Gewere  ist,  so  kann 
immer  nur  Einer  die  Gewere  haben;  so  lauge  er  sie  hat,  ist  ein 
an  dem  Gut  etwa  dinglich  Berechtiger  von  der  Gewere  aus- 
geschlossen. Der  Eigenthümer  hat,  so  lange  ein  Anderer  sein 
Gut  in  Leibzucht  hat,  keine  Gewere;  sein  Eigenthum  besteht, 
aber  es  ist  stille  gestellt,  es  ist  nur  eine  Anwartschaft.  So  hat 
also,  wenn  jemand  einem  Anderen  ein  Gut  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  schenkt,  der  Beschenkte  zwar  das  Eigenthum,  aber 
nicht  die  Gewere;  die  Gewere  hat  der  Schenker.  Aber  wie. 
wenn  er  dem  Beschenkten  einen  Zins  bestellt?  Er  behält  den 
Nies.sbrauch  und  zahlt  einen  Zins.  Also  beide  haben  Gewere? 
Heusler  meint,  dieser  Schluss,  zu  dem  man  genöthigt  zu  sein 
scheint,  sei  darum  ausgeschlossen,  weil  unmöglich  eine  doppelte 
Gewere  bestanden  haben  könne,  da  eine  solche  eine  gros.se  Ver- 
wirrung in  der  Rechtsordnung  angerichtet  haben  würde.  Man 
könne  nur  die  Erklärung  geben,  dass  der  Vergabende  durch  eine 
solche  Zinskonstituierung  pro  vestitura  seinerseits  formell  juristisch 
die  Gewere  aufgab,  also  nach  aussen  aufhörte  als  Leibzüchter  zu 
gelten,  nur  als  Verwalter  des  Guts  Namens  des  Bedachten 


*)  Institutionen  a.  0.  S.  15. 
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Dritten  gegenüber  erschien“  *).  „Die  materielle  Bedeutung  dieser 
Uebertragung  der  Gewere  durch  Zinsbestellung  lag  darin,  dass 
die  Vergabung  eine  feste  Konsistenz  gewann.  Denn  nun  war 
die  Tradition  perfekt  und  der  Bedachte  schon  bei  Lebzeiten 
des  Schenkers  der  rechtliche  Vertreter  des  Guts,  der  einzig  be- 
rechtigte Kläger  gegen  Dritte,  die  irgendwie  in  den  Besitz  des 
Gutes  gelangten,  der  einzig  berechtigte  Vertheidiger  gegen  An- 
griffe ; bei  Tod  des  Schenkers  bednrfte  es  keiner  Besitzeinweisung 
seitens  der  Erben  mehr  und  war  somit  auch  nach  dieser  Kich- 
tung  eine  häufige  Quelle  von  Chikanen  verstopft“*). 

So  kommt  denn  Heusler  in  Bezug  auf  unsere  Schenkungen 
zu  folgender  Unterscheidung. 

Es  giebt  zwei  Arten  deiartiger  Vergabungen;  das  unter- 
scheidende Merkmal  ist,  ob  dem  Bedachten  ein  Zins  bestellt 
wird  oder  nicht. 

1.  Wird  ihm  kein  Zins  bestellt,  so  liegt  eine  traditio  reser- 
rato  usvfmctu  oder  eine  donatio  post  obitum  vor;  aber  zwischen 
diesen  beiden  besteht  kein  Unterschied;  in  beiden  Fällen  be- 
hält der  Schenker  bis  zu  seinem  Tode  die  Gewere;  denn  Ge- 
were hat.  wer  die  Nutzung  hat;  die  Gewere  geht  auf  den  Be- 
dachten erst  über  durch  den  Tod  des  Schenkers. 

2.  Wird  dagegen  ein  Zins  bestellt,  so  geht  die  Gewere 
sofort  auf  den  Bedachten  über;  denn  Gewere  hat,  wer  die 
Nutzung  hat;  einen  Zins  ziehen,  heisst  aber  das  Gut  in  Nutzung 
haben. 

Also  dort  bei  der  donatio  jwst  obitvm  und  der  traditio  re- 
servate usufructu  ohne  Zins  nur  eine  Anwartschaft  des  Be- 
dachten; hier,  bei  dem  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  mit  Zinsbe- 
stellung, .sofortiger  Erwerb  der  (iewere  seitens  des  Bedachten; 
dort  Möglichkeit  des  Widemifs  (also  auch  bei  der  traditio 
nsufructuaria  ohne  Zins),  nur  hier  ein  augenblicklich  voll  und 
ganz  zu  Stande  gekommenes  Rechtsgeschäft. 

Dies  ist  das  Resultat  Heuslers.'  Dasselbe  könnte  dadurch 
bestechen,  dass  es  die  Probe  für  ein  auf  das  genaueste  ausge- 
führtes System  des  mittelalterlicheu  Besitzrechts  bildet.  Aber 
es  wäre  entschieden  verkehrt,  mit  einem  a priori  gefundenen 

*)  a.  0.  S,  28. 

•)  a.  0.  S.  28. 

Höbrner,  die  donationes  post  obitum.  6 
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System  die  einzelnen  Keelitsverliältnisse  erklären  zu  wollen, 
anstatt  erst  ans  den  letzteren  ein  .System  lierznleiteii. 

Ks  würde  nun  an  dieser  Stelle  zn  weit  führen,  in  eine  aus- 
führliche Kritik  jenes  Systems  einziitreten.  Jedoch  soll  hervor- 
gehoben werden,  dass  dii^ses  System  in  der  Henslerschen  l»ar- 
stelliing  selbst  nicht  ohne  \\'idersi)rüche  erscheint.  Heuslei-  ist 
in  seinen  Institutionen  besonders  bemüht,  nachznweisen . dass 
nirgends  eine  mehrfache  (fewere  bestanden  habe;  während  er, 
wie  gezeigt,  in  .seiner  (iewere  noch  selbst  eine  solche  an  tiuellen- 
beispielen  darstellte').  .\nch  im  Lehnsverhältniss  sei  eine  solche 
ausgeschlossen  gewesen,  denn,  wie  Heusler  sagt,  „der  Lehns- 
herr darbt  der  Gewere,  der  Lehnsmann  ist  der  einzige  Ver- 
treter des  (iiites*^*),  d.  h.  also  der  Lehnsmann  hat  die  (fewere. 
Sollte  man  hier  nicht  versucht  sein,  die  .\nalogie  auzuwendeu 
lind  zn  meinen,  dass  wenn  der  Lehnsherr,  dem  doch  bei  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Nie.ssbranchs  der  Bedachte,  derZinsherr. 
entspricht,  keine  (iewere  hat,  sie  auch  dem  Zinsherru  fehlt  V 
Denn  was  bei  dem  Leiheverhältniss  der  Zin.s.  das  sind  bei  dem 
Lehnsverhältniss  die  Lehnsdienste.  Lnd  ausserdem  nimmt 
Heusler  selbst  ein  dem  Lehnsverhältniss  analoges  in  einem  Falle 
an.  der  doch  auch  otfenbar  den  I’rekarieverhältnissen  sehr  nahe 
steht.  W'enn  nämlich  durch  bäuerliche  Leihe  ein  Einzelgut  zu 
Landrecht  an  einen  freien,  des  ]>andrechts  geniessenden  Manu 
verpachtet  ist , so  sagt  Heuslei’  von  diesem  Fall : „Ich  zweifle 
nicht,  dass  der  Zinsmann  die  (fewere  des  (iiits  hat.  nicht  der 
Zins h er r“-’).  Ja  Heii.sler  fügt  hinzu,  dies  habe  als  (frundsatz 
bei  den  Frekarien  und  bäuerlichen  Leihen  gegolten.  Wie  mir 
scheint,  liegen  hier  in  Heiislers  Darstellung  Widersprüche,  die 
geeignet  sind,  auch  in  Bezug  auf  die  angegebene  Eintheilung 
der  Schenkungen  Zweifel  hervorziiriifen.  Aber  ist  es  nicht  ganz 
abgesehen  von  diesen  Widei’spritchen  .sehr  anlTallend,  dass  die 
gros.se  Gruppe  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
zerrissen  und  die  eine  Hälfte  derselben  den  donationex  post  oln- 
tum  zugesellt  wird,  nicht  etwa,  weil  bei  beiden  eine  gleiche 
charakteristische  Eigenschaft  vorhanden  ist,  sondern  weil  bei 


')  .Siehe  üben  S.  7U  Anm.  ä. 
»)  a.  U.  S.  29. 

*)  a.  0.  S.  31. 
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beiden  etwas  gleiches,  die  Ziusbesullung,  fehlt?  Es  soll  hier 
nicht  untersucht  werden,  welche  Merkmale  vorhanden  sein 
müssen,  damit  Diesem  die  Gewere  an  einem  bestimmten  Gute 
zugesprochen,  Jenem  abgesprochen  werden  muss;  es  soll  auch 
nicht  geprüft  werden,  ob  es  Heusler  in  der  Timt  gelungen  ist, 
die  Möglicbkeit  einer  mehi-fachen  (iewere  als  ausgeschlossen 
darznthun.  Hier  ist  nur  in  Beschränkung  auf  umseren  (»egen- 
stand  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  denn  in  der  l'hat  das  Recht 
des  Bedachten  ein  anderes  ist.  wenn  er  einen  Zins  erhält,  ob 
ihm  dadurch  ii-gend  weitere  Befugnisse  zustehen,  die  ihm  fehlen, 
wenn  kein  Zins  gezahlt  wird;  und  ferner,  ob  das  dem  Niess- 
braucher  zurückgegebene  Niessbrauchsrecht  ein  anderes,  abge- 
sehen von  der  Zinszahlung  in  irgend  einem  Punkte  beschränk- 
teres ist  als  in  dem  Fall,  wo  er  keinen  Zins  entrichtet.  Wir 
Merden  bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Fälle  nirgends  den 
geringsten  Fnterschied,  vielmehr  dieselben  Ausdrücke,  dieselben 
Befugnisse  und  Beschränkungen  auf  beiden  Seiten  bei  beiden 
Schenkungsarten  finden.  Und  ebemso  wird  der  Gegensatz  den 
donationes  post  obitum  gegenüber  sich  gänzlich  unabhäng  von 
dem  Vorhandensein  eines  Zinses  hier  wie  dort  erweisen  las.sen. 

Wir  treten  nun  an  die  Prüfung  des  vorliegenden  Materials. 

§ 17. 

Gegenstand. 

Die  rechtliche  Gestaltung  der  Schenkungen  mit  Vorbehalt 
des  Niessbrauchs  ist  ebenso  wie  die  dar  donationes  post  obihm  da- 
dnrch  bedingt.  dassdie.selbendemVerkehr  mit  Liegenschaften  dienen. 

In  der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der  Urkunden 
werden  Immobilien  geschenkt,  einzelne  Grundstücke  oder  zu- 
sammenhängende Güterkomplexe.  Häufig  wird  auch  hier  eine 
bis  ins  einzelne  gehende  Beschreibung  in  der  Urkunde  gegeben, 
meist  in  foraielhafter  Reihenfolge,  wie  denn  iu  den  Formeln 
selbst  die  Beispiele  gefunden  werden.  Z.  B. : 

Marc.  II  3 (Zeumer  S.  74—76)  transfundimus  atque  tran- 
scribimus  villas  nuncupantes  illas,  sitas  in  pago  illo, 
cum  teiTis,  domibus,  aedificiis,  accolabiis,  mancipiis, 
vineis,  silvis,  campis,  pratis.  pascuis,  aquis  aquarumve 
decursibus.  adiunctis  adiacentiis,  apendiciis,  peculium 

6* 
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ntriusfiiip  spxiis.  iiinhilibns  et  immobilibns.  sirnt  a nobis 
iiKHlenio  tempore  possidetiir.  et  si  iiiantea  iuibi  iinde- 
euiiu|iie  aliipiid  aiifriiieiitare  aut  ineliorare  potueriniiis. 

Ks  verstellt  sicli  von  selbst,  dass  aus  dieser  und  anderen 
in  den  Formeln  eutlialleiien  Vorlagen  Jedesmal  die  für  den  ein- 
zelnen Fall  passenden  At’nrte  herausgenommen  wurden. 

Als  Beispiel  aus  den  Urkunden,  welches  den  engen  An- 
stddu.ss  an  die  in  den  Formeln  gegebene  Aufzählung  zeigt, 
diene 

At'art.  II  H8H  (840—841  (luicijuid  in  . . visa  sum  habere 
sive  in  pecoribus  sive  in  hereditatis  proprietate.  campis. 
pratis,  pasftiis,  marehis,  silvis.  viis.  aipiis  aipiarunniue 
decursibus,  mobilibus  et  immobilibns.  cnltis  et  incultis. 
«luicquid  dici  aut  nominari  potest.  nihil  dimittens. 

Ks  ist  natürlich  hier,  ebenso  wie  oben,  unmöglich,  die  ver- 
.schiedenen  (-iegenstände  erschöpfend  zu  behandeln;  es  ist  aber 
auch  hier  aus  demselben  Uriinde  wie  oben  unnöthig. 

Nur  folgendes  .sei  erwähnt. 

Nicht  selten  sind  es,  wie  bei  den  donaliones  post  obilum, 
so  auch  hier  Kirchen.  Kapellen  oder  Bethäuser,  welche  mit  den 
dazu  gehörigen  Ländereien  tradiert  werden 

Häulig  geschieht  nun  in  diesen  Füllen  die  Schenkung  fol- 
gendermaasseii ; 

Der  Schenker  erbaut  auf  seinem  Grund  und  Boden  eine 
Kapelle,  welche  er  dann  vom  Bischof  weihen  lässt.  Darauf 
stattet  er  die  Kapelle  mit  Grundbesitz  aus  und  überträgt  sie 
nun  mit  allem  Zubehör  der  bischöflichen  Kirche,  indem  er  sich 
den  lebenslänglichen  Nie.ssbrauch  vorbehält.  Beispiel: 

Meich.  304  (814):  Sigipaldns  . . . construxit  in  loco  . . 
Oratorium  in  cnrte  sua.  deinde  veniens  supplicando  ad  ve- 
nerabilein  HitUmein  episcopum,  ut  ibidem  venire  diguare- 
tnr,  et  sic  fecit.  et  v.enerabilis  ep.  ibidem  veniens  et  alii 
plerique  mdiiles  viri  cum  eo  adfuissent.  Tune  ven. 
ei>.  ipierens.  quoinodo  praedictum  Oratorium  hereditäre 

h Bcispiple  : Meicli.  2H  (772),  (77U),  I S.  Bi  (7H2,i.  304  (814).  320  (815). 

324  (818),  .387  (818),  401  (81il.!,  414  (820),  418  (821),  4:39  (821  V),  429  (822), 
4.50  (823).  In  Tr.'ul.  Fnld.  157  (800)  wird  ein  Kloster  gesclicnkt  «ml  dftliei 
werden  sämintliclie  dem  ttottesdieiist  geweihte  .Sache«  nut'gezählt.  die  in  iler 
Sehenkong  begriffen  sind. 
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(=  vergaben)  vohüsset  ? et  ille  statim  pruinptiis  adesset, 
et  fatebat,  se  ciiin  tribiis  mancipiis  supradictaiii  ecclesiam 
liereditare.  Tune  ven.  ep.  consecravit  eeelesiaui  nee 
non  altarem  insuper  et  reliipiia  addidit.  Nun  erst  wird 
die  Schenkung  vollzogen.  'Punc  denunn  venit  praefatus 
yigipaldus  corani  illa  multitudine,  <iui  ad  illaiii  eelebri- 
latein  venerat.  et  tulit  wadiinn  in  mann  sna  et  tradidit 
oinnia  iura  proprii  hereditatis  ....  ad  illo  altare,  et 
illum  altarem  in  inanus  Hittonis  episcopi  ad  iiiona-sterio 
s.  Afariae. 

Kinen  analogen  Fall  behandelt  die  Urkunde  Meich.  880 
(815):  sie  enthält  jedodi  einen  nicht  ganz  klaren  Satz'). 

Krwähnenswerth  ist  in  Bezug  auf  da.s  hier  Besprochene 
noch  die  Urkunde  Meich.  1 S.  108  (815l.  Hier  ist  der  Bischof 
Hitto  selbst  der  Schenker.  Kr  hat  auf  einer  seiner  Besitzungen 
eine  Kirche  errichtet  und  fragt  nun  seine  Schwester  Cotesdiu, 
ob  sie  nicht  zur  Dotierung  der  Kirche  beitragen  wolle.  Diese 
überträgt  darauf  coram  magna  multitudine  . . . propriam  parteiu 
Kernandi  tilii  sui:  die.ser  Sohn  muss  sich  zur  Zeit  in  Italien 
auf  halten;  denn  sie  fugt  den  Vorbehalt  hinzu:  tpiod  Kernand  in 
Italia  regione  ijrolem  habuit.  si  hoc  aliciuando  contigisset,  (piod 
genitus  eins  ad  patriam  pergerct  et  ibidem  (pierere  alodem  ge- 
nitoris  sui  voluisset,  ut  in  evum  inconvulsnni  perduraret.  Da- 
rauf geschieht  dann  die  Weihe,  indem  der  Bi.schof  Altar  und 
Reliquien  stiftet. 

Ausser  (.Trundstücken  sind  es  auch  hier  zuweilen  Hörige, 
Külouen,  welche  geschenkt  werden  und  an  welchen  sich  der 
Schenker  den  Niessbrauch  vorbehält.  Wir  bemerkten  schon 


‘)  Nai  lidcm  die  Weibe  vtillziigcu.  heisst  es  vom  Sdieiiker  Situli : uarravit 
uuinibus,  qnaliter  coiirlfteitiuii  utqiie  immituui  liabuit  eiun  llittuue  episco|iu  et  ip- 
saui  rem,  quam  Liiitfrid  pre.stiytcr  ad  domiim  s.  Mariat-  tradidit,  aute  mm 
aeeepissc  ab  .\ttiuie  antccessurc  .siio  in  bciieficinm,  quam  tilium  siiuin  mimiiie 
Anno  cum  sna  liereditate  vel  ait(|uisitiune  quod  eum  obvenisset  contra  fnttres 
suoä  in  Portionen)  offera-sset  ad  domuni  a.  Mariae,  tune  non  cogit  illum  ep. 
•statim  traderc.  sed  ille  ipse  ct  (ilius  cius  praedictus  . . . ail  eorum  uaum  et 

imte.slatem  lialKircnt Uie  Sache  scheint  so  7,n  liegen,  dass  in  Bezug 

auf  ein  Grumlstfick  Streit  Itestand : der  Bischof  behstiptete,  es  sei  von  der 
Kirche  ansgeliehenes  Benelieium.  der  .Schenker  dagegen,  sein  Sohn  habe  es  ge- 
schenkt. Jetzt  hei  der  neuen  Schenkung  gieht  der  Bischof  nach  und  gewahrt 
ilem  .Schenker  und  seinem  Sohn  den  Nics.sbrauch. 
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oben'),  dass  das  deutsche  Recht  unter  Umständen  die  Hörigen 
wie  Immobilien  beliandelte,  indem  es  dieselben  als  untrennbar 
mit  dem  von  ihnen  bewirthschafteten  Grundstück  verbunden 
ansah.  So  heisst  es  z.  B.  in  Trad.  Fuld.  452  (824)  der  Schenker 
tradiere  ser\um  suum  cum  sua  hoba.  Daher  konnte  an  derai- 
tigen  Hörigen  ein  Niessbrauch  bestellt  werden*). 

Ganz  vereinzelt  finden  sich  auch  Fälle,  in  denen  Mobilien 
geschenkt  werden;  und  zwar  Mobilien,  welche  nicht  als  Perti- 
nenzen eines  Grundstücks  aufgefasst  werden  können.  Hierher 
gehören ; 

Trad.  Fuld.  274  (812)  ego  . . Bunger  . . douo  . . . unum 
clericum  ...  et  nnam  capsam,  ea  ratione,  ut  per 
vestrum  beneficium  quamdiu  in  hac  presenti  vita  vixero 
illum  clericum  et  illam  capsam  habere  possim. 

Hundt  II  19  |842)  ego  Egino  . . . tradidi  propiam  acqui- 
situm meum  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  für  den 
Sohn.  Dann  wird  die  Schenkung  genauer  beschrieben; 
servos  H,  cavallos  3,  boves  8,  oves  12,  capras  34.  por- 
cos  14;  et  de  ministerio  ecclesiastico  missales  2, 
lectionarium  1,  collectarium  1,  omeliarum, 
dialogorum,  gradalem  1,  antiphonarium  1, 
canonem  1.  peniteutialein  1. 

Es  sind  Gegenstände,  die  zum  Gottesdienst  verwendet 
werden.  Obwohl  es  allerdings  schwer  ist,  sich  den  Niessbrauch 
an  einem  Kleriker  und  an  einer  Capsa  vorzustellen,  wird  man 
die  Thatsache  nicht  anders  erklären  können,  als  indem  mau  mit 
Beseler")  annimmi,  dass  .die  überwiegende  Wichtigkeit  der- 
jenigen .Sachen,  welche  als  Pertinenzien  Vorkommen  (Hörige. 
Haus-  und  Wirthschaftsgeräth.  Viehstapel,  Geld),  in  diesem  Falle 
eine  weiten;  .\nsdehnung  des  N iessbrauchs.  der  st  l eng  genommen  nur 
für  sie  galt,  auch  auf  andere  Mobilien  veranlasst“  hat.  Beseler 
führt  auch  an‘),  dass  eine  derartige  Vergabung  von  Mobilien  eine 

')  Seite  29. 

>)  Beispiele:  Wart.  I 82  (778),  241  (819).  II  :t«9  (844);  Tiud.  Fiilil.  112 
096),  172  (801).  214  (803),  280  (81:4).  301  (?),  394  (821),  423  und  424  (824). 
432  und  444  (824),  4ü2  (824);  Meidi.  OO.ü  (838);  Form.  Sangall.  Mise.  22 
(Zenmer  S.  389). 

•)  Erbverträge  1 .S.  108. 

‘)  a.  Ü.  S.  153. 
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(lern  römischen  Keclil  iiachgebildete  letztwillige  Vertilgung  sicher 
dann  darstelle,  wenn  der  Disponent  ausdrücklich  als  Priester 
bezeichnet  sei. 

Jedenfalls  haben  wir  es  hier  mit  seltenen  Ausnahmen  zu 
thun.  Denn  in  allen  übrigen  lienutzleii  Urkunden  handelt  es 
sich  um  Schenkungen  von  liegendem  Gut. 

Wenn  daher  nunmehr  die  Vollziehung  der  Schenkungen 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  geschildert  werden  soll,  so  können 
wir  von  dem  Grundsatz  ausgehen,  dass  auch  sie  ebenso  wie  die 
douuliones  posl  obitum  ihre  Gestalt  dadurch  erhalten  haben,  dass 
sie  Rechtsgeschäfte  des  Immobilienverkelu’s  waren. 

§ 18. 

Vollziehung  durch  sofortigen  Vorbehalt  oder  nach- 
folgende Rückgewähr. 

Der  Zweck  der  Schenkungen,  von  denen  wir  handeln,  war 
der,  den  Kmpfänger  zum  Eigenthümer.  den  Schenker  zum  Usu- 
fruktuar  zu  machen. 

Dieser  Zweck  wurde  der  Regel  nach  durch  den  der  Schen- 
kung beigefügten  Vorbehalt  erreicht,  und  streng  genommen  ist 
nur  von  derartigen  mit  einem  Vorbehalt  versehenen  Recht.sge- 
sclmften  im  Gegensatz  zu  den  tlonalionex  posl  obitum  die  Rede. 

Aber  es  wurde  schon  hervorgehoben'),  dass  man  auch  eine 
etwas  andere  Form  anwendete,  um  zu  dem  Gleichen  zu  gelangen. 

Es  wurde  unbedingt  und  vorbehaltlos  geschenkt,  und  dann, 
wenn  die  Schenkung  vollzogen  war,  das  geschenkte  Objekt  zu 
N iessbrauch  zurückgegeben. 

In  diesen  Fällen  kann  man  nicht  von  , Vorbehalt  des 
Niessbrauchs“  reden,  .tber  dennoch  können  diese  Fälle  unter 
denselben  Gesichtsi)unkten.  wie  die  eigentlichen  Schenkungen 
mit  Niessbrauchsvorbehalt,  behandelt  werden. 

Denn  zwischen  beiden  Formen  besteht  nur  ein  äusserlicher, 
ein  scheinbarer  Unterschied. 

Dies  wird  eine  nähere  Betrachtung  ergeben. 

1.  Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  eine 
.\nwendung  des  römisch  - rechtlichen  constilulum  possessorium. 

'}  Stelle  obeu  Seite  77. 
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Der  Schenker  erklärt  seinen  Willen  dahin,  fortan  nicht  mehr 
im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen  des  Beschenkten  als 
Usufruktiiar  besitzen  zu  wollen.  Durch  eine  derartige  Erklä- 
rung wird  der  sonst  zum  Eigenthurasübergang  erforderliche  Be- 
sitzwechsel entbehrlich;  ohne  jede  thatsächliche  Veräudernng 
vollzieht  sich  eine  reclitliche.  Jlau  erkennt  den  Unterschied 
gegen  die  dnnationes  post  obitum,  bei  welchen  ebenfalls  kein 
thatsächlicher,  aber  vorläufig  auch  kein  äusserlich  erkennbarer 
rechtlicher  Wechsel  eintritt,  ein  solcher  vielmehr  an  eine  Be- 
dingung geknüpft  ist. 

Nun  hatte  schon  das  römische  Recht  im  Fall  eines  consti- 
tutum possessorium  den  üehergaug  des  Rechts  durch  Begebung 
einer  dispositiveii  Urkunde  gestattet');  insbesondere  hatte  es 
den  ürundsatz  aufgestellt,  dass  die  Veräusserung  mit  Vorbehalt 
des  Ususfruktus  das  Eigenthum  trotz  mangelnder  körperlicher 
Tradition  übertrug'' i.  Und  geschah  die  donatio  usu/ructuaria 
mittels  einer  Urkunde,  so  fand  der  Wille  des  Schenkers  durch 
eine  den  Niessbraucli  vorbehaltende  Klausel  seinen  Ausdruck 
uud  durch  die  Begebung  einer  solchen  klausulierteu  Urkunde 
seine  Verwirklichung  ’). 

Im  deutschen  Recht  wurde  nun  einfach  diese  römische 
Scheukuugsart  recipiert,  vielleicht  um  so  leichter,  als  die  Kirche, 
welche  hauptsächlich  derartige  Schenkungen  empfing,  die  Grund- 
sätze des  römischen  Itechts  kannte. 

Für  Schenkungen  durch  einfache  traditio  cartae,  in  welcher 
zugleich  der  Niessbraucli  Vorbehalten  wird,  bieten  die  Formel- 
und Urkuudensammlungen  zahllo.se  Beispiele. 

Es  seien  nur  einige  angeführt,  aus  denen  zugleich  erhellt, 
dass  in  der  That  der  Schenkungsakt  in  der  Uebergabe  des 
Schenkungsbriefes  bestand. 

Marc.  II  3 (Zeumer  S.  74—76)  ego  . . et  coiiiux  mea  . . 
per  haue  epistolam  donacionis  donamus  . . . ea  scilicet 
racione,  ut.  dum  pariter  advivimus,  antedictas  villas 
sub  usu  beuefitiü  . . . possideamus. 


*)  Bninner  Urkunde  S.  116. 

’)  Brunner  a.  0.  S.  117. 

•)  Bnuiuer  a.  0.  S.  117,  118. 
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Wart.  II  389  (844)  ego  Cozolt  . . trado  ad  monasterium 
s.  Galli  qninque  mancipia  . . . ; eadem  videlicet  rati- 
one,  ut  eadein  mancipia  ad  me  recipiam  tempus  vitae 

meae si  tpiis  contra  lianc  traditionis  cartu- 

lam  venire  temptaverit 

Trad.  Fuld.  37  (772)  ego  . . Bargarad  presbyter  donu  . . . 
per  hanc  epistolam  ea  scilicet  ratione,  nt  dum  ad- 
vivo  ipsa  liereditate  suh  vestro  l)eneticio  . . . per  ves- 
tram  precariam  excolere  debeam. 

ln  Trad.  Fnld.  112  (79fi),  172  (801)  und  177  (803)  wird 
aucli  die  Urkunde  wieder  in  der  sclion  bei  den  donaliones  post 
obitum  besprochenen')  Weise  datiert:  scripta  liaec  kurtnlu  tra- 
ditionis in  woraus  sicli  die  ent.sclieidende  Bedeutung  des 

Urkundnngsaktes,  wie  wir  sahen,  ergiebt").  Die  bislierigeu 
Urkunden  sind  cartac,  d.  li.  vom  Schenker  ausgestellte  Schen- 
kungsurkunden, durch  deren  Begebung  die  Schenkung  erfolgte. 

Fast  nicht  minder  zahlreich  sind  die  notitiae,  in  welchen 
eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbranchs  von  Seiten  des 
Empfangenden  bekundet  wird:  sie  sind  in  der  Form  des  histo- 
rischen Berichts  über  eine  vollzogene  Thatsache  in  dritter  Per- 
son abgefasst.  Beispiel : 

Meid).  139  (804)  de  traditione,  (luam  fecerunt  hhchanheri 
presbyter  et  Heriwini  presbyter:  tradidernnt  propriam 
hereditatem  illorum  ad  s.  Mariam  . . ea  ratione, 
ut  eos  liceat  utere.  us(iuedum  vivant  .... 

2.  In  den  bisher  erwähnten  Fällen  war  nun  durch  die 
i'bergabe  der  carta  traditionis,  in  welcher  zugleich  der  Niess- 
braucli  Vorbehalten  wurde,  die  Schenkung  vollzogen  und  der 
Niessbrauch  gewährt.  Für  beide  Wirkungen  genügte  eine  Ur- 
kunde und  die  Übergabe  derselben. 

Nun  linden  wir  aber,  wie  erwähnt,  dass  das  Rechtsgeschäft 
häulig  in  etwas  umständlicherer  Weise  vollzogen  wurde;  erst 
wurde  die  Schenkung  ausgeführt  und  darauf  fand  in  einem 
zweiten  Akt  die  Rückgabe  zu  Niessbrauch  statt. 

')  Siehe  oben  Seite  33. 

•)  Beinerkenswerth  ist  Wart.  I 42  (764),  weii  wir  in  die.sem  Pergament 
„zuverlässig  einen  blossen  Entwurf  zu  einer  in  aller  Form  aaszustellenden 
Urkunde  vor  uns  haben“  (Wartmann  a.  0.).  Ueber  diesen  Fall  und  ähnliche 
mit  Dorsnalschriften  versehene  Urkunden  aus  St.  Gallen  vgl.  Bresslau  For- 
schungen XZVI  S.  54  ff. 
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Der  Unteibchied  tritt  in  ilen  l’rkmuleii  deiitlidi  hervor:  es 
lieisst  hier  nicht,  wie  in  den  friilieren  Fällen:  Inido  . . ca  ra- 
tione,  ut  habeam  ad  ulendum,  sondern  z.  H.: 

Meich.  ()91  (8:16|  ego  , . tradidi  . . nt  . . ab  liodierno 
die  perinaneat  ad  tlonuini  s.  Mariae  . . . Hoc  iteruni 
a venerabili  viro  Krchanberto  beneticiario  iisu  in  be- 
neficinin  accepi. 

llesonders  Iiäulig  gebraucht  in  solchen  Fällen  der  Schenker 
den  Ausdruck:  er  habe  geschenkt,  sed  jmslea  mea  fuil  pelitio 
das  Out  zu  Niessbrauch  znriickzuerhalten,  und  diese  Bitte  sei 
ihm  vom  Bischof  gewährt  worden  ‘j. 

Demgemäss  sind  denn  auch  die  noliliae  anders  fonnuliert: 
Meich.  639  (846 1 Engilhart . . . curtem  . . . firmiter  tra- 
didit  ad  domum  s.  Jlariae  et  ipsain  traditionem  accepit 
Detto  advocatus  Erchanberti  epi.scopi  et  fideinssor  vesti- 
turae  Ottleip.  Hoc  factum  est Et  ipsam  tra- 

ditionem de  domno  Erchauberto  episcopo  in  beneficium 
accepit  us(iue  ad  vitam  suam*}. 

Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Schenkungsarten 
besteht,  wie  das  Vorerwähnte  ergeben  haben  wird,  darin.  da.ss  in 
den  zuerst  genannten  Fällen  nur  ein  Akt  vorgenommeu  wurde, 
in  den  anderen  dagegen  Schenkung  und  Riickgewähr  iu  zwei 
Akte  anseinandertielen. 

.Aber  es  wurde  schon  gesagt,  ilass  ilieser  Unterschied  nur 
ein  scheinbarer  sei.  Denn  wenn  man  den  rechtlichen  Hergang 
einer  genauen  Betrachtung  unterzieht,  so  wird  man  erkennen, 
ilass  auch  in  den  Fällen,  iu  denen  ein  Vorbehalt  nnmittelbar 
mit  der  .Sclienknng  verbunden  ist,  nicht  ein  .Akt,  sondern  zwei 
Akte  vollzogen  wurden. 

Dass  nämlich  der  bisherige  Eigenthiimer  Niessbraucher 
werde,  setzt  begrifflich  stets  voraus,  das  voi  her  auf  denjenigen, 
welcher  den  Niessbrauch  gestattet,  das  Eigeuthum  übergegangeu 

')  Beispiele  hierfür: 

Meich.  4.')9  (824),  4H7  (824),  49.'i  (824),  499  (826).  öTi  (8in-aö)  .¥J1 
(8:46).  .')98  (836).  640  (846),  707  (860).  712  (871);  Wart.  I :t88  (83t): 
Trait.  Wiz.  48  (?),  227  (718),  173  (826),  208  (788),  258  (786) ; 

Tracl.  Pat.  42  (806),  43  (806-814)  u.  s.  w,; 

KBln  I 10(942);  Schocpflüi  I 76(811). 

>)  Aehnlich  Meich.  426  (822). 
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ist.  Es  vollzieht  sich  nicht  der  Uebergang  eines  durch  die 
vorbehaltenen  Nutzungsrechte  geschmälerten  Eigenthnms.  sondern 
das  volle  Eigeiithnm  wird  durch  die  Schenkung  übertragen;  nur 
dass  es  kaum  einen  Augenblick  in  seiner  Fülle  zur  Verfügung 
des  neuen  Erwerbers  bleibt,  dieser  sich  vielmehr  sofort  wieder 
des  Niessbranchs  entkleidet  zu  (inusten  des  bisherigen  Eigen- 
thümei-s.  Der  einzige  Unterschied  ist  also  der,  dass  beim  Vor- 
behalt die  auch  hier  begrifflich  vorhandene  Zweiheit  des  Aktes 
vereinigt  wird,  während  sie  in  den  zuletzt  besprochenen  Fällen 
greifbare  (jestaltung  gewinnt.  Ans  diesen  Bemerkungen  dürfte 
es  sich  rechtfertigen,  wenn  die  besprochenen  Uebertragnngs- 
arten  trotz  ihrer  Untei-schiede  zusammengefasst  und  beide  ver- 
eint den  donaliones  post  ubitwn  gegenübergestellt  werden,  von 
denen  sie  die  gleichen  Eigenthüralichkeiten  scheiden. 

Allerdings  darin  stimmen  beide  mit  den  donaliones  post 
obilum  überein,  dass  auch  bei  ihnen  der  für  die  Schenkung 
wesentliche  Akt  die  traditio  cartae  ist.  Auch  bei  ihnen  in  der 
Weise,  dass  die  traditio  cartae  zugleich  scda  und  inreslitura  in 
sich  schliesst,  dass  sie  symbolische  Investitur  ist.  Mit  einem 
Unterschiede  freilich.  Denn  für  die  Schenkung  mit  wirklichem 
Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wurde  die  traditio  cartae  allerdings 
ausschliesslich  benutzt;  wurrle  jedoch  ei-st  geschenkt,  dann  zu 
Niessbrauch  zurückgegeben,  so  liegt  auf  der  Hand , dass  hier 
ebensogut  eine  dem  realen  Besitzwechsel  entsprechende  reale 
Investitur  am  Platze  war. 

Hesondei-s  sprechend  zeigt  sich  die  Investiturbedentung  der 
Urkimdenbegebnng  in  einigen  alemannischen  Urkunden,  welche 
den  Brauch  erwähnen,  die  Urkunden  von  der  Erde  zu  heben 
und  zn  tradieren,  indem  sie  somit  .selbst  als  Symbol  benutzt 
wurden  * i. 

Wart.  II.  45ti  (857 — 858)  eine  Frau  Wolfdrud  schenkt 
und  behält  sich  und  ihren  beiden  Söhnen  den  Niess- 
brauch vor.  Darauf  heisst  es  in  der  Urkunde,  indem 
die  Söhne  die  Sprechenden  sind:  Hane  autem  tradi- 
tionem  cum  predicta  mater  nostra  perfecisset  et  nos 
ftlii  eins  . . . commune  consilio  puram  huius  tradi- 


‘)  Vgl.  Brunner  rrknude  S.  104  ff.  S.  393;  und  Zeumer  i.  d.  Ztechft. 
d.  Sav.  St,  IV  germ.  Abth.  1883  S.  113—117. 
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tionis  professioneni  facientes  lecitime  lianc  cartam 
levavimiis  et  coiisciil)eie  secundiim  latienem  prelatam 
huiniliter  ropaviniiis  M. 

Wenn  es  in  der  Datienuig  der  Urkunde 
Wart.  II  760(909)  lieisst:  Sublevata  in  villa  . . . so  i.st 
auch  liier  die  leralio  carkte  deutlicli  bezeichnet. 

Das  iintersclieidende  Merkmal  ist  also,  ilass  bei  den  8chen- 
knnp:en  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  keineswegs  eine  reale 
Investitur  stets  ausgeschlos.sen,  eine  solche  dagegen  bei  den 
donativnea  post  nbilum  undenkbar  ist.  Und  zwar  das  letztere 
darum,  weil  bei  ihnen  ein  körperlicher  Besitzwechsel  nicht 
statttindet.  sondern  im  (TCgentheil  suspendiert  ist.  Durch  einen 
küriierlichen  Besitzwechsel  würde  die  donatio  post  obitwn  auf- 
hören  eine  donatio  post  obilum  zu  .sein,  .sie  würde  eine  augen- 
blickliche Schenkung  werden.  Ein  köriierlicher  Besitzwechsel 
während  Lebzeiten  des  Schenkels«  ist  bei  der  domtio  post  obitum 
niemals  möglich.  Das  tTegentheil  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs.  Ein  körperlicher  Besitz  Wechsel  wäh- 
rend Lebzeiten  des  Schenkers  ist  bei  der  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  immer  möglich.  Denn  sie  zerfällt  be- 
grifflich immer  in  zwei  .\kte:  Schenkung  und  Niessbrauch.s- 
rüekgabe.  Wenn  diese  beiden  Akte  oft  in  einen  einzigen  zu- 
sammengezogen werden,  so  geschieht  das  der  Vereinfachung 
wegen,  ohne  dass  rechtlich  der  Charakter  des  Rechtsgeschäftes 
verändert  würde.  Nichts  hindert  also,  das  begidtlliche  Ausein- 
andertällen  der  beiden  .\kte  auch  thatsächlich  hervortreten  zu 
las.sen.  Es  geschah  dies,  wie  wir  sahen,  dadurch,  dass  zuerst 
geschenkt  und  dann  der  N'iessbrauch  zurückgegeben  wurde. 
Hier  stand  nichts  im  Wege,  zwischen  jene  beiden  Akte  der 
Scdienkung  und  Rückgewähr  einen  thatsächlichen  Besitzwechsel 
einzuschieben,  ja  hier  war  der  thatsächliche  Besitz  Wechsel  nur 
der  passende  Ausdnick  für  das  abgeschlossene  Rechtsgeschäft. 
Denn  derjenige,  welcher  den  Niessbrauch  zurückgab,  that  dies 
als  vollberechtigter  Eigenthümer  auf  die  „Bitte“  desjenigen,  der 
an  der  Sache  kein  Recht  mehr  hatte,  sondern  häufig  genug, 
wie  es  in  den  Urkunden  heisst,  die  miseticordia  des  Beschenk- 
ten in  Anspruch  nahm. 

')  Eine  ErklSmug  dieser  Urkunde  bei  Zeumer  a.  0.  S.  114. 
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Es  kamen  aiidi  Fälle  vor,  in  denen  eine  derartipre  Bitte 
erst  laiiire  nach  der  Schenkniif!:  an  den  nnnniehrigen  Eigentlinnier 
gerichtet  wurde.  Als  Beispiel  soll  hier  die  Urkunde  Meich.  .‘107 
(W14)  dienen: 

der  I’riester  Oadalscakh  schenkt  seine  Kirclie  der  Frei- 
singer Marienkirche  zu  Händen  des  Bischols  Atto.  vorbe- 
haltlos. Nach  des  Bischofs  Tode  erneuert  er  die  Schen- 
kung vor  dem  Bischof  Hitto  und  erklärt  nun  hei  dieser 
Erneuerung,  er  wünsche,  dass  die  Schenkung  seinem  Neft'en 
Cundheri  als  lebenslängliches  Beneticium  eingeräumt  werde. 
Hitto  willigt  ein;  dafür  muss  dann  auch  Uundheri  seiner- 
seits eine  Schenkung  machen.  Falls  tJumllieri  vor  dem 
Schenker  Oadalscalch  stii'bt.  sidl  auch  diesem  der  N’iess- 
hrauch  zustehen. 

Man  sieht,  nun  ist  thatsächlich  derselbe  Erfolg  eireicht, 
als  wenn  der  Schenker  sofort  den  Niessbrauch  Vorbehalten  hätte; 
die  rechtliche  Wirkung  der  Niessbrauchsgewähr  ist  genau  die- 
selbe. mag  sie  unmittelbar  auf  die  Schenkung  folgen  oder  mögen 
Jahre  vertlossen  sein,  mag  sich  der  Schenker  schon  im  Voraus 
den  Niessbrauch  Vorbehalten  oder  mag  er  nach  der  Schen- 
kung nm  denselben  bitten,  und  mag  er  diese  Bitte  sofort, 
oder  längere  Zeit  nachher  aussprechen.  Auch  daraus  folgt  also, 
dass  die  rechtliche  Natur  der  Niessbrauchsgewährung  unabhängig 
davon  ist,  in  welcher  M’eise  sich  dei-  Schenker  dieselbe  zu  ver- 
.«chatten  sucht,  und  weiter,  dass  dieselbe  durch  einen  Besitz- 
wechsel nicht  geändert  wird. 

Jene  einfachere  Form  der  Uebeitragnng  durch  Begebung 
einer  den  Vorbehalt  enthaltenden  Urkunde  empfahl  sich  be.son- 
dei-s  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  der  Schenker  sich  selbst 
den  Niessbrauch  vorbehielt.  Denn  hier  wäre  nach  vorangegangenem 
Besitzwechsel  durch  die  Konstituierung  des  Niessbranchs  ledig- 
lich der  frühere  thatsächliche  Zustand  wiederhergestellt  worden. 

Nun  kam  es  aber  — wie  unten  erwähnt  werden  winU),  — 
häufig  vor,  dass  der  Schenker  nicht  sich,  sondern  einem  Dritten 
den  Niessbrauch  vorbehielt.  Hier  lag  es  näher,  erst  die  Schen- 
kung auch  realiter  zu  vollziehen,  und  dann  durch  den  Beschenk- 


*)  Siehe  unten  § 26. 
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ten  (len  Niossbiaucli  an  den  Dritten  (gewähren  zu  lassen.  Ein 
Bei.spiel  hierftir  liefert 

Meid).  52H  (828):  der  Priester  Ekkihart  sclicnkt  mit 
Vorbehalt  des  Xiessbranchs  zu  (Tiinsten  seines  Enkels, 
Am  Schlüsse  der  Urkunde  heisst  es;  et  post  haec 
tribiis  diebus  vestivit  Ekkihart  advocatum  Hittonis 
episcopi  Adolduin  de  oinnibiis  supra  dictis  rebus,  et  isti 
sunt,  (jui  hanc  vestituram  factam  viderunt  et  testes 
existeterunt.  Hier  also  liegt  reale  Investitur  vor. 
Damit  der  in  der  Schenkung  gemachte  Vorbehalt  er- 
füllt werde,  ist  erforderlich,  dass  der  Bischof  seiner- 
seits dem  Enkel  den  Besitz  überträgt. 

Es  giebt  jedoch  auch  einige  TTrkunden.  in  denen  der  Schenker 
sich  seihst  den  Niessbrauch  vorbehält  und  in  denen  doch 
von  einer  Vestitur  die  Rede  ist.  So  in 

Meich.  492  (825);  hier  wird,  nachdem  der  Schenker  der 
Basilika  tradiert  hat,  auf  dem  Grundstück  die  reale 
Investitur  vorgenommen;  placuit  tune  omnibus,  nt  eo- 
dem  ordine  et  ratione  ipsam  traditionem  ita  et  Omni- 
bus ibidem  preseutibus  et  videntibus  perfeci.ssent.  et 
sicut  prius  ita  fecit  ea  ratione,  ut  absciso  proprie 
arboris  ramo  et  coram  cunctis  ipse  Wolfheri  (der 
Schenker)  in  manus  Wagonis  (seines  Salmannen)  tra- 
ditio cum  Omnibus  tradidit*). 

Meich.  .532  (828):  eine  Schenkung  wird  erneuert;  am 
Schluss  heisst  es:  et  statim  vestivit  Hittonis  episcopi  ad- 
vocatnm  Ellanperhtum  in  praesentia  illorum  testium. 

Meich.  707  (860):  es  wird  berichtet,  dass  eine  Wittwe 
Deotrat  eine  Schenkung  gemacht,  der  Bischof  miseri- 
cordia  motus  ihr  dieselbe  als  Benefleium  gewährt  habe. 
Hoc  factum  est  anno  ....  Dann  wird  hinzugefügt; 
Post  ipsam  traditionem  peractam  ipsa  iam  dicta  \i- 
dua  D.  de  ipsa  traditione  statim  vestivit  advocatum 


*)  Diese  Urkunde  behandelt  auch  Haiss  (S.  100  ff.);  er  fasst  sie  jedoih 
als  donatio  post  obituni  auf,  obwohl  es  am  .Schlüsse  heis,st : ea  finim  ratione. 
ut  ipse  ad  suam  vitam  haberet  et  emelioraret.  iiou  in  uullo  comminueret, 
also  ohne  jeden  Zweifel  keine  donatio  post  ohitum,  sondern  eine  Scheukmig 
mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vorliegt. 
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Annoiiis  Pinscopi  nomine  Rililieri,  nlif|uiRiis  istis  supra 
(lictis  pi-aesentü)us. 

In  beiden  Fällen  wird,  wie  klar  eisiclitlich.  na(di  der  tra- 
ditiii  cartae  dem  \'opt  des  Hiscliofs,  walir.srheinlicli  auf  dem  be- 
treffenden (irnnd.sttick  .selbst,  der  Besitz  überwiesen. 

\\  eiter  wird  die  Investitur  erwäbnt  in 

.Meieh.  4(i7  1824»:  der  Bischof  schickt  seine  Boten,  et  ipsi 
in  ipsnm  locuni  cnm  nobilibns  multis  pervenernnt  et 
vestitnram  accejierunt. 

Meich.  5()4  (810  -835)  femina  . . . tradidit  . . statin» 
vestivit  atque  dimisit  et  in  beneficium  accepit. 

Meich.  59(5  (836)  ego  Deota  . . . tradidi  colonicam  unam 
...  et  mancii)ia  XI,  quos  in  ipsnm  beneficium  . . 
in  vestitnram  s.  Maiiae  indnxi.  iit  ip.sos  habeam  in 
beneficium. 

Meich.  605  (838):  an»  Schluss  wird  genannt  ein  vestitui'ae 
fideiussor  et  testis. 

ln  Meich.  631  (844)  heisst  es  ähnlich  am  Schluss:  fide- 
iussor veiü  advocatus  Otperth  eiusdem  traditionis  et 
censns  extitit  ac  vestiturae ‘). 

Hier  ttbeiall  i.st  also  zweifellos  eine  reale  Besitz libei-gabe 
ei'folgt.  bevo»-  dei-  Schenker  den  Niessbranch  antrat. 

.Ta  man  liebte  es  oft'enbar,  eine  solche  äusserlich  erkenn- 
bare (ij-enze  zwischen  dem  alten  und  neuen  Zustand  zu  ziehen, 
damit  ein  .Tedei'  sehen  konnte,  wer  von  jetzt  an  Her»-  des 
Grundstücks  sei.  Es  wurde  dazu  die  sessio  triduana  vei'weudet. 

Derjenige,  welchem  die  Schenkung  gemacht  ist,  nimmt  das 
(Tut  in  rechtsförmlicher  Weise  in  Besitz;  er  begiebt  sich  ent- 
weder selbst  an  Ort  und  Stelle,  um  di-ei  Tage  lang  das  Gut 
innezuhaben,  oder  er  sendet  einen  Stellvertretei’,  welcher  das- 
selbe in  seinem  Xamen  tliun  soll.  Damit  soll  öffentlich  kon- 
statiert wei  den,  dass  Eigenthum  und  Besitz  auf  den  Beschenkten 
übei-gegangen,  und  dass,  wenn  am  vierten  Tage  der  Schenker 
wieder  einzieht,  eine  rechtliche  und  thatsächliche  Veränderung 
vor  sich  gegangen  ist;  nur  im  Namen  des  Beschenkten,  nur  in 

')  Besonder«  aiiscliaulicli  wird  die  körpcrlielie  Investitur  (bei  der  z,  B. 
aucli  ila.«  Erereifen  des  Glockenstrange.«:  cordo  utulr  signum  tangilur,  vor- 
kommt) ge.«childert  in  Meich.  .%y  (818);  es  würde  jedoch  zn  weit  führen,  hier 
anf  diese  umfangreiche  (Urkunde  näher  einzngehen. 
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Folge  seiiier  Erlaubniss,  kraft  fremden,  nicht  mehr  kraft  eigenen 
Reclites  darf  er  in  Zukunft  das  (tut  verwalten. 

in  fVdgenden  Fällen  tindet  sich  die  sessio  triduana: 

Meich.  412  (820):  hier  wird  besonders  deutlich  die  in  der 
sessio  Iriduana  zum  Ausdruck  kommende  Besitzrilumung 
geschildert:  der  Schenker  se  ipsum  absacitnm  tribus 
diebns  et  tribrns  noctibus  exhibebit  et  ipsam  rem  |)ro- 
prius  servus  s.  Mariae  obsedit. 

Meich.  423  (821):  der  Briester  I’ernwin  erneuert  eine 
Schenkung;  nachdem  alles  tradiert  worden,  heisst  es: 
hoc  proprius  servus  s.  Mariae  ...  in  noctes  consedit; 
postea  vero  eadem  causam  feneravit  episcopus  P. 
presbytero. 

In  Meich.  .'sSS  (828)  ist  die  Handlung  sehr  anschaulich  be- 
schrieben. Es  wird  eine  .Schenkung  vorgenommen  und 
dem  Schenker  und  seiner  Frau  der  Niessbrauch  an 
derselben  gewährt.  Diese  Schenkung  wird  nach  drei 
Tagen  von  den  Schenkern,  die  inzwischen  nach  Frei- 
singen gekommen  waren,  dort  vor  dem  Altar  noch 
einmal  bekräftigt.  Am  darauffolgenden  Sonntag  schickt 
der  Bischof  Hitto  .seinen  Vogt  Reginbert,  ut  legaliter 
accepisset  vestituram  ipsius  rei;  der  Vogt  kommt  nun 
cum  turma  pluriraa  nobilium  virorum  und  der  Schenker 
kleidet  ihn  in  rechtsförmlicher  ^^'eise  in  den  Besitz  ein: 
illum  . . . legaliter  per  postem  et  .superliminarem  do- 
mus  de  suo  iure  et  potestate  in  iurem  et  potestatem  s. 
Mariae  ad  FrigisHigas  vestivit.  ut  ibidem  perpetualiter 
permansisset ; darauf  geht  der  Schenker  hinaus 
und  der  Vogt  führt  einen  Mönch  herein,  der 
dann  die  sessio  triduana  ansflihrt;  exeuute  autem 
Amalberto  introduxit  Reginbertus  . . . Cozrohum  pres- 
byterum  et  ipse  Cozroh  raonachus  ibidem  in  domo  le- 
galiter sedebat  tribus  diebus  et  tribus  noctis. 

Meich.  6.36  (845)  episcopus  et  advocatus  ....  acceperiint 
istam  traditionem  et  postea  sessionem  iuxta  morein 
Bajowariorum  ad  fieri  decreverunt;  hoc  egit  Erino  ser- 
vus  s.  Mariae  noctibus  tribus. 

Wenn  es  ferner  in  der  Urkunde  Wart.  II  562  (941 — 872) 
heisst,  dass  der  Abt  den  Niessbrauch  gestattet  Labe  post  vesti- 
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turani  et  coiisessuni,  so  wird  auch  mit  diesen  Worten  die 
sessto  IriJuana  gemeint  sein. 

Endlich  gehören  zwei  Urkunden  hierher,  die  fast  wörtlich 
übereiustiinmen,  obwohl  sie  aus  verschiedenen  Zeiten  und  Orten 
stammen:  eine  St.  Oalier  Urkunde  von  766  (Wart.  I 49)  und 
eine  Urkunde,  welche  zu  t’astel  im  Jahre  842  über  eine  an 
das  Martinskloster  zu  Mainz  ausgerichtete  Schenkung  ausge- 
stellt worden  ist  (Nass.  UB  Ii  Nr.  59  S.  25,  26);  nur  ist  der 
Unterschied,  dass  bei  der  Mainzer  Schenkung  ein  Salmann 
bestellt  wird.  In  diesen  Urkunden,  die  auch  noch  in  Bezug 
auf  andere  Punkte  sehr  lehrreich  sind,  wird  der  tesiio  triduana 
in  folgender  Weise  Erwähnung  gethan : 

nos  (die  Schenker)  revestivimus  einen  Mönch  et  mis- 
suni  ipsorum  fratrum  per  tribus  diebns  et  per 
tribus  noctibus;  in  der  Mainzer  Urkunde  folgen 
hierauf  noch  die  Worte  secundum  morem  patriae; 
dann  wird  der  Wiedereintritt  in  das  Benelicinra  be- 
zeichnet: et  postea  per  beneticiuin  eorundem  fratnim 
reintravimus. 

Mag  man  nun  die  Dreizahl  erklären,  wie  man  will,  mit 
Heusler  annehmen,  dass  sie  die  drei  Tage  des  echten  Dings 
bedeutet,  „die  ein  Erwerber  bei  der  Auflassung,  welche  .sich 
in  der  Form  des  Rechtsstreits  bewegt,  auswarten  muss“ '),  oder 
die  Formulierung  Sohms  vorziehen:  „die  triduana  sessio  be- 
deutet das  Innesitzen  eines  Tages,  aber  eines  civiliter  berech- 
neten Tages,  eines  ächten  Dingtages  nämlich,  der  nach  fränki- 
schem Recht  drei  Tage  dauert“-),  jedenfalls  kann  Uber  den 
Zweck  und  die  rechtliche  Bedeutung  in  den  besprochenen  Fällen 
kein  Zw'eifel  sein. 

„Die  sesisio  triduana  erscheint  sonach“,  um  Brunners  Worte 
zu  gebrauchen,  „als  ein  auf  drei  Tage  und  drei  Nächte  be- 
schränkter, aber  rechtsförmlich  konstatierter  Besitz  des  Er- 
werbers“’). 


*)  Oewere  S.  21, 

•)  Kränk.  Recht  nncl  rüm.  Recht  S.  59,  Anm.  89. 
')  Urkunde  S.  297,  in  Anm.  1 zu  S.  296. 


Uttbner  , die  don&tiouei  post  obituui. 


V 
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Entsi>rechend  den  iin  vorigen  Paragrai)lien  entwickelten 
verschiedenen  Sclienkungsarten,  nämlich  den  Schenkungen  mit 
sofortigem  Vorbehalt  und  denen  mit  nachfolgender  Riickge- 
währ  des  Niessbrauchs.  nntei  sclieiden  sich  auch,  wie  dies  schon 
angedentet  wurde,  die  bei  den  Geschäften  verwendeten  Urkunden. 

Vor  allen  Dingen  und  abgesehen  von  dem  soeben  hervor- 
gehobenen Untei-schied  finden  wir  auch  hier  wieder  theils  cartae 
theils  noiitiae.  Auf  diesen  Unterschied  nochmals  einzugehen, 
ist  überflüssig. 

Wird  nun  eine  Schenkung  in  der  Art  gemacht,  dass  eine 
Urkunde  begeben  und  in  der  Urkunde  sogleich  der  Vorbehalt 
ausgesprochen  wird,  so  hat  die  zu  begebende  Urkunde,  die  carla. 
die  schon  erwähnte')  (jrundform,  in  dem  der  Schenker  erklärte: 
Jono  ea  rcUione,  ut  usufructuario  ordine  habeam  u.  dgl. 

Dementsprechend  lauteten  die  in  solchem  Kall  von  der 
Kirche  aufgenommenen  notiliae. 

Wurde  dagegen  znei’st  <lie  Schenkung  vollzogen  und  dann 
der  Niessbrauch  zuriickgewälirt,  so  war  die  carta,  wie  erwähnt*), 
in  der  Weise  abgefa.sst,  dass  der  Schenker  erklärte:  er  habe 
tradiert  und  nachher  auf  seine  Bitte  zurUckempfangen.  Eben- 
so sind  daun  die  notiliae  formuliert. 

Dem  Charakter  des  Rechtsgeschäfts  entsprecheud  werden 
besonders  bei  den  Schenkungen  mit  Niessbrauchsvorbehalt  häutig 
nicht  nur  eine,  sondern  zwei  Urkunden  ausgestellt;  vom  Schenker 
die  Schenkungsurkunde,  vom  Empfänger  die  Deihurkunde  (meist 
precaria,  seltener  praestaria  genannt).  Es  erklärt  sich  dies  aus  der 
doppelseitigen  Natur  des  Rechtsgeschäfts.  Für  eine  ganze  Reihe 
von  Fällen  sind  noch  die  beiden  Urkunden  überliefert;  meist 
sind  sie  an  demselben  Tage  ausgestellt  und  stimmen  in  ihrem 
Wortlaut  abgesehen  von  dem  veränderten  Subjekt  fast  wörtlich 
überein’).  Bemerkenswerth  ist  die  Urkunde  Wart.  II  465 

')  siebe  oben  Seite  88. 

•)  Siebe  oben  Seite  89. 

•)  Wart.  1 222,  223  (817);  U 419,  420  (852);  488.  489  (861);  491.  492 
(863) ; 496,  497  (864) ; 629,  5.30  (867) ; 565,  666  (841-872). 
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(858),  denn  liier  ist  die  Schenkungsurkunde  und  die  Prekarie 
auf  Vor-  und  Ktickseite  desselben  Pergaments  geschrieben; 
ferner  Wart.  II  714,  715  (897,  898),  weil  hier  zwischen  der 
Ausstellung  beider  I^rkniulen  ein  Zwischenraum  von  drei  Viertel- 
jahren liegt. 

Auch  die  Formelsammlungen  bieten  für  die  Abfassung 
zweier  Urkunden  Beispiele'). 

In  gleicher  Weise,  wie  zahlreiche  Rechtsgeschäfte  nur  durch 
eine  curln  bezeugt  werden,  so  sind  über  einige  andere  nur  die 
vom  Empfänger  ausgestellten  Leihbriefe  vorhanden.  Vielleicht 
kann  man  auch  hier  annehmen,  dass  die  ursprünglich  vorhanden 
gewesenen  carlae  aus  irgend  welchen  Gründen  verschollen  sind. 

Um  nun  noch  kurc  auf  die  Stilisierung  der  Urkunden  ein- 
zugehen, so  pflegen  auch  hier  die  cartae  häufig  mit  Aufzählung 
der  Beweggründe  zu  beginnen,  welche  den  Schenker  zu  seiner 
Schenkung  veranlasst  haben.  Für  derartige  Betrachtungen  fin- 
den sich  in  den  Fonnelsammlungen  wortreiche  Vorbilder,  die 
dann  auch  in  den  Urkunden  mit  einiger  Abwechselung  immer 
von  neuem  benutzt  werden.  Nicht  selten  werden  Bibelstelleu 
angeführt  und  überhaupt  religiöse  Motive  angegeben*);  waren 
die  Schenkungen  doch  gute  Werke,  durch  welche  himmlischer 
Lohn  verdient  werden  sollte,  und  sicher  wird  dieser  Ausblick 
auf  das  Jenseits  oft  das  einzige  gewesen  sein,  was  die  Besitzen- 
den bewegen  konnte,  dem  Drängen  der  Geistlichkeit  zu  weichen. 
Zuweilen  sind  es  aber  ganz  specielle  Gründe,  welche  den  Schen- 
ker angewiesen  haben’);  besonders  häufig  wird  Krankheit  an- 


*)  Formid.  .Viig.  CoU.  B 4,  5 (Z.  S.  3.W)  . 6.  7 (Z.  S.  3.M,  .352); 

, , , , 14,  15,  IG  (Z.  S.  .3.54,  ;3.5.5); 

Foniiul.  Sangall.  Miscell.  22,  23  (Z.  S.  389,  390); 

Collectio  Sangall.  6,  7 (Z.  S.  400,  401), 

„ , 8,  9 (Z.  S.  401— 40;l), 

CoU.  Sangall.  Additameuta  4,  5 (Z.  S.  435,  436). 

*)  Sehr  arhöii  atUisierc  mt  z.  B.  der  Eingang  einer  Schenkungsorkande 
des  Bischofs  Andreas , Meich.  369  (818). 

•)  Erwähuensn-erth  ist  in  dieser  Beziehung  Meich.  417  (821):  ein  ge- 
wisser Tenil  war  nach  dem  Tode  seiner  Frau  mit  einer  Hürigen  der  Marien- 
kirche in  nahe  Verhindung  getreten,  aus  welcher  ein  Sohn  entspross.  Um  nun 
dem  letzteren,  welcher  nach  dem  Satz  ,dos  Kind  folgt  der  krgeren  Hand^ 
unfrei  war,  sowie  auch  seiner  Mutter  die  Freiheit  zu  verschaffen,  macht  Tenil 

1* 
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geführt.  In  einigen  P'ällen  lügt  der  Aussteller  der  Urkunden 
ausdrücklich  hinzu,  dass  er  die  Schenkung  aus  freien  Stücken 
oder  im  Vollbesitz  seiner  geistigen  Kräfte  vorgenomnien  habe, 
um  dadurch  .si)ätereu  Anfechtungen  vurzubeugen.  Denn  bekannt- 
lich waren  im  älteren  deutschen  Kecht  Schenkungen  auf  dem 
Siechbett  gerade  darum  untersagt,  weil  in  .solchem  P'all  sehr 
leicht  die  Willensfreiheit  des  Schenkenden  erheblich  beeinflusst 
und  eingeschüchtert  werden  konnte Aber  von  der  Kirche 
wurde  das  nicht  anerkannt,  sondern,  um  Koth's  \I'orte  zu  ge- 
brauchen “i.  Jeder  ohne  Unterschied,  der  eine  eigene  oder  fremde 
oblafio  anzufechten  Miene  machte,  wurde  mit  Exkommunikation 
bedroht“. 

So  wird  dei'  Ausdruck  ea-  spontanen  rotuniale  gebraucht 
in  Marc.  I 13  (Z.  S.  51,  52)  und  in  h'onii.  Aug.  Coli.  H.  37  (Z. 

5.  361);  so  heisst  es  bei 

Wart.  1 40  (764  ?)  ego  . . . Appo  . . . terra  iuris  mei  . . . 
trado  libenim  manum,  sana  mente,  integra  conscientia. 

Wart.  I 186  (805)  nos  ....  tradimus  . . . libera  volun- 
tate,  manu  potestativa  nulloque  contradicente. 

Besonders  der  letztere  Ausdruck ; nuinu  poieslalita  wird 
häufig  verwendet,  um  auszudrücken,  dass  der  Schenker  in  der 
freien  Verfügung  über  das  geschenkte  Vennögen  ungehindert 
sei  durch  Rechte  Dritter.  Besonders  auch,  wenn  Frauen  schen- 
ken, finden  sich  die  Worte  häufig.  Sie  scheinen  hauptsächlich  bei 
den  Alemannen  in  der  angegebenen  Bedeutung  technisch  gewesen 
zu  sein;  man  begegnet  ihnen  in  der  lex  Alant.  Karol.  I 2 (M. 

6.  p.  126,  127),  wo  es  heisst: 

et  si  aliqua  persona  res  malo  ordine  de  ecclesia  subtraxit. 
quae  manns  potestativas  prius  contraditae  ad  ecclesiam 
fuerunt. 

Weitere  Beispiele  aus  den  Urkunden  sind: 

Wart.  I 136  (793>  ego  . . . trado  . . . manu  potestativa 
ex  üdierna  die. 


aof  den  Rath  de»  Biachüt»  eine  Schenkung,  au  welcher  er  sich,  seiner  amica 
Qud  aeinem  Sohn  den  Nieasbrauch  rorbehiilt.  Aus  ähnlichen  Gründen  er- 
folgen Schenkungen  in  Trad.  Lun.  20  (837  V),  Wart.  II  -147  (8ö6). 

*)  Vgl.  *.  B.  Stobbe  PrB  V 8.  171. 

’)  Beneficialweseu  8.  2.54. 
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Wart.  II  40<)  i84tli  I.<antiierlit  pre.sbiter  mann  pot«stativa 
nna  cnm  maim  advocati  sni  . . . tradidit. 

Wart.  II  428  Wolfriil  cnm  manu  iMjtestativa  . . . . 
(tradidit);  Wart.  II  ö56  i872).  778  ^yl2). 

Fälle,  in  denen  eine  Kran  schenkt,  dann  meist  im  Beistand 
ihres  adrocatus,  sind  z.  B. 

Meicli.  554  (830)  not  um  sit  inultis  ....  iiualiter  quidam 
nobili.s  leniinn  nomine  Oata  . . . veniebat  ad  Frigisin- 
gas  ...  et  arces.sit  ad  illo  altare  et  tradidit  cnm  po- 
test.'itiva  mann  ad  illo  altare. 

Wart.  II  45t)  (857)  ego  . . . Wolfdrud  . . . cum  manu 
advocati  mei  (leremonio  potestative  . . . trado  atque 
transfnndo. 

Poleslative  wird  ferner  gebraucht  z.  B.  in  Wart.  II  460 
(858),  Trad.  Wiz.  152  (828);  auch  findet  sich  der  Ansdruck /)o- 
Umti  manu;  z.  B.  in  Meich.  507  (836),  678  (863). 

Darauf  folgt  der  wesentliche  Theil  der  Urkunde,  die  .•Vuf- 
zählnng  oder  Bezeichnung  der  Schenknugsgegenstände,  sowie 
die  Klausel,  welche  ilem  Schenker  den  Xiessbrauch  sichert.  Im 
einzelnen  herrscht  natnrtremäss  auch  hier  eine  sehr  grosse 
Mannigfaltigkeit,  wenngleich  gewiss«!  typische  Redewendungen, 
die  sich  auch  bereits  in  den  älte.sten  Fonnein  und  Urkunden 
linden,  sich  nicht  verkennen  las.sen.  Es  wäre  jeiloch  zwecklos, 
auf  dieselben  einzugehen. 

.Nachdem  in  vielen  Urkunden  hierauf  ausdrücklich  bestimmt 
worden  ist.  dass  mit  dem  Tode  des  Schenkers  der  Bedachte  in 
den  vollen  Besitz  treten  solle,  folgen  ilie  Schln.ssbestimmungen. 

Wie  bei  den  donationes  post  obitum  findet  sich  auch  hier 
in  der  .Mehrzahl  «1er  Fälle  zuerst  eine  8trafsetzung  für  den, 
welcher  ilas  gegenwärtige  Kecht.sgeschäft  anzufechten  wagen 
sollte,  sei  es  der  Schenker,  seine  Erben,  der  Beschenkte  oder 
.sonstige  Dritte;  ferner  auch  hier  fast  regelmässig  die  Klausel 
stipuhlione  suhnixa , endlich  die  Namen  der  Zeugen  und  übri- 
gen .Anwesenden,  sowie  nicht  selten  der  des  .Ausstellers,  das 
Datum,  und  ebenfalls  häufig  die  Vollziehungsformel  des  Schreibers. 
In  all  diesen  Punkten  kommen  die  allgemeinen  Grundsätze  der  frän- 
kischen Privaturkunde  zum  Vorschein,  wie  solche  von  Brunner 
dargelegt  worden  sind;  es  kann  deshalb  auch  au  dieser  Stelle  von 
einer  näheren  Erörterung  der  Urkundenform  abgesehen  werden. 
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Jedoch  soll  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  Straf- 
bestimmungen eingegangen  werden,  da  dieselben,  obwohl  sie 
auch  hier  den  oben  dargelegten  Cliarakter  tragen '),  eine  grössere 
Mannigfaltigkeit  als  bei  den  donationas  post  obiium  zeigen;  dies 
daher,  weil  überhaupt  viel  mehr  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  sich  linden. 

Auch  hier  besteht  die  Strafsurame,  wenu  sie  in  Geld  an- 
gegeben ist,  meist  aus  Gold-  und  Silbermttnzen.  Wir  finden  die 
mannigfachsten  Beträge,  oft  augenscheinlich  nach  der  Grösse 
der  Schenkung  abgemessen ; daneben  besonders  beliebte  Summen, 
die  häufig  wiederkehren.  So  besonders  die  Strafe  von  drei 
Unzen  Goldes  und  fünf  Silberpfunden,  die  allein  iif  62  St.  Galler, 
ausserdem  aber  auch  in  Fuldaer  Urkunden  und  dann  in  ale- 
mannischen Formeln*)  sich  findet. 

Aber  es  kommen  auch  zahlreiche  andere  Summen  vor;  zum 
Theil  sehr  hohe,  z.  B.  .oOO  Solidi  in  Meich.  13  (765),  zum  Theil 
sehr  geringe.  Auch  hier  wird  die  Bestimmung  getrofifen,  dass 
ein  ein-  oder  mehrfacher  Ersatz  des  Werthes  der  Schenkung 
zu  leisten  ist;  entweder  in  Verbindung  mit  einer  Geldstrafe  oder 
ohne  eine  solche. 

Ersatz  des  doppelten  ohne  Geldstrafe  z.  B.  in  Wart.  II 
450  t856),  dagegen  in  Wart.  I 126  (796):  1)0  solidos  anri  und 
Ersatz  des  doppelten  Werthes. 

Auch  hier  wird  zuweilen  auf  die  gesetzlich  feststehende 
Strafe  verwiesen  (Meich.  I S.  85  a.  782,  Wart.  II  393  a.  844), 
ja  es  wird  wohl  auch  die  Summe  der  zu  zahlenden  Strafe  ganz 
unbestimmt  gelassen,  so  z.  B.  in 

Meich.  38  (773):  iiidice  terreno  culpabilis  existat. 

Wart.  II  389  (844):  si  (|uis  vero  contra  hatte  traditionis 
cartulam  venire  temptaverit,  aut  frater  tneiis  Adalber- 
tns  aut  alitjuis  nepotum  meorum  aut  qitaliscumque  per- 
sona, in  aeraryitn  regis  multa  componat  et  conatus 
sui  privetur  elfectus. 


')  siehe  oben  Seite  '16  ff. 

*)  Form.  .tug.  Coli.  It.  37  (Z.  S.  3U1);  Form.  .Suiigall.  Misecll.  2 (Z.  S. 
380,  381); 

Collectio  Sangall.  21  (Z.  S.  407,  408), 

Coa  Sangall.  Add.  4 (Z.  S.  435,  436). 
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Dass  übrigens  aucli  bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des 
Niessbranchs  wie  (jeldstrafen  so  aucli  Vei-wünschuugen  und 
Strafen  des  Himmels  dem  Zuwiderhandelnden  verkündet  wurden, 
kann  nicht  wunder  nehmen. 


!i  20. 

Der  Schenkungsakt. 

Die  äusseren  l.-mstände,  unter  denen  eine  Schenkung  mit 
Vorbehalt  des  Niessbranchs  vollzogen  wurde,  sind  im  allgemeinen 
die  gleichen  wie  bei  den  domliones  jmsI  obilum. 

Was  zunächst  den  Ort  betrifft,  so  geschieht  auch  hier  die 
.Schenkung  meist  in  der  Kirche  vor  dem  Altar.  So  heisst  es  z.  B. 

Meich.  28H  (811)‘):  haec  omnia  feci  ego  Swidhart  ante 
altare  s.  Mariae  a<l  archa  s.  t^orbiniani  confessoris 
Christi  . . . ; 

Meich.  596  (836):  hoc  factum  est  supra  tumulo  pretiosissimi 
Corbiniani. 

Nicht  selten  wird  die  Schenkung  auf  der  Synode  des  Bischofs 
vorgenommen,  z.  B. 

.Meich.  139  (804)  in  publico  synodo  congregato. 

Ks  kommt  auch  vor,  dass  die  unter  Vorsitz  des  Grafen 
stattfindende  Gerichtsversammlung  der  Ort  der  Schenkung  ist : 

Wart.  I 277  (824?;  in  publico  mallo  coram  comite. 

Auch  hier  jedoch  gestattet  die  nur  äusserst  seltene  Er- 
wähnung des  (ferichtes  nicht,  Gerichtlichkeit  der  Schenkungen 
anzunehmen. 

Die  Schenkungsurkunde  wurde  vor  dem  Altar  dem  Bischof 
(Meich.  36  a.  772,  38  a.  773),  dem  .\bt  (Trad.  Lun.  106  a. 
821),  dem  Decan  (Wart.  I 49  a.  766)  in  die  Hand  gelegt,  häufig 
aber  auch  gesagt,  dass  die  Tradition  in  capsam  «.  Mariae  erfolgt 
sei;  hier  ist  dann  also  die  carla  auf  das  Reliquienkästchen,  das 
wohl  meist  auf  dem  Altar  gestanden  haben  wird,  niedergelegt 
worden;  wie  auch  häufig  geradezu  gesagt  wird,  es  sei  an  die 
Reliquien  des  Heiligen  geschenkt  worden,  z.  B. 

Nied.  Rhein.  UB  I 9 (797)  ad  reliquias  s.  Salvatoris. 


')  Abgedrackt  bei  L0neh*8chr0der  als  Nr.  44. 
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Hauptsächlich  geschah  dies  dann,  wenn  der  Bischof  auf 
einer  Reise  Schenkungen  entgegennahm;  er  pflegte  dann  das 
Reliquienkästchen  mit  sich  zu  führen;  z.  B. 

Hundt  II  9 (825 i capsa  s.  Mariae,  qiiae  episcopus  secum 
habuit. 

Bezeichnend  hierfür  ist 

Meich.  607  (839):  ein  vir  nobilis  Ratold  lässt  durch  einen 
Boten  den  Bischof  bitten,  zu  ihm  nach  Tagolfingen 
zu  kommen.  Der  Bischof  kommt,  fragt  ihn  dreimal 
vor  Nachbarn  und  Verwandten  si  potenter  potnisset 
res  suas  . . . alicubi  ad  domnm  Dei  tradere?  Jener 
bejaht  es  und  viriliter  circumcinctus  gladio  suo  stabat 
in  medio  triclinio  domus  suae  tradiditqne  in  capsam 

s.  Mariae  et  in  manus  episcopi  et  advocati  sni 

His  Omnibus  peractis  statim  de  omnibus  rebns  snis  per 
superliminarem  domus  .suae  vestivit  episcopum . . . et  exi- 
vit  ipse  K.  traditor  et  intravit  ep.  et  advocatus  eius: 
sed  postea  reversus  prestabat  ei  in  beneticium. 

Wesentlich  für  den  Traditionsakt  war  die  Anwesenheit  von 
Zeugen;  denn  diese  mussten  ihre  Namen  auf  die  Urkunde  setzen 
oder  gesetzt  haben,  oder  sie  mussten  die  ßrtnatio  der  Urkunde 
vollziehen,  indem  sie  bei  der  Uebergabe  auf  dieselbe  ihre  Hand 
legten.  8o  heisst  es  z.  B. 

Nied.  Rhein.  U.  (Ritzi  32  (941)  et  ut  haec  traditio  tirma 
etinconvulsa  perseveret.  hanc  cartulam  fieri  rogavimns, 
manibus<iue  testiuin  bonorum  fieri  fecimus. 

Meist  aber  waren  der  besonderen  Feierlichkeit  des  Aktes 
entsprechend,  nicht  nur  die  eiforderlichen  Zeugen,  sondern  noch 
viele  andere  Pei^sonen  zugegen : der  Bischof  mit  seiner  gesaminten 
Geistlichkeit,  die  Grafen  der  Umgegend,  andere  vornehme  Lente, 
Nachbarn  und  besonders  die  Verwandten. 

Denn  wie  bei  den  donaliones  post  obitum,  so  pflegte  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauehs  der  Schen- 
ker sehr  häufig  die  vorherige  Zustimmung  seiner  erbberechtigten 
Verwandten  einzuholen  und  sie  znm  Erscheinen  bei  dem  Schen- 
kungsakt zu  veranlassen.  Und  zwar  hier  aus  demselben  Grunde 
wie  dort.  Denn  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  der 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauehs  nicht  die  Rede  sein 
kann  von  einem  freien  Belieben  der  Erben,  sich  an  die  Schen- 
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krnig  zu  binden  oder  nicht.  Hier  wurde  ja  die  Schenkung  so- 
fort thatsächlicli  in  jeder  Beziehung  durch  den  Schenker  selbst 
vollzogen.  Aber  ihm  musste  «der  konnte  daran  liegen,  durch 
die  öffentliche  Zustimmung  seiner  Verwandten  zu  konstatieren, 
dass  dieselben  sein  Verfügungsrecht  anerkannt  und  damit  eigene 
Rechte  auf  den  Schenkungsgegenstand,  falls  solche  bestanden, 
aufgegeben  hätten.  Auch  im  Interesse  des  Beschenkten  musste 
eine  solche  Zustimmung  liegen,  da  durch  sie  künftigen  Anfech- 
tungen der  Grund  entzogen  wurde. 

S 21. 

Salmannen,  Bürgen,  boni  homines. 

Auch  die  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
wurden  zuweilen  durch  Salmannen  vollzogen.  Bei.spiele: 

Trad.  Wiz.  1.52  (828)  ego  Rihswind  . . . tradidi  manu 
potestativa  viris  religiosis  Folchrahto  et  Sigimnndo 
res  meas,  ut  ipsi  traderent  s.  Petro  ad  monasteriuin 
Wizenburg;  quod  et  ita  fecerunt.  hoc  est  qnod  tradidi 

et  tune  fuit  peticio  mea  . . . folgt  Vorbehalt 

zu  Gunsten  der  Tochter  der  Schenkerin. 

Meich.  898  (8.S5 — 853)  notnra  sit  cunctis  . . . qualiter  . . 
Pilgrim  . . . quandam  traditionem  fecit  . . . totum 
et  integrum  in  raanus  Katoldi  comitis  et  Kepolfi  comitis 
dahat  ipsam  traditionem  peragere  in  altare  s.  Mariae 
ea  ratione  ut  coniux  eins  Alta  ipsam  traditionem  haberet 
us<iue  ad  finem  vitae  .suae  ....  Ipse  vero  Ratolt 
comis  et  Kepolf  cum  funere  corporis  sui  venerunt  ad 
Frigisingas  supradictis  verbis  ipsam  traditionem  per- 
fecernnt. 

Ferner 

Trad.  Fuld.  172  (801)  ego  Lintberg  tradidi  per  manum 
Adalhelmi. 

Trad.  Fuld.  177  (803)  ego  . . Otmar  dono  atque  trado 
per  manum  Beniamines  et  Megiuwartes. 

Oefters  wird  in  die  Urkunde  niclit  die  Tradition  an  die 
Salmannen,  sondern  die  der  letzteren  an  die  Kirehe  erwähnt. 
Dann  heisst  es  z.  B. 
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Trat!.  Kuld.  507  (8iJ7j  ego  . . Sigibald  trado  in  elimosinam 
Asis  liiiondam  comitis  ([uod  ille  mihi  manu  puteatativa 
tradidit  ad  tradmidnm  ad  monasterinni  . . . . ea  sciiicet 
ratione.  nt  mater  eins  . . . cuncta  ....  ad  vitam 
suam  nsut'ruetnario  possideat. 

Trad.  Fnld.  451  i824)  ego  . . . Hahho  comes  et  Adalpraht 
tradimus  in  elimosinam  Hiltiburgae  quicquid  illa  nobis 
mann  potestativa  tradidit  tradendum  ad  monasteriiim 
s.  Bonifatii  . . . ea  sciiicet,  ratione,  nt  haec  omnia 
Hiltibnrg  babeat  ad  suam  vitam. 

Aebnliche  Fälle  sind  Trad.  Fuld.  517  (888),  518  (836);  in 
Wart.  I 46  (766)  sind  es  die  vier  .Söhne,  welche  als  Salmannen 
die  Schenkung  ihres  Vaters  ansführen;  ferner  Wart.  II  773 
(912). 

Es  ist  nicht  nöthig  nach  den  im  ersten  Abschnitt  gegebenen 
Erörterungen')  hier  noch  einmal  auf  die  Bedeutung  des  Insti- 
tuts der  Salmannen  einzugehen;  jedenfalls  ist  klar,  dass  sie  auch 
bei  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  dazu 
verwendet  wurden , die  Schenkung  zu  vollziehen , d.  h.  den 
Schenkuugsakt  vorznnehmen,  indem  der  Schenker  dies  selbst 
zu  thun  durch  irgend  einen  (irund  verhindert  war. 

Uebrigens  sei  erwähnt,  da.ss  die  'l’radition  durch  Salmannen 
auch  nicht  selten  bei  unbedingten  Schenkungen  vorkommt. 

Ferner  werden  in  einigen  Urkunden  ßdeitusores,  Bürgen, 
genannt*).  So  z.  B.  in 

Meich.  380  ( 81Hi;  dem  auf  Vi.sitationsreisen  betindlichen 
Bischot  wird  unterwegs  eine  Schenkung  gemacht : 
fideiussores  (’ozolt,  Hiltrat,  Wolheri.  Sed  postea  illins 
petitio  fuit,  (piod  Imnigna  miseratio  . . episcopi  non 
denegavit.  nt  ipsam  rem  per  beneficii  usu  fructuario 

ad  suam  praestitisset  vitam,  ([uod  et  ita  fecit 

haec  sunt  testes  .... 

Fenier  Meich.  414  a.  820  (eine  Urkunde,  die  im  Einzelnen 
Schwierigkeiten  bietet), 

Meich.  509  (827)  . . . pro  vestitura  fideiussores  fue- 
runt  .... 


')  Siehe  oben  Seite  43  ff. 

*)  Vgl.  Hensler  Oewerc  S.  19. 
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Meicb.  596  (836)  ...  et  isti  testes  per  anres  tracti: 
filii  mei  Eugilhart  et  Sigihart  et  Kerliart  sibi  invicem 
testes  extiterunt  et  fideiussores. 

In  anderen  Fällen  wird,  wie  wir  schon  gesehen  haben, 
ein  fideiussor  vestiturae  erwähnt:  z.  B. 

Meich.  605  (838)  vestiturae  fideiussor  et  testis. 

Meich.  631  (844)  fideiussor  traditionis  et  census  extitit 
ac  vestiturae. 

Meich.  639  (846)  fideiussor  vestiturae*). 

Besonders  aus  diesen  zuletzt  angeführten  Fällen  ergiebt 
sich  deutlich  die  Bolle,  welche  die  fideiussores  spielten:  bei  der 
Vornahme  der  sjunbolischen  Investitur  verbürgten  sie  sich  dafür, 
dass  derselben  die  reale  Besitzräumung  und  Besitzeinweisung 
folgen  werde.  Es  ist  bezeichnend,  dass  wir  derartigen  Bürgen 
mir  bei  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  begegnen, 
bei  denen,  wie  wir  sahen,  der  Vornahme  der  thatsächlichen 
Besitzveränderung  nichts  im  Wege  stand;  bei  donationes  post 
• obitum  wäre  eine  solche  Verbürgung  zwecklos  und  dem  Wesen 
des  Eechtsgeschäfts  widersprechend  gewesen. 

Die  Bürgen  in  der  besprochenen  Art  finden  sich  nur  in 
den  Freisinger  Urkunden,  scheinen  also  eine  Eigenthümlichkeit 
des  bairischen  Rechts  zu  sein. 

Nur  einmal  heisst  es  in  einer  Urkunde  von  St.  (lallen 

Wart.  343  (833):  ego  . . trado  . . et  in  manus  fideiusso- 
rum  constituo,  iit  illi  hoc  perfidant,  .sicut  ego  condixi. 

In  diesem  Falle  werden  aber  ersichtlich  mit  dem  Ausdruck 
fideitissores  Salmannen  bezeichnet. 

Zuweilen  werden  unter  den  bei  der  Tradition  Anwesenden 
boni  homines  genannt.  Z.  B.  in 

Meich.  13  (765):  es  heisst,  trotz  etwaiger  Anfechtungen 
• solle  die  Schenkung  per  epistolam  omni  tempore  fir- 
miorem  obteneat  roborem.  Manu  raea  propria  snbter 
firmavi  et  bonis  homiuibus  ad  roborandura  decrevi, 
(luornm  nomina  . . . 

Ganz  ebenso  in  Meich.  24  (769). 

Feiner  in  Trad.  Wiz.  48  (?)  postea  qnoque  fuit  mea  pe- 
titio  vel  bonorum  horainum,  ut  dum  advixero 


')  Vgl.  auch  die  Urkunde  Meich.  369  (818). 
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Es  ist  streitiff,  was  iniui  unter  den  hmi  homines  zu  ver- 
stellen habe;  am  walirselieiiilirlisten  ist,  dass  man  mit  diesem 
Ausdruek  angesehene lianiitsächlieli  niitti rundbesitz  ausgestattete 
Männer  aus  der  Nachbarscliaft  bezeichnete  *). 

§ 22. 

Erneuerung  und  Bestätigung. 

Häutiger,  als  bei  den  donationen  post  ohitum,  linden  wir  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Nies.sbraiichs  Emeueningen 
und  Bestätigungen. 

Während,  wie  oben^)  ausgeliihrt  wurde,  bei  den  donaliones 
l>ost  oltilum  nur  sieben  Fälle,  in  denen  die  Schenkung  erneuert 
wurde,  nachgewiesen  werden  konnten,  habe  ich  deren  bei 
Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  3(1  unter  mehr 
als  1200  rrkunden  gefunden.  Von  diesen  fällt  die  überwiegende 
Mehrzahl  dem  bairischen  Hecht  zu,  nämlich  81  (21t  aus  Frei-  . 
singen,  2 aus  l'assau);  hierzu  kommen  nur  8 ausserbairische 
Urkunden,  nämlich  .')  aus  St.  (lallen,  eine  aus  dem  Urkunden- 
luich  des  Niederrheins,  eine  aus  dem  Nassaiiischen  Urknnden- 
buch,  eine  ans  Parde.ssiis  Diplomata'''). 

Es  ist  klar,  da.ss  hier  das  Vorkommen  derartiger  renorutio- 
ncs  oder  ßrmalione^  nicht  auf  eine  etwaige  Widerruflichkeit  der 
.Schenkung  schliessen  las.sen  kann;  denn  durch  einen  Widerruf 
seitens  des  Schenkers  würde  der  durch  die  Schenkung  und  die 
Niessbranch.sgewährung  begründete  Itechtsziistaml  willkürlich 
aufgehoben  werden. 

•Auch  hier  ist  der  Zweck,  das  bestehende  Hechtsverhältniss 

*)  Vsfl.  Waitz  Vcrf.  (iescli.  11  P S.  äfit,  274.  . 

’)  Sielie  ol)en  Seite  55,  öfi. 

*)  Ei  sind  fiilt'eurtc  Urkniiden : 

.Meich.  1.54  (807),  20(i  (810).  31!)  (815),  332  (81.5),  3)13  (815),  342  i81t!), 
.343  (81Ö).  351  (81«),  357  (817),  372  (818),  423  (821),  420  (822),  458 
(824),  4«1  (824).  4H8  (818),  477  (822),  495  (826).  49«  (826),  .532 
(828).  576  (810— .36),  593  (836),  596  (836),  598  (836),  613  (841), 
624  (843),  646  (846),  669  (849),  981  (883-lK)6); 

llmidt  II  24  (845),  Trad.  Pat.  6 (765-800),  23  (834); 

Wart.  I 144  (797).  343  (8.33),  II  418  (852),  566  (841-72),  548  (870); 

N'ied.  Bheiu.  UB  21;  Nasi.  UB  59;  Pard.  Dijil.  II  547. 
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durch  eine  Wiederholuuf'  der  dasselbe  begründenden  Handlung 
als  ein  noch  immer  zu  Hecht  bestehendes  auch  Dritleu  gegen- 
über sichtbar  werden  zu  lassen. 

Die  Erneuerungen  werden  theils  von  den  ursprünglichen 
Schenkern  selbst,  theils  von  ihren  Nachkommen  vorgenoiumen. 

Fälle  einer  einfachen  hhneuerung  durch  den  Schenker  finden 
sich  in  folgenden  Urkunden:  Meich.  IM  fSOH);  hier  geschieht 
die  Erneuerung  nach  einem  Jahre;  Meich.  J72  (818);  hier  wird 
sie  dagegen  schon  nach  sieben  Tagen  vorgenonimen;  Meich.  423 
l821),  4t)8  (818),  f)32  (828),  578  (810 — 3.5);  ferner  in  einer  8t. 
tialler  Urkunde:  Wart.  1 302  (82(>). 

Hemerkenswerth  ist  eine  Passauer  Schenkung 
Trad.  Pat.  23  (834):  eine  Matrone  Werdni  hatte  eine 
Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  gemacht. 
Haec  vero  jier  plurima  tenipora  dilationis  nunc  in 
spacie  praesenti  huius  temporis  ipsa  praedicta  inatrona 
coepit  valde  fortiter  egrotare  pene  vitam  fiuiri;  sed 
duin  esset  in  illa  valida  inürmitate  rogavit  Anniim 
chorepiscopum  ipsius  sedis  adduci  ad  se  et  tradidit 
oninein  traditionem  in  manu  sua  et  ita  per  plurima 
testimouia  confirmavil  (erste  Erneuerung).  Domino 
quoque  miserante  ipsa  est  recuberata  et  vitam  ista 
reversa  est  et  iam  regres.sa  est  ipsa  ad 

ecc.lesiam  s.  Stephani  praesente  Regiuhario  episcopo 
. . hec  omuia  tradidit  iterum  . . et  in  ipsa  hora  tra- 
ditionem suani  anteriorem  et  posteriorem  iterum  reno- 
vabat  in  vice  tertia  omuia  haec  et  ipsam  traditionem 
reddidi  in  manum  ipsius  episcopi  (zweite  Erneuerung). 
Et  postea  iterum  quarto  tempore  supradicta  renovabat 
et  cum  testibus  iterum  lirmavit  (dritte  Erneuerung). 

Wir  haben  also  hiei-  eine  dreifache  Erneuerung  einer  und 
derselben  Schenkung. 

Es  bestand  die  Sitte,  derartige  Erneuerungen  alle  fünf  Jahre 
vorzunehmen '). 

Unter  den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 


■)  Zur  Krklüniua  dieser  Sitte  jsenflftt  es  daran  zu  erinnern , dass  man 
sie  mit  groiwier  Waiiracheiuliebkeit  für  einen  Ausfluss  der  rümiactieu  fünf- 
jährigen Ceasusperiude  erklärt  hat. 
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habe  ich  kein  Beispiel  gefunden,  aus  dem  sich  ein  fünfjähriger 
Zwischenraum  mit  Bestimmtheit  nachwciseii  Hesse.  Wold  aber 
wird  in  einigen  Urkunden  ausdrücklich  gesagt , die  gegenwärtige 
Schenkung  solle  so  sicher  sein  und  für  die  Zukunft  ein  gleich 
festes  Verhältniss  begründen,  als  wenn  sie  semper  pei-  quin- 
(luenniuin  renovata  fuisset. 

Mitt.  Khein.  UB  I 21  (767):  baue  antem  precariani  non 
sit  necesse  de  quin(iuennium  in  qniiniuennium  renovandi; 
sed  ista  sola  per  se  sufficiat. 

Ferner  Marc.  II  5 (Z.  S.  77,  78)  Pard.  Dipl.  II  647  (730), 
Wart.  II  566  (841—872). 

Die  Erneuerung  hat  zuweilen  darin  ihren  Grund,  dass  die 
ursprüngliche  Schenkung  ohne  Beobachtung  aller  Kechtsform- 
lichkeiten  vorgenommen  worden  ist. 

Nass.  UB  I 1,  59  (842):  die  Erneuerung  geschieht,  quod 
illa  prior  traditio,  quam  genitor  et  avus  noster,  et  post 
eum  ego  Managolt  et  filii  mei  ....  fecimus,  non  per- 
fecta nec  litteris  fuit  mandata,  sed  nec  ctiam  in  pu- 
blico  pagensinm  nostrorum,  ut  oportuit,  celebrata  vel 
confirmata  fuerat  placito  et  decreto. 

Wart.  II  418  (852)  haue  autem  traditionem  ideo  ego  facere 
volui,  quia  illa  prior  traditio,  quam  Staricholfus  fecit, 
non  perfecta  nec  litteris  fuit  mandata. 

Oder  die  Schenkung  wird  an  dem  gehörigen  Ort  in  der 
Kirche  vor  dem  Bischof  wiederholt;  so  scheint  Meicli.  461  (824) 
erklärt  werden  zu  können: 

Rihpald  simul  cum  nxore  sua  ambo  pariter  . . . tradiderunt 
. . . qiiicquid  habuerunt  in  loco  Steinheringa  seu  in 
altarem  ipsius  ecclesiae.  Et  postea  venerunt  ad  pium 
pontificem  Hittonem  ad  Ezzilingas  et  flrmaverunt  prius 
peractam  traditionem  in  manus  Hittonis  episcopi  . . . 

In  Meich.  370  (819)  wird  eine  Schenkung  in  Freisingen 
erneuert,  die  vorher  (darüber  berichtet  Meich.  369  a. 
818)  in  Italia  in  civitate  Vincentia  vorgenommen  wor- 
den war. 

Dann  findet  sich  auch,  dass  vor  einer  Reise,  einer  Romfahrt, 
frühere  Schenkungen  erneuert  werden  (Meich.  342  a.  816);  wird 
die  Erneuerung  nach  glücklicher  Rückkehr  vorgenommen  (z.  B. 
Meich.  357  a.  817),  so  gehört  ein  solcher  Fall  zu  den  Schen- 
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kungen  mit  resolutiv  bedingtem  Vorbehalt,  von  denen  unten  zu 
sprechen  ist'). 

Einen  weiteren  Anlass  bot  eingetretener  Wechsel  im  Bischofs- 
sitz; der  Sicherheit  halber  wurde  eine  unter  dem  früheren 
Bischof  vollzogene  Schenkung  unter  seinem  Nachfolger  erneuert. 
Meich.  332  (815)  Waninc  presbyter  reddidit  ecclesiara  . . 
in  manus  ven.  Hittonis  episcopi  . . et  rumim  renovavit 
illam  traditioueni,  quam  temporibus  Arpionis  ad  piae- 
fatum  domum  ftxit.  nt  firmior  et  stabilior  . . . fuisset. 
Hierher  gehören  ferner  Meich.  333  (815;  hier  geschieht 
die  Erneuerung  auf  Bitten  des  Bischofs),  596  (836). 

Aehulich  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 
IVad.  Pat.  6 (765—800);  hier  ist  es  aber  ausser  dem 
bischöflichen  Thronwechsel  der  Übergang  der  Regie- 
rung vom  letzten  Baiernherzog  auf  König  Karl,  welche 
zu  der  Erneuerung  den  Anlass  giebt:  ego  . . Pech- 
hari  presbyter  . . . tradidi  villam  meam  ...  ad  beatum 
Stephanum  . . . sub  tempore  Tassiloni  principi  et  epi- 
scopi Uuisurich  . . et  modo  pro  tempore  Caroli  regi . . 
iteiTim  tirmavi  ad  ipsum  altarem  . . . coram  episcopo 
nomine  Uualtrih. 

W'ährend  in  allen  bisher  besprochenen  B'ällen  der  Schenker 
selbst  die  Erneuerung  vornimmt,  geschieht  dies  häufig  von  Seiten 
dessen,  zu  dessen  Gunsten  der  Niessbrauch  noch  nach  dem  Tode 
des  Schenkers  selbst  Vorbehalten  bleiben  soll,  mag  dies  der  Sohn 
oder  ein  anderer  Verwandter  des  Schenkers  oder  ein  anderer 
Dritter  sein. 

Durch  den  Sohn  wird  die  Schenkung  erneuert  in: 

Meich.  206  (vor  810),  351  (816).  593  (836),  640  (846), 
981  (883—906);  Hundt  II,  24  (845);  Mitt.  Rhein  ÜB 

I 2 (797);  Nass  UB  I 1,  59  (842);  Wart.  I 343  (833), 

II  548  (870); 

durch  die  Tochter:  Meich.  495  (826); 

durch  den  Bruder:  Meich.  496  (826); 

durch  die  überlebende  Gattin:  Meich.  319  (815); 

durch  den  überlebenden  Vater:  Meich.  206  (vor  810); 

durch  einen  Dritten:  Wart.  II  418  (852). 


')  Siehe  nntea  g 27. 


Digitizad  by  Google 


112 


Nun  kam  es  aber  auch  vor,  dass  nicht  bloss  die  frühere 
Schenkung  einfacli  enieuert  wurde,  sondeni  dass  bei  der  Er- 
neuerung zu  derselben  noch  etwas  hinzugefügt  wurde;  sei  es 
das  inzwischen  Erarbeitete  oder  Hinzugekommene  (z.  H.  Meich. 
:133  a.  815,  477  a,  822,  598  a.  830,  609  a.  849;  Hundt  II  24 
a.  845),  sei  es  andere  (Tegenstände,  z.  B.  ein  Höriger  tMeich.  332 
a.  815);  oder  aucli  ein  frülier  nicht  in  die  Schenkung  aufge- 
nuinniener  Theil  der  geschenkten  Ländereien  (Meich.  458  a.  824i. 
In  Meich.  319  (815)  fügt  die  Gemahlin  des  Schenkers  das  ihr 
gehörige  hinzu.  Es  kommt  auch  voi-,  dass  erst  bei  der  Er- 
neuerung der  Schenker  einen  Vorbehalt  macht;  so  bittet  er  in 
Meich.  429  (822),  dass  au  der  Schenkung  seinem  Enkel  der 
Niessbrauch  gestattet  werde.  Als  ein  in  den  Urkunden  seltener 
Fall  möge  noch  die  Urkunde  Cod.  dipl.  Alem.  ed.  Neugard  1 
026  (982)  angeführt  werden:  in  ihr  wird  berichtet,  wie  ein 
Bischof  von  Lausanne  auf  seiner  Bückreise  von  Rom  das  Kloster 
St.  Gallen  besucht,  es  mit  Reliciuien  beschenkt,  zugleich  aber 
auf  den  lebenslänglichen  Genuss  des  von  ihm  früher  geschenkten 
Eigens  im  Aargau  verzichtet  und  jetzt  demselben  andere  Güter 
beifügt. 

Es  bleibt  als  eine  besondere  Form,  die  Schenkung  gegen 
Anfechtung  möglichst  zu  sichern,  ausser  der  Erneuerung  die 
Sitte  zu  erwähnen,  dass  man  die  Schenkung  durch  deu  Hei'zog 
oder  König  bestätigen  liess‘).  Freilich  haben  die  in  Baiern  sehr 
zahlreichen  Bestätigungen  durch  den  Herzog  vor  allem  darin 
ihren  Grund,  dass  das  Eigenthum  an  dem  verliehenen  Gut  auf 
herzoglicher  Uebertragung  beruhte,  dass  das  Gut  daher  noch 
nicht  zur  gänzlich  freien  Verfügung  des  jeweiligen  Eigenthümers 
stand,  sondern  der  Auktor,  der  Herzog,  zur  Veräusserung  seine 
Einwilligung  geben  musste“).  Aber  iu  einigen  Urkunden  wird 
doch  mit  der  Bestätigung  zweifellos  jener  zuerst  genannte  Zweck 


VgL  Koth  Beueäcialwesen  S.  218:  .Der  Grund  davon  war  wohl  kein 
anderer,  als  daas  daa  deutsche  Recht  Schenkungeu  und  letztwillige  Verfü- 
gungen sehr  erschwerte,  und  man  sich  auf  diese  Weise  vor  dom  Widerspruch 
der  Verwandten  sicher  stellen  wollte“ sie  wurden  lediglich  zum  un- 

schädlichen Ueberflusa  nachgesucht“. 

*)  Hierüber  vgl.  Roth  a.  0.  8.  24:1,  besonders  Brunner  Landsehen- 
kungen  S.  8 ff. 
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verfolgt  Ein  besonders  alterthttmliclies  hierher  gehöriges 
Beisinel  ist  die  Korinel  Marc.  I 13  (Z.  S.  51,  52),  in  welcher 
die  Schenkung  vor  dem  König  vorgenommen  wird*)  und  zwar 
in  der  M eise,  dass  der  Schenker  die  Güter,  welche  er  einem 
Dritten  schenken  will,  dem  Könige  „lesiwerpiert“,  d.  h.  sie  ihm 
übeitrilgt,  indem  er  ihm  die  festuca  als  Traditionssymbol  in 
laisiim,  in  den  Schooss  wirft;  damit  ist  der  König  gewisser- 
umassen  l'renhänder,  Salmann,  geworden;  d.  h.  er  hat  die  ,\ns- 
fiilining  der  Schenkung  übernommen.  Daher  erlässt  er  nun 
einen  königlichen  Befehl,  praeceptio,  in  welchem  dem  Schenker 
der  lebenslängliche  Niessbrauch  gestattet  wird. 

Diese  feierliche  Form  ist  in  späterer  Zeit  aus.ser  Gebrauch 
gekonimen.  Aber  die  Bestätigung  durch  eine  mit  ölfentlicher 
Autorität  ausgestattete  Person  kommt  doch  auch  später  vor; 
so  z.  B.  in  einer  St.  Galler  Urkunde  (AVart.  I 49  a.  766),  wo 
al.so  jener  in  Baiern  meistentheils  geltende  Bestätigungsgrund 
nicht  voranszusetzen  ist;  hier  erklären  die  Schenker  ihren 
Schenknngswillen  ante  Gozperto  praeside  et  ante  pagensis  nos- 
tros  und  führen  dann  die  l’radition  aus,  wie  es  ausdificklich 
heisst,  comenliente  Coz-pcrto  comite.  Es  ist  selbstvei’ständlich, 
dass  eine  derartige  Einwilligung  von  Seiten  der  Obrigkeit  der 
Schenkung  Nachdruck  verschaffen  und  sie  gegen  unberechtigte 
Angriffe  schützen  konnte. 


§ 23. 

Wirkungen. 

Während  in  Bezug  auf  die  Form,  in  welcher  die  donatio 
post  obüum  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
vollzogen  wird,  kein  scharfer  Gegensatz  aufzustellen  ist,  sondern 
eine  Verschiedenheit  nur  in  so  fern  besteht,  als  die  den  beiden 

')  Brnnner  fillirt  a.  O.  aln  Beispiele  aus  Baiem  Meich.  7,  66.  67,  Hundt 
6 au,  in  denen  .der  l'oiisens  nicht  sowohl  als  Veräusserun(<»licenz  denn  zur 
Bekräftigung  eini'r  an  sich  nicht  cüu.seiisbedürftigen  Schenkung  erwirkt  worden 
ist,  um  den  kirchliclien  Besitzstand  gegen  .\nfechtungen  sicher  zu  stellen'. 

’)  Vgl.  Roth  a.  0.  S.  240  tf.  Er  fuhrt  hier  ans.  da.ss  der  König  ala 
oberster  Richter  handelt  und  durch  den  Festucawurf  „Gewere  zu  treuer  Hand' 
erhält. 

Hübner,  die  donaiioiiee  obltuni. 
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Schenkungsartpii  Rpmeinsamp  Uehertragunpsweise  durch  traditio 
cartae  im  letztereii  Fall  durch  sofortige  reale  Besitzeinweisung 
ergänzt  werden  kann,  tritt  in  den  Wirkungen  der  Gegensatz 
um  so  deutlicher  hervor. 

Dieser  Gegensatz  fasst  sich,  wie  dies  schon  oben  im  all- 
gemeinen ausgeführt  worden  ist'),  darin  zusammen,  dass  die 
donatio  ptist  obitum  ein  bedingtes,  die  Schenkung  mit  Vorbehalt 
des  Xiessbrauchs  ein  unbedingtes  Rechtsge.schäft  ist.  Daher 
sind  die  Wirkungen  der  letzteren  augenblickliche. 

Im  Augenblick  der  Schenkung  geht  Eigenthum  und  Besitz 
auf  den  Beschenkten  über. 

,So  wird  denn  auch  zuweilen  ganz  wie  bei  den  unbedingten 
vorbehaltlosen  Schenkungen  gesagt:  dono  ab  hodiemo  die*). 

Und  in  der  That  ist  die  dann  folgende  Niessbrauchsreser- 
vation  nicht  im  Stande,  der  Schenkung  ihren  augenblicklichen 
Charakter  zu  nehmen.  Juristisch  steht  die  Schenkung  mit  Vor- 
behalt des  X'iessbrauchs  der  reinen  Schenkung  sehr  viel  näher 
als  der  donatio  post  obitum.  Wirth.schaftlich  dagegen  kommt  sie 
der  letzteren  sehr  nahe.  Denn  allerdings  macht  es  wirthschaft- 
lich  keinen  grossen  Unterschied,  ob  der  Scheuker  Eigenthümer 
bleibt,  aber  Eigenthümer,  dem  die  freie  Veräusserungs-  und 
Vererbungsbefiigniss  genommen  ist,  oder  ob  er  sein  Eigenthum 
aufgiebt  und  sich  nur  die  Nutzung  vorbehält.  Aber  aus  dieser 
fast  gleichen  wirthschaftlichen,  kann  man  nicht  auf  die  gleiche 
rechtliche  Wirkung  schliessen. 

Wie  jeder  andere  Prekarist,  so  .steht  auch  der  Scheuker, 
dem  der  Niessbrauch  per  epistolam  precariae  zurückgegeben  ist, 
in  einem  AbhängigkeitsverhiUtniss  zu  dem,  der  ihm  das  Land 
verliehen  hat.  Dieser  letztere  und  er  allein  ist  Eigenthümer. 

So  werden  anch  z.  B.  in  einer  Freisinger  Urkunde  die 
Schenkungsgegenstände,  an  denen  der  Niessbrauch  gewährt 
wird,  ausdrücklich  als  Eigenthum  der  Kirche  bezeichnet: 

Meich.  104  (80.ö)  ea  vero  ratione  hanc  traditionem  feci, 
ut  mihi  de  his  omnibus  uti  liceat  ad  meliorandum,  non 
in  alio  loco  tradendum,  sed  fruendum  et  augendum 
sicut  iustum  et  rectum  est  res  proprias  Dei  elec- 


‘)  Seite  7fi  ff. 

•)  z.  B.  Meicb.  467  (824),  Scliocpflin  I 76  (811). 
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torum  finniter  condonatas  et  traditas  in  illorum  timore 
et  aniore  caute  custodire  atque  in  omnibus  fideliter 
conservaie. 

Ans  dieser  Urkunde  ergeben  sich  zugleich  mit  anschaulicher 
Deutlichkeit  die  Pflichten  des  Niessbrauchei-s,  die  auch  in  zahl- 
reichen anderen  Fällen  ausdrücklich  betont  werden.  Er  darf 
in  keiner  A\eise  die  Substanz  des  Gutes  verändern,  darf  das- 
selbe nicht  vertauschen,  verkaufen  oder  in  seinem  Werthe 
mindern. 

Marc.  II  5 (Z.  S.  77,  78)  nt  nihil  exinde  paenetus  de 
qualibet  rem  alienandi  aut  minuendi  pontificium  non 
habeamus,  sed  absque  ullo  preindicio  suprascribtae 
ecclesiae  vel  vestro  cam  tauturamodo  excolere  debeamus. 

Meich.  230  (vor  810)  licentiam  non  habeat  vendendi  atque 
commutandi  nec  exinde  in  publico  aliquid  faciendum. 

Meich.  430  (822)  in  nullum  naufragium  ponere  licentiam 
non  habeam. 

Dagegen  liegt  es  ihm  ob,  durch  Bewirthschaftung  die  Kr- 
tragsfähigkeit  zu  steigern ; er  darf  das  (lut  bewohnen  und  in 
jeder  ^\■eise  nutzen.  Auch  dies  ist  auf  die  mannigfachste  Weise 
ausgedrückt : 

Meich.  I S.  58, 59  (758)  causam  meam  ad  augendam  et 
emeliorandain , non  in  nullo  comminuendum. 

Meich.  19  (776)  ad  inhabitandum  et  ad  augendum  seu 
propagandum  ut  decet  Dei  domui. 

Bezeichnend  für  den  Umfang  des  vorbehaltenen  Rechts  ist 
auch  eine.  St.  Galler  Urkunde 

Wart.  II  469  (859);  ea  ratione  videlicet,  ut  habeamus  in 
ipsa  marcha  licentiam  et  potestatem  ad  ligna  cedenda 
et  aedifi<  ia  construenila  et  pascua  necessaria  et  omnia 
talia,  quibus  indigemus,  et  ut  ipsas  res  ad  nos  reci- 
piamus  diebus  vite  nostre. 

Wie  begrenzt  jedoch  die  Befugnisse  des  Nutzniessers  waren, 
zeigt  sich  darin,  dass  er  sich  in  einigen  Fällen  ausdrücklich 
das  Recht  ausbedingt.  Hörige  freilassen  zu  dürfen,  wodurch  ja 
allerdings  auch  die  Substanz  des  Gutes  verändert  wurde. 

Marc.  II  3 (Z.  S.  74 — 76)  ea  scilicet  ratione,  ut,  dum 
pariter  advivimus,  antedictas  villas  sub  usu  benefltio 

»• 
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tantiimiiiodo,  alisijue  iillo  preiuditio  vel  deniimitione 
aliqua  iiioiia^teni  pussideamus,  nisi  taiitum,  si  all- 
(juis  ex  .seivientibus  nostris  a iugum  servitutis  ino 
commune  meicede  relaxare  voluerimus. 

Fast  wörtlicli  ilieser  Formel  nachgescliriebeii  ist  eine 
Weissenbmger  Urkunde:  Trad.  Wiz.  9 (734);  liierher  gehört 
auch  Meich.  369  (818). 

Dies  so  be.schatt'ene  Xiessbrauchsrecht  ist  durchgehends  ein 
lebenslängliches.  Mit  dem  Tode  des  oder  der  Berechtigten 
konsolidiert  sich  sofort  das  Recht  des  Be.schenkteii ; unmittelbar 
ohne  jeden  Zwisdieiiakl  fällt  das  abgezweigte  Niessbrauchsrecht 
in  das  Eigenthum  zurück.  Auch  dies  drücken  die  Quellen  in 
klarer  und  unzweideutiger  M eise  aus.  Die  mit  Vorliebe  ge- 
brauchten Ausdrücke  redire,  revocare  lassen  erkeuueu,  dass 
in  der  That  ein  lleimfall  erfolgt,  dass  auch  nach  der  Auffassung 
der  die  Urkunden  abfassenden  Sclmeiber  das  Eigen thum  auch 
ohne  realen  Besitzübergang  in  seiner  vollen  Unbeschränktheit 
.schon  einmal  bei  dem  Beschenkten  gewesen  sei. 

Meich.  13  (765)  post  obitum  vero  nostrum  cUm  omni  rem 
addita  vel  emeliorata  abs(iue  ulla  consiguatione  vel 
contradictione  ipse  rector,  (pii  tune  tempore  ipso  mo- 
uasterio  s.  Mariae  ad  gubernaudum  praeesse  videtur, 
in  suam  faciat  revocare  dominatiouem. 

Der  Ausdruck  xine  ulla  contradictione  ist  besonders  häufig; 
dafür  kommt  auch  vor  absrpie  ulla  marricione,  z.  B.  Mitt. 
Rhein.  UB  19  (765),  Meich.  458  (824),  Wart.  II  389  (844). 

Bezeichnend  ist  auch  folgende  M^enduiig 

Meich.  374  (818)  . . . die.  in  (pio  vitam  terminarent,  ex- 
timplo  ad  praefatum  edem  periietualiter  atque  stabiliter 
preter  obiurgationem  ullius  repellitudinis  adhabetur. 

Mit  derartigen  Sätzen  wird  deutlich  konstatiert,  dass  nach 
dem  Tode  des  Berechtigten  kein  anderer  irgend  welche  An- 
sprüche geltend  zu  machen  hat. 

§ 24. 

Zins. 

Das  durch  die  Schenkung  und  den  Niessbrauchsvorbehalt 
begi’üudete  Verhältniss  der  dinglichen  Abhängigkeit  des  Schenkers 
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vom  Beschenkten  findet  in  zalil  reichen  Fällen  einen  äusseren 
Ausdruck  in  der  Bestellung  eines  Zinses,  welcher  von  dem 
Usufrnktuar  an  den  Eigenthflmer  zu  entrichten  ist. 

Es  wurde  schon  bemerkt  \),  in  welcher  Weise  die  'l'liatsache 
der  Zinsbestellnng  von  Heusler  für  seine  Auffassung  der  Schen- 
kungen verwendet  worden  ist. 

Auch  Heusler  fühl  t aus  — wie  das  ja  überhaupt  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann  — , dass  der  Zins  in  dem  angegebenen 
Sinne  gezahlt  wurde  als  ein  Zeichen  des  bestehenden  Leihe- 
verhältnisses, als  eine  Anerkennung  des  Eiirenthuins  des  Be- 
schenkten. 

Dies  soll  sich  andei-s  verhalten  haben,  wo  kein  Zins  ge- 
zahlt wurde.  Aber  man  wird  vergeblich  nach  einem  Unter- 
schiede zwischen  beiden  Fällen  suchen,  »fenan  dieselben  Aus- 
drücke werden  hier  wie  dort  gebraucht;  hier  wie  dort  das 
imi/rtictuario  online  possideve,  der  unmittelbare  Heimfall  beim 
Tode  des  Usufniktuai-s  mit  wörtlich  gleichen  .\u.sdrücken  be- 
zeichnet. Fenier  ist  zu  beachten,  dass  sich  eine  Zinsbestellung 
in  den  (Quellen  aus  der  ältesten  Zeit,  den  Formulae  Andei^a- 
veiises  und  in  den  Marciilflschen  Sammlungen  noch  nicht  findet ; 
das  früheste  Beispiel  unter  den  Formeln  dürfte  die  Formel  H 
in  den  Additamenta  e codicibus  formularnm  Turonensiiini 
(Z.  S.  IßOj  sein  (ans  Merovingischer  Zeit).  Was  die  Urkunden 
aiilangt,  so  ist  abgesehen  von  der  Urkunde  bei  Pardessiis  1 l!)ß 
vom  Jahre  587  (die  füglich  nicht  zu  den  deutschen  Urkunden 
gerechnet  werden  kann)  das  filiheste  Beisjiiel  die  Urkunde 
Wart.  I 3 aus  den  Jahren  71ß  bis  720;  jedoch  ist  diese  Ur- 
kunde von  zweifelhafter  Echtheit.  Das  erste  Freisinger  Bei- 
spiel stammt  aus  dem  Jahre  763  (Meich.  12). 

Nun  erklärt  sich  tlies  allmähliche  Aufkommen  der  Zinsbe- 
stellung sehr  wohl.  Dieselbe  stellt  einen  deutschrechtlichen 
Einfluss  auf  den  römischen  Ususfruktus  dar.  Bei  dem  letzteren 
war  von  einem  Zins  keine  Rede;  vielleicht  könnte  man  sagen, 
dass  bei  ihm  die  cautio  usufrvctuaria  eine  dem  Zins  ähnliche 
Funktion  zu  erfüllen  habe.  Aber  durch  diese  Einführung  der 
Zinsbestellung  wurde  doch  die  juristische  Natur  des  Niessbrauchs 
nicht  verändert.  Weder  in  den  Rechtsinstituten  als  solchen 

■)  Seite  79  ff. 
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noch  in  den  überlieferten  Fällen  liegt  irgend  ein  Grniid  vor, 
die  Zinsbestellung  als  ein  rechtliches  Unterscheidnngsmerkinal 
anzusehen.  Jedenfalls  müssten,  sollte  ein  solches  nachgewiesen 
werden,  irgend  rechtlich  verschiedene  W irkungen  anfzufiuden 
sein;  aber  solche  haben  wir  vergebens  gesucht. 

Vielmehr  lassen  sich  einige  positive  Beweise  für  die  Gleich- 
artigkeit beider  Fälle  beibringen. 

In  einigen  St.  Galler  Urkunden  handelt  es  sich  um  Vorbe- 
halt des  Niessbrauchs  sowohl  für  den  Schenker,  als  auch  für 
Dritte,  und  zwar  seine  Verwandten. 

Nun  wird  in  einem  P'alle  (Wart.  III  Anhang  3,  a.  838)  be- 
stimmt, dass  die  Schenkerin  und  ihr  Gemahl  den  Niessbranch 
gegen  Zins,  die  Nachkommen  dagegen  denselben  ohne  Zins  er- 
halten sollen. 

Umgekehrt  ist  es  in  den  Urkunden  Wart.  II  407  (849)  und 
592  (875);  hier  ist  der  Niessbranch  für  die  Schenker  zinsfrei,  für 
die  Nachkommen  mit  einem  Zins  beschw'ert.  Die  Urkunden  lauten  : 

Wart.  ni  Ahg.  3 (838)  ego  Adalsind  trado  oninem  pro- 
prietatem  meara  . . . . ; ea  videlicet  ratione,  ut  ego 
et  maritus  meus  . . eandem  rem  ad  iios  recipi- 
amus  tempus  vitae  nostrae  possidendi  et  annis  singulis 
inde  censum  solvamus,  id  est  I denarium  ....  Post 
hobitum  vitae  nostrae  legitima  procreatio  nostra  possi- 
deat  atqne  teneat  sine  censum. 

Wart,  n 407  (849)  Lintwino  . . trado  . . . in  ea  videlicet 
ratione,  ut  illnd  ad  me  recipiam  et  diebus  vite  mee  ha- 
beam  ....  Et  si  mihi  Liutine  uepns  mens  superstis 
fuerit,  suprascriptam  rem  diebus  vite  sue  habeat  et 
annis  singulis  unam  carradam  de  cervisa  simul  cum 
frisgingü,  sicut  unus  servus  reddere  debet,  ad  supra 
dictum  locuin  persolvet. 

Wart.  II  592  (875)  ego  Amalbret  . . . trado  . . . , ea  vi- 
delicet ratione.  nt  ego  ipse  easdem  res  ad  me  recipiens 
tempus  vitae  meae  habeam  . . .,  si  . . ego  non  rediraam, 
tune  Trostila,  si  me  snpervixerit,  totum  tempus  ^^tae 
suae  possideat  sub  censu  uniiis  maldri  vel  duorum  de- 
nariorum. 

Nun  hiesse  es  doch  sicherlich  diese  Urkunden  einer 
künstlichen  Auslegung  unterziehen,  wenn  man  annehmen 


Digitized  by  Googlc 


119 


wollte,  dass  das  Innebaben  zu  Niessbrauchsrecbt  beim  Scbenker 
selbst  eine  andere  recbtliche  Natur  batte  als  bei  denen,  denen 
er  es  für  spätere  Zeit  zugleich  ausmacbt.  Oder  wenn  mau  mit 
Heusler  behaupten  wollte,  der  Scbenker  behalte  die  Gewere,  seine 
Nachkommen  aber,  die  ausser  der  licistung  von  zwei  Denaren 
ganz  dasselbe  Niessbrauchsrecbt  geniessen  sollen,  darbten  dex’- 
selben. 

Und  völlig  unvereinbar  ist  diese  Annahme  mit  der  ange- 
führten Urkunde  aus  dem  Jahre  838.  Denn  aus  dieser  lierzu- 
leiten,  die  zinszahlenden  schenkenden  Eheleute  verlören  die 
Gewere,  ihre  Nachkommen  dagegen  erhielten  sie  wieder  zurück, 
weil  sie  keinen  Zins  zahlen,  erscheint  doch  widersinnig.  Viel- 
mehr beweisen  diese  Urkunden  deutlich,  dass  eben  die  Zins- 
bestellung keinen  rechtlichen  Unterschied  begründet  und  daher 
frei  nach  Belieben  festgesetzt  oder  aufgegeben  werden,  kann. 

Die  Zinsbestellung  geschieht  nun  meist  in  der  Art,  dass  der 
Schenker  in  der  Schenkungsurkunde  sich  zur  Zahlung  eines 
J ahreszinses  verpflichtet,  auch  wohl  schon  sofort  die  eiSte  Kate 
zahlt.  Meist  begnügt  man  sich  mit  dem  einfachen  Versprechen; 
es  wird  aber  auch  die  pünktliche  Zinszahlung  per  tradium  an- 
gelobt. So  z.  B.; 

Meich.  366  (815)  censiim  . . . redditurum  wadiavit  in  ina- 
nns  Hittonis  episcopi. 

Meich.  432  (822)  et  pro  hoc  eadem  hora  censum  persolvi 
in  manus  Hittonis  ...  et  simul  wadiavi  annis  singulis. 

Meich.  433  (822)  et  Ule  wadiavit  censum  suum  dare. 

Meich.  564  (810—35)  censum  wadiavit  annuatim  statimque 
persolvit  denarium  I ob  recordationem  traditionis. 

Ferner  in  Meich.  593  (836),  631  (844),  678  (853).  Etwas 
anders  liegt  die  Sache  in  der  Urkunde 

Meich.  349  (816);  zwei  Brüder  wollen  eine  Kirche,  welche 
ihr  Vater  und  ein  dritter  Bruder  (trater  eorum)  tra- 
diert hat,  gegen  einen  vom  Bischof  zu  bestimmenden 
Zins  zu  Niessbrauch  erhalten.  Der  eine  dieser  Brüder 
Nidhart  kommt  und  bittet  in  seinem  und  seines  Bruders 
Namen  darum  (a  semetipso  et  a fratre  suo);  da  sein 
Bruder  nicht  mit  erschienen,  proinde  dedit  wadium 
in  manus  defensoris  episcopi  . . . pro  XU  solidis,  quod 
frater  eius,  qui  in  praesentia  non  fuit,  hoc  placitum, 
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quod  contra  idem  episcopum  coiipladtaret,  nuiiKiuam 
mutaret.  Erst  darauf  gelobt  er  durch  neues  wadium 
die  Zahlung  des  vereinbarten  Zinses;  et  iteruni  wa- 
diavit  in  manus  episcopi  et  delensoris  sui  anuis  siii- 
gulis  I solidum  de  auro  s<dvere‘). 

Der  Zins,  zu  welchem  sich  der  Schenker  verjjliichtet.  ist 
uaturgeinäss  von  verschiedenartigster  Gestalt  und  Höhe,  je  nach 
den  im  einzelnen  Fall  vorliegenden  Umständen,  nach  der  Grösse 
des  Guts,  dem  Reichtum  des  Schenkers,  den  Bedürfnissen  der 
Kirche,  verschieden  bemessen. 

Er  ist  Geldzins  oder  Naturalzins,  oder  er  wird  sowohl  in 
Geld-  als  auch  in  Naturalleistungen  festgesetzt.  Es  wird  ent- 
weder eine  bestimmte  Summe  verabredet;  z.  B.  annis  singulis 
dimidinm  solidum  (Meich.  390  a.  814  und  andere  imzählige  Ih- 
kundeii),  oder  es  wird  eine  bestimmte  Werthsumme  festgesetzt, 
dem  Usufnktuar  aber  freigestellt,  in  welchen  Wertheu  er  die- 
selbe leisten  will,  ob  in  Geld  oder  in  anderen  Gegenständen. 
Z.  B. ; sex  denarios  vel  sex  deuariorum  pretio  in  victu  vel  ves- 
titu  aut  in  cera  vel  in  pecodibus  fMeich.  68  a.  776),  oder: 

Meich.  59.3  (836);  unum  solidum  auro  adpretiatum  vel  in 
argento  aut  grano. 

Wart.  1 222  (817)  umuu  solidum  in  (luocuimiue  preti". 

Dann  weiden  Geldzins  und  Naturalzins  in  der  verschieden- 
artigsten M eise  kombiniert. 

h'erner  werden  auch  als  Leistungen  gewisse  Dienste  verab- 
redet; so  kommen  z.  B.  vor  Botendienste  (Trad.  Wiz.  .50  a. 
833 — 860,  Reiterdienste  (W'art.  II  .562  a.  841 — 72). 

In  Cod.  dipl.  Alem.  I 494  (876)  besteht  der  Zins  in  einer 
den  Mönchen  am  Tage  des  h.  Benedikt  jährlich  zu  veranstal- 
tenden Mahlzeit. 

M'enu  sich  der  Schenker  zu  derartigen  Dienstleistnngen  ver- 
pflichtete, so  nahm  .seine  Stellung  zmn  Beschenkten  schon  einen 
Charakter  höherer  Abhängigkeit  an;  und  in  der  That  wird  in 
vielen  Urkunden  ausdrücklich  erwähnt,  dass  der  Schenker  sich 
selbst  bei  Gelegenheit  der  Schenkung  in  den  Dienst,  serntium, 
der  Kirche  begeben  habe.  So  wird  z.  B.  gesagt  in 


')  Ein  Wadium  wird  erwälmt,  ohne  das»  e»  »ich  um  ZiushestelluiiK 
handelt  in  Meich.  304  (814). 
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Meicli.  409  (824):  ut  ipse  semper  in  servitio  s.  Mariae  et 
def'ensuris  eins  persistet. 

Mau  wird  in  Fällen,  wo  eine  derartige  Unterwerfung  unter 
die  Herrschaft  der  Kirche  stattflndet,  kein  juristisch  abweichendes 
l’erhiiltniss  zn  erkennen  brauchen;  gerade  aus  solchen  Hei- 
spielen  tritt  die  sociale  Folge  der  Landübertragungen  hervor. 
Die  ursi)rünglich  freien  Leute  waren  nicht  mehr  iin  .Stande  selb- 
ständig luid  unabhängig  sich  zu  erhalten:  daher  verband  sich 
mit  der  dinglichen  Abhängigkeit  immer  mehr  eine  persönliche, 
welche  schliesslich  zu  dem  Verlust  der  Freiheit  führte  ‘1.  Hier- 
mit scheint  dann  auch  zuweilen  verbunden  zu  sein,  dass  die- 
jenigen, welche  in  der  genannten  Art  eine  Schenkung  vor- 
genommen liatten,  ihren  Gerichtsstand  an  dem  Ort  der  be- 
schenkten Kirche  erhielten.  So  heisst  es  z.  B.  in  der  Urkunde 
Wart.  111  807  (959 — 960):  et  nemini  liceat  praefatnm 
virum  (den  Schenker)  sive  heredes  eins  ad  mallum  exi- 
gere  aliorsuin  nisi  ad  praedictum  locum.  Uebrigens 
ist  in  dieser  Urkunde  keinesweges  von  Diensten,  son- 
dern nur  von  einem  Zins  besteheuil  aus  einem  Denar 
und  zwei  Hühnern  die  Bede. 

Bei  der  Ziusbestellung  wird  nun  zuweilen  auch  vorläutig 
gar  keine  Summe  bestimmt,  sondern  die  Festsetzung  derselben 
dem  künftigen  Belieben  des  Bischofs  u.  s.  w.  anheimgestellt; 
z.  B.  in  den  Urkunden 

Meich.  305  (814),  429  (822),  Wart.  I 201  (809),  11  460 
(808);  Trad.Wiz.  256(713);  Mitt.  Rhein.  UB 1 19  (765). 

Es  findet  sich  auch  der  Fall,  dass  in  der  vom  Schenker 
ausgestellten  carta  noch  keine  bestimmte  Höhe  angegeben  wird, 
solidem  dies  erst  in  der  vom  Kloster  ausgestellten  Urkunde  ge- 
schieht; in  der  letzteren  heisst  es: 

et  censuimus  tibi  (bestimmen  Dir  als  Zins)  denarios  Vlll 


')  AU  weitere  Beinpiele  seien  angeführt : 

Meid).  114  (79.4),  847  (816),  377  (818),  429  (822),  49ö  (826),  .437  (828), 
363  (833),  609  (840);  Wart.  1 17  (V),  40  (764),  II  394  (87)4),  7)04 
(864),  567  (86.3)  u.  8.  w. 

In  den  Urkunden  Wart.  II  426  (853_,  54),  337  (868),  .380  (870) 
heisst  es,  dass  der  Schenker  in  dem  uitindeOurdiuin  und  in  der  familiaritas 
des  Klosters  stehe. 
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aut  in  alio  feo  annis  siiigulis  dare  debeas;  Wart.  I 
132,  133  (792). 

Für  die  späteren  Bereclitigten  wird  zuweilen  der  Zins  er- 
erliölit;  Beispiele  sind  die  Urkunden:  Wart.  1 144  (797),  175 
(803),  II  384  (842),  411  (851),  474  (860),  507  (865),  616  (881), 
719  (900),  550  (870);  oder  er  wird  wenigstens  verändert;  so  in 
Wart.  1 202  (809). 

Der  Tag,  an  welchem  der  Zins  zu  zahlen  ist,  pflegt  der  Tag 
des  Heiligen  zu  sein,  in  des,sen  Schutz  die  betreflfende  Kirche 
steht.  Nur  selten  finden  sich  andere  Termine  be.stimmt;  z.  B. 
der  erste  Januar  in  Wart.  II  646  (885),  der  Weihnachtstag  in 
Wart.  I 29  (761)  und  Nied.  Khein.  UB  I 14  (799),  auch  Ostern 
in  Nied.  Rhein.  UB  I 21  (802)  und  Trad.  Fnld.  169  (801). 

Für  den  Fall  säumiger  Zinszahlung  oder  für  den  Fall, 
dass  die  Berechtigten  den  Zins  nicht  mehr  zahlen  können  oder 
wollen,  werden  nicht  selten,  besonders  in  alemannischen  Ur- 
kunden, Bestimmungen  getroft’en. 

Dann  soll  z.  B.  die  Niessbrauchsbereclitigung  sofort  er- 
löschen und  das  Gut  voll  und  ganz  an  den  Eigenthümer,  das 
Kloster,  zurückfallen. 

Wart.  I 3 (716 — 720)  si  noluerint  censum  inde  reddere, 
omnia  . . . siut  coucessa  ad  ecclesiam  s.  Gallouis. 

Wart.  1 17  (?)  et  si  noluerint  (fllii  mei)  post  obitum  meum 
aut  de  ipsum  censum  negligentes  apparuerint,  vos  vel 
successores  vestri  ipsam  rem  . . . absque  ullam  con- 
tradictionem  redeant  et  revocant. 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in 

Wart.  I 33  (762),  94  (781),  144  (797),  II  547  (869:  quod 
si  eundem  censum  minorare  vel  aliorsum  vertere  vo- 
luerint),  727  (903).  In  der  Urkunde  Wart.  II  522 
(867)  wird  dabei  ausdrücklich  auf  die  lex  Alamanno- 
rum  Bezug  geuommen.  Besonders  drastisch  wird  dieser 
Rückfall  ausgedrückt  in 

Pard.  Dipl.  II  547  (730)  et  si  de  ipso  cinso  negligens  aut 
tardus  apparuerinius , licendam  vobis  permittimus  de 
ipsas  res  ut  nos  eiciatis  et  ad  partis  vestris  revocare. 

Aehnlich 

Wart.  I 29  (761)  tune  postestatem  habeamus  et  succes- 
soresque  nostri  de  ipsa  villa  eiciendi  et  partibus  s. 
Galloni  revocandi. 
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Manclimal  wird  dem  Usufruktuar  mehr  Spielraum  gelassen 
und  ihm  erst  bei  nocdimaliger  Säumniss  Strafe  gedroht: 

Formul.  Aug.  (Joll.  B.  37  (Z.  S.  361)  et  si  de  ipso  renso 
neglegens  apparuero  in  festivitate  s.  Remedii  anno  pri- 
mo,  in  secundo  vero  anno  neglegens  fuero,  reddo  dup- 
lum,  et  si  in  tercio  anno  de  ipso  censo  per  ipsam 
festivitatem  sancti  illius  neglegens  apparuero,  ipsas  res, 
quod  per  cartam  firmitatis  ad  eclesiam  illam  dedi,  in 
Omnibus  admelioratas  ibidem  revertantur. 

Wart.  I.  61  (771)  et  si  de  ipso  censo  per  tres  annos  neg- 
ligentes  appareant,  ipse  res  ad  predictum  monasterium 
revertant. 

Wart.  I 202  (809)  si  vero  uno  anno  illum  censum  neg- 
lexerint  aut  non  quieverint  reddere  et  illum  pro  me 
solidum  dare  non  potueriut  (der  Schenker  bestimmt, 
diiss  seine  Söhne  jährlich  an  seinem  Todestage  einen 
Solidus  zahlen  sollen),  in  altero  dupliciter  solvant; 
si  autem  tertio,  tripliciter;  si  vero  deiuceps  negligentes 
apparuerint,  supradicte  res  ad  . . . coenobium  redeant. 

AVärt.  II  599  (876)  hoc  etiam  adiuncto,  ut  si  census  uno, 
secundo,  vel  etiam  tertio  anno  derelictus  sit  non  pre- 
sentatus,  cuncto  autem  in  uno  collecto  ex  integro  per- 
solvatur. 

In  einigen  mittelrheinischen  Urkunden  werden  folgende  Be- 
stimmungen getrotfen ; 

Mitt.  Rhein.  UB  I 14  (762—804)  et  si  de  ipso  censu  negli- 
gentes aut  tardi  apparueritis,  cum  legis  beneficio 
hoc  exsolvere  faciatis  et  neque  a nobis  neque  a suc- 
cessoribus  nostris  neque  ab  auctoribns  domui  et  s. 
Salvatoris  ipsas  res  dum  advixeritis  neque  nobis  neque 
progenie  vestra  non  auferantur,  sed  perpetualiter  possi- 
deantur. 

Eod.  21  (767) : et  si  de  isto  censu  tardus  aut  negligens  apparu- 
eero,  fidem  exiude  faciam  et  ipsum  censum  solvam. 

Kod.  30  (776 — 777)  *)  et  si  de  ipso  censu  negligens  aut  tardus 
apparuero,  cum  fide  facta  pro  censo  solvere  faciam  et 
de  ipsas  res  expoliatus  quamdiu  advivo  esse  non  debeam. 

9 

')  .tbgednickt  bei  Lftrsch-Scliröder  als  Fr.  32, 
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Hier  wird  also  vom  Säumigen  nur ßdv.s  facta  peleislt't,  was 
wir  auch  B.  in  einer  Weissenburger  l'rkunde  Trad.  Wiz. 
2fi4  (7äbj')  wiederfindeu. 

Ausserdem  aber  wird  in  jenen  Urkunden  deutlicli  aus- 
gesprochen, dass,  falls  der  Zins  pünktlich  gezahlt  wird,  der 
rsiifructuar  ungestört  im  Genüsse  seines  Kechtes  gelassen  werden 
s(dle.  Dies  war  die  VerpHichtung  des  Kigenthümei-s;  denn  wie 
wir  schon  oben  hervorlioben.  war  dem  J’rekarieverhältniss  die 
Stätigkeit  wesentlich,  welche  es  der  Dacht  sehr  ähnlich  machte. 

Die  Fälle,  in  denen  sich  der  Usuf'ructuar  besondere  Be- 
dingungen von  Seiten  des  Beschenkten  ansbedang,  werden  unten 
besiu-üchen  werden 

Aus  den  vorstehenden  Krörternngen  dürfte  sich  ergeben 
haben,  dass  die  Wirkung  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  oder  einer  Schenkung,  an  welcher  dem  Schenker 
der  Xiessbrauch  zurückgegeben  wird,  .stets  dieselbe  ist,  d.  h. 
stets  die  Begründung  eines  usufruktuarischen  Verhältni.sses  lier- 
beiführt.  Die  Zahlung  eines  Zinses  macht  keinen  Unterschied, 
sondern  bringt  nur  zum  deutlicheren  Ausdruck,  was  auch,  ohne 
dass  sie  eintritt.  vorliegt:  dass  der  Beschenkte  vom  Augenblick 
der  Schenkung  an  Kigeiithümer  und  juristischer  Besitzer  ist, 
also  ilie  (fewere  hat,  während  der  Schenker  auf  hört,  Kigen- 
thümer  zu  sein,  und  das  Gut  nicht  mehr  kraft  eigenen,  sondern 
kraft  fremden  Rechtes  bewirthschaftet.  Daher  ist  die  Zins- 
zahlung nicht  als  ein  Kennzeichen  anders  gearteter  Schenkungen 
aufznfassen. 

§ 25. 

Mehrere  Schenker. 

W ie  hei  den  donationes  post  obitum  finden  sich  auch  bei 
den  Schenkungen  mit  Vorbehalt  des  X'iesshrauchs  einzelne  Fälle, 
in  welchen  der  stets  wiederkehrende  wesentliche  Inhalt  des 
Rechtsgeschäfts  durch  Erweiterungen  oder  andere  Besonder- 
heiten geändert  und  zum  Theil  kompliciert  worden  ist.  Man 


')  .\bgedruckt  bei  Lörsch-Sclirbder  als  Nr.  33. 
’)  Seite  ö,  6. 

•)  Siehe  unten  § 26. 
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könnte  vielleicht  die  Schenkungen  mit  Zinshestellung  zu  der- 
artigen küinplicierten  Fällen  rechnen;  allein  da  deren  eine  so 
giosse  Anzahl  ist,  können  sie  nicht  als  Ausnahmen  betrachtet 
werden. 

Hier  kommt  vielmehr  wie  bei  den  donaliones  }h>sI  obitum 
zunächst  der  Umstand  in  Betracht,  dass  mehrere  Schenkei’  vor- 
handen sind.  Es  tritt  dann  auch  meist  Niessbrauchsvorbehalt 
für  alle  Schenker  ein,  so  dass  erst  mit  dem  Tode  des  letzten 
Schenkers  das  lieiheverhältniss  endet. 

Häufig  nehmen  Ehegatten  Schenkungen  vor,  indem  sie  sich 
beiden  und  nach  dem  Tode  des  einen  dem  Ueberlebenden  den 
Xiessbrauch  Vorbehalten. 

Beispiele  hiefür  liefern  die  P'ormeln  und  Urkunden: 

Mare.  II  3 (Z.  S.  74—76),  5 (Z.  S.  77,  78);  P'onu.  Aug. 
t’oll.  B.  2 (Z.  S.  348,  349); 

Meich.  1 S.  58,  59  (758),  38  (773j,  295  (814),  346  (816). 
461  (824); 

Mart.  II  383  (840—41),  498  (864),  565  (841—72),  601 
(872); 

Trad.  Fuld.  49  (775),  90  (788),  99  (791),  237  (806), 
239  (806); 

Trad.  IViz.  9 (734),  49  (858),  176  (820),  202  (713); 

Nied.  Ehein.  UB  I 87  (927);  Mon.  Blid.  9 (880),  14 

(886); 

X'ied.  Rhein.  U.  (Ritz)  32  (941);  Pardessus  I 196  (587), 
II  547  (730). 

In  Meich.  443  (823),  640  (846),  IVart.  I 60  (771),  130 
(791),  227  (817?),  Trad.  M'iz.  77  (787),  Trad.  Pat.  19  (784-800) 
ist  noch  ein  Sohn  erwähnt,  der  entweder  selbst  mitschenkt  oder 
ilen  Niessbrauch  luitgeniessen  soll. 

P'erner  schenken  zusammen 
Vater  und  Sohn: 

Meich.  24  (769),  31  (772),  359  (817),  367  (817),  414  (820), 
467  (824); 

Trad.  Lun.  106  (821);  Wart.  I 195  (807),  II  641  (885); 

Trad.  P'uld.  232  (806). 

Ein  Vater  und  mehrere  Söhne; 

Wart.  1 3 (716—720),  346  (834);  Nass.  UB  Ii  59  (842). 
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Vater  und  Tochter: 

Wart.  I 110  (786). 

Grossvater  und  Enkel : 

Meich.  412  (820),  592  (886). 

Mutter  und  Stdin: 

Wart.  I 58  (770),  85  (779),  90  (779),  170  (802),  II  885 
(802). 

Dann  sind  es  liäufig  Brüder,  w elche  gemeinsam  eine  Schenkung 
machen. 

Zwei  Brüder:  Wart.  I 29  (781),  172  (802),  186  (805) 
u.  s.  w'.,  Strassb.  UB  88  (951); 
drei  Brüder:  Wart.  II  525  (867); 
vier  Brüder:  Wart.  I 49  (766): 
oder  Bruder  und  Schwester:  Meich.  847  (816);  oder  Schwestern, 
z.  B.  drei  Schwestern:  Trad.  Fühl.  68  (779); 
vier  Schwestern:  Wart.  II  464  (858); 

23  allerdings  nicht  leibliche,  sondern  geistliche  Schwestern, 
Trad.  Fühl.  157  (800). 

In  Wart.  II  4.80  (854)  schenken  Oheim  und  Neffe;  in  Trad. 
Fühl.  24  (805)  eine  Nonne,  ihr  Bruder  und  ihr  Neffe. 

Endlich  thun  sich  auch  öfters  zwei  Prie.ster  zu  einer  ge- 
meinsamen Schenkung  zusammen.  Beispiele: 

Meich.  157  (808),  164  (809),  297  (814),  320  (815),  551 
(8.86);  Wart.  I 144  (797),  225  (817). 

Ein  Priester  und  ein  Laie  schenken  in  Meich.  677  (852). 

Zwei  Schenker  schlechthin  sind  erwähnt  in  'l'rad.  Wiz. 
269  (846);  Wart.  I 82  (778),  III  \h.  I (780);  Trad.  Fühl.  240  (?). 

§ 26. 

Erweiterungen. 

1.  Vorbehalt  des  Niessbrauehs  für  den  Schenker  und  Dritte 
oder  für  Dritte  allein. 

Der  Schenker  wusste  häutig  die  Kirche  zu  bewegen,  nicht 
bloss  für  ihn,  sondern  auch  für  andere,  meist  seine  nahen  An- 
gehörigen, den  Niessbrauch  an  der  Schenkung  zu  gestatten. 
Damit  wurde  das  Prekarieverhältniss  über  den  Tod  des  Schenkers 
hinaus  verlängert;  diejenigen,  denen  der  Niessbrauch  vorbe- 
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halten  war,  traten  an  die  Stelle  des  Schenkers,  indem  sie  da- 
mit meist  dieselben  Pflichten  dem  Eigenthümer  gegenüber 
Übernahmen,  wie  jener. 

a.  Wir  finden  zunächst,  dass  der  Schenker  für  sich  und 
nach  seinem  Tode  für  seine  Frau  den  Niessbrauch  ausbedingt. 
Z.  H.  Meich.  .363  (817)  quidam  nobilis  vir  Emilo  . . . tradidit 
. . . eo  teuore,  nt  ille  ipse  et  uxor  sua  . . . illoruui 
quilibet  et  alteri  superstis  fuerit,  ad  suum  usum  et 
potestatem  haberet  eraeliorare  et  ampliare. 

Fenier  Meich.  .“iSS  (828);  Nied.  Rhein.  UB  I 14  (799), 

Häufiger  ist  es,  dass  der  Niessbrauchsvorbehalt  nicht  auf 
die  Frau  beschränkt,  sondern  auch  auf  ihre  und  des  Schenkers 
Kinder  ausgedehnt  wird.  Z.  B. 

Meich.  372  (818)  eo  ordine,  ut  ille  ipse  vel  uxor  aut  filius 
eius,  qiiousque  in  hoc  fragili  vita  vivereut,  ad  eorum 
usum  et  potestatem  tenerent. 

Ferner  Meich.  374  (818),  454  (823);  Wart.  I 219  (816), 
175  (803),  179  (804),  II  397  (845),  634  (884),  753 
(907),  III  802  (950); 

Trad.  Fuld.  163  (800i,  237  (806),  239  (806),  677  (930); 

Mitt.  Rhein.  UB  I 14  (762 — 804);  Pardessus  I 196  (587). 

Bei  weitem  am  häufigsteu  aber  geschieht  es,  dass  der 
Schenker  für  seine  Kinder  das  Niessbrauchsrecht  sich  ausmacht, 
sei  es  nur  für  seine  eigenen  bereits  geborenen  oder  etwa  noch 
erhofften  Kinder,  sei  es  für  seine  Nachkommen  überhaupt. 

Fälle,  in  denen  nur  der  Sohn  als  künftiger  Usufruktuar  be- 
zeichnet wird,  sind  z.  B. 

Wart.  II  Ah.  3 (814)  ea  videlicet  racione,  ut  ego  ipse 
ad  me  recipiens  tempus  vite  mee  possideam  sub  censu 
unius  denarii  vel  precium  unius  denarii.  Et  post  obitum 
meum  filius  meus  Werde  sub  eodem  censu  habeat,  si 
me  supervixerit. 

Meich.  13  (765)  ea  vero  ratione,  ut  quamdiu  advivünus  ego 
ipse  et  filii  mei  ipsam  causam  cum  integritate  habere 
vel  usurpare  debeamus. 

Hierher  gehören  ferner; 

Wart.  I 33  (762).  50  (766),  90  (779),  99  (783),  102  (785), 
181  (805),  185  (805),  II  396  (845),  567  (865); 
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Trad.  Fuld.  lf>9  i80I),  881  (?);  Hnndt  II  19  (8421;  St. 
Berlin  11  (H85). 

Seinen  Xetfeii  bestininit  als  Xaelifolffer  iin  Nntzpennss  der 
Sclienker  in  Meicli.  104  (790).  719  (8f)4 — 875);  seinen  Enkel  in 
Meich.  170  (809),  39fi  (819),  4.32  (822),  4.37  (.822).  449 
(82.3),  480  (825),  (>(>9  (849),  ti78  (853); 

Wart.  II  407  (849),  432  (854),  719  (900);  Trad.  Wiz.  271  (?); 
Trad.  Fnld.  419  (823); 

Fnrmul.  Aug.  Coli.  B.  14  (Z.  S.  354),  15  (Z.  354.  55).  Iti 
(Z.  S.  355). 

Am  zahlreichsten  sind  die  Fälle,  in  denen  der  Schenker 
sieh  und  seinen  Xachkoniinen  hherhauid  den  Xie.sshranch  vor- 
hehält.  Beispiele ; 

^^^art.  I 86  (779),  89  (779),  95  (782),  96  (782),  98  (782), 
117  (788),  120  (789),  121  (789),  140  (795),  188  (806), 

193  (807),  194  (807),  195  (807),  2tX)  i809),  203  (809), 

204  (811),  206  (811),  207  (811),  211  (813),  213  (814), 

214  (81.5),  229  (817)  und  unzählige  andere. 

Wenn  auch  in  den  meisten  Fällen  die  Söhne  und  Xach- 
komnien  dieselben  Leistungen  zu  machen  hatten,  wie  der  Schenker, 
so  findet  sich  doch  auch,  wie  dies  schon  bei  Besprechung  des 
Zinses  erwähnt  wurde'),  dass  die  späteren  Xiessbranchberech- 
tigten  einen  erhöhten  Zins  zu  zahlen  haben.  So  z.  B.  in 

Wart.  I 88  (779),  119  (788),  II  411  (851),  474  (860),  507 
(865),  616  (881),  719  (900),  747  (905),  758  (909),  759 
(909);  Trad.  Fuld.  234  (?);  Formul.  Aug.  Coli.  B.  17 
(Z.  S.  355). 

Wie  schon  erwähnt*),  wird  der  Xiessbranch  nicht  allein 
für  schon  vorhandene  Xachkonimen  Vorbehalten,  sondeni  auch 
solchen,  deren  Geburt  vielleicht  einmal  erfolgen  wird.  Beispiele: 
Hnndt  I 7 (770  —777)  ego  Rihhart  . . . firiniter  trado  . . . 
ea  vero  ratione,  si  filius  mihi  ortns  fuisset,  ut  ipse 
habuisset  Heimrihhum  servnm  nostrum  cnm  curte  et 
cum  domo  . . . ; et  ipse  filius  meus  ad  ipsam  . . . 
ecclesiam  cum  omni  parte  sua  us(iiie  in  flnem  vitae  suae 
deserviat  et  licentiam  non  habeat  nihil  exinde  abstra- 


')  Siehe  oben  Seife  122. 
•)  Seite  127. 
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here,  sed  more  solito  ad  atendum  et  ad  augmen- 
tandum,  nec  in  nullo  comminuendum. 

Wart.  II  490  (862  ?)  si  autem  mihi  ipsi  Hugiberto  legitimus 
heres  et  rectus  de  legitima  coniuge  progenitus  fuerit, 
tune  ipse  post  obitum  meum  et  illius  iusta  ac  legitima 
procreatio,  si  ab  eo  genita  fuerit,  ipsum  censum  solvat, 
quam  ego  annis  singulis,  et  easdem  res  possideat. 

Aehnliche  Fälle:  Wart.  I 67  (775),  73  (778),  205  (810), 
394  (845),  396  (845),  651  (886),  763  (910);  Meich. 
238  (810),  374  (818);  Trad.  Wiz.  136  (745). 

Eigenthümlich  ist 

Wart.  I 195  (807):  Himmini  und  seine  Söhne  Emhartus 
und  Winipoldus  schenken  ihren  Besitz  zu  Schopf  heim 
an  St.  Gallen  in  ea  videlicet  ratione,  ut  annis  singulis 
ad  festivitate  s.  Martini  solverimus  nnnm  solidum  in 
quäle  pretio  potuerimus.  Es  si  nobis  Deus  filius  legi- 
timus dederit,  ipsas  res  in  ipsum  censum  abeat  et  sol- 
vat, et  filiorum  eius  legitimis. 

Man  muss  annehmen,  dass  die  beiden  mitschenkenden  Söhne 
schon  erwachsen  sind,  aber  keine  Aussicht  auf  Nachkommen- 
schaft haben,  wohl  aber  der  Vater.  Denn  sonst  würde  der  noch 
nicht  geborene  dritte  Sohn  den  beiden  vorhandenen  gegenüber 
allzusehr  bevorzugt  erscheinen. 

Seltener  als  für  Descendenten  findet  sich  auch  für  Ascen- 
denten  neben  dem  Schenker  der  Niessbrauch  ausbedungen. 

Für  den  Schenker  und  seinen  Vater: 

Meich.  206  (vor  810),  Wart.  I 167  (802); 
für  den  Schenker  und  seine  Mutter: 

Meich.  92  (vor  782),  364  (817),  532  (828),  Trad.  Fuld. 
135  (?),  494  (837),  Wart.  II  679  (890). 

Zu  Gunsten  von  Geschwistern  wird  der  Vorbehalt  ge- 
macht in: 

Meich.  461  (819),  für  die  Schwester;  Meich.  477  (822), 
Wart.  I 157  (799),  II  771  (912)  für  den  Bruder. 

Bemerkenswerth  ist  die  Bestimmung  in 

Wart.  II  484  (861):  si  autem  precariara  huius  traditionis 
alicui  de  propinquis  suis  relinqueret,  tune  ipse  (näm- 
lich dieser  propinquus)  easdem  res  haberet  ceusumque 
annis  singulis  . . . persolveret  . . . ; si  autem  preca- 

Hllbner,  die  donationea  poat  obitum.  * 
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cariam  predictam  niilH  de  pioximis  suis  diniisisset. 
tune  post  obitum  suum  et  uxoris  suae  ad  praedictum 
monasterium  redirent  perpetualiter  possidende. 

Hier  wird  also  dem  Schenker  gestattet,  unter  seinen  Ver- 
wandten einen  auszuwkhlen  und  diesem  den  Niessbraueli  zu 
übertragen ; falls  er  keinen  seiner  Verwandten  beruft,  tritt  die 
Kirche  nach  seinem  und  seiner  Frau  Tod  in  den  Genuss  der 
Schenkung. 

Die  weiteste  Freiheit  wird  dem  Schenker  in  einigen  Ur- 
kunden gewährt,  in  welchen  er  sich  vorbehält,  demjenigen,  dem 
er  den  Prekariebrief  geben  wird,  den  Niessbraueli  zuzuwenden. 
Diese  Urkunden  sind  darum  von  besonderem  Interesse,  weil  sie 
die  ältesten  urkundlichen  Beispiele  von  Anw'endung  der  ürder- 
klausel  in  Deutschland  sind ').  Hierher  gehören : 

Wart.  II  710  (897)  post  obitum  vero  meum  ille,  eni  pre- 
cariam  commendo,  sub  eodem  censu  . . . easdeni  res 
tempus  istae  suae  possideat. 

Wart.  II  759  (909)  quibus  autem  ego  precariam  dabo,  de 
eisdem  rebus  censum  ...  ad  predictum  locum  persolvant. 

Cod.  dipl.  Alem.  I 760  (970);  hier  schenkt  ein  Bruder 
der  Kirche  zu  Konstanz  ea  conditione,  ut  ego  eamdem 
ad  me  recipiens  proprietatem  vel  alius  eiusdem  frater- 
nitatis,  quemeumque  voluero,  censum  inde  pei-solvat. 

Ferner  Meich.  369  (818).  Wenn  es  daun  einmal  heisst 

Wart.  II  746  (905)  cuicumque  autem  hanc  cartam  trado, 
ad  eundem  locum  similem  censum  persolvat, 
so  wird  mit  der  Bezeichnung  hanc  cartam  gleichfalls  die  dem 
Schenker  von  der  Kirche  ausgehändigte  Prekarie  gemeint  sein. 

Es  kommt  aber  auch  vor,  dass  der  Schenker  die  Bestim- 
mung des  nach  seinem  Tode  Berechtigten  nicht  sich  selbst  Vor- 
behalt, sondern  dem  Kloster  anheimstellt;  so  in 

Wart.  II  398  (846)  post  obitimi  vero  meum  . . . si  mihi 
heres  deest,  tune  ad  ins  praepositi  et  advocati  seu  po- 
puloiTim  pertineat,  quem  ipsi  elegerint  mihi  proximum 
fuisse,  qui  easdem  res  in  eundem  censum  habeat. 


*)  Geh.  Rath  Brunner  hatte  die  Güte,  mich  hierauf  aufmerksam  in 
machen. 
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b.  Bisher  handelte  es  sich  nni  Fälle,  in  denen  der  Schen- 
ker zuerst  sich,  dann  Dritten  den  Niessbrauch  vorbehielt.  Nun 
kommt  es  auch  häufig  vor,  dass  dies  nur  zu  Gunsten  Dritter 
geschieht,  der  Schenker  selbst  also  auf  den  Ususfrukt  keinen 
Anspruch  macht. 

Am  häufigsten  ist  er  auch  hier  bestrebt,  seinen  Kindern, 
seinen  Knkeln,  oder  überhaupt  seiner  Nachkommenschaft  den 
wirth.schaftlichen  Ertrag  des  geschenkten  Gutes  zu  sicheni. 

Als  Beispiel  diene  die  schon  öfters  benutzte  Urkunde 
Meich.  I S.  56,  59  (758):  ego  Haholt  . . . firiniter  tradidi 
in  niaiius  .Tosephi  episcopi,  nt  per  ipsani  flrmiter  tra- 
ditionell! factam  firmiter  teuetur  ad  domum  s.  Mariae 
a die  presente  ad  Frigisingas,  nisi  quod  fllins  meus 
nomine  Arnad  finem  vitae  suae  in  beneficium  de  domo 
s.  Mariae  habuisset  ipsam  causam  meam  ad  augendam 
et  emeliorandam,  non  in  nullo  comminuendum. 

Ferner 

Meich.  61  (779);  zwei  Männer  schenken  in  ge w'ohnter  Weise 
je  eine  ecclesia  au  die  Freisinger  Marienkirche.  Am 
Schluss  der  Urkunde  heisst  es:  ea  tarnen  ratione  in 
utraque  traditione,  ut  ipsorum  singuli  filii,  si  ad  eccle- 
siasticum  provecti  fuerint  statum,  cum  ipsa  alode  per- 
diirent  ad  episcopatum  supra  denotatum;  horum  post 
obitum,  ut  stilum  comprehensum  dinoscitur,  perduret. 

Es  begegnen  hier  noch  zahlreiche  eigenthüinliche  Urkunden, 
die  aber  einzeln  zu  behandeln  zwecklos  sein  würde.  Es  seien 
nur  nummernweise  folgende  Fälle  noch  als  Beispiele  genannt: 
Meich.  63  (779),  75  (782),  89  (782),  I S.  85  (782),  114 
(793),  236  (810),  289  (811),  .335  (815),  378  (818),  411 
(820),  429  (822),  433  (822),  494  (826),  523  (828),  563 
(835),  577  (810—35),  592  (836),  597  (836),  649  (847), 
652  (848),  664  (849),  677  (852); 

Wart.  I 17  (?),  24  (759).  126  (790),  156  (799),  172  (802), 
246  (819),  II  517  (866) ; Trad.  Fuld.  138  (?),  232  ^806), 
342  (?);  Trad.  Wiz.  152  (812),  182  (828);  Mitt.  Rhein. 
UB  19  (76.5);  Form.  Extrav.  I 22  (Z.  S.  547). 

Ein  Vorbehalt  für  die  Frau  des  Schenkers  findet  sich  z.  B. 
in  Meich.  609  (846),  Wart.  II  773  (912),  Nied.  Rhein.  UB  60  (845); 
für  die  Mutter  in  Wart.  I 136  (793); 
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für  den  Bruder  in  Meicli.  391  (819),  605  (838); 
für  andere  Dritte,  Verwandte  und  Andere,  in 

Meich.  623  (845);  Hundt  I 14  (804);  AVart.  I 209  (812i, 
215  (815),  274  (822),  348  (838),  11  399  (846),  474 
(860),  481  (861),  .505  (864),  .521  (860),  .5.33  (860); 
Trad.  Fiil.l.  177  (803),  199  {?),  394  (821);  Stra.s.sb.  ÜB 
.38  (951)'). 

Vielfach  findet  es  sich,  dass  noch  viel  penanere  Hestinimun<ren 
seitens  des  Schenker.s  petroffen  werden,  indem  derselbe  eine 
Anzahl  von  Personen  bezeichnet,  auf  welche  in  bestimmter 
Reihenfolge  die  Niessbivauchsberechtigung  übergehen  soll;  in 
solchen  Fällen  kann  der  definitive  Heimfäll  an  das  Kloster  auf 
Generationen  hinaus  anfgeschoben  sein. 

Erklärlicherweise  nehmen  dann  die  Urkunden  zuweilen  eine 
beträchtliche  Länge  ein;  juristisch  aber  ist  der  Vorgang  stets 
dei-selbe,  mag  das  Niessbrauchsrecht  auf  eine  oder  mehrere 
Personen,  auf  Verwandte  oder  ferner  Stehende  ausgedehnt 
werden.  Nur  zeigen  auch  diese  verwickelten  Fälle  zu  wieweit 
gehenden  Konce.ssionen  sich  die  Kirche  verstand,  nm  die  Schen- 
kungslust der  Laien  möglichst  wach  zu  erhalten. 

Nur  ein  Beisjjiel  möge  mitgetheilt  werden: 

Wart.  II  414  (851);  ego  . . Anterar  . . presbiter  . . de- 
crevero,  ut  comiuestum,  (luem  in  loco  nomine  Rotinpah 

a beato  genitore  . . . compiisivi ut  prefatam  rem 

simul  cum  manu  advocati  inei  Reginfridi  ad  monaste- 
rium  s.  Galli  manu  pote.stativa  traderem  atijue  fundi- 

tus  condonarem ; ea  videlicet  ratione,  ut 

quamdiu  vixero  et  mihi  vita  presens  decreto  Dei  comi- 
tatur,  res  ijisas  .supeiins  denominatas  sub  usu  fructu- 
ario  possideam  et  censum  annis  singulis  exinde  per- 
solvam,  id  est  solidum  unum  in  quocumque  potnero. 
Post  obitnm  vero  meum  Ratini  filius  Friderici,  si  ad 
gradum  vel  honorem  presbiteratus  proraotus  fnerit  et 
eins  honoris  arcem  fungi  ceperit,  eandem  rem  superius 

')  Fälle,  wie  Meieh.  561  (öl«),  fi02  (8.37),  H22  (843),  G.53  (848),  6Ö4  (848). 
fi88  (663)  n.  A.,  in  denen  der  .Schenker  sich  nicht  unr  an  der  von  ihm  ge- 
machten Schenkung,  sondiTii  auch  noch  an  einem  der  Kirche  gehörigen  Grund- 
stück den  Nieashranc.h  voriHdiält.  gehören  zn  den  remuneratorischen  I’rekarien 
und  sind  daher  hier  nur  als  Analogie  zu  erwähnen. 
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denominatam  teniporibus  vite  siie  possideat  et  censum 
inde  aiiiiis  singulis  solidos  duos,  iu  (luo  potuerit,  ad 
predietiim  inoiiasteriiim  prosolvat.  Post  eins  vero  dis- 
eessuni  Peralitram  tilius  Otwini  predictam  traditionem 
atque  rem  teniporibus  vite  sue  possideat  et  annis  sin- 
{rulis  sididos  III  exinde  ad  censum  ad  eundem  monas- 
teriiim  persolvat.  et  omnis  ita  in  relifpium  procreatio 
eins  usque  in  evum  possideat.  Et  si  Peralitrammo  filio 
Otwini  procreatio  tiliorum  minime  oborta  fuerit  et  ita 
sine  prole  defunctns  fuerit  et  eum  pater  eins  Otwini 
snpervixerit.  tune  item  Otwini  genitor  einsdem  Perah- 
trammi  tilii  sni  eandem  rem  teniporibus  vite  sue  cum 
eodem  censu  possideat.  i.  e.  solidos  III.  Post  obitum 
vero  Otwini,  si  ita  contigerit,  prefata  traditio  ad  pre- 
dictum  inonasterium  sine  ullius  contradictione  pei^pe- 
tualiter  jwssidendum  revertatur.  Si  quis  vero  . . . . 

Hierher  gehören  ferner  folgende  Urkunden,  die  fast  alle 
iilinlicli  umstiindlich,  wie  die  abgeschriebene,  abgefasst  sind  mul 
daher  nur  genannt  werden  können: 

Wart.  I 338  (831).  37n  (838),  II  .38.5  (842),  386  (84.3), 
486  (861),  487(861),  50!»  (865),  520  (866),  .5.38  (868), 
5.3!)  (868),  540(868),  543  (869),  .545(869),  556  (872), 
571  (873),  655  (886). 

2.  Hinzufügung  weiterer  Bedingungen. 

Es  bleiben  nur  noch  kurz  diejenigen  Fälle  zu  betrachten, 
in  welchen  zn  der  Schenkung  noch  ausser  dem  Vorbehalt  des 
Xiessbrauchs  weitere  Be.stimmungen  seitens  des  Schenkers  hiu- 
zugefügt  werden.  Ebensowenig  wie  die  im  vorigen  Abschnitt 
besprochenen  Eigenthiimliclikeiten  vermögeu  derartige  Bestim- 
mungen den  juristischen  t'liarakter  des  Reclitsgescliäfts  irgend- 
wie zu  verändern.  Aber  sie  zeigen  doch,  iu  wie  mannigfachei 
■Weise  die  Grundform  der  Schenkuug  den  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falls  augepasst  wurde.  Desshalb  sollen  im  Folgenden 
in  einem  kurzen  Ueberblick  die  am  häutigsten  vorkommenden 
Erweiterungen  der  genannten  Art  vorgeführt  werden. 

a.  Verbot  weiterer  Vergabung. 

Zunächst  findet  sich  häufig  eine  Bestimmung,  welche  uns 
schon  bei  den  domtiones  posl  obitum  begegnet  ist;  der  Schenker 
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erklärt  seinen  ausdnicklichen  Willen  daliin,  dass  nach  seinem 
Tode  das  Gut  keinem  Anderen  zu  Niessbrauch  ausgelielien 
werde,  sondern  dann  für  alle  Ewigkeit  in  der  eigenen  Nutzung 
des  Klosters  stehen  solle.  Die  Gründe  für  eine  derartige  He- 
stimmung  können  vei-schiedenartige  gewesen  sein:  der  Schenker 
wollte  durch  seine  Schenkung  wohl  dem  Kloster  eine  Wohlthat 
und  sich  damit  den  Dank  und  Lohn  für  ein  solches  gutes  \\'erk 
verschaffen,  keineswegs  aber  dadurch  irgendwelchen  Dritten 
einen  Vortheil  zukommen  lassen;  oder  er  meinte,  dass  der  durch 
die  Schenkung  eretrebte  fromme  Zweck  nur  daun  erreicht  werden 
könne,  wenn  das  Gut  unmittelbar  im  Dienst  der  Kirche  stände. 
Beispiel ; 

Meich.  480  (825):  hier  macht  der  Bischof  Hitto  selbst  eine 
Schenkung  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  zugleich 
dadurch  eine  für  die  Zeit  nach  seinem  Tode  bindende 
Anordnung  zu  treffen  (ideo  qualiter  vel  (luomodo  post 
meo  decessu  esse  debeat  pro  refigerium  animae  meae 
disponere  cupio);  dann  behält  er  sich  und  seinem  Enkel 
den  Niessbrauch  vor  und  fügt  hinzu : nach  ihrer  beider 
Tode  solle  der  dann  regierende  Bischof  non  alicui  in 
beneficium  prestat  secolari,  sed  pro  remedium  animae 
meae  tideles  oratores  mei  possideant  inonachi  ad  neces- 
sitatibus  eorum. 

Aehnliche  Fälle  liegen  vor  in  Wart.  I 48  (765),  127  (790), 
144  (797),  II  466  (849),  428  (854),  491  (863),  372  (873). 

Der  Schenker  bestimmt  wohl  auch,  dass  falls  dennoch  seinem 
ausdrücklichen  Willen  zuwider  eine  Verleihung  vorgenommeu 
werden  sollte,  daun  die  Schenkung  an  seinen  Erben  zu  Eigen- 
tum oder  wenigstens  zu  Niessbrauch  zurückfallen  solle. 

Wart.  I 215  (815)  addito  itaqiie,  ut  uullus  umqnam  rector 
eiusdem  coenobii  licentiam  a Deo  sibi  habeat  concessam 
nec  a s.  Maria  ipsoque  . . . s.  Gallo,  easdem  prefatas 
res  amodo  in  reliquum  et  istam  post  meinorati  pres- 
biteri  (dem  der  Niessbrauch  Vorbehalten  ist)  obituin 
ullo  quolibet  homini  snb  seculari  vita,  clerico  vel  laico, 
degeuti  in  beneficium  dare;  quod  si  fecerit,  Patucho 
aut  aiius  quilibet  proximus  mens  revocare  ad  se  ipsas 
res  licentiam  habeat  et  cum  censu  ad  ipsum  monas- 
terium  proserviat. 
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Wart.  I 311  (827)  addito  ut  numquam  in  beneficium  detur; 
quod  si  data  fuerit,  pruximus  lieres  meus  eam  (liobam) 
ad  couquireiidum  babeat  liceutiam  suoque  iuri  vindicare. 

Aehnlich  nur  etwas  detaillierter:  Wart.  I 340  (831).  In 
eine  etwas  andere  Form  kleidet  denselben  Gedanken  die  Ur- 
kunde Wart.  I 47  (765): 

et  post  mea  vero  discessione  nullus  eis  proinde  censum 
reddat,  sed  ipsas  res  finuiter  ex  integro  in  sua  reci- 
piant  potestate. 

b.  Kiickkauf. 

Willireud  die  soeben  besj)rocbenen  Bestimmungen  dem 
Inlialt  der  Schenkung  nichts  wesentlich  Neues  hinzufügen, 
geschieht  dies  durch  eine  Klausel,  welche  in  sehr  vielen 
Fillleu  neben  den  Niessbrauclisvorbehalt  tritt:  es  ist  dies 
der  Vorbehalt  des  Rückkaufs.  Ein  solcher  findet  sich  auch 
allein  bei  Schenkungen,  besonders  häufig  aber  in  der  Verbin- 
dung mit  dem  Vorbehalt  des  Niessbrauchs.  Diese  Verbindung 
scheint  zumal  im  Gebiet  des  alemannischen  Rechts  häufig  ge- 
wesen zu  sein,  so  dass  der  Rückkaufsvorbehalt  im  Zweifel 
fast  als  hinzugefügt  betrachtet  werden  konnte.  Denn  in  vielen 
Fällen  wird  in  eiuer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
ganz  ausdrücklich  gesagt,  dass  in  diesem  Falle  dem  Usufruktuar 
ein  Rückkaufsrecht  nicht  gewährt  sein  solle.  So  z.  B.  in 
Wart.  I 203  (809),  II  393  (845),  413  (851),  436  (854),  448 

(856),  490  (862),  494  (863),  598  (876),  625  (882),  646  (885), 

651  (886),  671  (889),  686  (892),  702  (896),  710  (897),  722 

(902),  728  (903),  736  (904),  745  (905),  750  (907),  752  (907), 

758  (909),  759  (909),  762  (910),  771  (912),  772  (912^  773  (912), 
576  (917);  II  Anhang  10  (894). 

Die  Kombination  des  Niessbrauchs-  und  Rückkaufsvorbehaltes 
ist  nun  eine  sehr  vei-schiedenartige.  Wir  treffen  Urkunden,  in  wel- 
chen der  Vorbehalt  beider  Rechte  nur  für  den  Schenker  gemacht  ist. 

Wart.  I 83  (778)  ego  Waltfrid  . . . dono  atque  trado 
. . . in  ea  ratione  ut  illas  res  possedeam  et  annis  sin- 
gulis  exinde  cemsum  solvam,  hoc  est  XXX  siclas  de 
cervisa  et  duas  maidras  de  paue  et  friskinga  tremisse 
valente.  Et  si  mihi  aliquaudo  aptum  videtur,  ut  illud 
redimam,  cum  XXX  solidis  illas  res  vel  ista  traditione 
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redimam.  Et  si  mihi  dies  exitus  mei  supervenerit, 
antequam  illud  redimere  faciam,  ipsas  res  post  me 
nullus  de  heredibus  meis  aut  alius  quislibet  non  posse- 
deat,  sed  ad  ipsum  mouasterium  revocare  debetur  ibi- 
dem peq)etualiter  possidendum. 

Aehnlich  Wart.  I 108  (786),  310  (827),  II  396  (845),  488 
(861),  513  (865),  693  (894);  Fom.  Sangall.  Miscell.  22 
(Z.  S.  389). 

Es  schliessen  sich  diejenigen  Fälle  an,  in  denen  Niessbrauch 
und  Rückkauf  dem  Schenker  und  seinen  Kindern  oder  weiteren 
Nachkommen  Vorbehalten  ist  und  zwar  der  Rückkauf  für  alle 
gegen  den  gleichen  Preis. 

Wart.  I 94  (781)  ego  . . Witerichus  . . trado  res  meas  . . . , 
in  ea  vero  rationem  ut  aunis  singulis  censum  solvam 
ego  et  agnatio  mea  post  me  ....  Et  si  ego  aut  he- 
redis  mei  ipsas  res  redemere  volueremus,  cum  viginti 
soledus  redemamus. 

Derartige  Fälle  kommen  sehr  häufig  vor , z.  B. : Wart.  I 
142  (796),  143  (797),  145  (797),  151  (798) , 159  (799),  236 
(818),  240  (819),  269  (821),  295  (825),  327  (829),  360  (837), 
376  (838),  379  (839),  II  383  (842),  450  (856),  464  (858),  465 
(858),  473  (860),  498  (864),  510  (865),  532  (868),  630  (883), 
669  (889),  677  (890),  681  (890),  689  (893),  704  (896),  711 
(897),  717  (899),  743  (905),  764  (910),  Anhang  3 (814);  Forinul. 
Sangall.  Miscell.  2 (Z.  S.  380,  381). 

Nicht  selten  wd  aber  auch  die  Summe,  gegen  welche 
Andere  als  der  Schenker  den  Rückkauf  vornehmen  dürfen,  er- 
höht. Z.  B.  in  Wart.  I 249  (820),  316  (828),  341  (832), 
II  384  (842),  423  (853),  438  (854),  592  (875),  593  (875), 
601  (876),  616  (881),  619  (896),  747  (905);  Formul.  Collect. 
Sangall.  21  (Z.  S.  407,  408)'). 

Ferner  finden  wir  Fälle,  in  denen  zwar  für  den  Schenker 
Niessbrauch  und  Rückkauf,  für  die  Erben  und  sonstige  Dritte 
aber  nur  der  Niessbrauch  Vorbehalten  wird.  Z.  B.  Wart.  I 
202  (809),  272  (821),  II  407  (849),  418  (852),  455  (857),  484 
(861),  495  (864),  524  (867),  596  (876),  DI  809  (964),  810  (965). 


')  EigenthOmlich  in  ihrer  Fassung  sind  die  im  übrigen  ähnlichen  Ur- 
kunden Wart.  I 375  (838),  ü 385  (842)  529  (867). 
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In  einigen  Fällen  werden  beide  Rechte  wohl  Vater  und 
Sohn,  künftigen  Generationen  aber  nur  der  Niessbrauch  gestattet. 
So  in  Wart.  II  392  (844),  394  (845),  404  (848),  419  (852), 
475  (860-61). 

In  Wart.  II  451  (856)  behält  der  Schenker  sich  und  seinen 
Erben  Niessbrauch  und  Rückkauf  vor;  sollte  er  keinen  Erben 
Iiaben  oder  weder  er  noch  der  Erbe  von  dem  Rückkaufsrecht 
Gebrauch  machen,  dann  soll  seine  Frau  den  Niessbrauch  ohne 
Rttckkaufsrecht  erhalten.  Aehnlich  verhält  es  sich  in  Wart.  II 
478  (860). 

In  Wart.  II  523  (867)  soll  unter  denselben  Voraussetzungen 
der  Niessbrauch  den  Eltern  des  Schenkers  oder  seinen  Schwestern 
und  deren  Nachkommen  zufallen. 

In  Wart.  II  600  (876 — 877)  wird  der  Niessbrauch  und 
Rückkauf  dem  Schenker  und  seiner  Frau,  dagegen  seinen  Nach- 
kommen nur  der  Niessbrauch  Vorbehalten. 

Nun  geschieht  aber  auch  das  Umgekehrte;  sich  selbst  be- 
hält der  Schenker  nur  Niessbrauch  vor,  Dritten  dagegen,  Kindern, 
Anderen,  macht  er  das  Niessbrauchs-  und  Rückkaufsrecht  aus. 

Wart.  I 348  (834)  ego  . . . Irminsind  . . trado  . . . sub 
ea  ratione,  ut  . . . ad  me  recipiam  censumque  inde 
annis  singulis  solvam  ....  Post  obitum  vero  meum 
filius  meus  Otpert  seu  uxor  eius  Abirhilt  easdem  res 
in  eodem  censu,  quilibet  de  eis  longius  vixerit,  habeant; 
addito,  ut  si  Otpert  voluerit  redemere,  cum  III  de- 
nariis  id  agat. 

Aehnliche  Fälle:  Wart.  I 88  (779),  II  559  (872),  519  (874), 
633  (872—83). 

Wie  übrigens  der  Niessbrauch  einem  erst  später  seitens 
des  Schenkers  zu  bestimmenden  Dritten  durch  Begebung  der 
Urkunde  übertragen  werden  konnte,  so  auch  das  Rückkaufsrecht. 

Wart.  II  723  (902)  et  cuicumque  ipse  precariam  dederit, 
cum  uno  solido  redimendi  licentiam  habest. 

Aehnlich:  Wart.  U 746  (905),  I 370  (838). 

Auch  kommt  es  vor,  dass  der  Schenker  beide  Rechte  nur 
Dritten  vorbehält. 

Wart.  I 353  (835):  zwei  Eheleute  schenken  in  ea  vero 
ratione,  sagt  der  Ehemann,  ut  si  nxor  mea  vel  mei 
infantes  ipsum  pro  proprium  redemere  voluerint. 
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dent  . . . XL  solidos  ...  et  suum  proprium  recipiant 
et  duos  denarios  dent  censiim  per  sinp;ulos  aiiiios  .... 
Et  si  ipsuin  ceiisuiu  . . . dare  iioluerint,  tune  stet  ij)se 
proprius  in  perpetuo  ad  parte  s.  Galli. 

Ein  iilmliclier  Fall  mit  selir  detaillierten  Bestiinmungen 
liegt  vor  in  Wart.  I 340  (831). 

Endlich  ist  zu  erwähnen,  dass  oft  für  die  Zahlung  des  fest- 
gesetzten Preises  bestimmte  Fristen  gesetzt  werden,  innerhalb 
deren  das  Riiekkaufsrecht  ansgeiibt  werden  muss. 

l\'art.  I 93  (780)  et  hoc  ei  concedimus,  nt  si  ipse  solides 
infra  trium  annorum  curricnla  eos  nobis  exsolvat;  in- 
terea  autein  censns.  qnod  nos  cnm  illo  convenit  . . . , 
nobis  exinde  enrrat. 

Wart.  I 322  (830)  der  Erbe  des  Enkels  soll  in  septimo 
etatis  sue  anno  licentiam  habeat  illam  traditionem 
redimere.  Wart.  II  579  i8b7). 

Formnl.  Coli.  Sangall.  Addit.  4 (Z.  S.  435,  43fi)  ea  eou- 
ditione,  nt  ego  inde  duos  denarios  singulis  annis  vitae 
meae  . . . per.solvam  et  lilins  mens  vel  eins  legitima 
procreatio  easdem  res  intra  sex  annos  post  obitnm 
menm  . . . redimant. 

Es  versteht  .sich,  dass  nach  vollzogenem  Ivückkanf  der 
Käufer  wieder  voller  Eigenthümer  des  Gutes  wurde;  jedoch 
sind  in  diesem  Zusammenhänge  einige  Urkunden  merkwürdig, 
in  welchen  dem  Kückkänfer  verboten  wird,  eine  weitere  Tia- 
ditiou  vorznnehmen,  widrigenfalls  das  Gut  an  das  Kloster  znrüek- 
fallen  soll: 

Wart.  I 319  (829)  qnod  si  ea  ratione  ipsas  res  redimamns, 
nt  alleri  enilibet  damus  vel  tradamns,  tune  ad  pre- 
fatum  restituantnr  monasterium. 

Wart.  II  .Anhang  8 (868)  qnod  si  res  ipsas  . . . iure  re- 
demerint  (nämlich  die  Erben),  nnsqnam  alias  facnltatem 
vel  licentiam  eas  tradendi  habeant;  qnod  si  feceriut, 
reetores  ipsius  monasterii  mann  potestativa  eas  sibi 
vindicent.  Qnod  si  propter  aliorum  contradictionem 
non  potnerint,  publica  mallatione  et  testium  snbscrip- 
torum  asstipnlatione  in  ins  sunm  revocant. 

In  Wart.  I 143  (797)  wird  gesagt,  dass  der  Schenker  den 
Rückkauf  nur  cum  conseusu  rectoris  vornehmen  dürfe. 
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Es  soll  schliesslich  noch  einmal  hervoigehoben  werden,  dass 
alle  Urkunden,  iii  denen  sich  in  der  besprochenen  Weise  Niess- 
brauchs-  und  Riickkaufsrecht  verbinden,  ans  St.  Gallen  stammen, 
ans  anderen  Sainmlnngen  dagegen  keine  hierher  passenden  Bei- 
spiele vorliegeu. 

c.  Lebensunterhalt  und  Aufnahme  in  das  Kloster. 

Der  Vorbehalt  des  Rnckkanfs  ist  nicht  das  Einzige,  was  dem 
Niessbranchsvorbehalt  hinzngefngt  wurde.  Häufig  bedang  sich  der 
Schenker  dafür,  dass  er  die  Schenkung  machte,  ausser  dem 
Usnsfrnktns  andere  Gegenleistungen  aus.  So  besunders  lebens- 
länglichen Unterhalt. 

Dies  geschah  nicht  selten  in  der  Weise,  dass  er  erklärte, 
den  N'iessbrauch  so  lange  geniesseu  zu  wollen,  bis  er  in  das 
Kloster  einzntreteu  sich  entschlösse;  wenn  das  letztere  geschähe, 
so  solle  ihm  innerhalb  der  Klostennauern  ein  .\nfenthaltsort, 
Speise,  Trank  und  Kleidung  gewährt  werden,  dafür  dann  auch 
das  Niessbranchsrecht  an  den  Eigenthümer  znrückfallen.  In 
diesen  Fällen  wird  dann  der  Eintritt  in  das  Kloster  gleichsam  wie 
der  Tod,  wie  das  Ende  des  lebenslänglichen  Leiheverhältnisses 
betrachtet.  Beispiele  sind : 

Wart.  1 201  (809),  222  (817'),  II  407  (849),  442  (855), 
443  (85.5),  466  (859),  470  (860),  504  (864),  .525  (867),  607 
(878),  768  (912).  Fomi.  Ang.  Coli.  B.  12  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sangall.  6a  (Z.  S.  400). 

Zuweilen  jedoch  verzichtet  der  Schenkei-  bei  seinem  Ein- 
tritt in  das  Kloster  keineswegs  auf  den  Niessbranch,  sondern 
bleibt  im  Genuss  desselben  und  lässt  sich  ausserdem  den 
Lebensunterhalt  durch  das  Kloster  verschatten.  Z.  B.  in  Wart. 
I 368  (8.38),  II  432  (854). 

Auch  wird  eine  derartige  Aufnahme  in  das  Kloster  den 
Erben  des  Schenkers  ausgemacht:  Wart.  II  494  (863). 

Daneben  finden  sich  Fälle,  in  denen  von  einem  Niessbranch 
keine  Rede  ist.  sondern  nur  die  Aufnahme  in  das  Kloster  oder 
die  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  bezweckt  ist:  Wart.  I 9 
(744),  II  572  (873);  Formul.  Ang.  Coli.  B.  II  (Z.  S.  353);  Coli. 
Sang.  15  (Z.  S.  405,  406). 

Für  den  Schenker  Vorbehalt  des  Niessbrauchs,  für  seinen 
.Sohn  Unterhalt  im  Kloster  wird  ansbedungen  in  einer  Urkunde 
des  Klosters  St.  Bertin  von  864  oder  865  (Seite  111,  112).  Hier 
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ist  auch  eine  Formel  von  Angei-s  anznfnliren  (Form.  Andecav. 
58;  Z.  S.  24,  251,  in  welcher  es  sich  nicht  nm  die  Schenkung: 
an  eine  Kirche  handelt,  sondern  in  welcher  der  Schenker  zwei 
Drittel  seines  Vermögens  an  seinen  Sohn  schenkt,  ein  Drittel 
seinen  heredis  propinfiuis  reserviert, 

ea  tarnen  conditione,  nt  dnin  advixero,  mihi  in  omnibns, 
tarn  de  victo,  (luam  de  vestito  soniare  (=  curare,  soig- 
ner,  Z.)  mild  debiat,  et  ipsa  terra  prosolvere  taciat. 

Zn  vergleiclien  ist  feiner  die  Formel 
Form.  Salic.  Lindenbr.  18  (Z.  S.  279,  280):  hier  wird  eine 
Adoption  vorgenommen;  der  Adoptivvater  schenkt  dem 
Adoptivsüline,  in  ea  vero  ratione,  nt  ((iianuliu  advixero, 
victnin  mihi,  potum  et  vestinwnta  et  calciamenta  in 
omnibns  snfficienter  procnrare  debeas. 

d.  Weitere  Bedingungen. 

Wird  der  Niessbranch  noch  einem  Dritten  ansbednngen,  so 
werden  häutig  Bedingungen  hinzngefngt,  welche  der  Dritte  er- 
füllt haben  muss,  nm  jenes  Genusses  theilhaftig  zu 
werden.  Z.  B.  der  Schenker  behält  einem  Sohne  den 
Niessbranch  vor,  wenn  er  Graf  werden  sollte:  Meich. 

299  (814);  oder  falls  er  in  den  geistlichen  Stand  tritt  und  in 
diesem  eine  bestimmte  Würde  erreicht:  Meich.  61  (779),  652 
(848);  Wart.  I 157  (799),  348  (838),  II  414  (851),  517  (866); 
oder  nur,  wenn  er  (jetzt  unfrei)  später  die  Freiheit  erlangen 
sollte:  Wart.  I,  181  (805).  Häufiger  allerdings  ist  es,  dass  der 
Schenker  bestimmt,  seine  jetzt  noch  freien  Nachkommen  sollen 
sich  nur  solange  des  ihnen  vorbehaltenen  Niessbrauchs  erfreuen, 
als  sie  freie  Leute  bleiben:  Wart.  I 246  (819),  II  399  ^846), 
346  (834),  467  (859).  481  (861). 

Oder:  der  Niessbranch  soll  nnf  in  der  männlichen  Nach- 
kommenschaft vererben:  "Wart.  II  348  (834),  349  (845),  438 
(854),  474  (860),  547  (869). 

Oder:  der  Frau  wird  der  Niessbranch  gestattet,  aber  nur 
dann,  wenn  sie  sich  nach  dem  Tode  ihres  ersten  Mannes,  des 
Schenkers,  nicht  wieder  verheirathet : 

Hundt  I 2 (771),  II  24  (845);  Meich.  698  (835—53);  538 
(828);  Wart.  I 340  (831);  Trad.  Lun.  104  (826);  Trad.  Wiz. 
204  (851);  Trad.  Fiüd.  677  (930). 
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In  Meich.  132  (804)  trifft  der  Schenker  die  eigenthlim- 
liche  Bestiminnng,  er  wolle  den  Nutzgenuss  haben  et 
nt  mihi  niinistret  et  adinvet  ad  vitam  meam  araica 
niea  nomine  Ellinswind  et  procuret  in  omnibus. 
ln  Wart.  II  bOf)  (864)  wird  einem  Dritten  der  Niessbrauch 
nur  unter  der  Bedingung  Vorbehalten,  dass  er  nicht  Mönch  wird. 

Be.stimmungen  anderer,  aber  ilhnlicher  Art  enthalten  dann 
noch  die  üiknnden : 

Meich.  391  (819),  613  (841);  Cod.  Danresham.  12  (786), 
14  (790);  Strass.  IJB  48  (965—991). 


§ ■•27  ■ 

Bedingte  Rückgabe  zu  Niessbrauch. 

Nun  finden  wir  endlich  auch  bei  den  Schenkungen  mit 
Vorbehalt  des  Niessbranchs  einige  Fälle,  welche  sich  den  re- 
Sülntiv  bedingten  donaliones  post  obilum  vergleichen  lassen. 

Es  macht  Jemand,  be.vor  er  eine  Reise,  eine  Romfahrt  an- 
tritt,  oder  bevor  er  einen  Kriegszng  unternimmt,  eine  Schenkung 
mit  der  Bestimmung,  dass  er  fiir  den  Fall  seiner  glücklichen 
Heimkehr  an  dem  geschenkten  Gut  Zeit  seines  Lebens  den 
Nie.ssbranch  haben  solle.  Oder  eine  solche  Schenkung  wird  in 
schwerer  Krankheit  gemacht  und  für  den  Fall  der  Genesung 
der  Niessbrauch  erbeten. 

Aber  im  Gegensatz  zu  den  donaliones  post  obitum  kann 
man  hier  nicht  von  einer  Resolutivbedingung  reden.  Denn  wie 
überhaupt,  wie  wr  gesehen  haben,  der  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs  keine  Bedingung  ist,  so  auch  nicht  in  diesen  Fällen. 
Vielmehr  tritt  hier  mit  voller  Klarheit  hervor,  dass  eine  augen- 
blickliche unbedingte  Schenkung  vorliegt.  Der  Unterschied  be- 
steht nur  darin,  dass  während  sonst  gleichzeitig  oder  unmittel- 
bar nach  der  Schenkung  der  Niessbrauch  zurückgegeben  wird, 
hier  diese  Rückgabe  aufgeschoben  und  nur  für  den  Eintritt  eines 
bestimmten  Ereignisses  erbeten  wird. 

Somit  ist  die  Schenkung  unbedingt  und  augenblicklich,  die 
Rückgabe  zu  Niessbrauch  dagegen  bedingt,  aber  nicht  resolu- 
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tiv  bedingt,  sondern  suspensiv ; sie  soll  nur  dann  erfolgen, 
wenn  der  Schenker  gesunil  lieinikehrt.  Tritt  dann  das  letztere 
ein  und  wird  dann  der  Niessbraucli  an  den  inzwischen  in  Eigen- 
thuin  und  Besitz  der  Kirche  übergegangenen  Gegenständen  ge- 
währt, so  ist  derselbe  rechtliche  Zustand  geschatten,  als  wenn 
eine  gewöhnliche  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
vollzogen  worden  wäre.  Auch  an  diesen  Fällen  erkennt  inan, 
wie  wenig  ein  vorhergehender  realer  Besitzwechsel  dem  Wesen 
der  Schenkung  mit  Niessbrauchsvorbehalt  widerspricht. 

Es  seien  einige  Beispiele  angeführt; 

Meich.  92  (vor  782)  et  ego  Reginholt  et  germanus  mens 
Egino  . . . usquedum  vita  nostra  est,  si  revertimus, 
petimus  ut  ipsa  causa,  qiiae  per  nos  tradimu.s.  nobis 
deserviat. 

Meich.  468  (818):  hier  wird  eine  Schenkung  erneuert  eo 
modo,  si  in  ipso  comitatu,  quem  contra  Liudwinum 
hostiliter  carpebant,  dies  suus  eum  prosequerentur, 
quarta  pars  de  iumentis  salvaticis  cum  tertio  warinore 
...  ad  domum  Mariae  teneretur,  alioquin,,  si  salvus 
et  incolumis  revertisset,  ad  suum  haberet,  quousipie 
degeret,  usum.  Meich.  492  (825),  342  (816). 

Wart.  I 325  (829);  Walthrammus  hat  vor,  ad  limina  s. 
apostoli  Petri  peragere  iter  pro  delictorum  indulgentiam ; 
dessbalb  macht  er  eine  Schenkung  in  eam  videlicet 
rationem,  quod  si  luefato  itinere  dies  exitus  niei  eve- 
niat,  priusipiam  ad  propriis  revertar  speluncis,  et  post- 
(luam  gennanis  meis  nunciatum  fuerit  obitus  meus, 
sollen  diese  Brüder  das  Kückkaiifsrecht  haben.  Si 
autem  clementis.sime  Deus  adveutum  meum  ad  propria 
decreverit  et  ipse  ipsas  res  . . . redimere  non  cupio, 
liberam  habeam  potestatem  cum  duos  solidos  liberare 
quandocumque  mihi  conplacuerit,  et  interim,  quod  re- 
demptum  non  sit,  singulis  annis  duos  ob  hoc  reddam 
denarios;  ebenso  si  heres  legitimus  mihi  evenerit. 

Wart.  I 342  (832)  in  ea  vero  condictione,  ut  easdem  res 
iam  contraditas  ad  me  recipiam  et  habeam,  si  me 
Deus  sanum  et  incolumem  revertere  ab  hoc  itinere 
concederit.  Falls  er  nicht  heimkehrt,  behält  er  seinem 
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Sohn,  seiner  Tochter,  und  seiner  Gattin  den  Niess- 
brauch  vor;  erst  nach  deren  Tode  tritt  Heimfall  an 
das  Kloster  ein. 

Aehnlich  Wart.  II  408  (848 — 50). 

Wenn  es  in  Wart.  II  441  (855)  heisst:  nt  si  de  instanti 
itinere  incolumis  rediero,  easdem  res  ad  me  recipiam 
proprio  inri  subiectas,  so  scheint  hier  den  Worten 
nach  allerdings  das  volle  Eigenthum  an  den  Schenker 
zuriickfallen  zu  sollen;  dann  läge  ansnahrasweise  also 
eine  resolutiv  bedingte  Schenkung  vor,  bei  der  dann 
natürlich  von  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  nicht  mehr 
die  Rede  ist. 

In  Wart.  II  605  (878)  wird  für  den  Fall  glücklicher  Heim-  . 
kehr  nur  der  Rückkauf,  kein  Niessbrauch  Vorbehalten. 

In  Wart.  II  496  (864)  liegt  der  Fall  etwas  anders:  der 
Schenker  behält  sich  in  gewohnter  ll'eise  Niessbi’auch  und 
Rückkauf  vor;  sollte  er  jedoch  auf  der  geplanten  Rorafahrt 
sterben,  dann  soll  seine  Frau  den  Genuss  der  Früchte  des 
laufenden  Jahres  geniesseu  und  erst  dann  der  Heimfäll  an  das 
Kloster  eintreten:  tantum  praesentis  anni  fructus  iam  raemorati 
loci  in  usum  uxoris  meae  . . . succedaut. 

In  Meich.  343  (816)  sehen  wir  den  Fall,  dass  der  Schenker 
wirklich  unterwegs  gestorben  ist.  Als  der  Bischof  seinen  Tod 
erfährt,  iussit  obsidere  vestituram  ad  prefatum  ednm  et  factum 
est  ita.  Also  nun  wird  Besitz  ergriffen;  man  kann  vielleicht 
annelimen,  dass  man  dies  von  Seite  der  Kirche  solange  aussetzte, 
bis  sich  das  Schicksal  des  Schenkers  entschieden  hatte. 

In  Meich.  357  (817)  ist  der  Schenker  zurückgekehrt  und 
erneuert  nun  die  Schenkung  noch  einmal. 

Der  Fall  endlich,  dass  die  Schenkung  in  der  Krankheit 
geschieht,  liegt  z.  B.  vor  in 

Wart.  II  403  (847)  sub  ea  convenientia,  ut  si  ab  hac  in- 
ürmitate  convaluero,  tune  in  eodem  monasterio  vel  in 
proxima  eorum  curte  victura  et  vestitum  habeam  tem- 
pus  vitae  meae,  et  res  predictae  statim  nunc  absque 
ulla  contradictione  ad  prefatum  monasterium  integriter 
redeant  in  evura  possidendum. 
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§ 28. 

Verbindungen  und  Vermischungen  beider  Schenkungs- 
arten. 

In  einem  Schlussabschnitt  sollen  nun  noch  diejenigen  Fülle 
angeführt  werden,  in  welchen  donationes  post  ohilum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  vereint  Vorkommen,  und 
zwar  einmal  in  der  Art,  dass  sie  beide,  wenn  auch  zu  einem 
Rechtsgeschäft  vereinigt,  dennoch  unabhängig  nebeneinander- 
stehen, und  ferner  in  der  Art,  dass  sich  ihre  Formen  vermischt 
und  damit  ein  Zwitterding  hervorgerufen  haben,  von  dem  es 
• schwer,  ja  zuweilen  unmöglich  ist,  zu  sagen,  ob  es  zu  diesen 
oder  zu  jenen  Rechtsgeschäften  gehöre. 

a.  Zuerst  also  diejenigen  Fälle,  in  welchen  beide  Schen- 
kungsarten verbunden  sind. 

Es  findet  sich,  dass  Jemand  eine  donatio  post  obitum  vornimnit, 
aber  in  der  Weise,  dass  nach  seinem  Tode  nicht  .sofort  der 
Schenkungserfolg  voll  und  ganz  eintreten , sondern  dann  das 
betreffende  Gut  noch  einem  Dritten  zu  lebenslänglichem  Nutz- 
genuss überlassen  werden  soll. 

Hier  liegt  also  sowohl  eine  Schenkung  nach  dem  Tode  des 
Schenkers,  als  auch  eine  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niess- 
brauchs zu  Gunsten  Dritter  vor.  Beispiele: 

Meich.  29  (774):  Zwei  Eheleute  macheu  eine  donatio 
post  obilwn;  nach  ihrem  Tode  soll  ihrem  Sohn  der  Nie.ss- 
brauch  gewährt  werden,  falls  er  nämlich  die  Priester- 
weihen erlangt. 

Hundt  I 6 (776)  in  ea  ratione,  nt  post  obitum  nostrum  filii 
nostri  . . . supradictum  locum  ...  in  beneficium  acci- 
piant. 

Hierher  gehört  ferner  Meich.  701  (845):  die  Nichte  des 
Bischofs  Hitto  macht  eine  donatio  post  obitum.  Nach  dem  Tode  ihres 
Oheims  will  sie  die  Schenkung  einem  ihrer  Enkel,  den  sie  zur 
Erinnerung  auch  Hitto  hat  taufen  lassen,  zuwenden.  Der  re- 
gierende Bischof  einigt  sich  mit  ihr,  dass  nach  ihrem  Tode  Hitto 
der  jüngere  den  Nutzgenuss  erhalten  solle,  falls  er  die  Priester- 
weihen erwirbt. 


Digitized  by  Google 


145 


Ebenso  verhält  es  sich  in  Trad.  Lun.  132  (837) : der  Mann 
schenkt  nach  seinem  Tode;  dann  post  discessum  meum,  post- 
quam  vestitura  ille  abbas  nec  non  et  illi  monachi  . . . accepe- 
runt,  uuilieri  meae  R.  in  beneficium  concedatur  usque  ad  obituin 
vitae  snae  (reslilura  hier  = körperlicher  Hesitz). 

Auch  eine  Schenkungsurkunde  an  das  Kloster  Scheftlarn 
von  828  (Mon.  Boic.  VII 1 S.  377)  dürfte  hier  anzuführen  sein. 
Ein  Diacon  schenkt  ein  (irundstück , ut  ad  ipsam  casam  Dei 
post  obituin  nieuin  et  nepotis  niei  Alprici  pennaneat;  darauf 
verleiht  der  Bischof  die  Schenkung  dem  Enkel  für  den  Fall, 
dass  er  den  Schenker  überlebt.  Da  diese  Verleihung  ausdrück- 
lich nur  für  den  Enkel  vorgenommen  wird,  scheint  auf  Seite 
des  Schenkers  eine  dona/io  poxt  obiium  vorzuliegen.  Diese  Schen- 
kung ist  auch  darum  merkwürdig,  weil  die  zu  ihr  gehörige 
Carlo  in  Meich.  527  abgedruckt  ist,  während  in  der  angeführ- 
ten Scheftlarer  Urkunde  die  fast  wörtlich  gleichlautende  vom 
Kloster  ausgestellte  nolilia  vorliegt. 

Aehnliche  hierher  gehörige  Fälle  .sind  dann  noch  u.  A.:  Trad. 
Lun.  73  (?),  90  (?),  98  (822),  Trad.  Fühl.  295  (?),  358  (?). 

Nicht  hierher  jedoch  gehören  diejenigen  Fälle,  in  denen  der 
Schenker  die  Tradition  durch  einen  Salmann  ausführen  lässt, 
der  Salmann  dann  die  Schenkung  vollzieht  und  dabei  sich  oder 
den  vom  Schenker  bestimmten  Dritten  den  Niessbrauch  vorbe- 
hält. Denn  eine  Tradition  durch  Salmannen  ist  durchaus  nicht 
immer  eine  donatio  post  obiium;  aber  .selbst  wenn  eine  solche  vor- 
liegt, sind  doch  hier  jedesmal  zwei  getrennte  Rechtsgeschäfte 
vorhanden,  über  die  nur  der  Einfachheit  wegen  nicht  zwei,  son- 
dem  eine  Urkunde  ausgestellt  ist. 

Derartige  Beispiele  sind: 

Meich.  287  (811),  415  (820),  506  (827),  620  (842); 

Hundt  II  3 (815);  Wart.  U 472  (860). 

Übrigens  findet  sich  auch  der  Fall,  wie  hier  erwähnt  sei, 
dass  Schenkung  und  Verleihung  eines  dem  Kloster  gehörigen 
Grundstücks  nicht  zu  einer  remuneratorischen  Prekarie  ver- 
bunden w'erdeu,  sondern  die  Schenkung  in  Gestalt  einer  do- 
natio post  obiium  vollzogen  und  dafür  dem  Schenker  ein  von 
seinem  Vater  geschenktes  Grundstück  als  precaria  data  gegen 
Zins  und  fünfjährige  Erneuerung  verliehen  wird.  So  z.  B.  in 
Trad.  Lun.  133  (825). 

Häbner,  die  doufttiones  post  obitum.  lo 
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b.  Nun  kommen  wir  zu  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die 
unklare  Ausdrucksweise  der  Urkunden  nicht  erkennen  lässt, 
welcher  Art  das  beurkundete  Rechtsgeschäft  ist.  Derartige 
undeutliche,  zu  Zweifeln  Anlass  gebende  Urkunden  sind  aber  im 
Verhältniss  zu  den  deutlichen  und  unzweifelhaften  nur  in  ganz 
verschwindend  geringer  Anzahl  vorhanden. 

Zuerst  sind  es  solche  Urkunden,  in  welchen  die  Formen 
der  donatio  post  obitum  und  die  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  vermischt  sind.  Ich  habe  folgende  gefunden: 

Meich.  21  (770)  meum  post  obitum  . . . cuncta  . . . tra- 
dedi  ...  et ...  in  beneficio  utendi  a manu  . . episcopi 
diebus  vitae  mei  suscepi,  et  post  obitum  meum  illuc 
in  Perpetuum  stabilivi. 

Wart.  1 18  (754)  donamus  . . . post  discessum  meum,  dono  . . . 
ad  integrum  ad  die  presente ...  et  pro  istas  res  proseiwire 
volo  (angeführt  bei  Heusler,  Gewere  S.  27  Anm.  1); 

Wart.  I 19  (754)  fast  wörtlich  gleichlautend  (angeführt 
von  Heusler  ebendaselbst); 

Mitt.  Rhein.  UB  I 23  (771)  vestra  ;habuit  pietas  . . . ut 
loca  . . . quem  . . . delegavi.  ad  beneficium  dum  ad- 
vivo  excolere  permisistis  gegen  jährlichen  Zins.  Post 
meum  quoque  discessum  vobis  ...  ad  supra- 
dictum  monasterium  vestrum  condonavi,  ea 
tarnen  condicioue,  ut  dum  advivo  loca  . . . usufructuario 
ordine  possidere  debeam.  Hier  passen  die  gesperrten 
Worte  schlecht  zu  dem  deutlich  ausgesprochenen  Niess- 
brauchsvorbehalt. 

Trad.  Lun.  33  (777)  trado  . . . ut  post  obitum  meum  ibi 
sit  firmum  et  stabilitum,  diebus  autem  vite  meae  mihi 
deserviat.  Hier  zwingen  die  Ausdrücke  allerdings  nicht 
zu  der  Annahme  einer  donatio  post  obitum. 

In  Meich.  71  (782)  ist  von  der  Erneuerung  einer  donatio 
post  obitum  die  Rede  und  gleichwohl  wird  von  der  ge- 
schenkten Sache  gesagt,  dass  sie  bei  Lebzeiten  des 
Schenkers  episcopali  ditioni  servetur. 

Meich.  119  (802)  post  obitum  nostrum  firmiter  condonamus 
...  et  ab  ipso  episcopo  in  beneficium  usqne  ad  finem 
vitae  nostrae  ipsam  rem  accepimus  (angeführt  bei 
Heusler,  Institutionen  II  S.  119  Anm.  6). 
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Meich.  183  (810)  tradidimus  . . . totum  ex  integro  post 
obitum  nostrum  . . . eo  ordine,  ut  tamdiu  vixerimus 
super  terram,  potestatem  habendi  sicut  usus  est  fruendi 
(angeführt  bei  Heusler  ebenda). 

Trad.  Fuld.  180  (?)  trado  post  obitum  meum  et  post  obi- 
tum fratris  mei,  nt  qui  ex  nobis  utrisque  alium  snper- 
vixerit,  sic  ille  illud  habeat  per  vestram  prestationem 
ttsque  ad  finem  vitae  eins. 

Trad.  Fuld.  187  (?)  fast  wörtlich  gleichlautend. 

Dies  sind  die  einzigen  Fälle  — also  zehn  im  ganzen  *),  vier 
schon  von  Heusler  erwähnt  — , in  denen  der  Schenker  oder  der 
Urkundenschreiber  sich  einen  unklaren  Ausdnick  zu  Schulden 
kommen  Hess.  Schwerlich  wird  man  hieraus  einen  Beweis 
für  die  Gleichartigkeit  der  verwechselten  Rechtsgeschäfte  ent- 
nehmen können. 

Es  kommt  ferner  vor,  dass  in  den  Ausdrücken  donationes 
po.H  obitum  und  unbedingte  augenblickliche  Schenkungen  ver- 
wechselt sind. 

Hierher  gehören  z.  B. 

Trad.  Wiz.  45  (719)  ego  . . . dono  . . . post  discessionem 
meam  ad  diem  presentem  donatum  in  pei-petuum  esse 
volo  . . . Haec  omnia  post  discessum  meum  a die 
praesente  abbatis  vel  ageutes  ipsius  mouasterii  in  po- 
testate  ipsius  mouasterii  debeant  revocare.  Heusler 
führt  diese  Urkunde  Gewere  S.  27  Anm.  1 an  und 
erklärt:  a die  praesenti  hiesse  nur  „sofort  mit  dem  Tag 
meines  Hinscheidens“,  was  doch  nicht  ohne  Weiteres 
einleuchten  dürfte. 

Trad.  Lun.  29  (?)  dono  . . . a die  presente  . . . totum, 
sicut  dixi,  post  meum  obitum  aut  si  infra  ista  patria 
aut  fores  vado  a die  presente  dono. 

Trad.  Lun.  57  (?)  ego  trado  . . . post  obitum  meum  . . . 
ut  ab  hac  die  ipsa  casa  Dei  vel  ipsius  mouasterii  illuc 
habeant. 

Meich.  108  (791)  ego  . . . dono  . . ab  hodiemo  die,  ut 
post  obitum  meum  . . totum  . . a possidendum  tradidi 
(angeführt  bei  Heusler  Gewere  S.  27  Anm.  1). 

‘}  Meich.  132  (804)  kann  man  hier  nicht  anfUhren,  da  es  sich  hier  deut- 
lich um  eine  Schenkung  mit  NiessbrauchsTorbehait  handelt. 

IB* 
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Trad.  Lun.  80  (821)  commendo  . . , nt  post  obitum  menm 
illi  habeat;  diese  Schenkung  wird  zweimal  erneuert 
und  bei  der  zweiten  Enieuening  gesagt:  et  nunc  ego 
in  tercio  vice  vobis  vestitum  habeo , nt  post  obitum 
meum  teneatis  et  usque  ad  flnein  vite  mee  in  vestruni 
beneficium  valeam  habere.  Hier  ist  offenbar  Vor- 
behalt des  Niessbrauchs  gemeint. 

Meich.  686  (849)  totum  . . . post  obitum  suum  tradidit 
. . . , ut  ab  hodierno  die  . . . pemansisset  ad  Fri- 
gisingas. 

Derartige  Verweclislungen  sind,  wie  dies  auch  Hensler  in 
Hinblick  auf  die  Urkunden  Meich.  108,  Wart.  18,  19  thut'), 
am  einfachsten  aus  unsorgfältiger  Abfassung  zu  erklären ; wenig- 
stens scheint  mir  dies  ein  weit  natürlicherer  Grund  zu  sein, 
als  in  den  erwähnten  Fällen  das  a die  praesenti  auf  den  Todestag 
zu  beziehen  oder  derartige  Wendungen  mit  der  Urkunde  Meich. 
70  zu  erklären,  wie  dies  Hensler  gleichfalls  versucht,  so  dass 
dann  in  jenen  Urkunden  eine  ähnlich  abgekürzte  Ansdrucks- 
weise zu  erkennen  wäre,  wie  wenn  wir  jetzt  sagen:  „durch 
gegenwärtiges  Instrument  schenke  ich  auf  den  Todesfall“  *). 

Man  wird  nun  aber  eine  derartige  Unachtsamkeit  eines  un- 
aufmerksamen Schreibers  niemals,  meine  ich,  dazu  verwenden 
können,  um  auf  Grund  derselben  sonst  klar  hervortreteude  unter- 
scheidende Merkmale  der  Rechtsgeschäfte  wegzuleugnen ; sonder« 
ebensowenig,  wie  anzuuehmen  ist,  dass  selbst  den  rechtsunkun- 
digsten Leuten  des  achten  oder  neunten  Jahrhunderts  der  Unter- 
schied zwischen  einer  augenblicklichen  und  einer  Schenkung 
nach  dem  Tode  unbekannt  gewesen  sei,  ebensowenig  wird  man 
aus  vereinzelten  Verwechslungen  auf  die  Gleichheit  von  donatio 
post  obitum  und  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
schliessen  dürfen. 

Dies  auch  nicht  aus  einem  letzten  Umstande,  der  hier  noch 
zu  erwähnen  ist.  Es  kommen  nämlich  Urkunden  vor,  welche 
sich  deutlich  als  donationes  post  obitum  zu  erkennen  geben  und 
welche  dennoch  die  Bestellung  eines  Zinses  erwähnen!  Nämlich: 
Wart.  I 39  (763)  ego  . . . omnes  facultates  meas  ...  in 


•)  Gewere  S.  27  Anm.  1. 

•)  a.  0. 
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. . . post  meum  discessum  . . . trado  ...  Et  dum  ego 
advivo,  dabo  ad  ipsa  casa  Dei  . . . censnm  annis  sin- 
gulis,  hoc  est  . . . . Post  meum  vero  discessum  ipsa 
res  s.  Gallonis  . . . recipiat  lioc  . . . 

Meich.  229  (vor  810)  ego  . . . trado  . . . propriam  heredi- 
tatem  meam  . . . post  obitum  meum,  et  quamdiu  vixero 
et  illud  possideo,  ut  aliquid  de  illo  ad  tributum  darem 
ad  praedictum  locum. 

Es  finden  sicli  noch  einige  Fälle*),  welche  allerdings  einer 
donatio  post  obitum  sehr  ähnlkh  sehen,  bei  denen  eine  solche 
jedoch  nach  den  oben*)  gegebenen  Erörterungen  nicht  anzu- 
nehmen ist,  sondern  vielmehr  ein  Niessbrauchsvorbehalt.  .4ber 
in  jenen  beiden  Fällen  scheint  das  letztere  ausgeschlossen. 
Damit  liegt  allerdings  eine  sehr  starke  .Anomalie  vor;  da  sich 
dieselbe  jedoch  nicht  häufiger  findet,  wird  man  ihr  keinen  Einfluss 
auf  die  juristische  .Auftässung  zu  gestatten  brauchen  und  nur 
durch  die  .Ausnahme  die  Regel  bestätigt  finden. 

SCHLUSS. 

§ 29. 

Ergebnisse  und  Folgerungen. 

Fassen  wir  zum  Schluss  das  Ergebniss  vorstehender  Unter- 
suchungen noch  einmal  zusammen. 

Das  Bedürfniss  nach  letztwilligen  Verfttgungen  wird  im 
älteren  deutschen  Recht  durch  donaliones  post  obitum  und  Schen- 
kungen mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  befriedigt. 

Beide  Uebertragungsarten  stehen  im  Gegensatz  zu  unbe- 
dingten augenblicklichen  Schenkungen.  Beide  Uebertragungs- 
arten wollen  die  Vortheile  der  Schenkung  erreichen,  ohne  deren 
Nachteile  mit  in  den  Kauf  zu  nehmen.  Bei  beiden  Uebertragungs- 
arten wünscht  der  Schenker  eine  liberale  Zuwendung  zu  machen, 
aber  ohne  dass  er  die  Vermögensminderung  verspüre.  Beide 
Uebertragungsarten  haben  daher  einen  ähnlichen  wirthschaft- 

>)  Trad.  Fuld.  212  (803),  Trad.  Pat.  39  (80.i),  Meich.  534  (828),  720  (864 
bis  875). 

*)  Seite  22  ff. 
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liehen  Erfolg:  der  Beschenkte  tritt  vorläufig  nicht  in  den  vollen 
wirthschaftlichen  Genuss  der  Schenkung. 

Aber  beide  Uebertragungsarten  stehen  trotz  ähnlicher 
wirtlischaftlicher  Folgen  in  rechtlichem  Gegensatz. 

Die  donatio  post  obitum  ist  ein  bedingtes  Rechtsgeschäft. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  ist  ein  un- 
bedingtes Rechtsgeschäft. 

Die  donatio  post  obitum  ist  in  ihren  Wirkungen  bis  zum 
Tode  des  Schenkers  suspendiert. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  tritt  sofort 
in  volle  Wirksamkeit. 

Derjenige,  welcher  eine  donatio  post  obitum  voniimmt,  bleibt 
Eigenthümer  bis  zu  seinem  Tode,  wenn  auch  Eigeiithümer  ohne 
Veräusserungs-  und  Vererbungsbefugniss. 

Derjenige,  welcher  sich  bei  einer  Schenkung  den  Niessbrauch 
vorbehält,  hört  sofort  auf  Eigenthümer  zu  sein;  er  wird  zum 
Usufruktuar. 

Der  Beschenkte  bei  einer  donatio  post  obitum  erhält  nur 
ein  festes  Anwartschaftsrecht  bis  zum  Tode  des  Schenkers,  das 
ihm  der  Letztere  durcli  Widerruf  nicht  entziehen  darf. 

Der  Beschenkte  bei  einer  Schenkung  mit  Vorbehalt  des 
Niessbrauchs  wird  sofort  Eigenthümer  der  Schenkung;  von  einem 
Widerruf  kann  keine  Rede  sein. 

Die  donatio  post  obitum  wird  durch  traditio  cartae  voll- 
zogen; ein  realer  Besitzwechsel  ist  bei  ihr  bis  zum  Eintritt 
der  Bedingung  unmöglich. 

Die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird  eben- 
falls dmch  traditio  cartae  vollzogen;  jedoch  ein  realer  Besitz- 
wechsel, eine  reale  Investitur  ist  sofort  möglich. 

Bei  der  donatio  post  obitum  ist  das  Verhältniss  zwischen 
Schenker  und  Beschenktem  nach  Aussen  unsichtbar;  der  Schenker 
bleibt  nach  wie  vor  Eigenthümer  und  Vertreter  seines  Guts. 

Bei  der  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  wird 
zwischen  Schenker  und  Beschenktem  ein  Prekarienverhältniss 
begründet;  der  Beschenkte  ist  Herr  und  Vertreter,  der  Preka- 
rist  zieht  im  Namen  des  Herrn  den  Nutzen. 

Zur  Anerkennung  des  fremden  Eigenthums  zahlt  er  nicht 
selten  einen  Zins;  er  ist  Zinsmann,  der  Beschenkte  Zinsherr. 
Ein  Zins  ist  bei  der  donatio  post  obitum  ausgeschlossen, 
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Alle  diese  Unterscheidungsmerkmale  zwingen,  die  donatio 
post  obitum  und  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs 
als  verschiedene  Rechtsgeschäfte  aufzufassen. 

Und  zwar  hat  sich  im  Lauf  der  Untereuchung  ergeben, 
dass  das  unterscheidende  Moment  in  dem  Augenblick  liegt,  in 
welchem  die  Wirkungen  der  Schenkung  eintreten,  ob  sofort 
nach  Vollziehung  der  Schenkung  oder  erst  mit  dem  Tode  des 
Schenkers.  Dagegen  muss  das  Fehlen  oder  Hinzutreten  einer 
Zinsbestellung  als  unwesentlich  betrachtet  werden. 

Die  Frage,  welche  die  vorliegende  Untersuchung  in  der 
soeben  angegebenen  Weise  zu  beantworten  versucht  hat,  dürfte 
nicht  ohne  allgemeineres  Interesse  sein.  Denn  es  handelt  sich 
nicht  blos  um  die  Erledigung  eines  nebensächlichen  und  unter- 
geordneten Streitpunktes,  sondern  bei  der  Natur  der  zu  be- 
handelnden Rechtsgeschäfte  ist  die  Untersuchung,  mag  ihr  End- 
ergebniss  als  richtig  oder  falsch  angesehen  werden,  in  die  Lage 
versetzt,  einige  allgemeinere  Fragen  bei  der  Bearbeitung  des 
Materials  ins  Auge  zu  fassen. 

Denn  die  genauere  Betrachtung  der  Formen,  in  w'elchen 
in  deutschen  Landen  in  der  Zeit  vom  achten  bis  zehnten  Jahr- 
hundert durch  den  Tod  bedingte  und  mit  einem  Vorbehalt  ver- 
sehene Schenkungen  vollzogen  wurden,  Schenkungen  vor  allem 
an  die  Kirchen  und  Klöster,  kann  einmal  einen  Beitrag  zur 
Erkeuntniss  des  deutschen  Schenkungsbegriffs  liefern,  der,  wie 
dies  Brunner  gezeigt  hat*),  keineswegs  mit  dem  römischen  zu- 
sammenfällt. Denn  in  der  donatio  post  obitum  tritt  uns  eine 
dem  römischen  Recht  unbekannte  Schenkungsform  entgegen, 
während  die  Schenkung  mit  Vorbehalt  des  Niessbrauchs  als  eine 
erweiterte  Umbildung  römischer  Institutionen  erscheint. 

Ferner  zwingt  die  Frage,  auf  die  Art  der  bei  jenen  Rechts- 
geschäften üblichen  Uebertragungsformen  und  des  durch  sie  er- 
worbenen Rechts  einzugehen  und  damit  die  Probleme  des 
deutschen  Besitzrechts  wenigstens  zu  streifen. 

Und  dann  endlich  ist  unverkennbar,  dass  die  für  die 
angestellte  Untersuchung  in  Betracht  kommenden  Urkunden 
diejenigen  Ueberreste  ans  den  damaligen  Zeitläuften  unserer 


')  In  seiner  mehrfach  citierten  Abhandlimf;  Uber  die  Landschenkungen 
der  UeroTinger  und  AgUoIfluger. 
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Geschichte  sind,  in  welchen  der  in  der  Karolingerzeit  sich 
vollziehende  wirthschaftliche  Umschwung  am  unmittelbarsten 
hervortritt.  Wir  sehen  aus  den  zahllosen  Schenkungen  an  die 
Kii-cheu  und  Klöster,  wie  aller  Orten  ihr  Landbesitz  sich  ver- 
mehrt, sich  zu  geschlossenen  Giundherrs<hal'ten  ausbildet,  wie 
damit  der  Grund  gelegt  wii'd  zu  der  gewaltigen  Machtstellung 
des  deutschen  Klerus. 

Und  ebenso  erhellt  aus  unseren  S<dienkungen  die  Kehr- 
seite jener  kirchlichen  Machtsteige.rung ; der  iuimer  stärker 
werdende  Zwang  für  die  minder  Begüterten,  ihr  Land  einem 
Reicheren  aufzutragen  und  von  ihm  als  abliängiges  Eigen  zu- 
rUckzuempfangeu.  Bekanntlich  hat  diese  zu  Gunsten  der  Kirche 
sich  vollziehende  Verschiebung  der  Grnndbesitzverhältnisse, 
welcher  daun  auch  die  Ausbildung  weltlicher  Territorial- 
gewalten folgte,  in  höheren  Kreisen  die  Entwickelung  des  Lehus- 
wesens,  in  niederen  die  der  bäuerlichen  Leiheverhältnisse  her- 
beigeführt. Lehnsw'esen  und  Leiheverhältuisse  haben  der  folgen- 
den Geschichtsperiode  ihren  Stempel  aufgedrückt. 
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